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Vorwork. 


Das vorliegende Buch will die Ereigniſſe des Jahres 1566 
Telbft reden Yaßen. Es befteht daher feinem überwiegenden In— 
halte nad) aus einschlägigen amtlichen Actenſtücken, zeitgenöhifchen 
Aufzeichnungen, Auszügen aus den auf autbentifhem Material 
beruhenden Geſchichtswerken und fonftigenfOnellen. Dielelben 
find nad) ihrer Herkunft genau bezeichnet und fo geordnet, daß 
der aufmerffame Leer nicht nur in den äußern, fondern auch 
in den innern Zufammenhang der Gefchehniffe ſowie in Die 
Urjachen derjelben einen Einblie® zu igewinnen vermag. Nur 
da, wo es unumgänglich ſchien, Habe ich erläuterndefgmiichen: 
bemerfungen und längere oder fürzere zuſammenfaßende Dar: 
ftellungen eingefhoben. Aber auch diefe Zutaten befchränten 
fih im Weſentlichen auf tatfächliche Angaben und Zuſammen— 
ftellungen deö den Quellen jelbft !entnommenen Stoffes. Sie 
find überdieß durd) den Drud auch !äußerlich für das Auge 
des Leſers kenntlich gemacht. 

Was ich zu geben verſuchte, iſt alſo eine von den be— 
deutendſten bisher erſchloßenen deutſchen, italieniſchen und fran— 
zöſiſchen Quellen ſelbſt erzählte Geſchichte der deutſchen Kriſis 
des Jahres 1866. Leider ſind die Archive Oeſterreichs und 
der nichtannectierten deutſchen Staten der Geſchichtsſchreibung 
dieſes Jahres bisher ebenſo wenig geöffnet worden wie die Acten 
der engliſchen und ruſſiſchen Diplomatie. Solange dieß der 
Fall iſt, ſolange namentlich die amtlichen öſterreichiſchen und 
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ſüddeutſchen Quellen verſchloßen gehalten werden, wird jede 
Geſchichtsdarſtellung der 1866er Kriſis unvollſtändig und bis 
zu einem gewiſſen Grade einſeitig bleiben. Das vorliegende 
Buch kann aber auch auf vollſtändige Ausſchöpfung des jetzt 
vorliegenden Materials keinen Anſpruch machen. Namentlich 
ſind die militäriſchen Vorgänge ganz unberückſichtigt geblieben, 
und auch ſonſt wird manche Einzelnheit zu vermiſſen ſein. 
Bon den bisher nachweisbaren Haupt: und Grundzügen des 
politiſchen Entwickelungsbildes dagegen wird hoffentlich keiner 
fehlen. 

Die documentariſche Art der Darſtellung bot nicht geringe 
Schwierigkeiten, die der Kenner der benugten Litteratur zu würdigen 
wißen wird, und deren unvollkommener Bewältigung ich ſelbſt 
mir am lebhafteſten bewußt bin. Sie bedingte auch den Verzicht 
auf eine harmoniſche, künſtleriſch abgerundete Form des Vor⸗ 
trags. Was dem Buche in dieſer Beziehung mangelt, ſucht 
es durch ſeine Objectivität zu erſetzen. Damit ſoll indeſſen 
nicht geſagt ſein, daß daſſelbe unparteiiſch ſei oder auch nur 


ſein wolle. Für eine unparteiiſche Darſtellung des Jahres 


1866, die dieſen Namen verdient, wird die Zeit erſt gekommen 
fein, wenn nicht nur alle Urheber und Zeitgenoßen, ſondern auch 
die Producte deſſelben der Vergangenheit angehören. Ich ere 
hebe alſo auf Unparteilichkeit Teinen Anſpruch. Meine Durch 
forfhung der Gefchichte jened Jahres hat meine während de3- 
felben gewonnenen perjönlichen Anfchauungen und Eindrüde fait 
durchweg beftätigt. Demnach ift das damals Gefchehene und durch 
die Reichdgründung des Jahres 1871 zu einem nur vorläufigen 
und unfertigen, darum auf die Dauer unhaltbaren Abjchluß Ges 
langte, meiner perfönlichen und wißenſchaftlichen Weberzeugung 
nad), die verhängnißpollite Revolution von oben, welde 
die deutiche Gefchichte Bid dahin zu verzeichnen hat. Durchges 
führt mit den Mitteln des Nechtöbruches, des gewaltiamen 
Umfturzes, der bewußten Unwahrheit und Teuſchung, Tonnte 
diefe Revolution auch nur revolutionäre Früchte berborbringen. 
Sie hat der preußifchen Machterweiterung und Vergrößerung3- 
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fuft gedient, nicht aber dem berechtigten Streben des deutfchen 
Volkes nach feiterer Einigung und geſchichtlichem Ausbau feiner 
bis dahin zu Necht beitandenen Gefamtverfaßung. Sie hat 
Deutichland nicht geeinigt, fondern in eine Fleinere Öfterreichifche 
und eine größere preußiiche Hälfte zerrißen. Sie hat durch 
das von oben. gegebene Beiſpiel des Umſturzes die evolution 
bon unten wachgerufen und jo eine friedliche Löſung der ſocia⸗ 
Ten Frage im höchſten Grade erfchwert. Ste Hat endlich die 
bewährten Garantien des MWeltfriedend durch Beſeitigung der 
europäiſchen Rechtsordnung von 1815 vernichtet und an ihre 
Stelle die internationale Rüſtungs⸗Concurrenz des Militart3- 
mus und den latenten Sriegözuftand großer Goalitionen geſetzt. 
Dieſe meine Anfchauung ded Jahres 1866 habe ich in meinen 
Zutaten zu dem Actenmaterial meined Buches nicht zurüdge- 
Halten, Sie zu bekennen, empfand ich als ein Erfordernis der 
Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit. Indeſſen tft es nicht dieß, 
worauf e3 mir anfam. Die Hauptjache war, zu zeigen, daß 
der revolutionäre Character der Kriſis von 1866 von den 
wichtigften amtlichen und nichtamtliden Documenten der das 
maligen ftreitenden Parteien durchweg erhärtet und unwider⸗ 
Leglich bezeugt wird. Das iſt ed, was ich nicht zwar die 
Unpartetlichkeit, wol aber Die Objectivität dieſes Buches nenne, 

Und e3 tft Zeit, daß nad) der Jahre langen Schönrednerei 
über die Ereigniffe jenes großen Umfturzes der deutichen und 
europäiſchen Rechtsordnung endlich dieſe Ereigniſſe ſelbſt 
zu Worte kommen. Während des Menſchenalters, welches ſeit 
ihrem Vollzuge im nächſten Jahre verfloßen ſein wird, ſind ſie 
der Mitwelt nahezu unbekannt geworden. Es bat daher das 
inzwiſchen aufgekommene Geſchlecht, es Hat vor allem die nach» 
wachlende wiß- und wahrheitäbegierige Jugend ein Recht da= 
rauf, aus dem Munde der handelnden und in nächlter Nähe 
der Handlung geitandenen Perſonen felbft zu erfahren, was 
Damals gefchehen, wie e3 gefchehen, und wie es von denjenigen 
Zeitgenoßen beurteilt worden ift, welche noch nicht gelernt hatten, 
die ewigen Grundſätze ded Rechtes, der Wahrheit und der 
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Freiheit den vorübergehenden Erfolgen einer fErupellofen Macht⸗ 
und Nützlichkeitspolitik unterzuordnen. 

Ohne Verſtändnis der Krankheit gibt es keine Heilung. 
Daß Deutichland, daß der Weltteil, deſſen Herz Deutichland 
ift, fett den letzten 30 Sahren aus den Fieberjchauern nicht 
mehr herausfommt , welche die geiftige und leibliche MWolfahrt 
der Völker verhindern, wird heute im Grunde von niemanden 
mehr beftritten. Mein Buch tft ein Beitrag zu dieſer revolutionären 
Krankheitsgeſchichte unſerer Zeit. AS folcher dient es nicht 
der Krankheit, jondern der Genefung. Es dient auch an feinen 
Teile der Vorbereitung eined neuen Deutſchlands, eines neuen 
Europas, die, nicht zwar aud der Nepriftination des Vergange- 
nen, wol aber aus der MWiederanerfennung des Rechtes als 
des ewigen Fundamente und der undurchbrechlichen Schranke 
des Wölferlebend erwachſen, nur auf dieſem NRechtöboden den 
Frieden und die Freiheit der Völker zu zeitigen im 
Stande fein werden. 


Melfungen, 25. October 1895. 
Wilhelm Hopf. 
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192 


©. 199. Die Wehrlofigfeit Hannovers und Kurheſſens S. 200. 
Einmarfh Vogel dv. Faldeniteins ©. 201. Der König an fein 
Boll S.201. Die Schlacht und Sapitulation von Langenjalza ©. 202. 


Drittes Kapitel. Der preußifche Angriff auf das 
Königreicy Sachſen. | 
Ablehnung der preußifchen Sommation ©. 206. Auszug der 
Armee nah Böhmen ©. 208. Einmarſch der Preußen S. 208. 
Rohe Exceſſe derfelben in der Beuſt'ſchen Vila ©. 209. Fried- 
lide Gedanken des Königs Johann ©. 210. Rühmlicher Anteil 
der Sachſen an der Schlacht bei Königgrätz ©. 210. 


Diertes Kapitel, Die Purhefjifchen Kriegsereigniffe, 


Die Regierung lehnt bejondere Abmachungen ſowol mit 
Preußen als mit Oefterreih ab ©. 212. Der Rurfürft Iehnt die 
durch Lockungen und Drohungen unterftügte preußiſche Sommation 
ab ©. 213. Die Kammermehrheit erklärt fih gegen die Mobil- 
madhung ©. 215. elite Haltung des Kurfürften auch feinem 
Drinifterium gegenüber ©. 216. Der einrüdende preußifche Ge- 
neral verfpriht den „heilifchen Brüdern“ „glüctlichere Tage” ©. 
217. Mar Dunder auf der geheimen Regentenfuche in Kaſſel ©. 
218. General Beyer reicht auch dem landſtändiſchen Ausſchuße 
die „Bruderhand” ©. 219. Derfelbe „juspendiert die Autorität 
des Kurfürſten“, verbietet den Miniftern ale Amtshandlungen 
und macht jchöne Verfprechungen betreff3 „Herftellung des ver= 
faßımgamäßigen Rechtszuſtandes“ S. 220. Die Gefangennehmung 
des Kurfürſten ©. 222. Wiederholter Bündnisantrag Preußen? 
und Ablehnung deſſelben S. 224. Abfchiedsproclamation des Kurs 
fürften und Wegführung defjelben nad) Stettin ©. 224. Amts⸗ 
antritt des Bundescommiljard für Kurheſſen ©. 226. Die kur⸗ 
heſſiſchen Truppen im Verbande des 8. Bundesarmeecorpa ©. 227. 
König Wilhelm befiehlt, diefelben „jofort“ zur Fahnenverlaßung 
aufzufordern ©. 228, Die Stimmung im Lande ©. 229. Nod)- 


malige Bindnisanträge des Königs und ihre Ablehnung dur 


den Kurfürften ©. 229. Der Befehl des Königs Wilhelm, die 
furbeififhen Truppen zur Fahnenverlaßung aufzufordern, findet 
endlich feine Ausführung ©. 231. Zurüdweifung diefer Zumutung 
durch den heifiichen Oberbefehlshaber ©. 282. Die Kurbeffifche 
Sufaren-Divifion im Felde ©. 283. 


Sünftes Kapitel. Der preußifcdyritalienifche Krieg 
gegen Defterreich. 0 
Italien folgt der preußiichen SKriegserflärung gegen den 


XIII 


212 


xIV 


Deutihen Bund und erklärt den Krieg an Defterreih ©. 285. 
Preußens Kriegserflärung an Oeſterreich ©. 286. Gleichzeitiger 
Einbrud) der Preußen und Staliener in dfterreichiiches Gebiet ©. 
237. Schlacht bei Cuftozza. Die Entiheidungsfchlacht bei König⸗ 
grätz ©. 237. Seeſchlacht bei Liſſa ©. 238. Preußifche Procla- 
mation an die „Einwohner des glorreichen Königreiches Böhmen“ 
©. 239. Preußen? „Ungarifhe Legion” ©. 240. Manifeſt des 
Kaiſers dom 10. Juli ©. 244. Aufruf de3 öfterreichifchen Land- 
ſturms ©. 245. 


Sedhftes Kapitel. Die bayerifche politit und Kriegs» 
führung. 


Bismard und dv. d. Pfordten in Salzburg, Suli 1865 ©. 247, 
Oeſterreichiſch-bayeriſche Mebereinkunft vom 14. Sunt 1866 ©. 249. 
Der öſterreichiſch-bayeriſche Operationsplan und jeine Vereitelung 
durh Bayern ©. 250. Beurteilung des bayerifchen „Verrates“ 
in Wien S. 252. Graf Beuft über die Politik v. d. Pfordtens 
©. 252. | 


Siebentes Kapitel. Schleswig-.Bolftein, 

Proteſt von Mitgliedern der holſteiniſchen Ständeverfammlung 
gegen die von Preußen verhinderte Eröffnung derjelben S. 255. 
Proclamation des Herzogs Friedrid S. 256. Fürſt Bismarck 
über da3 Erbrecht deflelben ©. 257. 

Achtes Kapitel. Die preußifche Decupation des 
Herzogtums Naßau. 

Proclamation des preußifchen Gouverneurs Fürften Hohen 
zollernsSigmaringen an die Naßauer ©. 259. Antwort des Her- 
3098 Adolf ©. 259. Der Herzog verläßt mit den Truppen dag 
Land; Proclamation defjelden an fein Voll S. 261. Der preu- 
ßiſche Civilcommiſſar v. Dieft verfpricht den Naßauern, die „nicht 
Teil haben wollen an dem verberblihen Beginnen ihrer Regie⸗ 
rung“, „beßere Zuftände und hellere Tage” ©. 262. Eine Adreſſe 
naßauiſcher Zandespreisgeber an den König von Preußen wird 
bon bemfjelben mit „Iebhafter Befriedigung” entgegengenommen 
©. 263. 

Neuntes Kapitel, Die preußifchen Kriegstaten zu 
Frankfurt a. M. 

Der Bundestag verläßt Frankfurt S. 264. Rückblick auf 
die Tätigkeit deifelben ©. 265. Bundestreue des Senats ©. 267. 
Einmarſch der Matnarmee unter Vogel v. Faldenjtein S. 268. 
Die eriten Brandfhatungen ©. 268. Maßregelung der Prefle. 
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Tod Fiſcher⸗Goullets ©. 269. Weitere Brandihasungen S. 270. 
PBroteft der Senatoren Spelg und Bernus gegen ihre Verhaftung 
©. 272. Die Sch3-Millionen-Eontribution ©. 274. Die Pferde- 
Gontribution ©. 276. Die Magazin-Eontribution ©. 276. Das 
Auftreten der preußijchen Truppen in der „eroberten“ Stadt ©. 
277. Die Fünfundzwanzig⸗Millionen⸗Contribution ©. 285. v. Man- 
teuffel Über das Gelbbebürfnis Preußen? ©. 285. Drohung mit 
PBlünderung und Beichießung der Stadt ©. 286. Die Gejeßgebende 
Verfammlung verweigert die 25-Millionen-Eontribution ©. 29%. 
Vorbereitung von Erecutionsmaßregeln S. 291. PVerzweiflungstod 
des Bürgermeiſters Fellner S. 291. Die Grecutionsmaßregeln 
und ihre Siftierung ©. 292. Der preußifche Abgeordnete Hardort 
erklärt die Behandlung Frankfurts für einen „Roftfledten auf dem 
preußiichen Ehrenſchild“ ©. 294. 


Dierter Abſchnitt. Bie Bergung der Senke. 


Erftes Kapitel, Der Unmfturz der deutfchen Der 


faßung und die AUnnerionen werden zwifchen 
Preußen und Frankreich vereinbart, 


Napoleon übernimmt das von Defterreich abgetretene Venetien 
und fündigt jeine Friedenspermittelung an ©. 295. Cindrud des 
Steg von Königgrätz auf die franzöfiihe Regierung ©. 295. 
Napoleon entjcheidet fih für Preußen ©. 296. Kaiſer Wilhelm I. 
beftätigt, daß Napoleon „uns in den Rüden fallen fonnte und 
mußte” ©. 302. Eindrud der franzöfiihen Einmifchung auf die 
preußifche Statsleitung S. 303. Bismard inftruiert den Grafen 
Goltz über die zu ftellenden Friedensbedingungen S. 305. Unter- 
redung zwiſchen Golg und Napoleon ©. 307. Gol& redigiert die 
preußifchsfrangöfiichen Friedensgrundlagen S. 309. Die Annerions- 
luft des Königs im Kampfe mit der Bismard’fchen Klugheit ©. 
311. Die preußifch-öfterreichtichen Friedensverhandlungen zu Nikols⸗ 
burg ©. 317. Die verjpätete Compenjationsforderung Napo- 
leons ©. 322. 


Hweites Kapitel Die Stellung Rufslands und 
Englands zu der preußifchen Umwälzung Deutfch- 
lands, 


Der ruffiihe Congreſs⸗Vorſchlag ©. 324. Die Sendung des 
Generals v. Manteuffel an den ruffischen Hof ©. 327. Die Stel- 
lung Englands ©. 338. 
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Drittes Kapitel. Friedensſchlüße. Schutz⸗ und 
Trutzbündniſſe Preußens mit den ſüddeutſchen 
Staten. Territorialverluſte Deutſchlands. 

Die Anfänge des Norddeutſchen Bundes S. 334. Der Ab- 
ſchluß mit Württemberg und Baden ©. 835. Die Gewinnung 
Bayern? ©, 886. Die Schug- und Trußbündniffe zwiſchen Preußen 
und den ſüddeutſchen Staten ©. 338, Der Prager Frieden 
zwiichen Oefterreih und Preußen ©. 338. Der Friedensvertrag 
mit Heflen-Darmitadt ©. 341. Friedensſchlüße mit Reuß ä. 2. 
und Sacdfen-Meiningen S. 341. Oeſterreichs Stellung zu den 
preußifch-füddeutfchen Verträgen ©. 342. Graf Vitthum und Hr. 
v. Beuft über diejelben ©. 348. Luxemburg, Limburg und Liechten- 
ftein gehen ebenfo wie die Öfterreichtichen Bundesländer für Deutich- 
land verloren ©. 344. 


Diertes Kapitel, Die Rettung des Königreichs 

Sadıfen. 

Sachſen erklärt Oeſterreich jeine Bereitwilligkeit zu Friedens⸗ 
verhandlungen ©. 346. Seine Erhaltung wird von Oeſterreich 
durchgeſetzt ©. 346. Seine Zuteilung zum Norddeutfchen Bunde 
©. 349. Beuſt's Austritt aus dem ſächſiſchen und Eintritt in 
den öſterreichiſchen Dienſt ©. 349. Die preußiſche Annerionzluft 
wird von ſächſiſchen Landespreisgebern unterftügt ©. 3851. Der 
Friedensſchluß ©. 856. 


$ünftes Kapitel, Die Annexionen vor dem preu- 
Bifchen Landtage, 

Die königliche Botjchaft an den Landtag ©. 358. Die Res 
gierungsvorlage betr. die Annerion Hannovers, Kurheſſens, Naßaus 
und Frankfurts und ihre Begründung ©. 359. Der Gejegentwurf 
und Commiſſionsbericht des Abgeordnetenhauſes ©. 861. Rede 
Sohann Jacobys ©. 868. Aus den Reden Hardorts, Löwes, 
v. d. Busſches, Tweſtens, Kanngießers, Bismards ©. 370. Das 
Geſetz betr. Annerion Schleswig-⸗Holſteins ©. 378. 


Sechſtes Kapitel. Die Entlaßung des Kurfürften 
von Heilen aus der Kriegsgefangenfchaft und die 
Annexion Hurhefiens. 

Die 13 kurheſſiſchen „Totengräber” ©. 3738. Die lebte 
Hoffnung auf Erhaltung des Kurftates erliiht ©. 374. Der rein 
vermögensrechtliche Character des Stettiner Vertrag ©. 376. 
Wortlaut deffelben S. 377. Abſchiedsanſprache des Kurfürſten 
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an feine Truppen ©. 382. Eidesentbindungs-Urkunde deifelben ©. 
382. Die „Denkſchrift“ des Kurfürften itber diefe Urkunde ©. 382. 
Abreife des Kurfürſten aus Stettin ©. 384. Die Schenkung des 
Schmaltalder Waldes an den Herzog von Koburg ©. 385. Publi— 
cation des Annerionsgefeßes ©. 386. Verkündigung der Annerion 
des Kurftates ©. 387. Der Proteft des Aurfürjten ©. 31. Ver- 
‚zicht3-Verträge des Landgrafen Friedrih und der übrigen Agnaten 
des Kurhauſes ©. 393. Der Kurfürft verwahrt dad Recht des 
Gejamthaufes Heffen gegenüber dieſen Werzichtsperträgen ©. 3%. 


Siebentes Kapitel. Die Annerion der freien Stadt 


Frankfurt a. M. 
Anſprache des Civil-Adminiſtrators dv. Patow ©. 398. Proteſt 
der Bürgerfhaft ©. 401. 


Achtes Kapitel. Die Annerion des Herzogtums 


HKapau. 

Abſchied des Herzogs von feinen Truppen ©. 407. Berfün- 
digung der Annerion ©. 408. Vermögensvertrag des berzoge mit 
Preußen S. 408. 


Heuntes Kapitel. Die Annexion Hannovers. 

Recapitulation des bisher Gefchehenen ©. 412. König Georg 
erbietet fich vergeblich zum Friedenzfhluß ©. 415. Unterredung 
v. Hodenbergs mit Bismarck ©. 416. Die Vermittlungdpverfuche 
de3 Herzogs dv. Cambridge werden von Preußen nicht beantwortet ©. 
419. Bismard behauptet, der König Georg habe fidh fortgeſetzt gewei— 
gert, Frieden zu fchließen ©. 419. König Wilhelm und Bismard ſuchen 
die Annerion zu rechtfertigen S. 420. Proteft des Königs Georg gegen 
die Annerion ©. 425. Berfündigung derjelben ©. 432. Eidedentbin- 
dung der Civildiener ©. 432. Eidesentbindung der Officiere ꝛc. 
S. 434. Erklärung von 113 Mitgliedern der hannoverſchen 
Nitterfchaften gegen die Annerion ©. 438. Die Königin von 
Hannover wird gezwungen, die Marienburg zu verlaßen ©. 439. 
Der Vertrag über die Vermögensverhältniffe des Königs Georg 
S. 41. Tod des Könige ©. 47. Notificationzfchreiben und 
Nechtsverwahrung des Herzogs don Sumberland an des Königs 
von Preußen Majeftät ©. 447. 


Sehntes Kapitel. Die Unnerion Schleswig-Holfteins. 


Verzicht der jüngeren gottorpiichen Linie (Oldenburg) auf die 
Elbherzogtümer S. 448. Nechtöverwahrung des Herzogs Friedrich 
©. 450. Verkündigung der Annerion 441. Verzicht des Herzogs 
Friedrich und der übrigen auguftenburgifchen Agnaten auf die 


XVII 


398 


407 


412 


448 


XVIII 


Elbherzogtümer S. 452. „Schadloshaltung des jchleswig=holitei- 

niſchen Hauſes“ S. 454. 

Elftes Kapitel. Das Ergebnis der preußiſchen 
Umwälzung Deutjhlands unter franzöfifch:napoleo- 
nifchem Gefichtspuntft, 

Die officiöſe „Nordd. Allg. Ztg.“ erklärt Deutfchland durd) 
die Zerreißung bes Deutichen Bundes für unmwiderlegbar geſchwächt 
5. 455. Das Circular des Marquis de La Valette triumphiert 
über die Vernichtung der europäiſchen Rechtsordnung von 1815 
S. 455. 

Anhang zun vierten Abſchnitt. Der Reptilien: 
fonds, 

Zur Vorgeſchichte der Beſchlagnahme des königl. hannoverſchen 
Vermögens S. 458. Preußiſches Geſetz über den Vermögensver— 
trag mit König Georg S. 461. Gleichzeitige Veröffentlichung der 
Beſchlagnahme des Vermögens des Könige Georg ©. 462. Hoch— 
verratsproceſſe gegen hannoverſche Officiere und den Grafen Platen 
S. 463. Das preußiſche Statsminiſterium ſucht die Beſchlagnahme 
mit den feindlichen Reden des Königs Georg und der Welfenlegion 
au begründen 463. Anſprache des Königs bei feiner ſilbernen Hoch» 
zeit ©. 464. Die Welfenlegion ©. 465. Der preußifche Landtag 


beftätigt die Beichlagnahme des Vermögen? des Königs Georg ©. 


4657. Das Verhalten des Kurfürften von Helfen, auf welches die 
Beichlagnahme des Furfürftlihden Vermögen? zu ftügen verjucht 
wurde 5. 467. Schreiben des Kurf. Cabinetsrats Schimmelpfeng 
an Bismard 5. 469. Geſetz betr. Beichlagnahme des kurf. Ver- 
mögene S. 470, Die Motive defjelben ©. 472. Aeußerungen 
Bismarcks in der Beichlagnahme-Commiffion des preußifchen Ab: 
geordnnetenhaufes ©. 474. Aus den Verhandlungen des preußifchen 
Abgeordnetenhauſes über die Beichlagnahmegelege S. 475. Proteft 
bes Hönigs Georg. ©. 477. Aus dem Proteit des Kurfürften von 
Helfen S. 481. Aus der „legten Willenserklärung“ deffelben ©. 
485, Die Verwendung des Reptilienfonds ©. 485. Preuß. Geſetz 
betr. Miederaufhebung der Beichlagnahme des furfürftlichen Ver- 
S. 497. Schreiben des Herzogs von Cumberland an Wilhelm IT. 
S. 497. Preuß. Gefeß betr. Wiederaufhebung der Beichlagnahme 
des Vermögens des Königs Georg ©. 498. 
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Sünfter Abſchnitt. Dentfhe Zengniſſe über die 
Kevolntion des Iahres 1866. 


Kündigungd-Erflärung des Reichögrafen Clemens von Welt: 
phalen an das preußifche Herrenhaus ©. 499. Graf Cajus zu 
Stolberg-Stolberg an einen alten Waffengefährten von Ligny und 
Belle Alliance S. 500. Henri W. 3. Thierfh ©. 507. Lud— 
wig von Gerlah ©. 515. N. 3. C. Vilmars Losjagung bon 
den um des politifchen Erfolgs willen das göttliche Gefeß verleug- 
nenden Theologen ©. 518. Aus einer Rede Hermann v. Mallind- 
rodt3 S. 519. Herrmann v. Gauvain über die Anneriongmoral S. 
521. Conſtantin Frang über die Politif von 1866 vom preußifchen, 
deutſchen und hriftlichen Standpunkte aus ©. 522. Der preußifche 
Kriegsminifter von Roon ©. 5283. J. C. Bluntſchli conftatiert 
auf Grund eines Gedankenaustaufches mit Bismard ala Sonjequenz 
des Jahres 1866 den großpreußifchen Einheitsitat ©. 524. Wil- 
helm Liebfnecht meldet die Socialdemofratie als lachenden Erben 
an ©. 525. ©. ©. Gerpinus für Herftellung der annectierten 
Staten ©. 525. 


Berüuhfigungen und Zuſähe. 


. 57, Zeile 11 v. u. tft 42 zu leſen ftatt 43. 
. 93, Zeile 18 v. u. 1866 ftatt 1886. 
. 179 fehlt bei dem Stüd 12 C folgende Fußnote : 
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Nah Sybel erklärte Bismard auf Befragen der Staliener „kurz und 
beitimmt Gramonts Craählung für eine Lüge.“ Vorſichtiger wendet 
Sybel ſelbſt die Sache dahin, „daß an irgend einer Stelle die Worte des 
Königs miöverftanden worden find“ (Die Begründung ꝛc. IV, ©. 417). 

©. 305 fehlt am Schluße des Stüdes 5 die edige Schlußklammer. 


©. 3868, 3. 10 v. o. tft Jacoby ftatt Jaocbhy zu lefen. 
©. 432, 3. 13 v. u, ift 9 ftatt 8 zu lefen. 





Für den Gebrauch des Buches 


wolle man folgendes beachten: 


1. Die wörtlich wiebergegebenen Actenſtücke ꝛc., welche den 
Hauptbeftandteil des Buches bilden, find in durchſcho— 
Bener Schrift gebrudt. Ihre Litterarifhen Nadmei- 
jungen finden fich jedesmal unter den meift von dem Herauögeber 
gewählten Ueberjchriften in runden Nonpareille-Flammern möglichft 
genau angegeben. 


2. Die Zutaten des Herausgebers ftehen im Terxte 
überall in edigen Klammern und find außerdem da, mo fie fich 
zu längeren Zwiſchenbemerkungen oder zujammenfaßenden Dar- 
ſtellungen erweitern, in nit durchſchoßener Schrift gedrudt. 


3. Die Fußnoten haben, dem zugehörigen Texte entiprechend, 
teils durchſchoßene, teil nicht durchſchoßene Schrift. In den feltes 


nen Fällen, wo fie nicht vom Herausgeber herrühren, ift dieß aus- 


drücklich angegeben. 


Erſter Abſchnikk. 


Rechtszuſtand und Recthtsbewußtſein vor der 
Satafrophe. | 


1. Aus den Grundgefeten des Deutfchen Bundes, 
Deutſchlands Gonftitutionen, Rinteln 1833, &. 1 ff.) 

A) Aus der „Bundesactee Im Namen der allerheilig- 
ften und unteilbaren Dreieinigfeit”, vom 8. Juni 
1815. | 

Art. 1. Die fonveränen Fürften und freien Städte Deutjch- 
lands mit Einfluß Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Oeſterreich 
md der Könige von Preußen, von Dänemark und der Niederlande, 


unmd zwar Der Kaiſer von Oeſterreich und der König von Preußen 


beide für ihre gefamten, vormals zum Deutſchen Reiche gehörigen 
defigungen, der König von Dänemark für Holftein, der König der 
Niederlande fir das Großherzogtum Luxemburg, vereinigen fich zu 
einem beftändigen Bunde, welcher der Deutſche Bund heißen joll. 

Art. 2. Der Zweck deffelben fit: Erhaltung der äußern und 
Innern Sicherheit Deutſchlands, und der Unabhängigkeit und Unverletz⸗ 


fihleit der einzelnen deutſchen Staten. 


Art. 11. Mle Mitglieder des Bundes verſprechen, ſowol ganz 


Deutſchland, als jeden einzelnen Bundesftat gegen jeden Angriff in 
Schuß zu nehmen, und garantieren fich gegenfeitig ihre ſämtlichen, 


inter dem Bunde begriffenen Befitungen. 
Bei einmal erflärtem Bundesfriege darf fein Mitglied einfeitige 
Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffen- 
ſtillſtand oder Frieden fchließen. 
Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bündniffe aller 
1 
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Art, verpflichten fich jedoch, in Leine Verbindungen einzugehen, welche 
gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesftaten gerichtet 
wären. 

Die Bundesglieder machen ſich ebenfalls verbindlich, einander 
unter keinerlei Vorwand zu bekriegen, noch ihre Streitigkeiten mit 
Gewalt zu verfolgen, ſondern ſie bei der Bundesverſammlung an⸗ 
zubringen. Dieſer liegt alsdann ob, die Vermittlung durch einen 
Ausſchuß zu verſuchen, und falls dieſer Verſuch fehlſchlagen ſollte, 
und dennoch eine richterliche Entſcheidung notwendig würde, ſolche 
durch eine wolgeordnete Aufträgal-Inftanz zu bewirken, deren Aus—⸗ 
ſpruch die ftreitenden Teile fich jofort zu unterwerfen haben. 


B) Aus der „Schlußacte ber über Ausbildung und Be 
feftigung des Deutfchen Bundes zu Wien gehaltenen 
Minifterialeonferenzen vom 15. Mai 1820. Durd 
Beihluß der deutihen Bundesverfammlung vom 
8. Juni 1820 zu einem der Bundesacte felbft an 
Kraft und Gültigkeit gleihen Grundgeſetze des 
Bundes erhoben.“ 

Art. 1. Der Deutjche Bund ift ein völferrechtlicher Verein der 
deutfchen ſouveränen Fürften und freien Städte, zur Bewahrung der 
Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staten, 
und zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutſchlands. 

Art. 5. Der Bund ift als ein unauflöglicher Verein gegriindet, 
und es kann daher der Austritt aus diefem Verein feinem Mitglied 
desſelben fretitehen. 

Art. 6. Der Bund ift nad) feiner urjprünglichen Beſtimmung 
auf die gegentwärtig daran Teil nehmenden Staten beſchränkt. Die 
Aufnahme eines neuen Mitgliedes kann nur Statt haben, wenn die 
Gefamtheit der Bundesglieder ſolche mit den beitehenden Verhält⸗ 
niffen vereinbar und dem Vorteile des Ganzen. angemefjen findet. 
Veränderungen in dem gegenwärtigen Befititande der Bundesglieder 
fönnen feine Veränderungen in den Rechten und Verpflichtungen der⸗ 
felben in Bezug auf den Bund, ohne ausdrückliche Zuftimmung der 
Geſamtheit bewirken. Eine freiwillige Abtretung auf einem Bundes⸗ 
gebiete haftender Souveränetätsrechte kann ohne ſolche Zuftimmung nie 
zu Gunften eines Mitverbiindeten gefchehen. 

Art 18. Da Eintraht und Friede unter den Bundesgliedern 
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imgeitört aufrecht erhalten werden fol, jo hat die Bundesverſamm⸗ 

Img, wenn die innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend. 

eine Weife bedroht oder geftört ift, über Erhaltung oder Wieder- 

. heritellung derjelben Rat zu pflegen und die dazır geeigneten Beichlüße 

nad) Anleitung der i in den folgenden Artikeln enthaltenen Beſtimmungen 
zu faßen. 

Art. 19. Wenn zwiſchen Bundesgliedern Tätlichkeiten zu be⸗ 
ſorgen oder wirklich ausgeübt worden find, jo iſt die Bundes— 
verſammlung berufen, vorläufige Maßregeln zu ergreifen, wodurch 
jeder Selbſthülfe vorgebeugt und der bereits unternommenen Einhalt 
getan werde. Zu dem Ende hat ſie vor allem für Aufrechterhaltung 
des Beſitzſtandes Sorge zu tragen. | 


2, Erflärung der drei Mouarchen von Ruſsland, Oefter- 
_ reich und Preufen, dd. Bari, 26. Septbr. 1815. 


Die drei Monarchen find durch die Ereigniffe der jüngſt ver- 
gangenen Jahre zu der Ueberzeugung gelangt, daß nur die göttliche 
Vorſehung deren glücklichen Ausgang bewirkt haben kann. Sie 
haben nun befchloßen, von jett an ſowol iu der Verwaltung ihrer 
Länder, als auch in ihren Beziehungen zu einander fich allein von 
den Vorſchriften der chriftlichen Religion, nemlich der Gerechtigkeit, 
der chriftlichen Liebe und des Friedens leiten zu laßen, Vorſchriften, 
die weit entfernt davon, nur auf das Privatleben anwendbar zu fein, 
im Gegenteil direct die Entichlüße und Maßregeln der Fürften leiten 
müßen als die einzigen Mittel, die menjchlichen Einrichtungen zu bes 
feftigen und den Unvollfommenheiten abzuhelfen. Die Monarchen 
jehen fi) nur als Bevollmächtigte der göttlichen Vorſehung an, um 
die drei Zweige derſelben Familie zu regieren, und erkennen feinen 
anderen Souverän als Gott, Chriftus, das Lebenswort des Aller- 
höchſten. Sie empfehlen auch) ihren Völkern ala das einzige Mittel, 
um den rechten Frieden zu genießen, daß fie fich täglich mehr in den 
Grundfägen der chriftlichen Religion beftärfen. Endlich fordern fie 
alle übrigen chriſtlichen Monarchen auf, dieſem heiligen Bunde 
beizutreten.) 


1) Dieſer Acte traten in der Folge alle damals lebenden chriſt⸗ 
lihen Monarchen bei, mit Ausnahme des Pabftes, der feine Auffor- 
derumg zum Beitritt erhalten hatte, und des Prinzregenten von England, 
der feine perfönliche Billigung des Bundes ausſprach, ſich an dem Beitritt 

1* 
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3. Aus einem Briefe König! Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußeu an deu öfterreichifchen Stat3fanzler a. D. Fürften 
Metternich, dd, Potsdam, 18. April 1848. 

(Aus Metternichs nahgelaßenen Papieren, VIL ©. 607 fi, Nr. 1696.) . 

... Für Oefterreih fühl’ ich wie anno 40. Was ih ver— 

mag, um feinem Erbfaifer die erbliche Römiſche Kaiſerwürde zu 
Ichaffen, werd’ ich redlich tuen, und der römiſche Kaifer muß wieder 
da Ehrenhaupt deutiher Nation fein. in Cäjar dieſes 
Auguftus, al® beſonderes Wahloberhaupt des beſondern deutſchen 
Reiches, ſcheint unvermeidlih. Ich will aber nicht diefen Cäſar 
abgeben. Meine Ambition ift Erzfeldherr des Neiches zu werden — 
doch ehe dieſe ſchönen Träume Wirklichkeit werden fünnten, muß 
Gott uns über manche Klippe Hiniweghelfen — at spes non fracta... 


4. König Friedrih Wilhelm IV. von Preußen an Ernit 
Moritz Arudt, dd. 18, Merz 1849. 


(„VBoltsblatt für Stadt und Land“, Januar 18615 Augdburger „Ullgemeine 
Zeitung”, Nr. 22 vom 22. Sanuar 1861.) 


Sie haben mir, mein lieber werter Morit Arndt, im 8Often Jahre 
aus weiland des römischen Reiches Wahlftadt Frankfurt a. M. einen 
jugendlich frifchen Brief gefchrieben, den ich zwar in gröſter Eile, 
aber nicht ungründlich zu beantworten gedenke. Zuvörderſt Dank 
aus Fülle des Herzens, denn das iſt ein rechter und echter deuticher 
Mann, der mir fchreibt. Mit einem ſolchen, der der Geichichte 
ſeines Vaterlandes Ehre gibt, und gelernt hat, wa ein deutjcher 
Fürſt ift, kann ich von Herz zu Herz, von Kopf zu Kopf reden. 
Verſtehen Sie mich recht; meil dag oben Gejagte feine leere Phrafe 
bei mir ift, darum antworte ich Ihnen, ja antworte Ihnen mit 
Freuden, wenn ich auch nicht annehmen darf, daß die Antwort 
meinem alten Tieben Arndt Freude machen wird. 

Der Eingang Ihres Briefes iſt ſchön, wie der ganze Brief. 
Um des Gewißens willen fage ich Ihnen, daß ich denjelben „geteilt“ 
verjtehe, d. h. daß auch Sie, wie ich felbft, meinen und wißen, daß 
man zu Gott allein beten, den König aber nur bitten darf. 

Nun, Sie bitten ihn, er joll eine ihm „gebotene Krone" an— 
nehmen! Hier verlangt es jedes Alter, daS mehr denn 14 Jahre 


— — 


aber durch den Umſtand verhindert ſah, daß die engliſche Verfaßung eine perſön⸗ 
liche Verpflichtung des Statsoberhauptes auf politiſchem Gebiete nicht zuläßt. 
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zählt, zu fragen, zu prüfen, zu wägen: 1) wer bietet, 2) was 
wird geboten. Zuvörderſt das Bekenntnis, daß der ſcheußliche, efle 
Schlamm des Jahres 48 mir die Taufgnade nicht abgewaſchen, wol 
aber daß ich mir den Schlamm abgewaſchen habe, und wo es noch 
nötig, noch abwaſche. Doch zur Sache. — Die große Verſammlung, 
die ſich Deutſche Reichs- oder National-Verſammlung nennt, von der 
ein erfreulich großer Teil zu den beiten Männern des großen Vater: 
landes gehört, hat weder eine Krone zu geben noch zu bieten. Sie 
hat eine Verfaßung zu entwerfen, und demnach mit allen von ganz 
Europa anerkannten regierenden Herren und Städten Deutſchlands 
zu vertragen. Wo tft der Auftrag, der diefe Männer berechtigt, über 
die rechtmäßigen Obrigfeiten, denen fie geſchworen, einen König oder 
Kailer zu ſetzen? Wo ift der Rat der Könige und Fürften Deutſch⸗ 
lands, der nad) taufendjährigem Herfommen, dem Heiligen Reich 
feinen König fürt, und die Wahl dem Volt zur Beitätigung vor 
legt? Ihre Verfammlung bat fi) der Bildung dieſes Rates, der 
Darjtelung der deutichen Obrigfeiten im neuen Centrum der Nation 
ftet3 widerſetzt. Das tft ein ungeheuerer Fehler; man darf es eine 
Sünde nennen — jegt zeigen fid) die Folgen diefer Sünde, jegt fühlt 
jedermann zu Frankfurt, auch die, denen Urſache und Wirkung 
uicht Har it, daß man dafelbit bei jo viel Verdienft, jo großen 
Miihen und (teilmeile) jo reiner Abficht, an einer gewiſſen Unmöglichkeit 
laboriert. Glauben Sie, daß Herz und Bein durchſchütternde Scenen, 
Worte, Beſchlüße des Parlament? das Unmögliche möglich machen 
fönnen? Doc geſetzt, mein teurer Arndt, die Siinde wäre nicht 
begangen oder fie würde noch gut gemacht und der echt und recht 
vereinte Nat der Fürften und des Volks fürte in der alten Wahl- 
ftabt, und böte mir die alte, wahre, rechtmäßige Krone deutjcher 
Nation — nun, verweigern und nehmen, hier zu handeln, wäre heut 
menlid — aber antworten würde id, wie ein Mann ant- 
worten muß, wenn ihm die höchfte Ehre diefer Welt geboten wird. 

Doch ach! jo fteht es nicht! Auf eine Botichaft, wie fie mir aus 
Srankfurt droht, den Zeitungen und Ihrem Briefe zufolge, geziemt 
mir das Schweigen. Ich darf und werde nicht antworten, um 
Männer, die ich ehre und liebe, auf die ich, wie Sie jelbft, mein 
alter Fremd, mit Stolz, ja mit Dankbarkeit blicke, nicht zu beleidigen, 
denn was wiirde mir geboten? Iſt diefe Geburt des gräßlich 
freiffenden 1848jten Jahres eine Krone? Das Ding, von dem wir 
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reden, trägt nicht das Zeichen des heiligen Kreuzes, drüdt nicht 
den Stempel „von Gottes Gnaden” auf's Haupt; iſt feine Krone. 
Es ift. das eiferne Halsband einer Knechtſchaft, durch melches- Der 
Sohn von mehr als 24 Negenten, Kurfürjten und Königen, dag 
Haupt von 16 Millionen, der Herr des treueiten und tapferiten 
Heeres der Welt, der Revolution zum Leibeigenen gemacht würde. 
Und das fei ferne! Der Preis des „Kleinods“ müßte obenein das 
Brechen meines dem Landtage am 26. Februar gegebenen Wortes 
fein, „die Verftändigung mit der deutſchen National-Berfammlung 
über die zukünftige Verfaßung des großen Vaterlandes im Verein 
mit allen deutſchen Fürſten zu verfuden.” Ich aber 
breche weder dieſes noch irgend ein anderes gegebene® Wort. Es 
will mich faft bebiinfen, mein teurer Arndt, als walte in Ihnen 
ein Irrtum, den Sie freilich mit vielen ‚anderen Menjchen teilen: 
„als ſähen Sie die zu befämpfende Revolution nur in der jogenannten 
toten Demokratie und den Communiften.” — Der Srrtum wäre 
Ihlimm. Jene Menfchen der Hölle und des Todes fünnen ja nur 
allein auf dem lebendigen Boden der Revolution. wirten. Die 
Revolution ift das Aufheben der göttlichen Ordnung, das Verachten, 
das Befeitigen der rechten Ordnung, fie lebt und atmet ihren Todes⸗ 
Hauch, fo lange unten oben und oben unten tft. 

So lange aljo im Centrum zu Frankfurt die deutichen Obrig⸗ 
feiten feine Stätte haben, nicht obenan im Rate figen, welcher der 
Zufunft Deutfchlands eine Zukunft zu geben berufen ift, jo lange 
fteht diejeg Centrum unter dem Spiegel des Revolutionzjtromes und 
treibt mit ihm, fo lange hat es nicht? zu bieten, was reine Hände 
berühren dürfen. Als deutfcher Mann und Fürft, deſſen „Ia” ein 
Ja vollfräftig, deſſen „Nein“ ein Nein bedächtig, gehe ich in Nichts 
ein, was mein herrlich Vaterland verkleinert und dafjelbe dem gerechten 
Spotte feiner Nachbarn, dem Gerichte der Weltgefchichte preiggibt, nehme 
id) nicht? an, was meinen angeborenen Pflichten nicht ebenbürtig ift, 
oder ihren Hindernd entgegentritt. Dixi et salvavi animam meam, 

Dieſes Blatt, mein alter Freund, ijt für Sie allein, Sie müßen 
Die Notwendigfeit der Geheimhaltung einjehen. Ich made fie Ihnen 
zur Pfliht. Dringen Ihnen aber meine Worte in Kopf und Herz, 
veritehen Sie e8, daß ich, ohne mich jelbit zu verleugnen, nicht 
ander? kann, dann erinnern Sie fi), reden Sie mit Ihren Freunden, 
mit den Beionnenen und Könnenden, erheben Sie ihre Stimme im 
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Parlamente, fordern Sie endlich das „Cine“, was Not tut, und das 
fehlt, „die rechte Ordnung.“ 

Oft unterbrochen Schließe ich diefe Zeilen am Jahrestage de 
verhängnispollen 18ten. Trügen die neueften Nachrichten nicht, To ge- 
winnt zu Frankfurt a. M. die Befonnendeit und Einficht Schon wieder 
Land. Das wolle Gott! Und wolle er fein Fräftiges, mächtige Amen 
iprechen, wenn ich jet mit dem Namen diefes Tages fchließe: Laetare! 

Ihnen, dem Dichter des begeifternden Liedes, das vor dem Merz- 
Ratfer fo wenig erflingen dürfte, als die Marjeillaife vor dem Juli- 
Könige, Ihnen, teuerfter Arndt, biete ich die Hand aus Herzensgrund 
als Ihr wohlgeneigter König und guter Freund. 


5, Des Kaiſers Franz Joſeph deutſche Treue beim Friedens⸗ 
ſchluße zu Villafranca, 11. Juli 1859. 

G. Schulthefſs, Europäiſcher Geſchichts⸗⸗-Kalender, Jahrgang 1860, ©. 57). 

Am 12. Juli 1860 macht Kinglake) im engliſchen Parlament 
Enthüllungen über den Friedensſchluß von Villafranca, welche nament- 
ih in Deutfchland gewaltiges Auffehen erregen. Die Hauptitelle 
jeiner Rede lautet: 

„Der Kaifer der Franzofen hat bei der zweiten Zuſammen⸗ 
funft in Billafranca dem Kaijer von Oeſterreich die Rüd- 
erftattung der Lombardei angeboten, unter der Be- 
dingung,daß Defterreih ſic Angeſichts ſeiner am 
Rhein zu unternehmenden Operationen ruhig ver— 
halte. Der Prinz von Preußen wußte dieſe Tatſache, als 
er letzthin in Baden-Baden [am 18. Juni 1860: Vergl. Nr. 7 
dief. Abſchnitts] mit Napoleon zufammentraf, und es ijt Daher 
nicht zu verwundern, wenn er allen Anträgen des Kaiſers der Frans 
zoſen in derjelben ehrlichen und offenen Weije wie früher Kaiſer 
Franz Joſeph begegnete, der dem Kaifer Napoleon bündig und ein- 
fach geantwortet hatte: „ „Nein, ich bin ein deutſcher Fürſt!““ 


6. Wie e3 Fam, da der PBrinzregent von Preußen 
am 15. Juni 1860 zu Baden-Baden dem Kaifer Napoleon 
inmitten deutſcher Fürften entgegentreten Tonnte, 
Ostar Meding, Memoiren zur Zeitgefhichte, 1, 111—112). 

[ME die in Ausficht genommene Zuſammenkunft des preußiichen 
Prinzregenten, nachmaligen Königs und Kaiſers Wilhelms J., mit 


1) Alerander William Kinglake, engliiher Hiſtoriker, 1857—1868 
liberale Barlamentsmitglied für Bridgewater, + 1891. 
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dem Kaiſer der Franzoſen in Hannover befannt wurde, eilte der fehr 
beunruhigte König Georg V. don Hannover unvermweilt und unans 
gemeldet in der Nacht vom 12. auf den 13. Juni 1860 nad) Berlin.) 


Es mar noch nicht 7 Uhr, der Prinzregent befand ſich noch in 
jeinem Schlafzimmer und war ohne Zweifel nicht wenig verwundert, 
als der Kammerdiener höchſt aufgeregt meldete, daß der König von 
Hannover joeben in das Palais getreten jei. Nach kurzer Zögerung 
eilte der Prinzregent in das Arbeilözimmer, wo der König ihn er- 
wartete. Die hohen Herren umarmten und füfjten fi, wie fie ſtets 
bei ihrer Begrüßung taten, und fogleic) begann der König: „Du 
willft mit Napoleon in Baden zufammenfommen? Das geht nicht, 
das wird man falſch auslegen, ich bin gekommen, um Dir meine 
Anficht mitzuteilen, Du darfft nicht allein hingehen, ich will mit Dir 
gehen, die Andern follen eg auch, dann wird jede Misdeutung aus⸗ 
geſchloßen, und im Kreiße der deutichen Fürften wirft Du Napoleon 
würdiger gegenüberftehen.” Der Prinzregent dankte dem König 
gerührt für feinen Beſuch, der ihm Gelegenheit gebe, mit feinem 
nächſten Nachbarfürften und Verwandten feine Meinungen aus⸗ 
zutaufchen. Die beiden hohen Herren jegten ſich ganz vertraulich 
zuſammen, befprachen die Sache, und das Refultat der Beſprechung 
war, daß bei der am 15. ftattfindenden Zuſammenkunft in Baden 
der Prinzregent von den deutichen Königen und noch andern deutichen 
Fürſten umgeben war. 


7. Aus der Ansprache des Prinzregenten, nachmaligen 
Königs Wilhelms I. von Preußen an die zu Baden-Baden 
verfammelten deutſchen Fürſten, 18. Juni 1860.. 


(Ernft 11, Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Aus meinem Leben und aus meiner Zeit, 
11, ©. 45-47. 


Es iſt meinem Herzen ein Bedürfnis, Euren zc. meinen leb- 
hafteften Dant auszuſprechen, daß Sie fi) jo bereitwillig geneigt 
gezeigt haben, bei der Zufammenkunft mit dem Kaijer Napoleon bier 
mit mir anweſend fein zu wollen. Euere Majeitäten Haben dadurch 
der Abficht, in welcher ich meinerjeitö dieſer Zuſammenkunft zuge 
jtimmt hatte, das Gewicht der Viebereinftimmung gegeben... .. 

Es ift der Beweis gegeben worden, wie einig Deutichlandg Für- 
jten find, wenn dem gemeinfamen Vaterlande Gefahr drohen jollte... . 

Ob Deutfchland in näherer oder fernerer Zeit Gefahren drohen, 

ich fpreche heute, ala am Jahrestage eines dentwirdigen Sieges, int 
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diefem erlauchten Kreiße es gerne noch einmal aus, was ich in meiner 
legten Tronrede öffentlih erklärt Habe, daß ich es nicht bloß als 
die Aufgabe der deutichen, fondern als die erjte Aufgabe der euro- 
päiſchen Politik Preußens erachte, den Territorialbeitand ſowol des 
Geſamtvaterlandes als der einzelnen Landesherren zu ſchützen. An 
diefer Aufgabe werde ich mid) durch nicht? beirren laßen, auch durch 
den Umftand nicht, daß die Entwidelung der inneren Politik, die 
ih für Preußen als unerläßlic) erkannt habe, jowie meine Auf- 
faßung mehrerer Fragen der inneren deutfchen Politik von den Auf- 
faßungen einiger meiner hohen Bundesgenoßen abweichen möge. Die 
Erfüllung jener nationalen Aufgabe, die Sorge für die Integrität 
und Erhaltung Deutichlands, wird bei mir immer obenan ftehen. 

Ueber die Loyalität meiner Bemühungen, die Kräfte des 
deutfchen Volkes zu gedeihliher Wirkſamkeit zufammenzuhalten, fann 
fein Zweifel beitehen. Sie haben niemals die Abficht, daS völker⸗ 
rechtliche Band, welches die deutjchen Staten umfaßt, zu erichüttern. 
Miederholt habe ich erklärt, daß eine Reform des Bundes nur unter 
gewißenhafter Wahrung der Intereffen aller erftrebt werde, und die 
legten Acte meiner Regierung werden feinen Zweifel gelaßen haben, 
daß ich den gegenwärtigen Augenblid für eine Reform diejer Art 
nicht für geeignet erachtet habe... 


8. Die Negierung des Prinzregenten, nachmaligen Königs 

Wilhelm? I. von Preußen über die italienischen Annexiouen. 

(Rote des preußiſchen Minifterß des Auswärtigen Frhrn. 

von Schleinig an den preußiſchen Gejandten zu Turin, 
Grafen Brajfier de St. Simon.) 


(General Alpbons La Marmora, Etwad mehr Licht. Enthullungen über bie 
polttifchen und militäriichen Greigniffe des Jahres 1866. Deutiche Ausgabe, Mainz 1873, 
S. 6-9.) 


Coblenz, 13. October 1860. 
Herr Graf! 

Indem die Regierung St. Majeität des Königs von Sardinien 
uns durch Dermittelung ihres Bevollmächtigten in Berlin da? 
Memorandum vom 12. September hat mitteilen laßen, hat fie ung 
anfcheinend bewegen wollen, ihr den Eindrud zu erfennen zu geben, 
welden ihre legten Acte und die Principien, wonach fie jelbige zu 
rechtfertigen gefucht, auf das Cabinet Sr. Kgl. Hoheit des Prinz- 
Regenten hervorgebracht haben. 
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Wenn wir heute erft auf diefen Schritt antworten, fo werden 
Em. Ercellenz von vornherein die Beweggründe zu dieſer Verzöge— 
rung zu würdigen gewußt Haben; denn einerſeits wißen Sie, wie 
jehnlich wir die guten Beziehungen mit dem Turiner Cabinet auf: 
recht zur erhalten wünſchen, und andererſeits find die Grundregeln 
unjerer Politik Ihrem Geifte zu gut gegenwärtig, als daß Sie nicht 
im voraus die tiefe principielle Verfchiedenheit hätten empfinden 
mißen, welche jede Auseinanderjegung notwendiger Weile zwiſchen 
uns und Der Megierung des Königs Victor Emanuel zu Tage 
fördern mußte. Aber Angeſichts des alltäglich rafcheren Ganges der 
Greigniffe, Dürfen wir ein Stillſchweigen nicht weiter fortiegen, 
welches bedauernswerte Misverſtändniſſe veranlaßen und ein faljiches 
Licht über unfere wirklichen Gefinnungen verbreiten könnte. 

Um aljo irrigen Auffaßungen vorzubeugen, werde ich Ihnen 
auf Befehl Sr. gl. Hoheit des Prinz-Regenten, ohne Rückhalt den 
Geſichtspunkt darlegen, nach welchem wir das jüngite Vorgehen der 
lardiniichen Regierung und die in ihrem vorerwähnten Memorandum 
entividelten Principien beurteilen. 

Alle Beweisgründe diefes Actenſtückes zielen auf das Princip 
bon dem abfoluten Necht der Nationalitäten ab. Gewis find wir 
weit entfernt, den hohen Wert der nationalen Idee zu beſtreiten. 
Sie ift, wir gejtehen es offen, eine weſentliche Triebfeder unjerer 
eigenen Bolitif, welche fih in Deutichland ſtets die Entwidelung 
und Vereinigung der nationalen Kräfte zu einer lebenzträftigeren 
und mächtigeren Organijation zum Ziele geftedt hat. Obwol daher 
die preußiiche Negierung dem Nationalitätsprincipe eine größere 
Michtigfeit beilegt, \o fann fie daraus doch nicht die Nechtfertigung 
einer Politik herleiten, welche auf die dem Principe des Rechtes 
ichuldige Achtung verzichtete. Im Gegenteil, weit entfernt, dieſe 
beiden Principien als unvereinbar zu betrachten, hegt fie vielmehr 
die Anficht, daß eine regelmäßige Regierung einzig und allein auf 
dem gefjeglichen Wege der Reformen, und unter Hocdhaltung der 
bejtehenden Nechte die legitimen Wünſche der Nationen verwirklichen 
darf. Nach dem fardinifhen Memorandum follte alles den Ans 
forderungen nationaler Beſtrebungen weichen, und hätten dann Die 
bejtehenden Autoritäten, jo oft fich die Öffentliche Meinung zu Gunften 
dieſer Beitrebungen aussprechen wilde, einfah ihre Gewalt zu 
Gunſten einer jolchen Kundgebung niederzulegen. 
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Eine den elementarftien Negeln des WVölferrechtes jo diametral 
entgegengejegte Marime ließe fich nicht ohne die fchwerften Gefahren 
für die Ruhe Italiens, das politiiche Gleichgewicht und den Frieden 
Curopa3 in Anwendung bringen. Durch ihre Unterſtützung verläßt 
man den Weg der Reformen, um fich auf den Weg der Revolution 
zu ftürzen. Nun hat die Regierung Str. Majeftät des Königs von 
Sardinien einzig auf Grund des abjoluten Rechtes der italienischen 
Nationalität, ohne trgend ein andered Motiv beizubringen, vom 
Heiligen Stuhle verlangt, daß er feine nicht italienijchen 
Truppen entlaße, und ohne nur eine abichlägige Antwort abzu-= 
warten, einen Einfall in die päbjtlichen Staten unternommen, von 
welchen fie im gegenwärtigen Augenblide die größere Hälfte im Bes 
fite hält. Unter dem gleichen Vorwande hat man die Aufftände 
unterftütt, die im Gefolge jener Invaſion allenthalben empor⸗ 
loderten; hat man daS Heer, welches der Heilige Vater zur Auf: 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung gebildet hatte, angegriffen 
und zerjtreut, und anftatt auf dem eingefchlagenen Wege ftille zu 
halten, hat die fardinifche Regierung, dem internationalen Rechte zum 
Trotz, ihrer Armee den Befehl erteilt, auf verjchiedenen Punkten die 
Grenzen des Königreichs Neapel zu überfchreiten, um eingeltandener- 
maßen der Inſurrection die Hand zu bieten und das Land militäriſch 
zu bejegen. Zu gleicher Zeit liegt den jardiniichen Sammern ein 
Geſetzentwurf vor, welcher auf neue Annerionen kraft der all- 
gemeinen Volksabſtimmung abzielt und auf diefe Art die Bevölke⸗ 
rungen Italiens auffordert, förmlich den Abfall von ihren Fürften 
zu erklären. Dergeftalt fcheut die fardinifche Regierung, trotzdem 
fie fi immerfort auf dag Princip der Nichtintervention zu Gunjten 
Italiens beruft, in ihren Beziehungen mit den übrigen italienifchen 
Staten nicht vor den flagranteften Verletzungen deſſelben Princips zurüd. 

Weil man uns einmal aufgefordert, una über ſolche Hand- 
Iungen und ſolche Principien auszusprechen, fo fünnen mir fie nur 
gründlih und aufrichtig auseinanderfegen, und glauben wir eine 
unabweisbare Pflicht zu erfüllen, wenn wir die Brincipien und die 
Anwendung, die man glaubte davon machen zu können, in der ent- 
Ichiedenften und fürmlichiten Weife misbilligen. 

Indem ih Em. Hochgeboren erjuche, dem Herrn Grafen Cavour 
vorſtehende Depeſche vorleſen und ihm Abſchrift davon geben zu 
wollen, benutze ich die Gelegenheit u. ſ. w. Schleinitz. 
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9. Bayern und Sachſen erflären Frankreich gegenüber, feit 
und fireng am deutſchen Bundesrechte fefthalten zu wollen. 


(Rarl Friebrich Graf Vitzthum von Edftädt, London, Gaftein und Eabowar 
1864—1866, Stuttgart 1889, ©. 56 ff.) 


[Graf Vitzthum) von Edftädt berichtet über feinen Aufenthalt in 
Paris an den Minifter von Beuft®), dd. London, 26. Januar 1865.] 

Herr von Wendland [der bayerifche Gefandte am Hofe 
Napoleons 111.] hat mir dann mit der Verficherung, feinem feiner 
Eollegen ein Wort davon gejagt zu haben, anvertraut, Herr Drouyn 
de Lhuys®) Habe ihm dor Kurzem eröffnet, die franzöfiiche 
Negierung ſei ſehr geneigt, fi mit den deutichen Mittel: 
ftaten zu verftändigen, fürchte jedoch, fih zu compromit- 
Feren, da man vorausſehe, alle derartige Eröffnungen wiirden 
in Berlin denunciert werden, fall ernſte Verwickelungen ſämt—⸗ 
liche deutiche Staten dahinführen follten, ſich auf die Seite der 
beiden Großmächte zu ftellen. Herr von Wendland verfichert, hier- 
auf erwidert zu haben: Bayern jei vor allen Dingen 
deutſch, und eine Erneuerung des Nheinbundes eine politiiche und 
moralische Inmöglichfeit, was des Nachweifes nicht bedürfe. „Ich 
iwiederhole den Franzoſen fortwährend”, fügte der bayerische Gejandte 
hinzu, „niht3fönneesredtfertigen,wenneinedeutjche 
Regierung nur daran denten wollte, fremde Hülfe 
gegeneinenBundesgenoßenbherbeizurufen, folange 
der Bund beiteht”.... 

[Graf Bigthum erflärte dem franzöfiihen Minifter Dronyn 
de Lhuys:] u 


1) Karl Friedrih Graf Bigthum von Edftädt, geboren 13. Ja= 
nıtar 1819 zu Dresden, Diplomat und Schriftiteller, war 1853—1866 
königl. ſächſiſcher Minifterrefident zu London, wurde Daneben von feinem 
damaligen Chef, dem Minifter von Beuſt, zu verfchiedenen Miffionen ver— 
wandt und trat fpäter mit demfelben in öſterreichiſche Dienite. 

2) Friedrich Ferdinand von Beuft, geboren 13. Januar 1809 zu 
Dresden, geft. 23. October 1886 zu Altenberg in Niederöfterreih, war 
1849— 1866 fönigl. ſächſiſcher, 1866—1871 k. k. öfterreihifch- ungarischer 
Minifter des Auswärtigen; in legterer Eigenfchaft wurde er 1867 zum 
Reichskanzler und 1868 in den Grafenftand erhoben. 

3) Edouard Drouyn de l'Huys, geb. 19. Nov. 1805 zu Melun, 
geit. 1. Merz 1881 zu Paris; wiederholt, insbeſondere 1862—1866, kaiſerl. 
franzöfifcher Minifter des Auswärtigen. 
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| .„Es ift nicht nötig, einem Statsmanne von Ihrem Scharf- 
hlide e8 weiter zu begründen, daß alles, was an eine zweite Auflage 
des Nheinbundes erinnern könnte, heutzutage ein Anachronismus 
fein wiirde. Die Schlachten von Auſterlitz und Jena hatten den 
Nheinbund möglich gemacht. Heute würde fich eine jede deutſche 
Regierung, die auf dergleichen der Vergangenheit angehörende Ideen 
surüdgreifen wollte, unrettbar felbjt aufgeben. Wir haben es vor 
Rurzem bewieſen. Sie wißen, daß wir eine ziemlich ernſte Kriſis 
beitanden haben. Man hatte verfucht, und einzuschüchtern [Anfpielung 
auf die preußijche Bedrohung der Kgl. ſächſiſchen Bundesexecutions⸗ 
Truppen in Holſteinſ. Auf unjer gutes Recht geftiigt, haben wir 
einem mächtigen Gegner gegenüber es darauf ankommen laßen. Der 
König [von Sachſen] und feine Minister, daS Volk und die Armee 
waren überzeugt, daß Die Bundesgejete Hinreichen würden, und vor 
jedem Gewaltacte zu jchligen, und niemand hat daran gedacht, Die 
Hülfe des Auslandes gegen einen deutjchen Bundesgenoßen in Anz 
ipruch zu nehmen. Unjere Stärfe liegt in dem guten 
Recht, das wir verteidigen und für deſſen Ver- 
teidigung wirimmer alles auf3 Spiel ſetzen wer— 
den. Mir ziehen es vor, mit Ehren unterzugehen, als unjere 
Exiſtenz zu verlängern auf Koſten unjerer Unabhängigkeit und unje- 
rer Bundestreue.” 


10. Der Deutſche Bund, 
(Friedrih Ferdinand Graf von Beuft, Aus Drei ViertelsJahrhunderten, Er⸗ 
Innerungen und Aufzeichnungen. Stuttgart 1837, 1, S. 421.) 

War denn diefer Deutſche Bund mirklih etwas jo Entſetz⸗ 
liches? Tatſache ift e8, daß während der fünfzig Iahre feines Be— 
ftandes der äußere Friede ungeftört blieb und Deutichland in keinen 
Krieg verwidelt wurde. Wol jagt man, daß diejeg glückliche Reſultat 
bornehmlich dem langwährenden Zufammengehen von Oefterreich und 
Preußen zu danken gemwejen ſei. Gewis! Aber dieſes Zufammen- 
gehen war durch den Bund gejchaffen und ermöglicht, welcher dag 
Bindeglied war. So lange jenes Zufammengehen Dauer hatte, gab 
es feine Regierung in Deutfchland, die ein anderes Programm ge- 
fannt hätte, als den Anſchluß an die vereinten beiden Mächte. Erſt 
nachdem nach 1848 man in Preußen, unter verjchiedenen Formen, 
aber ſtets mit gleicher Conſequenz, die Richtung des allmählichen 
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Hinausdrängens Oeſterreichs eingefchlagen Hatte, nahmen, wie es 
nicht anders kommen fonnte, die einzelnen Regierungen teild für 
Preußen, teild fiir Oefterreih Partei. Vergehen aber follte nicht 
werden, daß nie eine Der deutlichen Negierungen während jener 
fünfzig Jahre etwas getan hat, um da3 Ausland in deutfche An⸗ 
gelegenheiten hineinzuziehen. Hat es Zeiten gegeben, wo man eine 
gewilfe Deferenz für Rußland, fpäter vielleicht für Frankreich wahr: 
nehmen wollte, nun, jo fuche man den Grund anderäwo als in 
Frankfurt. Jahrzehende lang wurden ja die deutichen Höfe von 
MWien und Berlin aus in der Furcht Gottes und des Kaiſers 
Nikolaus erzogen, und nicht fie gaben das erfte Beilpiel des Ent⸗ 
gegenfommens gegen Napoleon 111. Sam dagegen der Augenblid, 
wo die deutſchen Bundesfürjten zur Verteidigung gerufen wurden, 
waren fie jtet$ dazu bereit, So 1840, fo 1859. Und noch Eines, 
was heute überſehen zu werden pflegt: Es iſt ſehr befriedigend, jehr 
ertwünjcht, immer und immer wieder von den erfolgreichen Be⸗ 
miühungen des Deutichen Neiches und feiner Bundesgenoßen für die 
Erhaltung des Friedens zu hören. Allein je willtommener dieſes 
Refultat der Bemühungen ift, deſto zweifellofer folgt daraus mit 
zwingenber Logik deren Notmwendigfeit. Zur Zeit des Deutjchen 
Bundes hörte man jelten davon, weil der Friede etwas Gelbit- 
verftändliches war, was er jeit 1866 und 1870 nicht mehr ift... 


Zweiler Abſchnilk. 
Vorbereitnug der Kataſtrophe. 





Erſtes Rapitel. 


Bismards!) Rriegstreibereien und ihre allgemeine 
Verurteilung. 





L Aus einem Schreiben des Herrn v. Bismack⸗Schön⸗ 
banfen an deu preufzifchen Minifter de3 Answärtigen Herrn 
v. Schleinis, dd. Petersburg, 12. Mai 1859. 
Gismarckbriefe. 1844-1870, Bielefeld und Leipzig 1876, &. 66—67.) 
. Sch jehe in unferm Bunde Sderhältni ein Ge- 
bed) en Preußen, weiches wir früher oder ſpäter ferro et 
igni werden heilen milßen. . 


2. Disraeli und Biämard, 1862. 


(Lord Augustus Loftus?), The diplomatio reminiscences, London, Cassel & Co., 1.) 


Bei einem Diner zu London traf Herr von Bismard- 
Shönhbaufen im Jahre 1862 mit Disraeli zufammen, 
der damals Führer der Oppofttion war, und vor ihm entwickelte 


) Otto von Bismard, geb. 1. April 1815 zu Schönhaufen, war 
preußifcher Gefandter 1851—1859 beim Bundestag zu Franffurt a. M., 
1859—1862 beim ruffifchen, vom Frühjahr bis Herbit 1862 beim fran- 
zöfichen Hofe, wurde am 24. Sept. 1862 zum preußifchen Minifterpräfi- 
denten und gleich darauf zum Minifter des Auswärtigen, 1867 zum Kanzler 
des Norddeutichen Bundes, 1871 zum Neichöfanzler ernannt, 1865 (nad) 
der Gafteiner Convention) in den Grafenftand, 1871 in den Fürftenftand 
erhoben, 20. Merz 1890 aus allen Aemtern entlaßen. 

" 2) Lord Auguftus Loftus war 1866—71 britiſcher Botſchafter zu 
rlin. 
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er, Angefihts der ihm bevorftehenden Milfion, die Leitung des 
preußiſchen Dlinifteriums zu übernehmen, folgendes Programm: 
Reorganilation der Armee, dann Kriegserflärungan DOefter- 
reih unter dem erjtbejten Vorwande, Auflöfung des 
deutſchen Bundestages, Ueberwältigung der Mittel- und Kleinftaten, 
und als Schlußeffect: nationale Einheit Deutſchlands unter Führung 
Preußens. „Ich bin“, jagte er, „hierher gefommen, um dieß den 
Miniſtern der Königin mitzuteilen.” Digraeli bemerkte darauf zu 
der Tijchgejellichaft: „Geben Sie Acht auf diefen Mann — er will, 
was er jagt.“ *) 


3. Aus einer Nede des Minifterpräfidenten v. Bisſsmarck⸗ 
Schönhaufen, gehalten in der Abendſitzung der Budgets 
eommijjion des preufzifchen Abgeordnetenhanfes am 
30, Sept. 1862. 

(Georg Büchmann, Beflügelte Worte. 11. Auflage, ©. 409.) 

... Die deutichen Zuftände und Verfaßungsverhältniffe zu ver> 
beßern iſt wünſchenswert und notwendig, was jedod nicht Durch 
Majoritätsbeichlüße, Neden ujw., fondern nur duch Eifen und 
Blut bewirkt werden fann.... 


4. Aus der öfterreichifchen Circulardepeſche 
vom 28, Februar 1863. 
(9. Shulthejs, Europälfcher Geſchichtskalender, Jahrg. 1863, ©. 82.) 

... Wenn man uns von Berlin aus die Alternative ftellt, 
entiveder und aus Deutichland zurüdguziehen, ven Schwerpunkt 
unjerer Monarchie — wie der preußijche Minifter [v. Bis⸗ 
mard] meinte — nad Ofenzupverlegen, oder im nädften 
europäiſchen Gonflicte Preußen auf der Seite 
unferer Gegner zu finden, jo mird die öffentliche 
Meinung Deutichlands über folde Gefinnung urteilen, die Ereig— 
nijje werden fie richten, wenn fte je zur Tat werden follte Uns 
aber kommt es zu, den Vorwand, den man fi in Berlin zurecht- 
legen zu wollen jcheint, rechtzeitig al3 einen ſolchen zu kennzeichnen. 


) Benjamin Disraeli iſt der al® Earl of Beaconsfield im Sahre 
1881 verftorbene befannte confervative britiiche Statsmann. 

Deftätigt wird obige Aeußerung Bismard3 von Graf Vitzthum von 
Eckſtädt im feinem Buche „St. Petersburg und London in den Jahren 
1852—1864“, II, ©, 159. 
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5. Graf Vitthum von Edftadt an den Minifter v. Veuſt, 
dd, London, 26. Jan. 1865, _ 

(Graf Bisthum v. Edftädt, London, Gaſtein und Gabowa, S. 71 u. 73.) 

... Die liebenswürdige Lady X., eine der Damen der Königin 
Victoria, ift foeben von einer wol kaum zu ihrem Vergnügen unter- 
nommenen Reiſe nad) Berlin und Darmitadt über Parts heimgefehrt. 
Ihr verdanke ich die nachjtehenden vertraulichen Notizen. 

In Osborne [Refidenz der Königin Victoria] ift man entichieden 
auguſtenburgiſch und ebenſo entichieven anti» Bismardihd. Die 
Kronprinzeſſin von Preußen und deren Gemahl teilen dieſe Ge 
ſinnung. Bon einer Ausföhnung mit dem Machthaber fei nicht die 
Rede, deifen Herrſchaft das Leben Wilhelms 1. kaum überdauern 
werde. Die Kronprinzeifin fei von der Gefahr durchdrungen, welche 
die jegige Nichtung der preußiichen Politik für die Zukunft ihrer 
Finder haben könnte. Sie betrachte den Gewalthaber als ‚the blind 
tol of the German radicals‘. Sie lage, daß bei ‚the infatuation 
of the poor king‘ ihr eigener und des Gatten Widerftand auf 
Koften der Popularität beider erfolgen müße. Man habe die Augen 
vollkorimen offen, lobe im Stillen unjere Haltung und zähle auf den 
Vetter Alerander.‘) [S. 71.] 

Auch Lord Ruſſel glaubt, Bigmard arbeite der Demokratie in 
die Hände. So lange der König lebe, fei jedoch an feine Löſung 
der conftituttonellen Frage in Preußen zu denken. Der junge Hof 
fe in entichiedener Oppofition, ganz für den Auguftenburger und 
gegen jede Annerion. Dan zähle auf Mensdorff [S. 73.] 


6. Derfelbe an deuſelben, 15. Mai 1866. 
(Graf Vitzthum v. Eckſt ädt, London, Bafteln und Sadowa, S. 181—82.) 
... Es ift ſonach nicht zu veriwundern, wenn die öffentliche 
Meinung Englands in dem Grafen Bismard den eigentlichen 
Friedensftörer erblidt und als folchen verdammt, da ber Friedens⸗ 


1) Gemeint ift Alerander Graf von Mensdorff-Pouilly, 
Fürft Dietrichftein von und zu Nikolsburg, geb. 4 Aug. 1813 zu Koburg, 
geit. 14. Febr. 1871. Derfelbe bekleidete nach einer vorzugsweiſe militä- 
riſchen Laufbahn als Nachfolger des Grafen Rechberg vom October 1864 
bis zum October 1866 das Amt eines Miniſters des kaiſerlich öſterreichiſchen 
Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten. Durch feine Mutter, Die 
Herzogin von Sachfen= Koburg- Saalfeld, war er dem koburgiſchen und 


engliichen Haufe nahe verwandt. 
2 
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ftörer leicht fih al8 das Werkzeug dunfeler, in lekter Inſtanz gegen 
Englands Machtftellung gerichteter Pläne entpuppen könnte. Man 
läßt ihn gewähren in der Hoffnung, er werde in fein eigenes Ver⸗ 
derben rennen. Man iſt Hier überzeugt, er werde in der. .elften 
Stunde den Ginflüßen weichen müßen, welche allſeits gegen ihn 
wirfen, da fein ehrgeiziger Plan die Eriftenz des preußifchen Stats 
auf das Spiel ſetze. Alle Bemühungen find in diefem Augenblide 
darauf gerichtet, dem Könige von Preußen Har zu machen, daß er 
den preußifchen Stat nur retten kann, wenn er feinen ehrgeizigen 
Miniſter fallen läßt und deifen abenteuerliche Politit aufgibt. Ge 
[ingen dieſe Bemühungen, fo tft die Kriegsgefahr in Deutfchland 
mit einem Schlage befeitigt, und gleichzeitig verfchwindet das Gaukel⸗ 
Ipiel in Italien. 

Hiernach iſt die Linie, welche die deutſchen Mittelitaten einzu⸗ 
halten haben, Klar vorgezeichnet. Site haben das Glüd, feine Wahl 
zu haben, wie mir noch gejtern ein eminenter britiiher Statsmann 
jagte. Sie müßen fefthalten am Rechte, einmütig, unerſchütterlich 
die in Frankfurt genommene Stellung behaupten. Sie müßen jede 
preußiiche Drohung einfach mit den Artikeln der Bundesacte zuriid- 
weiſen, jede Bismard’iche Finte parieren und fih ſolidariſch Hinter 
jenen europäiſchen Tranzactionen verſchanzen, welche, was man in 
Aurerret) auch jagen möge, tiefe hiftorifche Wurzeln gefchlagen haben. 
Nenn der feit 6 Wochen drohende Krieg noch nit zum Ausbruche 
gefomment, jo ijt dieß, wie man bier glaubt, einzig und allein den 
Mittelftaten zu danken, und wird ihnen aud) bon denen, die Die 
Verhältniffe kennen, aufrichtig gedanft. Je länger Preußen zügert, 
den Nubicon zır iiberfchreiten, deito ſchwieriger wird es werden. 

Bismards Spiel tft Har. Er will den Frieden bredhen, aber 
die Schuld des Friedensbruches Andern zuſchieben. 


7. Der Großherzog von Baden gegen Bismarck. 
(Graf Bitzthum v. Edftäbt, London, Gaftein und Sadowa, ©. 207 u. 221.) 

Am 4. Juni hatte man mir [aus Pillnig, dem Zöniglich 
jächfiichen Hoflager] geichrieben, der Großherzog von Baden fei im 
tiefiten Incognito direct von Karlöruhe eingetroffen, und habe mit 
den Könige wie mit dem Minifter von Beuft längere Unterredungen 
gehabt. Er fei dann nicht, wie man erwartet, nach, Berlin, fondern 


1) Siehe die dortige Rede Napoleons im 8. Kapitel dieſes Abſchnittes. 
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über Weimar nad Karlsruhe zuriidigefehrt. Ueber den Zweck dieſer 
Reife wurde das ftrengite Geheimnis bewahrt. In den Umgebungen 
des Königs [von Sachſen] vermutete man jedoch), daß es fih um 
einen Vermittelungsverſuch gehandelt haben fünnte, welchen die da= 
mals noch in Baden weilende Königin Augufta inſpiriert. Diefe 
Lermutung zeigte fich als unbegründet. Der Großherzog hatte ein- 
fah am Worabende der Enticheidung fi) mit dem ihm eng be- 
freundeten Könige Johann ausſprechen wollen. Es ift ein denk 
wiürdiges Zeichen der Zeit, daß der Großherzog von Baden in jener 
Kriſis gegen feinen Schwiegervater, den König von Preußen, Stel- 
lung nahm und wie Sachen, Bayern, Hannover, Württemberg, 
beide Heſſen uſw. offen für Oeſterreich Partei ergriff. Der Grund 
lag einfacdy darin, daß Preußen notgedrungen feine Verftändigung, 
fondern Unterwerfung der deutichen Fürften verlangte, und daß diefe 
für ihre ihnen durch das Bundesrecht gemwährleiftete Unabhängig- 
feit nur bei Oeſterreich Schuß zu finden Hofften.” IS. 207.] „Als 
[dann Später] der badiſche Gejandte in Berlin feinen Inftructionen 
gemäß amnzeigte, daß der eigene Schwiegerjohn des Königs von 
Breußen die Neutralität aufgebe und den Bamberger Beichlüßen 
beitrete, foll ein höherer Beamter des Minifteriums ausgerufen 
baben: „So haben wir denn nur zwei Alltierte, den Großherzog von 
Medlenburg- Schwerin und — Garibaldi!"" [S. 221.] 


8. Selbſtbekenntniſſe Bismarcks. 
A 


(Aus „Ralfer Sriebri 58 Tagebuch 1870—71*, mitgeteilt in ber „Deutihen Rund⸗ 
ſchau“ herausgegeben von Julius Nobenberg, Octoberheft 1888, ©. 18—19. 


14. November [1870]. Geſpräch mit Bismarck über die 
deutfche Frage, er will zum Abſchluß kommen, entwidelt aber achjel- 
zudend die Schwierigkeiten; was man denn gegen die Süddeutſchen 
tum folle® ob ich wünfche, daß man ihnen drohe? Ich ermidere: 
„Sa wol, es ift gar feine Gefahr, treten wir feſt und gebietend auf, 
jo werden Sie fehen, daß ich Recht hatte zu behaupten, Sie feien 
fi) ihrer Macht noch gar nicht genügend bewußt.” Bismarck wies 
die Drohung weit ab und fagte, bei eventuellen äußerjten Maß— 
regeln dürfe man am menigften damit drohen, weil das jene Staten 
in Oeſterreichs Arme treibe. So habe er bei Uebernahme 
jeines Amtes den feſten Vorſatz gehabt, Preußen 
zum Krieg mit Defterreih zu bringen, aber fih wol 
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gehütet, damals . oder überhaupt zu früh ‚mit St. Majeftät Davon 
zu fprechen, bis er den Zeitpunkt fr geeignet angejehen. So müße 
. man auch gegenwärtig der Zeit anheimftellen, die deutſche Frage ſich 
entwideln zu jehen. 


B. 

(LordAugustus Loftus, The diplomatio reminisconces. London, Cassel & Co. 11. 1894.) 

Ich war am Mbend des 15. Juni [1866] bei dem Grafen 
Bigmard. Wir waren in feinem Garten auf und abgegangen und 
faßen dann in demfelben plaudernd big ſpät in Die Nacht hinein, 
die Zeit verflog ſchnell. Schon ſchlug es zu meiner Ueberraſchung 
zwölf Uhr, als der Fürſt vergleichend feine Uhr zog und fagte: 
„Um diefe Stunde find unfere Truppen in Hannover, Heſſen⸗-Kaſſel 
und Sachſen eingerüdt.* Cr fügte hinzu: „Der Kampf wird hart 
fein. Preußen kann verlieren, aber es hat dann wenigitend tapfer 
und ehrenvoll gefohten. Wenn wir gejhlagen werden, 
fehre ich hierher nihtzurüd Ich falle dann in 
der legten Charge Man kann nur einmal fterben, und ehe 
man unterliegt, ift es beßer, man jtirbt.“ 


C. 

(Aus der Rede Biamarcks in der Sigung bes Deutſchen Reichſtages v. 28. Non. 1881.) 

Nehmen Sie an, daß der böhmiſche Krieg mislang, dab 
diefer zur Entſcheidung der deutſchen Werhältniffe zur Durch- 
hauung des gordiſchen Knotens, in deifen Verichlingung wir ſeit 
langen Iahrhunderten Tagen, leider notwendige Bürgerkrieg für 
Preußen verloren gieng, jo war ja ganz Har, daß ih, wenn ich 
überhaupt nah diejfem Vorfall lebendig meine 
Heimat wiedergefehen Hätte, der allgemeine Sindenbod 
war, der Berbreder, der das Vaterland leidt- 
fertig in VBerderben geführt Hatte, und alle die 
Ovationen — das habe ich mir beim Cinzuge von 1866 gejagt — 
wäre es ander& gegangen, wären in ihr Gegenteil umgefchlagen. 
Es drüdte fi) einer meiner Kameraden auf dem Schladhtfelde jo 
aus: die alten Weiber hätten Sie zu Haufe mit 
Bejenftielen totgeſchlagen. 
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Zweites Kapitel. 


Die Ihleswig-boliteiniihe Angelegenheit bis zum 
preußiſchen Ariegsrat vom 28. Sebruar 1866. 





1. Das Leitmotin der prenfifchen Schleswig⸗Solfteins⸗ 
Politik. 
A. 
Moritz Buſch, Unſer Reichsſkanzler, Studien zu einem Characterbild, Leipzig 1884, 
1, ©. 400.) 

Eine andere Geftalt nahm das Verhältnis Bismarcks zu Oeſter⸗ 
reich an, als die fchleswigsholiteinifche Frage im Herbft 1863 bren- 
nend wurde. „Das tjt die diplomatiſche Campagne, auf die ich am 
folzeften bin,” ſagte er 1877 zu uns in DVarzin. Baron von 
Holftein fragte: „Sie wollten die Herzogtümer gleid 
von Anfang an?" — „Ja,“ erwiderte der Fürft, 
„gewis, gleich nachdem Tode des Königs von Däne- 
mark. Es war aber ſchwer. Alles war dabei gegen mich, ver- 
ſchiedene Stellen am Hofe, Oefterreich, die Heinen deutſchen Staten, 
die Engländer, die und den Kieler Hafen nicht gönnten. Mit 
Napoleon, da gieng es, der dachte und damit zu verpflichten. End⸗ 
lich waren zu Haufe die Liberalen dawider, die auf einmal das 
Yürftenrecht für wichtig hielten — es war aber nur ihr Haß und 
Neid gegen mih —, und auch die Schleswig-Holfteiner wollten 
nit. Die alle und was weiß ih noch. Wir Hatten damals eine 
Statsratsſitzung, wo ich eine der längſten Reden hielt, die ich je ab- 
geſchoßen habe, und vieles fagte, was den Zuhörern unerhört und 
unmöglich vorgefommen fein muß. Nach ihren erftaunten Mienen 
zu urteilen, dachten fie. offenbar, ich hätte zu ſtark gefrühftüct. 
Eoftenoble führte dag Protocol, und wie ich mir das hernach an⸗ 
fah, fand ich, daß die Stellen, wo ich am deutlichiten und eindring⸗ 
lichften geworden war, mweggelaßen worden waren. Sie enthielten 
gerabe meine beſten Gründe. Ih machte ihn darauf aufmerkſam 
und beichwerte mich darüber. Ja, fagte er, das wäre richtig; er 
hätte aber gemeint, daß mirs lieb fein würde, wenn daS wegbliebe. 
Ich erwiderte: Ganz und gar nicht. Ich beftehe darauf, daß es fo, 
wie ich es gejagt Habe, hineinkommt.“ 
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B. 

Aus einem Brief des Kronprinzen Friedrih Wilhelm 
von Breußen, dd. Wyk, 24. Juli 1865, an feinen vor— 
tragenden Rat Dr. Mar Dunder. 

(R. Haym, Das Leben Dar Dunders, Berlin 1891, S. 363—64.) 

Wollte man raſch nach unferen vorjährigen Siegen die Anz 
gelegenheiten der Herzogtüimer ordnen, jo konnte man bald mit dem 
Herzog Friedrich einig werden, vertraulich die Lebensfrage für 
Preußen mit ihm abmachen und dann feine Candidatur betreiben. 
Man wollte aber ihn verderben. So trieben denn die Dinge, 
bis Oeſterreich fih, nah) altem Brauch, einer antipreußiſchen Unter⸗ 
nehmung annahm und uns bier in dem gemeinfchaftlih verwalteten 
Zande überall ein Bein zu ftellen ſuchte. Dieß der Segen einer 
Alliance mit unferem — geborenen Widerjacher. 

Wie unter den gegebenen Verhältniſſen, d. h. wie fie heute 
liegen, und abgejehen von meinen Ihnen befannten Gründen für 
Einfegung Friedrich, jemals eine Annerion der Clbherzogtüimer 
durh Preußen zugeftanden werden könnte, kann ih mir nur im 
Falle eines von uns flegreich geführten Krieges mit dem Katferftat 
denken. Denn Compenfationen durch Bezahlung der Kriegskoſten 
Seiten? Preußens find wol eine Unmöglichkeit bei den Dispofitionen 
des Kaiſers. Seine Räte würden fchon eher hieranf eingehen. 
Immerhin würde in jenem Falle aber Preußen die Herzogtiimer 
faufen und fein Jota Recht auf ihren Beſitz erlangen. 

- Sie meinen, ich fole auf Herzog Friedrich wirken, daß er die 
Bedingungen vom 22. Februar annehme. 

‚ Glauben Sie aber, daß er fo abhängig von meinen Rat⸗ 
ſchlägen ift und nicht vielmehr, durchdrungen von feinen Rechts⸗ 
anfprüchen, wie auch von der großen Zahl feiner Anhänger geſtützt, 
eher ſich durch Militär-Arreftation aus dem Lande tragen läßt, ala 
nachzugeben? Und nun fol ich ihn veranlaßen, jene Bedingungen 
anzunehmen, nahdem Bismardmir am18. Junio.jagte, 
felbige feien alfo redigiert, Daß fie unannehmbar 
für Herzog Friedrid würden! 

Man will ja einen Conflict, um durch einen Krieg 
den inneren unhaltbaren Zwiſt beizulegen! dieß ift Doch ziemlich 
klar? Und wenn Herzog Friedrich wirklich nachgäbe, 
und wenn er noch ſtärkere Bedingungen annähme, — man würde 
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ed bei uns Schon verftehen, bie Dinge jo zu be— 
treiben, daß neue Gomplicationen erftänden, um 
Krieg zu befommen. " | 

Meine Stellung ift und bleibt eine paffive; dem König und 
Bismard find meine Anfichten bekannt, und habe ich, dießmal wirk- 
ih einmal von dem bevoritehenden „Regensburger Tage” im Vor: . 
aus unterrichtet, nochmals ſchriftlich meine Anfichten ausgeſprochen. 
Daß diejelben gleichgültig find, weiß niemand beßer als ich, aber 
ih mußte Doch wenigſtens zeigen, daß ich den beabfichtigten Conflict 
nicht als unabweiglich betrachte. 

Halten Sie das aber ja feit, daß meine Argumente nicht aus der 
bloßen Sreundichaft für Herzog Friedrich ftammen, jondern vor allen 
Dingen aus meiner Liebe zum Vaterlande und aus der Meberzeugung, 
daß Preußen: Geichide auf den gegenwärtigen betretenen 
Bahnen nicht heilfam und förderlich geleitet werden. 


2. Entitehung und Verlauf der Verwidlung bis zur 
Gafteiner Convention, 


[Die beiden deutichen Bormächte Oefterreich und Preußen hatten 
im Sahre 1864 die Elbherzogtümer nicht in Befit, fondern Namens 
de8 Deutihen Bundes und des erbberechtigten Landesfüriten in 
ne Verwaltung genommen. Dieß ergibt ſich aus folgenden 

achen. 

Für die Herzogtiimer Holitein und Schleswig beitand feit 1460 
die Realunion untereinander („daß die Lande ewig zufammenbleiben 
follten ungeteilt”) und. die Perfonalunion mit dem Königreich Däne- 
mark zu Recht. Holitein (wie das erit 1815 taufchweile an Däne- 
mar? gelommene Herzogtum Lauenburg) gehörten dem Deutichen 
Bunde an, Schleswig nicht. Schleswig-Holiteiu war ein Manns⸗ 
lehn mit agnakt her Erbfolge, während in Dänemark feit 1660 die 
weiblide Erbfolge galt. Nun war am 15. November 1863 mit 
König Yriedrih VI. der Mannsſtamm der zu Ropenhagen regieren- 
ben königlichen Linie des Hauſes Oldenburg erlofchen. Es fuccedierte 
für den gefamten bisherigen Umfang der Monarchie Prinz Chrijtian 
von der jüngern agnatiiden Linie Schleswig-Holitein-Sonder= 
burg lüdsburg ala GChriftian IX. und zwar auf Grund des 
für Dänemark geltenden weiblichen Erbfolgrechtes und des von Dänemark 
mit den einzelnen Mächten Oefterreih, Frankreich, Großbritannien, 
Preußen, Rußland, Norwegen und Schweden abgefchloßenen Londoner 
Protokolls vom 8. Mai 1852. Diefer Vertrag hatte gegen Zu⸗ 
fiherung der berfaßungömäßigen Selbjtändigfeit der Elbherzogtümer 
namentlich Schleswigs, diefelben der in Dänemark geltenden weib 


- 


24 


lichen Erbfolge unterworfen, war aber vom Deutſchen Bunde niemals 
anerfannt worden. Gegenüber der Succeffion Chriftians IX. erklärte 
leichzeitig, durd) Patent vom 16. November 1863, der Erbprinz 
Sriehrich von der älteren agnatiüchen Linie Schleswig-Holiftein- 
SonderburgAuguftenburg feinen Negierungsantritt in den 
Herzogtümern Schleswig und Holftein, und zwar auf Grund des, 
troß des Londoner Protokolls, für diefe Herzogtüimer geltenden männ⸗ 
lichen Erbrechtes. 


Am 28. November 1863 wies in Folge deifen der Bundestag 
den däniichen Gefandten für Holftein und Lauenburg zurüd und 
juspendierte die holftein-lauenburgiiche Bundestags-Stimme bis zur 
Entſcheidung des Erbſtreites. Zugleich erklärten Oefterreich und 
Dreuben, in ihrer Eigenſchaft ald europäiſche Mächte zwar an das 

ondoner Protokoll gebunden, aud) zur Ausführung diefes Vertrags 
d. h. zur Anerkennung Chriftians IX. als Königs von Dänemark 
und Herzog von Schleswig, Holitein und Lauenburg bereit zu 
fein, aber nur dann, „wenn die Krone Dänemark ihrerfeit die vor⸗ 
gängigen Verabredungen ausführt, deren Verwirflihung eine Vor⸗ 
ausſetzung der Unterzeichnung des Londoner Vertrag? durch Preußen 
bildete.” Dieſe bis dahin unerfüllt gebliebene, die verfaßungsmäßige 
Selbftändigfeit der Herzogtilmer betreffende Vorauzjegung tft auch 
ipäter niemals erfüllt worden. 

Schon am 1. October 1863 Hatte der Deutfhe Bund die 
bewaffnete Crecution in Holftein gegen Dänemark beichloßen, weil 
das Patent des damaligen Königs Friedrichs VI. vom 30. Merz 
1863 die verfaßungsmäßigen Rechte Holſteins an ſich tatfächlich 
verlegte und mit der Incorporation Schleswigs in das Königreich, 
aljo mit der fürmlichen Zerreißung der ſchleswig-holſteiniſchen Real⸗ 
union, des Weiteren bedrohte. Inzwiſchen hatte der neue König 
Chriſtian IX. am 18. November die vom Neichötage ſchon unter 
feinem Vorgänger angenommene, aber von diefem noch nicht volls 
zogene neue däniſche Verfaßung unterjchrieben, welche die Ein- 
verleibung Schleswigd in die däntihe Monarchie in ſich ſchloß und 
jo die ſchleswig-holſteiniſche Realunion definitiv vernichtet... Darauf: 
hin beihloß der Deutiche Bund am 7. December auf Antrag Oefter- 
reih® und Preußens, ohne dadurch der Erbfolgefrage 
präajudicieren zu wollen, mit dem fofortigen Vollzuge der 
bereit Durch Bundesbeihluß vom 1. October 1863 vorgefehenen 
Bundeserecution in Holftein nunmehr Oefterreih, Preußen, 
Sachſen und Hannover zu beauftragen. In Folge deffen wurde das 
Herzogtum Holftein am 23. December und den folgenden Tagen von 
jächjioen und hannöverſchen Truppen befeßt und von den Dänen 
geräumt. 

Am 28. December beantragten Oefterreihh und Preußen beim 
Deutichen Bunde, dieſer jolle, wiederum ohne der Erbfolgefrage zu 
präjudicieren, von der königlich däniichen Regierung verlangen, das 
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Statsgrundgejeß vom 18. November, durch welches das Herzogtum 
Schleswig der- däniſchen Gejamtverfaßung einverleibt worden mar, 
definitiv wieder aufzuheben und mit diefer Forderung die Erflärung 
verbinden, „daß im Falle der Weigerung der Deutihe Bund, im 
im Gefühle feines Rechtes und feiner Wilrde, die erforderlichen Ma$- 
regeln ergreifen müßte, um fich durd) eine militärifche Beſetzung des 
Herzogtums Schleswig ein Pfand für die Erfüllung feiner gerechten 
Forderungen zu verſchaffen“ Am 14. Sanuar 1864 lehnte die 
Mehrheit des Bundestags, welche befürchtete, die Annahme dieſes 
Antrages könne als Anerkennung eines Beſitzrechtes der königlich 
dänifchen Regierung auf das Herzogtum Schleswig gedeutet werden, 
den Antrag mit 11 gegen 5 Stimmen ab'), worauf Oefterreich und 
Preußen folgende Ertlärung abgaben: 


„Angeficht? der eben erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen 
Antrages müßen die allerh. Regierungen von Defterreih und 
Preußen lebhaft bedauern, daß die gehoffte Verftändigung über 
die bon ihnen zur unverweilten Sicherung der Rechte de? 
Deutihen Bundes in Bezug auf Schleswig bor- 
geichlagenen Maßregeln nicht erzielt worden tft. Unter ſolchen 
Umftänden glauben die beiden Regierungen in der ihnen, durch 
ihre Dazwiſchenkunft bei Herbeiführung der jene Rechte feitfiellen- 
den Stipulationen von 1851/52 [e3 ift das Londoner Protokoll 
und die ihm voraußgegangenen Abmachurigen gemeint] erwachjen= 
den bejondern Stellung, jowie wegen der großen Dringlichkeit 
der Sache, fich der Pflicht nicht entziehen zu dürfen, die Geltend-= 
madhung jener Rechte [alfo derjenigen des Deutichen 
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pl Die von den Miniftern Sachen, Bayerns und Heſſen-Darmſtadts, 
den Herren v. Beuft, v. d. Pfordten und v. Dalwigk, geführte jog. mittel= 
ftatlihe (nad) den Verfammlungsorten ihrer Diplomaten auch Bamberger 
oder Würzburger) Gruppe, die bier die Mehrheit gewann, hatte Schon am 
7. December den Beſchluß der Erecution befümpft und ftatt deſſen die 
Dccupation Holſteins verlangt, da fie der ſtatsrechtlich zweifellos correc⸗ 
teren Auffaßung folgte, daß die Execution nur gegen eine vom Bunde als 
rehtmäßig anerkannte Regierung denkbar fei. Im Gegenfage zu dieſer 
Gruppe hat Kurheſſen und meift auch Hannover während der ganzen 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Verwidlung am Bunde ftet3 mit den verbündeten 
Großmaͤchten und nach deren Veruneinigung, fo lange e8 mit dem beſtehen⸗ 
den Bundesrecht irgend vereinbar war, mit Preußen geftimmt, und- zwar 
in der ausgeſprochenen Abficht, den Conflict beider Großmächte und fpäter 
denjenigen Wreußeng mit dem Bunde womöglich hintanzuhalten. (gl. 
darüber „Denkſchrift Sr. Kgl. Hoheit des Kurfürften Friedrich Wilhelm 1. 
bon Heſſen betreffend Die ufrölung des Deutichen Bunoes und die Ufurs 
pation des Kurfürftentums durch die Krone Preußens im Sahre 1866”, 
©. 3—7). Der Lohn beider Staten für dieſes friedfertige und preußen- 
freundliche Verhalten 2“ befanntlicdy nicht nur in ihrer Annerion, jondern 
ah in dem bis auf diefen Tag wiederholten Vorwurf ſyſtematiſcher 
Breußenfeindichaft beitanden. 
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Bundes auf Schleöwig] in ihre eigenen Hände zu nehmen 

und ihrerfeit3 zur nu der in ihrem Hauptantrage vom 

28. v. M. u. 3. bezeichneten Maßregeln [d. h. der Bejegung 

Schleswigs] zu jchreiten. Durch Abgabe vorftehender Erklärung 

fommen die Gejandten dem Auftrage ihrer allerh. Regierungen 

nad.” (9. Schultheſs, Europäiſcher Geſchichtskalender, Jahr⸗ 

gang 1864, S. 46). 

Es folgte nunmehr im Frühjahr 1864 der Krieg Preuß ens 
und Oeſterreichs gegen Dänemark und die Niederwerfung 
diefer kleinen Macht. 

Am 19. Merz 1864 lehnten Oeſterreich und Preußen die Forderung 
Dänemarks ab, die Vereinbarungen von 1851/52 (Londoner Protokoll), 
die, wie Herr v. Bismard an demfelben Tage dem engliichen Gejandten 
au Berlin erklärte, durch den Strieg hinfällig geworden feien, zur Grund- 
lage ber SFriedensconferenz zu machen, die, von England vorgeichlagen, 
am 25. April zu London eröffnet und auch vom Deutſchen Bund 
beſchickt wurde. In der 4. Sitzung der Londoner Conferenz, am 
12. Mai 1864, ſagten ſich Oeſterreich und Preußen dann noch aus⸗ 
drücklich los von jeder Beſchränkung, die aus Engagements, welche 
bor dem Kriege zwiſchen ihren Regierungen und Dänemark beftanden 
haben mögen, hervorgehen fünnten,“ und in der 6. Sigung, am 28. Mai, 
itellten die Benollmächtigten beider genannter Mächte an die Conferenz 
folgenden Antrag, dem fich der Vertreter des Deutichen Bundes an⸗ 


ſchloß 

„Nachdem die in der letzten Conferenzſitzung von Oeſter⸗ 
reich "und Preußen geftellten Forderungen von den däniſchen 
Herrn Bevollmächtigten als vollftändig unannehmbar, felbit in 
der Vorausſetzung, daß die Enticheidung des Bundes die Erb- 
folgerechte Sr. Majeltät des Königs bon Dänemark auf bie 
Herzogtümer zulaße, erklärt worden find, haben Die Bevoll⸗ 
mädtigten der deutſchen Mächte die Weifung er- 
halten, im Einverftändniffe mit dem Vertreter des 
Deutihen Bunde, die vollftändige Trennung 
der Herzogtümer Schleswig und Holftein von 
dem Königreidhe Dänemark und ihre Vereinigung 
zu einem State unter der Soupveränetät des Erb- 
prinzenvonSchleswig- Holitein-Sonderburg- 
Uuguftenburg — der in den Augen Deutſchlands nicht 
nur die meiften Erbfolgerehte aufdie Herzog— 
tiimer geltend zu maden vermag, und deſſen An 
erfennung von Seiten de3 Deutfhen Bunde? 
folgemeife gefihert erſcheint, fondern welcher aud) 
unzweifelhaft die Stimmen einer ungeheuern Majorität der z 
völferung diejer Herzogtüimer auf fi) vereinigen wird — 
verlangen.“ [Martens, Nouveau receuil général de traites, 
XVII, II, 371.) 
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Aus den Hier angeführten Tatiahen und Erklärungen geht 
hervor, daß Preußen und ODefterreich 1) nicht nur bezüglich Holſteins, 
ſondern auch bezüglich Schleswigd das Recht des Deutichen Bundes 
und des erbberechtigten LZandesfürften anerkannten, und dieſes Recht 
als den alleinigen Beweggrund ihres eigenen Vorgehen bezeichneten; 
2) daß fie durch ihre Losfagung vom Londoner Protokoll die Succeſ⸗ 
fionsansprüche des Königs von Dänemark auf die Herzogtiimer für 
nichtig erklärten, und endlid 3) daß fie das Recht Schleswigs und 
Holitein auf Zufammengehörigfeit und auf die Exiſtenz als felbitändiger 
deuticher Bundesſtat unter dem von ihnen ausdrücklich als bejtberech- 
tigt erflärten Erbprinzen von Auguftenburg feierlich anerkannten. 

An diefer Rechtslage und ihrer Anerkennung ſeitens der beiden 
deutjchen Großmächte konnte auch der Wiener Friede vom 30. Oc- 
tober 1864 und insbeſondere Artikel 111. deilelben nichts ändern, 
welcher lautete: 

„Se. Majeſtät der König von Dänemark verzichtet auf alle 
feine Rechte auf die Herzogtiimer Schleswig, Holitein und Lauen⸗ 
burg zu Gunſten Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Oeſterreich 
und des Königs von Preußen, und verpflichtet fi), Die Ver- 
fügımgen, welche Ihre genannten Majeftäten hinfichtlich Dieter 
Herzogtiimer treffen werden, anzuerkennen.” 

Denn diefer Artikel übertrug nicht etwa den Beſitz der Elb⸗ 
berzogtümer, jondern nur die Rechte des Dänentdnigd an 
denjelben auf Oefterreich und Preußen. Dieje jelbit aber hatten, wie 
eben nachgewiefen wurde, gar feinen Zweifel darüber gelaßen, daß 
fie dem Könige Chriftian IX. feinerlei Rechte an den Herzogtümern 
zuerfannten und ihn eben deswegen aus denjelben verdrängt Hatten. 
Sie konnten deshalb auch durch Art. 111. des Wiener Tractates von 
Dänemark nicht einen Befigtitel ala ein Recht, welches dieſes nach 
ihrer eigenen Behauptung nicht befaß, ſondern höchſtens, wie fich ein 
bayeriſches Bundestagspotum vom 5. Dec. 1864 außdrüdte, „nicht 
begründete Anſprüche“ durd Eeifion erlangt haben. Es mußte 
daher, in Gonfequenz der von beiden Großmächten jelbit bisher kund⸗ 
gegebenen Anichauungen, die nunmehrige Sachlage dahin aufgefaßt 
werden, und iſt von Seiten des Deutſcheu Bundes auch ſtets jo auf: 
gefaßt worden, daß beide Mächte durch den Wiener Tractat die Elb⸗ 
berzogtüimer nicht in Beſitz, ſondern Namens des Deutichen Bundes 
jowie des erbberechtigten Landesfürften nur in vorläufige Verwaltung 
genommen hatten.!) 

Freilih war ſchon im bisherigen Verlauf der Dinge zu Tage 
getreten und trat jeßt fofort immer deutlicher zu Tage, daß die vor 
und während des Krieges mit Dänemark von beiden Großmächten 


) „Um juriftifch zu fprechen, hatten die Mächte zwar nicht als Manda= 
tare, wol aber als negotiorum gestores des Deutfchen Bundes gehandelt.“ 
Graf Beuft, Aug Drei Viertel-Jahrhumderten, I, 897. 
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verlautbarten Rechtsanſchauungen, welche die eben formulierte Auf- 
faßung des Wiener Tractat3 mit Notwendigkeit ergaben, nicht auf- 
rihtig gemeint geweſen jeien, und daß insbejondere Preußen von 
vornherein darauf audgegangen fei, die Elbherzogtümer für fich felbft 
und für ſich allein zu erwerben. Aus diefem Hintergedanfen war die 
Eigenmäcdhtigfeit hervorgegangen, mit der beide Großmächte, ohne ein 
Mandat des Bundes zu befiten, ja im Widerfpruche mit dem Bunde, 
die Sache defjelben geführt hatten. 


Das Intereſſe, welhes Defterreich bei diefem Vorgehen im 
Auge gehabt haben mag, tft ſchwer zu erklären. Seine Stellung in 
Deutichland hieng von dem Deutichen Bunde und deifen legitimer 
Entwidelung ab. Es grenzt daher an daS Iingeheuerliche, daß der 
damalige öſterreichiſche Minifter des Auswärtigen, Graf Rechberg- 
Nothenlöwen‘), fih von Bismard fogar hatte verleiten laßen, am 
16. Sanuar 1864 mit Preußen einen Vertrag abzuſchließen, deſſen 
4 erſte Artitel das jelbftändige Vorgehen beider Großmädte in 
Schleswig regelten, deſſen fünfter, von Bismarck dictierter Artikel 
aber die endgültige Feitftelung des Schickſals der Elbherzogtümer 
dem Deutichen Bunde entzog und den beiden Großmächten allein vor: 
behielt, indem er beftimmte: „Für den Fall, daß es zu Feindielig- 
teiten in Schleswig käme, und alfo die zwiſchen den deutichen Mächten 
und Dänemart beitehenden Vertragsverhältniſſe Hinfällig würden, 
behalten die Höfe von Oeſterreich und Preußen ſich vor, die künf⸗ 
tigen Verhältniſſe derHerzogtümer nurin gegen- 
feitigem Einverftändniife feftzuftellen. Zur Erzielung 
dieſes Einverftändnifles werden fie eintretenden Falles die ſachgemäßen 
weiteren Abreden treffen. Sie werden jedesfalld die Frage über die 
Erbfolge nicht anders als in gemeinſamem Einverſtändnis enticheiden.” 
(9. v. Sybel, Die Begründung des Deutichen Reiches durch Wilhelm 1. 
Vornehmlich nad) den preußiichen Statsacten, 111, 211—12). Wahr: 
Tcheinlich hat bei diejem verhängnispollen Verhalten Oefterreichß, wie 


) Johann Bernhard Graf von Redhberg und Rothenlömen, 
geb. 17. Suli 1806 zu Regensburg, war vom 17. Mai 1859 bis zum 
27. Oct. 1864 Minijter des Auswärtigen und des Eaiferlichen Haufes. In 
der damaligen Diplomaten-Welt hieß er nur „der Neger des Herrn von 
Bismard” wegen jeiner kurzſichtigen Abhängigkeit von diefem Manne, die 
auch daran Schuld war, daß Rechberg die jchleswig-holfteinifche Angelegen- 
heit von Haus aus fo gründlich für Oeſterreich verfuhr. ie die Bis⸗ 
matd-NRechbergiihe Schleswig-Holiteind-Politif in außerdeutfchen Kreißen 
beurteilt wurde, beweift folgende Aeußerung, die Lord Clarendon zur Zeit 
der Londoner Conferenz dem Pertreter des Deutfchen Bundes, Herrn 
vd. Beuft gegenüber tat: „Eh bien, je ne vous en veux pas, vous ne 
pouviez faire autrement, mais je ne veux plus jamais rien avoir & faire 
avec cet homme sans foi ni loi, qui s’appelle M. de Bismarck, ni ave6 
celui qui est son negre, M. de Rechberg.” Graf Beuit, Aug Drei 
Viertel-Sahrhunderten, I, ©. 877 
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Fürst Richard Metternich es dem Grafen Vigthum im Frühjahr 1865 
geradezu gejagt hat, die Verftimmung über die borfichtige Zurüd- 
haltung der deutichen Fürſten dem öſterreichiſchen Bundesreform⸗ 
project von 1863 gegenüber eine nicht? weniger als ftatömännijche 
Rolle geſpielt (Graf Vitzthum v. Eckſtädt, London, Gaftein und Sa⸗ 
dowa S. 66). Es wirkte aber zeitweilig auch die noch törichtere Hoffnung 
mit, Preußen werde für die Annexion Schleswig-Holfteina (ſchleſiſche) 
Compenſationen zugeſtehen. Sybel berichtet, daß Graf Karolyi, der 
öfterreichiiche Gefandte in Berlin, im November 1864 in diefem Sinne 
zu einer mündlichen Erklärung inftruiert geweſen jei, und daß Graf 
Mensdorff dem preußiichen Gefandten im December j. 3. ähnliches 
gelagt habe (a. a. O. IV, 31 u. 51). In demjelben Gedanfengange 
heißt es noch in einem Erlaße des Grafen Mensdorff vom 9. Merz 1865 
an den öſterreichiſchen Gelandten zu London, Grafen Apponyi: man 
laße „la porte ouverte, parce qu’on esp6rait que la Prusse modi- 
fierait ses döterminations“ [gemeint waren die weiter unten zu er- 
wähnenden Forderungen vom 22. Yebruar j. 3.], ou bien, si elle 
persistait & vouloir retirer des avantages de la guerre, qu’elle 
offrirait des &quivalents à ’Autriche“ (Vitzthum v. Edftädt, a. a. 
O. ©. 76). Scheint dieſe öfterreihiiche Compenſations⸗Idee auch 
nur für den außerften Fall ala eine Art Deiperationsmittel ins 
Auge gefaßt geweſen zu fein, jo mußte fie Doch, wie die ganze bundes⸗ 
feindliche Sonderbiündelei mit Preußen, Oeſterreichs Fähigkeit, in der 
ichleswigsholiteinifchen und ſpäter der deutſchen Frage das Recht 
zu vertreten, in bedenklicher Weile lähmen und jo in der entjcheiden- 
den Kriſis fiir den Kaiſerſtat verhängnispoll werden. 

Um fo leichter tft dag preußtiche Annexions⸗Intereſſe zu ver⸗ 
ftehen. Dafjelbe gab fich bereitS während der Londoner Conferenz, 
im Mai 1864, durch eine von Preußen aus in den Herzogtiimern in 
Umlauf gejeßte Adreffe, welche von dem „preußiich-deutichen Reiche 
deutfcher Nation bis zur Königsau“ ſprach, und unmittelbar nad 
dem Wiener Frieden durch die brüsfe Verdrängung der Bundes- 
truppen aus Holftein und Lauenburg aud) öffentlich fund. Innerhalb 
des öfterreichtich-preußifchen „Condominiums” in den Herzogtümern 
aber führte die preußiiche Anneriond-Tendenz jofort zu den ärger: 
lichſten und gefährlichiten Zerwürfnifien zwiſchen den beiden Groß- 
mächten felbft, da Defterreich fi) bald und immer eifriger beftrebt 
zeigte, den in Gemeinjchaft mit Preußen Dem Dentichen Bunde gegen- 
über eingejchlagenen Weg der Eigenmächtigkeit zu verlaßen und Die 
endgültige Regelung ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage da zu fuchen, 
wo fie von Rechts wegen ausſchließlich Tag, nemlich auf dem Boden 
des deutſchen esrechts. Zur tatfächlichen Ausführung dieſes 
Vorhabens iſt aber Defterreich leider erft gelangt, als es zu jpät war, 
am 1. Juni 1866. 

Schon bei Meberreihung des Wiener Friedens⸗Tractates an bie 
Bunbesperfammlung, 29. Nov. 1864, hatte die Laijerliche Negiernug 
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erflärt, daß fie „hehufs einer den Interefjen und Redten 
des Bundes entſprechenden Löſung der Hauptfrage 
fe8 war damit die Erbfolgefrage und die künftige Stellung der 
Herzogtümer gemeint] Unterhandlungen mit der kgl. preußiichen 
Regierung angefnüpft habe.” Dieſe Unterhandlungen blieben refultat- 
108. Die preußiichen Annerionstreibereien giengen nunmehr foweit, 
daß Preußen, ungeachtet feiner Erklärung vom 28. Mai 1864, jet 
ſelbſt Erbanfprühe auf die Herzogtiimer entdeckte und durch feine 
Kronſyndici mit großer Gelehrjamkeit ‚begründen ließ, während es 
die von dem Holiteiniichen Baron Scheel-Blefien offen betriebene 
Annerionzpropaganda nad) Kräften unterftüßte. 

So war im Frühjahr 1865 der preußtich-üfterreihtiche Conflict fait 
bis zum Ausbruche gediehen, und Preußen fuchte fich für dieſen Fall des 
Beiltandes von Frankreich und Stalien zu vergewiflern. Es 
ipielten fich in Folge deſſen ſchon zu dieſer Zeit dieſelben Verhandlungen 
und Beſprechungen ab, die wir nach der Gafteiner Convention fid 
in concreterer Form wiederholen jehen werden. Napoleon 111. „tat, 
was ohne offene Aufforderung zum Kriege ſich tuen ließ, um Preußen 
vorwärts zu drängen“ (Heinrid von Sybel, Die Begründung des 
Deutſchen Reiches durch Wilhelm J., IV, ©. 69), Preußen aber 
nahm den Fall eines Bruches mit Oefterreih das Bündnis 
mit Frankreich in Ausfidt. „Das nis mit Frankreich“ — 
ſchrieb Herr dv. Bismard am 20. ruar 1865 an den preußiſchen 
Gejandten in Paris Grafen v. d. Goltz — „it nur ein Notanter 
für den Fall, daß das Wiener Cabinet und einen billigen Abſchluß 
veriagt. Dann, nachdem fein Bündnis fi) fir uns ald wertlos 
eriviejen hätte, oder wenn es durch Oeſterreichs Initiative fich Löıre, 
würden wir, vor Deutichland und Europa gerechtfertigt, offen mit 
Frankreich abſchließen können.” Dieſelbe Depeiche ſchloß 
mit den Worten: „Wir wißen bejtimmt, wa wir wollen: bie 
Annerion, wenn fie ohne Krieg zu erreichen ift, oder wenn bot 
der Enticheidung andere Urfachen den Krieg herbeiführen ; jedesfalls 
aber ein Verhältnis, welches die Feſtungen und Kriegs⸗ 
häfen, jowie die Verfügung über die Streitfräfte um 
andere Rechte in den Herzogtümern in unfere Hand gibt. Für 
die Differenz diefer beiden Löſungen den Krieg mit europätichen 
Großmächten aufzunehmen, fcheint mir mit dem Werte des Object? 
nicht im Verhältnis zu ſtehen. Gegen die Herabdrüdung unferer 
Anſprüche unter die zweite aber würden wir den Degen ziehen und 
der vollen Sympathie des Landes ficher fein” (v. Sybela. a. 0. 
IV, ©. 75 u. 78). 

Zwei Tage fpäter, 22. Februar, formulierte Bismard in einer 
Depeihe an das Wiener Cabinet die dem Grafen Goltz angedeuteten 
preußiſchen Bedingungen fir die „zweite Löſung“, das jog. Februar⸗ 
Programm, dag der Crbprinz von Auguftenburg am 31. Merz 
unter Vorbehalt einiger unmejentlicher Aenderungen guthieß, nad) 
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dem Oeſterreich es ſchon am 5. Merz in der Hauptjache abgelehnt 
und zugleich „eine Phaſe der Verhandlungen, in der eine definitve 
Berftändigung überhaupt nicht möglich erjcheint,“ für geichloßen er- 
Aärt hatte. 

Am 29. Mai fand unter Vorfit des Königs und Zuziehung 
des Kronprinzen und des Generalſtabschefs v. Moltke eine Situng 
des preußtichen Minifterconjeil ftatt, in der — nachv. Sybel, 
a. a. O. WV, © 121—124 — Bismard fi für formelle Forde- 
rung der Annerion d. h. für den Krieg ausſprach, ohne indeſſen dieſe 
Entſcheidung, die nur „aus der freien föniglichen Ueberzeugung jelbit 
hervorgehen könne“, auzdrüdlich anzuraten. „Ein Krieg mit efer- 
reich”, jo begrindete er feine Anficht, „wird früher oder ſpäter Doch 
nicht zu vermeiden fein.” Diefer Meinung Bismarcks traten indeſſen 
mr der Cultusminiſter v. Miihler, der Suftizminifter Graf Lippe, der 
Minifter für Landwirtfchaft v. Selhomw und Moltfe bei. Der 
Kriegsminiſter v. Roon und der Minifter des Innern Graf Eulen= 
burg bezeichneten die Annexion zwar als letztes Ziel, wollten aber als 
erfte Station dahin das Programm vom 22. Febr. fich geniigen laßen. 
der Kronprinz und der Finanzminifter v. Bodelſchwingh 
waren die einzigen, die fich entfchteden gegen den Krieg ausſprachen. 
Der Kronprinz „warnte vor den ſchweren Gefahren der Annexion 
und dem Unheil eines Krieges mit Defterreich, welcher Deutichland 
zerfleiichen und die Einmiſchung der Fremden herbeiführen würde; 
alle dieſe Schwierigkeiten würden mit der Einjeung des Erbprinzen 
von Auguftenburg verſchwinden, denn diefer ſei durchaus preußiich 
gefinnt und zur Annahme der Februarbedingungen bereit.“ Der 
König behielt fich die Entichließung vor; e8 blieb alfo zunächit bet 
dem Februar Programm. 

Aber auch dieſes wurde ſchon im nächſten Monat fallen gelaßen. 
Preußen ſprach jest, geſtützt auf feine Kronjuriften, dem Auguften- 
burger endgültig jede Erbberedtigung ab, und der 
König ſelbſt verlangte am 30. Juni von Karlsbad aus in einem 
Schreiben an den Kater Franz Joſeph Die Ausweiſung des 
Bringen aus den Herzogtümern, den dieſe inzwijchen 
unter öſterreichiſchem Schutze immer allgemeiner als legitimen Landes⸗ 
herrn anerfannt und behandelt hatten. Als der Kaiſer dieſe Zu⸗ 
mutung ablehnte, wurde in dem am 21. Juli unter Vorſitz des auf 
der Reife von Karlsbad nad) Gaftein begriffenen Königs zuftegens- 
burg abgehaltenen preußiihen Minifterrat, zu dem auch die 
preußiſchen Gejandten in Wien und Paris zugezogen waren, die Abs 
jendung eines Ultimatum? nad Wien beihloßen. Daſſelbe 
verlangte „Die Heritellung der Ordnung” in den Herzogtümern, d. h. 
die Entfernung des Erbprinzen, und drohte eventuell mit Selbithülfe, 
deren wirkliches Eintreten es indellen von dem beabfichtigten Bejuche 
des Kaiſers in Gajtein. und dem Ergebniß der Zufammentunft beider 
Monarchen abhängig machte. Alle Vorkehrungen für eine fchleunige 
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Mobilmachung in Preußen waren bereits getroffen!), und die diploma⸗ 
tiſchen Biindnisverhandlungen, zu denen auch die Später zu erwähnende 
Zuſammenkunft Bismarcks mit dem bayeriſchen Minifter v. d. Pfordten 
zu Salzburg am 23. Juli gehörte, namentlich diejenigen mit Yranfreid) 
und Italien, wieder aufgenommen worden. 

„Kurze Zeit vor jeiner Abreife von Berlin hatte Bismarck durd) 
den Grafen Benedetti die pofitive Erklärung empfangen, daß bei 
einem Bruche mit Oeſterreich Frankreichs wolwollende Neutralität 
für Preußen ohne irgend eine Compenfation gefichert fei. Gleich) 
nachher hatte dann Benebetti ein Telegramm aus Paris vorgelegt, 
worin die Bereitwilligfeit Napoleons ausgeſprochen war, mit Preußen 
ein Bündnis zu fchließen und deſſen Vorſchläge darüber entgegen zu 
nehmen. Hiernach erhielt jet Graf Goltz die Inftruction, fal3 feine 
Veritändigung mit Oefterreich eintrete, den Abſchluß eines Neu: 
tralität3-Vertrag3 mit Frankreich, und nah Um 
ftänden die Feſtſtellung weiterer gegenjeitiger Ver— 
pilihiungen borzubereiten; er würde ferner die Geneigtheit 

apoleons zu einer etwaigen perjönlichen Annäherung zu vermitteln 
ſuchen“ (v. Sybel, a. a. O. W, ©. 152—153). In Florenz hatte 
Bismard ſchon im April anfühlen laßen, ob Italien in einen Krieg 
gegen Deiterreich zu Gunften Preußens eingreifen und hierfür Frank 
reichs Zuſtimmung nachſuchen und erlangen würde, was von dem 
dortigen preußiichen Gejandten, Grafen Uſedom, ebenfo wie von dem⸗ 
jenigen zu Paris entichieden bejaht worden war “= Sybel, a. a. O. 
IV, ©. 107—108). 3 aber Uſedom jeßt in Florenz amtliche Be⸗ 
Ipredungen wegen einer eventuellen Alliance zu eröffnen beauftra 
wurde, begegnete er dort einer Zurüdhaltung, Die auf einem drei⸗ 
fachen Beweggrund beruhte, nemlich erftens der Furcht, die preußiſch⸗ 
italieniſche Alliance folle von Preußen nur als Schredgefpenit benugt 
werden, um Oefterreich die Elbherzogtiimer abzuängftigen; zweitens 
dem auögeiprochenen Gefühle abjoluter Abhängigkeit von Frank⸗ 

1) Die gegen den Landtag durchgeführte Militärorganifation ermögs 
lichte die Mobilmachung in wenigen Tagen. Am 16. November 1864 
hatte König Wilhelm 1. an den Kriegsminifter v. Roon gefchrieben: Der 
eben beendigte dänische Krieg babe „Dargetan, daß das Heer in allen 
Teilen und zu jedem Augenblide friegsbereit iſt.“ (Denk⸗ 
würdigfeiten aus dem Leben des Generalfeldmarfchalls Kriegsminiſters Grafen 
v. Roon, 11, ©. 216.) Auch für das nötige Geld war ſchon damals ges 
ſorgt. Am 1. Auguft 1865, alfo wenige Tage non dem Regensburger 
Miniſterrat, fchrieb der Kriegsminifter v. Noon an Mori dv. Blankenburg: 
„E3 iſt Geld da genug, um uns freie Hand in der auswär— 
tigen Politik zu geben, nötigenfalls, um die ganze Armee mobil zu 
machen und einen Feldzug hindurch zu bezahlen... . Woher das Geld? 
Ohne Gefegeöverlegung, vornehmlih durd ein Arrangement Der 
Kölns Mindener Citenbabn, welches ich und felbit Bodelſchwingh 
es anmaminifter] für fehr vorteilhaft erachten.” (Dentwürdigfeiten 2. 
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reich, und dritten? der Hoffnung, Oeſterreich werde fid) gegen 
Preußen freie Hand fchaffen durch freiwillige Ceſſion Venetiens. 
Ra Marmora, Etwa mehr Licht, S. 40—46). Auch in Paris 
wih man jeßt den preußiichen Anträgen aus. Endlich erfuhr der 
preußiſche Gejandte, und zwar durch eine Meußerung der Kailerin 
Eugenie, wenigſtens fo viel, daß Napoleon dermalen einen fürm- 
lichen Neutralitätvertrag beitimmt ablehne und „unmöglich fich fir 
alle Fälle die Hände binden könne“ (Sybel, a. a. ©. IV, ©. 191). 
„Unter diejen Umftänden,” jagt vd. Sybel (a. a. O. IV, ©. 189) 
ausdrücklich, „brahte die auswärtige Volitif die Ent- 
ſcheidung“, d. h. Preußen entſchloß fich, mit Rückſicht auf die eben 
referierte unzuverläßige Haltung Frankreichs und Italiens den Krieg 
noch einmal zu vertagen, bis feiner damals ſchon vollendeten militä- 
riſchen Vorbereitung auch die dDiplomatifche beßer entiprechen wiirde. 
Bismard konnte dieß um fo eher tuen, als Oejterreich die Chancen, 
die fich ihm damals in der internationalen Lage zum lebten Male 
boten, ganz und gar verfannte und fid) Durch das preußiiche Ultimatum 
io jehr hatte einſchüchtern laßen, daß es ſelbſt bei den mittlerweile 
im Gaftein eröffneten Unterhandlungen die einjtweilige geographiiche 
Teilung des jchleswig-holfteiniihen „Condominiums“ in Vorſchlag 
brachte.) So kam die fogen. Gafteiner Convention zu Stande, die, 
wie alle derartige Ausweichungsverſuche, nur die Wirkung hatte, daß 
die Unzuträglichkeiten noch größer, die rechtliche und fachliche Löſung 
noch —— wurde. Oeſterreich begieng übrigens dieſen weiteren ver⸗ 
1) Es ſteht feſt, daß die eigentliche Verantwortung für die Gaſteiner 
Convention wie für die meiſten der unter dem Namen des Grafen Mens⸗ 
dorff begangenen dfterreichiichen Unbegreiflichfeiten dem Grafen Morig 
Eſter hazy aus dem Haufe Forchtenftein (geb. 23. Sept. 1807) zufällt, der in 
jener Eigenſchaft als Minifter ohne Portefeuille Mensdorff als diplomatifcher 
Leiter, in Wahrheit freilich als Verleiter und Srrführer, beigegeben war 
und deshalb der nie Morig“ genannt wurde. Ueber die mehr als 
eigentümlichen Verhältniffe, die damals im Wiener Auswärtigen Amte 
berrfchten, verbreiten folgende Angaben des Grafen Vitzthum das nötige 
Licht: „ALS ich nach der Kataftrophe von Sadowa Mensdorff an die ver- 
hangnisvolle Rolle erinnerte, die Morig Efterhazy in jener Zeit gefpielt, 
erwiderte er: „„Niemand hat das fchwerer empfunden als ich. Aber was 
wollen Sie, ich verftand von der Politik gar nichts, hatte. es auch dem 
Raifer wiederholt geſagt. Ih war jedoch General ber Gavallerie, 
mein Kriegäherr hatte mir befohlen, den Minifterpoften zu übernehmen, 
und fo mußte ich es denn mir wol oder Übel gefallen laßen, daß mir ein 
geſchulter Diplomat zur Seite geftellt wurde, der den Mut nicht hatte, die 
volle Verantwortlichkeit ſelbſt zu übernehmen.” Daß ſich in unfern Tagen 
große Reiche nicht mehr auf diefe Weile regieren laßen, hat die Folge 
ih genug bewiefen. Die Frage, ob Graf Morig damals in vollen 
e feiner geiftigen Fähigkeiten geweſen, ift jpäter aufgeworfen worden, 
als ſich feine nervöfe Aufregung bis zur Tobfucht fteigerte und der Unheil- 
bare unter die Aufficht eines Irrenarzies geftellt werden mußte“ (Vitzthum 
don Edftädta. a. O. ©. M—IJ). 
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hängnisvollen Fehler nicht ungewwarnt. Der ſächſiſche Deinifter v. Beuft, 
der fich in den enticheidenden Tagen in Wien befand, hatte die leiten- 
den Kreiße, einfchließlich des Kaiſers, mündlich und durch eine Denk⸗ 
ichrift auf die Folgen aufmerkſam gemacht. Die Denkichrift gipfelte 
in dem Mate, die k. f. Truppen aus Holſtein herauszuziehen und 
ftch einfach, aber feit auf den Bundesſtandpunkt zu ftelen (Beuft, 
Aus Drei Viertel-Jahrhunderten, 1, 403). Der Hrn. v. Beuſt bes 
gleitende ſächſiſche Gelandte in London, Graf Vitzthum, aber hatte 
dieſe Ratichläge dem ihm perſönlich befreundeten Grafen Mensdorff 
durch folgende Aeußerung noch deutlicher gemacht: „Wenn Ihr jekt 
in die Falle geht und Euch verführen laßt, den Deutichen Bund ganz 
zu opfern, fo wird Oefterreich vielleicht auf kurze Friſt den Frieden 
erfaufen, aber dann um fo ficherer den Krieg heraufbeſchwören und 
vielleicht in Folge davon feine Stellung in Deutichland ganz ver- 
lieren.“ (Vitzthum v. Edftädt, London, Gaftein und Sadowa ©. 91)]. 


3. Aus der Convention zwifchen Oefterreich und- Preußen 
dd. Saftein 14. Anguft 1865. 
(Graf Vitzthum v. Eckſtädt a. a. O. ©. 466 ff.) 

Ihre Majeſtäten der König von Preußen und der Kaiſer von 
Oeſterreich Haben ſich überzeugt, daß das bisher beſtandene Condo⸗ 
minium in den von Dänemark durch den Friedensvertrag vom 30. Oc⸗ 
tober 1864 abgetretenen Ländern zu Unzukömmlichkeiten führt, welche 
gleichzeitig das gute Einvernehmen zwiſchen Ihren Regierungen und 
bie Intereſſen der Herzogtümer gefährden. Ihre Majeſtäten find 
deshalb zu dem Entihluß gelangt, die Ihnen aus Art. 3 des er- 
wähnten Tractates') zufließenden Rechte fortan nicht mehr gemeinfan 
auszuüben, ſondern bis auf weitere Vereinbarung die Ausübung der: 
jelben geographiich zu teilen... . 

Art. 1. Die Ausübung der von den Hohen vertragsichließen- 
den Teilen durch den Artifel 3 des Wiener Friedendtractat® vom 
30. October 1864 gemeinfam erworbenen Rechte wird, unbejchadet 
der Fortdauer diefer Rechte beider Mächte an der Gejfamtheit beider 
Herzogtümer, in Bezug auf das Herzogtum Schleswig 
auf Seine Majeftätden König von Preußen, in Be | 
zug auf das Herzogtum YHolftein aufSeine Majeftät 
den Kaiſer von Oeſterreich übergehen. 

Außerdem überließ durch diefe Convention Oeſterreich an 
Preußen in Holftein das Recht, den Kieler Hafen, bis derſelbe 
sum „Bundeshafen” erklärt fei, zu befeftigen und dort Marine⸗ 


1) Siehe den Wortlaut dieſes Artikels auf S. 27. 
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Gtabliffements anzulegen, die Beſatzung diefer Befeftigungen und 
Etabliffements in Kiel und Umgegend einzuguartieren und dag Com⸗ 
mando über diejelben auszuüben (Art. 2); zwei Militäritraßen mit 
Gtappenplägen im Herzogtum zu behalten (Art. 4); in demſelben 
eigene Poſt- und Telegraphenverbindung mit Schleswig zu unters 
halten (Art. 5); da Land zu einer der preußifchen Regierung geeig- 
net erjcheinenden Zeit in den Zollverein aufzunehmen (Art. 6); den 
anzulegenden Nord⸗Oſtſee-Kanal durch da Herzogtum zu führen, 
Rihtung und Dimenfionen deifelben zu beitimmen, die dazu nötigen 
Srundftiide zu erwerben, den Bau zu leiten, die Aufficht über den 
Kanal und defjen Inftandhaltung zu führen 2c. (Art. 7). Endlich 
trat Oefterreich feine durch den Wiener Friedensvertrag auf das 
Herzogtum Lauenburgermworbenen Rechte gegen eine Gelden tſchä— 
digung von 2%: Millionen dänijcher Taler an Preußen ab (Art. 9). 

Die Zinte der Namendunterfchrift des öſterreichiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten [Grafen Blome] war noch nicht troden, als der preußijche 
Minifter-Präfident mit gewohnter Aufrichtigfeit dem Grafen Blome 
zurief: „Nun, das hätte ich auch nicht geglaubt, daß ich einen 
Öfterreichtichen Diplomaten finden würde, der mir das unterzeich- 
nete.“. So erzählte Blome furze Zeit darauf in Paris.” (Graf 
Vitzthum von Edftädt, London, Gaftein und Sadomwa, 1864 
bis 1866. ©. 101.)] 


4, Verſchiedener Geift der durch Die Onfteiner Convention 
geteilten Regierung in Schleswig und Holftein. 
A. 
Verfchiedene Verpflichtung der holſteiniſchen und ſchleswigſchen 


Beamten. 
(9. Schultheſeo, Europäiſcher Geſchichtskalender 1865, ©. 108.) 


(Holstein) Der öſterreichiſche Statthalter [Feldmarſchall⸗ 
lientnant Baron Gablenz] verlangt von den Beamten folgendes Ge- 
löbnis: 

„Ich gelobe hiermit an Eides Statt, daß ich die Pflichten 
des mir von Sr. Excellenz dem kaiſerl. königl. Statthalter 
für das Herzogtum Holſtein anvertrauten Amtes treu und red— 
ih erfüllen werde.“ 

Schleswig.) Der preußifche Gouverneur Manteuffel‘) ver⸗ 
langt von den Beamten folgenden Revers: 


1) Edwin v. Manteuffel, geb. 1809, damals preußifcher Gencral= 
lientenant und feit der Gafteiner Convention Gouverneur von Schleswig, 
im Kriege von 1866 Nachfolger v. Faldenfteins im Commando der Main- 
ormee, + als Statthalter der Reichslande 1885.31 Karlsbad. 

3* 
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„Ich veripreche, daß ich Sr. Majeftät dem Könige von 
Preußen und den von Allerhödhitvemfelben eingeſetzten Autori- 
täten des Herzogtums Schleswigd Gehorfam leiſten und mid 
bei meiner Amtsführung von feiner Seite beeinflußen laßen will.” 


B. | 
Aus einer Correfpondenz des prenfifchen Gouverneurs in 
Schleswig, Generald von Mantenffel, mit dem Herzog Friedrich 
von Angnftenburg. 
(8. Shulthefs,a. a. O. ©. 127 u. 132.) 


a) v. Manteuffelanden Herzog, 18. Oct. 1865. 


... Euerer Durdlaudt Fahrt durch Edernförde und Auf 
enthalt in Borbye hat hiernach den Character einer politifchen 
Demonftration angenommen. Dergleichen ftören den Frieden des 
Landes, gefährden die Eriftenzen einzelner Perfönlichkeiten und ver: 
ftoßen gegen die gejeßliche Ordnung des Herzogtums, für deren Auf- 
rechterhaltung ich verantwortlich bin. Ich habe daher die gemeßen- 
ften Befehle gegeben, daß bei ähnlichen Wiedervorkommniſſen mit 
allen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und zur Ber: 
meidung weiterer Störung geeigneten gejeßlichen Mitteln und nötigen: 
falls mit Verhaftung eingefchritten wird... [Die Bürger von 
Edernförde erhalten wegen ihrer dem Herzog dargebracdhten Huldi- 
gungen am 19. Oct. preußiiche Straf-Einguartierung; Senator 


Dehn und Bürgerworthalter Stegelmann werden aus demſelben 
Grunde ihrer Aemter entjegt.] 


b)Antwortde3Herzogsann.Manteuffel,29.O0c.1865. 


. Es wird jegt wol auf das Evidenteſte fich herausgeitellt 
haben, was bei dem rein privaten Zweck meiner Reife verftändlid 
ift, daß die loyale Begrüßung feiten® der Stadt Edernfürde ohne 
jede Anregung von meiner Seite und im natürlichen Ausdruck lang 
aurüdgedrängter Gefühle erfolgt if. Es mag fein, daß die Aeuße⸗ 
rungen folder Gefühle unterdrüdt werden können — das Gefühl 
der Anhänglichkeit an das einheimifhe Fürſtenhaus 
und die Treue gegen das Recht des Landes werder fort 
beitehen. Um den Lande diefen unabjehbaren Kampf zu erfparen, 
gibt es ein Mittel, auf welches die Bevölkerung Schleswig-Holifteind 
ein unangefochtenes Recht befigt und deſſen Ergreifung ich jederzeit 
befürwortet habe. Ew. Excellenz würde fih die Dankbarkeit aller 
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Shleswig-Holfteiner erwerben, wenn Sie Ihre bevorzugte Stellung 
dazu benußen wollten, um Se. Majeftät den König, Shren aller= 
gnädigften Herrn, zu bewegen, die Berufung einer freis 
gewählten Landesvertretung herbeizuführen, und der⸗ 
ielben zu ihrem Teile die Entſcheidung über das Geſchick dieſes biel- 
geprüften Landes anheimzuitellen. 


C. 

Verbot der drei gelefenften Blätter der Herzogtiimer Durch den 
prenfifchen Gouverneur von Schleäwig, General v. Mantenffel, 
19. Nov. 1865. 

(9. Schulthefſ s, a. a. O. ©. 140.) 

Die „Kieler Zeitung“, die „Itzehoer Nachrichten“ und „Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſche Zeitung“ fahren fort, den von Sr. Majeſtät meinem 
Herrn und Könige und St. Majeſtät dem Kaiſer von Oeſterreich 
geichloßenen Gafteiner Vertrag als nicht zu Necht beftehend und als 
eine Vergewaltigung der Herzogtümer binzuftelen. Die Bewohner 
Schleswig-Holftein müßten nad) meinen Audfpriichen hierüber es 
a8 Schwäche anjehen, wenn ich diefe Blätter in dem meiner Ver— 
waltung anvertrauten Landesteile verbreiten ließe. Ich verbiete fie 
daher für Schleöwig und wünſche die ftrenge Durchführung meines 
Befehle. [Schon am 14. Septbr., unmittelbar vor Räumung Hol— 
feinz durd) Die preußiſchen ——5 hatten dieſe den Redacteur 

„Schlesw. Holſt. Ztg.“ Martin May in das preußtiche Kreiß- 
gerichtagefüngnis nach Perleberg geichleppt, wo derjelbe am 6. Oct. 

auf Grund eines Artifeld „Der Geburtötag des Herzogs“ wegen. 
Majeſtätsbeleidigung des Königs von Preußen proceſſiert, aber frei⸗ 
geſprochen wurde]. 
D. 


Der öfterreichiſche Statthalter in Solftein, Feldmarſchalllieute⸗ 
saut von Gablenz erklärt bei einem Beſuch in Wilſter, 
233. November 1865: 

(& Sähultheis,a. a. O. ©. 141.) 

Ich werde nad) wie vor an den in der Broclamation beim An⸗ 
tritt meiner proviſoriſchen Regierung außgejprochenen Grundjäten 
feithalten, ic) werde ſtets die geiltigen und materiellen Intereſſen der 
Einwohner des Herzogtums Holftein jowie die beftehenden Landes⸗ 
gejete beachten, damit Fein Holfteiner bei meinem eventuellen Weg⸗ 
gehen von hier jagen kann, ich habe rechtlos regiert. Sch will 
bier im Lande nicht als türkiſcher Paſcha regieren. 
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E. 

Ans der „proviforifchen Verordnung, betreffend die Beitrafung 
feindlicher Handlungen gegen Die ſonveräne Gewalt in Schles; 
wig:Holftein”, erlaßen vom Könige von Prenfen 
am 11. Merz; 1866. 

(5. Schultheſes, Ergängungsheft zum Europäiſchen Geſchichtskalender f. 1865, ©. 18—19.) 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. ver⸗ 
ordnen für dad Herzogtum Schleswig was folgt: 8 1. Ein Unter: 
nehmen, welches darauf abzielt, den in Gemäßheit des Wiener 
Friedenstractats vom 30. October 1864 und der Gafteiner Conven⸗ 
tion vom 14. Aug. 1865 Uns und Sr. Mafeftät dem Kaifer von 
Defterreih in den Herzogtiimern Schleswig und Holitein zuftehen- 
den Soitveränetätsrechten zuwider, einer anderen landes— 
hberrliden Autorität in den SHerzogtümern oder in einem 
derjelben gewaltfam Geltung zu verihaffen, ſoll mit 
Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren beftraft werden. Die 
Strafe tritt ein, fobald eine Handlung begangen iſt, durch melde 
das verbrecherifche Vorhaben unmittelbar zur Ausführung gebracht 
werden jol... 84 Mit Gefängnis von drei Monaten 
bi3 zu fünf Jahren wird beftraft:.... 3) Wer deutlich durch 
Rede oder Schrift oder anderweitige Kundgebung, den Uns und 
Sr. Majeftät dem Kaifer von Oeſterreich in den Herzogtiimern Schles⸗ 
wig und Holftein zuftehenden Souveränetätsrechten zuwider, einen 
Andern für den rehtmäßigen Souverän oder Landes— 
hern eines der Herzogtümer oder beider erflärt oder als joldhen 
bezeichnet. 


F. 
Gablenz und Mantenffel. 
(db. Sy bel, Die Begründung bed Deutichen Reiches, IV, S. 25657.) 

Am 14. December [1865] ſpeiſte er [v. Manteuffel] in Kiel 
dei Gablenz zu Mittag und Hatte dann lange Geſpräche mit ihm und 
Hofmann [Eiviladlatus des Herrn v. Gablenz]. Wir verabredeten, 
berichtete er Bismard am 16., daß wir uns nicht zanfen und An⸗ 
laß zum Bruche zwiſchen beiden Gabinetten werden wollten. Aber 
was ihm die beiden Herren über die Intentionen ihrer Regierung 
mitteilten, Klang wenig erfreulih. Preußen wolle die Herzog— 
tiimer erwerben und Defterreih nur mit Geld abfinden, halte 
aber die Erledigung Hin, weil es noch weitere Pläne habe und die 
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volle Herrſchaft in Deutihland auf Koſten O.efter- 
reich anftrebe. Deshalb wahre Oefterreich feine Stellung in Hol- 
ftein und laße das Auguftenburgertum beftehen, um es nach Um: 
Ständen verwerten und den Erbprinzen al& Herzog anerkennen zu 
time. Die jchleswigsholfteinifhe Frage könne 
friedlih nur dann geldft werden, wenn Preußen 
fih mit Defterreih in einer großen gemeinjamen 
Bolitifvereinige und dem Wiener Hofe für eine 
auch dieſem erjprieglide Entwidelung der deut- 
ihen Berhältnijfe Gewähr Fleifte In Wien fei die 
Stimmung gegen Preußen gereizter als vor Gajtein; man fürdte 
einen Krieg nicht mehr, wo es ſich um Behauptung 
der de utſchen Stellung des Reiches handele; auch 
der Kaiſer ſei nicht mehr wie früher für eine Erhaltung des Friedens 
um jeden Preis. 


5. Preußen hält Mitte Januar 1866 den Zeitpunkt für 
gekommen, um in Schleswig⸗Holftein Deutſchland für ſich 
zu erobern. 

(v. Sybel, a. a. O. IV, ©. 260 -262.) 


„Die drei Monate, ſchrieb er [Manteuffel] am 18. Januar [1866], 
welche wir damals in Gaftein als Verfuchözeit für Oeſterreichs wahre 
Gefinnung in Betracht nahmen, find herum; die letzte Probe dieſer 
Gefinnumg fteht jeßt zur Enticheidung: die [von Preußen am 29. De= 
cember 1865 zum erften Male, am 20. Sanuar 1866 wiederholt 
verlangte, von Defterreitd dann abgelehnte] Ausweiſung des Erb- 
prinzen. Vollzieht Oefterreich diefelbe, jo iſt der moraliſche Effect 
derart, daß Preußen fich beruhigen kann. Wenn nicht, dann ift die 
Klarheit vorhanden, welche man haben wollte, ehe unliebjfame 
Alliancen gejhloßen würden, und dann ſchließe 
man fie.“ Ä 

Bigmard war längſt diefer Meinung, und bereits ſeit einigen 
Tagen in der von Manteuffel angedeuteten Richtung tätig. 

Es war die entjcheidende Epoche in feinem mächtigen Lebens⸗ 
gang. Wir erinnern ung hier einer jchon früher gemachten Aus- 
führung. Seitdem Bismard als Bundestagsgejandter die Wirk- 
lichleiten der deutſchen und europäischen Politik erkannt Hatte, ftand 
dee Entſchluß in ihm feſt, Preußen non den Feßeln des biß- 
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herigen Bundesreht3 und dem öſterreichiſchen Drude zu 
befreien und die Unabhängigkeit und Sicherheit jeines Vaterlandes 
auf neue, unerfchlitterliche Grundlagen zu ftelen. Dieſes Ziel alſo 
lag unverrüdhar vor jeinem Auge. Der.Wege aber, weldhe dahin 
führen möchten, ſah er viele, und war mehrere Jahre hindurch bemüht, 
fih feinen derfelben zu verjchließen, jondern in jedem Zeitpunkt die: 
Richtung feiner Schritte und den Umfang feines Begehren? den jedes- 
Mal gegebenen Berhältniffen anzupajjen. Ein neues Preußen war 
nicht denkbar ohne ein neues Deutichland: die Kräftigung Preußens alſo 
hieng eng zufammen mit der Löſung der deutichen Frage. Hier aber 
boten fich dem Streben eines preußiichen Statsmannes mehrere Syſteme: 
eine wirkliche Beherrihung Deutichlands gemeinam mit Oeſterreich, 
eine geographiiche Teilung wenigſtens der deutichen Militärkräfte. 
zwiichen beiden Mächten, endlich ein Hinausdrängen Oeſterreichs aus 
dem Bunde und Vereinigung des übrigen Deutſchlands unter preußischer: 
Leitung. Ohne Frage war die legte Alternative die glänzendite und 
griindlichfte, und fo hatte einft die Majorität der Paulskirche fie für 
ihr Programm erklärt. Aber jogleich hatte auc) Preußen die Schwierig⸗ 
feiten und Gefahren der Sache empfinden und die Unmöglichkeit des 
Gelingen? ohne einen Kampf auf Leben und Tod mit Oeſterreich 
einfehen müßen. Klarer noch als jeine Vorgänger erkannte jegt Bis— 
mard die Unabjehbarkeit der europätichen Folgen eines ſolchen Zu= 
Tammenftoßes, den alfjeltigen Argwohn gegen den preußiichen Friedens⸗ 
ftörer, die Möglichkeit. fremdes Eingreifens von mehr als einer Seite. 
Bei ihm fielen Vorfiht und Kühnheit, Vorwärtsdrängen und Mäßigung. 
untrennbar zufammen, und jo war er bereit, wenn ein großes Er— 
gebnis fih im Frieden erreichen Tieß, auf die kriegeriſche Erringung 
des gröften zu verzichten. Wir haben gefehen, wie er in Wien Die 
Reform der Bundesfriegsverfaßung, d. h. die Teilung der deutſchen 
Militärhoheit unter die beiden Mächte, und dann wieder das Zu= 
ſammenwirken der letzteren für eine fräftige Leitung Geſamtdeutſch— 
lands empfahl. Beides war fehlgeichlagen; Preußen ſah fi) dent 
Dilemma gegenüber, entweder wie 1850 reumütig unter die 
Fliigel des Bundestages zuriidzufriehen, oder mit ftegen= 
der Waffengewalt die Gedanken der Kaijerpartei von 1849 
zu verwirklichen. Nun iſt es fchlagend, wie genau fi dieſe 
Löfungsverfuche der großen deutfchen Frage in dem engeren Kreiße 
der fchleswigsholfteinifchen wiederholten. Zuerft hatte man dort die. 
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Gemeinfamfeit der Herrfchaft eingerichtet, und war dann binnen einem 
halben Jahre bis dicht an den Kriegöfall gelangt. Dann war man 
zur Teilung der Verwaltung geichritten, und mieder ftand man, 
dieſes Mal binnen noch fürzerer Frift, vor derjelben Unmöglichkeit. 
Unaufhaltiam war man auf jedem der beiden bequemeren Wege vor 
den Rand des jähen Abgrundes geführt worden. Wollte man nicht 
feige verzichten, To blieb zur Erklimmung der Höhe nur der dritte, 
fteilfte Pfad, die kriegeriſche Action zur Beſeitigung Oeſterreichs. 
Der Schluß war einfach: Wenn man Holftein erlangen wollte, 
ſo mußte man ganz Deutfchland fordern. Entweder ein zweites 
Olmütz oder der Krieg mit Oefterreih: e8 gab Teinen andern Aus⸗ 
weg mehr. Bismarck hatte den Krieg nicht gewünſcht [! Vgl. das 
erſte Kapitel d. Abſchn.!], jet aber [notabene: Mitte Janırar 1866] 
war er zu einem Programm genötigt, [ „genötigt“ doch nur deshalb, 
weil er, wie Sybel weiter oben gejagt hat, „Preußen von den 
Feßeln des bisherigen Bundesrechtes“ und dem „öſterreichiſchen 
Drucke“ befreien wollte], welches die Niederwerfung Oeſterreichs 
zur notwendigen Vorausſetzung hatte. 

Am 13. Januar 1866 jchrieb er an Uſedom in Florenz. Nach» 
dem er die fortgejeßte preußenfeindliche Begünftigung der Auguften> 
burger Agitation durch Oefterreich [d. H. aus dem Preußiſchen ins 
Deutiche überſetzt: daS Beſtreben Oeſterreichs, den von beiden deutſchen 
Großmächten in Webereinftimmung mit dem Deutichen Bunde am 
28. Mai 1864 als den „die meiiten Erbfolgerechte auf die Herzogs 
tümer“ beftenden Herzog von Auguftenburg als rechtmäßigen Landes⸗ 
berrn zur Anerkennung zu bringen und eine rechtswidrige Annerion 
der Herzogtümer duch Preußen zu verhindern] gefchildert, ſprach er 
die Anficht aus, daß diefe Differenzen wachſen würden. Solche Ers 
fahrungen, jagte er, löfen uns von den Verbindlichkeiten, welche im 
Herzen des Königs das Ergebnis der Gafteiner Annäherung bildeten, 
und geben in der von mir vorausgefehenen Weile unfern natürs 
lihen Beziehungen zu Italien wieder freiern Spielraum. 
Sie werden dort außfprechen, daß der Zeitpunkt der Krifis voraus 
fihtlih näher gerückt fei; Sie werden hervorheben, daß der Grad 
der Sicherheit und der Umfang defien, was wir von Stalien zu er⸗ 
warten haben, von weientlihem Einfluß auf unfere Entichliegungen 
fein wird, ob wir e3 zur Kriſis kommen laßen oder una mit geringeren 
Borteilen ‚begnügen. [Die mit Italien wieder angefnüpften Bündnis⸗ 
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verhandlungen wurden am 29. Januar 1866 durch Decorierung des 
Königs Victor Emanuel mit dem preußifchen jchwarzen Adlerorden 
auch Außerlich markiert.] 


6. Vorbereitungen zum Bruche mit Oeſterreich. 


Der öſterreichiſch-preußiſche Depeſchen-Wechſel vom 
26. Januar und 7. Februar 1866. 


[Am 23. Januar 1866 Hatte zu Altona mit Genehmigung des 
Diterreihtichen Statthalter eine Maffenverfammlung ſchleswig-holſtei⸗ 
niſcher Männer jtattgefunden, welche die Einberufung einer ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Ständeverfammlung verlangte und für den „r 
mäßigen, geliebten Fürſten Herzog Friedrich” demonjtrierte. In Folge 
deſſen richtete Graf Bismard am 26. Januar eine Depeſche an das 
Diterreichiiche Cabinet, in der er zunächſt ausführte, daß Preußen 
in Gaftein geglaubt habe, mit Oefterreich „über die Notwendigkeit 
und den Plan des Kampfes gegen den gemeinjamen Weind, die 
Nevolution“, einig zu fein, und daß es darum den König um fo 
fchmerzlicher berühren mühe, „revolutionäre und jedem Trone 
feindliche Tendenzen unter dem Schuße des öſterreichiſchen 
Doppeladlers entfaltet zu jehen.” Daran müpfte fich die Bitte 
an das kaiſerliche Cabinet, „den Schädigungen, welche das monar-= 
chiſche Princip, der Sim für dffentliche Ordnung und die Einig- 
feit beider Mächte durch das jetzt in Holſtein gehandhabte 
Syſtem leiden, ein Ziel zu jegen.” Die Depeiche gipfelte ſodann 
in folgenden drohenden Sätzen: „Eine verneinende oder aus⸗ 
weichende Antwort auf unfere Bitte würde ung die Ueberzeugung 
geben, daß die Tatjerliche Regierung nicht den Willen habe, auf die 

auer gemeinjame Wege mit ung zu gehen, jondern daß Die 
Preußen abgeneigten Tendenzen, daß ein, wie wir hofften, übers 
wunbener, traditioneller Antagonismus gegen Preußen, welcher fich 
jetzt das Gebiet der Herzogtümer zum Felde feiner Wirkſamkeit aus— 
erjehen Hat, in ihr mächtiger fit, ala das Gefühl der Zuſammen⸗ 
gehörigfeit und der gemeinjamen Intereffen! Es wiirde dieß für die 
Zönigliche Regierung, es würde vor allem für S. M. den Könt 
ſelbſt eine ſchmerzliche Entteufchung fein, welde wir wünſchen u 
Hoffen und erfpart zu fehen. Aber es tft unabweisbares Be— 
dürfnis für ung, Klarheit in unjere Verhältniſſe zu 
bringen. Wir milgen, wenn die von und aufrichtig angeftrebte 
intime Gemeinſamkeit der Gefamtpolitif beider Mächte fi) nicht vers 
wirklichen läßt, für unfere ganze Politik volle Freiheit ge=. 
winnen und von derfelben den Par maden, welden 
wir den Intereffen Preußen? entſprechend Dale 
Zdultweß Y , aaraungäbert zum Europäiſchen Geſchichtskalender 
In der vom 7. Februar datierten Antwort des Grafen Mens⸗ 
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dorff auf diefe Drohung, wird zunächſt der Verfuch Preußens, 19 
in die fterreihiiche Verwaltung Holiteins einzumiichen, mit der 
bündigen Bemerkung zurückgewieſen: „Ihr [der Failerlichen Regierung] 
Verfahren in Holitein hängt nur von ihren eigenen Eingebungen ab, 
und fie betrachtet jede einzelne Frage, welche im Bereiche ihrer dortigen 
Administration auftauchen mag, als ausſchließlich zwiſchen ihr und 
ifrem Statthalter ſchwebend, jeder andern Einwirkung aber eıt- 
zogen." Den Borwurf der Begünftigung revolutionärer Umtriebe 
berührt die öfterreihiiche Note nur fchonend in den Worten: „Und 
wenn die Klage gegen und dahin Yautet, daß durch unjere Lauheit 
und Paſſivität das monarchiſche Princip in Holftein geichädigt, der 
conſervative Sinn, der den Tchleswigsholfteiniichen Volksſtamm aus⸗ 
gezeichnet habe, umgewandelt und das Object der fünftigen Verftändi- 
gung detertoriert werde, jo wird das Gewißen des gefamten Europa 
mit uns diefe Anklage verwerfen, denn daS geſamte Europa weiß, 
daß die Beftrebungen, die heute in Holſtein vorherrſchen, Ddiejelben 
find, die zur Zeit der Gafteiner Convention und längſt vor dieſer 
Epoche beitanden, und aus welchen der Widerſtand der Herzogtünter 
gegen Dänemark feine Kraft ſchöpfte.“ Dann aber dreht die öſter⸗ 
reichiſche Depefche den Spieß Fräftig um und fährt fort: „Der Kaiſer, 
unſer allergnädigiter Herr, beflagt diefe ganze Polemif. Schwer wird 
Seine Meajeftät fich entichließen zu glauben, daß König Wilhelm den 
Maßſtab für den Wert, welchen der Kaiſer auf Seine Beziehungen 
zu Preußen legt, von Oefterreih& Einwilligung oder Nichteinwilligung 
in den Wunſch der Annerion der Herzogtümer an Preußen 
werde entnehmen wollen. Ein fo einjeitiger Anfpruch jteht den Ge⸗ 
danken des Königs ficher ferne. Dennoch Spricht die kgl. Regierung 
zu und, als ob unjere ſo natürliche Weigerung, diefe An- 
nerion ſich vollziehen zu laßen, nicht anders ala durch eine 
Rückkehr zu einer Politik verderblicher Eiferfuht und Rivalität er= 
Härt werden könne. Sa, fie fpricht, als ob fie von Defterreich im 
Kampfe gegen den gemeinfamen Feind, die Revolution, verlaßen und 
dadurch an der Ausführung ihres Willens gehindert fei, auf die 
Dauer mit und gemeinfame Wege zu gehen. Möge die Fünigliche 
Regierung einen unbefangenen Blid auf die jüngite Vergangenheit 
werfen. Betrachtet fie Deutichlands Zuftände, fo tritt ihr die Tat- 
ſache entgegen, daß wir, weit entfernt, eine Coalition gegen Preußen 
bilden zu tollen, unfere Verhältniffe zu den Mittelitaten der Alliance 
mit Preußen entſchieden nachgejegt, ja jo ernitlich benachteiligt haben, 
wie dieß die durch die Ser Tennung des Königreichs Italien geübte 
Zergeltung bekundet. Wirft fie die Augen auf Die Verhältnifie 
zwiſchen den europätichen Gabinetten, jo wird fie befennen müßen, 
daß wir überall als deutſche Macht und als Bundesgenope Preußens 
gehandelt, niemals durch auswärtigen Drud auf Preußen zu wirkten 
geſucht haben, und ſelbſt die in Berlin jo viel geichmähte Wirkſam⸗ 
feit unferes Botichafters in Paris Hat jtet? nur den Zweck gehabt, 
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Frankreich in feiner Politik der Enthaltung in der fchleswig-holitei= 
niichen Frage zu beftärfen. Cine Entteufchung Hat fomit die Hand⸗ 
lungsweile des Kaiſers, die fi) unveränderlich nach den oberſten 
SIntereilen des Frieden? und der Ordnung in Oefterreich wie im 
Deutichland und Europa regelt, dem Könige von Preußen nicht 
bereiten fönnen, und mit feſter Ueberzeugung lehne ich vom kaiſer⸗ 
lichen Hofe den Vorwurf ab, daß in feinen Gefinnungen und Hand- 
[ungen der Grund liege, wenn die don Preußen nad) den Schluß⸗ 
orten des Herrn Grafen von Bigmard aufrichtig angeftrebte intime 
Gemeinlamfeit der Gejamtpolitif beider Mächte fich nicht verwirk— 
lichen ließe.” (9. Schultheſs, Ergänzungsheft zu dem Europäischen. 
Geſchichtskalender 1865, ©. 11 ff.) 

Die Erwiderung Bismarcks auf diefe dfterreihiihe Note 
beitand nad v. Sybel (Begründung des Deutichen Reiches IV, 
&. 272) in der dem öſterreichiſchen Gejandten Grafen Karolyi ges 
machten „gelaßenen Bemerkung“, „daß aljo Preußen? Beziehungen 
zu Oeſterreich nunmehr anftatt des intimen Characterd, den fie 
während der legten Jahre angenommen, auf benjelben Standpunkt 
zurücgeführt feien, auf dem fie vor dem dänijchen Kriege geweſen, 
nicht beßer, aber auf nicht ſchlimmer als zu jeder frem— 
den Macht." Der Meinungsaustaufh über Schleswig-Holftein, 
fiigt Sybel diefer Angabe Hinzu, war zu Ende wie die preußilch- 
Diterreichiiche Alliance.] 


7. Der preufifche Kriegsrat vom 28. Februar 1866. 
(9. 9. Sybel, Die Begründung des Deutfchen Reiches IV, S. 281—284.) 


Am 28. [Februar] eröffnete der König die Verhandlung des 
Conſeils mit einem kurzen Vortrag, in welchem er hervorhob, die 
Schwierigkeiten in Holftein feien nur ein einzelneg Symptom des 
öfterreichiichen Beſtrebens, Preußen niederzuhalten, jowie der Ge— 
häßigfeit, ſelbſt im Einverftändnis mit aufrühreriichen Preſſorganen 
gegen den bisherigen Verbündeten zu wirken; diejes Verfahren müße, 
auch auf die Gefahr eines Krieges, endlich befeitigt werden. Oeſter⸗ 
rei und Preußen im Bunde beherrichen die europätiche Situation, 
wie dieß fich 1864 gezeigt Habe. Man Habe noch beim Gafteiner: 
Bertrage auf die Erhaltung dieſes Verhältniffes, auf eine ehrlidhe 
Cinigung Hoffen können; .diefe Hoffnung fei fchon nach wenigen 
Wochen untergraben und jeßt völlig vernichtet worden. Der Beſitz 
ber Herzogtümer fei in ganz Preußen nationaler Wunſch; 
ein Zuridgehen von diefer Forderung würde das Anſehen 
der Regierung nad) Innen und Außen ſchwächen und Defter- 
reich3 Webergriffe gegen ung in Deutichland fteigern. Wir wollen, 
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Thloß der König, feinen Krieg propocieren, aber wir müßen auf 
unjerm Wege vorwärts gehen, ohne vor einem Kriege zu— 
rückzuſchrecken. 

Bismarck legte darauf in geſchichtlichem Rückblick die gegen 
Preußen gerichteten Beſtrebungen Oeſterreichs dar, deſſen Verhalten 
in der polniſchen Frage, den Frankfurter Fürſtentag, die wiederholten 
Bemühungen um eine franzöftiche Alliance gegen Preußen [1]. Der 
Krieg mit Defterreih werde jedesfalls erfolgen 
müßen; ed feiflüger, ihn in der jetigen vorteil 
hafteren Lage zu unternehmen, ald es Oeſterreich zu 
überlaßen, fich die günftige Stunde auszuſuchen. Wir haben Oeſter⸗ 
reich erklärt, daß die fortgefeßte Auguftenburger Agitation unfer 
Bündnis Idjen würde; am 7. haben wir die entichieden ablehnende 
Antwort erhalten; der Bruch ift vorhanden Der Kriegs— 
minifter ſv. Roon] ſchloß fih an mit dem Augdrud der Hoff- 
nung, daß die dazu erforderlichen Mittel beichaffbar fein würden. 
Nicht anders ftimmten Itzenplitz [Handel], Selcho w [Land- 
wirtihaft] und Mühler [Eultus]. Der Finanzminifter Bodel- 
ſchwingh erkannte an, daß Oefterreichs Verhalten für Preußens 
Ehre und Intereffe verlegend fei, hielt aber an dem Wunſche feit, 
daß fi) Doch noch ein rettender Ausweg finden mwürde Graf 
Eulenburg [Inneres] fügte Statt deffen zu Bismarcks Auzfilh- 
rung Die Bemerkung hinzu, daß ein Krieg mit Oefterreich e8 mög⸗ 
lich machen würde, von dem Landtage Geld zu fordern, und wenn 
diefer ablehnte, eine andere Volksvertretung zu ſchaffen: worauf Bis⸗ 
mard jedoch jehr Fühl ermiderte, daß die inneren Zuſtände einen 
Krieg nicht nötig machten, immerhin dazu beitrügen, ihn günſtig er- 
Iheinen zu laßen. Nachdem dann Goltz [Gejandter in Paris] die 
und befannten [S. Kap. 4 die. Abſchn.] Erklärungen Napoleons (feite 
Neutralität bei einem Kriege um Schleswig-Holiftein, hoffentliches Ein- 
vernehmen über weitere Objecte des Kampfes) der Verſammlung 
wiederholt Hatte, erhielt Moltke [Chef des Generalitab®] das 
Wort, um die militäriichen Machtverhältnifie näher zu entwideln. 
Die Summe war, daß die unerläßlihe Bedingung für 
einen vorausfihtlih jihern Erfolg daß active 
Borgehen Italien jet; dann würde Oefterreich mit höchſter 
Anftrengung 240,000 Mann in Böhmen aufzuftellen vermögen, welchen 
wir, ohne die Landwehr in das Feld zu bringen, gleiche 
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Zahl entgegen jegen könnten, während 50,000 Mann gegen Bayern 
und: die übrigen Süddeutichen ftehen blieben. 

Noch unbedingter redete darauf Manteuffel [Gouverneur vor 
Schleswig] für den Krieg Tatſächlich, ſagte er, befinden wir uns 
ſchon darin; Gablenz, mit dem ich perjünlich in gutem Vernehmen 
itehe, jchreibt es allein feiner Vermittelung zu, wenn noch feine offene 
sreindjeligfeit vorgekommen tft. Die Stimmung in Schleswig ift 
dafür, aber e8 fehlt das Vertrauen, daß Tran wirklich handeln. 
erde, 

Gegen Moltfe bemerkte Bigmard, er fei nicht der Meinung, 
daß Bayern bereits ficher als Feind zu betrachten ſei. In Ueber⸗ 
einſtimmung aber mit deſſen Anſicht über die Wichtigkeit des italie— 
niſchen Eingreifens, ſchlug er vor, Moltfe ſelbſt nah Florenz 
zu ſenden, um ein Bündnis abzuſchließen, durch 
welches Italien ſich verpflichte, Oeſterreich anzugreifen, ſobald Preußen 
losſchlage, und beide Teile bis zur Erlangung der vereinbarten Ob- 
jecte auf jeden Separatfrieben verzichteten. Oeſterreich, jeßte er hinzu, 
werde den Ernſt eines ſolchen Schrittes nicht verfennen, und dann 
neue Verhandlungen iiber die deutfche Frage, wie fie durch den Tod 
Frederiks VI. unterbrochen wurden, vielleicht beßern Eingang finden. 

Allen diefen Crörterungen gegenüber verharrte ala zuletzt Ab⸗ 
itimmender der Kronprinz auf feinem ſchon im Mai 1865 be- 
zeichneten Standpunkte. Der Krieg gegen Defterreic ſei 
ein Öruderfrieg, und die Einmiſchung des Aus— 
landes in denſelben gewiß. 

Nach Erwägung der vernommenen Voten entſchied der König 
dahin: ber Beſitz der Herzogtümer fei eines Krieges 
wert, jedoch ſolle der Ausbruch deffelben nicht übereilt werden, da 
eine friedliche Erlangung Des Objectes, wenn möglich, immer 
winjchenswerter fe. Die Entſcheidung über Krieg und Frieden 
werde daher von Oeſterreichs fernerem Verhalten abhängen, und 
preußticher Seits zur Zeit nur diplomatiſche Einleitungen zu 
treffen jein, um für den Fall des Krieges günftige Chancen zu ge 
winnen. 

Die Schlußworte des Königs waren, er wünſche den Frieden, 
ſei aber, wenn es ſein müße, zum Kriege entſchloßen, welchen er, 
hachdem er Gott gebeten, ihm den rechten Weg zu zeigen, für einen 
gerechten halte. 
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[Der Kriegsminifter v. Roon jchrieb am 7. Merz an den Land- 
ſchaftsrat M. v. Blankenburg über diefen Kronrat: „Wir find 
jehr einig, aber „Wir“ find nicht immer zu fchnellen Entſchlüßen 
und Handlungen geneigt. Diejer Gegenfag, wenn es einer it, hat 
indes bei dem beregten Comjeil nicht die fleinfte Rolle ge- 
ipielt.” (Dentwiürdigteiten aus dem Leben des Generalfeldmarichalls 
Kriegaminifter8 Grafen von Roon, 11, ©. 257.)] 


Drittes Rapitel. 


Oeſterreichs und Preußens Streit um die Priorität 
der Rüſtungen und beider diplomatiihes Actions- 
programm. 


[Durch den Depefchen-Wechlel vom 26. Januar und 7. Februar 
hatte Preußen feine Abfiht auf Annerion der Elhherzogtümer, Oeſter⸗ 
reich dagegen feinen Willen, diefelbe nicht zuzulaßen, kundgegeben. 
Der preußiiche Meinifterrat vom 28. Februar hatte fi) ſodann nad) 
dem von und mitgeteilten Rejums des Königs dahin entichieden, daß 

der Befit der Herzogtümer eines Krieges wert ſei“, der 
eshalb zunächſt diplomatiſch vorzubereiten ſei.) Unmittelbar darauf 
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») Solange noch etwas darauf ankommen konnte, ſeine Gegner vor 
der DOeffentlichkeit ins Unrecht zu feßen, hat freilich Graf Bismard das 
Ergebnis jenes Minifterrates ganz anders dargeftellt. Als er im Mai 
neben Oefterreih und Sachſen auch Württemberg wegen deſſen angeblicher 
„Rüftungen“ gegen Preußen zu denuncieren für gut fand, und der württem⸗ 
bergiihe Geſandte in Berlin, Graf Linden, fich zur Begründung der wenigen 
bon feiner Regierung getroffenen militärifchen Vorbereitungen auf den 
preußifchen Miniſterrat vom 28. Februar berief, richtete Graf Bismard 
unterm 22. Mai an den preußifchen Gejandten in. Stuttgart eine jofort 
veröffentlichte Depefche, in welcher es wörtlich heißt: „Wie wenig es rat-⸗ 
jam tft, durch drohende Rüftungen den Frieden zwiſchen Nachbarn zu ges 
fährden auf jo gewagte Conjecturen hin, wie fie über das Conſeil vom 
28. Februar gemacht zu jein fcheinen, wird die königlich mwürttembergijche 
Regierung ſelbſt ermeßen, wenn Ew 2c. dem Frhrn. dv. Varnbüler mit- 

en, daß in jenem Minifterrate allerdings? die Frage zur allerh. Ent- 
ſcheidung vorgelegen hat, ob Breußen nah Maßgabeder Situation 
ſenotigt ſei, ſich auf eine kriegeriſche Entwickelung der— 
elben vorzubereiten, daß aber dieſe Frage nach ſorgfältiger Prüfung 
verneint worden iſt und Se. Majeſtät durch die gerade in dieſer 
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war ftatt der urjprünglich in Ausficht genommenen Sendung Moltkes 
nad) Florenz, diejenige Govpone'si) nach Berlin erfolgt, wo der- 
felbe am 14. Merz jeine erſte Unterredung mit Bismarck hatte, welche 
von Diefem Lebteren mit der Erklärung eröffnet wurde: „Es 
wäre ihm wünſchenswert, wenn es in-diefem Augenblide in Teutich- 
land eine ebenfo verwidelte Situation gäbe, wie die von 1850, weil 
der Charakter des gegenwärtigen Könige ihm eine fichere Bürgichaft 
dafür fei, daß der Krieg die Löſung derielben bejorgen tverde, 
während fie damal3 in der Convention von Olmüg im Sande ver- 
lief. Es ſei jetzt feine Mbficht, Deutichland in den Zuftand einer 
ähnlichen Verwidelung zu führen wie jene, um den Zwed zu er- 
reichen, den er fich vornehme, und er geitehe offen, diefer ſei fein 
anderer ald die Befriedigung des Ehrgeizes Preußen, ein 
Ehrgeiz, welcher fich auf: die Herrihaft über Norddeutfchland 
eritrede, und zugleich. auch beſchränke.“ (Bericht Gopones an La 
Varmo a vom 14. Merz. La Marmora, Ein wenig mehr Licht, 


7 ff. 

Selbſtverſtändlich waren dieſe Dinge in Wien nicht ganz un— 
befarmt geblieben. Zujammengehalten mit den ſchon früher von uns 
berichteten Vorgängen mußten fie die Lage für Dejterreich überaus 
bedrohlich erjcheinen laßen. Vor allem erbitterte dort, wie Graf 
Bismard ſchon am 18. Merz in Berlin wußte und ſelbſt gegen 
Govone ausſprach (La Marmora, ©. 89), der Verdacht der 


Conſeilsſitzung gefaßten Entihließungn das Streben nad 
friedlcher Entwickelung derKrifisausdrüdlidfanctioniert 
hat.“ Freilich enthielt das Protokoll des fraglichen Conſeils unter andern 
auch einige ſolche Wendungen, auf welche Graf Bismarck ſeine vorſtehende 
Darſtellung formell ſtützen konnte. Nach dem oben mitgeteilten, auf amt⸗ 
lichen Quellen beruhenden Sybel'ſchen Referat war aber das wirkliche 
Ergebnis des Conſeils der Beſchluß geweſen, die Annerion der Herzog 
tümer auf alle Fälle durchzufegen und zu dieſem Zweck eventuell den Krieg m 
Defterreich zu führen, — alfo genau das, was die württembergiiche Nez. 
gierung unterftellt hatte und das gerade Gegenteil defjen, was Graf Bis⸗ 
mard ihr gegenüber glauben machen wollte Wir haben diejes Beifpiel 
hier angeführt, um zu zeigen, mit welcher Vorficht die preußischen Depeſchen 
aus der hier behandelten Periode der Kriegs-Vorbereitungen zu lejen find. 

1) Giufeppe Govone war damald Generallieutenant, wurde 1869 
Kriegaminifter, verfiel während des deutfchsfranzöftichen Krieges, nach einem 
Selbſtmordsverſuch, in Wahnfinn, + 25. San. 1872. 

s, Alfonfo Ferrero Marcheſe di La Marmora, geb. 1804, 
Soldat und Diplomat, Sept. 1864 bis Sommer 1866 italientfcher Miniſter⸗ 
präfident und Minifter des Auswärtigen, während des Krieges mit Deiter- 
reich Oberbefehlahaber der Armee, Verfaßer der 1873 unter dem Titel 
„Un po piü-di luce sugli eventi politici e militari dell’ anno 1866“ 
u Florenz umd noch in demſelben Sabre in deutſcher Ueberſetzuug zu 
Mainz erichienenen hüllungen über die Geſchichte des Jahres 1866, 
+5. Jamar 1878, 
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preußiichen Unterhandlungen mit Italien. Diefer Verdacht durfte 
den Defterreichern um fo glaubwürdiger und zugleich bedenklicher er- 
ſcheinen, als Graf Bismard, wie wir fchon hörten, fofort nad 
Empfang der Hiterreichiichen Note vom 7. Februar dem öſterreichiſchen 
Geandten in Berlin, Grafen Karolyi erflärt hatte, die Beziehungen 
zwiihen Preußen und Oeſterreich Hätten nunmehr den „intimen 
Charakter” der legten Jahre verloren, fte ſeien fortan „nicht beßer, 
aber auch nicht ſchlimmer als zu jeder fremden Macht.“ 
In diefer Erklärung wurde preußiicher Seits das Bundes-Verhält- 
nis, in welchem man zu Oeſterreich ftand, bereit3 völlig ignoriert 
und lediglich auf die gegenleitige Großmachts⸗Stellung hingewieſen. 
Sie enthielt fir Oefterreich alſo die Warnung, daß es jetzt von 
Preußen unter Umftänden ganz ebenſo wie von jeder anderen Groß- 
macht behandelt, d. h., je nach dem auch mit Krieg überzogen werden 
fönne. An diefe Warnung mußte man fi) aber bei der Nachricht 
von den preußiſch⸗italieniſchen Alliance-Verhandlungen um jo bejorgter 
erinnern, als in der italienijchen Kammerdebatte vom 8./9. Merz, 
alfo etwa gleichzeitig mit der Entiendung Govones nach Berlin, der 
Ninifterpräfident La Marmora ſelbſt darauf Hingewiefen hatte, daß 
Stalien Schon damals Krieg3porbereitungen angeordnet oder — wie 
fih eine Girkular-Depeihe La Marmoras vom 27. April, die zugleich 
den Anfang größerer öfterreichiicher Rüftungen, Italien gegenüber, erit 
vom 22. April datiert, ausdrüdt — damit begonnen habe, „elemens 
tare Maßnahmen zu treffen, welche die Klugheit einer jeden Re⸗ 
gierung in ähnlichen Fällen auferlegt,“ denen dann am 11. weitere 
außergewöhnliche Einberufungen Aen (H. Schultheſs, Er- 
gänzungsheft zum Europäiſchen Geſchichtskalender 1865, ©. 18 und 
50—51.) Preußen rüſtete allerdingd® damals noh nicht — feine 
neue Heere8-Organifation ermöglichte ihm, fih damit Zeit zu nehmen 
und dann die Anderen doch noch zu überholen (Bgl. ©. 32, An 
merfung) — aber der Stat, mit welchem Deere jet 1859 noch 
immer auf latentem Kriegsfuße lebte und um deffen Alliance Breußen 
eben verhandelte, begann zu rüſten. 

Daß man in Wien die Gefährlichkeit der Lage ziemlich) genau 
fannte und wie man fte beurteilte, geht aus einer am 12. Merz von 
dem Grafen Menzdorff dem franzöftichen Botichafter am Wiener 
Hofe, Herzog von Gramont!) gemachten Mitteilung hervor, in welcher 
der Graf nach Gramont’3 Bericht (Andreas Memor, L’Allemagne 
Nourelle, ©. 230—231) u. a. folgendes erklärte: „Die Öfterreichtiche 


3* Antoine Alfred Agenor Herzog von Gramont und 

Fürſt von Bidache, 1861—1870 — er Botſchafter in Wien, 

1870, beim Ausbruch des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges, Miniſter des Aus⸗ 

wärtigen, + 18. Jan. 1880. Er iſt ber Verfaßer des in vorliegenden: 

Buche wiederholt angeführten, unter dem Pfeudonym Andreas Memor in' 

Jahre 1879 zu Paris erfchienenen Wertes L’Allemagne Nouvelle 1868—67. 
4 
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Regierung habe den Haren Beweis von den Anftrengungen, die Herr 
v. Bismard madje, um die Italiener zum Angriffe auf Venetien zu 
beitimmen. Die Dinge ſeien von beiden Seiten ſoweit gefördert, um 
demnächit die Form einer geheimen Abmachung anzunehmen; auch; 
leiten italieniiche Generäle nach Berlin gereift oder doch zur Abreiſe 
bereit, um dort die Feldzugs⸗Pläne feſtzuſtellen. Ferner habe mar 
die Spur von Intriguen entdedt, die Herr von Bismard in Peſt 
angeiponnen habe, um Ungarn an der Annahme eines Vergleiches zu 
hindern, welcher die Verbindung deflelben mit dem Hababurgifchen 
Reiche enger knüpfen ſolle. Gewiſſe Ungarn, die man fenne, ſeien 
beobachtet worden, wie ſie zu diefem Zwecke preußiiches Geld vers 
teilten. Kurzum, die Haltung des Berliner Kabinet3 und vor allem 
diejenige feines Chefs, des Herrn von Bigmard, fei fo feindfelig, 
fo gehäßig geworden, daß ſich die Notwendigkeit herausgeſtellt habe, 
auch dießſeits eine fchärfere Haltung anzunehmen. . . . Oeſterreich 
wünſche den Krieg nicht, aber wenn man ihn durchaus wolle, jo 
nehme es ihn an.” 

Daß die in vorftehender Erklärung von dem öſterreichiſchen 
Minifter-Präftdenten angeführten Tatſachen nur zu richtig waren, 
erfieht der Lefer aus den vorangegangenen und noch folgenden Mit 
teilungen dieſes Buches. Welche Regierung hätte wol auch in einer 
der damaligen dfterreichticehen ähnlichen Lage zögern dürfen, die von 
dem Grafen Mensdorff angekündigte „Ichärfere Haltung” anzunehmen ? 
Das Wiener Sabinet tat dieß dann auch und zwar gleichzeitig in 
militäriſcher und diplomatiicher Richtung. In jener Richtung galt 
e3 zunächit, die allernotwendigiten Vorfichtömaßregeln zu treffen, in 
diefer, die Ahfichten Preußens möglichit unzweideutig aufzuklären. 

Die von der kaiſerlichen Regierung zu jener Zeit angeordneten 


militäriſchen Vorkehrungen beichräntten fi, wie heute 


aftenmäßig nachzuweiſen tit, auf das unter den obmwaltenden Um—⸗ 
ftänden geringfte mögliche Maß. Immerhin aber geihah jebt bort 
einiges in dieſer Richtung, und damit fam der Streit, wer zu⸗ 
erit „gerüftet” habe, aufs Tapet, welcher von dem Grafen 
Bismard alabald mit viel Gefchidl, aber noch jehr viel mehr Kühn⸗ 
heit dazu ausgebeutet wurde, um Defterreich der Welt als den von 
unbezähmbarer Kriegsluſt bejeelten Angreifer zu denunciereu. 

Die Tatjachen, auf die es ankommt, find folgende. Eine 
Depeiche des preußiſchen Gejandten in Wien, Herrn von Werther, 
pom 6. April beklagt fich dariiber, daß Oeſterreich ohne erfennbaren 
Anlaß jeit dem 13. Merz begonnen habe, „beträchtliche Streit- 
fräfte in drohender Weife gegen die preußiſche Grenze vorzu⸗ 
ichieben” .. ., daß es mithin Die een diterreichiiche Regierung 
geweſen fei, „welche aus bisher unaufgellärten Beweggründen durch 
militäriihe Bedrohung der preußiſchen Grenze einen Zuftand 
der Spannung ihuf, vondem biz dahin“ — alio big 
zum 13. Merz — „in der Politik und indem Verkehrs— 
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Leben Europas jedes Anzeichen gefehlthatte.“ (H. Schult⸗ 
heſſs, Ergänzungsheft 2c., ©. 31.) Damit iſt alſo auch von preußiſcher 
Seite conſtatiert, Daß vor dem 13. Merz in Oeſterreich nicht s 
gegen Preußen unternommen wurde. Uebrigens hat Herr v. Werther, 
wie ſich jetzt aus dem betreffenden dfterreichtiichen General-Stab3- 
Berichte (Oefterreich® Kämpfe im Jahre 1866, bearb. v. k. k. Generalitabe, 
©. 150 ff.) erfennen läßt, den 13. offenbar mit dem 14. Merz ver⸗ 
wechſelt. Erft an diefem leßteren Tage wurden in Folge eines vom 
7.—13, Merz in Wien abgehaltenen Marſchallsrates jene Dislocierungen 
nad Böhmen, Weftgalizien und Niederdfterreich verfügt, über welche 
fi Herr von Werther dann als über eine auf „unaufgeklärten Beweg⸗ 
gründen” beruhende „Bedrohung der preußiichen Grenze” beichweren 
mußte. Was es mit den „unaufgellärten Beweggründen“ auf fich 
hatte, wird ſich der Leſer ſelbſt jagen, wenn er, fi von allem 
anderem abgejehen, nur daran erinnert, daß bereit am 28. Februar 
der preußifche Minifterrat eventuell die gewaltjame Annerion ber 
Elb⸗Herzogtumer befchloßen, daß Italien am 11. Merz ungewöhnlid 
imfangreiche Einberufungen angeordnet?) und gleichzeitig den General 
Govone zur Verhandlung einer Offenfiv- und Defenfiv-Mllianz nad) 
Berlin gefchickt hatte, mo demjelben am 14. Merz, alfo juft an den: 
Tage der Anordnungen der fraglichen öſterreichiſchen Diölocationen, 
von dem Grafen Bismard ohne alle Umfchweife eröffnet worden war, 
daß es ſich für Preußen jebt um Schaffung eines Kriegsfalles Zwecks 
Erlangung der Herrichaft über Nordbeutjchland handele. Und wie 
mit den „unaufgeflärten Beweggründen”, jo verhielt es fih auch 

der „Bedrohung der preußiichen Grenze”: fie war eine Redens⸗ 
art, die in den Ohren des Rublitums, und zwar leider durchaus 
nicht bloß der „multitude moutonnidre* ?) einen ſchönen jonoren 


1) Das vom 11. Merz datierte italienifche Defret ordnete, aller Ge= 
| bflogenheit entgegen, die Einberufung der zweiten Altersklaſſe von 1844 
an. Ein am 15. Merz erftatteter Bericht des Kriegsminiſters Pettinengo 
an den König conitatierte in Folge deſſen, daß „Angeſichts der jetzigen 
politifchen Lage feine einzige europäiſche Macht jegt binnen kurzer Friſt eine 
größere Armee auf den Kriegsichauplag werfen könne als Italien.“ 
(9. Shulthefs, Ergänzungsheft, S. 20.) 

2) Unter die auf falſche Fährte Geleiteten gehörte u. a. auch Kaiſer 
Alexander il. von Ruſsland. Der Herzog von Gramont, der die Rückwirkung 
diefer Teuſchung aus nächiter Nähe beobachten Konnte, erzählt darüber: 
„Man kann fich das Erftaunen des Wiener Hofes denken, als derjelbe am 
6, April 1866 den General v. Richter, Flügel-Adjutanten des Kaiſers von 
Rufeland, mit einem eigenhändigen Schreiben feines Herrn an den Raijer 
drang Joſeph ankommen ſah. Unter dem Eindrude der Darftellung, daß 

fterreich die Initiative zu den Rüftungen, Truppen-Bewegungen und 

Kriegö= Vorbereitungen ergriffen habe, machte der Kaiſer Alexander in diefem 

Schreiben darauf aufmerkffam, daß Maßregeln diefer Art durchaus den 

Gharakter von Herausforderungen befäßen und Preußen in die Notwendig. 

teit verfeßgten, fie als Tolche zu betrachten. Er bat in Folge deffen den 
4% 





52 


Widerhall fand, die aber nur den einen Fehler hatte, mit den Tat⸗ 
fachen durchaus nicht übereinzuftimmen. Noch am 7. April Eonnte 
Graf Mensdorff in feiner Antwort auf die oben angeführte Note 
des Herrn v. Werther vom 6. in feierlichfter Weiſe folgendes jchreiben: 
„Auf ausdrüdlichen Befehl Sr. Majeftät des Kaiſers wieberhole 
ich hiermit die beftimmte Erklärung, daß in Oefterreih noch bi 
zum heutigen Tage feine der Verfügungen getroffen worden 
ift, welche nach unjerer Heere8-Organijation die Eröffnung eines 
großen Krieges vorbereiten müßen. Es tft insbeſondere feine irgend 
erhebliche Truppenconcentration, geſchweige eine Aufitellung an der 
Grenze, angeordnet worden, fein ungewöhnlicher Ankauf von Pferden, 
feine Ginberufung von Urlaubern in nennenswertem Umfange hat 
jtattgefunden. Sa, der Kaiſer, unjer allergnädigiter Herr, ift in 
jeiner Zuverſicht ſo weit gegangen, daß Se. Majeltät mich ermäch⸗ 
tigt hat, von denjenigen Dislocationen, welche in Wahrheit vor⸗ 
genommen worden find, dem kgl. preußtichen Geſandten ohne Rück⸗ 
halt Mitteilung zu machen. Mit der volliten Autorität hat daher 
Freiherr von Werther gegründete Nachrichten über die dießſeitigen 
militäriichen Maßregeln nach Berlin melden können. Die übrigen, 
aus welden man den Allarmruf der Anfammlung einer Armee an 
ber Nordgrenze Oeſterreichs gemacht hat, muß ich mit gröfter Ent= 
ichiedenheit, wie ich e8 wiederholt mündlich gegenüber dem Freiherrn 
von Werther getan, für wahrheitswidrig erflären.” (9. Schul⸗ 
theſs, Ergänzungsheft S. 32—33.) 

Mit dieſer chen Darſtellung, welche einem Zweifel 
—5— deshalb nicht unterliegen kann, weil fie ſich ausdrücklich auf 
a3 Wort des Kaiſers berufen durfte, ftimmen die Berichte auf dag 
Genauejte überein, welche Die ttalientichen und franzöſiſchen Diplomaten 
über den Stand der Rüftungsfrage in jenen Tagen ihren Regierungen 
von Berlin aus eritatteten. Unterm 23. Merz meldete der ordents 
liche italieniſche Geſandte am preußifchen Hofe, Graf Barral 
Kin Florenz: „VBismard hatte mir die Wichtigkeit der öfterreichifchen 
Rüſtungen enorm übertrieben. Der Gejandte von Oefterreich ver: 
fihert, daß fie rein und einfach defenfiv find; und in der Tat ift eg 
heute gewis, daß jie feinen andern Character haben.” (Ba Mar: 
mora, ©. 101.) Dafjelbe bejtätigte am 26. Merz der General 
Govone und zwar aus feines geringeren Zeugen Munde als dem 
jenigen de3 Generals v. Moltke, welcher dem Italiener verficherte: 
„Die öfterreichiichen Rüſtungen jeten fehr übertrieben worden, und 
alles beſchränke ſich auf ganz wenige Truppen, bie nad) Böhmen 


Kaiſer von Oeſterreich, nur im Falle der alleräußerſten Not von dieſen 
Mitteln Gebrauch zu machen, und empfahl ihm, vor allem und bis zum 
legten Augenblide bie Löſung der Schwierigkeiten in einer freundichaft- 
lihen Beritändigung mit dem Könige von Preußen zu fuchen“ Andreas 
Memor, L’Allemagne Nouvelle, p. 246 
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gelenbet wurden.” (A. a. O. ©. 102%). Endlich meldete Graf 
arral wieder am 30. Merz: „Es iſt fiher, daß Oeſterreich aus 
feiner rein defenfiven Haltung nicht heraus treten wird.” (A. a. O. 
S. 107). Hr. von Benebettit) aber erjtattete am 27. De feinem 
Minifter einen ausführlichen Bericht über die finanziellen, militärifchen 
und politiihen Kriegd-Vorbereitungen Preußen?, in welchem es 
beißt: „In militärifcher Beziehung find alle vorbereitenden Maß—⸗ 
regeln getroffen; die Corp8-Commandanten find benachrichtigt und 
halten fich bereit; jobald der König. den Befehl erläßt, wird fich der 
lebergang vom Friedens» auf den Kriegs-Fuß mit einer außer: 
ordentlichen Raſchheit vollziehen.?) Aber Herr v. Bismard möchte 
dabei die Verantiwortlichfeit des Anfangen? vermeiden und Diejelbe 
auf Oeſterreich abwälzen. Zu diefem Zwecke hat er immer häufigere 
Drohungen laut werden laßen, indem er gegen niemanden ein Hehl 
daraus machte, Oefterreich entweder dahin zu bringen, ihm Die Herzog⸗ 
tümer zu überlaßen oder es zum Kriege zu treiben; jchon hat er 
den Erfolg gehabt, daß es zuerft TruppensBewegungen vornahm 
und wenigſtens Vorſichts-Maßregeln ergriff. In Berlin hat man in 
Folge deilen jofort vorgegeben, daß Defterreich beträchtliche Rüſtungen 
betreibe, daß es ein Armeecorps an der jchlefijchen Grenze zujammen 
ziehe und folglich eine aggreifive und drohende Haltung annehme. . . 
[Herr v. Bismard] hat mich [am 26. Merz] erraten laßen, daß er 
die in Wien getroffenen Maßregeln noch nicht genügend finde und 
daß er wünſche, Dejterreich zu £riegerifchen Kundgebungen vorwärts 
zu treiben, ehe man in Berlin eine einzige der für die Mobilifierung 
der Armee getroffenen Maßregeln befannt werden laße.“ (Benedetti, 
Ma Mission en Prusse, p. 62, 63, 65). 

Graf Bismard mochte ſich indeſſen bald überzeugen, daß der 
bier gegen Benebetti ausgeſprochene Wunſch, Oeſterreich möge ih 
u friegeriichen Kundgebungen verleiten laßen, doch nicht in Er⸗ 
üllung gehen werde. Auch Hatten die bisherigen Lärmrufe iiber die 
dfterreichtiche Kriegaluft unter anderen bereits auch den Erfolg gehabt, 
den bis dahin immer noch nicht ganz entichloßenen König Wilhelm 
den Bismardiichen Kriegsplänen noch weiter entgegen zu führen, als 
dieß bereitö dur) die Verhandlungen mit Italien geichehen war.?) 
Genug, es erfolgte nunmehr am 28. Merz preußifcher Seitz die kgl. 


1) Vincent von Benedetti, geb. 1817 zu Baſtia auf Corſika, 
eit 1869 in den Grafenftand erhoben, war von 1864—1870 Gejandter 
apoleons 111. am Berliner Hofe. Er tft der Verfaßer des Buches Ma 
Mission en Prusse, Paris 1871. 

) Vergl. hierzu die Anmerkung auf ©. 32. 

2 Nad) dem oben angeführten Schreiben Benedetti's ſagte Bismard 
diefem am 26. Merz ſogar, daß der König ſchon in den vorher gehenden 
Tagen den Befehl zur Einberufung der Referven und zum Pferde-Anfaufe 
babe Eichen wollen und hieran nur durch ihn (Bismard) verhindert 
worden 
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Drder, die Nejerven des Garde⸗Corps einzuberufen und für bie 
ganze Armee die zur Kriegs-Bereitſchaft fehlenden Pferde zu Taufen. 
Da die übrigen Armeecorps ihre Nejerven in ihren Standquartieren 
hatten, two fie nach dem Mobilifterungd- Plane innerhalb einer Woche 
ben betr. Regimentern zugeführt werden konnten, jo fam diefe Maß—⸗ 
regel tatjächlih der Verſetzung der ganzen preußiichen Armee in 
Sriegöbereitihaft gleih. Die preußiiche Order vom 28. Merz war 
alſo ein wirklicher Anfang der Rüftungen, der damals in a 
immer noch nicht gemacht war, und, was mehr iſt, auch jeßt no 
nicht einmal gemadht wurde. Erſt am 14. April, jech® Tage nad 
Abſchluß des preußifcheitalienifchen Alliances-Vertrages und fiebenzehn 
Tage nad) Beginn der preußiſchen Rüftungen, ergieng in Wien der 
Befehl, die öſterreichiſche Feldartillerie auf den Kriegsfuß zu feßen, 
und erſt diefer Befehl kann al? ein wahres Seitenftüd der erwähnten 
preußifchen Maßnahme vom 28. Merz betrachtet werden. 

Die die Tatjachen, welche dem Streite über die Priorität der 
dfterreichiichen und preußiſchen Rüftungen zu Grunde liegen. Sie 
ergeben, daß Defterreich gegenüber Preußen allerdings zuerft am 
14. Merz einige militärifche Verteidigungs-Maßregeln getroffen Hat, 
zu denen es jedoch durd) den eventuellen preußiichen Kriegsbeſchluß 
vom 28. Februar, durch Die unmittelbar darauf angeknüpften preußiſch⸗ 
italieniſchen Alliance-Verhandlungen, ſowie durch die ſchon in den 
erſten Merztagen begonnenen italieniſchen Rüſtungen veranlaßt und 
— wie eine unbefangene Beurteilung heute zugeſtehen muß — voll⸗ 
auf berechtigt war; daß dann aber in Folge der Order vom 28. Merz 
die öſterrreichiſchen Rüſtungen von den preußiſchen weit überboten 
wurden und den ihnen abgewonnenen Vorſprung erſt mit dem 
14. April einigermaßen wieder einholten. | 

Die Mitte Merz gleichzeitig mit den erſten militäriichen Vor⸗ 
fehrungen von der en Negierung getroffenen dDiploma= 
tiijhen Vorſichtsmaßregeln verfolgten das Ziel, Preußen 
zu einer unzmweideutigen Enthüllung feiner Abfichten zu drängen, 
jowie für den Fall, daß diejelben abermals kriegeriſch Lauten follten, 
fejtzuftellen, in welchem Umfange das kaiſerliche Cabinet auf die 
Unterjtigung feiner deutſchen Bundesgenoßen gegen die preußischen 
Kriegsgelüſte werde rechnen fünnen. 

Den zur Erreichung diejed Ziele entworfenen Plan teilte das 
Wiener Gabinet in einer vom 16. Merz datierten vertraulichen 
Depeihe (9. Schultheſs, Europäiſcher Geichichtstalender, 1866, 
©. 47—49) feinen mittleren und Kleinen deutichen Bundesgenoßen 
mit und leitete damit zugleich die Ausführung deijelben ein. In 
diejer Depeiche wurde der von der Faiferlichen Regierung fortan ein⸗ 
zuhaltende Weg unter Berufung auf Die offenkundig drohende Haltung 
Preußens in folgender Weiſe borgezeichnet: 

1L. Die faiferliche Regierung werde an die preußiiche die offene, 
aber durchaus nicht herausfordernde Anfrage richten, ob dieſelbe 
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„fi wirklich mit dem Gedanken trage, Die Gajteiner Convention mit 
gewaltfamer Hand zu zerreißen und den grundgejeglich verbirgten 
Frieden zwiſchen deutichen Bundesſtaten zu unterbrechen.” 

2. Werbe diefe Anfrage unbefriedigend oder ausweichend bes 
antwortet, jo werde die kaiſerliche Regierung dem Deutichen Bunde 
die Erklärung abgeben, daß fie „ihre Bemühungen, eine definitive 
Löjung der Herzogtümerfrage im Einvernehmen mit Preußen 
porzubereiten, als vereitelt betrachten und ſonach alles weitere den 
verfaßungsmäßigen Beichlüßen des Bundes, welchen ihre Anerkennung 
ſtets gefichert jet, anheimftellen mühe.“ 

3. Gleichzeitig werde in diefem Falle die Fatlerliche Regierung, 
im Hinblide auf die alsdann nicht Hinlänglich erklärten kriegeriſchen 
Vorbereitungen Preußens, fih am Bunde auf Art. XI der deutſchen 
Bındesacte und Art. XIX der Wiener Schlußacte (Vgl. den Worts 
laut diefer Artikel auf S. 1—3) berufen und die Bundesgenoßen 
auffordern, auf Grund ihrer in jenen bumdesgrundgejeßlichen 
Beitimmungen übernommenen Verpflichtungen fi) zunächſt Be— 
ruhigung darüber zu verjchaffen, daß vorn preußiicher Seite her 
die Gefahr der Selbfthülfe nicht drohe, was durd ein 
an Preußen zu richtendes Erſuchen, fich über feine Abfichten aus 
zuſprechen, zu bewerfitelligen jei. Die Depejche fpricht zugleich die 
Erwartung aus, die deutichen Regierungen würden ihre Bundestags 
Geſandten fchon jet dahin initruieren, im Falle der betreffenden 
een Erflärimg fofort für ein derartiges Erfuchen an Preußen 
zu ftimmen. 

4. Werde dann die Gefahr eines Friedensbruches noch dringen 
der, ergäben ſich pofitive Anzeichen fir beabfichtigte Gewaltitreiche 
oder werde in Preußen die Deobilifterungsorder wirklich erlaßen, 
dann werde die faiferliche Regierung — um auf Grund des Art. XIX 
der W. © A. „jeder Selbithülfe vorzubeugen und der bereit unter- 
nommenen Einhalt zu tuen” — die Kriegsbereitſchaft für 
dag 7.—10. Bunde3-Armeecorp3 und Aufftelung derfelben 
im Verbande mit der fterreichiichen Armee beantragen und Hoffe, 
im gegebenen Augenblide auch für einen ſolchen Beichluß ihre Bundes⸗ 
genoßen bereit zu finden. 

Noch an demfelben 16. Merz, an welchem dieſe Depejche von 
Wien verfandt wurde, legte der dfterreichiiche Gefandte in Berlin 
dem Grafen Bigmard die oben unter 1. näher bezeichnete Frage 
vor. Ste fette denfelben in einige Verlegenheit. Er verficherte zu⸗ 
nächſt, daß die Regierung des Königs nicht? getan habe, was geeignet 
wäre, Oeſterreichs Verdacht Hinfichtlich ihrer Treue gegen die in 
Gaſtein eingegangenen Verpflichtungen zu erregen, zauderte auch 
nicht, die Frage des Grafen Karolyi mit der kategoriſchen Verfiche- 
rung zu beantworten: „Nein, wir wollen den Gajfteiner Vertrag 
nicht zerreißen.“ Dann aber mochte diefe Beteuerung doch auch ihm, 
der bei einer fpäteren Gelegenheit die politiiche Heuchelei ausdrücklich 
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für erlaubt erflärt hat!), zu ftarf vorkommen. Er. mochte fi) er 
innern, daß er, wie wir bereitS anfüihrten, zwei Tage zuvor, am 
14. Merz, dem General Govone gejagt hatte, er gehe jegt Darauf 
aus, den Kriegsfall zu arrangieren, um für Preußen die Herrichaft 
über Norddeutichland zu erwerben, und daß er noch an demſelben 
Abend (des 16. Merz), wo die Unterredung mit Karolyi jtattfand, 
jenem Italiener weiter jagen werde: „Sie jehen mol, daß es ung eben- 
ſowol paßt als Italien, den Bruch herbei zu führen und In einem Zeitraume 
von 6 Monaten vorzubereiten.” (La Marmora,a.a. ©. ©. 86). 
Kurz, er fügte jener beftimmten Verneinung feiner Abficht, fi) von 
dem Gafteiner Vertrage los zu jagen, alsbald noch hinzu: „Uebrigens 
nügen Diefe Zuficherungen und Crllärungen zu nicht? und haben 
nicht viel zu bedeuten; felbft wenn wir am Worabende des Krieges 
ftänden, würde ich Ihnen Doch, wie heute geichehen, erklären können, 
daß ich die Aufrechterhaltung des Gajteiner Vertrages beabfichtige.” 
Worauf der Graf Karolyi antwortete: „Sch Habe Ihnen auf Be— 
fehl meiner Regierung eine jehr präciſe Frage vorgelegt, Ste haben 
mir darauf in aller Form mit Nein geantwortet, ich nehme von 
diefer Antwort Act und werde fie meiner Negierung mitteilen.” *) 
Dieß geſchah dann aud), und die Hfterreichifche Regierung, audy 
hier ihrem bis dahin ſtets befolgten Grundjake, womdglid fünf 
grad fein zu laßen, getreu, beeilte fich, im Anſchluße an ihre Depeſche 
vom 16. Merz den deutichen Höfen mitzuteilen, daß fie auf ihre 
Anfrage von Preußen eine „einigermaßen befriedigende“ Antivort 
erhalten und deshalb die in jener Depefche angekündigten Schritte 
am Bunde einftweilen ausgeſetzt habe. (9. Schultheſs, Euro— 
päiſcher Geihichtsfalender, 1866, ©. 49). 


1) Die Aeußerung fiel in einer Neichstagsrede des Fürften Bismard 
vom 1. Mai 1872 und lautet nah dem ftenographifchen Berichte voll⸗ 
ftandig: „ .. Dergleihen Aeußerungen rechne ich in das Gebiet derjenigen 
politiihen Heuchelei Auf: DO, O! Pfuil), die man auf politiſchem Ge= 
biete für erlaubt hält, und fi) und andern concediert. Meine Herren! 
Sie fehen, ich nehme mid nicht aus. Sch made unter Umftänden auch 
davon Gebraud).“ 

2) Vgl. die Darftellung diefer Unterredung bei Andreas Memor, 
Goeraog bon Gramont) L’Allemagne Nouvelle, p. 24. Sybel (Die 

egründung des Deutihen Reiches IV, ©. 307 cht dieſe Bismarck'ſche 
Aeußerung ins Scherzhafte zu ziehen, indem er ſchreibt: „Nach dieſem Ge— 
ſpräch wurde in Berlin erzählt, Bismarck habe ſeinem einfachen Nein 
noch das Wort hinzugefügt: „„aber, lieber Graf, glauben Sie denn, daß 
ich anders geantwortet hätte, wenn ich von kriegeriſchen Abſichten erfüllt 
wäre?““ Eine treffendere Kritik der öſterreichiſchen Interpellation ließ ſich 
nicht geben als in dieſem Scherz.” Der Hiſtoriograph der Reichsgründung 
yet dabei nur überfehen, daß die fragliche Aeußerung Bismarcks dur die 

epejche Menzdorffs vom 7. April, als dem Grafen Karolyi gegenüber 
wirklich getan, amtlich beglaubigt worden ift (S. ©. 64 Anm); fie 
war alſo durhaus fein Berliner Diplomaten-, Scherz.” 
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Obwol alfo die Ankündigungen der Depefche vom 16. Me 
vorläufig nicht ausgeführt wurden, fo bleibt dieſes Actenſtück Dennoch 
bon höchſter Wichtigkeit, da es bereit3 Har und deutlich das ganze 
Actions Programm enthält, nach welchen die diterreichiiche Regierung 
ſpäter verfuhr, als ihr auch die lebte Möglichkeit, an den gemalt» 
jamen Umſturzbeſtrebungen Preußen? zu zweifeln, genommen worden 
var. ine deshalb notwendige Würdigung diefes Programms wird 
und duch eine Vergleichung mit dem preußijchen weſentlich erleichtert 
werden, welches Graf Bismard, wenn auch nicht ganz fo unum⸗ 
wunden, jo Doch immerhin deutlich genug, in feiner vom 24. Merz 
datierten Note (9. Schultheis, Ergänzungsheft zum Europ. Ges 
ſchichtskalender 1865, S. 24—27) aufitellte, die, gleichfal® an Die 
deutichen Höfe gerichtet, dort der Hiterreichiichen Depeche vom 16. 
entgegen treten jollte. 

Die preußiiche Note vom 24. Merz wiederholt zunächſt alle 
die unhaltbaren und zum Teil ungeheuerlihen Deductionen, mit 
welhen Graf Bismard ſchon bislang feiner jchleswig=holiteiniichen 
Politik eine rechtliche Begründung zu geben verfuchte Wir lejen 
da wieder, daß König Chrütian von Dänemark im Wiener Frieden 
die Herzogtümer abgetreten habe, die ihm doch jo wenig 
gehörten, daß gerade nm deöwillen Preußen und Oefterreich Namen? 
des Deutichen Bundes den Krieg gegen Dänemark geführt hatten; 
daß die Herzogtümer in Folge dieſer angeblichen Ceſſion, die gar 
nichts zu cedieren hatte, ein den Majejtäten von Preußen und Oeſter⸗ 
reich gehöriges Land geworden ſeien; daß der Prinz von 
Auguftenburg, dem Preußen noch auf der Londoner Gonferenz 
(28. Mat 1864) „das meilte Recht auf die Succeffion in den bejagten 
Herzogtümern” zuerfannt Hatte, fein Recht darauf habe; daß 
Oeſterreich — notabene dadurd), daß es die ihm nad) dem Gajteiner 
Vertrage einftweilen ausſchließlich zuftehende Regierung in Holitein 
den dortigen Landesgefegen gemäß führte — ſich in Widerſpruch 
mit dem Gajteiner Vertrag gelegt habe; daß Preußen hiergegen 
durch eine „von den verjöhnlichiten Gefinnungen eingegebene und in 
der Form freundfchaftlicde Mitteilung” — es iſt die nad) einem 
damaligen Diplomaten-Ausdrude „mit Scheidewaßer geichriebene” 
peußiliche Depeiche vom 26. Januar (Siehe Seite 43) gemeint — 
Vorftellungen erhoben habe x. Im Anſchluß hieran wird 
mit möglichfter Breite die von ung bereit3 gewürdigte Anklage wegen 
der angeblichen öſterreichiſchen Angriffg-Rüftungen erhoben und hier: 
aus für Preußen die Nötigung gefolgert, den Herausforderungen 
Defterreich® gegenüber, nun auch feinerjeit3 „Worbereitungen” zu 
treffen. Die Note kündigt dann zweierlei Arten diefer Vorberei⸗ 
fimgen an: 

„I Zur augenblidliden Siherung militäriide 
Rüftungen, von denen man „mit mehr Recht als Defterreich“ 
werde behaupten können, „daß fte einen rein defenfiven Charakter 


[a 
** 
———— 
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tragen und nur durch Oeſterreichs unerklärte Rüſtungen hervor ge⸗ 


rufen find”, ein Rechtfertigungs-Verſuch, der ſich dann noch zu | 


r 


folgender Anklage verfteigt: „Wenn buch dieſes Gegenüberftehen 
don Kriegsheeren die Situation geſpannter und die Gefahr eines 
Gonflictes größer wird, jo werden nicht wir es fein, welche deshalb 
ein Vorwurf treffen kann.“i) 

2. Für die Zufunft — fo führt die Note dann weiter 
aus — miüße Preußen, vermöge „ſeines deutſchen Character und 
der deutſchen Gefinnung feiner Fürſten“, die „Sicherheit der natio⸗ 
nalen Unabhängigkeit“, die, obwol von feiner Seite bedroht, Hier 
mit einem Male anftatt der preußifchen Sntereffen untergejchoben 
wird, gegenüber der „feindfeligen Haltung Oeſterreichs“ ſuchen „auf 
dem Boden der deutichen Nationalität und in einer Kräftigung der 
Bande, welche una mit den übrigen beutfchen Staten verbinden”, 
— nicht aber in dem Deutfchen Bunde, deſſen bisherige Geftalt 
ſowol für jene Sicherheit als auch „für die active Politik, welche 
große Krifen jeden Augenblid fordern fünnten”, nicht ausreichend 
ſei. „Wir vermögen”, heißt e8 wörtlich, „in der jegigen Lage der 


‚Dinge und das Vertrauen auf eine wirkſame Hilfe des Bundes, im 


Falle wir angegriffen würden, nicht zu bewahren." Deshalb fei eine 
Reform des Bundes notwendig, und zwar unter dem Geſichts⸗ 
punkte, daß „das Intereffe Preußens und Deutjchlands identiſch“ Tei. 
Meder diefe Reform behalte ſich die preußifche Regierung baldige 
weitere Eröffnungen vor. 

Die Note fchließt endlich mit der Aufforderung an jede einzelne 
Negierung, zu erklären 
Unterftügung in dem Falle zu rechnen haben, daß wir bon Oeſter⸗ 
reich angegriffen oder durch unzweideutige Drohungen zum Kriege 
gendtigt werden.” | 

Auch diefe preußifche Note enthält ein Programm. Hält man 
fie mit der öfterreichiihen vom 16. Merz zujammen, jo findet man 
bereits die fernere Entwidelung des Zerwürfniſſes beider Großmächte 
in allen weientlihen Punkten vorgezeichnet und von beiden Seiten 
nad Kräften begründet. Deshalb mußten wir hier den Inhalt diejer 
Schriftftiide ausführlich darlegen. 

Was zunädit die Herzogtümer= Frage angeht, jo hatte 
Deiterreich bekanntlich bei Ueberreichung des Wiener Friedens⸗Ver⸗ 


— — — — 


9 Was ſich Graf Bismarck bei dem Niederſchreiben obiger Worte 
gedacht haben mag, geht aus der Neuerung hervor, die er einige Tage 
päter, am 5. April, gegen Govone tat: „.. Da die Rüftungen von der 
einen Seite die Rüftungen auf der anderen hervorrufen werden, fönnen 
wir fogar hoffen, anfangs Mat zum Krieg zu fommen“, 
wozu der Italiener noch die Bemerkung fügt: „In allen Fällen hofft 
Bismarck, daß ber Krieg vor Ablauf der vertragamäßigen Friſt“ [d. h. 
während der damals verhandelten dreim onatlichen Alliance mit Italien] 
„ausbrechen wird.“ La Marmora, a. a. O. ©. 180. 


‚ob und in welchem Maße wir auf ihre 
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trage am 29. November 1864, dem Bundestage mitgeteilt, daß es 
Unterhandlungen mit Preußen angefnüpft habe, um eine „den Inter⸗ 
eijfen und Rechten des Bundes entiprechende Löſung“ diefer Frage 
herbei zu führen. (Vergleiche Seite 80). Schon mit dieſer Er⸗ 
Härung hatte die kaiſerliche Regierung von dem in dieſer Sache 
bi8 dahin gemeinfam mit Preußen ohne, ja gegen den Bund, 
wenn auch in deſſen Name unternommenen eigenmäctigen Verfahren 
den eriten Schritt zurüd getan zu einem bundesrechtlichen Austrage 
der Angelegenheit. Jetzt ließ fie den zweiten Schritt folgen, indem 
fie fir den inzwiſchen höchſt wahricheinlich gewordenen Fall des end- 
gültigen Scheiterns jener am 29. November 1864 dem Bundestage 
notificterten Verhandlungen mit Preußen ihre Abficht anfündigte, die 
ganze ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit dann den „verfaßungs⸗ 
mäßigen Beichlüßen des Bundes” anheimftellen zu wollen. Dieſe 
Abficht bedeutete, wie gejagt, nicht mehr und nicht weniger als eine 
Rückkehr zum Rechte und einen Bruch mit der bisher verfolgten 
Eigenmächtigkeit. Da Preußen aber an diefer Cigenmächtigfeit nach 
wie vor fefthielt, To bedeutete fie zugleich auch die Ankündigung einer 
Zosfage von den bisher mit Preußen auf Koften des Nechtes ge⸗ 
troffenen eigenmächtigen Abmadjungen, insbeſondere von der Gafteiner 
Convention, deren verhängnisvolle Bedeutung ſich jetzt für Oeſterreich 
in der empfindlichiten Weile geltend machte. Preußen feinerjeits 
verfehlte natiirlic) nicht, die Ankündigung Oefterreichd, dem deutjchen 
Qundesrechte por den mit Preußen eingegangenen Separat-Abmadjungen, 
im Conflicts⸗Falle beider, den Vorzug geben zu wollen, zu einem 
um jo ungeheuerlicheren Vertragäbruche aufzubaufchen, als es ſelbſt 
mit vollen Segeln auf die Annerion der Herzogtiimer d. h. ebenfalls 
auf Beſeitigung diefer Separat-Abmachungen losſteuerte. Beſeitigt 
follten und mußten dieje Separat-Abmachjungen und die auf ihnen 
beruhende proviforifche Stellung der Herzogtümer auf alle Fälle 
werden. Die Frage war nur: follte dieß geichehen im Einklange 
mit bezw. Durch Rückkehr zu dem deutſchen Bundezrechte oder unter 
definttiver Schädigung deflelben zu Gunften der preußtichen, vielleicht 
auch der preußiſch⸗-öſterreichiſchen Sonder⸗Intereſſen? Oeſterreich 
entſchied ſich für die erſte, Preußen für die zweite Hälfte dieſer 
Alternative. Oeſterreich begieng damit im Intereſſe des deutſchen 
Rechtes eine Inconſequenz; Preußen blieb ſich in ſeinem bundes⸗ 
widrigen Partikularismus conſequent. Das war die Verteilung der 
Rollen in der Herzogtümer⸗-Frage. 

Ihr entiprach genau diejenige in der von beiden Depefchen 
weiterhin aufgewworfenen Frage der Behandlung eines etwa 
ausbrechenden friegerifhen Conflictes. Wie Oefters 
teih in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit auf den Boden des 
deutihen Bundesrechtes zurückkehren zu wollen ankündigte, fo erklärte 
es auch feine beftimmte Abficht, einen etwaigen Kriegsfall mit Preußen 
im ſtreng einzuhaltenden Rahmen des Bundesrechtes zum Austrage 
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zu bringen d. h. ihm entweder mit den von der Bundes-Verfaßung 
ausdrüdlich vorgeichriebenen Mitteln vorbeugen oder aber ihn an 
der Seite feiner Bundesgenoßen ald einen Krieg des Bundes gegen 
den Bundesbrecher führen zu wollen. Preußen dagegen ſah auch für 
den Fall eines Krieges mit Oeiterreicd) von dem Bundesrechte jebt 
ſchon ganz ebenſo ab, wie es bei jeiner Behandlung der Elbherzog⸗ 
tumer⸗Frage bisher davon abgejehen und dieß noch ferner conjequent 
tuen zu wollen erklärt hatte. Es ſuchte fich des Beiltandes der 
Bundesglieder nicht als folcher, iondern als einzelner Staten außer- 
halb des Bundes und im Gegenjaße zu demjelben zu vergemiflern, 
ja e3 jagte dem Deutichen Bunde in feiner bisherigen Gejtalt offene 
Fehde an, indem e3 einen Reform-Antrag in Ausficht ftellte, welcher 
ihn durch eine neue Vereinigung ohne Defterreich und unter aus⸗ 
Ichließliher Hegemonie Preußen? eriegen follte, melches bier 
zum erſten Male in einem officielen preußifchen Aktenſtücke, 
genau nad) dem Mufter der kleindeutſchen Geſchichts-Baumeiſterei, 
als ein mit Deutichland völlig gleichwertiger Begriff ericheint. 

Oeſterreich wollte alfo in der ſchleswig-holſteiniſchen Sache in 
die Schranken des deutjchen Bundesrechtes zuriidfehren und einen in 
Folge deſſen etwa auöbrechenden kriegeriſchen Conflict mit Preußen 
auf dem Boden und nach Maßgabe des Bundesrechtes austragen. 
Preußen wollte in den Elbherzogtiimern jeine partikulariftiichen Inter 
ejlen ohne und wider den Bund confequent durchjeßen und im Falle 
es bon Oeſterreich daran durch Friegeriihen Widerftand gehindert 
wiirde, den Conflict ohne Rücficht auf den Bund d. h. auf die zur 
Zeit allein zu Recht beitehende deutiche Geſamt-Verfaßung ausfechten, 
und zwar mit der ausgeſprochenen Abficht, an Stelle des bisherigen 
Großdeutichlands des Deutſchen Bundes ein Kleindeutichland ohne 
Defterreich unter ausſchließlich preußiicher Führung zu jeßen. 

Da waren die beiden Programme der üjterreihiichen und 
preußiichen Noten vom 16. und 24. Merz. Sie enthielten, wie ge= 
jagt, nicht nur den Conflict, fondern aud) die fernere Entwidelung 
des Conflictes beider Großmächte bereits in nuce. Gie legten diefen 
Conflicts⸗Fall zugleich den mittleren und Eleineren Bundez-Regierungen 
por und forderten diejelben zu einer Enticheidung für oder wider auf. 
Damit wurde der biöher zwiſchen DVefterreih und 
Preußen allein geführte Streit, wieer es ſachlich 
ſtets gewejen war, nun auch formell zu einer ge— 


Jamt=zdeutfhen Angelegenheit, zu welder Stellung zu 


nehmen fein Bundesglied mehr vermeiden Eonnte. 

Was hatten nun diefer neuen Sachlage gegenüber die mittleren 
und Heineren Bundesgenoßen Oeſterreichs und Preußen? zu tuen? 
Was haben fie in Wirklichkeit getan? 

Sp ernjt und jchwierig die Aufgabe war, vor die fi die 
deutichen Regierungen bier geftellt jahen, fo konnte einZweifel über 
die pflichtmäßige Behandlung derfelben Doch gar nicht auffommen. 
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Der Conflict der beiden Großmäche bedrohte die Exiſtenz des 
Deutichen Bundes, d. h. die wölferrechtliche Geftalt, in welcher die 
Gejamtheit der deutichen Fürſten und Völker ald Erbe und Rechts⸗ 
nachfolgerin des heiligen römiſchen Reiches deutjcher Nation beitand. 
Cr bedrohte zugleich aber auch die Eriitenz jedes einzelnen Bundes⸗ 
ftateö, welche bislang nur in der Mitgliedfchaft des Bundes ihren 
rehtlihen Schuß gefunden hatte. Es handelte fich allo im eigent- 
lihen und höchſten Sinne des Wortes um Sein oder Nidt- 
jein Gefamt-Deutihlanda und jedes einzelnen 
deutihen States. Darüber konnte niemand ſich teufchen. In 
Folge deſſen fam alles darauf an, dem tatlächlichen Ausbruche des 
Gonflictes womöglich noch vorzubeugen, einen gütlichen Ausgleich 
deifelben zu ermöglichen. Wenn aber eine gütliche Beilegung jcheitern 
follte, galt e8, für den beitehenden Bund, als den feiten vorhandenen 
Rechtsboden, von dem aus auch eine vechtögültige gedeihliche Weiter- 
entwidelung der Gejamt-Verfaßung allein möglich war, nötige Falles 
mit den Waffen in der Hand einzutreten. 

Dieß und nicht? anderes hatte auch Defterreich in feiner Note 
vom 16. Merz verlangt. Ein principielleg Bedenken gegen zu⸗ 
ftimmende Beantwortung diefer Note lag aljo für die deutichen Re— 
gierungen nicht vor. Da eine ſolche Beantwortung aber von Deiters 
reich felbft nicht verlangt war, jo durfte ſie auch um jo mehr unter- 
bleiben, al® in Folge ihrer Erteilung nur eine weitere unnötige 
Reizung Preußens befiicchtet werden mußte. Die preußifche Note 
dagegen verlangte ausdrüdlich eine Antwort. Diefelde konnte aber 
von dem bezeichneten Standpunkte der Regierungen aus unmöglich 
bejahend außfallen, da dieſe Note unter Ignorierung des Bundes 
die Aufforderung zur activen oder paifiven Kriegshülfe gegen bis⸗— 
berige Bundezgenoßen, mit anderen Worten die Aufforderung zur 
Beteiligung an dem von Preußen beabfichtigten Bundesbruche ent- 
hielt. Die Antwort mußte alfo ablehnend Lauten, fie mußte fachlich 
auf das bundesrechtlich (in dem friiher mitgeteilten Art. XI der 
Dundeakte) fr derartige Conflict: Fälle vorgefchriebene gütliche Aus⸗ 
gleih8s Verfahren verweilen, fie mußte endlich durch vorfichtige Form 
& zu vermeiden ſuchen, Preußen noch weitere Borwände zum Bundes⸗ 
druche zu Kiefern. 

„ So weit befannt geworden, haben dann auch bie Antworten 
ſämtlicher Adreffaten der preußiichen Note diefen durch die Sachlage 
dorgejchriebenen Anforderungen entſprochen. Insbeſondere haben 
fi, wie der fpätere preußiiche Antrag auf Bundesreform vom 
9, April felbft eingeiteht, fämtliche Regierungen auf 8. A. Art. XI 

Eine vorfihhtige und ſoweit nur immer tuenlich entgegen kommende 
Beantwortung der preußiichen Anfrage war vor allen denjenigen 
| a ofen welche, wie — ſſen und Hannover, im 


S e 
unmittelbaren Macht Vereiche Preußens lagen. Der Kurfürſt von 


Heſſen hielt e8 deshalb, wie die von ihm im Jahre 1868 veröffent- 
lichte officiele Dentichrift!) mitteilt, fir geraten, ſich über die zu 
erteilende Antwort vorher mit Hannover zu verjtändigen. Weber 
das Ergebnis diefer Verftändigung ſowie die auf Grund. derfelben 
unterm 29. Den erteilte Antwort Kurheſſens auf die preußiſche Note 
bom 24. Merz laßen wir die Denkſchrift a. a. DO. im Folgenden 
jelbft reden: 

„Am 27. Merz fand eine Conferenz der beiderjeitigen Minifter 
des Auswärtigen ftatt, bei welcher ntan zunächit die Ueberzeugung 
ausſprach, daß eine Coalition aller deutichen Staten gegen Preußen 
keineswegs den drohenden Krieg verhindern, jondern Preußen nur 
andere Bundesgenoßen zuführen werde. Der einzigeWeg, den 
Srieden vielleiht zu erhalten, liege darin, daß eine 
möglichſt ftarfe Gruppe deutſcher Staten ſich möglichit lange freie 
Hand zwilchen den beiden Mächten wahre; dieß treffe ganz beſonders 
Hannover und Kurheſſen, die fie) weder Preußen ganz in die Arme 
werfen, noch fich dafjelbe zum Feinde machen dürften. Die nad) 
Berlin abzugebende Antwort dürfe deshalb, obwol declinatorijcher 
Natur, doch in feiner Weile verlegen, fie müße derart fein, daß mar 
fie auch Dejfterreich mit der Erklärung mitteilen fönne, man wiirde 
daſſelbe geantwortet Haben, falls von Wien eine ähnliche Anfrage 
gefommen wäre. Das Feſthalten am Bundes-Rechte 
miüße dabei als jelbitveritändlich hingeitellt werden, ohne es gegen- 
über der in der preußifchen Depeiche enthaltenen Hinweiſung auf die 
Auflöfung des Bundes in feindlicher Weile hervor zu heben. 

„Außerden fam man in derfelben Conferenz überein, fall dem⸗ 
nächft die ſchleswig-holſteiniſche ErbfolgesFrage am Bunde wieder 
angeregt wiirde, die Trage nach der Competenz des letzteren anlan⸗ 
gend mit Breußen zu gehen, und endlich erfannte man ar, 
aß von beiden Staten Durhaus von der Anordnung 
militärifher Maßnahmen abgejehen werdn müße. 

„Die Miteilung dieſes Auszuges eines höchſt vertraulichen 
Protofol8 wird genügen, um flärlichit zu beweilen, wie entfernt 
man zu jener Seit in Hannover fowol wie in Kurheſſen von einem. 
jo oft unmwahrer Weile vorgeivorfenen Complottieren mit Dejterreich 
oder mit anderen Bundesitaten war. Vielmehr war es der Aus— 
drud einer völlig unbeeinflußten und unporeingenommenen Würdigung, 
der Verhältniffe, wenn, in Verfolg jener Verftändigung mit Hannover, 
nunmehr unterm 29. Merz eine Beantwortung der preußiſchen Depeſche 
dahin ergieng, daß es der furfürftlichen Negierung unmöglich jet, To 
lange der Deutihe Bund formell und tatſächlich eriftiere, auch nur 


1) Denkſchrift S. Königlichen Hoheit des Kurfürften Friedrich Wil- 
helm 1. von Helfen betreffend die ufölung des Deutihen Bundes und 
die Ujurpation des Kurfüritentumes Durch Die Krone Preußen im Jahre 1866. 
Prag 1868, 9. Carl J. Satow, ©. 425, 
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eventuell das Verſchwinden deifelben zum Ausgangspunfte von Unter» 
Dandlungen zu machen und auf diefer Baſis irgend welche Verbind- 
lihfeiten einzugehen ..... Es müße doch wol angenommen werden, 
daß, bevor ein Krieg zwiſchen Oeſterreich und Preußen auöbreche, 
wenigften® der Verſuch der Vermittelung des Streites zwiſchen beiden 
Croßmächten durch den Bundestag ftattfinden werde; auch mit 
Rückſicht auf Diefe Eventualität erjcheine der Aurfürftlichen Regic- 
rung die Einhaltung einer völlig unparteitichen Stellung geboten.” 

‚ So die Darftellung der Denkſchrift. Auch Bier ift aljo bon 
einem Somplottieren der Heifiichen und hannoverſchen Politik mit 
Defterreich gegen Preußen eben jo wenig etwas zu jpüren, wie in 
den früheren Stadien der Verwidelung. Wie damals, jo zeigten fich 
vielmehr beide Regierungen auch jett ausſchließlich darauf 
bedacht, ihr Verhalten durch die Rechte und Pflichten beftimmen zu 
laßen welche die Zugehörigkeit zum Deutfchen Bunde ihnen zuwies. 

In den nächitfolgenden Tagen fanden übrigens die Mittel» und 
Sleinftaten eine weitere Gelegenheit zum Cingreifen in Die Entwicke— 
lung der Dinge nicht. Da die Öfterreichiiche Negierung, wie bereits 
bemerkt wurde, in Folge der dem Grafen Karolyi von dem preußifchen 
niifierpräftbenten gegebenen geſchraubten Erklärung vom 16. Merz, 
auf die Ausführung ihrer Depefche vom gleichen Datum vor ber 
Hand verzichten zu wollen erflärt hatte, und da die preußiſche Regie— 
tung die einftteilige Ablehnung ihrer Anfrage vom 24. Merz zus 
nächſt ſchweigend in die Taſche ftedte, ſo ſpann ſich Der Faden der 
Entwickelung während der legten Merz⸗ und erſten Apriltage Icdig- 
lich an dem großmächtlichen Streite über die gegenſeitigen Rüſtungen 
weiter. Nachdem wir die betreffenden Tatſachen bereits weiter oben 
far geſtellt haben, brauchen wir aus dem weiteren Verlaufe dieſes 
Streites nur noch die wichtigſten Momente hervor zu heben. 

Die kaiſerliche Regierung trieb die bezüglichen Verhandlungen 
bon vornherein dem Ziele zu, daß die beiden Souveräne durch gegen- 
ſeitige Verpfändung ihres fürftlichen Wortes die Kriegögefahr aus 
der Welt Schaffen follten. Auch diefe Art der Behandlung der 
Rüſtungsfrage ift ein untriiglicher Beweis dafür, daß der Krieg nicht 
von Öfterreichticher Seite her drohte. Nachdem Graf Mensdorff 
ſchon in einer Depefhe vom 31. Merz im ausbrüdlichen Auftrage 
ſeines faiferlichen Herrn erklärt, „Daß den Abfichten Sr. Majeftät 

Kaiſers nichts ferner liege als ein offenfiveg Auftreten gegen 
Preußen“, aud) die Hoffnung ausgeſprochen hatte, „das königliche 
Cabinet werde fich bewogen finden, ebenfo beitimmt und unzmweideutig, 
wie er ſolches Namen feiner allerhöchſten Regierung getan, den Ver⸗ 
dacht eines beabfichtigten Friedensbruches zurüc zu weiſen“ (9. Schul- 
theſs, Ergänzungsheft zum Europ. Geichichtstalender, 1865, ©. 28 
bis 29), Eonnte Preußen unmöglich umbin, diefer öfterreichtichen Hoff- 
nung zu entiprechen. 

In der Tat geſchah dieß dann auch, und zwar in einer der 
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Hiterreihiihen Ausdrucksweiſe genau angepaßten Yorm, indem 
der preußiſche Gelandte in Wien, vd. Werther, in der Depeiche 
vom 6. April fih angewieſen erklärte, „Seiner Excellenz dem 
Herrn Grafen von Menddorff in aller Form zu erflären, daß 
den Abfichten Sr. Majeftät des Königs nichts ferner liegt, als ein 
Angriffstrieg gegen Oefterreih.” (9. S g ultheſs, Ergänzung: 
heft ©. 31.) Daß dem Grafen Bismard Dieje Fehde Abſagen im 
altfürſtlich⸗ritterlichen Stile nicht gerade angenehm waren, darf man 
ſchon glauben. Eine Vergleichung deſſen, was derſelbe in den vier 
Tagen vom 5.—8. April hinter⸗ und nebeneinander tat und was 
von und im 5. Capitel d. Abſchnittes bei Beleuchtung des preußiich- 
italienischen Vertrags vom 8. April zufammengeftellt tit, läßt dariiber 
feinen Zweifel auffommen. 

Es iſt daher nicht zu verwundern, daß derjelbe in der Depeſche 
pom 6. April die königliche Fehde-Abſage mit erneuten Anklagen 
beftigfter Art gegen die öfterreichiichen Rüftungen begleiten ließ, um 
dann mit dem jpigigen Satze zu fchließen: „Den molmollenden Ge 
finnungen, welche Se. Majeltät den Kaiſer fiir den preußiichen Stat 
bejeelen, dvurhd Handlungen Ausdrud zu geben, dürfte es der 
faijerlichen Regierung nicht an Gelegenheit fehlen.“ Wirklich ließ 
fih dann auch Graf Mensdorff durch diefe Anklagen und Dielen 
Ton in feiner Schon am folgenden Tage (7. April) erlaßenen Ant- 
wort (9. Schultheſs, Ergänzungsheft, S. 32—33), zu einer 
Sprache reizen, von der ein in Berlin beglaubigter Gejandter, wie 
Benedetti erzählt, meinte, es ſei Diejenige des römiſchen Kaiſers 
gegenüber dem Markgrafen von Brandenburg.) Die Depeſche con⸗ 


‘) Ma Mission en Pruss, p. 98. — Vortrefflich und überall Ihlagenb 
iſt übrigens in diefer font wenig geſchickten Depeſche die Aufzählung ber 
bon Preußen dargebotenen Verdachtsmomente, welche fie den grumdlofen 
preußifchen Rüſtungsbeſchwerden entgegenftellte, und die wir hier wieder: 
geben, weil fie das Bild der damaligen Lage, wie es fi) unter öfterrei- 
chiſchem Geſichtspunkt darftellte, in kurzen Überfichtlichen Zügen zufanmen- 
faßt: „Wäre die Note des Frhrn. v. Werther im Rechte" — fo läßt fid 
Graf Mensdorff in diefer Beziehung vernehmen — „dann müßte Curopa 
während ber legten Monate in ſchwerem Traume befangen gewefen fein. 
Daß man in Preußen laut davon ſprach, die Annerion der Herzogtiimer 
müße mit Güte oder Gewalt vollgogen werden — daß am 26. Januar 
eine Depefche des Grafen Bigmard nad) Wien abgieng, welche in allen 
preußifchen Regierungsorganen geltipentlic) ala der Vorbote des Bruches 
bezeichnet wide, — daß nach unſerer ablehnenden Antwort außerordent« 
lihe Statsberatungen unter Zuziehung hoher Militärs in Berlin ftatt= 
fanden, — daß Maßregeln zur Vorbereitung einer Mobiliftierungsorder ge 
troffen wurden — daß Preußens erfter Minifter die Unvermeidlichkeit eines 
Krieges betonte, — daß er am 16. Merz bie offene Frage Ew. Ercellenz 
[des Grafen Karolyi], ob Preußen die Gafteiner Convention gewaltfam zu 
löfen beabfichtige, mit einem Nein beantwortete, welches er felbft für wert⸗ 
los und nichtig erklärte, — daß Preußen mit dem Florentiner Hofe über 
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ſtatierte in der Hauptſache auf Grund der beiderjeitigen fürftlichen 
Zufagen, daß ein Grund zu weiteren Rüftungen nicht mehr vor⸗ 
Banden Sei, und ſchloß dann mit der Aufforderung: „da in Oeſter⸗ 
rei, wie ich im Vorſtehenden erläutert habe, feine Kriegsvorberei⸗ 
tungen im Gange find, jo miüßen wir nunmehr der in der Note des 
önigl. preußifchen Gejandten mit Bedauern bon und vermilfiten 
Nahricht entgegenjehen, daß die in Preußen am 28. v. M. erlaßene 
Mobilifierung3-Order unausgeführt bleiben werde.” Dieje Aufforde- 
rung enthielt einen doppelten Fehler. Cinmal war fie nicht, wie 
billig verlangt werden fonnte, von der Zuſicherung begleitet, daß 
öfterreichifcherjeits auch diejenigen, allerdings geringfügigen Truppen- 
Dislocationen zurüd genommen werden würden, die dort in Wahr: 
heit ftattgefunden Hatten und von dem Grafen Mensdorff in derſelbn 
Depeiche zugeltanden worden waren, Sodann aber vergrößerte fie 
die preußifche Maßregel vom 28. Merz zu einer Mobilifierungs- 
Drder, was fie, wie wir oben gejehen haben, wenigitend der Form 
nad) noch nicht war. Beides war natürlid) Waßer auf die Miihle 
Bismarck's, da es gewiß ‚ganz richtig war, wenn Benedetti unter 
dem erjten Cindrude, die dieſe Depejche in Berlin machte, feinem 
Niniſter meldete: „Nicht? konnte bie empfindliäften Saiten des 
Königs tiefer verlegen und Herrn von Bigmard ein twirffameres 
Mittel bieten, jeinen Herrn dahin fortzureißen, wohin er ihn führen 
will.“ (Ma Mission en Prusse p. 98.) 

Jedes Falles erleichterte Die üfterreichiiche Depejche e& dem 
Grafen Bismard bei dem Könige wejentlich, die bis dahin im beiten 
Zuge befindliche Abrüſtungs⸗Angelegenheit durch einen neuen Zwiſchen⸗ 
zug zu kreuzen. Derjelbe bejtand in dem am 9. April beim Bundestage 
eingebrachten Antrage auf Cinberufung eine® Parlamentes aus 
directen Wahlen und allgemeinem Stimmrechte. Damit war die 


die Eventualität eines Krieges gegen Defterreih unterhandelte, — dieſes 
alles müßte eitel Sinnesteuſchung geiveien ein, und der Wirklichkeit müßten 
nur jene drohenden: öfterreichiihen Heeresmaſſen angehören, welche fich feit 
dem 18. Merz — es ift das preußiſche Cabinet felbft, welches dieſes Datum 
anführt, — gegen die preuhiiche Grenze bewegt Fre follen.” Das alles 
war, wie heute jedermann wißen kann umd wie fi auch im Verlaufe un- 
jerer Darftellung bereits ergeben hat, vollfommen tatfähli richtig, traf 
deshalb denn au den Girafen Bismarck jo wuchtig, daß derfelbe dieſem 
Teile der öfterreichtichen Depeche gegenüber in feiner Antwort vom 
15. April nicht eimmal eine geſchickte Form der Abwehr finden konnte, 
ſondern, ähnlich wie im der nach Stuttgart gerichteten Note vom 22. Mai, 

auf einfaches Leugnen bejcräntend, nur folgendes zu jagen wußte: 
ä aber die Depeihe den Zweck verfolgt, die Beſorgniſſe vor einer 
Störung des Friedens auf das Verhalten Preußens zurüdzuführen, fo 
darf ich mol behaupten, daß felten fo folgenfchwere polittiche Acte auf ein 
tünftliheres Zufammenfügen von Borausjegungen und 
Gerüchten begründet worden find. Ich unterlaße es, über bieje Motive 
etwas zu jagen.” (9. Schultheſs, Ergänzungsheft, S. 88.) 

| 8 
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in der preußiſchen Depefche vom 24. Merz angeregte Bundes⸗ 
reform nun wirklich aufs Tapet gebracht, um neben dem nicht 
ausreichenden fchleswig=holiteinifchen, als zweiter, wirkſamer Kriegs⸗ 
Hebel zu dienen.) 


Viertes Kapitel. 


Stantrei und die flreitenden Parteien in 
Deutihland. 





1. Der Beſuch des preußifchen Minifterpräfidenten Grafen 
Bismarck bei Napoleon II, zn Biarritz, 4.—12. Oct. 1865. 
(4. Rothan, La Politique Frangaise en 1866, Paris 1888, p. 49 ss.) 

Er [Hr. v. Bismard] konnte nur dann mit Sicherheit darauf 
rechnen, un [Frankreich] fiir feine Politit zu gewinnen, wenn ihm 
der Nachweis gelang, daß die Löſung der venetianifchen Frage Die 
notwendige Folge der Löfung der deutichen ſei; daß die Regelung 
der Angelegenheit der EIbherzogtiimer e8 uns, wie wir es wünfchten, 
geftatten werde, das Nationalitäsprincip zugleich im Norden, tm 
Süden und in der Mitte Europas aufrecht zu erhalten und ihm Die 
Weihe allgemeiner Anerkennung zu geben, und endlich, daß unjere 
Grenzen berichtigt werden würden, falls die Kriegsereigniſſe eine 


Veränderung des Beſitzſtandes in Deutſchland herbeiführen follten. 


Er fühlte das fo deutlich, daß er feiner Ankunft zu Biarritz 
ein diefen Gedanken durchaus entiprechendes Glaubensbekenntnis vor⸗ 
ausgehen ließ. Einige Tage vor feiner Abreiſe aus Berlin feßte er 
die Grundlinien feines Programms in großen Zügen auseinander, 
in der Hoffnung, daß feine Worte dem Kaiſer getreulich übermittelt 
werden würden. Es lag ihm daran, feine Begegnung badurd) vor⸗ 
zubereiten, daß er im voraus auf die Combinationen hinwies, bei 
deren Ausführung Preußen und Frankreich Halbpart machen könnten. 
— „Reine der Fragen, welche der Kaiſer dem Congreſs im Jahre 1863 
zu unterbreiten fich vorgenommen Hatte, tft geldft“, fagte er. „Neue 
Schwierigkeiten find ſeitdem entitanden, die ſkandinaviſchen Interefien 
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zegen fich, in den Donaufürftentiimern tft fein ftabiler Zuftand her- 
geftellt worden. Ein an den Ufern des Mincio verpfändetes er= 
babenes Wort” [Anfpielung auf Napoleons Verſprechen: Stalien 
frei bi8 zur Adria!] tft umeingelöft geblieben, und durch den mol 
überlegten Willen Preußens tft eine deutiche Frage geitellt worden.” 
Er nahm einen Atlas und zeichnete eine Demarcationzlinte in 
Schleswig; dann zeigte er auf die Walachei, nach der fich Oefter- 
teih, wenn es fich feiner Beitimmung bewußt ſei, vom Laufe der 
Donau ftromabwärts ziehen laßen müße. Cr prifte ſodann mit 
bejonderer Sorgfalt die Configuration der italienifchen Halbinfel; 
er fand, daß die Iſonzo⸗Linie [fie bildet nahezu die heutige Grenze 
zwiihen Stalien und Oefterreich] eine natürliche Grenze fein wiirde, 
aber er fürchtete, daß, weil fie daS Bundesgebiet beriihre, man in 
Deutfchland dagegen Proteft erheben werde. Cr 309g die Tagliamento- 
inte, ja jelbft die der Piave vor, jedod unter der Bedingung, daß 
feine Hand breit vom Feſtungsviereck in den Händen der Oefter- 
reicher bliebe. Was Preußen betreffe, jo erkannte er, feinem gewohnten 
Thema entiprechend, an, daß es allein, ohne die Unterſtützung Frank⸗ 
reichs außer Stande fei, jeine Exiſtenzbedingungen zu ändern, es ſei 
auf unfern guten Willen angewieſen. Sein Ehrgeiz wäre übrigens 
ein begrenzter: es verlange nur, ſich von einer fchleht gewählten 
Bereinigung loszumachen, die es jeit 1815 bedrüde. Mit einer un- 
bedeutenden Grenzberichtigung, die ihm den Zufammenhang feines 
Gebietes herzuftellen geitatte, werde es fich auf feine Koften im 
Norden Deutſchlands einen Bund nad) feinem Bilde herftellen, der 
das Verdienſt haben würde, niemanden zu beunruhigen und Frank: 
reich zu bleibendem Danke verpflichtet zu fein. Ein ftarfes und 
homogenes Preußen werde als Schutzwall gegen die drohenden Fort⸗ 
ſchritte Ruſſslands dienen, und nichts werde daffelbe daran hindern, 
una im Orient eine rildhaltloje diplomatifche Unterſtützung zu ge— 
währen. Was Oeſterreich, unjern Erbfeind, betreffe, jo möge es 
fich, fo gut es könne, mit den „beutfchen Calabrejen” — fo nannte 
er die fiiddeutichen Staten — herumſchlagen. Deutichland werde in 
zwei Scharf geichiedene Hälften geteilt fein, e8 Handle fih dann nur 
noch um zwei Stiimmel [trongons], mit denen um fo leichter fertig 
zu werben wäre, als ihre Interejfen fortan verichiedene fein wiirden.*) 


1) Zu denfelben dualiftifhen und ſpecifiſch preußiſchen 
5* 
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Jedesfalls werde fi) Frankreich zu dieſem Rejultat nur zu bes 
glückwünſchen haben; es würde vor feiner Türe nicht mehr einen 
compacten Bund von mehr als 40 Millionen Einwohner haben, der 
unter den Cingebungen einer Militärmacht erjten Ranges wie Oeſter⸗ 
reich ſtets bereit fei, e8 zur Achtung der Verträge zurück zu rufen 
und es an feiner berechtigten Ausdehnung zu hindern. Wir brauchten 
nur aufmerffame und wolwollende Zufchauer zu bleiben, um uns jo 
große Reſultate zu fihern; man verlange von und als Gegengabe 
nichts, außer einer allerdings delicaten, aber da es fi) um die Be— 
freiung Venetiens handle, jehr natürlichen Sache, nemlich — Die 
italienifhe Alliance Kurz man rejervierte una den beiten 
Anteil, wir jollten nur zu fiihen haben, Herr von Bismarck wiirde 
der Hecht fein, der die Fiſche in Bewegung brächte („Er iſt bereit”, 
ſchrieb einer unferer Agenten, indem er den Eindrud zuſammen 
faßte, den ihm eine Unterredung mit Herrn von Bismard Hinter: 
laßen Hatte, „niht zwar un? Entfhädigungen [dedom- 
magements] anzubieten, wol aber und diefelben nehmen 
zu laßen. Die Ausfiht auf eine in Europa bevorftehende ernite 
Kriſis“, fo fügte diefer Agent hinzu, „beichäftigt ihn beitändig; er 
wünſcht fie herbei, da er darin ein Mittel fieht, feinem Lande Vor⸗ 
teile zu fichern, die er dadurch nicht zu teuer bezahlt glauben wiirde, 
daß er Stalien und Frankreih den Erwerb beträchtlicher Vorteile 
und Compenjationen erleichterte.”) 

Ramen dem preußifchen Minifter in Gegenwart des Kaiſers 
noch andere Argumente zu Hülfe? Hat er, ohne und Die Rhein» 
provinzen zu verfprechen, diefe Erwerbung uns durchbliden laßen? 
Hat er uns Belgien, Zuremburg und die franzöfilche Schweiz an⸗ 
geboten? Hat er uns eine Offenfiv- und Defenfiv-Alliance angeboten, 
um fich gegen die Unzufriedenheit Ruſslands zu ſchützen, ohne uns 


Plänen bekannte fih Graf Bismard auch im folgendeu Sahre dem italie- 
niihen General Govone gegenüber, der darüber am 6. April 1866 dem 
General La Marmora berichtete: „In Bezug auf Bayern fagte mir 
Bismarck noch, es hätte der Kern eines zweiten deutfhen 
Reiches fein können. Süddeutfhland paffe für Preußennicht, 
fowol wegen ber NReligionsverfchiedenheit, ald weil man von Berlin aus 
die ſüdlichen Provinzen, welche das Galabrien Preußens wären, 
nicht gut regieren könnte.” La Marmora, Ein wenig mehr Licht, 
Geite 181. | 
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eme andere Verpflichtung aufzuerlegen als die Heere zweiten Rangs 
im Reſpect zu halten und je nach den Ergebniffen des Krieges Die 
bayeriihe Pfalz als einſtweiliges oder endgültiges Pfand zu beſetzen? 
(„SH kann Ihnen die Pfalz niht anbieten”, fagte er auch zu 
einem Mitgliede ber Tatferlichen Familie, „aber nichts wird Sie ver- 
hindern, diefelbe zu befeßen und dort zu bleiben”) Die 
Worte Tofteten ihm wenig; als Realpolitifer paßte er feine Sprache 
den Umftänden an. 

Sprah ihm die italientihe Diplomatie von den Sfrupeln 
Oeſterreichs, uns das linke Rheinufer zuzufichern, jo zudte er bie 
Achſeln und gab — wol wißend, daß das Echo feiner Worte von 
Florenz nad) Paris gelange — zu verftehen, dab er für fein Teil 
fein Bedenken tragen werde, dieß zu tuen, falls der Kaiſer ſich ‚mit 
ihm verjtändigen wolle. Es ift wahr, daß er in diefem Augenblid 
befürchten konnte, das Wiener Cabinet wäre in Folge unferer Vor— 


) Wie diefe Ermunterungen zum franzöfiihen Zugreifen gemeint 
waren, hat Graf Bismard während des Feldzuges von 1870 feiner Ver⸗ 
failler Tafelrunde an Belgien erläutert, wenn fchon fie fih wol, wie aud) 
die obige Erwähnung der bayeriichen Pfalz beweift, keineswegs ausſchließ⸗ 
ih auf Belgien begogen. Moritz Buſch (Unfer Reichskanzler. Studien 
zu einem Characterbilde, Leipzig 1884, 11, ©. 47—48) berichtet darüber: 
„Wie Übrigens Bismard über die belgijche Frage dachte, wenn er fih auf 
den Standpunkt des Kaiſers Napoleon ftellte, zeigt eine Aeußerung, die er. 
im Jahre 1867 im Garten der Tuilerieen gegen den Herzog bon Bauffre⸗ 
mont fallen ließ, und zu der er uns am 5. November 1870 in Berfailles- 
einige Erläuterungen gab. Jene Meußerung war ungefähr dahin gegangen, 
daß der Katjer 1866 feinen Vorteil nicht verftanden habe, und daß er: 
damals auch ein gutes Geihäft habe machen können, wenn auch nit auf 
deutihem Boden. Der Verfailler Commentar aber lautete: Napoleon hatte 
1866 im Sommer nur nicht die Courage, zu tuen, was von feinem Stand= 
punkte aus das Rechte war. Er hätte — nım er hätte den Gegenitand- 
des Benebettifchen [92] Vorſchlages [nur diejen?], als wir gegen Oeſter⸗ 
reich vorgiengen, bejegen und als Pfand für das, was da kommen 
konnte, vorläufig behalten follen. Wir konnten ihn damals nicht hin⸗ 
dern, und daß England ihn angriff, war nicht mwahrfcheinlich, jedesfalls 
konnte er’3 abwarten. Wenn wir fiegten, mußte er verfuchen, fih Rüden 
an Rüden mit ung zu ftellen und und zu Exceſſen zu ermutigen. Aber 
er ift und bleibt ein Tiefenbacher.“ 
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ftellungen geneigt, Italien [dur Abtretung Venetien] außer Spiel 
zu fegen. Hatten ſich dann feine Befürchtungen zeritreut, fo wollte 
er uns nur das zwiſchen Mofel und Rhein gelegene Gebiet anbieten 
und verlangte dafür noch unsere beivaffnete Mitwirkung. Zu andern 
Malen, in den feltenen Unterredungen, die ervor dem Kriege mit 
unſerm Botjchafter über die Compenſationsfrage Hatte, verwünſchte 
er die Abneigung, die der König dagegen hatte, einen Zoll breit 
deutichen Gebietes abzutreten. Diefe Skrupel teilte er nicht; Hatte 
nicht der große Friedrich eines Tages gejchrieben, daß er nur zus 
frieden fein werde, wenn der Nhein die Grenze der franzöftichen 
Monarchie bilde? | 

Obwol er mit Sicherheit auf den Sieg recdhnete, fo faßte Herr 
von Bismard doc) als vorfichtiger Mann auch die Niederlage ins 
Auge. Er behielt fich die ernſten Opfer für Die verzweifelten Fälle 
bor, wenn es fi un das Schidjal der preußiichen Monardjie han⸗ 
deln wiirde. Er jchmeichelte fi) mit der Hoffnung, wenn er feine 
Zugejtändniffe nad) dem Gange der Ereigniffe und den Ergebniffen 
des Krieges abftufe, fo werde er fie mit dem Nationalgefühl ver- 
töhnen und unfern Gewinn nad) dem Beiltande abmeßen fünnen, den 
wir ihm geliehen haben würden.) 

Bon allen Combinationen, war unjere Ausdehnung nad) Norden 
[Belgien] diejenige, die ihm am genehmiten war. Sie mußte un? 
in den Augen Europas compromittieren, ung die Feindſchaft Eng: 
lands zuziehen und Preußen als Verficherungdprämie dienen, da fie 
daſſelbe auf anderer Leute Kojten gegen alle Ueberraſchungen ſchützte. 
Auf alle Fälle fürchtete er fich nicht davor, dieje Fragen friſch von 
der Leber weg zu Discutieren; er gieng ihnen mit einer feltenen Un⸗ 
erichrodenheit zu Leibe, und menn er verjchiedene Mittel, ung zu 
befriedigen, in Vorſchlag brachte, jo ſchwankte er doch nicht betreffs 
der Notwendigkeit, fi mit uns zu verſtändigen. Cr hatte das 
jeltene Glück, nit in einem Augenblid beim Worte genommen 
zu werden, wo er hätte Opfer bringen müßen, und als man ihn 
ach feinen Siegen zur Unzeit daran erinnerte, daß die Stunde des 
Berfalls feiner Wechjel geichlagen Habe, da fand er fich frei von 


1) Vgl, die im 8. Gapitel dieſes Abſchnittes über obiges Thema ge= 
gebenen Mitteilungen. 
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jeder contractlichen Abmachung, wenn auch nicht von jeder moraliſchen 
Verpflichtung ... 


2. Wiederaufnahme der Verhandlungen Preußeuns mit 
Fraukreich im Februar 1366, 
(vd. Sybel, Die Begründung des Deutichen Reiches, IV, ©. 2377.) 

Was Goltz aus Paris über die Aeußerungen Napoleons und 
Drouyn de Lhuys' berichtete, zeigte ebenfalls wieder Die jo oft ver» 
fiherte Sympathie für Preußen, ließ aber doc) auch wie früher der 
franzöſiſchen Politif alle Wege offen. Der Minifter beitätigte die 
Zuftimmung Frankreichs zur Annerion der Herzogtümer; gewönne 
der Krieg weitere Ausdehnung, fo werde man mit gegenjeitiger 
Offenheit und Discretion fich leicht verftändigen. Napoleon felbit 
erflärte dem Botichafter wörtlih: 

„Ich bitte Sie, dem Könige zu jagen, daß er ſtets auf meine 
Freundſchaft rechnen Tann. Bei einem Kriege zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich werde ich abjolute Neutralität bewahren. Aber ich brauche 
nicht zu jagen, welcher Seite meine Sympathie gehört. Ich wünſche 
die Vereinigung der Herzogtiimer mit Preußen, weil fie den Tendenzen 
unſeres "Zeitalter entipriht und es immer nüglih iſt, daß die 
militäriſchen Bewegungen durch den Hffentlichen Geift geſtützt werden. 
Auch wenn der Kampf größere, Heute noch unberechenbare Dimen- 
fionen annähme, fo bin ich überzeugt, baß ich mich leicht mit Preußen 
wiirde verftändigen können, bei der vielfachen Hebereinftimmung unferer 
Intereſſen. Eine folche iſt zwiſchen Frankreich und Oefterreich nicht 
vorhanden, alfo legt niemals Gewicht auf Zeitungsnacdhrichten über 
eine Annäherung zwiihen Wien und Paris; felbft Aeußerungen 
ſolches Sinnes von einem meiner Minifter würden nichts auf fich 
haben; ich allein weiß, welches die auswärtige Politit Frankreichs 
jein wird.“ 


3. Die Auſchaunng Napoleon?. 
(G. BRothan, La Politique Francgaise en 1866 p. 58 88.) 
Die ganze Politik des Kaiſers beruhte damals auf den deutichen 
Derwidelungen: fie ſollten die merifanifche Expedition wieder gut 
maden, die Innern Schwierigfeiten beſchwören und das Wert von 
1859 krönen. Die Befreiung Venedig hatte bei ihm den Character 
einer firen Idee angenommen, er wollte fie um jeden Preis. Er 
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glaubte, das einzige Mittel, Stalten feft zu begründen und es gleiche 
zeitig auß den Händen der Revolutionärs und des Pabfttums zur 
retten, beitehe darin, die Heberlaßung Venedigs zu erlangen. Venedig 
follte in feinen Augen Rom retten. Er hatte zu wiederholten Malen 
Unterhandlungen verſucht, um Oeſterreich zu einer Abtretung im 
Wege der Güte zu bewegen, ſei es durch Rückkanf, jet es durch 
andere Combinationen. Da aber feine MAnitrengungen nur hart⸗ 
nädigen und zuweilen misfälligen Zurückweiſungen begegnet waren, 
und da Frankreich nicht daran dachte, für ein unter dem Geſichts⸗ 
punkte unferer Intereſſen jo anfechtbares Ziel den Krieg wieder aufe 
zunehmen, jo erjchten unferer Politik die Alliance Preußen? und 
Italiens gewiſſermaßen als Notwendigkeit. Sie Eonnte ihre Un— 
zuträglichteiten haben, und wäre e8 auch nur bie gemweien, daß fte 
eine Waffenbrüderihaft zwiſchen zwei Milttärmächten beritellte und 
dem Gabinet von Florenz eine verhiingnispolle Richtung gab, indent 
‚Re ihm geftattete, ſich, wenn auch nur zeitweile, unferm ausſchließ⸗ 
fihen Einfluße zu entziehen; aber man fchmeichelte fi) mit der Er. 
wartung, daß Stalten nichts deito weniger ein gelehriges Inſtrument 
in unfern Händen bleiben werde. Man glaubte im Uebrigen — fo 
ſehr fürchtete man ſich vor allzuleichten Erfolgen Oeſterreichs — 
daß es nichts ſchaden werde, daſſelbe zur Teilung ſeiner Kräfte zu 
zwingen. Entſcheidende Siege konnten ſein Uebergewicht vom Adria⸗ 
tiſchen bis zum Baltiſchen Meere ſicherſtellen und ſogar unſer unvoll⸗ 
endetes Werk in Italien bedrohen. 

Der Kaiſer beugte ſich vor der Anſicht ſeiner erfahrenſten 
Generäle, die, betroffen gemacht durch den mächtigen Widerſtand, 
auf den fie in dem improviſierten Feldzug von 1859 geſtoßen waren, 
die umbeftreitbare Weberlegenheit der Dfterreichtichen Heere über die 
preußifche Armee verfündigten, der es, wie fie jagten, an Feſtigkeit 
fehle. Zum mindeiten durfte man ſich auf einen langen, mörderiichen 
Kampf gefaßt Halten, der una zum Herrn der Lage machen und es 
und ermöglichen werde, unjere WVermittelung zwiſchen den beiden 
völlig erſchöpften Parteien ganz nah unſern Wünſchen auszuüben. 

Gleihwol wurde die Alliance mit Preußen von uns in Ers 
wägung gezogen, aber nur für gewifje Epentuakttäten. Sie follte 
fih erft an dem Tage verwirklichen, an welchem der König von 
Preußen unter dem Drude einer Niederlage unſern Beiltand gegen 
Opfer am Rheine anrufen würde. Die Depefchen be Generals 








13 


Govone beweifen, daß Herr dv. Bismard, ohne ſich über unfere 
Hintergedanfen Illuſionen zu machen, fi entichloßen darauf vor—⸗ 
bereitet Hatte, im Yale von Schidjalsichlägen fih unfern Forde— 
rungen zu unterwerfen, und daß er in feinen jeltenen Anmwandlungen 
von Peſſimismus nicht davor zuriidicheute, die Abtretung der Nhein= 
provinzen in Ausſicht zu nehmen. 

Bon dem Augenblide an, wo unfere Politif mit den deutſchen 
Berwidelungen rechnete, war es von Wichtigkeit, daß fie fi un 
parteiiich zeigte und das Gleichgewicht zwiſchen den künftigen Trieg- 
führenden Mächten aufrecht erhielt. Allzu deutliche Bevorzugungen 
würden nicht verfehlt Haben, den kriegeriſchen Gelüſten ein raſches 
Ende zu machen. Weder Preußen noch Oeſterreich würden geneigt 
gewefen fein, fi) in den Kampf zu ftürzen, ohne vorläufig einer 
wolwollenden Neutralität ficher gu fein. ine Berjtändigung mit 
Seren von Bismard hätte Dejterreich lahm gelegt, und eine Alliance 
mit Defterreich hätte Preußen zur Untätigfeit verurteilt. So ver⸗ 
ſchwendete unfere officielle Bolitit, während man im Geheimen dent. 
Berliner Cabinet die italienifche Alliance zugeitand, ihre Gunſt— 
bezeugungen an die öfterreichiiche Aegierung und ſuchte im voraus 
die mutmaßlichen Siege derfelben zu eScomptieren. Man gab in 
Wien wie in Berlin zu verftehen, daß man unbeteiligter und uns 
eigennütziger Zufchauer der Ereigniſſe bleiben werde; die Haltung 
Frankreichs wäre genau vorgezeichnet, dasſelbe werde feine militärifche: 
Maßnahme ergreifen, feine Grenzen würden enthlößt bleiben, e& 
werde ſich mit der glorreichen Rolle des Vermittler begnügen und, 
vorbehaltlich einiger Grenzberichtigungen, die, fall der Krieg eine 
Zerritorialveränderung herbeiführen follte, in gemeinschaftlihem Ein= 
verftändniffe zu beiprechen wären, würde fi Frankreich durd die Ere 
oberung Venetiens bezw. feine Angliederung an Italien für reichlich 
entihädigt halten... . 
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Finfles Kapitel. 


Die preußiſch-italieniſche Offenfiv- und Defenfiv- 
Alliance vom s. April 1866. 


1. Durch das italienische Bündnis fucht Prenßzen das 
Wolwollen Napoleon? zu gewinnen, 


A. 

Aus dem erften Berliner Bericht des italienifchen IUnterhäud- 
Jerd Generals Govone au den Minifterpräfidenten La Marmora, 
Berlin 14. Merz 1866, 

La Marmora, Etwas mehr Lit, ©. 80.) 

... Der Graf Bismard ſagte in der Tat: Aber wir können 
die Frage der Herzogtüimer in feinen Vertrag hinein bringen. Es 
ift eine zu Kleine Frage, um ein Wort darüber zu verlieren; wir 
verlangen die Mitwirkung Italiens filr höhere Refultate und für 
verichiedene Zwecke. An erfter Stelle, weil wir dadurd die gegen 
feitige Actionskfraft vermehren würden, ſodann, weil wir mit 
Italien vereinigt, leichter das Wolmwollen Frank: 
reichs erlangen werden. Heute weigert fi) Frankreich, Ver: 
pflihtungen gegen ung zu übernehmen. Der Kaifer jagt, er laße 
und in der Frage der Herzogtümer machen und bewahre eine wol- 
mwollende Neutralität. Später habe er andere Bedingungen zu 
ſtellen. Nun wolan, wenn wir mit Stalien vereinigt 
find, werden wir und aud mit Frankreich leichter 
verſtändigen fünnen.... 


B. 
Zengnis des Herzogs von Gramont. 
Andreas Memor[Serzog v. Gramont], L’Allemagne Nouvelle 1863 —1867,Paris 1879, p.236.) 
In der Tat legte Herr v. Bigmard auf das laissez faire 
Frankreichs ein weit größere® Gewicht als auf die it alieniſche 
Alliance, und um die Wahrheit zu jagen, hatte er dieſe 
legtereim Grunde nur deshalb geſucht, um fi der 
wolmollenden Neutralität Frankreichs zu ver— 


ſichern. 
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General Govone an den Minifterpräfidenten La Marmora, 
6. April 1866. 
Ba Marmora, Etwas mehr Lit, S. 131.) 

... Immerhin fügte er [Graf Bismard], als ich mich von ihm 
verabfchiedete, bei: Alles das ler hatte von den gemeinſamen Triege- 
riſchen Operationen der preußifchen und italienischen Armee ges 
fproden] wol veritanden, wenn Frankreich will, denn wenn 
dieſes ſchlechten Willen zeigen würde, könnte man nicht? machen. 


2. Napoleon 11, genehmigt die preufifch-italienifchen 
Vertrags⸗Verhandlungen. 

(Graf Vitzt hum v. Edftäbt, London, Gaſtein und Sadowa, ©. 160—61.) 

Raum war nun der Handelsvertrag [Italiens] mit dem deutſchen 
Zollverein am 3. Merz 1866 unterzeichnet, als Graf Bismard, ohne 
die.erft am 14. deſſelben Monats erfolgte Auswechſelung der Ratifi⸗ 
cationen abzuwarten, das italienijche Cabinet mit der Aufforderung 
überrafchte, einen General in geheimer Sendung nad) Berlin zu 
ſchicken. Victor Emanuel, der feine eigene Diplomatie hatte, und 
namentlich mit Napoleon 111. durch perjünliche Vertrauensmänner 
außerhalb des officiellen gefandiichaftlichen Weges zu verhandeln 
liebte, ſandte zunächſt den Grafen Arefe nad) Paris, um anzufragen, 
ob man der preußifchen Einladung entiprechen ſolle. Dean Hätte ſich 
diefe Anfrage erfparen können. Napoleon 111. Hatte inmitten der 
innern und äußern Verlegenheiten, die die Freiheit feiner Action 
bemmten, nur einen Gedanken, und diejen hatte mir Drouyn de 
Lhuys im Sanuar 1865, wie er ſelbſt fagte, mit cynijcher Offenheit 
verraten. Der Raijer der Franzojen hoffte im Trüben zu fiſchen 
und, ohne das Wagnis eines eigenen Krieges auf fih zu nehmen, 
in der europäiſchen Krifis, die ſich vorbereitete, etwas für fih zu 
Iucrieren. Konnte er zugleich fein im Jahre 1859 übereilt gegebenes 
Wort einlöſen und die Abtretung Venetiens von Oefterreic) erlangen, 
jo war ihm die nur erwünſcht, jolange man nicht von ihm ver- 
langte, fi) bei der quarta riscossa zu beteiligen. Die preußiſch⸗ 
italieniſch Alliance begilnftigte er daher im Stillen um fo mehr, al 
er Oeſterreichs Streitkräfte überfchäßte und überzeugt war, Der 
Kaiſerſtat werde Preußen eine empfindliche Niederlage beibringen. 
Napoleon hoffte dann, als Deus ex machina Preußen vom Unter- 
gange zu retten und fich für feine Intervention durch die Ahein- 
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grenze bezahlen zu jagen; alles dieß ohne nötig zu haben, ſelbſt zum 
Schwerte zu greifen. Diefer faliche Calcul, welcher auf einer damals 
auch in England ſehr verbreiteten Unterſchätzung der preußiichen 
Armee beruhte, erklärt alle Schade und Winkelzüge des Tuilerien- 
Cabinet? vor und nad) der Schladht bei Sadoma. 

Areſe wurde mit dem Bejcheid entlaßen, Victor Emanuel möge 
ja einen General nad) Berlin jenden und tuenlichſt bald ein Schuß- 
und Trugbündni? mit Preußen abjchließen.” 

[Die vorftehenden Angaben über die Eendung des Grafen Arefe 


nad) Paris werden beftätigt duch La Marmora, Etwas mehr 
Licht, S. 75 und G. Rothan,La Politique Frangaise en 1866, 
p. 


3. Bevollmächtigung des italieniſchen Geſandten zu Berlin 
und des Generals Govone, Dad Bündnis mit Preufzen ab» 
zufchliefgen. ' 


(Megidi und Klauhold, Statsarchiv XII. 1867, ©. 66.) 
Florenz, 3. April 1866. 

Hear Minifter! ... Die Regierung des Königs ermächtigt 
Ew. Herrlichkeit und den General Govone, mit der Regierung 
Sr. Majeftät des Königs von Preußen ein Webereinfommen (accordo 
auf folgenden Grundlagen abzuschließen: die beiden Sonveräne, von 
dem Wunfche bejeelt, die Bürgſchaften des allgemeinen Friedens zu 
befeitigen, indem fie ben Bedürfniſſen und gerechten Beitrebungen 
ihrer Nationen Rechnung tragen, würden ein Bündnis abichließen, 
das zum Zweck hätte: 1) entitehenden Falles durd) Waffengewalt 
die Vorſchläge aufrecht zu erhalten, welche von Sr. preußiſchen 
Majeſtät bezüglich der Reform der Bundesverfaßung in einem den 
Bedürfniffen der Nation entſprechendem Sinne gemacht worden find; 
2) die Geifion der Oeſterreich unterworfenen italieniichen Gebiete 
an das Königreich zu erwirken. Piemont begann 1859 dag Werk 
der Befreiung der italieniſchen Erde mit dem edlen Beiltande Franke 
reihe. Wir wünſchen, daß dieſes Werk in nicht zu ferner Zukunft 
von Stalien vollendet werde, vielleiht in einem Unabhängigkeits⸗ 
friege, der an der Seite derjenigen Macht gekämpft würde, welde 
die Zukunft des deutfchen Volkes vertritt, im Namen eines identiſchen 
Nationalitätd-Principg. Unter den Löſungen, welche, zumal in dieſen 
legten Zeiten, fir bie venetianiſche Frage vorgeſchlagen murben, 
wiirde diefe beßer ala jede andere una geftatten, in der Logik unſerer 
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politiichen und internationalen Situation zu verbleiben und unfere 
natürlichen Alliancen, auch die entfernteften, zu wahren. Wir werden 
überdieß erfreut fein, Preußen im Widerftande gegen die Pläne des 
öſterreichiſchen Kaiſertums zu unterftiigen, indem daflelbe fich ent- 
Ihieden an die Spitze der deutichen National-Partei ftellt, jenes 
Parlament einberuft, das ſeit fo vielen Jahren Gegenjtand der 
Wünſche der Nation war, und für Deutichland, fo, wie es in Italien 
geſchah, den Fortſchritt der freifinnigen SInftitutionen mittelft Aus⸗ 
Ihließung Oeſterreichs fichert. 
Genehmigen ıc. La Marmora. 


4. Offenfiv- und Defenfin-Mlliance-Tractat zwischen dem 
Königreich Preußen und dem Königreich Italien) vom 
8. April 1866) mit erläuternden Anmerkungen, 

Ihre Majeftäten der König von Preußen: und der König von 
Italien, bejeelt von dem Wunfche, die Garantieen ded allgemeinen 
Friedens zu befeftigen, und in Rückſicht auf die Bedürfniſſe und bes 
schtigten Beitrebungen ihrer Nationen, haben, um die Artifel einer 
Offenfiv- und Defenfiv-Alliance?) zu regeln, zu Ihren mit Inftruction 
verfehenen Benollmächtigten ernannt (folgen die Namen). 

Artifel 1. Ä 

Es wird Freundichaft und Bündnis zwiichen ©. M. dem Könige 

bon Preußen und ©. M. dem Könige von Stalien beſtehen. 
Artifel 2. 

Wenn die Unterhandlungen, welhe S. M. der König von 
Preußen mit den andern deutſchen Regierungen in Abficht auf eine 
den Bedürfniſſen der deutſchen Nation entjprechende Reform der 
Bundesverfaßung eröffnet Hat, jcheitern follten, und in Folge deſſen 
Se. Majeſtät in die Lage käme, die Waffen zu ergreifen, um feine 
Vorſchläge zur Geltung zu bringen, jo wird Se. italieniſche Majeftät, 
nad) der von Preußen ergriffenen Initiative, fobald fie davon be⸗ 
nachrichtigt fein wird, in Kraft des jebigen Vertrags, den Krieg 
gegen Oeſterreich erflären.*) 

Artikel 3. 

Bon dieſem Augenblid an wird der Krieg von Ihren Mafeftäten 
mit allen Kräften geflihrt werden, welche die Vorfehung zu ihrer 
Berfügung geſtellt bat, und weder Italien nod Preußen werden 
Srieden oder Waffenſtillſtand ohne gegenjeitige Zuſtimmung fchließen. 
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Artifel 4. 

Diefe Zuftimmung kann nicht verweigert werden, mern Oeſter⸗ 
reich eingewilligt hat, an Italien das Iombardifch-venetiantiche Königs 
reich und an Preußen öfterreichiiche Landitriche, die an Bevölkerung 
diefem Königreiche gleichwertig find, abzutreten. (Mündlich wurde 
hiezu erläutert, daß Preußen beabfichtige, ftatt einer ſolchen Land⸗ 
erwerbung entſprechende Zugeſtändniſſe in der deutfchen Frage anzu⸗ 


nehmen.)®) 
Artitel 5. 


. Diefer Vertrag erliicht drei Monate nach feiner Unterzeichnung, 
wenn in diefen drei Monaten der in Artifel 2 vorgefehene Fall nicht 
eingetreten tft, nemlich, daß Preußen nicht den Krieg an Oeſterreich 
erflärt hat.®) 

Artikel 6. 

Wenn die öfterreichtiche Flotte, deren Rüſtung jett fich vollzieht, 
por der Kriegserflärung das Mdriatijche Meer verläßt, wird Seine 
italieniſche Majeſtät eine Hinlängliche Zahl von Schiffen in die Oft- 
fee fenden, die dort Station nehmen wird, um zur Vereinigung mit 
der preußiichen Flotte beim Ausbruch der Feindſeligkeiten bereit 
zu fein. 

Folgen die Unterfchriften, ſowie ein Protokoll, worin beide 
Mächte fich die Geheimhaltung des Inhalts und der Exiſtenz dieſes 
Bertragd zufagen. 

[Der folgende Wortlaut dieſes Tractatez findet ſich bei 9. 
v.Sybel, „Die Begründung des Deutichen Reiches durch Wilhelm 1. 
Seh nah den preußiſchen Statsacten,” IV, ©. 311—313. 
Dort tft diefer Wortlaut nicht nur bon preußiſcher Seite, ſondern 
überhaupt zum erften Male veröffentlicht. Die Preußen haben den 
Tractat aus guten Gründen fo lange ala möglich zu verheimlichen 
geſucht. Selbit das officielle Generalſtabswerk über Den Krieg von 
1866 fprad) von diefem Offenfiv- und Defenfiv-Bindniz nur als 
von „in ganz allgemeinen Ausdriüden abgefaßten Conventionen” ! 
Dagegen veröffentlichte der italieniihe Commendatore und frühere 
Miniſter Jacini im Jahre 1868 in feiner Schrift „Due anni di 
politica italiana“ einen Yu33ug der einzelnen Artikel des Tractats, 
und eben jo machte e8 der General Sa Marmora, der bei Ab- 
ſchluß des TractatS das italienische Minifterprafidium inne hatte, 
in feiner ebenfalls im Jahre 1868 erjchtenenen Broſchüre „Le G6ne- 
ral La Marmora et l’Alliance Prussienne.* Derjelde La Mar: 
mora gab dann in feinem berühmten, im Jahre 1873 erjehienenen 
Bud) „Un p6, piü di luce“ („Etwas mehr Licht”) den Wortlaut 
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des Tractats⸗ Entwurfs, wie ihm benfelben der italienifche Ge— 
fandte in Berlin, Graf Barral, am 27. Merz 1866 telegraphiert 
hatte. Der Wortlaut des Tractats jelbft ift, wie gejagt, erft durch 
das v. Sybel'ſche Werk ans Licht gekommen. | 

*) Dieſes Offenfiv- und Defenſiv⸗Bündnis wurde, wie das Datum 
jeiner Unterzeichnung beweift, abgeichloßen zu einer 3 eit, wo die 
tehtmäßige deutſche Geſamtverfaßung, der Deutſche Bund, nicht nur 
nod rechtlich und tatfählih in voller Kraft beitand, fondern als 
ſolche auch von aller Welt, Preußen eingejchloßen, anerkannt tar. 
Der Zwed des Bündniſſes beftand, wie fein Inhalt beweift, 
darin, dad Ausland in den Dienjt der Pläne Preußens zu 
ftellen, welche fchon damals auf eine gewaltſame Zertrümmerung dieſer 
deutſchen Geſamtverfaßung und auf Annerionen deutſcher Länder 
vermittelſt des deutſchen Bürgerkriegs gerichtet waren. Mit dem 
Abſchluß dieſes Tractats hatte Preußen den Deutſchen Bund bereits 
tatlächlich gebrochen. Durchaus zutreffend jagt daher der damalige 
ſächſiſche Miniſter, Tpätere öſterreichiſche Reichskanzler v. Beuft in 
ſeinen Lebenserinnerungen: „Es iſt vollkommen müßig, die Frage 
zu unterſuchen, auf welcher Seite im Juni 1866 das Recht geweſen 
de... Der Bundesbruch war längſt zuvor in un— 
beftreitbarer Weife durd das Bündnis Preußens 
mit Italien vollzogen, ein Bündnis, abgejchloßen zu ges 
meinſamem Strieg gegen ein Bundesmitglied. Das war eine Hand» 
Img im directen Widerfpruch mit den Grundgejegen des Bundes 
md das erfte und einzige alpiel in deijen fünf— 
jigjähriger Geſchichte.“ (Friedrich Ferdinand Graf von 
Beuſt „Aus drei Viertel-Jahrhunderten, 1, S. 412). 

») Noch im legten Augenblid vor der Unterzeichnung, am 
8. April 1866, ſuchte Graf Bismard Dielen urfprünglih von 
im jelbft vorgeſchlagenen Ausdruck „Offenfiv- ımd Defenſiv⸗ 
Alliance“ durc „Alliance⸗ und Freundſ⸗ chaftsvertrag“ zu erſetzen, 
offenbar im der Abſicht, ſich in dem ungemein verwickelten 
Nhlomatiichen Intriguenſpiel, welches dem Kriege vorausgieng, dem 
teuern italienijchen Verbündeten. gegenüber etwas freiere Hand zu 
wahren. Er hatte den letzteren Ausdruck en Ihon eigenmäcdhtig 
in die zur Unterzeichnung beftimmte Reinſchrift aufnehmen laßen, 
ſodaß, als der italieniiche Gejandte, Graf Barral, auf Einhaltung 
der getroffenen Verabredung beftand und die Beibehaltung der Be⸗ 
zeichnung „Offenfio- und Defenſip⸗Alliance“ ala conditio sine qua 
non„bezeichnete, eine nochmalige Reinſchrift angefertigt werden mußte, 
wodurch Die Unterſchrift bis Abends 8'/, Uhr verzögert wurde. (La 
— ora, Etwas mehr Licht, deutſche Ausgabe, Mainz 1873, 
5. 142). 

4%) Nach dem urjprünglichen Bismarck'ſchen Entwurf hatte der 
Schluß, dieſes Artikel gelautet: „.. jo wird Se. italieniiche 
Majeſtät .... den Krieg gegen Oefterreih und gegen die 
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deutſchen Regierungen, welde mit Deiterreid 
gegen Preußen verbunden fein fönnten, erflären.” 
Die vorftehend gefperrte Stelle wurde unmittelbar vor der Unter⸗ 
zeichnung am 8. April wirklich noch geitrichen und zwar „auf Wunjch 
des Königs“ (von Preußen) und weil die italieniſchen Unterhändler 
der Anfiht waren, daß diefe Auslaßung auch in ihrem Intereſſe 
ſei. La Marmora,a. a. O. ©. 136.) In dem Süybel’ichen 
Werk (IV, ©. 311) wird als preußiicher Bemeggrund zu dieſer 
Streichung angegeben, König Wilhelm habe „nicht bloß das ganze 
Bundesgebiet ungefchmälert erhalten, jondern dag außeröſterreichiſche 
Deutſchland vor jeder Berührung mit fremden Truppen behütet 
wißen“ wollen. Nun, zum „ganzen Bundesgebiet“ gehörte Doch wol 
auch das deutiche Defterreih, und um dieſes gerade wollte ja der 
König das Bundesgebiet „ſchmälern“, und anch ſonſt tft die Nichtig- 
feit der v. Sybel'ſchen Schönfärberei durchfihtig genug. Dem 
Könige würde es gewiß fehr erwünſcht geweſen jein, wenn Die ſieg⸗ 
reiche italienifche Armee zu dem geplanten „Stoß ind Herz“ der 
Dfterreichtichen Monarchie den Weg jpäter durch bayeriiches Gebiet 
genommen hätte, Es war dieß audj in dem preußiſch⸗-italieniſchen 
Kriegsplan nicht nur ausdrücklich vorgejehen, fondern wurde fogar 
— was Herr von Spbel in jeinem Beſchönigungs⸗Eifer überjehen 
Hat — im Juni 1866. bei Beginn des Krieges von der hochofficiöſen 
preußtichen Preſſe in aller Form angekündigt. Sp heißt es 3. B. 
in der direct von dem Minifterium abhängigen damaligen „Provinzial⸗ 
Correfpondenz” vom 24. Juni 1866 wörtlih: „Stalten hat nun= 
mehr aud) ſeinerſeits den Krieg gegen Deiterteic) beichloßen und an⸗ 
gekündigt. ... Der Krieg wird nicht nur in Venetien, jondern 
auch in Tirol und von da aus, wenn die Waffen Italiens glüclich 
ind, zugleihgegen Bayern geführt werden. Bayern, welches 
ſich nach langem Schwanken noch in der legten Stunde für Oefter- 
reich entichieden hat, dürfte diefen Entſchluß bald zu bereuen haben.” 
Am 8. April freilich_rechnete Preußen nod auf die Möglichkeit, ſich 
mit Bayern gegen Defterreich verftändigen. zu können. Darum 
follte der italieniſche Verbündete damals noch nicht auf Bayern, 
welches von den „deutſchen Negierungen” hier allein in Betracht kam, 
gehegt werden. Einen andern Grund der zartfühlenden königlichen 
Strupel kanmn man nicht wol annehmen, wern man fi) die übrigen 
Gebanten und Leiftungen des Königs aus jener Zeit vor Augen hält. 

°) Auch dieſe v. Syhbel'ſche Parenthefe erweiſt fih bei näherer 
Betrachtung als ein Schönfärberiicher Verfuch, der überdieß noch ziem⸗ 
Hd plump ausgefallen if. Die „entiprechenden Zugeftändniffe in 
der deutſchen Frage“, welche Preußen an Stelle der fraglichen öfter: 
Pa Gebietöabtretungen „anzunehmen“ beabfichtigte, bezogen jo 
nemli nicht etwa bloß auf die Zugeftändniffe Oefterreichd in der 
deutſchen Verfaßungsfrage, jondern vor allem auf die Einwilligung 
Deiterreih& in die von Preußen ſchon damals geplanten. 
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deutfhen Annerionen. Das wird von den beiden ttalientichen 
Miniſtern Jacini und La Marmora in ihren beiden fchon er= 
wähnten Vublicationen aus dem Jahre 1868 mit einer jede Unklar⸗ 
heit ausfchließenden Deutlichteit bezeugt. SIacini (Due amni :c.) 
leitet feinen Auszug aus dem Vertrag vom 8. April 1866 mit den 
Worten ein: „Die dem Publicum bereit3 befannten Abmachungen 
welche ich zu beftätigen feinen Anſtand nehme, find dem Sinne na 
folgende.” Er gibt nun in zwei Abſätzen den inhalt der Artikel 
2—3 ganz der v. Syhbel'ſchen Veröffentlichung entiprechend; dann 
et ein dritter Abjag, welcher den Inhalt des Artikels 4 fo 
te : 

„Dieſe Zuftimmung wird nicht verfagt werden können 
wenn Oeſterreich dahin gebradjt fein wird, zuzugeben, dag 
Stalten das lombardo⸗venetianiſche Königreih und Preußen 
gleichwertige ihm benachbarte Länder ſich annectiere 
(che l’Italia si annetesse il Regno Lombardo-Veneto e la 
Prussia dei territorii equivalenti a lei vicini).* 

Genau ebenjo referiert La Marmora den Inhalt des Ar⸗ 
tikels 4 in feiner Brofchüre „Le Gönsral La Marmora et l’Alliance 
Prussienne*, und zwar mit folgenden Worten: „Ce consentement 
ne pourrait ötre refusé lorsque l’Autriche ne 8s’opposerait plus 
& laisser l’Italie s’annexer le royaume lombardo-vönetien et 
IE rungo des territoires öquivalents voisins de ses fron- 
tiöres.* 

Hiernach ericheint es zweifellos, daß Preußen fchon bei oder 
doch alsbald nach Abſchluß des Tractat3 vom 8. April 1866 bie 
Dundesfreundliche Ahficht hatte, im Falle des Sieges, an Stelle der 
Groberung öſterreichiſches Gebietes, unter feinen benachbarten Bundes⸗ 
genoßen ein dem Lombarbosvenetianifchen Königreiche entiprechendes 
Gebiet fich zufammen zu annectieren. Die Einwilligung Oefterreichg 
zu diefen Annertonen erzwingen zu helfen, dazu wurde das italie- 
niiche Ausland durch Artikel 4 des Vertrag: vom 8. April 1866 
bezw. Durch Die gleichzeitige oder fpätere, wie v. Sybel behauptet, 
mündliche Erläuterung dieſes Artikels von der. zweiten Vormacht 
de damaligen Deutfchen Bundes verpflichtet. Das Ungeheuerliche 
diefer Vertragsbeſtimmung läßt es vollfommen begreifen, daß Herr 
dv. Sybel fich auch jet noch gentert, dieſelbe deutlicher als mit der 
allgemeinen und euphemiitiichen Wendung „entiprechende Zugeftänd- 
niſſe in der deutſchen Frage” zu bezeichnen. 

Unklar bleibt dagegen noch, zu welcher Zeit die fragliche 
Erläuterung” des Artikels 4 ftattgefunden habe, ob, wie wahrfchein- 
fie, ift, gleidpeitig mit ober erft nad) Abichluß des Dffenfi⸗ ober 
Defenftoblindnifjes vom 8. April. Ziveifelhaft und nicht ganz glaub- 
würdig erjcheint ferner die v. Sybel'ſche Angabe, daß jene „Er- 
läuterung“ eine „mindliche” geweſen jet. Sie dürfte zum minbeiten, 
nachdem fie mündlich erfolgt, alsbald protofollartich fixiert 
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worden und in diefer Form ſowol in den preußifchen wie in der 
italieniſchen Acten noch aufzufinden fein. Trügt nicht alles, fo haben 
wir ſogar in den oben angeführten Stellen aus den Schriften der 
beiden damaligen italienischen Miniſte Jacini und La Marmora 
den Wortlaut diefer protofollariichen Firierung vor und. Darüber 
gerrauere Auskunft zu geben, wird Herr v. Sybel freilich wol feine 
beiondere Neigung haben. Wol aber darf man von SItalten ber 
weitere Aufflärungen erwarten, wo es auch nach dem Tode Jaciniz 
und La Marmorad noch eingeweihte Freunde und Geſinnungsgenoßen 
derjelben gibt. 

e) Nach Abſchluß dieſes Vertrages beitand Bismarck's Intereſſe 
und demzufolge auch ſein eifrigſtes Beſtreben darin, innerhalb der 
drei Monate, in denen er der italieniſchen Alliance ſicher war, einen 
möglichſt plaufiblen Vorwand zu dem von ihm geplanten deutſchen 
Bürgerfriege zu finden. Dieß war aber bei der entichiedenen Fried⸗ 
fertigfeit Oefterreich& und der deutichen Bundezitaten, ſowie bei der 
Unentichloßenheit und Nengftlichfeit des Königs, der. lange bor dem 
Wagnis zurück fchredte, alles .auf die eine Karte des Krieged zu 
jeßen, troß des abgeichloßenen Bündniſſes mit Italien, auch troß 
der jtillen franzöfifchen und ruſſiſchen Ermutigungen, doch nicht To 
ganz leicht, da der gute Schein preußticher Friedfertigkeit immerhin 
möglichit gewahrt werden mußte. War diefer Schein doch ſogar in 
dem Tractat vom 8. April 1866, wie wir jahen, gehütet worden 
durch die Eingangöphraje, derzufolge die beiden Eontrahenten behaup⸗ 
teten, ſie ſeien „bejeelt von dem Wunſche, die Garantien des alls 
gemeinen Meltfrieveng zu befeftigen”!! Wie Graf Bismarck dieſe 
„Befeſtigung der Garantien des allgemeinen Friedens” in Wahrheit 
veritand, und was von feinen gleichzeitig im diplomatiichen Verkehr 
mit Oefterreich abgegebenen Friedensbeteuerungen zu halten tft, das 
zeigt am beiten folgende kurze Zufammenftellung deffen, was er in 
den Tagen des Abſchlußes der Offenfiv- und Defenfiv-Alliance bom 
8. April 1866 gejagt und getan hat: 

Am 5. Apriljagte Bismard zu dem italieniſchen Unterhändler 
General Govone: „... Da die NRüftungen von der einen Seite 
die Rüftungen auf der andern hervorrufen werden, können wir 
jogarhoffen, Anfang? Mai zum Kriege zu kommen.“ 
Govone fügt dieſem Referat in feiner Depeſche an La Marmora 
vom ſelben Tage noch hinzu: „In allen Fällen hofft Bismarck, daß 
der Krieg vor Ablauf der vertragsmäßigen Friſt 
[d. 5. vor Ablauf der in dem Entwurf des am 8. April unterzeich- 
neten Tractates vorgejehenen drei Monate] ausbreden wird.“ 
(La Marmora, a. a O. ©. 130.) | 

Am 6. April übermittelte Bismard an den öſterreichiſchen Minifter 
des Auswärtigen Grafen Mensdorff „in aller Form” die Er- 
Härung: ... „daß den Abfihten Sr. Majeftät des 
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Königs nichts ferner liegt als ein Angriffskrieg 
gegen Oeſterreich.“ 

Am 7. April legte Bismarck ſeinem Könige die Vollmacht 
je unterselünung der Offenſiv- und Defenſiv— 

lliance mit Italten por, und der König unterzeichnete die 
Lolmadt. (La Marmora ©. 132.) 

Am 8. April unterzeichnete Bismarck diefen Vertrag wirklich, 
LaMarmora ©. 136.) Als ſich dann die Italiener nach diefem 
Acte bei ihm verabichiedeten, fagte er ihnen — nad) dem Berichte 
des Generals Govone an La Marmora —: „Preußen werde. am 
folgenden Tag beim unbebtan den Antrag auf Bundezreform und 
ein deutſches Parlament. mit allgemeinem Wahlrecht einbringen; von 
dbiefem Vorſchlage erwarteer die gröſte Vermwir- 
tung inDeutihland und dann den Krieg.“ (La Mar- 
mora ©. 142.) 

Sn diefem Sinne alfo fuchte Bigmard durch den hier mit 
geteilten Offenfiv- und Defenfiv-Mliances-Vertrag vom 8. April 1866 

die Garantien des allgemeinen Friedens zu befeitigen”, und fo ehr⸗ 

fich war die bon dem ertten verantivortlichen Miniſter Sr. preußiſchen 

Majeftät an Defterreich gegebene Verficherung gemeint: „Daß den 

—55 — Str. Majeſtät des Königs nichts ferner liegt als ein An⸗ 
krieg gegen Oeſterreich.“] 


5. Generallandfchaft3direeter M. von Blankenburg au: 
den preufifchen Kriegsminiſter von Roon, Mai 1866. 


Dentwürbigleiten aus bem Leben bed Generalfeldmarſchalls Kriegsminifter Grafen von 
Roon, Breslau, Ed. Trewenbt, 1892, 1, S. 266.) 


... Meber die ganze deutiche Politik kann man abmeichender _ 
Meinung fein. Hat man den italienifhen Dolch aber aus 
der Scheide fahren machen, jo fann man nicht zurück, aud 
wenner etwas frühzeitig zufährt. .. | 
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Sechſtes Kapitel, 
Das preußiihe Bundesreform-Projeft. 


1. König Wilhelm fucht und erlangt die Erlaubuis Napo⸗ 
leons, die deutſche Frage aufzurollen und zu dieſem Zwecke 
Tech mit Italien zu verbinden (Anfang? Merz 1866). 


A. 
Die prenhifchen Berichte darüber. 
(vb, Shbel, Die Begründung bes Deutſchen Reiches, IV, ©. 284 ff.) 

Auch der König war [nach dem Kriegsrat vom 28. Februar] 
der Anfiht, dag die Erwerbung der Herzogtümer 
ohne eine Reform des Bundes nihtzu erreiden, 
daß alfo neben die ſchleswig-holſteiniſche unmittelbar die deutſche 
Frage zu ftellen jet (wir werden gleich erfahren im Sinne welcher 
Löſung): damit wäre eine weitere Ausdehnung des Streitobjectes 
in gröſtem Maßſtabe gegeben, und der Fall eingetreten, für welchen 
Napoleon fich bisher freie Hand vorbehalten, gegen Bismard aber 
den Wunſch einer perjünlichen Correſpondenz mit dem Könige ge= 
äußert Hatte. linter Bezugnahme auf diefe Worte des Kaiſers 
überjandte ihm der König am 3, Merz ein eigen- 
händiges Schreiben, der damals bezeichnete Augenblid eines 
Ipecielleren Einvernehmen jei gefommen; Goltz ſei be- 
auftragt, dem Kaiſer mit rüdhaltlojer Offenheit unſere 
Beurteilung ber Lage und die dadurch für Preußen erforderliche 
Haltung darzulegen; Napoleon? Auffaßung diefer Anfichten werde 
der König mit der Discretion aufnehmen, welche dem perfünlichen 
Character, ben Napoleon dieſem Ideenaustauſche beilege, entipräche... 

Gleich nach jeiner Ankunft in Paris befuchte Gol$ am 5. Merz 
zuerit den Minifter Drouyn de Lhuys, taufchte mit ihm die üblichen 
Freundſchaftsverſicherungen aus, gab ihm aber feine Kenntnis von 
dem föniglichen Briefe, mas Napoleon nachher vollkommen billigte. 
Anı Abend deifelben Tages wurde er von dem Kaiſer empfangen und 
gab demſelben bie in dem königlichen Briefe verheißenen Aufllärungen. 
Es handle fih niht mehr um Schleswig-Holitein 
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allein; die gefamte Haltung Oefterreih® und die maßlofen. Ans 
griffe der von ihm imfpirterten Preffe ſchlößen jeden Zweifel an den 
friegeriihen Abfichten des Wiener Kabinetteg aus [1]. Hienach [1] 
müße Preußen den für ſich günftigen Moment zu ergreifen ſuchen; 
dieß aber jet von zwei Vorbedingungen abhängig: Preußen 
denfe einerjeit?, mit Italien die beiderjetitigen Ziels 
puntte eines gemeinfamen Wirfens feftzuftellen, 
und wünſche andrerjeit3 Napoleons Einverftändnig mit 
dDiejen Zielen zu conftatieren und die etwaigen Folgerungen 
zu erfahren, welche der Kaiſer im franzöſiſchen Inter— 
eſſe daraus herleitenzu müßen glaube, 

Goltz bezeichnete darauf ala dag Object unferer Action 
außer der Erwerbung der Herzogtümer eine engere 
Bereinigung der norddeutſchen Staten unter 
preußiſcher Leitung, analog der 1849 für ganz Deutjchland 
angeftrebten NReichöverfaßung, jedoch mit größerer Beſchränkung der 
parlamentarifhen Gewalt und jtärferer Autonomie der einzelnen 
Staten. Als möglich ftellte er dabei hin, daß einer oder der 
andere diejer Staten wegen feindfeliger Haltung gegen 
Preußen eine Directere Unterordnung [I] werde erfahren 
müßen. Für die Begrenzung des Objectes ſei die Vorausſetzung, 
daß fih Bayern zu irgend einer Art der Mitwirkung be 
ſtimmen laßen und dann die militärifche Leitung Süd— 
deutſchlands erhalten würde. Zum Schluße feines Vortrag 
bat Goltz den Kaijer, die Schritte anzugeben, welche er tuen zu 
müßen glaube, um das franzöftihe Nationalgefühl mit einer folchen 
Erweiterung der preußiichen Machtſtellung auszufühnen. 

Napoleon hatte mit fihtbarem Intereffe zugehört, und ſprach 
dann feine Billigung diefer Politit aus; es ſei vortreff⸗ 
lich, daß jte einen höhern nattonalen Ausgangspuntt 
nehme als die Frage der Elbherzogtümer. Mber, fagte er, ich bin 
in Verlegenheit, ein demnächſtiges Compenfationsobject für 
Frankreich im voraus zu bezeichnen. Es iſt angemeßen, daß 
mir ein ſolches in Ausſicht geftellt und der Frage ſchon 
jegt näher getreten wird, denn ich darf nicht unterlaßen, der fran- 
zöftichen Nation einen Preis fiir die Zulaßung oder gar Begünſtigung 
einer preußifchen Machtvergrößerung, die hier mit Eiferfucht bes 
trachtet wird, zu zeigen. Ich bin frei von ängftlichen Vorurteilen 
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und MHeinlichen Gleichgewichtgrüdfichten, aber einer wirklich vor⸗ 
Handenen öffentlichen Meinung muß ich Rechnung tragen, und wie 
es damit bei uns fteht, Habt Ihr aus den Neben Thierd’ und 
Favre's und deren Eindrud im gejeßgebenden Körper vernommen. 
Allein jetzt don ein einzelnes Object poſitiv zu be= 
jtimmen, tit für mid) ehr ſchwer. 

In der Tat war, da es fih doch nur um bie franzöſiſche 
Oſtgrenze handeln konnte, die Auswahl nicht groß: belgiſche, deutſche, 
ſchweizeriſche Landſtriche. Napoleon gieng ſie der Reihe nach durch. 
In Belgien, bemerkte er, herrſcht auch nach dem Tode Leopolds 1. 
völlige Ruhe; man fieht noch nicht ab, warn der Parteikampf 
zwiſchen Klerikalen und Liberalen da Land in jolddem Grade zer- 
rütten wird, um für ung eine neue Gebietserweiterung zu rechtfertigen. 
Golg warf noch dazu die Bemerkung hin, preußiiche Offtciere jeten 
der Anficht, daß bei einer Annerion Südbelgiens an Frank— 
reich Preußen die Maaslinie zur Grenze erhalten müße. 
Und fie Haben vollfommen Recht, jagte Napoleon. — Dann die fran- 
zöſiſche Schweiz. Das iſt eine ſchwere Frage, rief er, daS würde 
reife Meberlegung fordern. Was die deutſchen Grenzlande betrifft, 
jo ſcheint nur in Rheinbayern franzöfiihe Sympathie zu herrichen. 
Sreilih, wenn Ihr Bayern? Mitwirkung in das Auge fabt, wird 
es um jo weniger tuenlich fein, diefe Provinz heranzuziehen. Auch 
in Luxemburg gibt es franzöftihe Sympathien. Indes habe ich 
vor kurzem den Marſchall Niel zu einem Gutachten über die mili- 
tärtih wünſchenswerten Grenzen Frankreichs aufgefordert: er hat 
darauf die Grenzen von 1814 (Landau und Saarbrüden) 
bezeichnet. Aber die Abneigung des Königs, preußiſches oder 
deutſches Gebiet abzutreten, erſchwert die Wahl des Objectes 
ungemein, 

So blieb es denn jetzt wie friher bei dem Ergebnis, daß die 
preußiſche Regieruug auf ſeine wolwollende Neutralität, und 
der König auf ſeine ſympathiſche Freundſchaft zählen könne; 
über ein beſtimmtes Compenſations-Object vermöge er ſich 
jetzt noch nicht zu äußern, hoffe aber, ſich dereinſt mit dem 
Könige leicht darüber zu verſtändigen. Eben dieſe Sätze 
bildeten dann den Inhalt des Briefes, womit er am 7. Merz das 
Schreiben des Königs beantwortete. : 

Gol& berichtete dazu: ich halte e& für einen Gewinn, daß ber 
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Kaifer durch Hinausſchieben der Verhandlung es uns eripart, ihn 
durch Verfagung eines Begehrens fchon heute zu verlegen; er wird 
für Die Annerion der Herzogtümer feine Compen— 
jation, bei weiterem Machtzuwachſe Preußen? aber 
höchſt wahrſcheinlich Die Grenzen von 1814 fordern. 
Darauf ermiderte Bismard umgehend, nad) dem unerjchütterlichen 
Entfehluße des Königs könne niemals von einer Ueberlaßung deutiches 
. Zandes die Rebe fein; Napoleon ſei faljch berichtet, wenn er an 
franzöfiihe Sympathien in Nheinbayern glaube; wie fünne er, nach⸗ 
dem er das Herporheben des nationalen Programms durch Preußen 
als richtig anerkannt, ung zumuten, die Durchführung deffelben durch 
eine Abtretung deutfcher Bevölkerung unmöglich zu mahen? Er 
wies den Botſchafter an, feinerjeit3 die weitere Berührung der Frage 
zu vermeiden, franzöftiche Andeutungen darüber aber mit dem Hin⸗ 
weile auf die tödliche Verlegung des deutſchen Nationalgefühls ab» 
zulehnen.') 
B. 
Der Bericht Napoleons III. 
Marquis von Sricourt [Napoleon 111], Die Beziehungen Frankreichs zu Deutſch⸗ 
fand unter Napoleon 11. Aus dem Franzöfiihen von U, Mels, Kaſſel 1870, ©. 18 2) 
Preußen begriff, daß, bevor es einen Kampf unternahm, deſſen 
Ausgang ſchwer vorauszuſehen war, es vor allem des Beiſtandes 


1) Dieſes Referat Sybels iſt mit Vorſicht aufzunehmen. Graf 
Bismarck war natürlich Willens, die Abtretung deutſches Gebietes, wenn 
irgend möglich zu vermeiden, aber auch entſchloßen, im Notfalle durch dies 
felbe den Sieg Preußens bezw. die Unterftügung Frankreichs zu erfaufen. 
Vgl. darüber Kap. 8 dieſes Abſchnittes. 

Am Tiebften aber wäre es ihm geweſen, Napoleon Hätte fih an 
Belgien ſchadlos gehalten. Das geht ſchon aus den Angaben des 
4, Kapitels diefes Ahfchnittes, aus der eben mitgeteilten Unterredung des 
Gelandten v. d. Golg mit dem Kaiſer, ferner aus den Govone'ſchen 
Depeihen vom 22. Mai und 8. Juni (mitgeteilt im 8. Kapitel d. Ab⸗ 
Ichnitts) ſowie aus Abſchn. IV, Kapitel 1 hervor. 

N Napoleon 111. ſchrieb diefe Brofchüre unter dem Pſeudonym „Marquis 
von Gricourt, Senator” und Tieß fie durch den in feiner Umgebung be= 
findlihen deutſchen Litteraten Auguft Mels (eigentlich Martin Cohn) 
ins Deutfche Üüberfegen und tin Kaſſel erjcheinen während feiner Ge— 
fangenfhaft auf Wilhelmshöhe, aljo mit ſtillſchweigender Gutheißung 
Preußens. 
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ober wenigſtens der Neutralität Frankreichs. verfichert fein miße, denn 
es war für diefes Land von der gröften Wichtigfeit, nicht den Kampf 
mit den franzöftichen und djterreichtichen Armeen aufnehmen zu müßen. 

Der preußiſche Gejandte in Paris, Graf v. d. Golg, ward 
beauftragt, die Intentionen des Kaiſers zu erforjchen, und mehrere 
Unterhaltungen über diefen Gegenftand fanden im Beginn des Jahres 
1866 jtattt. Der König von Preußen [hrieb eigen- 
händiganden Kaiſer, umihm zu jagen, daß An— 
gefihts der Ereigniſſe, weldhe ſich vorbereiteten, 
er feinen Gefandten beauftrage, feine Intentionen 
fennen zu lernen und fih mit ihm zu verftändigen. 
Der Kaiſer erwiderte dem Könige, daß es ſchwer jet, die Reſultate 
des im Ausbrechen begriffenen Conflict® voraußzufehen, aber daß 
bie beiden Herriher auf ihre gegenseitige bona 
fide rehnen müßten, um aufibhren beiderjeitigen 
Wunſch, in allen Berhältniffen die freundfhaft- 
lihften Beziehungen zu unterhalten. — Die Verbands 
lungen dauerten demungeachtet fort, und Frankreichs Neutralität 
wurde erklärt. Dieſe für Preußen jo günftige Neu— 
tralität war es, die ihm erlaubte, den Feldzug 
au beginnen. Zu jener Epoche war man in Berlin dermaßen 
bes Molmollend Frankreichs verfidert, daß Graf Bismard eines 
Tages zu Herren Benedetti fagte: „Unſer Vertrauen in Ihre Regierung 
tft dermaßen groß, daß wir nicht einen Soldaten auf dem linten 
Rheinufer Taßen.” ©) 

2. Antrag Preufend auf Reform der Bundesverfafung, 
geftellt in der Buudesſstags⸗Sitzung vom 9, April 1866. 
(2.8. Uegidiu.  KlauhoLld, Die Krifis bes Jahres 1866. Actenſtücke 2c. aus bem 
Statsarchiv, Hamburg 1867, ©. 6.) 

Hohe Bundesverſammlung wolle befchließen: 
eine aus directen Wahlen und allgemeinem Stimmredt der 


1) „Herr von 208, der als Courier nad) Berlin gefchickt wurde, ver⸗ 
traute einem feiner Freunde an, daß er dem Könige Zuficherungen über 
bringe, die demfelben geftatten würden, die NRheinpropinzen zu 
entblößen md 24,000 Mann mehbrnah Böhmen zu wer— 
fen* Rothan a. a. O. ©. 142. 

Daſſelbe bezeugte auch Kaiſer Wilhelm 1. ſelbſt in einer Unterredung mit 
dem Grafen Beuſt im Sommer 1871 zu Gaſtein. Vgl. Abſchnitt IV, Kapitel. 
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ganzen Nation hervorgehende Verſammlung flir einen noch 
näher zu beitimmenden Tag einzuberufen, um die Wor- 
lagen der deutſchen Negierungen über eine Neform der 
Bundesverfaßung entgegen zu nehmen und zu beraten; in der 
Zwiſchenzeit aber, bis zum Zujammentritt derjelben, durd) Ver⸗ 
ftändigung der Regierungen unter einander diefe Vorlagen feit- 
zuftellen. 


[Diefer Antrag, welcher bei den YBundesregierungen, ebenfo wie 
in der öffentlichen Meinung dem allgemeinften Mistrauen begegnete, 
wurde in der Bundestagd-Situng vom 21. April einem bejondern 
Neuner⸗Ausſchuße überwieſen. Die in der Sigung dieſes Aus⸗ 
ſchußes vom 11. Mat gemachten officiellen Mitteilungen Preußens 
über den Inhalt feiner Reform = WVorichläge langen überrafchend 
beideiden, und zwar, wie v. Sybel (a. a. DO. IV, ©. 331) aus⸗ 
drüdlich bemerkt, nur deshalb, weil die fich mehr und mehr zu⸗ 
Ipigenbe Kriegögefahr, inSbejondere die in Form der Congrefsidee jebt 
tohende Einmifchung des Auslandes „eine dem Ausdrud der Friedens⸗ 
liebe entiprechende Haltung” und „die Beichräntung der Bundes 
reform auf ein möglichit beicheidenes Maß” zur „gebieteriichen Pflicht” 
machten. Aufrichtiger äußerten fich die officöfen Organe Bismarcks. 
So geitand die minifterielle „Brovinzialcorrefpondenz” vom 18. April 
offen ein, daß die Abficht Preuhens dahin gehe, „bie militärifchen Kräfte 
Norddeutſchlands und Mitteldentichlands zu wirffamer Tat um fi) 
bereinigen zu können,“ jodaß ihm die Möglichkeit gegeben fei, „die 
Kräfte derjenigen Staten, welche im Bereiche feines Schutzes und 
feiner Machtentfaltung Tiegen, namentlich auch derjenigen, welche in 
bunter Mannigfaltigfeit zwiſchen feine beiden Hälften hineingeichoben 
worden feien, durch einen rajchen und leichten Anſchluß an die 
preußiiche Armee zur gemeinjamen Verteidigung deutiches Intereſſes 
pi verwenden”; auch ſolle die Bundesreform dazu dienen, einen Teil 
er Laſten der preußijchen Armeereorganifation, die dem damaligen 
ſchweren Verfaßungsconflict in Preußen zu Grunde liege, auf Deutſch⸗ 
land überzuwälzen und fo diefen Conflict zum Austrage zu bringen. 
Der milttärifche Oberbefehl im Süden war fchon damals, ebenfo 
wie bei dem jpäteren Vorichlag vom 10. Juni, Bayern zugedacht, 
deifen Alliance damit gewonnen werden follte (vd. Sybel a. a. O. 
IV, ©. 326). Aus alle dem geht hervor, daß es ſchon in dieſem 
Stadium der Sache auf die tatfächliche Hinausdrängung Oefterreichs 
aus Deutichland abgejehen war. Als Zweck des Bundesparlaments 
bezeichnete die „Neue preußiiche (Kreuz) Zeitung” am 28. April, 
den deutichen Parlamentarismus mit feinen eigenen Waffen zu 
(hlagen“, d. h. ihn reden zu laßen, aber ſich nicht daran zu fehren. 
Bismard felbit hatte über feine Parlamens⸗Idee Schon am 8. Oc— 
tober 1863 an den englifchen Minifter Lord John Ruſſel geſchrieben: 
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„Was das Parlament betrifft, jo beruht unfer Standpunkt [des 
allgemeinen directen Wahlrechteß] nicht auf einer politifchen Theorie, 
ſondern auf materiellen preußiihen Intereſſen, 
welche mit denjenigen der Mehrheit der deutjchen Nation identiſch 
find. Nicht die deutſchen Regierungen, Jondern das 
deutſche Volk in überwiegendem Teilehat mit uns gleiches 
Intereffe Preußenbraucht ein Gegengewicht gegen 
die bynaftifche Bolitit der Regierungen und kann das⸗ 
jelbe nur in der Nationalvertretung finden... .. (Politiihe Briefe 
Bismarcks aus den Jahren 1849—1889, Berlin 1890, ©. 97).] 


3. Da3 Bundesreform-Project ald Mittel zum Krieg. 


A. 

Aus dem erften Bericht des italienifchen Unterhändlerö Ges 
nerald Govone au den Minifterpräfidenten General La Marmora 
dd. Berlin, 14. Merz 1866. 

(Ba Marmora, Etwas mehr Licht, Deutſche Auzgabe S. 76 ff.) 

Sndem ich Ihnen meine Ankunft in Berlin anzeige, muß id 
fofort beifügen, daß fie ſchon feit vorgeitern auspojaunt war, und 
daß *** [es iſt vermutlich der Generalfeldmarfhall Graf Wrangel 
gemeint] jelbit dem Gejandten von Hannover davon Nachricht gegeben 
hatte, durch welchen fie wie ein Lauffeuer in der Stadt verbreitet 
wurde . .. 

Der Graf Bismard ... gieng bis auf die Epoche der Olmützer 
Convention zurück und fagte, e8 wäre ihm wünſchenswert, wenn es 
in diefem Augenblid in Deutichland eine ebenſo verwidelte Situation 
gäbe, wie die von 1850, weil der Charakter des gegenwärtigen 
Königs ihm eine fichere Bürgſchaft dafür ſei, daß der Krieg bie 
Löſung derfelben beforgen werde, während fie damals in der oben 
erwähnten Convention von Olmütz im Sande verlief. Es ſei 
jeßt feine Abſicht, Deutfhland in den Zuftand 
einer ähnlichen Verwidelung zu führen, wie jene, 
um ben Zwed zu erreichen, den er ſich vornehme, und er gejtehe 
offen, dieſer jet kein anderer alß die Befriedigung des Ehr— 
geizes Preußens, ein Ehrgeiz, welder fih auf die Herr- 
ſchaft über Norddeutfhland erftrede und zugleich aud) 
beihränte Es wäre ihm jehr leicht, fügte er bei, den Krieg 
aus der Frage der Elbherzogtümer allein hervorgehen zu laßen, 
aber ein ſolcher, und fo großer Krieg wegen einer jo Kleinen Frage 
würde bei der Öffentlichen Meinung Europas Anftoß erregen, dagegen 
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würde Europa einen Krieg, welcher eine umfaßendere und 
nationale Löſung der deutſchen Frage zum Zweck hätte, 
berechtigt finden. .. 

Der König Wilhelm habe jetzt die allzu ängſtlichen 
legitimſiſtiſchen Strupel aufgegeben, und fo könne er 
ihn jet nad) feinen Abfichten leiten. 

Der Graf Bismard formulierte alsdann feine Anfichten wie 
folgt: In kurzer Beit, in 3—4 Monaten 3. B., die Frage der 
deutſchen Reform, verziert mit einem deutſchen 
Parlament, auf3 Tapet zu bringen, mit einem jolden 
Borihlage und mit dem Barlament Wirren her— 
vorzurufen, welche Preußen bald in Gegnerihaft mit Oeſter⸗ 
reich bringen werben. IVgl. ©. 83.] Preußen fei entſchloßen, es dann 
zum Kriege fommen zu laben, zu einem Sriege, welchen Europa 
feine Oppofition machen fönnte, da es fih um eine große und 
nationale Frage Handelt. 

Der Graf Bismark fügte bei, zur Ausführung dieſes 
Planes (welcher nicht ganz ohne Verwidlung tft, wie Sie jehen, 
Herr General) und um den König, feinen Herrn, leicht 
beidemjelben erhalten zu können, bebürfe er ſchon jest 
eins Vertrages mit Italien... 


B. 
Der franzöfifche Gefandte zu Berlin Benedetti au den Minifter 
des Answärtigen Dronyn de Lhuys. 
(Benedetti, Ma Mission en Prussse p. 51, 52, 63, 64, 92—93.) 

[11. Merz 1866)... Das preußiiche Cabinet will entichieden 
alle feine Anftrengungen, um Oeſterreich entweder zu den verlangten 
Zugeftändniffen zu zwingen oder ein Zerwürfnis mit demjelben zu 
probocieren, auf das Gebiet der Bundesreform tragen. „Diele Ent- 
ſchließung, fagte ich zu Herrn v. Bismard, fichert und den Frieden.” 
„Ja wol, antwortete er mir, auf 3 Monate” Ich Ienfe Ihre 
Aufmerffamfeit auf diefe Combination; im Geiſte des Herrn von 
Bismard tft fie ausichließlih dazu beitimmt, eine Kriegs— 
waffe zu werden, ein Mittel, um die Confufion über ganz 
Deutfhland zu verbreiten... | 

[28. Merz]... Kluger Weile hat Herr v. Bismard ſchon lange 
begriffen, daß die Angelegenheit der Herzogtiimer feine geniigende 
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Wichtigkeit habe, um die Enticheidung durch die Waffen zu recht: 
fertigen, und er hofft, fich ein geeigneteres Terrain für das von ihm 
angeſtrebte Ziel dadurch zu Schaffen, daß er die Bundeöfrage ftellt... 
Herr von Bismard iſt überzeugt, daß Oefterreih, ohne auch nur 
die Beratung der einzelnen Beitimmungen zuzulaßen, ein Reform: 
project zurückweiſen werde, das die Geichide des Bundes den Ver- 
tretern des Volkes in die Hände geben fol. Bon dieſem Augen⸗ 
blide an tritt die Frage der Herzogtümer zurüd Hinter die Gegen- 
fäe einer höhern Ordnung, welche die allgemeinen und höchſten 
Intereſſen Deutichland® berühren; alles wird dießſeits des Rheins 
in Trage geitellt, und wenn die beiden Großmächte bei einer Krifis 
. bon diefer Bedeutung angelangt find, fo wird in Folge hrer 
Nüftungen der Kampf nah den Berehnungen de Hrı. 
v. Bismard von ſelbſt und unvermeidlich außbreden, 
ohne daß Preußen dem Vorwurfe ausgeſetzt wäre, den Frieden 
Europas in abjichtlicher Meberlegung und einer Lleinlichen Eiferſucht 
wegen geftört zu haben. | 

[3. April] „Unfer [Bundesreform⸗] Project, erwiderte er [Graf 
Bismard] mir, kann verworfen, aber es wird Discutiert merben; 
es wird den Beifall der öffentlihen Meinung inganz Deutjchland 
haben, und man wird e8 nicht durch ein jummarifches Verfahren 
ablehnen wollen, e8 wird für und den Wert haben, die Stimmung 
der Geifter zu ändern und dieſelben zu überzeugen, daß Preußen 
allein im Stande ift, die nationalen Beſtrebungen zu befriedigen; 
ndtiges Falles werden wir aus dem Bundestage aud: 
treten und je nah den Umftänden handeln.“ 

Mir ſcheint, als ob dieſe Anſchauungen nicht ernfthaft zu 
‚nehmen feien. Entweder teufche ich mich, oder Hr. v. Bismarck macht 
fih Illuſionen, wenn er annimmt, fein Vorſchlag werde die Wirkung 
haben, die öffentliche Meinung zu befehren und mit feiner Politik 
zu verjühnen. Uebrigens tft das auch gar nicht das Ziel, welches 
er verfolgt; jein Chrgeiz beitehbt darin, Preußen das 
Vebergewiht in Deutſchland zu verihaffen, und da es 
für ihn eine ausgemachte Sache ft, daß nur der Krieg mit 
Defterreich ihn zu diefem Ziele führen kann, jo will er dene 
felben und ftrebt nad) ihm mit allen Mitteln, — gegen die perſön⸗ 
lichen Neigungen des Königs, der den Krieg fürchtet, gegen den 
Wunſch Oejterreichd, das ihn vermeiden möchte, gegen die öffent 








93 


fihe Meinung in Deutfchland und ganz Europa. Sein Bundes- 
project ift, wie ih Ihnen Ihon jagte, nur ein 
Hülfsmittel, erdadt, um das Wiener Gabinet zu 
reizen und in Deutfhland Verwirrung anzuridten, 
um Zeit zu gewinnen und um von allen Seiten Riüftungen hervorzus= 
rufen: das habe ich ihm gejagt, und er hat es mir nicht beftritten. 
Sein Spiel beiteht darin, es durchzuſetzen, daß Oeſterreich jeine 
militäriichen Vorbereitungen entfalte, und die Dinge jo zu dirigieren, 
daß Preußen daffelbe jcheinbar nur deshalb tue, um für feine Ver⸗ 
teidigung zu forgen. Sind beide Mächte erjt einmal unter den 
Waffen, jo wird, jeiner Meinung nad, der Krieg ganz von felbft 
ansbrechen. .. Die Wiener Regierung zu zwingen, alle ihre Streit- 
fräfte auf Kriegsfuß zu ſetzen und ihr dabei Schritt für Schritt zu 
folgen, fodaß die Armeen Oeſterreichs und Preußens einander gegen- 
über zu Stehen kommen, — das tft gegenwärtig der wirkliche Zweck 
aller Bemühungen des Herrn v. Bismarck... 


C, 
Die Bunbesreform fol den bevorſtehenden „Gabinetäkrieg" zu 
einem „Nationalkrieg“ fteigern. 
(Dfficiöfe „Norbbeutfhe Allgemeine Zeitung“, Berlin, 14. Mat 1886.) 
Preußen hat feine Reformbeitrebungen auf diejenigen Gebiete 

ud auf das Maß eingefchränkt, innerhalb deren es glauben durfte, 
daß die deutfchen Regierungen im Gejamtintereffe Deutſchlands darauf 
Eingehen würden. Es find diefe Grenzen zunächſt nicht auf alles 
für die Nation Wünſchenswerte ausgedehnt, fondern nur auf das - 
jenige, was möglicher Weife mit Zuftimmung der Regierungen als 
erreichbar erſcheint. Sollte fich Herausftellen, daß das unter dieſer 
Vorausjegung erreichbare Maß von Reformen unzulänglich und von 
Preußen niht annehmbar wäre, oder follten friegertiche 
Ereigniffe die Verhandlungen abfchneiden, dann würde fir Preußen 
jedes Motiv wegfallen, den Umfang der berechtigten Forderungen 
enger zu wählen, als nad) den realen Bedürfniffen des Volkes er- 
forderlich if. Wenn Preußen vollends gezwungen würde, einen 
Eriſtenzkampf zu führen, jo müßte es auch erwägen, in wie 
weit das dringende Bedürfnis der Nation nach einer Umgeſtaltung 
der Bunbesverfaßung fih als Hebel der eigenen Madt 
und als Kriegswaffe verwerten ließe... Selbſt Blätter, 
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welche der preußiſchen Regierung ferne ftehen, ſprechen die Webers» 
zeugung aus, daß ein ſolcher Krieg zwar in der Form eine 
Cabinetskrieges beginnen, aber jehr bald in einen Nationales 
Trieg übergehen würde. 


4. Grundzüge der nenen preufiichen Bundesverfakung, 
den Deutfchen Regierungen mitgeteilt durch Eirenlardepefche 
vom 10, Juni 1866. 

(Aegidi und Klauboldb, a. a. O. ©. 104—106). 

Art. 1. Da8 Bundesgebiet befteht aus denjenigen 
Staten, welche biöher dem Bunde angehört haben, mit 
Ausnahme der Latferlich öſterreichiſchen und königlich nie— 
derländiichen Landesteile. 


Art. 2. Die gefebgebende Gewalt des Bundes wird auf den⸗ 
jenigen Gebieten, welche derfelben zugemwiefen find, von dem Bundes⸗ 
tage in Gemeinſchaft mit einer pertodifch zu berufenden Nationals 
vertretung ausgeübt. Zur Gültigkeit der Beſchlüße iſt die Ueberein⸗ 
ſtimmung der Mehrheit des Bundestages mit der Mehrheit der Volks⸗ 
vertretung erforderlich und ausreichend. 

Art. 3. Die Umgeſtaltung des Bundestages tft unter den 
Bundesregierungen und mit dem nach dem preußiſchen Antrage vom 
9, April zu berufenden Parlamente zu vereinbaren. So lange bis 
dieſe gejchehen fein wird, bleibt das Stimmverhältnis, welches für 
die Mitglieder des Bundes auf dem bisherigen Bundestage gültig 
war, in Kraft. 

Art. 4. Die Nationalvertretung geht aus directen 
Wahlen hervor, welche nach den Beitimmungen des Reich swahl⸗ 
geſetzes vom 12. April 1849 vorzunehmen find. 

Art. 5. Die Bundesftaten bilden ein gemeinfames und eins 
heitlicheg Zoll⸗ und Handelögebiet, in welchem die Errichtung von 
Freihäfen vorbehalten bleibt. 

Art. 6. Der Gefebgebung und Oberaufficht der Bundesgewalt 
unterliegen die nachitehenden Angelegenheiten: 1. Die Zoll» und 
Handelögejeßgebung; 2. Die Ordnung des Maß⸗, Münz⸗ und Ges 
wichtsſyſtems nebit Feſtſtellung der Grundfäge über die Emiſſion 
bon fundiertem und unfundiertem VBapiergelde; 3. Die allgemeinen 
Beitimmungen über das Bankweſen; 4. Die Erfindungspatente; 
5. Der Schuß des geiftigen Eigentums; 6.. Die Beftimmung über 
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Freizügigkeit, Heimats⸗ und Anftedlungsverhältniffe, den Gewerbes 
betrieb, die Coloniſation und Auswanderung nad) außerbeutichen 
Ländern; 7. Organifation eines gemeinfamen Schußes des deutfchen 
Handels im Auslande, der deutichen Schifffahrt und ihrer Flaggen 
zur See und Anordnung gemeinfamer confularifcher Vertretung, welche 
vom Bunde außgeftattet wird; 8. Das geſamte deutſche Eiſenbahn⸗ 
weſen im Intereffe der Landesverteidigung und des allgemeinen Ver⸗ 
kehrs; 9. Der Schifffahrt3betrieb auf den mehreren Staten gemein» 
samen Waßerftraßen ſowie die Fluß⸗ und jonjtigen Waßerzölle ; 
10, Das Poſt- und Telegraphenweſen; 11. Die gemeinfame Civil⸗ 
procefsordnung und das gemeinfame Concursverfahren. 

Art. 7. Die Bundesgewalt hat das Recht, Krieg zu erklären. 
md Frieden ſowie Bündniſſe und Verträge zu fchließen, in völfer- 
rechtlicher Vertretung des Bundes Gejandte zu ernennen und zu. 
empfangen. Die Kriegserflärung hat bei feindlicher Invafion des 
Onndeögebietes oder bei kriegeriſchen Angriffe auf feine Küſten unter 
alen Umftänden zu erfolgen, in den übrigen Fällen ift zur Kriegs⸗ 
erklärung die Zuftimmung der Souveraine von mindeſtens zwei Drit- 
teilen der Bevölkerung des Bundesgebietes erforderlich. 

Art. 8. Die Kriegsmarine des Bundes mit den erforderlichen. 
hafen- und Schifffahrtsanlagen wird nad folgenden Grunds 
zügen errichtet: Die Kriegsmarine der Nord» und Oſtſee iſt eine 
Einheitliche unter preußiſchem Oberbefehl. Bei Ernennung ber 
Dfficiere und Beamten concurrieren die Küſtenſtaten auf Grund be- 
ſonderer Vereinbarungen. Der Kieler und der Jahdehafen werden. 
Bundeskriegshäfen. Als Maßſtab der Beiträge zur Gründung und 
Schaltung der Kriegsmarine und der damit zufammenhängenden 
Anftalten dient im Allgemeinen die Bevölkerung unter Feitftellung 
eines Präcipuums zu Laften der Uferftaten und Hanfeftädte nach 
Maßgabe des Laftengehalts der Handelsmarinen der einzelnen Staten. 
Ein Bundes⸗Marinebudget wird nad) diefen Grundfäßen vereinbart. 
Das Anwerben der Matrofen und Mannfhaften für die Bundes⸗ 
krieggmarine wird durch ein Geſetz geregelt, welches zugleich die Ver- 
pflichtung für jeden einzelnen Uferftat feftftellt, für Dedung des Be- 
darfs pro rata bed Lajtengehaltes der Handelsmarine aufzulommen. 
Durch daſſelbe Gefek wird der Maßſtab feftgeftellt, nad) welchen die 
Dannfchaftsgeftellungen für die Marine auf diejenigen des Land⸗ 
heereß des Bundes in Abzug gebracht werben. 
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Art. 9. Die Landmaht des Bundes wird in zweit 
Bundesheere eingeteilt, die Nordarmee und die Sidarmee. In 
Krieg und Frieden tft Seine Majeftät der König von Preußen 
Bundeß-Oberfeldherr der Nordarmee, Seine Majeftät 
der König von Bayern Bundes-Oberfeldherr der 
Südarmee. Jeder ber beiden Oberbumdesfeldheren hat das Recht 
und die Pflicht, dafiir Sorge zu tragen, daß innerhalb der von ihm 
befehligten Armee die bundesbefchlußmäßigen Contingente vollzählig 
und friegstiihhtig vorhanden find, und daß die notwendige Einheit in 
der Organijation, Formation, in Bewaffnung und Commando, in 
der Ausbildung der Mannfchaften, ſowie in der Dualification der 
Dfficiere hergeftellt wird. Das Necht, unter Vorausſetzung überein⸗ 
ftimmender Vorbildung bis zur Grenze des eigenen Contingentes die 
Dfficiere zu ernennen, fteht jeder Negierung zu, diejenigen Commans 
803, unter welchen mehr als ein Contingent fteht, beſetzt der Ober- 
feldherr. Diefelben müßen auch im Frieden jederzeit befeßt und in 
Yunction fein, nad) Maßgabe der Heereseinteilung, wie fie biöher in 
der preußifchen refp. bayeriſchen Armee ftattfindet, fo daß mindefteng 
für je drei Batalllone ein Aegimentscommandeur, für höchſtens drei 
Negimenter ein Brigadecommandeur, für je zwei Brigaben ein 
Divifionär und für jedes Corps der Bundedarmee der commans 
dierende General jederzeit in Function if. Der Oberfeldherr bat 
das Recht, in den nad) feiner Ueberzeugung dringenden Fällen, bie 
kriegsbereite Aufftellung jedes Teiles der von ihm befehligten Bundes- 
armee innerhalb des Gebietes der leßteren, vorbehaltlich jpäterer 
Genehmigung durch Bundesbeſchluß, anzuordnen, und verpflichten fich 
die Bundesregierungen, eine folche Anordnung in Betreff ihrer Con⸗ 
tingente unverzüglich auszuführen. Für jedes der Bundesheere wirb 
ein gemeinichaftliches, mit der Nationalvertretung zu vereinbarendes 
Militärbudget für Feldarmee und Feſtungsweſen aus Matrikular- . 
beiträgen der zu dem betreffenden Heere ihre Truppen jtellenden Regie⸗ 
rungen gebildet. Die Höhe der Matrikularbeiträge richtet ſich nad) 
der Bevölkerung der betreffenden Staten. Die Verwaltung jedes 
der beiden‘ Bundes⸗Militärbudgets wird unter Leitung des Ober: 
feldheren von einem aus Vertretern der beitragenden. Regierungen 
gebildeten Bundes⸗Kriegsrat geführt und hat der Nationalvertretung 
jährlich Rechnung abzulegen. Jede Regierung leiftet jelbit die Auge 
lagen für die von ihr geftellten Truppen, vorbehaltlich gemeinjamer 
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Abrechnung nach) Maßgabe der. Beitragspfliht. Erſparniſſe an dem 
Milttärbudget, mögen fie an den Gejamtausgaben oder an denen für 
die einzelnen Contingente gemacht werden, fallen unter einen Um⸗ 
ftänden der einzelnen Negierung, welche fie macht, jondern dem für 
jede der beiden Bundesarmeen gemeinjamen BundesStriegsjhate zu. 
Die Eontrole des letteren fteht der Nationalvertretung zu. 

Art. 10. Die Beziehungen de3 Bundes zu den 
deutſchen Bandesteilen des öſterreichiſchen Kaiſer- 
ſtates werden nach erfolgter Vereinbarung über dieſelben mit dem 
zunähft einzuberufenden Parlamente durch bejondere Ver— 
träge geregelt werden | | 

[In dem Rundſchreiben, mit welchem der vorftehende Ent- 
wurf allen deutichen Regierungen mitgeteilt wurde, jagte Bismard, 
daß der fchleppende Gang der Verhandlung im Frankfurter Aus: 
ſchuße dort eine rechtzeitige Erledigung des Antrags kaum noch 
hoffen laße: Preußen lege ihn alſo ſeinen Bundesgenoßen unmittel⸗ 
bar vor und bitte zu erwägen, ob ſie, wenn der bisherige Bund in 
Folge kriegeriſcher Ereigniſſe ſich löſen ſollte, einem neuen Bunde 
auf der Grundlage dieſes Entwurfes beizutreten geneigt ſein würden.“ 
In = gel, Die Begründung des Deutſchen Reiches, IV, S. 425 
l . 

Am 9. Juni äußerte fih Biamard in einem Brief an 
den Herzog Ernit von Sachſen-Koburg-Gotha über: 
den Entwurf wie folgt: ... „Die darin enthaltenen Vorſchläge find 
nah feiner Seite hin erjchöprend, ſondern das Nefultat der Rück⸗ 
fihE auf die verſchiedenen Einflüße, mit denen compromittiert werden 
mußte: intra muros et extra. Können wir fie aber zur Wirklich 
fit bringen, fo ift damit immer ein gutes Stiid der Aufgabe, 
das Hiftorifhe Grenzneß, welches Deutfhland 
durchzieht, unſchädlich zu machen, erreicht, und es tft 
unbillig zu verlangen, daß Cine Generation, oder jogar Ein Mann, 
ſei es auch mein allergnädigfter Herr, an Einem Tage gut machen 
ſoll, was Generationen unjerer Vorfahren Jahrhunderte hindurch 
verpfuicht haben. Erreichen wir jegt, was in der Anlage fteht, oder 
Beperes, fo mögen unſere Kinder und Enkel den Blod handlicher 
ausdrechſeln und polieren. Ich habe die Skizze zunächſt Baron 
Biordten [dem bayerifhen Minifterpräftventen] mitgeteilt; er 

eint mit allem Weſentlichen einveritanden, nur nicht mit Art. 1, 
weil er meint, daß Bayerns Intereffen Oejterreich® Verbleib auch im 
eizern Bunde fordern. Sch habe ihm mit der Frage geantwortet, 
ob und wie er glaubt, daß die übrigen Artikel oder irgend etwas 
ihnen ähnliches auf einen Bund anmendbar find, welcher Defterreich 
zum Mitgliede hat. Ich weiß nicht, ob und was er mir darauf ent» 
geguen wird, jehe aber immer in ihm einen der ehrlichiten und vor⸗ 
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urteilfretften Förderer deutſcher Interefien. Wir können Oeſterreich den 
bisherigen Bund gewähren, aber ein beßeres Verhältnis mit Defterreich 
— auszubilden, halte ich fiir ſchwieriger als die Zirkelquadratur, 

enn die Aufgabe iſt nicht einmal annähernd zu löſen. Daß der 
vorliegende Entwurf den Beifall der öffentlichen Meinung haben werde, 
glaube ich nicht, denn für den deutſchen Landsmann genügt im All⸗ 
gemeinen die Tatſache, daß jemand eine Meinung ausſpreche, um ſich 
der entgegengeſetzten mit Leidenſchaft hinzugeben; ich begnüge mich 
mit dem Worte: qui trop embrasse mal étroint und mit dem andern, 
dab Nom nicht an einem Tage gebaut wurde, mern es auch jchon. 
ir den erften Anfängen dur‘) Raub der Sabinerinnnen erheb- 
liches Od auf fich Ind. Ich glaube, daß auch dem germani= 
ihen Rom der Zufunft, falls Gott ihm überhaupt eine bejcheert, 
einige Gewalttat an den Sabinern nidt ertpart bleiben 
wird, umd ich möchte fie auf ein Minimum rebucteren, der Zeit 
das Meitere überlaßend. ..“ (Ernft 11, Aus meinem Leben und 
aus meiner Zeit, 111, ©. 527—528).] 


Siebentes Kapitel, 


Das Scheitern der Abrüftungs-Derhandlungen und 
die Mobilmahung der Deere. 
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werde, welche fett dem 27. v. M. einen erhöhten Stand angenom- 
men haben.” (9. Schultheſs, ErgänzungSheft zu dem Geſchichts⸗ 
falender 1865, ©. 40.) 

Auch diegmal konnte Graf Bigmard nicht umhin, auf den öſter⸗ 
veichtichen Vorſchlag wenigſtens jcheinbar einzugehen, war aber von 
vornherein bemiiht, fich die nötigen Hintertüren offen zu halten, indem 
er am 21. April erwiderte, der König werde die Reduction der er⸗ 
höhten preußifchen Heeresteile nur „in demſelben Maße und in 
denjelben Zeiträumen bewirfen laßen, in welchen die ent- 
jprechende Verminderung der SKriegsbereitichaft der kaiſerl. fter- 
reichiſchen Armee tatſächl ich vor fi) gehen wird”, und indem er 
zugleich die Vorausſetzung ausſprach, „daß die von andern deutichen 
Regierungen begonnenen militärtjchen Vorbereitungen wieder abge- 
ftellt“ würden. (9. Schulthei3, aa. DO. ©. 42.) Damit war 
auf alle Falle die Möglichkeit zu allen etwa nötigen Reclamationen, 
Berzögerungen und Zwifchenfällen gegeben. Graf Bismard war, wie 
der italienifche Gefandte Barral am 19. April an La Marmora be: 
richtete, „ehr unzufrieden mit der friedlichen Wendung, welche der 
Conflict zu nehmen ſcheint“ (La Marmora, a a0. S. 149), 
auch erſchien es Barral ſowol wie Govone, „Daß er durch den öſter⸗ 
teihiichen Vorſchlag verblüfft und durch die neue friedliche Bhale... 
fihtlich entmutigt“ ſei (Sa Marmora,a. a. O. ©. 151.) 

Id aber gewann er wieder Oberwaßer und zwar durch 
die auffallend herausfordernden kriegeriſchen Nachrichten, welche gerade 
ie aus Italien famen, ganz Europa allarmierten und bie öſter⸗ 
teihiiche Regierung am 22. April zu dem Beichluß veranlaßten, ihre 
italieniſche Armee auf den Kriegsfuß zu fegen, von diefem Schritt 
\ofort (23. April) in Berlin Mitteilung zu machen und dort (26. April) 
ellären zu laßen, „daß dieje Vorbereitungen nur Angefihts der 
Eventualität eines Kampfes gegen die Staliener getroffen werden, 
md daß wir unverzüglich zur Ausführung des Vorichlages der gegen- 
ſeitigen Abrüſtung zu fchreiten beginnen werben, ſobald wir die Ver⸗ 
cherung erhalten haben, daß die Regierung Sr. Majeität des Königs 
die Wahre eln, welche wir zu ergreifen gezwungen find, um einen 
ee unterer Nachbarn im Süden abzuwehren, feinen Einfluß auf 
die Wiederherftellung des vorigen Standes der Beziehungen zwiſchen 
deſertzich und Preuten ausüben laßen wird.” (H. Schultheſs, 
a. a. O. S. 44. 

Daß jener Lärm nicht den wirkligen damaligen Fortſchritten 
der italieniſchen Rüſtungen entſprochen habe, darf den Verſicherungen 
La Marmöras (Etwas mehr Licht, S. 156 ff.) und v. Sybels 
(Die Begründung des Deutſchen Reiches, IV, ©. 345 ff.) geglaubt 
werden; feine Webertriebenheit ift aber damals und feine Herkunft ift 
bis heute unaufgeflärt geblieben. Es it daher auch jetzt noch der 
Verdacht keineswegs beſeitigt, dem ein ſehr ſcharfer und gut unter⸗ 
richteter Beobachter der damaligen Kriſis alsbald in poſitiver Form 

ve; 


FR 
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folgenden Ausdrud gab: „9. Mai. Miederum eine intereilante 
Neuigkeit von A. in Berlin. Der König ift durch die öfterreichiiche 
Note vom 18. April in jeiner Anſicht, daß er von jener Seite zum 
Kriege provociert werde, ſchwankend geworden und hat beichloßen, 
dem Antrage auf gemeinschaftliche Abrüftung alles Ernites bei- 
zuftimmen, — gegen Bismarcks lebhafteite Oppofition. Das Rejultat 
war die preußiiche Note vom 21. April, worin die jenfeitigen Vor⸗ 
fchläge angenommen werden. Zu gleicher Zeit Hat dann aber Bis⸗ 
mard an das italienische Miniftertum die Mitteilung gelangen laßen, 
er könne jeßt feinerjeitö feinen Vorwand mehr auffinden, um Oeſter⸗ 
reich zum Kriege zu nötigen; man möge daher jet in Italien an- 
fangen und möglichften Lärm ſchlagen. Die italieniichen Journale 
wurden demgemäß entiprechend inftrutert; aus der jeitherigen ruhigen 
beobachtenden Haltung ward plöglih ein gewaltiger Kriegslärm, 
— lauter Worte, hinter denen nichts ſteckte. In Wien aber Tieß 
man fih durch dieß Gejchrei dupieren; — der Kaiſer, der nie aus 
Veberlegung, jondern ftet3 nur nad) Laune und momentanen Ein- 
drüden Handelt, befahl die jchleunigiten, großartigiten Rüftungen in 
Italien; — mit überftürzender Eile wurden große Militärmafjen 
nad) Venetien dirigiert, — — und fiehe da: ſchon am 28. April 
fonnte Freund Bismard dem Wiener Cabinet jeine Ueberraſchung 
auziprechen, daß troß. der Zulage vom 18. die Rüſtungen fortdauern, 
und die Demerkung beifügen, daß die in Stalien verfammelten Truppen 
mittelft der Eiſenbahnen jehr rajch nad) Böhmen und Schlefien be- 
fördert werden könnten. Die Wahrheit diefer Geſchichtserzählung 
wird mir ausdrüdlich verbürgt.” (Tagebuh-Blätterauödem 
Sahre 1866. Erlebtes und Durchdachtes von einem deutfchen 
Statömanne, Darmitadt und Leipzig 1867, S. 9—10). 

In der Tat hieß es in der vom 30. April datierten Antwort 
Preußens auf die öfterreihiiche Note vom 26. April: „Wir Hoffen, 
daß die Taijerliche Regierung demnächſt durch nähere Ermittelungen 
die Meberzeugung gewinnen werde, daß ihre Nachrichten über Die 
aggreifiven Abfichten Italiens unbegründet waren, und daß fie aladann 
zur effectiven Herftellung des Friedensfußes in der 
gejamten kaiſerlichen Armee fchreiten und uns dadurch zur 
Genugtuung Sr. Majeität dafjelbe Verfahren ermöglichen werde.“ 
(9. Sch ultheſs, a. a. ©. ©. 56) Diele Zumutung Tonnte 
aber Oeſterreich jet ſchon deshalb nicht mehr erfüllen, weil Stalien 
mittlerweile bereit3 am 29. April feine ſämtlichen kriegspflichtigen Mann⸗ 
ſchaften unter die Fahnen gerufen hatte. (H. Schultheſs, a. a. O. ©. 54.) 

Oeſterreich teilte daher unter dem 4. Mai dem Berliner Cabinet 
mit, daß es Angefichts dieſer preußiichen Zumutung die Verhand- 
lungen über eine gleichzeitig Abrüftung „für erjchöpft Halten müße“, 
formulierte aber in derjelben Note feinen friedfertigen, rein defenfiven 
Standpunkt noch einmal folgendermaßen: „Durch, die von uns in 
Berlin wie in Frankfurt erteilten feierlichen Verſicherungen fteht feit, 
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daß Preußen von uns feine Offenfive, Deutichland feinen Bruch des 
Bundesfriedens zu beforgen habe. Ebenſowenig beabfichtigt Oeſter⸗ 
rei Italien anzugreifen, wiewol die Losreißung eines Teild des 
öfterreihiichen StatSgebietes das bei jeder Gelegenheit offen aus— 
geiprochene Programm der Florentiner Regierung bildet. ‚Dagegen 
it es unfere Pflicht, für die Verteidigung der Monarchie zu forgen, 
und wenn die Regierung. Preußen? in unlern Defenfinmaßregeln gegen 
Stalien ein Motiv erblict, ihre eigene KriegSbereitichaft aufrecht zu 
erhalten, jo bleibt uns nur übrig, diefer Pflicht, die feine fremde 
Gontrole zuläßt, Genüge zu tuen, ohne und in fernere Erörterungen 
über die Priorität und den Umfang einzelner militärifcher Vorkeh— 
tungen einzulaßen. Daß wir übrigens nicht bloß die Integrität 
unſeres Reiches, ſondern auh das Gebiet des Deutſchen 
Bundes gegen eine Offenſive Italiens ſicher zu ftellen 
haben, wird man fih in Berlin nicht verhehlen fünnen, und wir 
dürfen und müßen im Intereſſe Deutichlands die ernjte Frage ftellen, 
wie Preußen das Verlangen, daß wir die deutſchen Grenzen unbewacdht 
lagen follen, mit den Pflichten einer deutſchen Macht vereinbar finden 
könne.“ (9. Schultheſs, a. a. DO. ©. 58—59). 

Sp waren die Verhandlungen über Rüſtung und Abrüftung 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen endgültig geicheitert. Daſſelbe 
Rejultat hatten ähnliche Auseinanderfegungen zwiſchen Preußen einer- 
jeit3 und den Königreihen Sachfen und Württemberg andrerſeits. 
Es folgte auf die Periode der Kriegsporbereitungen diejenige der 
förmlichen Mobilmahungen. 0 

Italien mobiltjierte, wie bereit3 erwähnt, ſchon fett dem 29. April. 
Preußen folgte ihm am 4. Mai, dem Tage, an welchem die zulekt 
erwähnte öſterreichiſche Note nach Berlin gieng, mit der Mobilifierung?- 
order für das 3., 4., 5., 6., 8. und da Gardecorps jowie dem Be— 
fehl der Kriegsbereitſchaft für die übrigen Armeecorp® nad. Am 
6. Mai ergieng in Oeſterreich der Befehl, die ganze Armee mobil 
zu machen — die Siidarmee unter dem Erzherzog Albrecht mobilifterte 
und jammtelte fich bereit3 ſeit dem 22. April — und die Nord- 
armee unter Feldzeugmeiiter Benedek an der böhmischen und ſchleſiſchen 
Grenze zu concentrieren. Am 8. Mai dehnte Preußen die Mobil: 
machung aud auf daß 1., 2. und 7. Corps aus, jodaß fie nunmehr 
die ganze Armee umfaßte, und ordnete am 10. Mat auch für fänit- 
lihe 9 Armeecorps die Einberufung der Landwehr an, eine Maß⸗ 
regel, die bei der in der ganzen Monarchie herrichenden jtarfen 
Gegnerichaft gegen die Bismard’iche Abenteuerer-Politik iiberall heftigen 
Widerwillen erregte und in manchen Provinzen, namentlich in den 
Rheinlanden und Oftpreußen, zu den gemalttätigiten Erceffen der 
Einberufenen führte (9. Schultheſs, a. a. O. S. 7) Bon 
ben deutſchen Mittel- und Kleinftaten mobilifierten feit dem 10. Mat 
Bayern, Sachen, Heſſen-Darmſtadt, Wilrttemberg und Baden. Ein 
von den Mittelftaten am 19. Mai am Bunde geftellter gemeinfamer. 
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Antrag auf gleichzeitige Abrüftung fämtlicher Bundesglieder und zwar 
an einem in der Bundesverfammlung zu vereinbarenden Tage, wurde 
von letterer zwar am 24. Mai einftimmig angenommen, erreichte 
aber dennoch nur dag gerade Gegenteil feines Zivedes, da die in der 
folgenden Sitzung des Bundestagg vom 1. Juni gemachten Mit: 
teilungen Oefterreih8 und Preußen? über die Vorausfegungen ihrer 
Bereitiwilligkett zum Mbriften den lange drohenden Sturm endlich 
entfeßeln jollten.] | 


Achtes Kapitel. 


Das Eongreis-Projet und Srankreichs weiteres 
Derbalten. 


1. Der äußere Verlauf des Congreſs⸗Planes und die 
Neutralen, in3befondere Ruſsland. 


[Die Fee Napoleons III., durch einen europäiſchen Congreſs 
dem drohenden Kriege vorzubeugen, tauchte zuerſt am 8. Mai auf 
(Sa Marmora, a. a. O. S. 216) und hielt in den folgenden 
Wochen die ganze internationale Diplomatie in lebhafter Spannung. 

Am 24. Mai erließen Frankreich, Groß-Britannien 
und Ruſsland an Oeſterreich, Preußen, Italien und 
den Deutſchen Bund die fürmlide Einladung, in der es hieß: 
„Es handelt fih darum, im SIntereffe des Friedens auf diploma 
tiſchem Wege die Frage der Elbherzogtiimer, diejenige des ttalienifchen 
Zwiſtes, endlich diejenige der Bundesreformen, ſoweit diefelben das 
europätihe Gleichgewicht intereffteren könnten, zu Löfen.”“ Der Con⸗ 
greſs Tollte jobald als möglich und zwar in Paris zujammentreten, 
und es wurde in der Einladung das Vertrauen zu den ftreitenden 
Mächten ausgeſprochen, daß, falls fte der Einladung zuftimmten, ſie 
ihre Rüftungen wenn nicht rüdgängig machen, jo doch A) nicht 
fortfegen würden. (Negidi und Klauhold, Die Krilis des 
Sahres 1866, S. 46). Napoleon Sekte fein Eongreid-Programm 
nachträglich in einem Schreiben vom 11. Juni an feinen Miniſter 
Drouyn de Lhuys wie folgt auseinander: „Was und betrifft, fo 
hätten wir für die zum Deutſchen Bunde gehörigen Staten zweiten 
Ranges einen engeren Zufammenjchluß, eine mächtigere Organtfation, 
eine wichtigere Rolle gewünſcht; Breußen mehr Abrun- 
dung und Macht im Norden; für Defterreidh die 
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Aufre terpalinng jeiner großen Stellung in 
Deutihland Außerdem würden mir gewünſcht Haben, daß 
DOefterreich gegen eine gleichwertige Entihädigung [e8 war Breupiich- 
Schleſien gemeint] Venetien an Italien hätte abtreten fönen.” (Aegidi 
und Klauhold, a. a. O. ©. 54). 

Für den Grafen Bigmard war die Congreſs-Idee eine Duelle 
grober Verlegenheit und ſchwerer Beſorgniſſe, da er Frankreichs noch 
mmer nicht vollig fiher war, auch von gewiſſen, weiter unten zu 
erwähnenden dfterreichiich-frangzöftichen Verhandlungen gehört hatte 
und fürchten mußte, Napoleon wolle Italien wieder von Preußen 
trennen, indem er vermittelit des Congreſſes den Krieg bis zum Ab⸗ 
lauf des preußifcheitalienischen Bündniſſes (8. Juli) verzögere. Gleich: 
wol begriff er, daß er die Einladung annehmen müße, um Die 
friegeriichen Abfichten Preußens nicht allzufehr vor Europa bloß- 
zuitelen. Aber er tat es äußerſt widerwillig und in der Hoffnung, 
daß der Congreſs, wenn er überhaupt zu Stande füme, Doch zu nicht? 
führen werde. „Wir werden nur Zeit haben, unfere Rüftungen zu 
beendigen, und von dem Congreſs weg gehen wir in den Krieg“, 
fagte er am 19. Mai zu dem Ehufienifisen Gejandten Barral (La 
Marmora,a. a. O. ©. 225). 

Oeſterreich befreite aber durch einen der gröſten Fehler, Die 
feine Diplomatie damals begieng, den Grafen aus diefen Nöten, in- 
dem die faiferliche Regierung am 1. Juni ihre Vertretung auf dem 
Congreſs davon abhängig machte, „daß alle Mächte, welche an der ge⸗ 
planten Vereinigung Teil nehmen follen, gleich ihr bereit ſeien, dort fein 
Sonderinterefjie zum Nachteil der allgemeinen 
Ruhe zu verfolgen”, und „daß von den Beratungen jede 
Gombinationaußgeihloßen bleibenwerde, die darauf 
abzielen würde, einem der jebt zu ber Vereinigung eingeladenen 
Staten eine territorialeVBergrößerung oder einen Macht: 
zuwachs zu verichaffen.” (Megidi und Klauhold, a. a. O. 
S. 48). Dieſe Erklärung, welche neben dem Vorzug ber Würde 
und Ehrlichkeit den Fehler hatte, vor, ſtatt im Laufe des Congreſſes 
abgegeben zu werden, ließ die Neutralen auf den Congreſs ver- 
zihten, eine Entichließung, von der die Welt am 4. Juni von Paris 
aus veritändigt wurde, 

‚ Da Scheitern des Congreſſes an dem Vorbehalte Oeſterreichs 
hinterließ bei den Neutralen eine Berftimmunggegen Oefter- 
reich. Der König von Preußen verfehlte nicht, dem Kaiſer von 
Ruſsland alsbald „fein Bedauern iiber die Erfolglofigkeit des Verſuches 
zur Verſöhnung“ auszudrücden, und der italieniſche Gejandte am 
Petersburger Hofe fonnte fchon am 5. Juni nach Haufe melden: 
De ind fehrt fi gegen Oeſterreich“ (La Marmora,a. a. O. 


| Freilich durfte Ruſsland ſchon bisher nichts weniger 
als zu den Freunden Oeſterreichs und des deutſchen Bundesrechtes 
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gezählt werden. Soweit das Verhalten de Zaren Mlerander 11. 
und feines Kanzler Gortihafow zu der Kriſis von 1866 bisher 
überhaupt aufgeklärt ift, muß es ſowol in der Vorgeſchichte wie in 
dem jpätern Verlauf der Kataftrophe mit der Anklage belaftet werden, 
nächſt demjenigen Frankreichs und Italiens die damalige preußiiche 
Revolution am meiften begünftigt zu haben. So berichtet der 
Militärattachs der franzöfiihen Gelandtihaft in Berlin, Graf 
Glermont=Tonnerre, ein fehr wachſamer und Tcharffichtiger 
Beobachter, unterm 20. Juni: „Wenn man jett Ruſsland Truppen 
in die Nähe feiner Grenzen bringen flieht, jo fragt man fi) häufig 
in Berlin, nach welcher Seite fi) die Sympathien diefer Macht 
neigen, Ach bemerfe, daß alle fremde Gejandte, deren Urteil im 
diplomatiichen Corps etwas gilt, nicht daran zweifeln, daß troß zur 
Schau getragener Schmollereien, tro& heftiger Worte gegen Preußen, 
vielleicht auch troß eines wirklichen, durch die hiefige Regierungspolitik 
verurjachten Misbergnügens, Ruſsland fi) doh immer im ge— 
heimen Ginverjtändni? mit dem Berliner Cabinet gehalten hat. 
Der gegenwärtige Krieg, die Tronbefteigung des Prinzen von Hohen 
zollern in den Firftentiimern [Rumänien] dürften nur als not- 
wendige Hebel betrachtet werden, die man ertragen: müße, um nicht 
wichtigere Gilter zu compromittieren. Preußen allein, jagen die 
Ruſſen, ift in der polniichen Frage [gemeint tft der polniſche Auf- 
itand von 1863] correct geweien.“ (G. Rothan, La Politique 
Frangaise en 1866, p. 452—53).] 


2. Anſprache Napoleon? 11. an den Maire von Auxerre 
über Die Verträge von 1815, 6. Mai 1866, 
(Moniteur Universel, 7. mai 1866.) 

sch jehe mit Vergnügen, daß die Erinnerungen des erſten Kaifer- 
reiches in Ihrem Gedächtniffe nicht erlofchen find. Glauben Sie 
mir: ich meinerjeit3 habe von dem Oberhaupte meiner Familie die 
Gefühle fir dieſe energifchen und patriotifchen Bevölkerungen geerbt, 
bie in guten wie in böfen Tagen die Stüte des Kaiſers waren. Ich 
habe übrigens dem Vonne-Departement gegenüber eine Schuld der 
Dankbarkeit abzutragen. Es war eines der erften, welches mir im Jahre 
1848 jeine Stimme gab, welches gleich der großen Mehrheit des 
franzöfiichen Volkes begriff, daß feine Interejjen die meinigen jeien, 
und daß ich gleich ihm die Verträge von 1815 verabſcheute, 
die man heute zur alleinigen Grundlage unjerer aus— 
wärtigen Politik maden will. 

Ich dante Ihnen fir Ihre Gefühle. In Ihrer Mittejatme id 
auf, dern unter den arbeitiamen Bevölkerungen der Städte und 
Dörfer finde ich den wahren Genius Frankreichs wieder. . 
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3. Zur Diplomatifchen Geheimgefchichte Der Congreſs⸗ 
Beriode, 
Aus dem vertraulichen Bericht des Ritters Nigran), 
ttalienifhen Gefandten zu Paris, anden Prinzen 
von Garignan, Stellvertreter des Königs vor 
Stalien zu Florenz, dd. Baris, Juni 1866. 
(Rothan, La Politique Francaise en 1866, p. 428 ss.) 

... Am 31. Merz [1866] faßte ic in einem Schreiben an 
den General La Marmora die Lage wie folgt zujammen: 1) Der 
Raifer [Napoleon] wünſcht, daß der Krieg ausbreche; 2) er will 
fi nicht engagieren, weder mit Preußen, noch mit Defterreich, noch 
mit Italien; 3) er rät Italien, den Bündnisvertrag mit Preußen 
abzuschließen. Es tft das ein freundichaftlicher Hat, aber er enthält 
feine Verpflichtung ſeitens Frankreichs; 4) fein Ziel tft, die Grenz⸗ 
berihtigung am Rhein zu erlangen, ohne dad Schwert za ziehen. 
Cr wird es nötiges Falles ziehen, wenn der Krieg begonnen hat; 
wenn Defterreich zuerit Italien angreifen follte, würde er fich dieſem 
Angriff widerjegen. 

So war die Lage Anfangs April, als neue Zwiſchenfälle 
andere Verwidlungen jchufen. Preußen hatte feinen Vorſchlag eines 
deutihen Parlaments Iosgelaßen und feinen Streit mit Oeſterreich 
wegen der Priorität der Rüftungen angefangen. Oeſterreich feiner- 
jeitö hatte Wind von einem Abkommen zwifchen Preußen und Italien 
befommen. Gemwarnt durch die Sprache der italientihen Zeitungen 
und den Zuſtand der dffentlihen Meinung in Venetien Hatte e& 
plöglich Kriegsporbereitungen nach der Seite unjerer Grenze getroffen. 
Der Kaiſer hätte gewünſcht — und er ſagte e& mir offen — daß: 
Stalien auf diefe Herausforderungen nicht antwortete und, im Ver— 
trauen auf fein gutes Recht und die Unterftügung Frankreich, 
Europa dadurh günftig für fich ftimmte, daß es keinerlei Vor— 
fehrungen weder zum Angriff noch zur Verteidigung träfe. Dieſer 
Rat Eonnte nicht befolgt werden, und Italien rüftete, indem es jedod) 
erklärte, daß jeine Rüftungen nur defenfiver Art jeien. Oeſterreich 
beritand ſich dazu, die Initiative zur Abrüftung in Deutichland zu 


ı) Conſtantino Nigra geb. 1827, 1860-76 italienifcher Ge⸗ 
fandter zu Paris, fpäter, in den Grafenftand erhoben, Botichafter zu 
St. Petersburg, London und dermalen zu Wien. 
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ergreifen, aber es weigerte ſich, dafjelbe in Venetien zu tuen, was 
dem Grafen Bismard den erwünlchten Vorwand bot, die Ab⸗ 
rüftung fir Preußen abzulehnen. 

Nun wecjelte das Wiener Cabinet raſch feine Taktif und 
juchte Preußen durd) Trennung deffelben von Frankreich und Italien 
zu tiolieren. Während die plößlichen Riftungen in Venetien und 
und den Staten Sr. Majeftät [des Königs von Stalien] Die 
öffentliche Meinung erregten, während Herr Rouber, zur Beſchwich⸗ 
tigung der allgemeinen Unruhe, im Gejeßgebenden Körper öffentlich 
erklärte, daß Italien nicht die Mbficht habe, Oefterreich zuerſt anzu— 
greifen; in dem Augenblide, wo jogar auf der anderen Seite der 
König von Preußen durch den Grafen Bismard dem General Govone 
erklären ließ, daß er fich nicht durch Italien in einen Krieg gegen 
Deiterreich hinein ziehen zu laßen gedenfe, ließ mich der Kaifer am 
4. Mat zu ſich rufen und teilte mir den öſterreichiſchen Vorfchlag 
mit, Venetien unter der Bedingung abzutreten, daß Italien und 
Frankreich neutral blieben und Oeſterreich fein Hindernis in den 
Weg legten, fich durch die Eroberung Schleften® an Preußen 
ſchadlos zu Halten. 

Die Abtretung würde an. Frankreich erfolgen, welches dann 
Benetien an und geben müßte. Die beiden Tatjachen der Abtretung 
und der Eroberung Schleftienz jollten fich gleichzeitig vollziehen und 
die eine die Vorbedingung der andern fein. 

Der Katjer erffärte mir, daß der Vorſchlag in aller Form ge⸗ 
macht wäre, und fragte mich, ob die Regierung des Königs in der 
Zage jet, fih von den Preußen gegenüber eingegangenen Verpflich- 
tungen losſszumachen. 

Inden ich diefen Vorſchlag im tiefiten Geheimnis dem General 
La Marmora mitteilte, verhehlte ich ihm in einem Brief vom 5. Mat 
nicht, daß wir, troß der zweideutigen Auslegung, welche die preußifche 
Negierung damals dem PVertrage gab, unmöglich den Hfterreichifchen 
Borihlag annehmen Fönnten, ohne und dem Vorwurfe der Wort⸗ 
brüchigkeit auszuſetzen. Ich fügte Hinzu, daß es mir der Würde 
des Königs und eines States von 22 Millionen Einwohnern wenig 
zu entiprechen fcheine, wenn wir ung der Abtretung Venetien? wegen 
mit einer neuen Dankesſchuld gegen Frankreich belafteten. 

Se. Erxcellenz der General La Marmora beauftrage den General 
Govone, ſich nad) Paris zu begeben, um mit mir über die preußiſcher⸗ 
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ſeits dem Vertrage gegebene Auslegung zu conferieren. Mittler- 
weile aber hatte Graf Bismard von dem Könige von Preußen das 
Verſprechen erlangt, an Defterreih den Krieg zu erklären, fall es 
Italien angriffe, ſodaß die Regierung des Königs [von Italien] Keinen 
Borwand mehr hatte, fih von dem Vertrage loszuſagen, deſſen Er- 
löſchen auf den 8. Juli feitgejett war. 

Stes wolwollend gegen und mie er ift, nahm der Kaiſer den 
Öfterreichtichen Vorſchlag nicht an!); er eignete ſich im Gegenteil die 
gleichzeitig zu London und St. Petersburg zu Tage getretene Idee 
eineg Congreſſes an, in welchem neben Frankreich, England und 
Ruſsland die drei jtreitenden Mächte vertreten fein follten. 

Zwiſchen den drei neutralen Mächten war ein gewiſſes vor—⸗ 
läufiges Einverſtändnis erzielt worden; es hatte die Abtretung Vene: 
tiens zur Grundlage, dergeftalt, daß das Auffinden von Gompen- 
fattonen die mejentliche Aufgabe des Congrefies fein mußte... . 
Die Einladung zum Congreſs ergieng von Paris am Abend des 
24. Mat. Dan weiß, daß Italien und Preußen diejelbe annahmen. 
Der Kaifer jagte mir zu wiederholten Malen, daß er auch von 
Seiten Oefterreich® eine zufagende Antwort erhoffee . . . Diele 


1) Die hier geichilderten Bemühungen Napoleons, Italien zur An- 
nahme der dfterreichifchen Offerte und zum Rücktritt von der preußiichen 
Alliance zu bewegen, faßt Graf Vitzthum von Eckſtädt mit Recht 
als ein bloßes Scheinmandver auf. Um daſſelbe zu veritehen, fagt er, 
„ind die Daten von höchſter Wichtigkeit, denn am Tage nachdem die 
obgedachte Unterredung mit Nigra ftattgefunden, welche als eine Bemühung ' 
für die Aufrechthaltung des Friedens gedeutet werden könnte, beeilte fich 
Napoleon 111., feinen Abſcheu vor den Verträgen von 1815 öffentlich aus— 
zufprehen. Die Zaiferliche Anſprache in Auxerre [S. 104] beunruhigte 
die Friedensfreunde um jo mehr, ald, wie man bald darauf erfuhr, bie 
omindfen Warte: „je deteste comme vous les traités de 1815“ gar 
nicht geiprochen, jondern dem Texte eingefügt worden waren, der im 
Moniteur‘ zur Veröffentlichung gelangte.” (London, Gaften und Sadowa, 
©. 174). „Hätte er [Napoleon] die Aufrechterhaltung des Friedens ges 
wünſcht, jo würde ein Wort an den König Victor Emanuel genügt haben, 
um diefen zu bewegen, fi) von dem mit Preußen am 8. April abge- 
Ihloßenen Alliance-Vertrag loszuſagen. Dieſes Wort wurde nicht ge- 
Äprochen, weil Kaifer Napoleon wußte, daß Preußen ohne die Garantie 
der franzöfifchen Neutralität, melde dag Bündnis mit Italien gemähr- 
leiltete, den Krieg nicht beginnen werde.“ (a. a. DO. ©. 177.) 


108 


Hoffnungen wurden geteufcht. Der Kaifer Franz Joſeph verlangte 
als unerläßliche Vorbedingung jeiner Zuſtimmung, daß feine Ver⸗ 
änderung in dem Territorialbeftand der ftreitenden Mächte auf dem 
Congreſſe vorgebradht werde. Man Eonnte nicht deutlicher jede Lö- 
fung der venetianifchen Frage ausichließen, und die Cabinette der 
neutralen Mächte erklärten einmütig, daß die Zufammenberufung 
einer Conferenz in Folge defien Fein practifches Ergebni® mehr 
haben könne... . Der Krieg war alſo ſowol in Italien wie in 
Deutichland unvermeidlich geworden.) 

Es erübrigt nur noch anzugeben, welcher Art in dieſem lebten 
Entwicklungs-Abſchnitt die Beziehungen Frankreichs zu Preußen, zu 
Ocfterreih und Stalien geweſen find. 

Ein legter Verfud, den Kaiſer ſchon jetzt zum Abſchluße 
einer Tripel-Alliance gegen Oeſterreich zu bewegen, wurde im Ein⸗ 
verftändni® mit mir von Sr. 8. 9. dem Prinzen Napoleon unter- 
nommen.?) 

Bismarck zeigte fich für feine Perſon der Idee nicht abgeneigt 
(ne se montrait pas contraire & l’idee), an Frankreich die Gebiete 
zwiichen Mofel und Rhein, mit Ausnahme von Coblenz, abzutreten, 
um die militäriſche Mitwirkung Frantreichd zu erlangen; aber er 
verficherte, daß der König von: Preußen von Abtretungen deutjcher 
Gebiete an Frankreich wenigftend fo lange nichts hören wolle, als 
er hoffen dürfe, ohne Hülfe Frankreichs den Krieg gegen Oeſterreich 
zu gutem Ende zu führen. Der Kaiſer feinerjeit3 zog, wie ich ſchon 
weiter oben gejagt habe, vor, fich nicht zu engagieren und den Aus⸗ 
fall der erften Schlachten abzuwarten. Ich citiere in diefer Be— 
ziehung was ich dem General La Marmora in meinem Briefe vom 
24. Mat jchrieb: „Preußen fcheint entichloßen, die franzöfiihe Alli- 
ance erjt im Falle einer erjten Niederlage nachzufuchen. Dieſe Com⸗ 


») Der franzöſiſche Botfchafter Benedetti war gerade bei dem Grafen 
Bismarck, als diejer die telegraphifche Nachricht erhielt, daß die Mächte. 
auf den Congreſs-Vorſchlag verzichteten., „Nachdem er fie gelejen Hatte”, 
fo berichtet Benedetti (Ma Mission en Prusse, p. 182) „rief er aus: Vive 
le Roi!“ 

2) Hierher, d. h. auf Rechnung Nigra's und des Prinzen Napo— 
leon, gehört aljo der in dem preußifchen Circular vom 29. Juli 1870 
mitgeteilte Entwurf der preußifch- franzöfiichen Offenfiv- und Defenfiv- 
Alliance. Vgl. Nr. 4, G. dieſes Kapitels. 
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hination [einer Tripel-Alliance Frankreichs, Preußens, Italiens], 
welche in meinen Augen die bejte, weil die ficherfte ift, wird alſo in 
einem günftigeren Augenbli erneuert werden müßen. Uebrigens 
widerftrebt es dem Kaiſer ſelbſt, deutjche Provinzen zu annectieren 
und ſich jo ein rheinisches Venetien zu fchaffen. Freilich dürfte 
jein Widerftreben nicht unüiberwindlich jein.” . . . 


4. Bismard und Frankreich. 


A 


Zur VBorgefchichte der Bismarck'ſchen Bemühungen um Die 
Alliance mit Frankreich. Ä 


[ne Gedanke Bismarcks, mit Hilfe Frankreichs die Herrſchaft 
Preußens über Deutichland auf Koften Oeſterreichs und des übrigen 
Deutichlands zu begründen, läßt ſich ſchon ſehr früh nachweiſen. 
Bereit? unter dem 26. April 1856 hatte Bismard in einem Privat: 
fhreiben an den damaligen Minifterpräfidenten v. Manteuffel fich 
ausführlich über die durch Beendigung des Krimfrieges geichaffene 
deutſche und europäiſche Lage geäußert und darin die Notwendigkeit 
einer früihern oder fpätern blutigen Auseinanderſetzung mit Oeſterrei 
betont, weil Deutichland „zu eng für uns beide" und „Oeſterr 
der einzige Stat jet, an den wir nachhaltie verlieren und von dem 
wir nachhaltig gewinnen können.“ ſt dieſes richtig“ — ſo heißt 
es dann in dieſem Schreiben mit Rückſicht auf die damals aufgetauchte 
Möglichkeit einer ruſſiſch⸗franzöſtſchen Alliance gegen Oeſterreich weiter 
— „jo ift es au für Preußen nit möglid, die Selbft- 
verleugnung fo weit zu treiben, daß wir die eigene 
Eriftenz einfeßen, um die Integrität Defterreih3 zu 
ſchützen. ... Wenn wir wirklich gegen ein franzöfticheruffiiches Bünd⸗ 
nis fiegreich blieben, wofür hätten mir ſchließlich gekämpft? Filr - 
die Srhaltung des öſterreichiſchen Uebergewichts in Deutichland und 
der erbärmlichen Verfaßung des Deutſchen Bundes, und dafür können 
wir doch unmöglich unjere letzte Kraft ein=, und unjere Eriitenz auf? 
Spiel feten.... Käme e8 zur VBerwirflihung einer ruſſiſch— 
franzöſiſchen Alliance mit kriegeriſchen Zwecken, fo können 
wir meiner Anſicht nach nicht unter den Gegnern derſelben 
ſein, weil wir da wahrſcheinlich unterliegen, vielleicht pour 
les beaux yeux de l’Autriche et de la Diete uns ſiegend ver- 
bluten würden.” (v. Poſchinger, Preußen im Bundestag 1851 
bis 1859, 11 ©. 359 ff). 

Als dann im Jahre 1859 unter offener Begiinftigung Ruſslands 
der Krieg Frankreichs und Sardiniend gegen Oefterreih ausbrad) 
und ſich Preußen weigerte, der hogaufmallenben deutſch⸗patriotiſchen 
Stimmung des deutſchen Volkes und Bundes entſprechend, für Oeſter⸗ 
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reich und gegen Frankreich aufzutreten, da bejtärfte der als preußiſcher 
Gefandter zu St. Petersburg fungierende Bismard in einem Schreiber 
vom 12. Mat 1859 den damaligen preußiſchen Minifter des Aeußern, 
v. Schleinig, nad) Kräften in diejer egoiftiichen und particulariftiichen 
Politik und ermahnte ihn, fi darin nicht irre machen zu laßen, 

durch unbejonnene und fanatische Beſtrebungen“ der übrigen deutjchen. 
Staten, die „fo leichtfertig bereit find, dem erften Anftoß des Friegs- 
geichreis der urteilsloſen und veränderlichen Tagesmeinung zu folgen.” 
(Bismardsbriefe 1844—1870, ©. 62 ff). Noch deutlicher ſprach 
man fich gleichzeitig in andern preußtichen Streißen aus. Der Herzog 
von Koburg berichtet darüber: „Mein Freund Ufedom [es iſt der 
damalige preußifche Bundestagsgefandte und jpätere Uebermittler der 
Stoß⸗ins⸗Herz⸗ Depeſche gemeint] propagierte auf alle Weile die Idee 
der Neutralität Preußens, ja noch weiter Gehende fcheuten fich nicht, 
die Möglichkeit zu ventilieren, in Berbindung mit Napoleon 
über Defterreicdh herzufallen.“ (Ernft II. Aus meinem Veben 
und aus meiner Zeit, 1. ©. 452). | 

Die Bemühungen Bismarcks umd der mit ihm Gleichdentenden, 
Preußen in ein Bündnis mit Napoleon gegen Oeſterreich und den 
Deutichen Bund hinein zu treiben, wurden auch nach dem italieniſchen 
Kriege fortgeſetzt. Darüber bringt in feinen neuerdings veröffent- 
lichten „Tagebuchblättern” der preußiche Legationsrat, Hiitoriter und 
Miitärihri teller Theodor von Bernhardi(r 1887) eine Anzahl 
beitbeglaubigter Belege bei. So ftellte der König ber Belgier 
Leopold 1. im Nachſommer 1859 über die damals geplante, aut 
16. September deſſ. Jahres vollzogene Gründung des deutichen 
Nationalvereins in einem Schreiben an feinen Neffen, den Herzog 
Ernft I. von Sachſen⸗Roburg⸗Gotha, eine Reihe von Theſen auf, 
deren dritte lautete: „C. Es follte feit und ſcharf ausgeſprochen 
werben, daß der Nationalverein einen jeben Deutſchen, der Tchlecht 
genug fein würde, Abreißungen vom Vaterlande zu proponieren, 
- ala einen Verräter auf alle Weiſe verfolgen werde. Beider könnte 
ih Deutiche citieren, die dergleihden vorgeihlagen 
haben, unter anderen Herr.v. Bismard-Schönhaufen.” 
(Theodor v. Bernhardi, Tagebuchblätter IV, ©. 32). 

Aus der Zeit, mo Die Begegmmg des Prinzregenten mit dem 
Kaiſer, der Franzoſen in Baden-Baden (1860) borbereitet wurde, 
liegt im dritten Bande der „Tagebuchblätter” folgendes Zeugnis 
Bernhardis ſelbſt por, welches über das von und ©. 7 ff. berichtete 
Eingreifen des Königs Georg von Hannover in jene Begegnung erjt 
das richtige Licht verbreitet: „Einerſeits jchent Napoleon 111. Die 
Misgriffe und Mebertreibungen Napoleon? 1. und will, gewarnt, 
feinen Spuren nicht folgen. Er ftrebt nicht nach Weltherrihaft — 
er will nicht einmal den Aheinbund erneuern; er willnur Frank⸗ 
reih3 Grenzen bis an den Rhein vorrücken; ein foldes 
Verhältnis, ſolche Eroberungen hält er für haltbar und dauernd. 
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Er will aber auch nicht mit einer Eoalition zu fümpfen haben; wo 
er der Möglichkeit einer ſolchen begegnet, weicht er zuriid. Auch 
möchte er, wie gejagt, die Rheinlande ohne Krieg, mit Preußen 
um Berbündeten, haben. Auf der amderen Seite wißen 
ismard-Schönhaujen und Genoßen jo gut wie das ruffliche 
und franzöftihe Cabinet, daß der Prinzregent nun und nimmer aus 
freier Wahl auf eine Politik eingeht, mie fe ihnen erwünſcht wäre; 
er ſoll alfo dazu gezwungen werden, d. h. Bismard und 
die Gleichgeſinnten möchten ihn in eine Zage verjegen, in der ihm gar 
feine Wahl, in der ihm nichts übrig bleibe, als ſich Frankreich un⸗ 
bedingt in die Arme zu werfen. Es kommmt alfo zunächft darauf 
an, Preußen mit jedem anderen möglichen Verbiindeten zu verfeinden 
und nad) allen Seiten hin zu tfolieren. Deshalb wünſcht 
man die Yufammenktunft mit Napoleon III. und Bismard drängt 
dahin; nicht, daß man erwartete, der Regent werde fich beſchwatzen 
lagen, wie franz Joſeph zu Villafranca — das geichieht gewis 
nieht! — Aber eine ſolche Zuſammenkunft wiirde in England mie 
in Deutichland das entichiedenite Mistrauen gegen Preußen hervor⸗ 
rufen und Preußen unfehlbar ifolieren. Das tft e3, was Ruſs⸗ 
land, Franfreih — und Bismard-Schönhaufen famt 
feiner Eoterte zunächſt wollen.” 
uch der ſchon früher von ung angefilhrte britiſche Geſandte 
Lord Auguftus Loftus weiß von diefen Plänen. Bernhardt be= 
riätet folgende Aeußerung deffelben: „2. Auguftus (Lord Loftus): 
Jawol ein Bündnis mit Frankreich; la Prusse a besoin d’un 
peu de ventre — muß fid) im Innern Deutfchlandg vergrößern 
— dazu verbindet man fih mit Frankreich vermöge 
einiger kleiner Abtretungen auf dem linken Rheinufer. 
Albert Pourtalds [fett 1859 preußiſcher Gefandter in Paris, F 1861] 
und Ujedom haben diejelben Ideen, die ihnen wie Bismarck der 
Haß gegen Oefterreich eingibt” (Bernhardia. a. O. IV, ©. 306). 
AS dann im Frühjahr 1862 Bismard ſelbſt nach Parts gefchidt 
. wurde, ſchrieb Bernhardi, wie gleichfal® im 4. Band feiner Tages 
buchblätter mitgeteilt wird, am 24. Mat des genannten Jahres: 
„Zu den Merkwürdigkeiten des Tages gehört dann auch, daß Bis⸗ 
mard-Schönhaufen, der fehon zum Gejandten in England er> 
nannt war — durchgejegt hat, daß man ihn nad) Paris jendet. Die 
Politik, die er im Sinne hat, iſt befannt: ein ruſſiſch-preußiſch⸗ 
al Bündnis — Abtretung des linten 
heinufers an Frankreich — Vernichtung Oeſterreichs 
— Bergrößerung Preußen? im Inneren Deutſchlands. 
Bernftorfi) will dagegen Hand in Hand mit Defterreich gehen.” 

1) Ulbrecht Graf Bernftorff war als Nachfolger v. Schlei- 
nig’3 und Vorgänger Bismard3 October 1861 big September 1862 preußiſcher 
Demilter an, awärtigen, vorher und nachher Gefandter in Vondon, wo 
er arb. 
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Antrag auf gleichzeitige Abrüſtung ſämtlicher Bundesglieder und zwar 
an einem in der Bundesverfammlung zu vereinbarenden Tage, wurde 
von letterer zwar am 24. Mai einftimmig angenommen, erreichte 
aber dennoch nur das gerade Gegenteil feines Zweckes, da die in der 
folgenden Sigung des Bundestags dom 1. Juni gemachten Mit- 
teilungen Dejterreih® und Preußens über die Vorausſetzungen ihrer 
Bereitiwilligfett zum Abrititen dern lange drohenden Sturm endlich 
entfeßeln follten. | 


Achtes Kapitel. 


Das Eongreis-Proiect und Srankreichs weiteres 
Verhalten. 


1. Der äußere Verlauf des Cougreſs⸗Planes und die 
Neutralen, insbeſoudere NRufdland. 


[Die Idee Napoleons 111, durch einen europätfchen Congreſs 
dem drohenden Kriege vorzubeugen, tauchte zuerſt am 8. Mai auf 
(Va Marmora, aa. O. ©. 216) und hielt in den folgenden 
Moden die ganze internationale Diplomatie in lebhafter Spannung. 

Am 24. Mat erließen Frankreich, Groß-Britannien 
und Rufsland an Defterreih, Preußen, Italien und 
den Deutſchen Bund die förmliche Einladung, in der es hieß: 
„Es handelt ji darum, im Intereſſe des Frieden? auf diploma- 
tiſchem Weg die Frage der Elbherzogtümer, diejenige des italieniſchen 
Zwiſtes, endlich diejenige der Bundesreformen, ſoweit dieſelben das 
europäiſche Gleichgewicht intereſſieren könnten, zu löſen“ Der Con⸗ 
greſs ſollte ſobald als möglich und zwar in Paris zuſammentreten, 
und es wurde in der Einladung das Vertrauen zu den ſtreitenden 
Mächten ausgeſprochen, daß, falls ſie der Einladung zuſtimmten, ſie 
ihre Rüſtungen wenn nicht rückgängig machen, ſo doch auch nicht 
fortſetzen wuürden. Aegidi und Klauhold, Die Kriſis des 
Jahres 1866, ©. 46). Napoleon ſetzte ſein Congreſs⸗-⸗Programm 
nachträglich in einem Schreiben vom 11. Juni an ſeinen Miniſter 
Drouyn de Lhuys wie folgt auseinander: „Was uns betrifft, ſo 
hätten wir für die zum Deutſchen Bunde gehörigen Staten zweiten 
Ranges einen engeren Zuſammenſchluß, eine mächtigere Organifation, 
eine wichtigere Rolle gewünjcht; für Preußen mehr Abrun- 
dung und Macht im Norden; für Defterreih die 
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aufrenterhaltnng feiner großen Stellung in 
Deutfhland. Außerdem mirden wir gewünſcht haben, daß 
Defterreic) gegen eine gleichwertige Entihädigung [ed war Preußiich- 
Schlefien gemeint] Venetien an Italien hätte abtreten könen.“ (Aegidi 
und Klauhold, aa. O. ©. 54). 

Für den Grafen Bismard war die Congreſs-Idee eine Duelle 
großer Verlegenheit und ſchwerer Beſorgniſſe, da er Fraukreichs noch 
immer nicht völlig ficher war, auch von gewilien, weiter unten zu 
erwähnenden öſterreichiſch⸗franzöſiſchen Verhandlungen gehört hatte 
und fürchten mußte, Napoleon wolle Italien wieder von Preußen 
trennen, indem er vermittelit des Congreſſes den Krieg bis zum Ab⸗ 
Jauf des preußiſch⸗italieniſchen Bündniſſes (8. Juli) verzögere. Gleich: 
wol begriff er, daß er die Einladung ammehmen müße, um Die 
friegerifchen Abfichten Preußen? nicht allzujehr vor Europa bloß- 
zuitelen. Aber er tat es äußerſt widerwillig und in der Hoffnung, 
daß der Congreſs, wenn er überhaupt zu Stande käme, doch zu nichts 
führen werde. „Wir werden nur Zeit haben, unjere Rüftungen zu 
beendigen, und von dem Congreſs weg gehen mir in den Krieg“, 
fagte er am 19. Mat zu dem Haieniken Gejandten Barral (La 
Marmora, a. a. O. ©. 225). 

Oeſterreich befreite aber durch einen der gröſten Fehler, die 
ſeine Diplomatie damals begieng, den Grafen aus dieſen Nöten, in⸗ 
dem die kaiſerliche Regierung am 1. Juni ihre Vertretung auf dem 
Congreſs davon abhängig machte, „daß alle Mächte, welche an der ge⸗ 
planten Vereinigung Teil nehmen follen, gleich ihr bereit jeien, dortfein 
Sonderinterefje zum Nahteilder allgemeinen 
Ruhe zu verfolgen”, und „daß von den Beratungen jede 
Combinationaußgeihloßen bleibenwerde, die darauf 
abzielen wiirde, einem der jegt zu der Vereinigung eingeladenen 
Staten eine territorialeVergrößerung oder einen Macht⸗ 
zuwachs zu verichaffen.” Hegidi und Klauhold, a. a. O. 
S. 48). Dieſe Erklärung, welche neben dem Vorzug der Würde 
und Ehrlichkeit den Fehler hatte, vor, ſtatt im Laufe des Congreſſes 
abgegeben zu werden, ließ die Neutralen auf den Congreſs ver⸗ 
zichten, eine Entſchlietßung, von der die Welt am 4. Juni von Paris 
aus veritändigt wurde. 

Das Scheitern des Congreſſes an dem Vorbehalte Oeſterreichs 
hinterließ bei den Neutralen eine VerſtimmunggegenOeſter— 
rei. Der König von Preußen verfehlte nicht, dem Kaiſer von 
Ruſsland alabald „fein Bedauern iiber die Erfolglofigkeit des Verfuches 
zur Verſöhnung“ auszudrüden, und der italieniſche Gejandte am 
Peterburger Hofe konnte ſchon am 5. Juni nad Haufe melden: 
De Wind fehrt fich gegen Oeſterreich“ (La Marmora,a. a. O. 


8 
Freilich durfte Ruſſſsland ſchon bisher nichts weniger 
als zu den Freunden Oeſterreichs und des deutſchen Bundesrechtes 
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gezählt werden. Somelt das Verhalten de Zaren Merander 11. 
und feines Kanzler Gortichafow zu der Kriſis non 1866 bisher 
überhaupt aufgeklärt ift, muß es ſowol in der Vorgeichichte wie in 
dem jpätern Verlauf der Kataftrophe mit der Anklage belaftet werden, 
nächſt demjenigen Franfreih® und Staliens die damalige preußiiche 
Revolution am meiften begünftigt zu haben. Sp berichtet der 
Milttärattah6 der franzöftiihen Gejandtihaft in Berlin, Graf 
Clermont-Tonnerre, ein fehr wachſamer und Tcharffichtiger 
Beobachter, unterm 20. Juni: „Wenn man jegt Ruſsland Truppen 
in die Nähe feiner Grenzen bringen fieht, fo fragt man fich häufig 
in Berlin, nad) welcher Seite fih die Sympathien diefer Madt 
neigen. Ich bemerke, daß alle fremde Geſandte, deren Urteil im 
diplomatiſchen Corps etwas gilt, nicht daran zweifeln, daß trotz zur 
Schau getragener Schmollereien, trotz heftiger Worte gegen Preußen, 
vielleicht auch trotz eines wirklichen, durch die hieſige Regierungspolitik 
verurſachten Misvergnügens, Ruſsland ſich Doch immer im ge— 
heimen Einverſtändnis mit dem Berliner Cabinet gehalten hat. 
Der gegenwärtige Krieg, die Tronbeſteigung des Prinzen von Hohen⸗ 
zollern in den Fürſtentümern ſRumänien] dürften nur als not— 
wendige Uebel betrachtet werden, die man ertragen müße, um nicht 
wichtigere Güter zu compromiitieren. Preußen allein, jagen bie 
Ruſſen, ift in der polnifchen Frage [gemeint tft der polniſche Auf- 
ftand von 1863] correct geweſen.“ (G. Rothan, La Politique 
Frangaise en 1866, p. 452—-53).] 


2. Anfprache Napoleons 11. an den Maire von Aurerre 
| über die Verträge von 1815, 6. Mai 1866, 


(Moniteur Universel, 7. mai 1866.) 

Ich jehe mit Vergnügen, daß die Erinnerungen des erſten Kailer- 
reiches in Ihrem Gedächtniſſe nicht erlofchen find. Glauben Sie 
mir: ich meinerſeits habe von dem Oberhaupte meiner Familie die 
Gefühle für dieje energiichen und patriotifchen Bevölkerungen geerbt, 
die in guten wie in böfen Tagen die Stütze des Kaiſers waren. Ich 
habe iibrigen dem Monne-Departement gegenüber eine Schuld der 
„Dankbarkeit abzufragen. Es war eines der eriten, welches mir im Jahre 
1848 jeine Stimme gab, welches gleich der großen Mehrheit des 
franzöfifchen Volkes begriff, daß jeine Interejjen die meinigen ſeien, 
und daß ich gleich ihm die Verträge von 1815 verabjcheute, 
die man heute zur alleinigen Grundlage unjerer aus— 
wärtigen Politik machen will. 

Ich dankte Ihnen für Ihre Gefühle. In Ihrer Mittejatme id} 
auf, denn unter den arbeitiamen Bevölkerungen der Städte und 
Dörfer finde ich den wahren Genius Frankreich wieder. . 
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3. Zur diplomatiſchen Geheimgefchichte der Congreſs⸗ 
| Beriode, 
Aus dem vertrauliden Bericht des Ritters Nigraı), 
ttaltenifhen Gejandten zu Paris, anden Prinzen 
von Sarignan, Stellvertreter des Königs vor 
Stalien zu Florenz, dd. Bari, Juni 1866. 
(Rothan, La Politique Frangaise en 1866, p. 428 ss.) 

... Am 31. Merz [1866] faßte ich in einem Schreiben an 
den General La Marmora die Lage wie folgt zujammen: 1) Der 
Kaifer [Napoleon] wünſcht, daß der Krieg ausbreche; 2) er mill 
fi nicht engagieren, weder mit Preußen, noch mit Defterreich, noch 
mit Italien; 3) er rät Italien, den Biindnisvertrag mit Preußen 
abzujchließen. Es iſt das ein freundichaftlicher Rat, aber er enthält 
feine Verpflichtung ſeitens Frankreichs; 4) fein Ziel ift, die Grenze 
berichtigung am Rhein zu erlangen, ohne das Schwert za ziehen. 
Er wird es nötiges Falles ziehen, went der Krieg begonnen hat; 
wenn Dejterreich zuerſt Italien angreifen follte, würde er fich dieſem 
Angriff widerſetzen. | 

So mar die Lage Anfangs April, als neue Zwifchenfälle: 
andere Verwiclungen jchufen. Preußen hatte feinen Vorfchlag eines 
deutichen Parlaments losgelaßen und feinen Streit mit Oefterreich 
wegen der Priorität der Nüftungen angefangen. Oeſterreich ſeiner⸗ 
jeit3 hatte Wind von einem Abkommen zwiſchen Preußen und Stalien 
befommen. Gewarnt durd) die Sprache der italieniichen Zeitungen 
und den Zuſtand der öffentlichen Meinung in Benetien Hatte e& 
plöglich Kriegöporbereitungen nach der Seite unferer Grenze getroffen. 
Der Kaiſer hätte gewünſcht — und er fagte e8 mir offen — daß, 
Stalien auf diefe Herausforderungen nicht antwortete und, im Ver— 
trauen auf fein gutes Recht und die Unterftügung Frankreichs, 
Europa dadurch günftig für fich ftinmte, daß es keinerlei Vor— 
fehrungen weder zum Angriff noch zur Verteidigung träfe. Dieſer 
Rat konnte nicht befolgt werden, und Stalien riiftete, indem es jedoch. 
erflärte, daß feine Rüftungen nur defenfiver Art feien. Oeſterreich 
verftand fich dazu, die Initiative zur Abrüftung in Deutſchland zu 


) Sonftantino Nigra geb. 1827, 1860-76 tlalienifcher Ge— 
fandter zu Paris, Später, in den Grafenftand erhoben, Botichafter zu 
&t. Petersburg, London und dermalen zu Wien. 
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ergreifen, aber es weigerte fich, daſſelbe in Venetien zu tuen, was 
dem Grafen Bigmard den erwünschten Vorwand bot, die Ab- 
rüftung für Preußen abzulehnen. 

Nun mechjelte das Wiener Gabinet raſch jeine Taktik und 
ſuchte Preußen durd) Trennung deſſelben von Frankreich und Italien 
zu iſolieren. Während die plöglichen Rüftungen in Venetien und 
und ben Staten Sr. Majeität [des Königs von Stalien] die 
öffentliche Meinung erregten, während Herr Rouher, zur Beſchwich⸗ 
tigung der allgemeinen Unruhe, im Gejeßgebenden Körper öffentlich 
erklärte, daß Italien nicht die Mbficht habe, Oeſterreich zuerft anzu— 
greifen; in dem Augenblide, wo fogar auf der anderen Seite der 
König von Preußen durch den Grafen Bismard dem General Govone 
erflären ließ, daß er fich nicht durch Italien in einen Krieg gegen 
Defterreih hinein ziehen zu laßen gedenfe, ließ mich der Kaifer am 
4. Mai zu fich rufen und teilte mir den öſterreichiſchen Vorſchlag 
mit, Venetien unter der Bedingung abzutreten, daß Stalien und 
Frankreich neutral blieben und Oeſterreich Fein Hindernis in den 
Weg legten, fih durch die Eroberung Schleften® an Preußen 
ſchadlos zu halten. 

Die Abtretung würde an Frankreich erfolgen, welches dann 
Venetien an und geben müßte. Die beiden Tatjachen der Abtretung 
und der Eroberung Schlefiena ſollten fich gleichzeitig vollziehen und 
die eine die Vorbedingung der andern fein. 

Der Ratjer erklärte mir, daß der Vorſchlag in aller Form ge 
macht wäre, und fragte mich, ob die Regierung de Königs in der 
Lage jei, fi) von den Preußen gegenüber eingegangenen Verpflich⸗ 
tungen loszumachen. 

Indem ich diefen Vorichlag im tiefften Geheimnis dem General 
2a Marmora mitteilte, verhehlte ich ihm in einem Brief vom 5. Mai 
nicht, daß wir, troß der zweideutigen Auslegung, welche die preußiſche 
Negierung damals dem Vertrage gab, unmöglich den öfterreichifchen 
Vorſchlag annehmen fünnten, ohne und dem Vorwurfe der Wort: 
brichigfeit auszufegen. Ich fügte Hinzu, daß es mir der Würde 
des Königs und eines States von 22 Millionen Einwohnern wenig 
zu entiprechen jcheine, wenn wir uns der Abtretung Venetien? wegen 
mit einer neuen Dankesſchuld gegen Frankreich belafteten. 

Se. Ereellenz der General La Marmora beauftrage ben General 
Govone, fih nad) Paris zu begeben, um mit mir über die preußiſcher⸗ 
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ſeits dem Vertrage gegebene Auslegung zu conferieren. Mittler- 
weile aber hatte Graf Bismard von dem Könige von Preußen das 
Verſprechen erlangt, an Oeſterreich den Krieg zu erklären, falls es 
Italien angriffe, jodaß die Regierung des Königs [von Italien] einen 
Borwand mehr hatte, fich von dem Vertrage loszuſagen, deffen Er- 
löſchen auf den 8. Juli feitgejegt war. | 

Stes mwolwollend gegen und wie er ift, nahm der Kaiſer den 
öfterreichiichen Vorſchlag nicht ant); er eignete fich im Gegenteil die 
gleichzeitig zu London und St. Petersburg zu Tage getretene Idee 
eines Congreſſes an, in welchem neben Franfreih, England und 
Ruſsland die drei ftreitenden Mächte vertreten fein follten. 

Zwiſchen den drei neutralen Mächten war ein gewiſſes vor- 
läufiges Einverſtändnis erzielt worden; e hatte die Abtretung Vene: 
tiend zur Grundlage, dergeftalt, daß das Auffinden von Compen- 
fationen die weſentliche Aufgabe des Congreſſes fein mußte... . 
Die Einladung zum Congreſs ergieng von Paris am Abend des 
24. Mai. Man weiß, daß Italien und Preußen dieſelbe annahmen, 
Der Kaifer fagte mir zu wiederholten Malen, daß er auch von 
Seiten Oeſterreichs eine zujagende Antwort erhoffe.e . . . Diefe 


1) Die hier geichilderten Bemühungen Napoleons, Stalien zur Alt- 
nahme der öſterreichiſchen Offerte und zum Rücktritt von der preußifchen 
Alliance zu bewegen, faßt Graf Vitzthum von Eckſtädt mit Net 
als ein bloßes Scheinmandver auf. Um daſſelbe zu veritehen, fagt er, 
„ind Die Daten von höchſter Wichtigkeit, denn am Tage nachdem die 
obgedachte Unterredung mit Nigra ftattgefunden, welche als eine Bemühung 
für die Aufrechthaltung des Friedens gedeutet werden könnte, beeilte fich 
Napoleon 111., feinen Abſcheu vor den Verträgen von 1815 öffentlich aus- 
zuiprechen. Die faiferlihe Anſprache in Aurerre [S. 104] beunruhigte 
die Friedensfreunde um jo mehr, als, wie man bald darauf erfuhr, die 
ominöſen Warte: „je deteste comme vous les traites de 1815° gar 
nicht geiprochen, jondern dem Terte eingefügt worden waren, der im 
Moniteur‘ zur Veröffentlichung gelangte.” (London, Gaftein und Sadoma, 
©. 174). „Hätte er [Napoleon] die Aufrechterhaltung des Friedens ges 
wünfcht, jo würde ein Wort an den König Victor Emanuel genügt haben, 
um diefen zu bewegen, fi von dem mit Preußen am 8. April abge= 
ſchloßenen Alliance-Bertrag loszuſagen. Dieſes Wort wurde nicht ge— 
iprochen, weil Kaiſer Napoleon wußte, daß Preußen ohne die Garantie 
der franzöfiichen Neutralität, welche das Bündnis mit Italien gemähr- 
leiftete, den Krieg nicht beginnen werde.” (a. a. ©. ©. 177.) 
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Hoffnungen wurden geteufjht. Der Kaiſer Franz Joſeph verlangte 
al unerläßlihe Vorbedingung feiner Zuſtimmung, daß feine Ver⸗— 
änderung in dem Territorialbejtand der ftreitenden Mächte auf dem 
Congreſſe vorgebradht werde. Man konnte nicht deutlicher jede Lö— 
fung der venetianifchen Frage ausfchließen, und die Gabinette der 
neutralen Mächte erklärten einmütig, daß die Zufammenberufung 
einer EConferenz in Folge deffen fein practiiche® Ergebni® mehr 
haben fönne .... Der Krieg war alſo jowol in Italien wie in 
Deutſchland unvermeidlich geworden.) 

Es erübrigt nur noch anzugeben, welcher Art in dieſem letzten 
Entwicklungs-Abſchnitt die Beziehungen Frankreichs zu Preußen, zu 
Oeſterreich und Italien geweſen ſind. 

Ein letzter Verſuch, den Kaiſer ſchon jetzt zum Abſchluße 
einer Tripel-Alliance gegen Oeſterreich zu bewegen, wurde im Ein— 
verftändni® mit mir von Sr. 8. 9. dem Prinzen Napoleon unter 
nommen.?) 

Bismard zeigte fich für feine Perſon der Idee nicht abgeneigt 
(ne se montrait pas contraire & l’idee), an Frankreich die Gebiete 
zwiihen Mofel und Rhein, mit Ausnahme von Coblenz, abzutreten, 
um die milttärtihe Mitwirkung Frankreich zu erlangen; aber er 
verficherte, daß der König von: Preußen von Abtretungen deuticher 
Gebiete an Frankreich wenigſtens fo lange nichts hören wolle, als 
er hoffen dürfe, ohne Hülfe Frankreichs den Krieg gegen Oefterreich 
zu gutem Ende zu führen. Der Sailer jeinerfeit3 zog, wie ich jchon 
weiter oben gejagt habe, vor, fi) nicht zu engagieren und den Aus⸗ 
fall der erſten Schladten abzuwarten. Sch citiere in dieſer Be 
ziehung was ich dem General La Marmora in meinem Briefe vom 
24. Mat ſchrieb: „Preußen ſcheint entichloßen, die franzöfiiche Alli- 
ance erit im Falle einer erjten Niederlage nachzuſuchen. Dieje Comes 


1) Der franzöſiſche Botſchafter Benedetti war gerade bei dem Grafen 
Bismard, als dieſer die telegraphifche Nachricht erhielt, daß die Mächte 
auf den Congreſs-Vorſchlag verzichteten.. „Nachdem er fie gelejen hatte“, 
fo berichtet Benedetti (Ma Mission en Prusse, p. 182) „rief er aus: Vive 
le Roi!“ 

2) Hierher, d. 5. auf Rechnung Nigra's und des Prinzen Napo— 
leon, gehört alfo der in dem preußifchen Gircular vom 29. Juli 1870 
mitgeteilte Entwurf der preußiſch-franzöſiſchen Offenfiv- und Defenfiv- 
Alliance. Vgl. Nr. 4, G. dieſes Kapitels, 
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hination [einer Tripel-Alliance Frankreihd, Preußens, Italiens], 
welche in meinen Augen die bejte, weil die ficherite tft, wird alfo in 
einem günftigeren Augenblid erneuert werden müßen. Uebrigens 
widerftrebt es dem Kaifer felbft, deutfche Provinzen zu annectieren 
und fich fo ein rheinifches Venetien zu jchaffen. Freilich dürfte 
jein Widerftreben nicht uniiberwindlich fein.“ ... . 


4. Bismarck und Frankreich. 


A 


Zur Vorgefchichte der Bismarck'ſchen Bemühnngen um Die 
Alliance mit Fraukreich. 


[ne Gedanke Bismarcks, mit Hülfe Frankreichs die Herrichaft 
Preußens über Deutſchland auf Koften Deiterreichg und des ührigen 
Deutihlands zu begründen, läßt fich ſchon ſehr früh nachweiſen. 
Bereit3 unter dem 26. April 1856 hatte Bismard in einem Privat- 
fchreiben an den damaligen Minifterpräfidenten v. Manteuffel fich 
ausführlich iiber die durd Beendigung des Krimkrieges geichaffene 
deutihe und europätiche Lage geäußert und darin die Notwendigkeit 
einer friihern oder ſpätern blutigen Auseinanderſetzung mit Oefterreich 
betont, weil Deutfchland „zu eng für uns beide” und „Oeſterreich 
der einzige Stat jet, an den wir nahe verlieren und von dem 
wir nachhaltig gewinnen können.“ „Sit dieſes richtig" — ſo heißt 
& dann in diefem Schreiben mit Rüdficht auf die damals aufgetauchte 
Möglichkeit einer rufftich-franzöftichen Alliance gegen Oefterreich weiter 
— „jo it es au für Preußen nit möglich, die Selbit- 
verleugnung fo weit zu treiben, daß wir die eigene 
Eriftenz einfeßen, um die Integrität Oeſterreichs zu 
Ihüßen.... Wenn wir wirklich gegen ein franzöſiſch-⸗ruſſiſches Bünd⸗ 
nid fiegreich blieben, wofür Hätten wir fchließlih gekämpft! Für - 
die Erhaltung des öſterreichiſchen Uebergewichts in Frag und 
der erbärmlichen Verfaßung des Deutſchen Bundes, und dafür fünnen 
wir doch unmöglich unfere legte Kraft ein=, und unjere Exiſtenz aufs 
Spiel feßen.... Käme e8 zur Verwirflihung einer ruſſiſch— 
franzöſiſchen Alliance mit kriegeriſchen Zwecken, fo können 
wir meiner Anſicht nach nicht unter den Gegnern derſelben 
ſein, weil wir da wahrſcheinlich unterliegen, vielleicht pour 
les beaux yeux de l’Autriche et de la Diete uns ſiegend ver⸗ 
bluten würden.” (v. me Hinger, Preußen im Bundestag 1851 
bis 1859, U ©. 359 ff). 

Als dann im Jahre 1859 unter offener Begünstigung Ruſslands 
ber Krieg Frankreich und Sardinien® gegen Defterreih ausbrach 
und fi) Preußen weigerte, der hochaufwallenden deutſch⸗patriotiſchen 
Stimmung des deutſchen Volkes und Bundes entiprechend, fiir Oefter- 
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reich und gegen Frankreich aufzutreten, da beſtärkte der als preußiſcher 
Gefandter zu St. Petersburg fungierende Bigmard in einem Schreiben 
vom 12. Mat 1859 den damaligen preußiichen Minifter des Aeußern, 
v. Schleinig, nad) Kräften in diefer egoiftiichen und particulartftiichen 
Politik und ermahnte ihn, ſich darin nicht irre machen zu laßen, 
„duch unbeionnene und fanatiihe Beitrebungen“ der übrigen deutfchen. 
Staten, die „to leichtfertig bereit find, dem erften Anſtoß des Kriegs⸗ 
geichreiß der urteilslofen und veränderlichen Tagesmeinung zu folgen.” 
(Bigmardshbriefe 1844—1870, ©. 62 ff). Noch deutlicher ſprach 
man fi) gleichzeitig in andern preußiſchen Kreißen aus. Der Herzog 
bon Koburg berichtet darüber: „Mein Freund Uſedom [es tft der 
damalige preußifche Bundeztagsgefandte und fpätere Uebermittler der 
Stoß-ind-Herz.Depejche gemeint] propagierte auf alle Weile die dee 
der Neutralität Preußens, ja noch weiter Gehende ſcheuten fich nicht, 
die Möglichkeit zu ventilieren, in Verbindung mit Napoleon 
über Oeſterreich herzufallen.“ (Ernit II., Aus meinem Beben 
und aus meiner Zeit, 11. ©. 452). | 

Die Bemühungen Bismards und der mit ihm Gleichdentenden, 
Preußen in ein Bündnis mit Napoleon gegen Oeſterreich und den 
Dentichen Bund hinein zu treiben, wurden auch nach dem italtentfchen 
Kriege fortgejegt. Darüber bringt in feinen neuerbingd veröffent⸗ 
l Tagebuchblättern“ der preußiche Legationsrat, Hiſtoriker und 
Milttärichrittfteller Theodor von Bernhardi lt 1887) eine Anzahl 
beitbeglaubigter Belege bei. So ftellte der König der Belgier 
Leopold 1. im Nachſommer 1859 über die damals geplante, amt 
16. September deſſ. Jahres volfzogene Gründung des deutſchen 
Rationalvereins in einem Schreiben an feinen Neffen, den Herzog 
Ernſt 11. von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, eine Reihe von Thelen auf, 
deren dritte lautete: „O. Es follte feit und jcharf ausgeſprochen 
werden, daß der Nationalverein einen jeben Deutſchen, der ſchlecht 
genug sein wiirde, Abreißungen vom Vaterlande zu proponieren, 
als einen Verräter auf alle Weiſe verfolgen werde. Leider könnte 
ih Deutſche citieren, die dergleichen vorgeſchlagen 
haben, unter anderen Herr.v. Bismard-Schönhaufen.” 
(Theodor dv. Bernhardi, Tagebuchblätter IV, ©. 32). 

Aus der Zeit, wo die Begegnung des Prinzregenten mit dem 
Kaiſer der Franzoſen in Baden-Baden (1860) porbereitet wurde, 
liegt im dritten Bande der „Tagebuchblätter” folgendes Zeugnis 
Bernhardis jelbit vor, welches über das von una ©. 7 ff. berichtete 
Eingreifen des Königs Georg von Hannover in jene Begegnung erit 
das richtige Licht verbreitet: „Einerſeits ſcheut Napoleon 111. die 
Misgriffe und Uebertreibungen Napoleon? 1 und will, gewarnt, 
jeinen Spuren nicht folgen. Er ftrebt nicht nach Weltherrihaft — 
er will nicht einmal den Rheinbund ernenern; er willnur Frank⸗ 
reichs Grenzen bis an den Rhein vorrüden; ein ſolches 
Verhältnis, ſolche Eroberungen Hält er fir haltbar und dauernd. 
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Gr will aber auch nicht mit einer Goalition zu fämpfen haben; wo 
er der Möglichkeit einer folchen begegnet, weicht er zurüd. Auch 
möchte er, wie gejagt, die Nheinlande ohne Krieg, mit Breußen 
zum Verbündeten, haben. Auf der anderen Seite wißen 
Bismard-Schönhaufen und Genoßen jo gut wie das ruffiiche 
und franzöftihe Gabinet, daß der Prinzregent nun und nimmer aus 
freier Wahl auf eine Politik eingeht, wie fie ihnen erwünſcht wäre; 
er foll alfo dazu gezwungen werden, d. h. Bismard und 
die Sleichgefinnten möchten ihn in eine Lage verfeten, in der ihm gar 
feine Wahl, in der ihm nichts übrig bleibe, als ſich Frankreich un⸗ 
bedingt in die Arme zu werfen. Es fommmt alfo zunächſt darauf 
an, Preußen mit jedem anderen möglichen Verbiindeten zu verfeinden 
und nad) allen Seiten hin zu ifolieren. Deshalb wünſcht 
man die Zuſammenkunft mit Napoleon 111, und Bismard drängt 
dahin; nicht, daß man erwartete, der Regent werde fich beſchwatzen 
lagen, wie Franz Sofeph zu Villafranca — das geihieht gewis 
nicht ! — Aber eine ſolche Zufammenkunft würde in England wie 
in Deutfchland das entichiedenite Mistranen gegen Preußen hervor⸗ 
rufen und Preußen unfehlbar tiofteren. Das tft e8, was Ruſs⸗ 
land, Frankreich — und Bismard-Schönhaufen famt 
jeiner Coterie zunächſt wollen.“ 

uch der ſchon früher von uns angefhnrte britiiche Geſandte 
Lord Auguftus Loftus weiß von diefen Plänen. ernhardi bes 
richtet folgende Aeußerung deſſelben: „2. Auguftus (Lord Loftus): 
Jawol ein Bündnis mit Frankreich; la Prusse a besoin d’un 
peu de ventre — muß fich im Innern Deutichlands vergrößern 
— dazu verbindet man fih mit Frankreich vermöge 
einiger kleiner Abtretungen auf dem linten Rheinufer. 
Albert Pourtal&3 [fett 1859 preußifcher Gejandter in a, — 1861] 
und Ufedom haben diefelben Ideen, die ihnen wie Bismard der 
Haß gegen Oeſterreich eingibt” (Bernhardia. a. O. IV, ©. 306). 
Als dann im Frühjahr 1862 Bismard felbft go Paris geſchickt 
wurde, ſchrieb Bernhardi, wie gleichfalls im 4. Band ſeiner Tage⸗ 
buchblätter mitgeteilt wird, am 24. Mai des genannten Jahres: 
„Zu den Merkwürdigkeiten des Tages gehört dann auch, daß Bis⸗ 
mard-Schönhaufen, der fon zum Geſandten in England er> 
nannt war — durchgeſetzt hat, daß man ihn nad) Paris jendet. Die 
Politik, die er im Sinne hat, ift befannt: ein ruſſiſch-preußiſch⸗ 
file Bündnis — Abtretung des linten 
Rheinufer an Frankreich — Vernichtung Oeſterreichs 
— Vergrößerung Preußens im Inneren Deutfhland?. 
Bernftortfi) will dagegen Hand in Hand mit Defterreich gehen.” 
) Albrecht Graf Bernftorff war als Nachfolger v. Schlei⸗ 
nig’3 und Vorgänger Bismarcks October 1861 bis September 1862 preußiſcher 
anmilter nn, amärtigen, vorher und nachher Gejandter in London, wo 

arb. 
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Endlich wird auch der damalige Kronprinz von Preußen, nach⸗ 
malige Kaiſer Yriedrih, von Bernhardi als Feuge für dieſe Big- 
mard’ichen Pläne angeführt. Unjer Gewährömann hatte mit dem⸗ 
jelben am 28. December 1862, zu einer Zeit aljo, wo Herr von 
Bismarck bereitö feit einem Vierteljahre Minifterpräfident war, eine 
Unterredung, in welcher der Kronprinz den damals bereit begonnenen 
Niedergang Napoleons beiprad) und dann Hinzufegte: „Und jetzt 
gerade, wo feine Stellung zweifelhaft wird, möchte Herr v. Bismard 
ſich ihm anschließen.“ „Der Kronprinz”, jo berichtet Bernhardi 
weiter, „Ipricht aud) von Der Untuenlichkeit eines ſolchen Bündniſſes, 
das umſonſt nicht zu haben wäre, in dem man der Betrogene wäre 
— und dann „„Adieu, linkes Rheinufer.“ (Bernhardi, a. a. O. 
IV, ©. 335—386). | 

Daß Bismard die Verbindung mit Frankreich unverriidt ver⸗ 
folgte, geht de3 weiteren hervor aus den von und ©. 30 ff. an⸗ 
geführten Mitteilungen Sybels, denen zufolge er ſchon vor der 
Gajfteiner Convention, im Sommer 1865, „den Abichluß eines Neu⸗ 
tralitäts-Vertraga mit Frankreich, und nah Umſtänden die Feſt⸗ 
ftellung weiterer gegenfeitiger Verpflichtungen” anftrebte, mit dieſen 
Bemühungen aber, ebenjo wie mit ihrer Fortiegung in VBiarrig 
(Bol. ©. 66) an der Unzugänglichkeit Napoleon? vorläufig fcheiterte. 
Später gelang es ihm dann, die italienifche Alliance ala Surrogat 
der franzöfiichen (Vgl. S. 74 ff.) von Napoleon zu erlangen. Für 
den Fall aber, daß dieſes Surrogat fih als ungenügend ermweilen 
und das von ihm gewagte Abenteuer des Krieges gegen Oeſterreich 
und den Deutſchen Bund mißlingen follte, war er bereit, das franzö⸗ 
ſiſche Bündnis jelbit um den ihm wolbekannten Preis der Abtretung 
dinfgrheinticher deutfcher Gebiete zu erfaufen. Darüber läßt ein Ver: 
gleich der bisher mitgeteilten Berichte über feine franzöfiichen Bündnis⸗ 
pläne mit feinen im Nachitehenden referierten Aeußerungen keinen 
jtihhaltigen Zweifel auffommen.] 


Ä B. 
Zwei Berichte des italienifchen Special⸗Vevollmächtigten in 
Berlin, Generald Govone, an den italienifchen Minifter: 


Präfidenten La Marmora, 
(8a Marmora, Etwas mehr Licht, S. 228 ff. unb 260 ff.). 


Berlin, 22. Mai 1866. 
... Der Minifterpräfident hat mich geitern Abend empfangen. 
Ich Habe ihm von dem wahrhaft befriedigenden Stande. der 
Nüftungen in Italien und ber Vortrefflichkeit des öffentlichen. 
Geiftes Kenntnis gegeben. Ich fragte, bis zu welchem Punkte die 
preußifchen Rüſtungen gelangt und welche Vorkehrungen für die 
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tünftigen Ereigniffe getroffen feien, da es Em. Excellenz von Inter⸗ 
eſſe jei, den wahrjcheinlichen Zeitpunkt kennen zu lernen, in welchem 
die Feindſeligkeiten von diefer Seite eröffnet werden Fünnten. 

Graf v. Bismard antwortete mir, daß die preußtichen Rüftungen 
auf dem Punkte des Abſchlußes angelangt und binnen weniger Tage 
gänzlich vollendet jeien; der Krieg könne dann losbrechen, fei es 
num durch einen feindlichen Beſchluß des Bundestages, ſei e8 wegen 
Küftungen, welche Hannover oder einer der Kleinitaten, welche die 
preußiſche Monarchie in zwei Teile fcheiden, in Angriff nehmen wollte. 
Dann könne Preußen zu den erften Feindjeligkeiten gezwungen werden ; 
„jedoch, fügte er bei, da taucht jet der Vorſchlag des Congreſſes 
auf, welcher neue Hinderniffe in den Weg legen wird.” Uebrigens 
glaubt Graf v. Bismarck nicht an einen Erfolg des Congreſſes, zu 
welchen er die Einladung noch nicht erhalten Hatte. 

Ih fragte, was er von der Haltung der Mittelitaten und vor 
allem Bayerns in dem bevorſtehenden Conflicte denke. Cr ent- 
gegnete mir, Württemberg fei ſehr kriegeriſch und feindlich gefinnt, 
aber wegen Bayerns Habe er gute Hoffnung und glaube, daß es 
wenigſtens neutral bleibe. Uebrigens denkt auch er, daß die Armeen 
diefer Staten fchmwerlich den Mut haben werden, außerhalb ihrer 
Srenzen Feindſeligkeiten zu unternehmen, und daß alsdann die erite 
Schlacht gegen Defterreih, wenn ſie glüdlich auöfiele, bewirken würde, 
daß ihnen die Waffen aus den Händen fielen. 

„Ernſtere Schwierigkeiten”, ſagte mir Graf v. Bismard, „unſere 
wirklichen Beſorgniſſe betreffen die Haltung Frankreichs. Es 
ihweigt Preußen gegenüber, und indes find alle feine Vertreter bei 
den Höfen Zweiten Ranges in öſterreichiſchem Sinne tätig. Freilich 
ſagt man, daß diefe Agenten die Politik des Herrn Drouyn de Lhuys 
treiben und vielleicht felbft übertreiben, und dab die Politik des 
Kaiſers eine andere ſei; bei al dem ift es für ung nicht? meniger 
als beruhigend, den Krieg zu beginnen unter der Drohung von 
300,000 Mann, welche uns in den Rücken fallen fünnen, wenn wir 
recht im Gemenge find.” 

Ich ermwiderte: Aber ich glaubte, Ew. Ercellenz hätten mit dem 
Kaiſer Abſprechungen und Ausgleiche getroffen, und in dieſem 
Falle kann man ihm blindlings vertrauen, denn er iſt ein vollendeter 
Gentleman und teuſchte niemals ſeine Freunde. Wir können hierfür 
Zeugnis geben. 
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Graf v. Bismard antwortete, indem er feine Worte ftudierte: 
„Bor ſechs Monaten, als ich mit dem Kaiſer über die gegenwärtigen 
Ereigniſſe ſprach, fchten er mit einigen Ausgleihungen, welde 
Preußen gleihfall® convenieren, zufrieden; aber jet, wo wir aut 
Borabende der Löſung ftehen und es uns darauf ankäme, pofitivere 
Berträge einzugehen, tft er für jegliche Erflärung ganz unzugänglich.” 

Ich nahm dann dag Wort, um zu bemerken: Aber ganz Europa 
weiß, welches die Ansprüche Frankreichs find und vielleicht find dieß 
auch die Defiderien des Kaiferz. 

Graf v. Bismard erwiderte: „Es handelt fich ſchließlich für 
Preußen in diefer ganzen Angelegenheit darum, ein Uebergewicht in 
einem Teile Deutichland® zu erwerben und letzteres mit gegebenen. 
Banden an fich zu feßeln. Kann es, Preußen, kann er, der König, 
um ſolche Vorteile zu erlangen, ausgedehnte Provinzen mit deutſchem 
Blute an Frankreich abtreten? Es wirde dem Kaiſer viel beker 
anjtehen, .. .. . zu erwerben.” 

Sc erwiderte, daß die Erwerbung .... . , weldhes‘) ein fo 
blühendes nationales Leben und ein jo reges Selbitändigkeitsgefühl 
befite, jo fchwierig fein könnte, daß es den Kaiſer nit Dana 
geliftete, und daß es anderjeit3 eine unbedingte Notwendigkeit ei, 
unter den gegenwärtigen Umſtänden Frankreich auf unferer Seite zu 
haben. Glauben Ew. Excellenz nicht, fügte ich Hinzu, das die deutſche 
Frage, fobald fie einmal in Bewegung gejegt, vor allem mit Hülfe 
von Volksverſammlungen, jehr weit über daS gegenwärtige Programm 
hinausgelangt, und dab im Hintergrunde des Gemäldes die 
Annerionen ftehen? Dergeftalt könnte Preußen weit mehr gewinnen, 
als es durd) einige Gebtetsabtretungen zu verlieren hätte. Ich er⸗ 
innerte an das Beiſpiel von Italien und ſetzte hinzu, daß, wenn die 
Abfindungen, womit jegt Frankreich befriedigt werden fünnte, nicht 
geeignet erichtenen, den Gegenitand von Stipulationen zu bilden, 
welche eingeltanden werden ditften, man fie dem Kaifer ins Chr 
fliiftern könnte. 


ı) 2a Marmora pımctiert bier das Land, welches Napoleon erwerben 
fönnte, Da es nım hier im Originale heißt il quale, fo fann es nur ein 
Land fein, das in der ttalienifchen Sprache generis masculini if. Auf⸗ 
fallender Weife nun ift Belgio (Belgien) einer der wenigen Länder- 
samen, welche im Stalienifchen eine masculine Form Haben. Anm. d. 
Ueberf. 
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Graf v. Bismard hörte dieß alles an, ohne irgendwie fi) er⸗ 
ſtaunt zur zeigen, und erwiberte, daß im Momente einer Kriſis, 
nah einer Niederlage es leicht wäre, foldhe Vorfchläge und 
derartige Gonceffionen an Franfreid zu machen, um 
defien bewaffneten Beiſtand zu erlangen, daß es aber welt ſchwieriger 
wäre, für die Abtretung eines deutſchen Gebietöteiles die Billigung 
ber Öffentlichen Meinung des Landes zu erlangen, ohne die Recht⸗ 
fertigung dringender Not. 

Ich war bemüht, diefer ganzen Unterredung den Schein einer 
academiſchen Abſchweifung zu geben, wie fie es in der Tat ar, 
wozu die Worte des Minifterpräfidenten zufällig den Anlaß gegeben 
hatten. Aber der Eindrud, welcher in mir zurüdhlieb, war, daß 
ichlieglich der Widerftand des Grafen v. Bismard, gedrängt von den 
Umftänden, in welchen er fich eben befindet und von melden da? 
Schickſal feines Landes abhängt, weder unüberwindlid, 
bielletht nicht einmal allzuſchwer zubredenjei... 


2. 
Berlin, 3. Juni 1866. 


Da ich den Grafen Bismarck um eine Abſchiedsaudienz vor 
meiner Rückkehr nach Stalien gebeten Hatte, empfieng mid) der. 
Minifterpräfident geftern Abend 9 Uhr im Garten des Stats⸗ 
miniftertums- und dehnte die Unterhaltung big 10 Uhr aus. Ich 
meldete Sr: Ercellenz die beborftehende Ankunft des Oberften Apet, 
eines der angejehenften Offictere der italieniichen Armee, dem der 
König die Aufgabe zugedacht hätte, im Kriegsfalle dem preußifchen 
Heere zu folgen. Ich fügte Hinzu, daß ich bei der täglich fteigenten 
Verwicklung der Dinge darauf hätte verzichten müßen, zu marten, 
big ich felhft jenen höheren Officier vorftellen könnte. Graf Bis- 
mard erwiderte: „Nun, wer wird dad Feuer an Daß Pulver 
legen, Preußen oder Italien?” — Ich fragte den Mintfter- 
präfidenten, ob er die Nebaction der Hfterreichtichen Antwort auf den 
Eongrefsporichlag genau ferne? ob die preußifche Regierung auf 
diefe Antwort irgend eine neue Entſchließung hinſichtlich ihrer Be- 
teiligung an der Conferenz getroffen Habe? und ob er, Graf Bis⸗ 
mard, darauf verzichtete, nad) Paris zu gehen? 

Der Minifterpräfident entgegnete mir: 

„Ich glaube die öfterreichiiche Antwort genau zu kennen ; dieſelbe 
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jchließt jede Verhandlung aus, welche auf eine Aenderung des Macht- 
ſtandes der Teilnehmer hinausliefe; wenn man nun nicht über die 
Abtretung Venetiend und nicht über die Abtretung der Elbherzog- 
tiimer unterhandeln kann, jo bleibt die Conferenz nutzlos. Wir 
hoffen übrigens bis morgen officiell den öſterreichiſchen Text zu fennen, 
um uns zu entjcheiden. Hoffentlich wird Frankreich Angeſichts diejer 
Antivort, Angefihts der Zmangsanleihe in Venedig ‚und der legten 
Action Defterreich®, welche die Frage der Herzogtümer an den Bundes⸗ 
tag verfchleppt und den Gajfteiner Vertrag verlegt, den feiten Vor⸗ 
at Oeſterreichs erkennen, fich gegen jeden Ausgleich zu ftemmen, und 
nicht weitere, für una nutzloſe und ſchädliche Unterhandlungen fort 
zuführen fuchen. Diejes Auftreten Frankreichs würde für uns ein 
Beweis feiner Loyalität gegen und jein; wenn es Dagegen ander? | 
handelte, würde es ung in Betreff feiner Abfichten argwöhniſch machen. 
Aus Einem Grunde wäre ich) nur gerne nach Paris gegangen. Ich 
hätte gewünſcht, mit dem Kaifer zu fpreden, um 
daſs Marimum der Goncesfionen kennen zu lernen, 
welche er unſerſeits für Frankreich verlangt.“ 

Ich fragte, ob über dem Rheine kein Landesteil vorhanden ſei, 
wo eine Abſtimmung zu Gunſten der Annexionen an Frankreich 
irgendwie glücken könnte. Graf Bismarck erwiderte: „Keiner; die⸗ 
ſelben franzöſiſchen Agenten, welche das Land bereiſten, um die 
Stimmung kennen zu lernen, berichteten alle, daß keine Abſtimmung, 
wenn ſie nicht durchaus erkünſtelt wäre, gelingen könne. Niemand 
liebt die Regierung oder die auf dem eignen Boden herrſchende Dynaftie; 
aber alle find Deutſche und wollen Deutiche bleiben; jo eriibrigte 
mir, Frankreich zu entſchädigen. ...... u) 

Ich warf ein, dieß fei äußert fchwierig; aber wenn man den 
Volkswillen nicht geltend machen könne, fo ließe fich vielleicht Doch ein 
anderes Princip in Anwendung bringen, 3. ®. jenes der natürlichen 
Grenzen; ich fügte gleich bei, ich wolle nicht auf das ganze Linke 
Rheinufer anfpielen; aber gibt es denn gar feine andere geographiſche 
Linie, welche für Frankreich Wert haben könnte? 

Graf Bismarck ſagte: 

„Ja, es wäre Die Moſel. Ich bin,“ fuhr er fort, „viel | 
weniger Deuter, ald Preuße, und würde fein 
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i) Hier verwies Graf Bismarck wol abermals auf Belgien x. 
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Bedententragen, Die Abtretung desganzen Landes 
zwiihen dem Rhein und der Mofel an Frankreich 
zuunterfhreiben: Pfalz, Oldenburg, ein Teil des preußifchen 
Gebiet x. Der König jedodh....... wiirde die ſchwerſten 
Strupel empfinden und würde fih nur in einem allers 
außerften Augenblide dazu entfhließen: wenn. er 
nemlich auf dem Punkte ftände, alles zu verlieren oder alles zu ge= 
winnen. Um den Geift des Königs für irgend einen Ausgleich mit 
Frankreich günstig zu ftimmen, wäre es auf alle Fälle notwendig, 
die Minimalgrenze feiner Anſprüche zu erfahren. Denn, wenn es 
fh um das ganze linke Rheinufer, um Mainz, Koblenz, Köln 
handelte, dann wäre es vorzuziehen, ſich mit Defterreich zu verftän- 
digen über die Herzogtümer und viele andere Dinge aufzugeben.” 

Aber, meinte ich, mit Oefterreich ift fein anderer Ausgang mög- 
id, ala eine Capitulation; denn die ftreitigen Fragen greifen in feine 
bitalften Intereſſen und in feine Zukunft ein, darum kann es nicht 
transigieren. 

„Allerdings,“ antwortete Graf Bismarck; „aber die öffentliche 
Meinung in Deutſchland würde dem Könige dieſe Capitulation ver⸗ 
zeihen, wenn ſie durch die Abſicht gerechtfertigt wäre, kein deutſches 
Gebiet an eine auswärtige Macht abzutreten.“ Dann bemerkte er 
weiter: „Der König habe die Hoffnung auf Frieden noch nicht fahren 
lagen; er habe in der lebten Zeit mit Defterreid) geheime Verhand- 
lungen wegen eines Auögleiches gepflogen, und zwar ohne fein (bes 
Grafen Bigmard) Wißen. Glücklicher weiſe waren fie beftimmt, 
zu Icheitern, und fo werde ber König am beiten überzeugt fein, baß 
es nicht möglich fei, mit Defterreich fich auf eine pafjende Art zu 
berftändigen: auch ganz unabhängig von meiner PBerjon befindet fich 
augenblicklich noch der......... . in Dresden, um den Frieden 
zu verhandeln.“ 

„Kaum tauchte der Vorſchlag der Pariſer Conferenz auf, als der 
König den Ausmarjch der Garde von Berlin ſuspendieren wollte, um 
einen Beweis feiner aufrichtigen friedlichen Beſtrebungen zu geben. 
Heute hatten ich und viele Generäle zu kämpfen, bis wir den König 
beftimmen konnten, Die Garde ausrücken zu laßen...... ..amd 
die Garde rückt morgen aus.“ 


„And die rheinifchen Corps?“ fragte ih. „Die ftehen ſeit drei 
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Tagen an der ſächſiſchen Grenze,” war die Antwort des Mintiter- 
präftdenten. 

Hier gieng Graf Bismard zu dem Gegenftande über, mit welchem 
er ſeine Unterhaltung begonnen hatte, nemlich wer von beiden, Preußen 
oder Italien, die Feindſeligkeiten eröffnen würde. Er ſagte, für ihn 
würde es ſehr ſchwer halten, den König zur Offenſive zu bewegen; 
der König habe das religiöſe, ja abergläubiſche Bedenken, 
er dürfe die Verantwortung für einen europäiſchen Krieg nicht auf 
ſich laden; und während man die Zeit verlöre, vollendeten Oeſterreich 
und die Mittelſtaten ihre Rüftungen und verminderten die Wahrjchein- 
lichkeit des Erfolges für Preußen. Das Intereffe Italiens fei der 
geitalt gleichfalls compromittiert, wenn Oejfterreih Sieger bliebe. 

‚„Stalien,” fuhr er fort, „Tann leicht den Krieg vom Zaun brechen 
und nad) Bedürfnis felbft eine Aufforderung an einen Teil irgend 
eined verführten froatiijhden Corps vorbereiten, und es 
ann fi dann feit darauf verlaßen, daß wir am nächſten Tage die 
Grenze überfchritten. . . 

Graf Bismard verteilte noch lange bei diefem Gegenftande und 
bat mich, bet Ew. Excellenz und dem Könige darüber zu ſprechen; 
. damit König Wilhelm, follten wir den Krieg zuerft anfangen, fid 
entichließe, die den Gegnern durchaus günftigen Verzögerungen abzu⸗ 
brechen, bejonders jetzt, wo alle Mittelitaten fi) für Defterreich erklärt 
hätten oder daran feien, es zu tun. Ich verfprad) ihm, ſeine Wünfche 
vorzulegen, ohne jedoch der geringiten Hoffnung Raum zu geben, 
daß fie berücfichtigt würden; darauf ſchloß er mit den Worten, ſo⸗ 
balderden König dazu bewogen hätte, die Offen— 
fine zu ergreifen, werde er dieß telegraphiich auf verſchiedenen 
Linien nad) Florenz melden. Was die Haltung Oeſterreichs 
betreffe, fo fei dieſelbe bis jetzt durchaus defenſiv und 
zuwartend, und deute nicht auf einen nächſtbevorſtehenden An⸗ 
griff. 

Das iſt im Allgemeinen der Inhalt meiner letzten Unterredung 
mit Graf Bismard; und mein Eindrudift, daß er alle 
Mittel fuhen wird, um die Sache zu beſchleunigen 
und die Feindjeligfeiten bald beginnen zu können. 





119 


6. 
Benebetti au den Miuifter des Auswärtigen, Sen. Drocha 
. de Lhuys, 19. Mat 1866. 
(Benedetti, Ma Mission en Prusse, p. 100). 

„Wenn der Katjer” [jagte Graf Bismarck am 18. Mai zu 
Benebetit] , una im Stiche läßt und es ablehnt, fi) mit ung zu 
berftänbigen, und wenn er die Abtretung Venetien? an die Staliener 
erleichtert, jo bleibt Preußen allein Oeſterreich und jeinen Verbiindeten 
gegenüber, und wir werden vor die Alternative gejtellt fein, DO ejter- 
teih Durch unjere lUinterwerfung zu entwaffnen, über 
weldhe dajjelbe dann auf lange Zeit wird verfügen können, oder 
einen furhtbaren Kampf auszuhalten, nah welchem 
Preußen vielleicht aufgehört Haben wird, ein Gegengewicht gegen 
die Mebermacht des Haufes Habsburg in Deutichland zu bilden. Die 
Armee tft fuperbe; zu feiner Zeit ift fie zahlreicher, feſter organiftert 
und beßer bewaffnet geweſen. Ich habe dag Vertrauen, daß fie über 
unjere Feinde triumphieren ober doch wenigſtens genügende Erfolge 
erringen wiirde, um und einen ehrenvollen Frieden erlangen zu laßen. 
Nötigesfalls können wir an die Macht der liberalen Bartet 
apellieren, Die deutſche Verfaßung von 1849 proclamteren 
und jo das nationale Gefühl von Hamburg bis Münden 
mit una fortreißen.” 


D. | 
Derfelbe au denfelben, 4 Juni 1866. 
(Benedetti, Ma Mission en Prusse, p. 164—165.) 

... Obmol er niemals bezweifelt und ftet gehofft Hat, daß 
die [geplante Partfer] Conferenz auf feinen Fall den Frieden werde 
zeiten können, jo wird Hr. v. Bismarck es doch bedauern, die Ge- 
legenheit nicht benußen zu können, welche ihm die Gonferenz zu einem 
Beſuch in Paris geboten haben würde. Gr hätte gern aufs neue 
mit Ihnen und dem Kaiſer conferiert. Er fagte mir geftern [alfo 
am 3. Juni], indem er mir feine Beunruhigung über unfere Ab- 
fihten bezeigte, daß er vor Eröffnung des Krieges fich gern mit 
Ihnen verftändigt hätte, namentlich für den Fall, daß Preußen, wie 
er ſich überzeugt bezeigt, große Erfolge erringen folltee Aus dem 
was er mir fagte, hebe ich hervor, daß der König fi) immer noch 
vor dem Gedanken wehrt, er könne dahin gebracht werden, einen 
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Teil des jebigen preußiſchen Gebietes abzuireten. Nah Anficht 
Sr. Majeftät müßten, fo fagt wenigften® Hr. v. Bismarck- 
die Sompenfationen, die Franfreich etwa angeboten werden 
fönnten, überall da genommen werden, wo man au 
feiner Grenze franzdfifch ſpricht. Der Minifterpräfident 
felbſt hätte feinem Herrn bemerklich gemacht, daß um über dieſe 
Gebiete zu verfügen, man fie vorher erobern müßte. Es iſt jedoch 
dem Mintfterpräfidenten die Aeußerung entihlüpft, daß „went 
Frankreich Köln, Bonn ımd felbit Mainz verlangen jollte, er lieber 
bon der politiichen Bühne verichwinden als darein willigen würde.“ 
Ohne daß ich ihn irgendwie drängte, jich weiter zu 
erflären, teilte er mit (il a indiqu6), daß er es nicht für unmöglidy 
halte, den König zu beftimmen, und die Ufer der oberen 
Moſel zu überlaßen (dad Gebiet von Trier jedesfalls, das er in⸗ 
deſſen nicht nannte), was in Verbindung mit Quremburg, wo 
die Vereinigung mit Frankreich günftig aufgenommen werden dürfte, 
unjere Grenze in einer uns völlig zufrieden ftellenden Weile berich- 
tigen würde. Ich beichränktte mich darauf, ihn daran zu erinnern 
daß Luxemburg ebenjowenig wie Belgien und gewifie Schweizer 
Canton herrenlofeg Gut jet; da ich indeflen die Discujs 
fion über dieſe Möglichkeiten nit aufnehmen, ihm 
auch nicht die Vermutung nahe legen wollte, daß jeine Com⸗ 
binationen irgend welche Ausficht hätten, in Paris einer Prüfung 
unterzogen zu werben, jo brach ich die Unterhaltung über dieſen 
Gegenftand in einer Weiſe ab, die ihm zu verftehen gab, daß ich 
fie nicht fortzufegen wünſchte. Ich kann nicht fagen, ob Hr. v. 
Bismard, indem er mir dieſe Eröffuungen machte, ohne daß ihm 
etwa den Borwand (prötexte) dazu bot, mid außholen 
(me pressentir) oder Sie ſchon jeßt durch meine Vermittelung von 
den Zugeftändniffen in Kenntnis jegen wollte, die er Ihnen anbieten 
fönnte, ſowie von denjenigen, die zu verlangen wir uns enthalten 
müßten, aber ich würde nicht überrafcht fein, wenn dem fo wäre, 
da ihm diefe Art von Auskunfsmitteln ganz geläufig ift. 
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Graf Bismard erklärt wiederholt auch dentſchen Fürſten 
. gegenüber, eventuell ein franzöfiiched Bündnis Durch Preisgabe 
Des linken Nheinnfers erkaufen zu wollen, 15. und 
21. Juni 1866. 
1 


(Aus einer handſchriftlichen Aufzeichnung bes Turfürftlich heſſiſchen Minifters des 
Auswärtigen und bes kurf. Haufes Konrad Abse (F 8. Nov. 1878), veröffentlicht im- 
den Heſſiſchen Blättern“, Nr. 1077 vom 25. Oct. 1884.) 


[Neferat Abses über den Bericht, welchen diefem Minifter der 
Brinz Fridrich Wilhelm von Helfen, der damalige präſum—⸗ 
tive Tronfolger des Kurfürftentumg, bei feiner Ankunft in Kaffel- 
am Morgen des 16. Juni 1866 über dad, was ihm Tags zuvor 
in Berlin begegnete, erjtattete:] 

Der König Habe gelagt, er werde unſer Armeecorp8 desar⸗ 
mieren, von Bis marck ihm gedroht, wenn er die Offerte, ala 
Regent einzutreten und mit Preußen zu gehen, nicht annnehme, fo 
würde man fpäter nicht mehr auf ihn reflectieren, indem man das 
Land doch ſſollte wol heißen: felbit im alle einer Niederlage 
durch Defterreich und den Bund] nicht wieder herausgeben werde 7 
denn, babe von Bismard hinzugefügt, dann biete ih Frank— 
reich den Rhein. ' 

[Straf Vitzthum von Edftädt (aa. O. S. 293) referiert 
die dem Prinzen gegenüber getane Aeußerung wie folgt: „Si ’Em- 
pereur Napolöon me fait des difficultös, je lui flanque quelque 
chose sur le Rhin, mais je garde Cassel et Hannovre.“] 


j " 2. 
Denkſchrift Er. Königlichen Hoheit des Kurfürften Friebrih Wilhelm 1. von Heſſen 
betreffend bie Auflöfung bes Deutſchen Bundes und bie Ufurpation des Aurfürftentumg 
durch bie Krone Preußen im Jahre 1866, Prag 1868, ©. 59.) 


[Des Königs von Preußen] erfter Minifter erklärte ohne Scheu, 
daß ehe er den öſterreichiſchen Oberfeldherrnnah 
Berlinpvordringen laße, er das linke Aheinufer 
aulopfern gefonnen Sei. 

Worte. de8 Grafen Bismard an den Zurheifiihen Geſandten 
bon Shadten am 22. [Spätere Feititellungen jergaben, daß 
die Aeußerung am 21. Iuni erfolgte] Juni 1866. 


[Der kurfürſtliche Geſandte v. Schachten referierte dieſelbe 
erung Bismarcks im Zuſammenhange dem Miniſter Abse 
mündlich in. Kaſſel am 22. Juni, und Abée erzählt dieß mie 
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folgt: „Herr v. Schachten entgegnete, er habe ihm [dem Grafen 
Bismard] aud) geftern Abend gejagt, ob er denn jo gewis fei, daß 
er fiegen werde, worauf er erwibert Habe: O ganz und gar nit 
aber meinen Sie denn, ih würde Benedef na 
Berlin fommen laßen? Wenn er fiegt, biete id 
N apoleon den Rhein” (Handichriftliche Aufzeichnung des 
Miniſters AH &e, veröffentlicht in den „Heſſiſchen Blättern“ Nr. 1367, 
vom 7. September 1887.)] 


F. 
„Etwas Zandeöverrat um Des guten Zweckes willen.” 
Geftändniife Bismarcks. 
(vd. Sybel, Begründung bes Deutſchen Reiche, IV, S. 412 ff.). 

Die gebüihrende Antwort auf jede Zumutung diefer Art [gemeint 
Alt Die Zumutung der Landabtretung an Frankreich] Tieß fi nur 
mit der Hand am Schwertgriff geben; dieß aber wäre freilich 
im Sunt 1866 ein Act des Wahnsinn? geweſen. Demnad) bes 
ſchloß Bismard, hinzuhalten, den Ausſpruch eines Tategortichen Nein 
zu vermeiden, von der Schwierigkeit, aber nicht geradezu bon der Uns 
möglichkeit einer Compenfation zu reden. 

Nicht? lag dabei näher als die Wendung, daß man zwar nad 
dem Nationalitätsprincip deutjches Land nicht abtreten könne; wenn 
alſo Frankreich fchlechterdings etwas erwerben wolle, jo möge es auf 
Grund dejjelben Princips franzöſiſch redende Bezirke annec- 
tieren. Dam drängten, wie erwähnt, die Italiener in ihrer Sorge 
über Napoleons unheimliche Politik, fort und fort in Berlin auf Er⸗ 
füllung des franzöfiihen Wunſches. Er will eßen, jagte Victor 
Emanuel dem Grafen Uſedom; gebt ihm etwas, aber nicht viel; 
erflärt ihm dann ſehr bejtimmt, mehr befäme er nicht, und er wird 
zufrieden ſein. 

Am 2. Juni machte General Govone dem preußiichen Minifter- 
präfidenten feinen Abſchiedsbeſuch; Bismard empfieng ihn im Parke 
des auswärtigen Amts und gieng in einer Lindenallee eine Stunde 
Jang mit ihm auf und nieder. Beide Männer waren zweifelhaft über 
Napoleons letzte Entjchließungen, und Bismard fragte den General, 
‚ob Breußen bei feinem Bündniſſe mit Italien auf deſſen Hülfe auch gegen 
Frankreich würde rechnen können. Govone verneinte jofort und eifrig, 
er bat den Minifter, niemals eine ſolche Frage einem andern italieni= 
schen Statsmann, 3. B. dem Grafen Barral, zu ſtellen: ber ſei 
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Piemonteſe und ausgeſprochener Bonapartiit; er ſowol als La Mar: 
mora felbft würden fofort die Frage zu Napoleons Kenntnis bringen 
und ſich Verhaltungöbefehle erbitten. In diefem Zufammenhange kam 
dann Govone feinerfeit3 zu der Frage, ob es denn gar nicht möglich 
jei, Preußens Verhältnis zu Frankreich durch Bewilligung eines guten 
Trinfgeldes ein für alle Dial feſtzuſtellen. Ich dachte, hat Bismard 
päter erzählt, an den Wucherer bei Sheridan, der feinem geplagten 
Schuldner darlegt, wie gerne er ihm Ausſtand und Nachlaß bewilligte, 
Jeider aber wiirde er ſelbſt von einem unerbittlichen Gläubiger gebrängt, 
der ihm jede Freigebigfeit unmöglich made, und jo antwortete ich 
Govone, wenn e8 allein von mir abhienge, jo würde id 
Hielleiht um des guten Zweckes willen etwas Landes 
perrat treiben, und da ich viel mehr Preuße als Deut- 
cher jet, irgend ein Stüd rheiniſches Landes füdlich der 
Mofel an Frankreich abtreten. Aber e& gehe eben nicht, der 
König erlaube mir das nicht, und follte es ſich vollends um dag 
ganze linke Rheinufer, um Mainz, Koblenz, Köln handeln, jo mürde 
auch ich dem Könige raten, Lieber fich mit Defterreich über Schlesiwig- 
Holftein zu verftändigen und vieles andere aufzugeben. 

In ähnlichem Sinne redete Bismard am folgenden Tage mit 
Benedetti, als diefer ihn darauf aufmerkſam machte, daß die deutſche 
Bundesreform Frankreich möglicher Weile zu Gegenforderungen ver- 
anlaßen könnte. [Vgl. darüber den Bericht Benedettis oben unter D. 
wonach dieſe Aeußerung Bismards nicht proboctert wurde, fondern 
ganz fpontan erfolgte]. Der König denfe, wenn Frankreich ſich er- 
weitern wolle, möge e8 auf Länder nicht der deutichen, jondern der 
franzöfichen Zunge bliden. Vielleicht würde er, Bismard, 
den König zur Abtretung von Trier beftimmen 
können, womit Napoleon dann Quremburg vereinigen möge; aber auch 
‚er wiirde niemals einer Forderung von Mainz, Bonn oder Köln zu⸗ 
Stimmen. 

[Um diefe Sybel'ſche Darftellung zu wilrdigen, welche als Mujter 
kunſtvoller Beſchönigungsverſuche bewundert zu werden verdient, wird 
man ſich gegenwärtig zu halten haben, daß dieſelbe keinesfalls ohne 
‚Benehmigung und Gutheißung Vismards jelbit geſchrieben worden 
4. Auch wenn diefer nicht der Mitarbeiter des Sybel'ſchen Werkes 
geweſen wäre, als den man ihn allgemein bezeichnet, jo verſteht es 
ſich doch von felbft, daß Sybel dieſe partie honteuse nicht ohne ganz 
ipecielle Inftruction Bismardö zu behandeln gewagt hätte; gleihwol 
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ergibt der Bericht direct das Bekenntnis des Schuldigen und ftell£ 
ſogar jelbit den richtigen —— für ſeine Verurteilung auf, 
indem er anerkennt, daß die gebührende Antwort auf die fran= 
zöſiſchen Nheingelüfte nur mit dem Schwerte in der Hand zu geben 
gemwejen wäre. So zu handeln war aber „Wahnfinn” um deſſen⸗ 
willen, was man für Preußen herausſchlagen wollte. Die ganze 
Entartung des deutichenationalen Geiftes kann faum eine traurigere 
Beleuchtung erfahren als durch den Gleihmut, mit welchem der 
gröfte der nationalen Geſchichtsbaumeiſter dieſes Kapitel abhandelt. } 


6. 

Die Bismarckſche Cirenlarbepefhe vom 29. Juli 1870 über 
die prenfiifch-franzöfiichen Beziehungen vor und in 1866,') 
nebft erlänternden Anmerkungen. 

(5. Schulthefs, Europäiſcher Geſchichtskalender 1870, ©. 95 ff.). 

... Die Beitrebungen des franzöftihen Goupernement3, feine begehr⸗ 
lichen Abfichten auf Belgien und die Aheingrenzen mit prenßifchen 
Beiltande durchzuführen, find ſchon vor 1862, alſo vor meiner 
Hebernahme des auswärtigen Amtes, an mic) herangetreten.?) Ich 
kann es nicht als meine Aufgabe anfehen, ſolche Mitteilungen, die 
rein perjönlider Natur waren, in das Gebiet der internationalen 
Verhandlungen zu übertragen, und glaube die interejjanten Beiträge, 
welche ic) auf Grund von Privatgeſprächen und Privatbriefen zur 
Beleuchtung diefer Angelegenheit geben könnte, zurückhalten zu jollen. 
Durch äußerliche Einwirkung auf die europätfche Politik machten ſich 
die erwähnten Tendenzen der franzöfiichen Regierung zunächſt in der 
Haltung ertennbar, welche Frankreich in dem deutſch⸗däniſchen Streite 
zu unjern Gunften beobachtet hat. Die darauf folgende Verjtimmung 
Sranfreichd gegen ung über den Vertrag von Gajtein hieng mit der 
Beſorgnis zufammen, daß eine dauernde Befeltigung des preußiich- 
öſterreichiſchen Bündniſſes das Pariſer Cabinet um die Früchte feiner 
Haltung bringen fünnte. Frankreich hatte fchon 1865 auf den Aus⸗ 
bruch des Krieges zwiſchen und und Oefterreic) gerechnet und näherte 
fi und bereitwillig wieder, ſobald unſere Beziehungen zu Wien ſich 
zu trüben begannen.) Vor Ausbruch des öſterreichiſchen Krieges 
1866 find mir teild durch Verwandte des Kaiſers der Franzoien, 
teilö durch vertrauliche Agenten Vorſchläge gemacht worden, welche 
jeder Zeit dahin giengen, Heinere oder größere Trandactionen zum 
Behuf beiderfeitiger Vergrößerung zu Stande zu bringen; e& handelte 
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fi) bald um Luxemburg oder um die Grenze von 1814 mit Landau 
and Saarlouis, bald um größere Objecte, von denen die franzöſiſche 
Schweiz und die Frage, wo die Sprachgrenze in Piemont zu ziehen 
ſei, nicht ausgeſchloßen blieben.) Im Mat 1866 nahmen dieſe Zu: 
mutungen die Geſtalt des Vorſchlages eines Offenfiv- und Defen⸗ 
fwbiindnifjes an, von deſſen Grundzügen folgender Auszug in meinen 
Händen blieb: | 

„1. En cas de congrös poursuivre d’accord la cession de 
la Vönstie à V’Italie et l’annexion des duchös & la Prusse, 

2. Si le congrös n’aboutit pas, alliance offensive et döfensive. 

3. Le Roi de Prusse commencera les hostilit6ss dans les 
10 jours apr&s la s&paration du congrès. | 

4. Bi le congres ne se röunit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours aprös la signature du prösent trait6. 

5. L’Empereur des Frangais döclarera la guerre & l’Autriche 
dös que les hostilit6s seront commenc6es entre l’Autriche et la 
Frusse (en 30 jours 300,000). 

6. On ne fera pas de paix söparde avec l’Autriche. 

71. La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vöndtie 
& PItalie. A la Prusse les territoires allemands ei-dessous (7 à. 
3 millions d’ämes au choix) plus la r6forme f&derale dans le 
sens prussien. Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin 
sang Coblence ni Mayence comprenant 500,000 ämes de Prusse, 
la Baviöre rive gauche du Rhin: Birkenfeld, Hombourg, Darm- 
stadt 213,000 ämes, 

8. Convention militaire et maritime entre France et Prusse 
des la signature. 

9. Adhösion du Roi d’Italie.* 

Die Stärke des Heeres, mit welchem der Kaifer nad Art. 5 
ung beiftehen wollte, wurde in jchriftlihen Crläuterungen auf 
300,000 Dann angegeben; die Seelenzahl der Vergrößerungen, welche 
Frankreich erftrebte, nad) franzöftichen, mit der Wirklichkeit nicht 
übereinſtimmenden Berechnungen, auf 1,800,000 Seelen.) Ein jeder, 
welder mit der intimeren diplomatiſchen und militärtichen Geſchichte 
des Jahres 1866 vertraut iſt, wird durch dieſe Klauſeln die Politik 
hindurchſchimmern ſehen, welche Frankreich gleichzeitig gegenüber 
Stalien, mit dem es ebenfalls heimlich verhandelte, und fpäter gegen- 
über Preußen ımd Italien verfolgte. Nachdem wir im Juni 1866, 
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ungeachtet mehrfacher faft drohender Mahnungen®) zur Annahme, 
obiges Mlianceproject abgelehnt hatten, rechnete die franzöftiche Regie— 
rung nur noc auf den Sieg Oeſterreichs Über uns und auf unfere 
Ausbeutung für franzöftichen Beiftand nach unferer eventuellen Nieder 
Iage, mit deren diplomatifcher Anbahnung die franzöftiche Politik ſich 
nunmehr nad Kräften beichäftigte. ... . 

[9 Bon dieſer Depefche, welche den Zweck Hatte, bei Ausbruch 
des preußifch-franzöftichen Krieges im a 1870 die gejamte bis⸗ 
gend: Bolitit Napoleons 111. gegen Preußen in den Augen Deutſch⸗ 
ands und Europas ind Unrecht zu jegen, fommt hier nur der vorſtehend 

mitgeteilte Abichnitt in Betracht. Der Reſt behandelt die preußiſch⸗ 
franzöftichen Verhandlungen von 1866 bi? 1870 und bemüht fich 
por allem, die Idee der franzöftichen Annerion Belgiens als eine von 
Haus aus franzöfiihe, von Bismard immer nur „dilatoriſch“ be= 
handelte erfcheinen zu laßen. Was diefe Darftellung betrifft, jo 
mag bier, neben dem ana auf die mitgeteilten Berichte 
Gobones und Benedettis, nur Die Bemerkung geitattet fein, Daß 
die in den folgenden Anmerkungen aufgezeigte Cinleitigkeit und Un⸗ 
zuverläßigfeit der Angaben de vorliegenden Abſchnitts auch den 
übrigen Inhalt der Depeiche von pornherein verdächtig machen muß. 
Der Nachweis, daß diefer Verdacht nur allzufehr begründet jet, ge⸗ 
hört indeffen in eine Darftellung der Vorgeſchichte des Krieges 
von 1870/71. 
2) Daß fich die napoleoniichen Hoffnungen, mit Hülfe Preußens 
das linfe Aheinufer zu.erwerben, fo frühzeitig gerade an Bigmard 
herandrängten, erklärt fih nur zu gut aus ber in Nr. LA Diele 
Kapitels mit den unverdächtigſten Zeugniffen belegten, von unſerer 
Depeiche natürlich verſchwiegenen Tatjache, daß Bismarck „ſchon vor 
1862" fein Hehl aus feiner Abſicht gemacht hatte, mit Hülfe Frank⸗ 
reichs Die Herrichaft Preußens über Deutſchland zu erringen.. 

_?) Hier wird verjchwiegen, daß, wie wir ©. 30—33 dieſes 
Buches nach dem Sybelſchen Quellenwerte bereit3 mitgeteilt haben, 
ihon vor der Gafteiner Convention, im Frühjahr und Sommer 1865 
Preußen das Bündnis mit $granfrei zum Zwed 
der Annerion Schleswig-Holſteins ſuqchte und jene 
Convention nur deshalb abſchloß, weil es mit feinen Bündnisanträgen 
damal® weder in Paris nod in Florenz Gehör fand. 
Auch war es nach Abſchluß der Gafteiner Convention nicht, wie die 
Depeiche glauben zu machen ſucht, Frankreich, welches fich Preußen, 
jondern es war Preußen, welches fich aufs neue Frankreich näherte, 
wie Die Reife Bismarcks nad) Biarrig (S. 66 ff.) und feine weiteren, 
bon uns Dargejtellten Bemühungen um die franzöfiihe Gunft zur 
Genlige bemweijen. 

9 Diefe Behauptungen müßen als pofitive Unwahrheiten nenn 
werden, und zwar nicht bloß auf Grund der unter Nr. 3, 4B D 
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dieſes Kapitel? von una angeführten Angaben Nigras, Govones und 
Benedettis, fondern auch der unter 4F mitgeteilten Darftellung. 
Sybels, welcher in Webereinitimmung mit jenen ttalienifchen und 
franzöfiichen Diplomaten ausdrüdlid) bezeugt, daß nicht nur Bis⸗ 
mard, ſondern auch fein König es geweſen jeten, welche die franzö— 
fihen Gompenjationzgelüfte auf „Länder der franzöftihen Zunge”, 
einihließlich des damals noch zum Deutſchen Bunde gehörigen Groß— 
herzogtums Luxemburg, zu lenten fuchten, womit fie freilich nichts 
weiter erreichten, al von Benedetti mit der ebenfo jchnöden als 
ſchneidenden Bemerkung abgewieſen zu werden, daß biefe Länder einſt⸗ 
mweilen noch fein „herrenloje® Gut” feien. 

5) Diefe Darjtellung tft eine bewußt trügeriiche injofern, als fie 
den Glauben zu erweden ſucht, daß der miigeteilte Vertragd- 
entwurf von der kaiſerlich Franzöftichen Regierung oder doc) von 
dem Kaifer Napoleon ausgegangen jet. In Wahrheit war er, wie 
wir aus dem Berichte Nigrad an den Prinzen Carignan (©. oben. 
Seite 108) wißen, das Werft Nigrad und des Prinzen 
Napoleon, alfo der italieniichen Partei am franzöftichen Hofe, 
welche jiet? das offene und rüdhaltlofe Eintreten Frankreich! für 
die verdiindeten Mächte Stalien und Preußen betrieb. Es entiprad) 
daher auch nur der ganzen Logik der Situation, wenn, wie Rothan 
berichtet, der, preußiiche Gefandte in Paris, Graf Goltz, nicht 
mr die Bemühungen der beiden Genannten für das Zuftandelommen 
der franzöftich-preußifcheitalieniihen Tripelalliance im Allgemeinen 
„unter der Hand ermutigte” (Rothan, La Politique Frangaise 
en 1866, p. °173), fondern auch fpeciell diejenigen vertraulichen 
Pourparlers, deren Inhalt der von der Bigmard’ichen Depeiche mit⸗ 
geteilte Vertragsentwurf firierte, „im Geheimen infpirierte: 
und ermutigte” (Rothan, a. a DO, ©. 174), Daß Golk 
fi) ohne Bismarcks Ermächtigung ſoweit vorgewagt habe, tit ganz 
undenkbar. Die Bismard’iche Politik tft alfo an der Formulierung. 
des fraglichen Entwurfs keineswegs fo unbeteiligt, wie ihr Chef es 
vier Jahre fpäter in feiner Depeſche ‚glauben zu machen juchte. 

Dagegen hat der Kaifer Napoleon jenen Mlliance-Entwurf bes 
barrlich abgelehnt. Dieß und auch der Grund, auf den er feine- 
Weigerung ftüßte, wird non Nigra (S. S. 108) ausdrücklich angegeben: 
er 309 es vor, fi) nicht zu engagieren und den Ausfall der erſten 
Schlachten abzuwarten. Cr nahm, wie die von ung angeführten 
Quellen iibereinftimmend berichten, an, daß Preußen von Oeſterreich 
beftegt und dann bereit fein würde, die franzöfiiche Hülfe mit noch 
größeren Zugeftändniffen zu erfaufen als diejenigen waren, zu denen 
es jebt, wo es auf Sieg hoffte, fich officiell geneigt zeigte, Die 
legteren beſchränkten fih, abgejehen von den „Ländern franzöfticher 
Zunge", einichlieklich Luzemburgs, auf die aud) nad) Sybel (S. 123) 
in Ausficht eftellte Abtretung des Trierer Landes. Im Falle einer 
preußtichen Niederlage aber durfte Napoleon erheblich mehr erwarten,- 
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und daß Diele Erwartung wol begründet war, beweiſen die von- un - 
mitgeteilten pofitiven Neuerungen Bismarcks an Govone, v. Schachten 
‚und den Prinzen Friedrih Wilhelm von Helen. 

Wie genau Bismard wußte, daß ber Vertraggentwurf Nigras 
‚und des „roten Prinzen” nicht von dem Kaiſer und jeiner Regierung 
ausgehe, ergibt jich übrigens ſchon aus den früher mitgeteilten, bis 
‚zum Ausbruche de Krieges dauernden Klagen des Miniſters darüber, 
Daß ihn der Kaifer über den Preis feiner Zuftimmung zu der ges 
‚planten deutſchen Revolution im Ungewiſſen laße. Noch am 2. Juni 
ſagte er Govone, er hätte gewünjcht, mit. dem Kaiſer ſprechen zu 
Tönnen, „um das Marimum der Conceffionen kennen zu lernen, welche er 
‚unfererjett fir Frankreich verlangt." (S. 116). Hätte er den aus 
dem Mai ftammenden Vertragsentwurf wirklich für den Meinungs _ 
‚ausdrud des Kaiſers und feiner Regierung gehalten, jo wäre er 
über jenes Marimum längft im Klaren gewejen. Aber auch Shbel 
(a. a, O. IV, ©. 419) bezeugt ausdrücklich: „Gewis hatte Bigmard 
ſich bei jedem Schritt auf feiner gefahrvollen Bahn mit Frankreich 
‚zu veritändigen gefuht, aber Napoleon war ed gewejen, 
welder debe bindende Abrede zurüdgemiejen 
hatte“ ieß Zeugnis des Hiftoriographen der Reichsgründung 
‚allein wirde genügen, um bie von Vigmard wider beberes Wißen 
— fraglichen Vertragsentwurf beigelegte Bedeutung zu nichte zu 
machen. 


‚. Daß Bismard felbft aber den Entwurf keineswegs für fo un- 
discutabel gehalten hat, wie er in feiner Depeſche Al: ben Anjchein 
gibt, das beweiſt, abgejehen bon dem fchon erwähnten Anteil des 
Grafen Gol& an der Entitehung deffelben, die obige Circnlardepeiche 
ſelbſt. Denn nach derfelben hat Bismard die „Zumutungen“ jenes 
Entwurfes nicht etwa kurzer Hand abgewieſen, jondern fie einen 
‚vollen Monat lang, vom Auftauchen des Congreſs⸗Projectes 
an, alſo Anfangs Mai, bis in den Junt hinein erwogen. Erſt in 
den erjten Tagen dieſes letzteren Monate jcheiterte durch Oeſterreichs 
Vorbehalte das für Bismarck, wie wir ſahen, ſo hochgefährliche 
Conferenz⸗Project, und erſt nachdem dieß geſchehen, nad) 
‚dem alſo die Gefahr des Entſchwindens der italieniſ hen Alliance 
‚und damit einer jener äußerften Notfälle zunächft vermieden war, 
die er Govone, Schachten und dem Prinzen bon Helfen gegenüber als 
die Vorbedingung der Möglichkeit größerer deuticher Gebiet?- 
abtretungen erörtert hatte, — erſt da wies dieſer deutiche Statzmann 
‚jenen Entwurf ab, welcher ihm ftatt der fchon gejchloßenen und nun 
in ihrem Beſtande wieder geficherten, feine Gebietzabtretungen er- 
heiihenden preußifcheitalienifchen, eine preußiſch⸗italieniſch⸗franzöſiſche 
Alliance um den Preis des linken Rheinufer nahe gelegt und zwar 
— wir wiederholen eg — in unverbindlicher Form nahe gelegt 
hatte. Wäre damals durch das Zuſtandekommen der Conferenz und 
das unbenugte Ablaufen der italienifchen Alliance fiir Preußen Die 
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Notlage eingetreten, daß es Dejterreih und dem Deutſchen Bunde 
allein gegenüber zu ftehen Fam, jo hätte Graf Bismard aller Wahr- 
iheinlichkeit nach jene „Zumutungen“ nicht definitiv abgewiefen. Da 
aber die Conferenz nicht zu Stande fam, Graf Bismard alfo feinen 
italieniſchen Verbündeten behielt, und ſchon um dieſes Willen der 
„wolwollenden Neutralität” Frankreichs vorläufig wenigſtens nad) 
wie vor ficher fein durfte, fo wäre es in der Tat eine an Wahnſinn 
ftreifende Dummheit geweſen, wenn er durch die offene Alliance mit 
Frankreich und die Abtretung des Linken Rheinufers an den „Erb⸗ 
feind“ das deutſche ne mit dem er gerade jeine Unternehmungen 
der Welt mundgerecht machen wollte, von vornherein auch für Die 
blödeften Augen dauernd zerjtört hätte, Eine den elementarften 
Intereſſen der Klugheit entiprechende Politit ift darum aber noch 
feine deutſche. Diejenigen, welche den Fürften Bismard als den 
Vertreter der letteren feiern, mögen e3 Deshalb wenigſtens unter- 
Inben, den bier befprochenen Zwiſchenfall zu diefem Zwecke aus⸗ 
zubeuten. I 
Dieß hat dann auch gerade derjenige Panegyriker Bismarcks 
wirklich getan, der über die genaueiie Einfiht in die Geheimniffe der 
damaligen preußifchen Politik verfügte: Sybel übergeht den 
in Rede ftehenden Vertragsentmurf mit völligem 
Shweigen, den er fich doch ficherlich nicht hätte entgehen laßen, 
wenn er es nach Veröffentlichung des mehrfach erwähnten Nigra’ichen. 
Berichtes noch halbwegs für möglich gehalten hätte, ihn und feine 
Ablehnung zu einem Ruhmesblatt der Bismarck'ſchen Politif zu 
ftempeln. Das tft auch eine, und zwar gerade wegen ihrer Stumm 
heit vernichtende Kritik der obigen teufchenden Darjtellung Bismarcks. 
6) Bon den bier ermähnten „brohenben Mahnungen” weiß feine 

der bisher erſchloßenen Geſchichtsquellen etwas, auch dad Sybel’fche 
Wert nicht. Die Angabe wird auch ſchon durd) das in voriger An⸗ 
merkung Geſagte ala ebenfo trügerijch erwieſen wie die dort kritiſierte 
Aufbauſchung des Vertragsentwurfs ſelbſt. Denn wenn diefer weder 
von der franzöfiichen Regierung noch von dem Kaiſer ſelbſt herrührte, 
fo fonnten beide feine Annahme auch nicht mit „droßenden Mah⸗ 
mungen“ fordern. Es blieben demnach als Bedroher nur noch die 
Hrn. Nigra und PBlon-PBlon übrig. Ueber deren Drohungen aber, 
fol fie wirklich erfolgt mären, dürfte Bismarck damals wol nicht 
weniger gelächelt haben, wie die heutige Welt iiber daS ganze Fechter⸗ 
nſtſtück der Circulardepeſche vom 29. Juli 1870 lächelt, welches 
keinen andern Zweck hatte, als die Hffentliche Meinung irre zu führen, 
den Eritiflofen Mafjenpatriotismus zu erhiken und den Redacteur 
der Snjer Depeiche der Welt in der maleriichen Poſe des nationalen 


Zugendboldes vorzuflihren.] 
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H, 
Recapitulation. 


[Fürſt Bismarck ſelbſt hat in der Reichſtagsſitzung vom 16. Ja⸗ 
nuar 1874, in Folge einer auf die mitgeteilten Berichte Govones 
und Benedettis (Nr. 4B. und D.) geſtützten Provocation des Ab⸗ 
geordneten v. Mallinckrodt, mit leidenſchaftlicher Erregung in Abrede 
geſtellt, daß er „bei früheren Verhandlungen dem italieniſchen General 
Govone die Abtretung eines preußiſchen Bezirkes...in Aus⸗ 
ſicht geſtellt Habe” „Die Sache“, fuhr Fürſt Bismarck da⸗ 
mals fort, „iſt in lügenhafter, gehäßiger Weiſe er— 
funden worden, es iſt auch nicht eine Silbe davon wahr. 
Ich habe niemals irgend jemandem die Abtretung auch nur eines 
—— eines Kleefeldes zugeſichert oder in Ausſicht 
geſtellt.“ 

Schon die Heftigkeit, mit der dieſes Dementi in die Welt ge— 
Ichleudert wurde, mußte gegen feine Stichhaltigfeit mistrautfch machen. 
In der Tat wird jeder unbefangene und ehrliche Leſer ohne weiteres 
zugeben, daß in den von Govone und Benedetti unter dem unmittel- 
baren Eindruck des Gehörten und unter anıtlicher Verantwortlichkeit 
ihren Vorgeſetzten berichteten Aeußerungen Bismarcks, je daß jelbit 
in der v. Sybel kunſtvoll redigierten Form diefer Aeußerungen ein 
„In⸗Ausſicht⸗ſtellen“ der Abtretung gewiſſer linksrheiniſcher deutſcher 
Hebicisteie an Frankreich gefunden werden müße. 

Richtig iſt, daß Bismarck dieſe Abtretungen nicht förmlich „aus 
eſichert“ Hat. Er konnte ſich um fo eher begnügen, fie bloß „in 
usſicht zu ftellen”, ala er von Napoleon gar nicht dazu gedrängt 

murde, ba dieſer feinerfeits ein formelles Yinbnis mit Preußen 
wenigfteng bor dem wirklichen Ausbruche des Krieges vermeiden 
wollte, weil er befürchten mußte, durch daſſelbe Defterreich von dem 
Kriege abzuichreden, und da er fich überzeugt hielt, daß Preußen 
unterliegen und dann bereit jein würde, das franzöfiihe Bündnis 
um jeden Preis zu erfaufen. Bismard dagegen hoffte, mit ber 
durch die italieniſche Alliance erworbenen wolwollenden Neutralität 
Frankreich, ohne deſſen directe Hülfe, ſiegen zu können. Die für 
den Tall dieſes Siege „in Ausſicht geftellten” Köder hatten Daher 
zunächſt nur ben Zived, die Franzoſen bei der Neutralität zu erhalten, 
bi3 die Entſcheidung zu Gunften Preußens gefallen fein würde. 
Gelang dieß, jo war Bismarck ſchon damals entichloßen, den Kaiſer 
Napoleon um bie „in Ausficht geftellten“ Abtretungen wenn irgend 
möglich zu betrügen. Diefe Rechnung iſt ihm dann aud) wirklich 
geglüdt. Es wäre das aber, wie wir im IV. Abſchnitt dieſes Buches 
zeigen werden, troß aller preußifcher Siege ganz unmöglich geweſen, 
wenn Napoleon fein Eingreifen im Juli 1866 auch nur. mit dem 
eringften Maße Eriegerifcher Energie unterftügt hätte. In biefem 
Falle, ‚ben Bismard wol erhoffen, aber nicht beſtimmen Tonnte, 
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würde er genötigt geweſen jein, bie jest „in Ausſicht geſtellten“ 
Grenzberichtigungen ohne Widerrede zu vealifieren. 

Ebenſo klar aber ift e8 auch, daß der abenteuernde preußiiche 
Statsmann im umgelehrten Falle, demjenigen eines unglinftigen 
Ausganges des Krieges gegen Oefterreich, darauf angewieſen und im 
voraus entichloßen war, die Unterwerfung Preußens unter das 
Bundesrecht und den Sieg Oeſterreichs durch ein um den Preis des 
Iinfen Rheinufers zu erfaufendes Bündnis mit Frankreich abzuwenden. 
Wie vertraut ihm dieſer Gedanke feit Jahren war, und tie feit er 
in ihm bei Ausbruch des Krieges ftand, das beweilen die auf den 
vorausgehenden Blättern angeführten Zeugniffe Bernhardis, Rothans, 
Nigras, Govones, von Schadhtens und des Prinzen Friedrich Wilhelm 


bon Heſſen. 

Daß fih aber Bismard das directe Bündnis mit Frankreich 
und den ihm wolbekannten Kaufpreis deſſelben für den Fall der 
äußerſten Not aufiparte, kann ihm nicht zum Verdienfte angerechnet 
werden, da er über das Eintreten diefes Falles nicht Herr war, und 
vor demjelben, wie wiederholt gezeigt wurde, Napoleon jelbit gar 
nicht daran dachte, diefes Bündnis zu ſchließen und den Preis für 
dafjelbe zu fordern. Wol aber gehört es auf das Conto des „un 
heimlichen Glückes“ Bismards, daß ihn die Creigniffe nicht beim 
Worte genommen und in die Lage gebracht haben, jeine frivolen 
Verſprechungen und deiperaten Abfichten zu verwirklichen.) | 


5. Oeſterreich und Franfreich. 
x. | 
Defterreich8 Forderung. au Frankreich. 
(Andreas Memor ſHerzog bon Gramont], L’Allemagne nourvelle, p. 288). 

... Der Herr Graf Mensdorff ſprach alio die Wahrheit, 
als er der franzöftichen Regierung folgendes erklärte: Wem Ste ben 
Krieg verhindern wollen, fo können Sie das mit der gröften Leichtig- 
fit tunen. Erklären Sie, daß fih Frankreich gegen 
den Angreifererheben werde, und der Frieden tft 
gefihert.... Was riskieren Ste, wenn Sie Sich offen gegen 
den Friedensbrecher erklären? Durchaus nichts, denn der Krieg 
wird dann unmöglich. Won unferer Seite ift fein Angriff zu fürchten, 
und Preußen kann im Hinblid auf das in zwei Lager geteilte 
Dentihland Leinen Augenblid daran denken, und nad Ihrer Er- 
klärung anzugreifen. Diejelbe bedeutet aljo den Frieden. Liegt aber 
der Frieden Deutfchlands im Imtereffe Frankreichs? Ich glaube 
das ganz beftimmt, denn wenn heute der Krieg zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen ausbricht, jo wird er nicht eher aufhören, als bis eine 

| gx 
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der beiden Mächte, von der andern beftegt, auf Gnade und Ungnade 
den Sieger preiögegeben iſt und fich gendtigt fieht, von der Bild⸗ 
flähe zu verſchwinden. Das Ergebnis des Krieges ift alfo die 
Hegemonte Oefterreih® oder Preußens in Deutichland, das heißt 
unter allen politiichen Combinationen genau diejenige, welche Frank 
reich am wenigiten wünſchen muß. 


B. 
Neutralitäts-Convention zwiſchen Frankreich und Oeſterrreich, 
12. Zuni 1866. 


[Trotz der Vereitelung des Congreſs⸗Vorſchlags durch Oeſterreich, 
waren die Verhandlungen zwiſchen diefer Macht und Frankreich, die 
laut des Nigra’ichen Berichtes an den Prinzen Carignan Anfangs 
Mat von Oeſterreich gu dem Zwecke begonnen waren, um die 
preußiſch⸗italieniſche Alliance zu ſprengen und Frankreich und Stalien 
zur Neutralität zu beivegen, fortgejett worden. Da es nicht ges 
lungen war, Preußen von Italien zu trennen, jo war es Oeſterreich 
jeßt darum zu tuen, wenigitens der Gefahr einer preußiſch⸗italieniſch⸗ 
franzöftichen Tripelalliance porzubeugen, während dem Kaiſer Na⸗ 
poleon e3 darauf ankam, neben Preußen und Italien auch Oeſterreich 
zum Kriege zu ermutigen und für den Fall des Hiterreichiichen Ob⸗ 
jiegend, an das er nach wie vor glaubte, fi) die Einmiſchung in 
die Neuordnung der Dinge zu fihern.. So kam die Convention 
vom 12. Juni zu Stande, die für Oejterreich das Zeugnis der Un⸗ 
fähigfeit feiner damaligen Diplomatie, für Napoleon 111. den ftärkiten 
Beweis feiner in dem ganzen damaligen Intriguenſpiel an den Tag 
gelegten betriigeriichen Abfichten Liefert. Napoleon war es geweſen, 
der die Staliener zu der preußlich-italieniihen Offenitu- und 
efenfio-Alliance bom 8. April angetrieben und fo die lektere recht 
eigentlich zu Stande gebracht Hatte. Cr Hatte dann deutlich genug 
Stalten und Preußen gegenüber die Abſicht zu erkennen gegeben, 
mit diefen Mächten, falls, wie er glaubte, die Defterreicher fiegen 
follten, eine Tripelalfiance abzujchließen. Nun gieng er den Oefter- 
reichern gegenüber die unter diefen Umſtänden natiirlih niemals 
ernithaft gemeinte Verpflichtung ein, nicht nur ſelbſt neutral zu 
bleiben, jondern auc alles aufzubieten, um die Italiener in ber 
Neutralität zu erhalten! Wenn ihn in der Folge diefer gewißenlofen 
gettelungen das Schidjal des betrogenen Betrüger? er 
reicht hat, fo kann darin nur ein gerechte und zugleich troftuolles 
Walten der göttlichen Nemeſis erkannt werden. | 

Die ihrem Wortlaute nad) noch nicht veröffentlichte Convention 
bom 12. Juni 1866 bat nad G. Rothan, La Politique Fran- 
gaise en 1866, p. 169 as. folgenden Inhalt:] 
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Die franzöftiche Regierung übernahm der öſterreichiſchen gegen- 
über die Verpflichtung, eine abjolute Neutralität zu beobachten und 
alles aufzubieten, um die ttalienifche Regierung zu derjelben Haltung 
zu beftimmen. Oeſterreich verpflichtete fi für alle Fälle den status 
quo ante bellum in Stalien zu rejpectieren. Es willigte, wie auch 
die Ergebniffe des Krieges außfallen möchten, in die Abtretung 
Venetiend. Es verzichtete außerdem auf eine Hegemonie, Die 
Deutſchland unter feine Mlleinherrichaft bringen würde, und ver⸗ 
pflihtete fich, feine Gebietövergrößerung,, die das Gleichgewicht 
Europas ftören fünnte, ohne Zuftimmung Frankreichs vorzunehmen. 
Es waren das aljo die Mai-Vorſchläge, mit Ausnahme der Claufel, 
welche die Abtretung Venetien von der Eroberung Schleflend ab⸗ 
hängig machte, und ohne die Teilnahme Italiens, welches feine 
ganze Actionzfreihett behielt. Der Kater [Napoleon] hatte nur für 
ſich ſelbſt Verpflichtungen übernommen. Er follte bei Wiederabtretimg 
der dfterreichiichen Provinz an Italien folgendes ftipulieren: 1) Auf- 
tehterhaltung der weltlihen Herrichaft des Pabſtes und Unver—⸗ 
leglichteit des noch der Regierung defjelben unterftehenden Gebietes, 
und zwar ohne damit den zu Gunften der übrigen Nechte des 
Heiligen Stuhles gemachten Vorbehalten zu präjubicieren; 2) An⸗ 
erfennung und Unverleglichfeit der neuen Grenzen zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Italien; 3) Entihädigung für die venetianifchen Feſtungen 
ſFeſtungsviereck) und die Ausgaben, die Oeſterreich zur Sicherung 
feiner neuen Grenzen zu machen haben werde; 4) Verpflichtung 
Italiens, einen der venetianifchen Bevölkerung entiprechenden Teil 
der öſterreichiſchen Statsichuld zu übernehmen; 5) Clauſeln, welche 
verhindern follten, daß der Hafen von Venedig eine Drohung für 
die öſterreichiſchen Küſten werde. Schließlich verpflichtete fich der 
Kaiſer, daß die [italientfchen] Bevölkerungen Herrn ihrer Bewegungen 
bleiben follten, wenn fich eines Tages auf der Halbinfel eine Reaction 
gegen die ttalienifche Einheit vollziehen ſollte, und Oefterreich behielt 
fh im Falle territorialer Veränderungen das Recht vor, fir die 
depofledierten Fürften des kaiſerlichen Haufes Entſchädigungen außer- 
halb Staliens zu fordern. Der am 9. paraphierte Vertrag, wurde 
am 12. Sunt unterzeichnet. 

[Durch diefe pofttiven, auf die Lectüre des Vertrages ſelbſt 
ie tttellungen Rothans aus dem Jahre 1883 erledigen fich 
von jelbft die von Sybel (Begründung des Deutichen Reiches IV., 
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&. 410) berichteten Angaben untergeordneter franzöftiicher Beamter 
und Officiere (de Cabinetschefs Andro und des General? Caille) 
aus dem Sahre 1869, denen zufolge der Vertrag nicht mur die 
Einwilligung Oeſterreichs in die franzöſiſche, Erwerbung des Rheines“, 
fondern auch die „ipecielle Bezeichnung der rheiniichen Gebietäteile, 
welche für die franzöftiche Annerion beftimmt waren”, enthalten habe. 
Die Geflißentlichkeit, mit der Sybel dieſes zur Zeit der Abfaßung 
ſeines Werkes ſchon völlig antiquierte, von dem preußiſchen Botichafts- 
rate Graf Solm3-Sonnenwalde im Jahre 1869 aufgelefene Pariſer 
Salon⸗-Geſchwätz noch nachträglich aufzubauſchen fucht, erflärt, aber 
rechtfertigt fih nicht aus der Abficht, durch) möglichite Anſchwärzung 
ber öſterreichiſchen Politzt die unbeftreitbare Schwärze der preußiſchen 
minder erjchredend erjcheinen zu laßen.] 


Beunfes Rapitel. 


Das Ende der öfterreihiih-preußifchen Verhandlungen 
über die Elbberzogtümer. 





1. Letzter Ausgleichs⸗Vorſchlag Defterreich? ; Note an dad 
Berliner Eabinet vom 26. April 1366. 

(GSchul thefſs, Ergängungäheft zum Europätichen Geſchichtskalender für 1865, ©. 46—48). 

... Im Artikel 3 des Wiener Friedensvertrages [S. S. 27] haben 
Defterreich und Preußen ficher fich nicht etwa einfach Die Herzogtiimer zu 
voller Souveränetät abtreten Laßen, fondern König Chriftian IX. hat zu 
ihren Gunften auf feine Rechte verzichtet und zugleich veriprochen, 
bie Verfügungen anzuerkennen, welche beide Mächte in Bezug auf 
die Herzogtüimer treffen werden. Es war ſonach Abſicht der Mächte, 
daß auf jene Ceſſion weitere Verfügungen gegründet werden jollen. 
(Sbenjo Hat die Gafteiner Convention die Ausübung der erwähnten 
Nechte zwiſchen Oefterreich und Preußen nur bis auf weitere Ver⸗ 
einbarung geteilt. Es handelt ſich demgemäß darum, welde Folge 
dem zu Wien wie Gajtein ausgebrüdten Vorbehalte anderweiter 
Vereinbarung und Verfügung gegeben werben fol. Der kaiſerliche 
Hof jeinerjeit3 hat fih zu wiederholten Malen bereit erklärt, dieſe 
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Frage im Sinne derjenigen Erklärungen zu erledigen, welche Oeſter⸗ 
zeih und Preußen im Einverftändnifje mit den Benollmächtigten bes 
Deutihen Bundes am 28. Mat 1864 in der Londoner Conferenz 
abgegeben haben. ........ Wäre neben dem Rechte Oeſterreichs 
und Preußen? jeder andere Prätendent auögejchloßen, jo müßte die 
auf den Gafteiner Vertrag erfolgte proviſoriſche Teilung in eine 
definitive verwandelt werden. Der König von Preußen muß feinen 
Titeln den eines Herzogs von Schleswig hinzufügen, Holitein ein 
Zand der öſterreichiſchen Kaiſerkrone werden, und unfere nädjite 
Sorge muß fein, die Beziehungen dieſes Landes zum Deutichen Binde 
auf einen normalen Fuß zu ſtellen. 

Da dieß nun aber nicht das Ziel fein dürfte, nach welchen die 
Wünſche der beiden Mächte gerichtet find, fo folgt, daß wol nicht 
in dem Gutachten der Kronjuriften allein der Schlüßel zu der end: 
gültigen Löſung gefunden werden könne. Vielmehr dürfte es beiden 
Höfen durch vielfache wichtige Erwägungen nahe gelegt fein, auf den 
Vorbehalt des Artikels 3 des Wiener Friedensvertrages und zwar im 
urſprünglichen natürlichſten Sinne dieſes Vor— 
behaltes, im Sinne der Verfügung über die Herzogtümer zu 
Gunsten eines Dritten, zurüdgugreifen. 


Es ift fiir den Kaiſer eine Gewißensſache, einen jolchen Ent⸗ 
ſchluß unter den ernſten, aber eine Wendung zum Guten noch heute 
nicht ausſchließenden Verhältniſſen der Gegenwart dem Könige von 
Preußen dringend an's Herz zu legen. Der Kaiſer war der Bundes⸗ 
genoße des Königs gegen Dänemark. Noch tft es Zeit, dafür zu 
ſorgen, daß nicht aus der im Namen Deutſchlands gemeinſam unter⸗ 
nommenen Tat eine Frucht der verderblichſten Zwietracht inmitten 
verhängnisvoller Ereigniſſe hervorgehe. Auch vermag der Kaiſer 
kaum zu glauben, daß es dem Gedanken des Königs von Preußen 
völlig fern ſtehen ſollte, in dieſer deutſchen Sache dem Bunde 
zuletzt zu geben, was des Bundes iſt, und was 
ſelbſt die den preußiſchen Abgeordneten am 27. Dec. 1863 
erteilte königliche Antwort als dem Bunde zuſtündig anerkannt hat.') 


In ber bom 97. December 1863 datierten, von dem geſamten 
Miniſterium gegengezeichneten Antwort des Königs auf eine Adreſſe des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes, welche die alsbaldige Anerkennung des 
Herzogs von Auguſtenburg als Herzogs von Schleswig-Holſtein verlangte, 
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Die Succeſſionsfrage ſollte, dieſer Antwort zufolge, durch den 
Deutſchen Bund unter Preußens Mitwirkung geprüft werden, Preußen 
ſollte diefer Priifung nicht vorgreifen. In demſelben Sinne haben 
Defterreihh und Preußen ſich während der Londoner Conferenz ge⸗ 
äußert, und die europätihen Mächte, felbit daS an der Erbfolge- 
frage beteiligte Ruſsland, Haben wiederholt ihre Achtung vor den 
Beſchlüßen bezeugt, durch welche der Deutihe Bund die Frage, wer 
als rechtmäßiger Souverän des Bundeslandes Holftein anzuerkennen 
fei, zur Entſcheidung bringe. Eingedenk alles deſſen jchlagen wir 
dem preußifchen Hofe deshalb vor, fih mit uns zu einer Erklä⸗ 
rung in Frankfurt zu vereinigen, des wejentlichen Inhalts, daß Oeſter⸗ 
reich und Preußen beichloßen hätten, die durch den Wiener Friedens⸗ 
vertrag erivorbenen Rechte auf denjenigen Prätendenten weiter zır 
itbertragen, welchem der Deutiche Bund die überwiegende Berechtigung 
zur Erbfolge im Herzogtum Holitein zuerkennen würde. Bietet bie 
fönigliche Regierung bierzu die Hand, jo machen wir uns dagegen 
anheifhig, überall, wo dieſes nötig, dazu mitzuwirken, daß dem 
preußifchen State diejenigen ſpeciellen Vorteile bleibend 
gefichert werden, mit deren Gewährung wir uns im Laufe ber ges 
pflogenen Verhandlungen einverftanden gezeigt haben, und iiber welche, 
was Holftein betrifft, bereit in den Artifen 2—6 der Gajteiner 
Convention [S. S. 34-35] proviſoriſche nähere Feitftellungen ent⸗ 
halten find. Preußen wird hierdurch definitiv die militärifchen Stellungen 
von Kiel, Rendsburg und Sonderburg erwerben. Stiel wird zwar 
Bundeshafen, Rendsburg Bundesfeitung werden, aber die königliche 
Regierung wird und bereit finden, in den desfalls nach Artikel 2 
und 3 der Gafteiner Convention im Cinverftändniffe mit ihr in 
Frankfurt zu ftellenden Anträgen jedem ihrer billigen Nr ent⸗ 
gegenzukommen. 

Nicht weniger bereit ſind wir, die von Preußen behufs Be⸗ 
feſtigung von Düppel und Alſen gewünſchte Territorial⸗Abtretung 
gemeinſchaftlich mit der königlichen Regierung, falls dieß verlangt 
wird, gegenüber dem künftigen Landesherrn auszubedingen. Ebenſo 
werden ſich die Leiſtungen, welche die Herzogtümer bis zur all⸗ 


heißt es: „Die Succeſſionsfrage wird durch den Deutſchen 
Bund unter Meiner Mitwirkung geprüft werden, und dem 
Ergebniſſe dieſer Prüfung kann Ich nicht vorgreifen.“ 
(G. Schultheſs, Europ. Geſchichtskalender 1863, ©. 148). 











137 - 


- gemeinen Regelung der Marines yrage am Bunde für die preußiiche 
Flotte zu übernehmen haben, ohne Schwierigkeit durch Convention 
zwiſchen Preußen und Schleswig-Holitein regeln Taßen, und dafjelbe 
gilt von den Beitinnmungen, weldye die Gajteiner Convention zu 
Gunſten Preußens in den Artikeln 4, 5, 6, 7 binfichtlich der Com⸗ 
munication durch Holftein, des Eintritt3 der Herzogtiimer in den 
Bollverein und der Anlage eines Canal zwiſchen Nord» und Oſtſee 
- getroffen hat. Erwägt man, daß außer diejen vielfachen und wichtigen: 
Vorteilen Preußen bereit$ das Herzogtum Lauenburg erworben, 
während Defterreich für fich nichts anderes begehrt, ala die bereits 
im Friedensvertrag ausbedungene Eritattung der Kriegskoſten, jo 
wird man ficherlich den Anteil Preußens an den Errungenfchaften: 
bes Feldzuges, ben es nicht allein, fondern im Bunde mit Oeſter⸗ 
reih unternommen bat, nicht zu Hein, man wird Diefen Anteil 
“nicht unmwert ber gebrachten Opfer, man wird Oeſterreich nicht eigen= 
nötig, man wird es nicht den Pflichten eines aufrichtigen Bundes— 
genoßen untren finden. Es wird hierüber nur eine Meinung bei: 
allen Unpartetiichen walten können. Eutzieht ſich deflen ungeachtet: 
Preußen noch immer unfern jo gerechten, ehrenvollen Vorfchlägen, 
io wird uns feine andere Entfchließung mehr übrig bleiben, als dent: 
Deutichen Bunde den ganzen Stand der Angelegenheit offen darzu=- 
legen und gemeinfamer Erwägung unjerer Bunded= 
genoßen anheim zu geben, welche Wege in Er— 
mangelung des Einverſtändniſſeszwiſchen Oeſter— 
reih und Prenßen einzufchlagen feien, um zur bundesgemäßen 
Regelung der holfteiniichen Angelegenheit zu gelangen. Auch wird 
dann Die Stimme des Landes Holftein jelbft, Die ohne Zweifel 
vernommen zu werden verdient, um jo iweniger noch länger ungehört' 
bleiben können, als ohnehin die holſteiniſchen Stände nach der gelten= 
den Verfaßung im Laufe dieſes Jahres einberufen werden müßen. 

Wir haben hiermit in einem ernſten Augenblide die Anfichten: 
des Kaiſers nochmal® im Zufammenhbange dargelegt. Der 
Weisheit und dem Gerechtigkeitsfinne Seiner Majeftät des Königs 
it es vorbehalten, fie zu würdigen und eine Wahl zu treffen: 
zwiichen der Fortdauer des Zwieſpaltes, deſſen Folgen fich in der: 
gegenwärtigen Weltlage jeder Berechnung entziehen, und der Löſung, 
welche den Streit über das Schidjal der für Deutichland erworbenen’ 
Herzogtüimer unter allgemeiner Anerkennung mit unverfennbarem Ge⸗ 
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winne für Preußen? Machtſtellung und mit nicht geringer Erhöhung 
feiner hiſtoriſchen Ehren abjichließen wiirde. 


2. Ablehnung des üfterreidhifchen Vorfchlagd; Note Bis⸗ 
mars an das Wiener Cabinet vom 7. Mai 1866. 
(9. Sähulthejs, Europäiſcher Gefchichtsfalender 1866, S. 58—59). 

... Ich habe ſchon in meiner Mitteilung vom 1. d. M. an⸗ 
gebeutet, daß nad) unſerer Auffaßung die Depefche des Herrn Grafen 
bon Mensdorff [vom 26. April] fich auf einem Boden bewegt, auf 
welchen wir nicht folgen können. Es tft nicht der Boden der Ver: 
träge von Wien und Gajtein, welche die Berechtigung des Königs 
Chriſtians IX. zur vollen Ceſſion der Herzogtiimer und folglich die 
unbedingte Erwerbung derjelben durch die beiden deutſchen Mächte 
vorausſetzen. Wie hierneben noch eine Entiheidung des Bundes 
über ben rechtmäßigen Beſitz des Herzogtums Holitein Platz finden 
folle, vermögen wir nicht einzufehen. Wir halten unſererſeits an 
diefen Verträgen feit; und wir würden es als eine Verlekung der⸗ 
felben betrachten, wenn die fatjerliche Regierung einen in Betreff 
unferer gemeinfamen Nechte an den Herzogtümern gegen unfern 
‚Willen gefaßten Bundesbeichluß als maßgebend behandeln wollte. Wir 
fönnen feine Gompetenz des Bundes zur Entſchei— 
dung in dDiefer Frage anertennen, nachdem wir unfere 
eigene rechtliche Ueberzeugung feitgejtellt und durch völferrechtliche 
Verträge eine ſichere Baſis gewonnen haben... 

Ebenjfowenig wie wir die Enticheidung über die Frage 
dem Bunde und der jeweiligen Majorität von deutfchen Regierungen 
überlaßen fönnen, hegen wir die Abſicht, unfern Anteil 
an ben von und durch Krieg und Vertrag erworbenen Nechten 
einem Dritten zu Übertragen, welder uns feine 
Bürgſchaft eines Aequivalents für die Opfer bietet, 
mit welchen wir den Erwerb jener Rechte haben erfaufen müßen. 

Wenn die kaiſerliche Regierung dagegen über ihre Rechte an 
der gemeinfamen Crrungenjchaft eine anderweite Verfiigung treffen 
will, jo wird fie uns fofort zur Verhandlung dariiber bereit finden... 

. .. Weber die Löſung oder Fortbildung unſeres Meitbefik- 
verhältniffe® kann nur mit Defterreid) von ung verhandelt 
werden. . . 
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3. Preußen fchlägt in elfter Stunde Oefterreich die Zwei⸗ 
teilung Deutſchlands nnd einen gemeinfamen Nationalfrieg 


gegen Frankreich vor. 
(Morig Buſch, Unfer Reichskanzler, Stubien gu einem Gharacterbilbe, 
Leipzig 1884, 1, ©. 42-24). 


Kurz bevor die erften Schüße fielen (es muß nad) dem obigen 
etwa vierzehn Tage vor Ausbruch des Krieges geweſen fein) ſchickte 
Bismarck einen Sachen, den damals in Berlin lebenden Bruder des 
Diterreihiihen General® von Gablenz, nad Wien zum Kaiſer 
it Vorſchlägen zum Frieden auf Grund des Dualizmus 
und gemeinfhaftlider Wendung gegen Frankreich. 
Er ließ ihm vorfiellen, wir hätten 6— 700,000 Mann auf den 
Deinen, fie auch) eine Dienge Leute. Da jollten wir ung lieber ver: 
tragen und eine Schwenfung, eine große Frontveränderung vor⸗ 
siehmen, nach Welten, beide zufammen, wir im Norden, fie im Süden, 
gegen Frankreich, und daS Elſaß wiedernehmen, Straßburg zur 
Bundesfeftung machen. Frankreich wäre jet ſchwach gegen un®. 
Es würde fein geredter Grund zum Kriege mit 
den Franzoſen vorhanden fein, aber wir fönnten ung 
damit entjehuldigen, vor ung, daß es aud) fein gerechte Verfahren 
geweſen jet, als Frankreich un dag Elſaß und mitten im Frieden 
Straßburg genommen hätte. Wenn wirden Deutſchen 
die al3 Morgengabe brädten, jo würden fie fid 
unjern Dualismus gefallen laßen. Sie (die Oeſter⸗ 
reicher) follten- im Süden gebieten, über das fiebente und achte Armee⸗ 
corps verfügen, wir über das neunte und zehnte Bundesfeldherr fein. 
Der Dualismus iſt uralt in Deutfchland, Ingävonen und Iſtävonen, 
Welfen und Ghibellinen, Hochdeutſche und Plattdeutſche. (Ich 
[M. Buſch, der dieß einen „Gewährsmann“ erzählen läßt} exlaubte 
mir einzufchalten: Unten keltiſcher Beiſatz, oben ſlaviſcher. Nun 
denn, Gablenz kam mit feinem Auftrage vor den Kailer, welcher 
der Sache nicht abgeneigt ſchien, aber erit den Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen hören zu miüßen erklärte, Mensdorfl. Der war nicht für 
folde Gedanken geichaffen, aber der Sache auch nicht gerade ent- 
gegen; er meinte, er miße mit den andern Minifteru reden. Die 
waren aber für den Krieg gegen und. Der Finanzminifter fagte, 
— er dachte, fie würden ung fchlagen — erſt müßte er fünfhundert 
Villionen Kriegscontribution haben von uns oder eine gute Gelegen- 
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heit, den Statsbanfrott zu erklären. Der Kriegäminifter war mif 
Bismarcks Gedanken eigentlich nicht unzufrieden; erjt müße aber ge— 
rauft werden, meinte er, dann könnten wir und mit einander ver⸗ 
tragen und zufammen gegen die Franzojen loßgehen. Sp fam denn 
Gablenz unverrichteter Sache zurüd, und einige Tage nachher reiften 
der König und fein Minifter auf den böhmijchen Kriegsſchauplatz 
ab. Es war fchade, die alte Einheit oder vielmehr Uneinigkeit, der 
Frankfurter Bund wäre aufgelöft worden, aber es wäre nad) außen 
bin feine Zerreißung gewejen. Der Nordbund und der Südbund 
jollten gegen das Ausland in ein enges Bündnis treten mit gegen 
jeitiger Garantie ihres Beſitzes an Gebiet.” | 
Die hier erzählte Sendung des Herrn v. Gablenz wurde Jahre 
lang von den preußiichen Officiöſen abgeleugnet; erjt nad) dem Er⸗ 
Icheinen des Buſch'ſchen Buches (1884) geſtand aud) die „Nord. 
Allg. Zig.” fie zu. Nah dv. Sybel (Begründung des Deutſchen 
Reiches, IV, S. 375—390) fiel die Sendung in die Zeit vom 4. bis 
28. Mai, alſo gerade in die Periode des gröften Bismarck'ſchen Mis⸗ 
trauens gegen Frankreich, welches Durch die auf Neutralifation Italiens 
abzielenden Bemühungen Napoleon? und das Congrejöprofect ver⸗ 
urſacht war. Sybel berichtet über den Zwilchenfall zwar jehr weitläufig, 
aber auch ebenfo unklar und verjchleiert. Daß Gablenz eine eventuell | 
gewaltiame Aufteilung Deutichlands zwiſchen Preußen und Oefter- 
reich vorzuschlagen gehabt habe, jagt auch er, jagt aber nicht? von der 
Tendenz einer gemeinjamen Action gegen Frankreich und ift im 
Uebrigen bemüht, es jo jcheinen zu lagen, als ob das linternehmen 
von Wien außgegangen ſei. Es ift, jolange die öfterreichifchen Ge⸗ 
Ihichtöquellen über da® Jahr 1866 mit unbegreiflicher Beharrlichkeit 
— oder jollen wir lieber jagen: Gleichgültigkeit? — verichloßen 
gehalten werden, ſchwer zu beurteilen, ob diefe Gablenziihe Sendung 
bon ihrem Urheber Bismarck ernfihaft gemeint war oder nur zur 
Einſchüchterung und Wilfährigmadjung Frankreich in den damaligen 
preußiichen Congrej3-Nöten dienen jolltee In Wien tft fie wol von 
pornherein nicht ernjihaft genommen worden. Indeſſen icheinen Doch 
Anſchauungen, wie fie in den von Buſch referierten Worten des 
Öfterreichtichen Kriegsminiſters durchſchimmern, auch gemiffen leiten⸗ 
den Kreißen der damaligen öfterreichiichen Diplomatie geläufig geweſen 
zu fein. Sie werden von dem Grafen Beuft dem Grafen Mori 
Eſterhazy — dem „heimlichen Moritz“ — zugeichrieben und aus⸗ 
drücklich als teilweiſer Erklärungsgrund der nachmaligen energieloſen 
baheriſchen Kriegsführung bezeichnet. „Sein Eſterhazy's] geheimer 
Gedanke, wie mir von Eingeweihten verfichert wurde“, erzählt Beuſt, 
wäre fein anderer geweſen, als ein zwiichen Defterreih und Preußın 
er Ehre halber unvermeidliches Duell, nad) deflen für beide Teilezweiftls 
haftem Ausgang die unzweifelhafte Teilung Deutſchlands zwiſchen 
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heiden erfolgen follte, unter gemeinfamer Anwendung des von Bis⸗ 
mard in Preußen bis dahin befolgten politiihen Syitem3 im Innern. 
Diefem geheimen, aber nicht geheim gebliebenen Gedanken iſt zum 
Teil die Ichlaffe Haltung Bayerns beim Ausbruche des Krieges und 
damit der traurige Ausgang des letteren zu danken, denn hätte Bayern 
beßer gerüjftet, hätte Bayern nur, worum von Prag aus ber König 
Im Sachſen] den Prinzen Karl und ich den Miniſter Pfordten be 
chworen, die marfchbereiten 30,000 Dann nad) Böhmen yeisiet, 10 
wäre Königgrätz, was an der Schwäche des Linken Flügels verloren 
gieng, gewonnen worden. Die zögernde Haltung Bayern? mar 
freilich darum nicht minder unverantwortlid, denn nad) den mit 
General von der Tann in Wien getroffenen Verabredungen war die 
Entihuldigung Pfordtend, man habe da3 eigene Land nicht preis- 
geben können, eine völlig unzuläßige.“" (Friedrich Ferdinand Graf 
von Beuft: Aus Drei Viertel-Jahrhumderten, 11, S. 16—17)]. 


4. Sefterreich überantivortet die Entfcheidung Der ſchleswig⸗ 
hoffteinifchen Angelegenheit Dem Deutſchen Bunde; 
Bundedtagd:Situng vom 1. Juni 1866, 

(Aegidi und Klauhold, Die Kriſis des Jahres 1866, ©. 66.) 

[Oeſterreich erflärt:] In Folge des Bundesbeſchlußes vom 
24. v. M. [betreffend allgemeine Abrüftung der Bundesglieder] iſt 
der Gefandte beauftragt worden, die nachfolgende Erklärung ab- 
zugeben. ... . 

... 68 Handelt fi jonah nur um die Heeresaufitellung 
gegen Preußen. Was dieſe betrifft, jo würde der kaiſerliche Hof 
bereit fein, fie rückgängig zu machen, jobald Defterreich weder auf 
eigenem Gebiete noch in Holftein, nod) auf dem Gebiete feiner 
Bundesgenogen einen Angriff von Seiten Preußen? zu beforgen 
hätte, und ihm gegen bie Wiederkehr der entftandenen Kriegsgefahr 
genüigende Sicherheit geboten wäre. 

Der gejamte Deutfche Bund bedarf nicht weniger wie Defterreich 
diefer Sicherheit. Ste hängt im Allgemeinen davon ab, daß in 
Deutihland nicht eine Politik der Gewalt, fondern 
Reht und Vertrag regiere, und daß auch Preußen, wiewol 
europätfche Macht, den grumdgejeglich verbirgten Frieden des Bundes, 
wie defien verfaßungsmäßige Beſchlüße achte. Sie iſt insbeſondere 
dadurch bedingt, daß die ſchleswig-holſteiniſche Frage, aus welcher 
der gegenwärtige Conflict hervorgegangen tft, nicht nach den einfeitigen 
Anſprüchen Preußens, jondern nach Recht und Geſetz des Deutjchen 
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Bundes und im Einklange mit dem Landesrechte der Herzogtümer 
ihre Löſung erhalte. Der Laijerliche Präfidialgefandte iſt demgemäß 
beauftragt, der Hohen Bundesverfammlung, unter Bezugnahme auf die 
[bei Borlegung der Gafteiner” Convention abgegebene] Erklärung 
Oeſterreichs und Preußens in der Sigung vom 24. Auguft v. J., 
die Anzeige zu eritatten, daß die kaiſerliche Regierung ihre Bes 
miühungen, einen definitiven bundesgemäßen Abichluß der Herzogs 
tümerfrage dur ein Einverftändnig mit Preußen vorzubereiten, für 
jetzt als vereitelt betrachte, und daß fte in diefer gemeinfamen. 
deutschen Angelegenheit alles weitere den Entſchließ ungen 
bes Bundes anheimftelle, welden von Seiten Oeſterreichs die 
bereitwilligite Anerkennung gefichert fit. Ä 

... Der Gejandte bat fchließlich mit der vorſtehenden Er⸗ 
Härung die weitere Anzeige zu verbinden, daß dem kaiſerlichen 
Statthalter in Holftein ſoeben die erforderliche Specialvollmadt zur 
Einberufung der Holfteiniihen Ständeverfjammlung 
überſendet worden tft, damit die geſetzliche Vertretung der Landes, 


um deſſen Schichſal es ſich Handelt, und deſſen Wünſche und Rechts⸗ 


anſchauungen einen der berechtigten Factoren der Entſcheidung bilden, 
nicht länger der Gelegenheit entbehre, ihre Anſichten auszuſprechen. 


ae preußiſche Gefandte erflärte, Preußen werde abriliten, 
fobald Oefterreih und Sachſen abrilften würden, verwahrte feine 
Regierung gegen die ihr unierge)obene Abſicht einer gewaltiamen 
Durchführung ihrer Wünſche bezüglich Schleswig - Holiteind und 
behielt ihr alle weiteren Schritte vor.] 


5. Die Vorgänge in Holftein vom 2. —11. Juni 1866. 


[Am 2. Juni berief der öfterreichiiche Statthalter v. Gablenz 
die Ständeverfammlung des Herzogtums Holftein auf den 11. Juni 
nach Itzehoe. Am 3. Juni meldete ber italieniiche Geſandte Barral 
bon Berlin nad) Florenz, Graf Bismard habe keineswegs in Abrede 
geftellt, daß die Erklärung Oeſterreichs vom 1. Juni ein vollſtändig 
gerechtfertigter casus belli fei, ‚er will mır genauere Berichte ab- 
warten, auß welchen er bie öfterreichtfche Antwort bezüglich des 
Congreſſes (S. ©. 103) erjehen könne, um dann Oefterreidh zu, er- 
klären, daß fein Schritt in Frankfurt eine Verlegung der Gaiteiner 
Convention jei, lediglich zu dem Zwede, um den anarchiſchen Ge- 
meinbejig wirder herzuſtellen. Bigmard jagt, Preußen wiirde dann 
jofort gleichfalls Holſtein beſetzen. Bismarck jegt große Hoffnung 
darauf, daß dieſer Beihluß in Ausführung gebracht werde, um 
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auf folde Weife Die Feindfeligfeiten herbeizuführen.“ 
(La Marmora, a. a. O. ©. 265). 

ESchon an diejem Tage (3. Juni) erfuhr Bismarck, daß Oeſterreich 
den Congreſs⸗Vorſchlag nur unter Bedingungen zuftimmte, die denfelben 
gegenſtandslos machen mußten (Benedetti, Ma Mission en Prusse,. 
p. 131). So proteitierte er dann nod) an demjelben 3. Juni in 
einer Depefche an Oeſterreich gegen die Erklärung diefer Macht vom 
1. Juni; er erflärte diejelbe für eine „ausbrüdliche Losſagung von 
dem Gafteiner DVertrage”, durch welche die im Wiener Friedens⸗ 
vertrage ftipulierte gemeinfchaftlihe Herrſchaft Oeſterreichs und 
Preußens über die Elbherzogtiimer wiederhergeitelt jet, weshalb 
der König jeinen Statthalter in Schleswig, General v. Manteuffel- 
mit der Wahrung der Preußen aus diefem Vertrage zuftehenden 
Sonperainetätsrechte an Holitein beauftragen” werde; endlich ſprach 
er der kaiſerlichen Regierung das Recht ab, nad) ihrer Losſagung 
vom Gafteiner VBertrage die Berufung der holjteinifchen Stände noch 
einfeitig vorzunehmen Aegidi und Klaubold, a. a. O. S. 71). 
‚ „Am folgenden Tag, 4. Juni, mo dad Scheitern des Congreſſes 
in Folge der öfterreichiichen Vorbehalte bereits feſtſtand und Bismarck 
deshalb wieder freier aufatmen konnte, klagte er fofort in einer 
Circulardepeſche Defterreich der „Abficht einer directen Provocation“ 
und des Wunſches an, „mit Gewalt einen Bruch und Krieg her⸗ 
beizuführen” (Megidi und Klauhold, a. a O. ©. 72) Natür= 
ih wußte er ſehr genau, daß Oeſterreich nichts ferner lag als 
die ihm bier untergeichobenen Angriffsabfichten; er ſagte deshalb 
am 6. Juni zu dem italieniſchen Gejandten Barral: „Sie werden: 
ung einen famoſen Dienft leilten, wenn Sie zuerit angreifen“ 
La Marmora, a. a. O. S. 278). Aber auch die Staltener 
wollten ihm den Gefallen nicht tuen, und jo wurde am 7. Juni: 
der ſchleswigſche Gouverneur, General v. Manteuffel, mit einer 
ſtarken Truppenmacht nach Holſtein geſchickt. 

Da fich jedoch der dortige öſterreichiſche Statthalter v. Gablenz 
vor dieſer Uebermacht von Kiel nach Altona zurückzog, ſo kam es 
auch Hier nicht zu dem gewünſchten Kriegsausbruche. „Bismarck“ 
— fo berichtete Barral am 10. Juni an La Marmora — „zeigte: 
ich äußerft aufgebradyt gegen Freiherrn von Manteuffel, welcher, 
anftatt energifch gegen die Oeſterreicher aufzutreten, fi) bei ſeinem 
Einrüden in Holftein durch den General Gablenz umgarnen und 
fh dDieje Gelegenheit zum Conflict entgehen ließ. 
Begreifen Sie bieß? fagte er zu mir. Indes fügte er bei, die 
Einberufung der Stände fteht noch bevor, die kann wahrſcheinlich 
einen Conflict herbeiführen. Man muß noch warten.” (La Mar- 
mora a. a. O. ©. 285). 

Auch die jetzt (10. Juni) veröffentlichten Grundzüge der neuen 
preußiichen Bundesverfaßung (S. ©. 94 ff.), welche den Ausſchluß 
Defterreih® aus Deutichland proclamierten, blieben wirkungslos. 
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Mantenffel aber ließ es nunmehr an der bisher vermifften „Cnergte* 
acht fehlen. Durd) Proclamation vom 10. Juni übernahm er jekt 
auch die oberjte Regierungsgewalt im Herzogtum Holitein, erflärte 
die dom öſterreichiſchen Statthalter eingejeßte holſteiniſche Landes⸗ 
regierung in Kiel fiir aufgelöft und machte befannt, daß der Baron 
Rarl dv. Scheel-Pleffen „auf allerhöchiten Befehl zugleich als Ober- 
präfident für beide Herzogtümer, die Leitung jämtlicher 
Geſchäfte der Civilverwaltung unter der Autorität der Höchiten 
Militäargewalt” mit dem Site in Kiel übernehme. 

Das war bereit3 die tatfählihe Annerion ber Ni 
z0gtümer an Preußen. Ihr entiprad) dann auch, daß preußiſche 
Truppen am 10. Juni die Kirche und den Ständefaal zu Itzehoe, 
wo die für den folgenden Tag einberufenen Holfteinifchen Stände 
Gottesdienft halten bezw. tagen ſollten, bejegten, die fich gleichwol 
ſammelnden Ständemitglieder außeinanderiprengten und den von dem 
vᷣſterreichiſchen Statthalter beitellten Landtagscommiffar Leſſer ver- 
‚hafteten. (9. Sch ult heſs, Europ. Geichichtäfalender, 1866, ©. 72 ff.) 

Den heiß erjehnten Kriegsfall aber brachten auch dieſe offen⸗ 
kundigen Gewalttätigkeiten immer noch nicht zu Stande, da Gablenz 
mit ſeinen Truppen am 11. Juni Holſtein räumte und ſich auf den 
hannoverſchen, heſſiſchen und bayeriſchen Bahnen nad) Böhmen zurück⸗ 
309. So mußte dann Preußen dennoch ſelbſt den Conflict herbei⸗ 


‚führen und ala Angreifer, der e8 war und von Anfang an ge- 


wejen war, endlich auch offen hervortreten. Dieß gefhah in der 
Bundestagsſitzung vom 14. Juni und den ihr von Preußen ge 
‚gegebenen Folgen.) 


6. Proteſt Oefterreich® gegen Den Vorwurf des Bruch 
der Gafteiner Convention und gegen das eigenmächtige 
Borgehen PBreufzens in Holftein, 

Aus der Depejhe des Grafen Mensdorff an den 
Zatferliden Gefandten in Berlin, dd. Wien, 9. Juni 1866. 
(Aegidi und Klauhold, a. a. O. ©. 8.) 

... Wir erheben hiermit feierliche Einſprache 
‚gegen dieſe Behauptungen [die Gafteiner Convention ge 
broden zu haben] und wir lehnen alle und jede Ber: 
antwortlidfeit für die ernften Folgen des Ent- 
ſchlußes des Berliner Hofes, den Streit nunmehr 
aufdas Feld der Tatſachen zu übertragen, von der 
Regierung Oeſterreichs ab. Wir bemerken zur Begründung 
unſeres Proteftes erſtens, daß Die Vereinbarungen zwiſchen Oefter- 
‚xeih und Preußen die Nechte des Deutichen Bundes nicht alterteren 
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konnten noch follten, und daß ein Bundesglied, welches erklärt, die 
verfaßungsmäßigen Beichlüße des Bundes anerkennen zu wollen, 
hierdurch nicht die Rechte eines andern Mitverbündeten beeinträch- 
tigen fünne. Wir müßen zweitens hervorheben, daß die königlich 
preußiiche Regierung ihrerfeit3 längſt die bindende Kraft jener Ver: 
einbarnng ſowol durch Handlungen, wie durch ausdrüdlihe Er- 
Mörungen verleugnet, daher das Recht verloren hat, fich gegeniiber 
Oeſterreich auf Verbindlichkeiten, welche fie jelbit nicht geachtet hat, 
zu berufen. Sie Hat fih über das Brincip, daß die 
ihleswig=holfteinifhe Erbfolgefrage nur im Ein— 
verftändniffe mit Defterreich gelöſt werden ſolle, ſchon 
damals hinweggeſetzt, als ſie, nicht auf Grund einer 
Vereinbarung mit uns, ſondern auf Grund des Gut— 
achtens der preuß iſchen Kronjuriſten die Souveränetäts- 
frage in Schleswig-Holſtein für gelöſt erklärte und Straf— 
verordnungen gegen die Anhänger jeder anderen Meinung 
erließ. 

Ohne daß ſie den Vorbehalt der Zuſtimmung Oeſterreichs 
für nötig gehalten hätte, war ſie ſpäter bereit, die ſtreitige Frage 
bald einem deutſchen Parlamente, bald einem europäiſchen Congreſſe 
zu überweiſen. Wie kann ſie darüber klagen, wenn Oeſterreich in 
Ermangelung eines Einverſtändniſſes, welches die Forderungen 
Preußens unmöglich gemacht haben, ſich entſchließt, den geſetzlichen 
Organen des Deutſchen Bundes alles Weitere anheimzuſtellen? Sie 
Hat endlich in ihrer Depeſche vom 26. Januar d. J. IS. ©. 42] für den 
Fall einer ablehnenden Antwort die ausdrüdliche Klauſel aufgeftellt, 
daß fie „Für ihre ganze Politik volle Freiheit ge- 
winnen müße und von derselben den Gebraud 
mahen werde,welden fie den Intereſſen Preußens 
entiprehend halten werde" — und Graf Bismard hat nad) 
Empfang unferer Erwiderung dem kaiſerlichen Gefandten erklärt, daß 
nunmehr für Preußen die Wirkung diefer Klauſel eintrete [S. S. 44]. 

Somit war es Preußen, welches durch Wort und Tat, freilich ohne 
rehtmäßigen Grund, feine Freiheit von den gegenüber Dejterreic) 
eingegangenen Verbindlichkeiten zuriidforderte und fich eine Stellung 
gab, die dem durch die Gafteiner Convention gejchaffenen Zuſtande 
nur noch den Wert eines völlig prefären tatjächlichen Beſitzſtandes 
ließ. Oeſterreich Hat nichtsdeftoweniger diefen Befikftand geachtet, 
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e3 hat die Gafteiner Convention nicht gefündigt, und die kaiſerliche 
Regterung würde das durch die Artikel diefer Convention begründete 
Proviſorium ungeftört bis zur künftigen Enticheldung des Bundes 
haben fortdauern laßen. Indem Preußen nunmehr eigen- 
mächtig an die Stelle dieſes Proviſoriums wieder den 
früheren Zuftand jegen will und zu diefem Zwecke feine 
Truppen in Holftein einrüden läßt, vollzieht eg ſeinerſeits 
auch tatjählich den Bruch der Gafteiner Convention, und 
unfer Broteft gründet fi) vaher drittens darauf, daß Preußen zur 
Selbſthülfe geichritten tft und durch) die Beſetzung Holſteins nicht nur 
fein Vertragsverhältnis gegenüber Oejterreih, fondern auch den 
Art. 11 der deutichen Bundesacte [S. ©. 1] verlegt und den Fall 
des Art. 19 der Wiener Schlußacte [S. ©. 3] herbeigeführt hat. 


7. Urteil des kgl. preufiichen Apellationsgerichtöpräfidenten 
Ludwig von Gerladh!) über den Conflict, 


(Die Annerionen und der Norbbeutfche Bund. Vom Verfaßer ber Rundſchauen. 
September 1866, S. 8—12.) 


So ftanden die Sachen, al3 Defterreih am 1. Juni am Bunde 
erflärte: Da wegen der Elbherzogtümer feine Einigung mit Preußen 
zu Stande gefonmen, jo ftelle es „in dieſer gemeinfamen deutjchen 
Angelegenheit alles weitere den Entſchließungen des Bundes anheim.” 
Der Wortlaut diefer Erklärung zeigt, daß fie keineswegs „eine 
Uebertragung der Nechte Oeſterreichs an den Herzogtümern auf den 
Bund” enthält. Sie war nicht einmal eine Aufforderung an den 
Bund, fi mit der Sache zu befaßen. Der Bund bätte in vollem. 


1) Ernſt Ludwig von Gerlach, geb. 1795 zu Berlin, + daſelbſt, 
nachdem er auf der Straße überfahren worden, 18. Februar: 1877, 1844 
big 1874 Oberlandes=(Apellationd-)Gericht3präfident zu Magdeburg, gehörte 
zu den hervorragenditen DBegründern und Vertretern der confervativen 
Partei in Preußen, deren Grundfägen er auch in dem großen Abfall von 
1866 mit einigen wenigen Gelinnungsgenoßen getreu blieb uud von Denen 
aus er die Bismarf’she Macht und Opportunitätspolitif unerfchroden. 
befämpfte. Wegen einer gegen die Culturfampf3-PBolitit der Regierung 
gerichteten Flugſchrift im Jahre 1874 beitraft und aus dem Dienfte ent- 
laßen, wurde diefer wahrhaft Eönigstreue Preuße im Januar 1877 von einem 
bannoverfchen Wahlfreiße (Osnabrüd) in den Reichstag gewählt, wo er als 
Hospitant dem Centrum angehörte und während Ausübung feines Mandat$ 
den Tod fand. 
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Einklange damit beichließen können: er wolle für jest nichts tun; 
das Gafteiner Interinn möge ruhig fortdauern. Auch war fie fein 
Bruch der Verabredungen mit Preußen. Mit diefen Verabredungen 
hatte e3 folgende Bewandnis. | 

Der Erbprinz von Auguftenburg behauptete, der rechtmäßige 
Herzog von Schleswig=Holitein zu fein. Preußen hatte 1863, ob= 
ſchon er preußifcher Officter war, geduldet, daß er ben „Kieler Hof” 
gründete. Noch nach Diippel hatten, am 28. Mai 1864, in den 
Londoner Verhandlungen Preußen und Oefterreich gemeinſchaftlich 
erklärt: „der Erbprinz könne in den Augen Deutichlands die beiten 
Erbfolgerechte geltend machen: feine Anerkennung durch den Bund 
fei gemwis, und er’ habe die zweifellofen Stimmen der immenjen 
Maforität der Bevölkerung der Herzogtiimer Für fi.” In demfelben 
Sinne hatte eine große Zahl deutjicher Untverfitäten — mol die 
Mehrzahl — ſich ausgeſprochen. Es lag alio ein Nechtaftreit vor 
über das Bundesland Holftein zwiſchen dem Erbprinzen einerjeit3 
und andererjeitS dem Könige Chriltian, jebt, nah dem Wiener 
Frieden, feinen Nechtsnachfolgern, Preußen und Oefterreih. Diefer 
Streit gehörte vor den Bund. Denn diefer hatte nach feiner Ver— 
feßung ſolche Streitigkeiten zu vermitteln und, wenn fein Vergleich 
ftattfand, die Enticheidung im Wege einer Aufträgal-Inftanz ein— 
zuleiten. Dieſem Bundesrechte gemäß hatte im December 1863 
Se. Majeität der König von Preußen dem Mbgeordnetenhaufe auf 
deilen Antrag, den Erbprinzen als Herzog einzujeßen, erwidert: 
„Die Succefftonzfrage wird durch den Deutichen Bund unter Meiner 
Mitwirkung geprüft werden, und dem Crgebniffe dieſer Prüfung 
kann Ich nicht vorgreifen.” Und in demfelben Sinne hat furz vor 
dem Bundesbruche im Juni dieſes Jahres Oldenburg feine Succeifions- 
anjpriiche an die Herzogtüimer beim Bunde angemeldet und geltend 
gemacht, ohne Widerſpruch von Seiten Preußens. An diefer Bundes 
competenz hat der Wiener Friede nichts geändert. König Chrifttan 
hat nur die Rechte abgetreten und abtreten können, die er hatte. 
Ebenſowenig konnten Preußen und Oefterreich durch Abreden unter 
fi) daran etwas ändern. Ste konnten weder dem Erbprinzen noch 
dem Bunde etwas vergeben. Site haben dieß auch nicht verſucht. 
Die Convention vom 16. Januar 1864 — unmittelbar vor Aus⸗ 
bruch des dänischen Krieges — jagt zwar [S. S. 28]: die beiden Mächte 
würden über die Erbfolge „nicht ander als in gemeinfamem Einverſtänd⸗ 
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niſſe entſcheiden“, das heißt: Feine von ihnen allein. Ein Verſuch, 
die Entſcheidung mit Ausfchluß des Bundes vor fich zu ziehen, im 
die Bundescompetenz einzugreifen oder daran etwas zu ändern, liegt in 
diejem Uebereinkommen nicht. Ein folcher Eingriff hätte im Wider- 
ſpruche gejtanden mit dem Nechte des Erbprinzen, mit dem Bundes— 
rechte und mit der oben erwähnten, einige Wochen vorher öffentlich 
erklärten Anerkennung der Bundescompetenz von Seiten Sr. Majeſtät 
des Könige. Die Gafteiner Convention endlich enthält nichts über 
die Erbfolge und die Bundescompetenz. 

Dagegen wirft, was 1865 über diefe Convention am Bunde 

verhandelt worden, ein helles Licht auf die damalige Auffaßuug der 
Bundescompetenz von Seiten der beiden Großmächte. Im Juni 1865 
hatten nemlich Bayern, Sachſen und Großherzogtum Heſſen bean 
tragt, die beiden Großmächte zu befragen, was fie getan hätten und 
noch zu tun beabfichtigten, um die Löſung der Fragen wegen der 
Herzogtümer herbeizuführen. Darauf wurde am 14. Auguft die 
Sonvention von Gaftein beichloßen und am 24. Auguft von Preußen 
und Oefterreich dem Bunde vorgelegt. Dabei erklärten beide Groß- 
mächte auf jene Frage nicht etwa: fie fei nicht Sache des Bundes, 
fondern nur Sache der beiden Mächte, — vielmehr erklärten fie: 
„Daß die Verhandlungen zwiſchen ihnen fortdauern, und daß fie die 
Bundesverfammlung erfuchen, dem Ergebnifje diefer Verhandlungen 
mit Vertrauen entgegen zu jehen.” 
Nach allem diefem war es wegen des geforderten „Vertrauens“ 
ſogar eine bejondere Pflicht der Großmächte, wenn fie feine Hoffnung 
mehr hatten, einig zu werden über Holjtein, davon dem Bunde An 
zeige zu machen und ihm das Weitere anheim zu geben. Dieb, und 
niht mehr als dieß, hat DOejterreich durch feine Erklärung vom 
1. Juni getan... 

Yun berief Oefterreih am 5. Juni die hHoljteinifchen Stände. 
Preußen erklärte diefe Maßregel für eine Verlegung der zwiſchen 
den beiden Großmächten ‚beitehenden Rechtsverhältniſſe, riidte am 
7. Juni ungeachtet des Proteftes des öſterreichiſchen Statthalter in 
Holitein ein und verhinderte mit Gewalt die Verfammlung der 
Stände. Die Oefterreicher verließen Holftein, indem fie der Weber: 
macht wichen. 

Die Gafteiner Convention hatte die Ausübung der beiderfeitigen 
Regierungsrechte in den Herzogtüimern nicht fachlich, ſondern territo- 
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trial abgegrenzt, indem ſie dieſe Rechte in Holftein an Oefterreich 
übertrug, ebenjo mie die in Echleswig an Preußen, ohne irgend 
eine Art von Regierungsrechten auszunehmen.: Die Berufung einer 
Ständeverfjammlung ift ein Negierungsreht, aber fein höheres 
Regierungsrecht als das Recht der Gefehgebung. Dieß letztere Recht 
hatte Preußen einige Monate vorher in Schleswig audgeübt, indem 
es Demonstrationen für den Erbprinzeu bei ſchwerer Strafe unter- 
iagte, obſchon Preußen ſowol als Oefterreich, wie oben gezeigt, 1864 
den Erbprinzen für den Beitberechtigten erklärt Hatte. 

Es war billig, daß in der im Juni brennenden Kriſis Holftein 
durch feine verfaßungsmäßigen Organe zu Worte fam.... Eine 
entiheidende Stimme über die Erbfolge hat Oeſterreich den 
bolfteinifchen Ständen nicht eingeräumt, und es liegt feine Andeutung 
vor, daß es eine jolche ihnen eingeräumt haben wiirde, wenn fie zu⸗ 
jammengefommen wären. Grit wenn Oeſterreich dieß getan hätte, 
würde e8 der Gafteiner Convention und Preußens Rechten entgegen 
gehandelt haben. 


8. Tie Schuld Oefterreichd. Standpunkt der bundestreuen 
Mittelftaten, 


Griedrich Ferdinand Graf von Beuft, Aus Trei Biertel-Jahrhunberten, 
1. &, 412—414) 


AngefichtS der vorjtehenden Betrachtungen [darüber daß die 
Stage, wer im Juni 1866 Recht gehabt habe, ſchon im vorhinein 
durch den längſt zuvor, mitteljt des Bündniſſes Preußens mit Stalien 
gegen ein Bundesglied, vollzogenen Bundesbruch in unbeftreitbarer 
Weiſe zu Ungunften Preußens entjchieden war] verlieren die Einzel- 
heiter deſſen, was ſich in der erſten Hälfte 1866 zutrug, jehr an 
Intereſſe. Sie waren mehr oder minder logiſche Conſequenzen 
deſſen, was 1865 gejchehen war, insbeſondere des. . . Umftandes, 
daß Oefterreich zum Bund und zu der durch deflen Majorität ver⸗ 
tretenen Auguftenburger Sache erit dann zuriüdtehrte, nachdem es 
erit ben Bund im Verein mir Preußen lahmgelegt und dann zu 
Gunften Preußens das Gafteiner Abkommen getroffen hatte, welches 
für Defterreich eine unklare und prefäre Stellung, für Preußen den 
Anfang feiner Klaren und bleibenden Befitergreifung bedeutete. 

Oefterreich alfo fehrte zu dem Bunde zurüd, und der Bund 
wußte Gefchehenes zu vergeben, allein die Logifchen Folgen begangener 
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Handlımgen vermag feine Umkehr abzuwenden. Drei Jahre früher 
hatte Oefterreih gejagt: „IH Tann in einer Angelegenheit des 
Bundes den Bund nicht abhalten, meine Anträge zu verwerfen, ich 
ann ihn nicht zwingen, mit mir zu gehen; aber nichts hindert, mid) 
als europätihe Macht mit Preußen zu verblinden und das zu tuen, 
was der Bund nicht will.” Seht fagte Preußen: „Ich bin im 
Begriff, mich mit Oefterreich zu entzweien und möglicher Weiſe den 
Streit im Wege der Gewalt auszutragen. Die Bundesacte vers 
bietet wol unter den Bundeögliedern die Selbithülfe, aber nichts 
hindert mich als europäifhe Macht zu Handeln.” Daß der Eine 
in einem ſolchen Falle weiter geht al der Andere, ändert im Principe 
nichts. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen der europäiſchen Stellung 
nahme Oeſterreichs 1863 und der europälihen Stellungnahme 
Preußen? 1866 beitand darin, daß die preußiiche dem eigenen 
Intereſſe entſprach, die öfterreichiiche dagegen dem eigenen Intereſſe 
widerſprach. 

Die oft geſchmähten deutſchen Mittelſtaten aber, welche ſich 
mehrenteils entſchiedener Misgunſt nicht nur Seitens der Berliner, 
ſondern auch Seitens der Wiener Preſſe zu erfreuen gehabt hatten, 
nahmen dem drohenden Conflict gegenüber eine Haltung ein, welche 
fern von Ueberhebung, fern von Parteinahme, fern von Preußen⸗ 
feindlichkeit, aber auch fern von Kleinmut, den correcten bundes⸗ 
mäßigen Standpunkt und zugleich auf das Unzweideutigſte die Sache 
des Friedens vertrat. Denn das darf mit vollſter Gewisheit aus⸗ 
geſprochen werden: keine einzige der deutſchen Regierungen wollte 
den Krieg, aber nicht alle begriffen die Notwendigkeit, jener oben 
erwähnten bundestreuen Haltung den Nachdruck vereinter militäriſcher 
Bereitfchaft zu geben. 
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Zehntes Kapitel, 


Preußiſche Bebeimbündeleien mit den oppofitioneilen 
und revolutionären Blementen der zu bekämpfenden 
Länder. 





1. Die geheimen Beziehungen der königl. preußziſchen Re⸗ 
gierung zu der Kaſſeler Kammeroppoſition während des 
kurheſſiſchen Verfaßzuugskampfes. 


A. | | 
Der königl. preußiſche Minifter Graf Bernftorif') ſucht eine 
Stenervertveigerung in Kurhefien zu Stande zu bringen. 
($ebruar 1862.) 
Griedrich Detker, Lebenserinnerungen, Kaſſel 1885, 11, S. 368—69.) 

‚Im Februar 1862 Hatte fi der Redacteur Jungermann, ein 
geborener Kurheſſe, von Frankfurt nach Berlin begeben, um fi dort 
anzuhören und iiber manches Aufichluß zu erlangen. Dur Ber- 
mittelung Fauchers, der in London beim Grafen Bernftorff ein⸗ 
geführt geweſen war, hatte er eine Audienz bei dem Grafen erlangt 
und wollte nun von dieſem fehr bemerkenswerte Aeußerungen und 
Wünſche, ja Aufforderungen vernommen haben. Er eilte 
ſpornſtreichs nach Kaffel, berief dort am 25. Februar und in ben 
folgenden Tagen mehrere vertrauliche Verfammlungen, in denen 
er fih aber fehr offenherzig ausließ, ja, wie ein Verichterftatter es 
ausdrückte, fi geradezu wie „ein Agent” Bernftorffs be 
nahm. Insbeſondere empfahl er dringend allgemeine 
Steuerverweigerung; ja er ließ bei Vertrauten noch weit 
Ernſteres durchblicken.. 

Unter ſolchen Umſtänden fand ich mich veranlaßt, Jungermann 
ſelbſt um einen Bericht über den Vorgang zu bitten. Er entſprach 
auch meinem Wunſche ſofort. Seine Darſtellung klang zwar etwas 
anders als die Schilderung anderer; aber jedes Falles gewann ich 
die Ueberzeugung, daß er, obwol ſich Bernſtorff über die undiplo— 


1) Vergl. ©. 111, Anmerkung. 
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matiſche Auffaßung und Anwendung jeiner Andeutungen nicht ge= 
freut haben mochte, doch bei dem Minifter des Auswärtigen geweſen 
war und diefer ein großes Intereffe hatte, fih auf Vor— 
gänge der wadhfjenden Unzufriedenheit in Helfer 
berufen zu fünnen Die Nichtigkeit meiner Auffaßung be= 
itätigte fich Ipäter, als ich felbft "eine Yange Unterredung mit dem 
Grafen Bernftorff Hatte Der Minifter leugnete nicht, Herrn. 
Jungermann empfangen zu haben, beklagte fich aber über „indißcrete- 
Benehmen”, jo daB er habe „desavouieren“ müßen; ein gewiſſer 
Kern von Wahrheit blieb jedoch Hinfichtlich der „Steuer 
verweigerung“ augenicheinlih, ja zweifellos beftehen. 


B. Ä 

Die „verfafiuugstrene” kurheſſiſche Kammeroppoſition erhäl 

die preußiſche Parole, „die Tür offen zu halten” (Inni 1862): 
($r. Detler, a a. O. M, S. 808—9.) 

[Durh Patent vom 21. Juni 1862 Hatte der Kurfürft von 
Helen, den betreffenden Bundesbeichlüßen entiprechend, die Verfaßung 
vom 5. Sanuar 1831 wieder hergeftellt, aber.nicht das Mintiterium 
angenommen, welches ihm die „verfaßungstreue” Oppofition im 
Bunde mit Preußen aufnötigen wollte. Darob große Entrüftung ser 

. Berbündeten. In einem preußifchen Minifterrat vom 23. Inni 
ſprach fich der König fogar dahin aus, „daß in Heflen eingerüdt 
werde” (Oetker a. a. ©. 111. ©. 307), ohne jedod) mit dieſer da= 
mals noch ganz verfrühten und unklugen Anfiht durchzudringen. 
Detfer jelbit, der Führer der „Verfaßungstreuen”, war jchleunigjt 
nad) Berlin geeilt, wo er am 24. Sunt Unterredungen mit dem 
Minifter Bernitorff und anderen hatte, über die er folgendes berichtet:] 

... Ich bemerkte, daß id) mir das Ergebnis der Beratung 
vom 23. jehr wol erklären könne, fall fein weiteres Ziel ob- 
gewaltet habe; ich müße aber doch auf die Natur des neuen Mini- 
fteriums aufmerffam machen und dringend wünſchen, daß Preußen 
die Sache dauerud im Auge behalte und der Verfaßungspartei auch 
ferner feine moralifche Stüße angebeihen laße. „Verlagen Sie fich 
Darauf, das wird geichehen,” erwiberte Graf Bfernftorff] mit Wärme. 
Ein weiter "gehbender Plan habe in der Tat nidt 
vorgelegen. Ich entiwidelte num ſofort was noch gejchehen 

miüße, 3. B. wegen des Oberappellationsgerichts, der proviſoriſchen 
Geſetze x. Faft Überall war: der Graf fait völlig einverſtanden. 
Gleich darauf ſprach ich auch‘ den. Grafen v. Uſedom. Der meinte 


153° 


mit einer gewiſſen ironijchen Heiterkeit: „Ia, wenn die Tür offen. 
it, kann man fie doch nicht noch einrennen wollen! Man müße 

aber bie Tür offen halten, über alles „Buch führen“ 

u. ſ. m. 


6. 
Der kal. prenhifche Miniſterpräſident v. Bismarck organifiert 
eine fortlaufende Verbindung mit der „verfaffungstrenen” 
Oppofition in Rurhefien (Oktober 1862). 
(Fr. Oetter, a. a. 9.1, ©. 33 ff) “ 

Am 15. Oftober 1862 [aljo bereit? 3 Wochen nad Eintritt‘ 
Bismarcks in das preußifche Minifterium] hatte ich meine erſte 
Unterredung mit Bismard. [Es handelte fich dabei zunächſt um die 
Gewinnung der kurheffiichen „Verfaßungstreuen” für den ohne Mit» 
wirkung der andern Zollvereinzitaten abgeichloßenen Handelövertrag 
Preußen mit Frankreich und die in Verbindung damit geplante‘ 
Umbildung der Verfaßung des Zollvereind, welche die Action für 
die preußiſche Spige einleiten follte] . . . 

Sehr wichtig bei diefem Plane ſſagte Bismard] ſei natürlich 
Kurheſſen. ... Wie ich darüber denke, und wie fi die Stände‘ 
. verhalten würden? Ich bemerkte, daß... ich dafür einftehen zu können 
glaubte, daß eine an Einjtimmigfeit grenzende Mehrheit des Land⸗ 
tages, wenn nicht volle Einhelligfeit (die nachgehends wirklich er= 
zielt wurde) für Preußen fid) aussprechen werde, falls dieß nur, 
wie das ja wol zu erwarten fei, in der Verfaßungsangelegenbeit: 
fih fernerhin des Rechtes annehme. Die Stellung Preußens zu 
dieſer Angelegenheit, bemerkte B., der über meine Zufage ſichtlich 
fehr erfreut war, werde unverändert bleiben; „im Gegenteil, be= 
abfihtige er noch einen verftärften Drud zu üben”, und zwar: 
‚son Frankfurt aus”. Ich fragte, ob es ihm nicht ratfam erſcheine, 
‚daß Preußen wieder in Kaſſel vertreten werde. Meines Erachtens 
jei dieß von großer Bedeutung; vielleicht empfehle es ſich, wenigſtens 
einen geivandten außerordentlichen Benollmächtigten zu fenden, mit 
welchen ich ftete Fühlung zu behalten wünſchen müße. Bigmard- 
machte mir nun eine eingehende Mitteilung über diefen Gegenſtand; 
die Abneigung des Königs ftehe noch im Wege. Aber eine bejondere: 
Sendung werde ſich machen laßen. Graf Eulenburg ſei dazu ganz: 
ber Dann; kurz nach oder vor Eröffnung der Stände werde ein 
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paffender Augenblic dafür fich ergeben. Ich war derfelhen Meinung 
und brachte nun die „proviſoriſchen Geſetze“ 2c., fowie den Entwurf 
meines Antrages zur Sprache und zum Vorichein. Bismard begriff 
ſchnell die Sachlage, veriprach, nad) Kräften dahin zu wirken, daß 
überall dem Nechte gemäß mit Bereitwilligkeit und Ehrlichkeit ges 


J 


handelt werde. „Die Einzelheiten“, ſügte er am Schluß der Unter⸗ 


redung lüchelnd hinzu, „verſtehe ich natürlich nicht; aber ich finde, 
.Sie find ein beſonnener Mann; er,illen Sie den Bundesbeichluß 
und tim WVebrigen handeln Sie nah beitem Ermeßen. Graf Eulen 
burg fol fich fofort mit Ihnen in vertraulidhe Verbindung 
jegen; tun Sie nur das Ihrige, erwird ſchon das Seinige 
tun! Zittelmann wird Ihnen nod) eine beſondere Adrefie geben.“ 


D. 

Herr von Bismarck lat feine „verfakungstrenen” Verbündeten 
Die Einverleibung Heflens im voraus [chen und empfiehlt eiuft- 
weilen gleichfalls Stenerverweigernug (November 1864), 
(Fr. Detler, a. a. ©. 11, ©. 380 ff.) 

Ich kam am 5. in Berlin an und Hatte ſchon am Abend des 
T. November eine Unterredung mit Bismard, die von 9'/, bis weit 
iiber 11 Uhr dauerte. Sie war für mich eine der interejjanteiten, 
die ih mit dem getvaltigen Manne gehabt habe, und zeigte mir 
vieles Zukünftige ſchon damals in fichtbaren Umrißen, namentlich) 
auch die Einverleibung Helfen? ... Von der Tronfolger- 
frage [E3 handelte fi) um den von der „verfaßungstreuen” Kam⸗ 
meroppofttion angeregten Plan, den Kurfürften mit Hülfe Preus« 
ben zur Abdankung zu Gunften des Tronfolgers zu nötigen] 
wollte er vollends nichts wißen; der Landgraf Wilhelm (Vater bes 


vermutlihen Tronfolgerd) ſei ja entjchteden „antipreußiich“. Auch 


könne man dergleichen nicht jo bei „heiterm Himmel“ behandeln; 
in dem braunfchweigiichen Falle, von dem fo oft geredet werde, 
Habe eine vollendete Tatjache vorgelegen; das jet etwas anderes. 
Es fünnten ja allerdings „Ereigniſſe“ eintreten und die Sachlage 
ändern; dann werde aber „das Ziel” auch ohne ftändijchen Antrag 
zu erreichen fein. Ich fuchte nun durch eine Zwiſchenbemerkung zu 
erfahren, was er fi) unter „dem Ziele” vorftelte „Sollten 
nicht die allgemeinen deutſchen Verhältniſſe in Helfen wieder 
einen Mittel und Angelpunft finden können? meinte ih.... 
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Da zogen dann wahre Gedanken» Gewitter über das nicht eben 
ſchöne, aber ausdrucksvolle Gefiht des merkwürdigen Mannes... .. 
Schweigend und brütend griff er bald zur Bleifeder, bald zur 
Bapierfcheere; kurze Augenblicke fpielte eine gewiſſe Heiterkeit um 
den Mund; dann aber flogen wahrhaft dämoniſche Züge über das 
Geſicht, während die bufchigen Augenbrauen fich fenkten.... Ends 
lich ſchien er fi Har geivorden zu jein, daß der rechte Augen- 
Hi noch nicht gekommen ſei; wiederholt aber ließ er die Worte 
einfließen: „So wie 1850, gehen wir aus Helfen nicht wieder 
heraus”, und zum Schluß rief er, meinen Arm faßend: „Sind 
wir einmal drin, fo gehen wir. nicht wieder heraus. ..“ 
Sch verfuchte gerade nicht, ein vo rzeitiges Einfchreiten zu empfehlen. 
Aber ich fuchte auch eine Handhabe zu finden und Herrn v. Bis⸗ 
mard einleuchtend zu machen, vermittelft welcher ung gelegentlich 
Beiltand geleitet werden könne. Und das ſchien auch in Bismarck's 
Gedankengang zu paſſen. Bei allgemeinen Verwidlungen, meinte er, 
deren Eintreten „in Kürze” jehr möglich jei, werde ſich auch unfere 
Angelegenheit leichter erledigen laßen. Zu einem ſchroffen Auftreten 
Halte er. den jetigen Augenblid nicht für günftig; wir möchten aber 
die Sache „im Fluß” erhalten. Die Stände hätten ja „das Recht 
der Steuerverweigerung”; die Kurheilen feien Doc viel 
confervativer und gemäßigter als Die Preußen, die preußiiche Kammer 
würde längst von einem ſolchen Rechte Gebrauch gemacht haben... 
Ih erhob den Einwand, daß die Anwendung eines öffentlichen 
Rechtes doch ſtets vom üffentlihen Wol bedingt fein müße; und 
was wol der König von Preußen dazu jagen würde, wenn ber 
heifiiche Landtag eine Steuerverweigerung beichlöße? Das miirde 
demfelben allerdings ſehr misfällig fein, erwiderte Bismard, indem 
er mich mit einem merkwürdigen fragend-durchbohrenden Blide ars 
ſah. Der Conſtitutionalismus beruhe aber auf gegenjeitigem Ab⸗ 
wägen und Verftändigen; auch die Regierung dürfe ihre Rechte nicht 
misbrauchen . . . Ich entwidelte nun meine Pläne, nur auf kurze 
Zeit das Budget zu beiilligen, bezw. die eititellung deſſelben Hin 
zubalten, um eine Entlaßung der Stände auf lange Zeit zu vers 
hindern, und demnächſt die noch zu erreichenden Punkte in den 
Landtagsabfchied aufzunehmen und denſelben To durchzujeßen oder 
zur Auflöſung des Landtages zu nötigen. Frage: ob das vers 
faßungsmäßig zuläßig jet? Als ich das entſchieden bejahte, er⸗ 
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widerte B. Iebhaft,” dann wiirde ihm dieler Weg zur Grreihung 
eine® Grfolges, bezw. zur Herbeiführung eines etwaigen 
Eonflictes am meilten zufagen. ... 


2. Nudolf von VBennigfen, Führer Der haunoverjchen 
Sammeroppofition und Vorfitender des Nationalvereing,'> 
eonferiert am Vorabend des Krieges mit Bismarck 
Mai 1866). 


A. 

Friedrich Oetkers Bericht. 

(Fr. Oetker, a. a. O. II, S. 422 ff.). 
Bismarck hatte inzwiſchen die Karten jo gemiſcht, daß ein Bruch mit 
Defterreich herbeigeführt werden mußte. Er, der einzige Mann, brachte. 
e3 zum Kriege — gegen den Willen und Wunſch des Hofes, des 
Königs, der Kammern, ja fajt des ganzen Volfes. Als am 13. Mai 
[1866] im Ausjchuße des National-Vereins zu Berlin die Frage be— 
raten wurde, waren ich und Dr. NRüdert von Koburg, ſowie 
Dr. Sungermann aus Helfen, jo ziemlich die Einzigen, welche ſich 
entihieden für Bismarcks vermutliche Abſicht erklärten... Selbit 
ein jo klarer und ruhiger Kopf wie R. v. Bennigjen hatte fi) von 
der allgemeinen Abneigung gegen Bigmard noch nicht frei gemadit... 
Während des ganzen Winter? trug ich mich mit dem Gedanken, 
ob nicht eine Annäherung zwiſchen Bismard und Bennigſen zu er- 
möglichen ſei. Gelegentlih) der Mai⸗Sitzung Hatte ich wieder eine 
Unterredung mit Bismard und gewann darin wiederholt die Ueber- 
zeugung, daß er entichieden darauf ausgieng, das Kriegäglüd zwiſchen 








1) Der „deutſche Nationalverein“, am 15./16. September 1859 
zu Frankfurt a. M. unter dem Protectorat des Herzogs Ernſt 11. von 
Sadjen-Roburg-Gotha und dem Vorfige Rudolf v. Bennigfen mit dem. 
Site in Koburg gegründet, arbeitete, im Gegenfat gegen den einen Monat 
fpäter ebenfallg zu Frankfurt a. M. entftandenen großdeutfhen „Reform« 
verein“, an der „Einigung“ des außeröſterreichiſchen, fogen. Kleindeutſch⸗ 
lands, eine Agitation, die dann Bismard für die ſpecifiſch preußifchen 
Sinterefjen auögebeutet hat. Wegen jeiner der beftehenden Bundesverfaßung 

- amd ihrer normalen Weiterbildung zumiderlaufenden Tendenz war er in 
einzelnen Bundesſtaten verboten, in andern, und fo auch in Hannover, 
unter polizeiliche Ueberwachung geitellt. Vgl. v. Sybel, Begründung z- 
il, ©. 334. 





157 


Preußen und Oefterreicdh enticheiden zu laßen, jelbit auf die Gefahr 
ſeines eigerien perlönlichen Sturzes, ja jeines Untergangs. 

Unter ſolchen Umftänden fand ich mid) doppelt veranlaßt, auf 
nationaler Seite ein richtiges Verſtändnis der Sachlage herbeiführen 
zu helfen. Ich machte daher Herrn v. Bismard den Vorfchlag, eine 
verfönliche Bekanntſchaft mit Bennigſen zn juchen; eine fchriftliche 
Einladung werde gewis nicht ohne Erfolg bleiben, und ich jelbft 
wolle nötigen Falles das Meinige dazu beitragen. Nach einigem 
Beſinnen ertärte ſich Bismard mit dem Gedanken einverftanden, und 
ſchon vor der Ausſchußſitzung teilte mir Bennigjen mit, daß ihn- 
Bismard durch ein Schreiben v. Keudells [damald vortragender 
Rat im Minijterium des Aeußern] auf den 14. Mai, Abends 9 Uhr, 
babe einladen lagen. Ich riet natürlich, darauf einzugehen, und gab 
zugleih Herrn von Bennigfen einige nähere Aufichlüße über meine 
eigenen Beziehungen zu Bismard. Bennigjen war bereit, der Ein: 
ladung zu entiprechen, hielt jich jedoch für verpflichtet, den Ausſchuß 
von feinem Vorhaben vertrauli in Kenntnis zu ſetzen. Da kam es 
denn zu einem fehr lebhaften Wortwechſel und Meinungszwiefpalt. .. 
Die Mehrheit wiirde fi) aber doch augenjcheinlich gegen den Beſuch 
ausgeſprochen Haben. Da erklärte Herr v. Bennigien, daß er es 
nur für jeine Pflicht gehalten habe, nicht ohne Vorwißen der 
Mitglieder zu handeln, daß er aber einen Beichluß iiber den Gegen- 
ſtand nicht für geeignet Halte, diefen vielmehr als eine perfünliche 
Angelegenheit betrachte und die Verantwortlichkeit für feine Hand- 
Aung allein übernehme, 

Sp fand denn die Unterredung der beiden Männer ftatt, und 
auch v. Bennigfen kam mit der Weberzeugung zurück, daß der Krieg 
bevorſtehe. | 


B. 
Herrn v. Bennigſens Ausſage.) 
(Der Eid der Treue. Bon einem lutheriſchen Chriſten, Leipzig 189, ©. 41 ff.) 
„... In der Unterredung hat mir v. Bismard feine Pläne für 
die Umgejtaltung der Verhältniffe Deutichlands mitgeteilt, für den 


1) Herr v. Bennigſen machte diefe Ausfage, als er, nunmehr kgl. 
preußifcher Oberpräfident der Provinz Hannover, im Jahre 18% in einem 
Prefsprocef3 gegen den Redacteur der „Deutſchen Volkszeitung“, Herrn 
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Fall, daß Oefterreih in dem bevorftehenden Kriege, welcher feiner 
Meinung nad) ganz unvermeidlich jet, von Preußen befiegt werde. 
Sin diefer Unterredung tft von Hannover überhaupt nidt 
geiproden, was feinen Grund darin hat, daß ih bei Be— 
ginn der Unterredung bevormwortete, daß in der 
politifhden Verhandlung von Hannover nidt ges 

ſprochen werde, eine Bevorwortung, welche. vom Miniiters - 
präfidenten auch gehalten wurde. Im Uebrigen hat der Minifter= 
präfident mir mitgeteilt, daß feine Abficht jei, ſobald Oeſterreich bes 
flegt, in Deutfchland die Bundesftatsverfaßung einzuführen unter 
Mitwirfung der Bevölkerung, welche mit möglichſt ausgedehnten. 
MWahliyitem zur Mitbeichliegung der Verfaßung berufen werden ſollte. 
Ueber dieſe bundesitatlichen Einrichtungen wurde in der Beſprechung 
geredet. Der Plan, melden Bigmard damals entwicelte, entſpricht 
vollitändig dem, welcher fpäter in der deutichen Reichöverfaßung zur 
Ausführung gefommen ift. Er entipricht im Weſentlichen demjenigen, 
was Herr dv. Gagern als Minifterprafident 1848 und 1849 als 
dentiche Politik Hinftellte und mir in der Reichsverfaßung 1849 durch 
die deutſche Nationalverfammlung beichloßen haben. Zugleich ent 
Ipricht e8 demjenigen, was der Nationalverein in feine Statuten und 
namentlich in feine programmmäßigen Beichlüße von 1860 bis 1863- 
aufgenommen hatte...... * An Späterer Stelle fagt das Protokoll: 
Auf die Bemerkung des Angeklagten, alſo babe Herr v. Bismarck 
erflärt, der Krieg ftände bevor, er fei unvermeidlich und Norddeutiche 
land ſolle darnach reformiert werden, jowie auf die Fragen des 
Verteidiger Munkel: Welches mar der Zweck der Mitteilungen 
v. Bismarcks an Sie, Ercellenz, und hat derfelbe von Ihnen etwas 
verlangt, und haben Sie etwas zugefagt in Bezug auf Ihre Tätig 
feit im Nationalverein? antwortete v. Bennigjen: „Der Minifters 
präfident hat. die Abficht gehabt, mir nicht als dv. Bennigſen, fondern 
als Präſident des Nationalvereins diefe Mitteilungen zu 
machen.. Ich habe Veranlaßung genommen, den politiichen weſent⸗ 
lichen Teil der Unterredung den Mitgliedern des Ausſchußes des 


Rechtsanwalt Georg v. Dannenberg, vor der Straffammer 1 de3 Landgerichts 
Hannover ald Zeuge vernommen wurde. Aus dem Gert Htsprotofoll 
diefer Verhandlung hat oben genannte Broſchüre Die Ausſage Bennigſens 
wörtlich entnommen. 
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Nationalvereind mitzuteilen. Die Abſicht des Kanzler war 
augenſcheinlich, wenn auch nicht direct ausgeſprochen, über dieſe 
ſeine Reformpläne für Deutſchland, welche von mir und 
dem Nationalverein angezweifelt worden, Mitteilung zu machen 
für meine politiſchen Freunde ...“ 


3. Preußiſch⸗italieniſche Vorbereitungen einer ungariſchen 
Empörung. 


A, 
Die erften Anfänge. 

[Die erften und zugänglichen Spuren von Verhandlungen der 
preußiichen Negierung mit ungariſchen Revolutionärs finden ſich in 
einer vom 14. Janur 1866 datterten Depefche Benedetti’3 an feinen 
Mintfter, in welcher jener berichtet, Graf Bismard habe ihm die 
Ueberzeugung ausgedrückt, daß die damals von der Wiener Regierung 
gemachten Verſuche, ein ftatsrechtliches Abkommen mit Ungarn zu 
treffen, fcheitern würden. Dann heißt es in der Wiedergabe der 
Neußerungen Bismarck's weiter: „Um die Schwierigkeiten zu er= 
höhen, welche fich einer jeden Berföhnung entgegen ftellen, habe man 
ihm [Bismard] vorgeftellt, daß Preußen ohne Zögern eine Demon 
itration machen müße, die geeignet fei, Defterreich zu beunruhigen, 
- md er habe dem Andrängen, deſſen Gegenitand er in dieſer Rich— 
tung geweſen fei, geantwortet, daß er gegenwärtig nichts unter- 
nehmen könne, aber daß es ihm vielleicht erlaubt jein werde, in 
Inrzem (avant longtemps) die Wünſche, die man ihm ausdrückte, 
zu unterjtügen.” (Benedetti, Ma Mission en Prusse, p. 24). 
Diejer geeignete Zeitpunkt fchien ihm auch am 2. Mat noch nicht 
gefommen zu jein, wo er die Aufforderung Govone „fünf Millionen 
für Ungarn zu opfern”, aus äußeren Opportunität2-Gründen ab- 
lehnte, obwol, wie Govone unterm 4. Mat berichtet, Moltte „im 
Miniſterium befürmortend von ungariihen Subfidien geſprochen 
batte.” (La Marmora, Etwa mehr Licht, S. 181 u. 191). 
Erit im Juni, unmittelbar vor dem Ausbruche des Krieges, wurde 
diefe Sache von Berlin aus ernftlich in Angriff genommen und zwar 
in erweitertem Rahmen, indem man jest, wie die nachitehenden Acten⸗ 
ftüde bemeifen, daran dachte, neben den Ungarn auch die 
Öfterreihiihen Slaven, zunädft die Kroaten, zu in— 
jurgieren und hierzu auch Serbien zu benmugen.] 
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B. 
General Türr in Berlin, 10.—11. Juni 1866, 
a) Graf Barral an La Marmora, 11. Juni 1866. 
(La Marmora, Etwas mehr Lid“, ©, 288). 
Man verfichert mir, daß General Türr hier ift. 
b) Türra Bericht. 


AAus dem Artikel „Königgräg*, erichienen im „Wiener Tagblatt”. Demokräatiſches 
Drgan, Herausgeber Morig Szepe, Nr. 180 vom 8. Juli 1891). 


Ende Auguft 1870 erhielt der Schreiber diejer Zeilen den Bes 
ſuch des General® Türr, der bekanntlich ein ehemaliger öſter⸗ 
reichifcher Officier (ungarischer Nebel), tn italienifche Dienfte ge 
treten war und in denfelben fi) zum Nange eines General empor: 
ſchwang. Im die verjchiedenen geheimen Zettelungen: der Diplomatie 
der Fünfziger- und Sechziger Jahre tief eingeweiht und zu mannig- 
fachen intimen Milftonen vielfach verwendet, hatte General Türr 
Gelegenheit genug, mit Bismard in wiederholte Berührung zu 
kommen. Als der Krieg von 1870 ausbrach, jtand General Türr 
. Durch feine befonders intimen Beziehungen zum Prinzen Napoleon 
ganz auf Seite Franfreihd. General Türr erichien nun, wie ge 
fagt, Ende Auguft 1870 bei dem Schreiber diejer Zeilen, um die 
Veröffentlichung eines „Offenen Briefes” an den Grafen Biſsmarä, 
eines „Memento“, wie General Türr das betreffende Schriftftüd 
nannte, zu erwirken. Es fam zu diefer Veröffentlichung nicht. Das 
Manuſeript des Türr’fchen „Memento“ befindet ſich aber noch in 
unferen Händen. Und in diefem Schreiben Türrs tft der Beweis 
enthalten, welcher Art die Pläne waren, die Bigmard im Jahre 1866 
gegen Oeſterreich verfolgte. Hier der Gingang des Türr’fchen 
„Memento“: 


An ©. E. den Grafen von Bismarck! 


Euer Ercellenz erinnern fich gewiß der Tage vom 10. umd 
11. Juni 1866, an welchen wir von den Eventualitäten eines 
Krieges gegen Oeſterreich gefprochen haben. Um dem Gebädt- 
niſſe E. E. zu Hülfe zu kommen, erlaube ih mir E. €. zu er: 
innern, daß wir den erſten Abend im Arbeitszimmer und den 
‚zweiten Tag unter dem großen Baume des Gartens E. €. zu⸗ 
gebracht haben. Ew. Ercellenz waren ſehr bejorgt über den 
Ausgang des Krieges, welcher eben anfangen ſollte. Eure 
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Ercellenz jagten mir: „Ah! Wenn es nur der KaiſerNapoleon 
wollte, fo wäre der Krieg leicht für und. Der Katfer Napoleon 
könnte jehr Teicht Belgien nehmen, jogar auch Quremburg und 
die Grenzen Frankreich regulieren. Ich Habe alles das dem 
Kaiſer Napoleon vorgeichlagen, er wollte aber darauf nicht ein⸗ 
gehen. Wenn Sie nad) Paris kommen, ich bitte Sie, jagen 
Sie alles das Seiner Hoheit dem Prinzen Napoleon.“ 
Und gegen den Schluß feines an den Grafen Bismard ge 
richteten „Memento“ jchreibt General Tirr: 

. In Belgrad traf ich bei dem Chevalier Scovaffo, dem 
Confui Italiens, den preußiſchen Conſul, Herrn Lobareau, und 
den Präſidenten des ſerbiſchen Senats, Herrn Marinopics. 
Mitten im politiichen Geſpräche fagte ber preußiſche Conſul, 
indem er ſich an Herrn Marinovics wandte, daß Serbien ſich 
energiſch rüften follte, um bei der erften günſtigen Gelegenheit die 
Donau und die Save zu übertreten, um Sroatien, die 
Bacs und das Banat zu nehmen... . 


6. 


La Marmora berichtet. 
CGa Marmora, Etwas mehr Licht, S. 300). 

. So viel ſteht feſt, man ſprach [Anfangs Juni] nicht mehr 
von Linz!) und gab dagegen zu Berlin einem jogenannten Feld⸗ 
zug3plan den Vorzug, den italienifche Revolutionäre 
und ungarifdhe Emigranten auögearbeitet und, wie man 
fih am Ende denken kann, auf die Infurrection Ungarns 
und den Abfall der ungariſchen Regimenter im 
Dienſte Oeſterreichs gegründet hatten.?) 


) Welches bis dahin preußiſcherſeits unter Zuſtimmung der Italiener 
als Vereinigungspunkt der ſiegreichen preußiſchen und italieniſchen Heere 
in Ausſicht genommen war. Bismarck Hatte dieß, „jeit dem 5. April, aber 
immer in afademifhen Wendungen, dem General Govone angedeutet.“ 
Später beftätigte e8 der nach Florenz gefandte preußifche Militärfchrift- 
iteller Bernhardi. (La Marmora, ©. 299—300). 

) Man hat aus diefem, in der unter G. mitgeteilten „Stoßsing- _ 
Herz⸗Depeſche“ meiter entwicelten preußifchen Plane wol nicht mit Unrecht 
geſchloßen, daß Graf Bismard! damals weit mehr als die bloße Beftegung 
Oeſterreichs in Abficht gehabt Habe. Die Befteigung des rumänifchen 

11 
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. D. - 
Der prenkifche Gefandte in Florenz, Graf Uſedom au deu 


italienifchen Minifterpräfidenten La Marmora. 
(8a Marmora, a. a. O. ©. 800). 


Florenz, 12. Juni 1866. 

... Mit Bezug auf die ungarifhe Angelegenheit, 
[fo hat fi) Graf Czaky, den Sie feiner Zeit an mid gewieſen 
haben, und den ich meinerjeitS dem Grafen Bigmard empfohlen habe, 
legthin nad) Berlin begeben, wo er eine jehr gute Aufnahme ge— 
funden bat. Gleichzeitig]‘) beauftragt mid) Graf Bismard, Euer 
Creellenz mitzuteilen, daß die Regierung bereit iſt, die Hälfte 
der für die ungarifhe und ſlaviſche Angelegenheit 
notwendigen Gelder zu liefern, wenn die ttalieniiche Regierung 
die andere Hälfte übernehmen will. 

Man brauchte: 

1) eine Million Franc für den erften Anfang und die 
Borbereitungen; 

2) zwei Millionen für den Augenblid, wo die fragliden 
Bevölkerungen effectiv in den Kampf eintreten. 

Das wären alfo für jede der betreffenden Regierungen andert= 


halb Millionen. 


Falls der Vorſchlag Seitens der italieniſchen Negierung an 
genommen würde, um eine beide Länder gemeinfam interejflerende 
Bewegung zu unterjtügen, weiß jedod Graf Bismard nicht, wie er 
biefe Summen mit der notwendigen Schnelligkeit an ihre Beſtimmung 
gelangen laßen jol. Er wäre Em. Excellenz fehr verbunden, wenn 
Stedurhdenitalienifhden Statsſchatzdie preußiſche 
Hälfte wollten vorſtrecken laßen, und ich bin für dieſen 
Fall bevollmächtigt, amtlich die Rüdzahlung durch 
meine Regierung zu verſprechen. 


Trones durch den Prinzen Karl von Hohenzollern (22. Mai 1866), ſowie 
der auch ſpäter noch von preußiſchen Publiciſten ventilierte Plan eines 
ungariſch⸗ rumäniſchen Königreiches Dacien dürfen wol als Anhaltspunkte 
der damaligen Bismarckſchen Ideen gelten. 

1) Die oben in dem Briefe Uſedom's eingeklammerte Stelle iſt in dem 
Buche La Marmoras ausgelaßen und durch Punkte angedeutet, nad 
träglic) aber (Im Frühjahre 1874) von demfelben in italtenifchen Zeitungen 
veröffentlicht worden. 
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Da im Feſtungsviereck fo viele kroat iſche Regimenter Liegen, 
glanbe ich, wiirde es bon großem Nuten fein, jo bald als möglich 
eine Bewegung auf der andern Seite des adriatiichen Meeres zum 
Ausbruch zu bringen. 


E. 
Warum La Marmora vorftichenden Vorfchlag ablehnte, 
8a Marmora, a. a. O. S. 301 unb 811). 

Ich war jtet3 diefen im Kriege wenig erlaubten Mitteln ab⸗ 
geneigt, wie ich zu erörtern noch weiter Gelegenheit haben werde; 
und der Brief des Grafen Uſedom konnte diefe meine Abneigung 
nur beſtärken; denn e3 war mir Klar, wern Preußen uns anftachelte, 
die Infurrectton zu fördern und ung ſchließlich bat, die Auslagen 
dafür vorzuftreden, jo geſchah dieß aus dem Grunde, weil es ſich 
bei jenem Unternehmen die Hände fo wenig ala möglich beſchmutzen 
wollte. Wenn aber die Grafen Bigmard und Uſedom glaubten, dag 
jei eine Preußens wenig wilrdige Rolle, jo mußte ich damals dop- 
pelt empfinden, daß diejelbe auch Italien? wenig wilrdig mar. 
[S. 301]. 

Wenn jedoch weiter fein Vertrag mit den ungariſchen Cmigrierten 
zu Stande kam, jo legte man ihren Verfprechungen, ihren Brofecten 
und Ratſchlägen eine folche Bedeutung bei, daß man fie jenem Feld⸗ 
zugöpları zu Grunde legte, weldhen man von Berlin aus auch uns 
aufdrängen wollte. Mit welcher Berechtigung, das bewieſen die Tat- 
ſachen. Es ift allgemein befannt, wie Higig die ungariſchen Officiere 
und Soldaten fich bei Cuſtozza gegen und fchlugen, und wie fchlecht 
die ungarifchen Generale, welche von der Seite Preußens her in 
Ungarn eindrangen, von ihren Landsleuten aufgenommen wurden. 
Ein Beweis, wie der Minifter Viscontt Recht hatte, ald er mir von 
Gonftantinopel über die Lage Ungarns fchrieb, durch welches er ge= 
teilt war: Da8 Land feimweitmehrzur Ausſöhnungals 
zur Revolution geneigt und die Emigrierten 
hätten feinen Einfluß. Und bei uns hatten einige größeres 
Vertrauen in die ungarifche Infurrection als in die preußijche 
Alliance! Das dachte ſich Herr Bernhardt [ein nach Florenz ges 
fandter preußifcher Unterhändler, der Verfaßer der auf S. 110 ff. 


erwähnten Tagebuchblätter] ficherlich nicht, wenn er mit Recht 
11* 
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den großen Wert des preußiichen Heeres anpriee. Cr fand jedoch, 
dab eine tüchtige Infurrection in Ungarn den Sieg beßer fichern 
wilrde; freilich unter der Bedingung, daß Italien dielelbe auf ſich 
nehme, [S. 311]. 


164 


F. 
Der ttalienifche Gefandte in Berlin Graf Barral an den 
Minifterpräfidenten La Marmora. 
(Ba Marmora, a. a. O. S. 315). 
Berlin, 15. Juni 1866. 

Hier folgt, was mir Bismarck ſoeben über die Lage geſagt 
hat: . 

Ich bedauere, das muß ich Ihnen geſtehen, zu erfahren, daß 
man bei Ihnen mit einem Angriffe auf das Feſtungsviereck anfangen 
zu wollen ſcheint, ſtatt daß man hauptſächlich nach dem adriatiſchen 
Meere geht und Oeſterreich nötigt, auf freiem Felde einen Kampf 
anzunehmen. Das iſt ein Gedanke, der mich beunruhigt. 

Andererſeits will ich Ihnen nicht verhehlen, daß ich es gerne 
geſehen hätte, wenn General La Marmora die Combination an⸗ 
genommen hätte, welche uns mittelſt einiger gemeinſam beſchaffter 
Millionen eine mächtige Inſurrection in Ungarn ers 
möglicht Haben wiirde, 

Die ungariſchen Führer, die ich gejehen, find alle meiner 
Anſicht. 

Ich erwiderte mit einigen Worten, daß wir meines Er⸗ 
achtens ſtark genug ſeien, ohne an das ungariſche Element zu 
appellieren.. 

Was die Operationen anbelangt, ſo könnte ich, ohne zu kennen, 
die Verſicherung geben, daß ſte mit aller Energie und. . geführt 
würden. 

Wenn Graf Bismarck auch zufriedengeſtellt ſchien, daß der Kampf 
ſo nahe bevorſtand, ſo ſchien er doch ſeines Erfolges nicht ſo ſicher 
als gewöhnlich zu ſein. 

Der Würfel iſt gefallen, ſagte er zu mir in dem Augenblicke, 
wo ich weggieng; haben wir gute Zuverſicht, aber vergeßen wir 
niemals, daß der Allmächtige Gott launenhaft iſt. 

Barral, 
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6, 
Die „Etof-ind-HerzDepefche”') 
de3 preußiſchen Gejandtenam italieniſchen Hof, 
Grafen Ujedom an den italienifhen Minifter- 
präfidenten General La Marmora. 
(La Marmora,ca. a. O. ©. 328). 
Slorenz, 17. Juni 1866. 

Der unterzeichnete außerordentliche Gejandte und bevollmächtigte 
Minifter Sr. Majeftät des Königs von Preußen Hat die Ehre, 
Er. Ercellenz dem Herrn General La Marmora, Eonfetlöpräfidenten und 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, die folgenden Bemerkungen 
borzulegen: 

In wenigen Tagen werden Italien und Preußen in ihrer ge= 
meinfamen Sache gegen Defterreih an die Entſcheidung dur die 
Waffen appellieren. 

Die Regierung ded Königs, meines erlauchten Herrn, hält es 
folglich für ſehr dringend, ſchon jetzt das ſtricteſte Einverſtändnis 
und die wirkſamſte Cooperation unter ihren militäriſchen Bewegungen 
herzuſtellen. | 

Wenn eine gemeinfame Action und auf demjelben Kriegsſchau⸗ 
plate ihnen durch die Entfernung im Anfang verjagt ift, jo muß 
man fuchen, diejelbe durch die Gleichzeitigfeit der Schläge, die man 
führt, zu erfegen. So angegriffen, wird Oefterreih zunächſt feine 
Streitfräifte teilen müßen; es wird ſich nie, bald gegen die eine, 


1) Diefe Note wurde zuerft durch La Marmora am 21. Juli 1868 
in der italienifchen Deputiertenfammer befannt gegeben. Das ungeheiere 
Auffehen, welches fie fofort in der ganzen Welt und namentlich in Oeſter⸗ 
reich erregte, veranlaßte die preußifche Regierung furz darauf, eine Note 
an das Wiener Cabinet zu richten, in welcher fie fi) wegen jener Uſedom⸗ 
hen Depeſche u. a. mit der Behauptung zu entſchuldigen fuchte, daß die- 
jelbe ohne Autorifation des kgl. Cabinets abgefaßt und erſt fpäter zu 
defien Kenntnis gelangt fei. Dem gegenüber heißt eg in einem Briefe des 
damaligen öſterreichiſchen Reichskanzlers Grafen Beuft an den König 
Sohann von Sachſen vom 7. Januar 1869; „Es fam nun aber dazu 
[nemlich zu der ungeſchickten preußifchen Entfhuldigung], daß gleichzeitig 
Graf Uſedom unferm Geſandten in Florenz lachend erzählte, er habe die 
abgeleugnete Inſtruction zu der Note in Händen.” (Graf von Beuſt, 
Aus Drei Viertel-FJahrhunderten, 1, ©. 231). | 
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bald gegen die andere Partei derfelben bedienen fünnen. Endlich 
werben die geführten Streihe nicht bloß auf dem Schlachtfelde, 
fondern aud) in der Ferne vernehmbar fein. 

In erſter Linie tft die Negierung des Königs überzeugt, daß 
dem DBeginne der Feindjeligfeiten in Deutſchland die italientjche 
Kriegderflärung unmittelbar folgen wird. Preußen kennt zu fehr 
die Gefühle der Loyalität, welche die Regierung des Königs Victor 
Emanuel bejeelen, um daran zu zweifeln. Uber diefe Solidarität 
und Gleichzeitigfeit der Action müßen ſich nad) den Anſchauungen 
der preußifchen Regierung im Laufe des ganzen Feldzuges fortjegen 
und wiederholen; als gute Alliterte müßen die beiden Mächte ihren 
rejpectiven Operationen ein beftändiges und wechjeljeitiges Intereſſe 
widmen. Diejes Beitreben wird, wie Preußen !gerne annimmt, von 
Seiten der italienischen Regierung gebilligt und geteilt werben. 

Das Kriegsſyſtem für den nächiten Feldzug, welches Preußen 
Stalien vorfchlägt, tft da8 eine gründlichen Krieges (guerrö 
& fonds). Wenn ihnen das Glüd der Waffen im Anfange günftig 
fein follte, werden fi) die beiden Mächte nicht bei den dazwiſchen 
liegenden Hinderniffen aufhalten, fie werden vielmehr ihren Gegner 
in jeine äußerjten Verfchanzungen und bis zu jeinen legten Reffourcen 
zurüdgudrängen ſuchen. Sie werben ſich nicht begnügen, nad) einem 
Siege ein Stück Landes zu befegen, welches ein günftiger Frieden 
in ihrem Beſitz laßen könnte, Im Gegenteil und ohne Rüdjicht auf 
die künftige territoriale Configuration werden fie vor allem den 
Steg definitiv, vollitändig und unwiderruflich) zu machen fuchen. 
Eine ſolche durch ihre vereinigten Anftrengungen dem Gegner bei- 
gebrachte Niederlage würde ihnen, jedem in feiner Sphäre, ein 
“ moralifches und politifches Anfehen verleihen, welches den materiellen 
Gewinn, der gleihfall3 daraus hervorgehen müßte, unendlich über⸗ 
wiegen würde. 

Sp dürfte Preußen nicht an die Hindernilfe denken, welche 
Natur oder Kunft ihm von Linz bis Krakau in den Weg ftellt: es 
wird die Erfolge, die es erreichen kann, entſchloßen biſßnach Wien 
tragen. 

Was die analogen Operationen der italieniſchen Streitkräfte 
betrifft, jo würde man ſich nicht damit beſchäftigen, das Feltungs- 
viered zu belagern, man würde vorziehen, es zu durchſchneiden oder 
zu umgehen, um die feindliche Armee im offenen Felde zu fchlagen. 
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Es ift wenig zweifelhaft, daß die italieniſche Armee ſich, namentlich 
im Hinbli auf das numeriſche Verhältnis, in kurzer Zeit im Beſitze 
des venetiantichen Landes befinden wird, Venedig, Verona und 
Mantua ausgenommen, deren Garnijonen allerdings durch Obſerva⸗ 
tionscorps von beträchtlicher Stärke lahm gelegt werden müßten. 

Die italienischen Generäle werden unzweifelhaft die beiten Richter 
über die Operationen fein, um die es fich handelt, indeſſen wird 
Stalien, um zur Vereinigung mit Preußen zu gelangen, ſich nicht 
damit begnügen dürfen, zu den Nordgrenzen Venetiens vorzudringen, 
es wird fh den Weg an die Donau bahnen, und im Gen- 
drum der fatjerliden Monardie ſelbſt Preußen 
die Hand reihen, es wird mit einem Worte nah Wien 
marſchieren müßen. 

Um fi) den dauerhaften Beſitz Venetiens zu fihern, muß man 
zuvor die Öfterreihifhe Macht ins Herz getroffen 
haben. 

Welches wären die Folgen, wenn Italien feine militärtfche 
Action auf Udine oder auf Bellung beichränten wollte, um fid) dann 
mit der Belagerung der "feiten Pläte zu beichäftigen? Es würde 
unvermeidlich den ganzen Krieg zum Stehen bringen. Denn es 
würde der öſterreichiſchen Armee geftatten, fich ruhig nach Norden 
zurüdzuziehen, um die Tatjerlichen Armeen gegen Preußen zu ver⸗ 
ſtärken. Mit Hülfe Bayerns könnten dieſe vereinigten Streitkräfte 
vielleicht die preußiiche Offenfive aufhalten und auf eine gezivungene 
Defenfive rebucieren. Sp um die Nejultate feiner frühern Er⸗ 
folge gebracht, wird man vielleicht einen Frieden fchließen, melcher 
ebenfowol für Preußen als für Italien keineswegs den urſprüng⸗ 
lichen Ideen und den unermeßlichen Opfern entiprechen wilrde, die 
man fich auferlegt hätte. 

Um dieſe traurige Eventualität ferne zu halten, welche bie 
Alliierten früher oder jpäter zwingen würde, ihr Werk von vorne 
anzufangen, glaubt Preußen nicht lebhaft genug auf der Notwendig- 
keit beitehen zu können, die Offenfive auf beiden Geiten bis zu 
den äußerten Grenzen, daß beißt: bis unter die Mauern 
der Hauptftabt zu treiben. 

Inzwiſchen wiirde ihm, mit Rüdfiht auf die entgegengejeßte 
Möglichkeit, und namentlich in bejonderem Hinblid auf die Lage 
Preußens, die Mitwirkung Italiens in der Tat mehr Uebles zu⸗ 
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gefigt haben als feine abjolute Neutralität. Die Neutralität hätte 
wenigſtens eine ganze öfterreichtiche Armee im Feſtungsviereck zurüd- 
gehalten und zu Gunften Preußens lahmgelegt. Die flegreiche, aber 
fchlecht verftandene und in ihrem Laufe aufgehaltene Mitwirkung 
würde diefelbe Armee gegen Preußen frei machen, und dieſes hätte 
weniger Chancen mit der italienischen Alliance ala ohne dieſelbe. 

Aber die Regierung des Königs, meines erlauchten Herrn, ſtützt 
fih mit vollſtem Vertrauen auf die Loyalität ihres Alliierten, um 
jede Möglichkeit einer folchen Epentualität zu bejettigen. 

Immerhin könnte unter dem ftrategifchen Gefichtöpunfte der 
Mari der ttalieniichen Armee gegen Wien gefährlich erjcheinen: 
die Operationslinie erfchiene zu lang, die Reſſourcen zu entfernt. 
Aber in dem Maße, ald man fich der preußilchen Armee nähert, 
mindert fi die Gefahr, und wird der endliche Sieg immer wahr: 
fcheinlicher. 

Uebrigens eriftiert eine unfehlbare Agentichaft, um den beiden 
Armeen ihre wirkſamſte Cooperation auf einem gemeinfamen Terrain 
zu fichern; dieſes Terrain iſt Ungarn. 

Die preußiſche Regierung bat kürzlich die ungariſche 
Srage forgfältig ftudieren laßenz fie bat die Ueber⸗ 
zeugung erlangt, daß diejes Land, von Stalien und Preußen gleich- 
mäßig unterftügt, ihnen ſeinerſeits alß Verbindungsglied 
und als ftrategifher Stüßpuntt dienen wid. Man 
dirigiere 3. B. an die Oftküfte der Adria eine jtarfe Erpebition, 
welche die Hauptarmee in nichts Schwächen wiirde, weil man fie zum 
gröjten Teil aus den Reihen der Freiwilligen nehmen und fie unter 
den Befehl des General® Garibaldi ftellen fünnte Nach allen 
der preußifchen Regierung zugegangenen Mitteilungen würde fie bei 
den Slaven und bei den Ungarn die herzlichite Aufnahme finden, 
fie würde die Flanke der auf Wien marfchierenden Armee deden 
und ihr die Cooperation und alle Hiülfsquellen diefer ausgedehnten. 
Zänderftreden eröffnen. Dagegen würden die ungarifhen und 
kroatiſchen Regimenter in der dfterreihifhen Armee 
ih bald weigern, fi gegen Armeen zu fchlagen, welche in 
ihren eigenen Ländern als Freunde aufgenommen worden wären. 

Bom Norden und von der Grenze Preußiſch-Schleſiens 
fönnte ein fo viel als möglih aus nationalen Elementen 
gebildetes fliegendes Corps in Ungarn eindringen und 
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dort den italientichen Truppen und den nationalen Streit-> 
träften, die fich bald bilden mwiürden, die Hand reichen. Oeſter— 
teich würde in dem Maße verlieren, in dem wir gewinnen, und die 
Stöße, diedann gegen es geführt würden, träfen 
niht mehr feine Ertremitäten, fondern fein Herz. 

Aus allen diefen Gründen legt die preußiiche Regierung einen 
fo Hohen Wert auf die ungarifhe Angelegenheit 
und auf die mit Italien, jeinem Alliierten, auf diefem Terrain 
combinierte Action. Ich ſchlage dem Florentiner Gabinette vor, 
gemeinfhaftlih für die nötigen Koften Sorge zu 
tragen, um den Empfang der erwähnten Erpeditionen vorzubereiten 
und ihnen die Mitwirkung diefer Länder zu fichern. 

Das tft die allgemeine Idee des Feldzugsplanes, welchen der 
Unterzeichnete, nach den Inftructionen feiner Regierung, dem italieni⸗ 
hen Cabinet zu unterbreiten die Ehre hat. Je mehr er fih auf 
die allgemeinen Intereſſen bezieht, deito mehr fihert er die Annähe⸗ 
rung der beiden Armeen zu einer gemeinfamen Action, und umſomehr 
Ihmeichelt fich die Regierung des Unterzeichneten, daß fie bei der 
italieniſchen Regierung eine ſympathiſche Aufnahme finden und mächtig 
zum Erfolg diejes großen Unternehmens beitragen wird. 

Indem der Unterzeichnete Se. Excellenz den General La Mars 
mora bittet, ihn jo bald als möglich mit feiner Antwort beehren zu 
tollen, beeilt er fih, ihm die Verfiherung feiner gröften Hochachtung 
zu erneuern. Uſedom. 


Elftes Rapitel. 
König Wilhelm I. 





L, Benedetti an deu franzöfifchen Minifter Drouyu de Lhuys 
dd, Berlin, 14. Januar 1866. 
(Benedetti, Ma Mission en Prusse, p. 26). 
... Er [Bismard] muß, ehe er etwas unternimmt, fi) der’ 


vollen Zuftimmung des Königs verfichern, und der König iſt im 
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Weſentlichen mwiderjpänftig gegen das Vorgehen, da ihm fein erfter 
Minifter anrät. Um es ihm genehm zu machen, fieht fi) Herr von 
Bismard genötigt, ihn zu überzeugen, daß die Ehre feiner Krone, 
auf die er außerordentlich eiferfüchtig tft, und die Intereffen Preußens 
es ihm zur Pflicht machen, fo zu handeln, und dieß NRefultat kann 
nur erreicht werben, wenn der Minijter jo verführt, daß der König 
die Ideen und Combinationen, die ihm juggeriert werden, fi) ans 
eignet und fie als einzig und allein aus feiner perfönlichen Initiative 
hervorgegangen anſieht. Das tft notwendiger Weife eine langjame 
Arbeit, Indeſſen verfpricht fich Herr von Bismard die beiten Wirs 
fungen Davon... 


2. Aeußerung des prenfifchen Minifterpräfideuten Grafen 
Bismarck gegenüber dem franzöfiichen Gejandten Beuedetti 
am 2. April 1866. 

(Benedetti, Ma Mission en Prusse p. 95—96). 

„Es iſt mir gelungen, einen König von Preußen dahin zu 
bringen, jeine intimen Beziehungen zum öfterreichiichen Kaiſerhauſe 
abzubrechen, einen Bündnisvertrag mit dem revolutionären Stalien 
abzuichließen, nötiges Falls ($ventuellement) Arrangements mit dem 
fatierlichen Frankreich zu treffen (accepter) und in Frankfurt die 
Reform der Bundesverfaßung unter Mitwirfung einer demokratiſchen 
Berfammlung (assemblöe populaire) zu beantragen. Ich bin ſtolz 
aufein derartiges NRefultat; ob e& mir vergönnt fein wird, bie 
Früchte defjelben zu pflüden, weiß ich nicht; aber wenn mid) der 
König im Stiche läßt, jo werde ich wenigftens die Bahn dadurch 
freigemacht haben, daß ich einen Abgrund zwiſchen Oefterreih und 
Preußen grub, und die liberale Partei, wenn fie and Nuder kommt, 
wird die mir geftedte Aufgabe vollenden.” 


3. Benedetti an den franzöfifchen Minifter Drouyn De 
Lhuys, dd. Berlin, 29. Mai 1866. 
(Benedetti, Ma Mission en Prusse p. 124 as), 

. . Der König hat nicht aufgehört, den Krieg zu fürchten um 
ber Gejchichte feiner Regierung und um des Woles feines Volkes 
Willen, ohne indeſſen fich entichließen zu können, den Verfuchungen 
einer Politik zu miderftehen, die en den traditionellen Ehrgeiz feines 
Geſchlechtes verführeriich if. . 
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... Seine [Bismarda] Abſicht ift es, den König nicht zu vers 
laßen ſd. 5. nicht perfönlich zu dem damald in Paris geplanten 
Congreſs zu gehen]: die Anforderungen feiner Vage und der Character 
Sr. Mafeftät machen ihm dag zur Pflicht. Er denkt ohne Ziveifel, 
daß feine Meinung leichter die Oberhand behalten werde, wenn er 
jetbft fe bei dem Könige unterftügen Tann, als wenn er fie von 
Paris aus durch den Telegraphen oder tn feinen Berichten verfechten 
müßte. .. Außerdem iſt es mwahrjcheinlich, daß er fürchtet, durch 
feine Abmwejenheit den Erfolg der geheimen Einflüße zu erleichtern, 
die noch nicht darauf verzichtet haben, eine Annäherung zwiſchen 
den beiden Souveränen der beiden deutlichen Großmächte zu Stande 
zu bringen. Diele Bemühungen fcheinen für den Augenblid kein 
Glük haben zu follen; wenn er ſich aber entfernt, jo könnte es Doch 
gelingen, dem Könige die Einwilligung zu einer Begegnung mit dem 
Kaiſer von Defterreich zu entreißen, und e3 iſt ihm von großer Wichtigs 
keit, ſelbſt die Zugänge zu dem Palais forgfältig zu überwachen. .. 


4 Plan der nentralen Mächte, Durch eine Trennung de’ 
Königs! von Bismarck den Frieden zu ſichern. 
(Vitzthum von Edftädt, London, Gaſtein und Sabowa, S. 184). 

Die Hauptifrage, ob der König von Preußen jeinem Miniſter 
folgen oder Dielen fallen laßen werde, beichiftigte damals alle 
Gabinette. Man war unter dem Eindrude, Graf Bismard übe auf 
feinen Monarchen einen perjönlichen Zauber aus, der jchwinden 
werde, falls es gelänge, den Miniſter aus Berlin zu entfernen. 
Ale von London und Petersburg aus bisher verjuchten Bemühungen, 
die Gunft zu erjchüttern, deren ſich Bismard allerhöchiten Ortes ers 
freute, waren vergeblich gewejen. Bin ich recht unterrichtet, jo kam 
Furt Gortſchakoff zuerft. auf den Gedanken, einen Congreſs in 
Scene zu feßen, lediglich um den preußiichen Monarchen zu ifolieren. 
La DMarmora jeinerjeit? wünſchte den Congreſs, um Zeit zu ges 
winnen, Ließen ſich die Verhandlungen bis zum 8. Juli Hinziehen, 
jo war das von Barral unterzeichnete dreimonatlihe Schug- und 
Trutzbindnis abgelaufen, und Italien Hatte freie Hand, die von 
Napoleon am 5. [4.] Mat gemachten Eröffnungen ohne alle Rüde 
fiht auf Preußen zum Gegenjtande fernerer Verhandlungen zu machen. 
England, welches entſchieden die Aufrechterhaltung des Friedens 
wünſchte, betrachtete gleichfall3 den Congreſs als ein Mittel, um 
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‚Zeit zu gewinnen und Oeſterreich aus feiner gefährlichen Lage zu 
‚retten. Sch habe daher allen Grund anzunehmen, daß Lord Ruſſell 
und Lord Glarendon, obgleich feſt überzeugt, daß es an eigentlichen 
‚Beratungsgegenitänden fehlte, Gortichatoffs Plan gekannt und ge 
‚billigt haben. Diejer Plan war: am Tage, an weldem man 
‚telegraphifch von der Abreiſe Bismarcks nach Paris unterrichtet fein 
würde, einen Adjutanten des Zaren nach Berlin zu fenden mit einem 
kaiſerlichen Handichreiben, in welchem Alexander 11. feinen Oheim 
beichtvoren haben würde, die Abweſenheit Bismard3 zu benutzen, um 
diejen zu entlaßen. Betrachtete man doch überall in Europa dieſen 
Miniſter als den einzigen Friedenzftörer, deflen Entfernung 
allein genügen werde, um die Kriegsgefahr allenthalben zn bejeitigen. 
Eine ähnliche Preifion follte gleichzeitig von London aus auf den 
‚König geübt werden, und rechnete man dabei auf den Eronprinzlichen 
Hof, der ebenfall3 zu den Gegnern Bismardd gehörte. Eine folche 
Verabredung wird heute kaum glaublich erfeheinen. Diejenigen jedoch, 
welche die Zuftände in Berlin im Mai 1866 genau fernen, werden 
fih daran erinnern, daß Graf Bismard damals nahezu alles gegen 
fi) hatte: feinen König und den Kronprinzen, den preußiſchen Land⸗ 
fag und die preußilche Landwehr, Deutichland und die neutralen ı 
Mächte Europas. | 


5. Bismarck rühmt fich, ſeinen König „über den Graben“ 
gebracht zu Haben. 
Bigtbumpon Eckſtädt, a. a. O. 6. 1911—1%). 

Die Hoffnungen der engliſchen Miniſter und des franzöſiſchen 
Boͤtſchafters, eine Preſſion der Neutralen werde den König von 
Preußen zur Entlaßung Bismarcks beſtimmen, erfüllten ſich nicht, 
wie die Folge gelehrt hat. Daß jene Hoffnungen aber nicht allen 
Grundes entbehrten, iſt gewis, wie aus den Worten hervorgeht, 
welche Graf Bismarck ſelbſt kurz nach dem Kriege an einen glaub⸗ 
würdigen Gewährsmann richtete: „Die Oeſterreicher zu ſchlagen war 
keine Kunſt. Ich wußte, daß ſie nicht gerüſtet waren, und daß ich 
auf die preußiſche Armee zählen konnte. Die Schwierigkeit. 
war, meinen König über den Graben zu bringen. Taß 
mir dieß gelungen, ift mein Verdienft, ‚und dafür darf ich den 
Dank des Vaterlandes beanfpruchen.“ 


4 


173 


6. Zeugniſſe des italienischen Unterhändlerd General? 
Govone und des italienischen Geſandten Barral. 
(Ka Marmora, a. a. O. S. 78, 107, 198, 235, 258, 276, 278, 280). 


14, Merz 1866: [Bismard jagte zu Govone:] „Der König 
Wilhelm habe jetzt die allzu ängſtlich legitimiſtiſchen Skrupel auf- 
gegeben, und jo könne er ihn jekt nad) feinen Abfichten leiten.“ 
[Govone]. — 29. Merz: Indejfen jagte Bismard, indem er noch 
heute von den Bedenken des Königs ſprach: Sch Hoffe ihn zum 
Kriege fortzureißen, aber ich werde meine Hand nicht ins Feuer 
Fteden [Barral]. — 6. Mat: Troß der Wucht der letzten Maßnahmen 
bat der König immer noch friedliche Abfichten, aber Bismarck halt 
& faſt für gewis, ihn nach zu ziehen [Barral]. — 23. Mai: Seine 
Majeſtät ift über die Lage jehr bewegt, und es ftanden ihm, als er 
fi darüber äußerte, die hellen Tränen in den Augen [Barral]. — 
3. Juni: Bismard weiß ganz genau, daß wir nicht zuerſt angreifen, 
weder am 10. noch ſpäter. Uber er jucht und vorwärts zu treiben, 
in der Hoffnung, den König nach zu ziehen, der immer noch unent⸗ 
ihieden ift [Barral]. — 5. Juni: Bigmard ift mächtig in und ges 
drungen, damit Italien zuerft angreife, um den König von Preußen. 
nachziehen zu können... Bismarck tut alles mögliche, um den König 
nah fi zu ziehen [Sopone]. — 6. Juni: Bismard indeflen ... 
... jagte mir noch im Augenblide, da ich mich entfernte: Sie werden 
ung einen famojen Dienft leiften, wenn Sie zuerſt angreifen [Barral]. 
— 8. Juni: „Glüdlicher Weile, fügte er [der König] Hinzu mit 
bewegter Miene und die Hand auf fein Herz legend, habe ich ein 
reines Gewißen. Lange Zeit hat man mid) angeflagt, in ehrgeiziger 
Abficht den Krieg zu wollen; aber jeßt nach der Weigerung Oeſter⸗ 
reichs, fi) auf den Congreſs zu begeben, nach feiner unwürdigen 
Verlegung des Gafteiner Vertrags und der heftigen Sprache jeiner 
Preſſe weiß die ganze Welt, wer der Angreifer ift.” Als er dieß 
jagte, jchten mir der König entichloßen, den Beginn des Kampfes 
nicht mehr lange zu verichieben. Immerhin lag in feiner Stimme 
ein gewiſſer trauriger Ton, der Har andeutete, es fei dieß der Ent- 
ſchluß eines in feine Lage ergebenen Mannes, der nicht anders han⸗ 
deln zu können glaubt. Ms ih im Augenblide, wo die Audienz 
zu Ende war, Sr. Majeſtät die Hoffnung ausdrückte, dieſelbe bald 
ſiegreich zurückkehren zu fehen, antwortete mir der König, die Augen 
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gegen Himmel gerichtet: dag Leben wie der Sieg liegt in der 
Händen Deſſen, der dort oben tft [Barral]. 


[Man vergl. hierzu die fchon in den frühern Abſchnitten an 
geführten Zeugniffe über die ſchwankende Unficherheit des Königs 
und Bismarcks erfolgreiche Anftrengungen, ihn „über den Graben” 
zu treiben, inSbejondere die in Kap. 8, Nr. 4B mitgeteilten beiden 
Depeſchen Govones.] 


7. Der Kronprinz von Prenßen über die Abhangigkeit 
feined Vaters von Bismarck. 
(Wiener „Neue Freie Prefie, Juni 1892.) 

... An dem verftorbenen Kaiſer Friedrich hieng Fordlenbed *) 
mit abgdttijcher Verehrung. Lebhaft erinnere ich mich feiner Er⸗ 
zählung über einen vertraulichen Abendzirkel bei demfelben, als er 
nod Kronprinz war. Es war die Rede von dem gewaltigen Ein- 
fluße des Fürften Bismard auf Wilhelm . „Ja“, fagte der Kron⸗ 
prinz, „meine Herrn, das tft nun mal jo und nicht zu ändern. Wenn 
Bismard meinem Vater eine Alliance mit Gartbaldi vorſchlüge — 
nun, der tft ja wenigſtens General, dad wäre nicht das Nergite; 
aber wenn er ihm die Alliance mit Mazzint proponierte — jo würde 
mein Vater Anfang verzweifelt im Zimmer herumgehen und aus- 
rufen: Bismard, Bigmard, was machen Sie aus mir! Dann bliebe 
er mitten im Zimmer ftehen und ſpräche: Wenn Ste jedoch glauben, 
dab das im Intereſſe des States unerläßlich nötig ſei, jo läßt ſich 
am Ende nicht? dagegen einwenden !“ ... 


3. WAppellatiousgericht3präfident Ludwig von Gerlach an 
den preußifchen Kriegaminifter von Roon, 
Aufangs Mai 1866. 


(Dentwäürbigleiten aus dem Leben des Generalfeldmarſchalls Kriegsminiſters Grafen 
von Roon, Breslau, &b. Trewenbt, 1892, 11, &. 267 ff). 


Geſtern nicht perſönlich mich vorftellen zu können, habe ich fehr 
bedauert. Im Vertrauen auf die Güte und Nachſicht, welche Sie 
mir jo oft bewiefen, wilrde ich Sie bei allem, was mir heilig iſt 
— was Ihnen und mir Heilig ift, will ich fagen — würde id 
Sie beihtworen haben, das ganze Gewicht Ihres ehrenhaften 
Character und Ihrer hohen Stellung einzulegen, um biefen „uns 


R Mar von Fordenbed, freifinniger preußifcher Politiker, ge 
ftorben als Oberbürgermeifter von Berlin am 26. Mai 1892, 
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heilvollen“ Krieg, wie unfer Kronprinz ihn vor einigen Tagen ge» 
nannt hat, von uns abzuwenden. Auch den Sieg vorausgeſetzt, fteht 
die Zerrüttung des Vaterlandes, des preußiſchen und des deutfchen, 
in Ausficht. Die Herrichaft des Auslandes, des Bonaparte und des 
italieniſchen Revolutionsweſens — und was das Allerfhlimmite, 
bie Befledung des Gewißens des greifen Königs 
md des gejamten Landes find Erfolge, die in nächiter 
Nähe drohen. Schon bahnt fi im Innern das Eindringen der— 
jenigen Elemente in die Regierung an, welde Ew. Ercellenz und 
Graf Bismard drei Jahre lang mit Hülfe aller Shrer treuen Ver 
ehrer — zu denen auch ich mich zählen darf — ſo tapfer und er- 
folgreich befämpft haben. Hören Sie ruhig und freundlich die War- 
nung des 71 jährigen Greiſes an, der auf Erden nichts mehr fucht, 
und der Ew. Ereellenz von Herzen alles irdiſche und ewige Heil 
erbittet . . . 


9 Der König lengnet im Mai an offener Tafel das am 
19, April von ihm unterzeichnete italienifche Schub» und 
Trutzbündnis ab. 

Hermann Freiherr von Frieſen an Karl Friedrich 
Graf Vitzthum von Eckſtädt, Pillnitz, 29. Mai 1866. 
Gitzthum v. Eckſt ädt, London, Gaſtein und Sabowa, ©. 196). 

Von Berlin wird zuverläßig gemeldet, der König habe bei 
Tafel laute Klage darüber geführt, daß man ihm ungerechte 
Beſchuldigungen aufbirde Und nun ſage man ſo⸗ 
gar, er babe ein Bündnis mit Italienabgeſchloßen. 
Hiernach glaubt man, daß kein förmlicher Tractat beſtehe, und daß 
das Einverſtändnis nur auf Zuſicherungen beruhe, welche Bismarck 
ohne Vorwißen ſeines Königs gegeben hätte. 


10, Der König verleugnet am 7. Mai dem Kaiſer von 
Ruſsland gegenüber das von ihm am 19, April unter: 
zeichnete italienische Schuß» und Trutzbüudnis. 
Graf&lermontsTonnerre, franzöftiher Militär— 
Attaché zu Berlin, an jeinen Mintiter, 
Berlin, 7. Mat 1866. 


(Rothan, La Politique Frangaise p. 447—148). 


... Der Oberft von Schweinik, Adjutant des Königs, ehrt 
mit einem Briefe Sr. Majeſtät atı ben Kaiſer von Rufsland nach 
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St. Petersburg zurüd, wo er Militär-Attadhe it. Der König hat 
ihm bet Ueberreihung des Briefe gejagt: „Ih weiß gar niit, 
warum man mic) mit diefen angeblichen italienijchen Abmachungen 
beläftigt; e8 gibt deren ja gar feine Ich fhreibe 
bier dem Raifer, daß ih mit Italien feinen Bers 
trag babe.” Die Angaben Habe ich aus zuverläßiger Quelle, 

Ich kann ebenjo wenig daran zweifeln, daß dieſelbe Verſiche⸗ 
rung vom Könige ſelbſt auch Herrn von Oubril, dem ruffifchen Ver 
treter zu Berlin, gegeben worden it. 

Die Hier gemeldete Tatſache ift an fich ziemlich geringfügig. 
Aber wie will man fich eines peinlichen Eindruds erwehren, wenn 
man fieht, wie weit eine verlegenheitövolle Lage einen ſchwachen 
Character führen Tann? Eine jo Heinliche Fineſſe und dazu noch 
gegen einen Verwandten, über den man fich nie zu beklagen hattel! 
Welche Erklärung feiner abgeleugneten Unterfchrift würde mol der 
König geben, wenn ihm diejelbe morgen vor Augen gehalten würde, 
wenn man den Vertrag in Wien, wo er befannt iſt, druden ließe! 
Melches Vertrauen kann man in einen Geift jegen, der jolcher Klein⸗ 
lichkeit fähig iftl Wer möchte daflir ftehen, daß nad) einer erften 
Niederlage derjelbe Mann hundertmal jchlimmeres als Olmütz unter: 
ichreiben würde? ... 


11. Der König verfichert die Königin von England feiner 
friedlichen Abfichten. 

Der königl. ſächſiſche Gejandte zu London Graf 
Vitzthum von Editädt an den Minifter von Benft, 
Vondon, 21 Mai 1866. 

(Bigthbum don Edftäbt, Lonbon, Gafteln und Sadowa, ©. 188). 

.. . Der Premier⸗Miniſter [Bord Ruffell] vertraute mir darauf 
an, die Königin habe verjucht, durch einen Privatbrief auf den König 
Wilhelm zu wirken. Dieſer Verſuch iſt jedoch fehlgeichlagen. 

Der König habe geantwortet: Er wünſche den Frieden; er 
habe alles getan, um denjelben aufredt 3u er- 
halten, aber die Elbherzogtümer müßeer haben. 
Dem daswünſcheſein Voll. Dieſesdränge ihn, umd 
er müße jih fügen. Bon allen Seiten höre er, das Volk fei 
nur deshalb jo unzufrieden mit feiner Regierung, weil jo viel Geld 
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uud Blut fiir die Befreiung ber Herzogtümer verſchwendet worden, 
ohne daß Preußen den geringften Vorteil davon habe. 

Der Premier-Pinifter ſchloß diefe Analyje mit der Bemerkung: 
„I have never seen such a letter. There is not a single word 
of thruth in it,“ 


1, Der König läht am 8. Juni das von ihm am 19. April 
unterzeichnete italienifche Schutz⸗ und Trutzbündnis beim 
Saifer von Oefterreich auf Ehreuwort verleugnen, 


A. 
Minifterpräfident La Marmora an den italienifchen Geſaudten 


zu Baris, Ritter Nigra, Florenz, 12. Juni 1866. 
(8a Marmora, Etwas mehr Licht. S. 291). 


Malaret [der franzöfiiche Gejandte am italientichen Hofe] hat 
mir ein Telegramm Drouyn de Lhuys’ mitgeteilt, und der König 
[Victor Emanuel] erhält ein folches von dem Prinzen Napoleon. 

Es Handelt fih um eine Depeihe des Herzogd von Gramont 
ſfranzöſiſchen Gelandten zu Wien], welcher beftimmt erklärt, Die 
Königin von Preußen habe in einem Schreiben an den Kaiſer bon 
Defterreich denſelben verfihert: der König von Preußen 
babe ihr jein Chrenwort gegeben, ed beftehe 
zwiihen Preußen und Italien fein wirtlider 
Vertrag, und wenn Italien Oeſterreich angreife, ſei Preußen 
nicht verpflichtet, ihm zu folgen. 

Man wird jett dem Grafen Bismard die Frage unumwunden 
ftellen müßen ... 


B. 


Nigra au La Marmora, Barid, 12. Juni 1866. 
(Sa Marmora, a. a. O. S. 206). 


Der Kaiſer [Napoleon] ſagte mir, der König von Preußen 
dabe dem Kaiſer von Defterreih auf Ehrenwort 
berfihert, daß er feinen Vertrag mit Italien ges 
ſchloßen babe, und daß Preußen, wenn Italien vorher Oefter- 
reich angriffe, nicht verpflichtet fei, den Krieg zu erklären. 


b. 


Ausſage des Herzogs von Gramont. 
(Andreas Memor, [Herzog von Gramont] L’Allemagne nonvelle p. 27980) 


Wir Haben gejagt, daß in den eriten Tagen de Juni und: in 
12 
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dem Zeitpunkte, wo das Gongrefsproject hatte aufgegeben werden 


müßen, die franzöftiche Regierung zu Wien Unterhandlungen eröffnet 
habe zu dem Zwecke, ala Gegenleiftung für die Neutrafttät gewiſſe 
Garantieen gegen die Möglichkeiten der Zukunft zu erlangen, d. 5. 
die Zuficherung, daß Leine ihre politifchen Intereſſen berühreude 
milttärifche oder commerzielle Frage ohne ihre Zuſtimmung ent- 
ſchieden werden dürfe. Bet diejer Gelegenheit ereignete ſich eine 
Tatfache, die biöher nur fehr unvollkommen bekannt geworben tft. 
Die Verpflichtung, welche man von den riegführenden Mächten 
veclangte, barg unter einer einfachen und deutlichen Faßung Doc 
eine fehr beträchtliche Tragweite, denn fie eröffnete an dem Tage, wo 
die fiegreiche Macht die Ergebniffe ihres Sieges ziehen wiirde, für 
Frankreich ein weites Ginmifchungsgebiet, und zwar ohne deſſen 
Grenzen im voraus feſtzuſetzen. Es hieß das, die Neutralität, und 
nichts als die Neutralität, etwas teuer bezahlen. Auch kann man 
fi) nicht wundern, wenn dieſe Zumutung im erften Augenblid einigen 
Widerſtand erregte, und wenn man verfuchte, ihre Grenzen feitzu= 
ftellen.‘) Daraus ergab fi eine Discuffion, im Laufe deren man 
auf das Bündnis Preußens und Italien? zu fpredhen fam. Dan 
denfe fi) nun die allgemeine Ueberraſchung, als man erfuhr, daß 
der®Bertragpom 8. Aprilvom Könige von Preußen 


abgeleugnet wurde, und daß in Folge deſſen der 
- Ratferpvon Defterreih niht an das Vorhandenſein 


deſſelben glaubte, 
Die Königin Witwe von Preußen [es tft die Königin Eliſabeth, 


Witwe Friedrich Wilhelms IV., Prinzeifin von Bayern und Tante 


des Kaiſers Franz Joſeph gemeint], welche dem Kriege fehr ent- 
gegen war, hatte in der Tat dem Kaiſer Franz Joſeph einen Brief ge» 
ſchrieben, in welchem fie denfelben wißen ließ, daß man ihn geteufcht, 
indem man ihm von einem Vertrage Preußens mit Italien gefprochen 
habe. — Der König, fagte fie, habe ihr ſein Wortgegeben, 
daßer feinen Vertrag mit Italien unterzeichnet 
habe; daß die Viebereinkunft in der Form einer Declaration 
der betr. Miniſter eriftiere, aber daß diefelbe bi8 zu dem Tage, 
wo bie Teindjeligfeiten begonnen haben würden, bem Könige die 


1) Gemeint find die Verhandlungen, aus denen die Netraltiäig- 
Convention vom 12, Juni hervorgieng; vgl. Kapitel 8, Nr. 5. 
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volle Freiheit laße, mit Dejterreich eine friedliche Löſung abzuſchließen. 
Sollte bei Eintreten dieſes Falles Italien Oefterreih angreifen, fo 
wiirde Preußen ihm nicht zur Seite ftehen. 

Diefer jo zu jagen fouderäne Brief, gefchrieben von der Königin⸗ 
Witwe an ihren Neffen, enthielt eine fo feierliche, fo fürmliche Ver— 
fiherung, daß es dem Kaiſer Franz Joſeph wirklich äußerſt erſchwert 
war, die Wahrheit derſelben in Zweifel zu ziehen... 

[Als Da ber eugn nung des Königs gibt ber Herzog von 
Gramont a. a. en 8. Juni anſ. 


12. Kriegsmanifeſt König Wilhelms J. vom 18. Inni 1866. 
(Hegidi und Klauhold, Die Kriſis bes Jahres 1866, S. 129—130,) 
An mein Boll 

In dem Nugenblicde, wo Preußens Heer zu einem entjcheidenden 
Kampfe außzieht, drängt es Mich, zu Meinem Volke, zu den Söhnen 
amd Enkeln der tapfern Väter zu reden, zu denen vor einem halben. 
Jahrhundert Mein in Gott ruhender Vater unvergeßene Worte ſprach. 
„Das Vaterland ift in Gefahr!” 

Oefterreih und ein großer Teil Deutſchlands fteht gegen das⸗ 
jelbe in Waffen! | 

Nur wenige Jahre find es her, feit ih aus freiem Entſchluße 
und ohne früherer Unbill zu gedenken, dem Kaiſer von Defterreich 
die Bundeshand reichte, als es galt, ein deutſches Land von fremder 
Herrſchaft zu befreien. Aus dem gemeinschaftlich vergoßenen Blute, 
hoffte Ich, würde eine Waffenbriiderfchaft erblühen, die zu feiter, auf 
gegenfeitiger Achtung und Anerkennung beruhender Bundesgenogen- 
haft und mit ihr zu al dem gemeinfamen Wirken führen würde, 
aus welchen Deutſchlands innere Wolfahrt und äußere Bedeutung 
als Frucht hervorgehen follte. Aber Meine Hoffnung tft geteuſcht 
worden. Oeſterreich will nicht vergeßen, daß feine Fürften einit 
Deutichland beherrfchten; in dem jüngern, aber Träftig fi) ent- 
widelnden Preußen will e8 Keinen natürlichen Bundesgenoßen, fondern 
mm einen feindlichen Nebenbuhler erkennen. Preußen — jo meint 
es — muß in allen jeinen Beſtrebungen bekämpft werden, weil, 
was Preußen frommt, Oeſterreich ſchade. Die alte unfelige Eifer- 
fuht it in hellen Flammen aufgelodert: Preußen foll ge- 
ſchwächt, vernichtet, entehrt werden. Ihm gegenüber 


gelten Leine Verträge mehr, gegen Preußen werden 
12% 
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deutſche Bundesfürften nicht bloß aufgerufen, fondern 
zum Bundesbrud verleitet. Wohin wir in Deutichland 
fchauen, find wir von Feinden umgeben, ‚deren Kampfgeſchrei ilt: 
Erniedrigung Preußens!” 
Aber in Deinem Volke herrſcht der Geiſt von 1818. Wer 
wird uns einen Fuß breit preußiſchen Bodens rauben, wenn wir 
ernſtlich entſchloßen ſind, die Errungenſchaften unſerer Väter zu 
wahren, wenn König und Volk, durch die Gefahren des Vaterlandes 
feſter als je geeint, an die Ehre deſſelben Gut und Blut zu ſetzen, 
für ihre höchſte und heiligſte Aufgabe halten. In ſorglichſter Vor⸗ 
ausſicht deſſen, was nun eingetreten iſt, habe Ich ſeit Jahren es 
für die erſte Pflicht Meines königlichen Amtes erkennen müßen, 
Preußens ſtreitbares Volk für eine ſtarke Machtentwickelung vorzu⸗ 
bereiten. Befriedigt und zuverſichtlich wird mit Mir jeder Preuße 
auf die Waffenmacht blicken, die unſere Grenzen deckt. Mit ſeinem 
Könige an der Spike wird ſich Preußens Volk ein wahres Volt in 
Maffen fühlen! Unfere Gegner irren fi, wenn ſie meinen, Preußen 
ſei Durch innere Streitigkeiten gelähmt. Dem Feinde gegenüber iſt 
€3 einig und ſtark; dem Feinde gegenüber gleicht fi) aus, was fi 
entgegenitand, um demnächft im Glück und Unglück vereint zu bleiben. 
Ich habe alles getan, um Preußen die Leiden 
und Opfer eines Krieges zu erfparen, dag weiß mein 
Bolt, das weiß Gott, der die Herzen prüft. Bi zum 
letzten Augenblicke habe Ich, in Gemeinſchaft mit Frankreich, Enge 
land und Rufsland, die Wege fir eine gütliche Ausgleihung geſucht 
und offen gehalten. Dejterreih Hat nit gewollt, und aw 
dere deutſche Staten haben fich auf feine Seite geftelt. So fei 
ed denn Nicht Mein tft die Schuld, wenn Mein Volk 
fchweren Kampf kämpfen und vielleicht‘ harte Bedrängnis wird er- 
dulden müßen: aber es iſt uns feine Wahl mehr geblieben! Wir 
müßen fehten um unſere Eriftenz, wir müßen in einen 
Kampf auf Leben und Tod gehen gegen diejenigen, die das Preußen des 
großen Kürfürften, des großen Friedrich, das Preußen, wie es aus 
den Freiheitöfriegen hervorgegangen ift, von der Stufe herabftoßen 
wollen, auf die feiner Filrften Geiſt und Sraft, feines Volkes 
Tapferkeit, Hingebung und Gefittung e8 empor gehoben haben. 
Filehen wir den Allmächtigen, den Lenker der Geſchicke der 
Völker, den Lenker der Schlachten an, daß Er umfere Waffen Tegne! 
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Verleiht und Gott den Sieg, dann werden wir auch ftark 
genug fein, daS loſe Band, welches die beutjchen Lande mehr dem 
Namen als der Tat nad) zufammen hielt, und welches jet Durch 
diejenigen zerrißen ift, die daS Recht und die Macht des nationalen 
Geiſtes fürchten, in anderer Geftalt fejter und heilvoller zu erneuen. 

Gott mit und! 

Berlin, den 18. Juni 1866, 
Wilhelm. 


13. Anordnung eines Kriegsbettags; Cabinetdorder vom 
18, Juni, 
(Karl Winterfeld, Gejchichte bes Krieges von 1866, S. 145—146.) 

Es hat Gott nicht gefallen, Meine Bemühungen, die 
Segnungen des Friedens Meinem Volfe zu erhalten, 
mit Erfolg zu krönen. Eingedenk der ſchweren Veranttvortung, 
welche Die Enticheidung über Frieden und Krieg auf Mein Gewißen 
legt, und der großen Opfer, mit welchen der Krieg die Wolfahrt 
und das Familienglück vieler Taufende, hier und drüben, bedroht, 
habe Ich feinen Weg unverſucht gelaßen, einen ehrenvollen 
und für die Zukunft des gejamten deutſchen Waterlandes ſegens⸗ 
reihen Yrieden zu erhalten und auf ficheren Grundlagen 
neu zu befeltigen. Gott Hat es anders gefüg. Zu Ihm kann 
Sch aufbliden, wenn Ich unter Anrufung Seine allmächtigen 
Beiltandes das Schwert ziehe zur Verteidigung der teuerſten 
Güter Meines Volkes. Mein Volt ohne Unterfchied des Bekennt⸗ 
niffeg wird auch jeßt zu Mir ftehen, wie es in den Seiten der Ge- 
fahr zu Meinem in Gott ruhenden Vater und zu Meinen Vorfahren, 
glorreichen Andenkens, treu gejtanden hat Aber ohne des Herrn 
Hülfe vermögen wir nichts. Bor Ihm und Seinen hei- 
ligen Gerichten wollen wir ung in Demut beugen, un® der DVer- 
gebung unferer Sünden durch Chrifti Verdienit neu getröften und 
von Ihm Heil erflehen. Sp gereinigt und geftärkt fünnen wir ge- 
troft dem Sampfeentgegen gehen. Sm diefem Gefühle 
Mich Eins zu finden mit Meinem ganzen Volle iſt Mein feites 
Vertrauen. Ich beauftrage Sie daher, da Erforderliche zu ver- 
anlagen, daß am Mittwod, den 27. Juni d. J., ein allge: 
meiner Bettag gehalten und mit Gottesdienft in den Kirchen, ſowie 
mit Enthaltung von öffentlichen Gejchäften und Arbeit, ſoweit die 
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Not der Gegenwart e8 erlaubt, begangen werde. Gott aber gebe 
dazu Seinen Segen. Zugleich foll während der Dauer des Krieges 
im öffentlichen Gottesdienjte dafiir beſonders gebetet werden, „daß 
Gott unfere Waffen zur Meberwindung unjerer Feinde jegne, uns 
Gnade gebe, auch im Kriege ung als Chriften gegen fie zu verhalten, 
durch feines Getftes Kraft fie zur Verfühnung mit 
una neige und durch feinen allmächtigen Beiſtand uns bald 
wiederum zu einem redlichen, gefegneten und dauernden Frieden für 
uns und das ganze deutiche Vaterland verhelfe. “ 


14, Das Gegenzeugnid des Kronprinzen, nachmaligen 
Kaiſers Friedrich. 
(R. Haym, Das Leben Mır Dunderd, Berlin 1891, S, 873—74.) 

Die am 23. Februar [1866] erfolgte plötzliche Schließung 
des Abgeordnretenhaufes war bei der völligen Ergebnislofigkeit der 
Berhandlungen, angefihts der bis zum Bruche geipannten Vers 
Hältniffe zwiſchen Preußen und Oefterreich zur Notwendigkeit ges 
worden. Wer jedoch) verjchuldete diefe Spannung und diefen Bruch? 
Der Kronprinz jedenfall® jah in dem Vorgehen Bismarcks nur 
Tollkühnheit und Frivolität. Seine Abſicht fei, eine große 
Verwirrung, eine europäiſche Ummälzung herbei— 
zuführen, weil er ſich anders nicht Halten könne. Er wolle 
den Krieg, um fich den inneren Schwierigkeiten zu entziehen; das ſei 
unmoraliſch, heiße mit dem Scidjale Preußens fpielen. Auch vor 
revolutionären Hülfsmitteln werde er, im Falle einer 
Einmiſchung Frankreichs, nicht. zurüdicheuen. Den Krieg wolle 
auch der König, aber nicht die Revolution; der allmächtige 
Mintiter jedoch lenfe den König, wie es ihm gefalle 
Einen gerechten, einen Verteidigungskrieg fchene auch er, der Kron⸗ 
prinz, nicht; jet aber handle es fih einzig darum, fih um 
jeden Preiß der Herzogtümer zu bemädtigen; den 
Herzog zu verderben, das fei von Anfang an Bismarcks 
Gedanke gemwejen; die Februarforderungen ſeien nur geftellt 
geiwejen, um verworfen zu werden.... Der Krieg mit Deiter> 
reih würde ein Bruderfrieg fein. Er wiße wol, daß Preußen 
feine Stellung durch Friedrich) den Großen, mitteljt Krieges gegen 
Defterreich, gewonnen babe, allein es fei heute nicht mehr an der Zeit, 
es ebenſo zu maden..... Der Kronprinz ſprach fortwährend von 
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dem verderbliden Kriege; er gab in diefen Sinne jekt, wie 
im Sommer des vorigen Jahres, in dem die Kriegsfrage beratenden 
Conſeil vom 28. Februar fein Votum gegen den Krieg ab. 


15. Graf Moltfe über die wahre Urſache des Krieges 
bon 1866, 
(Generalfelbmarfgall Helmuth Graf von Moltke, Geſchichte bes deutſch⸗franzöſt⸗ 
ſchen Krieges von 1870—71, Berlin Mittler und Sohn, 1891, &. 426). 


Der Krieg von 1866 fit nicht aus Notwehr gegen die Bes 
drohung Der eigenen Eriftenz entfpruugen, auch nicht hervor⸗ 
gerufen durch die öffentliche Meinung und die Stimme des Volkes ; 
es war ein im Cabinet als notwendig erfannter, Tängft be⸗ 
abfichtigter und ruhig vorbereiteter Kampf, nicht fiir Länder» 
erwerb, Gebiet3erweiterung oder materiellen Gewinn, jondern filr 
ein ideales Gut — Machtſtellung. Dem befiegten Defterreich wurde 
fein Fuß breit jeine® Territoriums abgefordert, aber es mußte auf 
die Hegemonie in Deutfchland verzichten. 


Be = en} 7,0 me - . _ Pa 
Ser Di ar Kin * FERENT we. er u r “ATE F ru 7 te CRY —. - 


at Ian 
et 


ZuT 


Br 


ne a 7. 








Dritter Abſchnitt. | 
Bundesbruth und Krieg. 





Erſtes Kapitel, 
Der Bundesbrud). 





1. Der öfterreichifche Antrag pom 11, Juni. 
(Aegidi und Klauhold, Die Kriſis bes Jahres 1866, ©. 88-89). 


... Preußen aber hat zum Schutze vermeintlich verletzter 
Rechte den Weg der Selbithülfe [durch den Einbruch in Holftein] 
betreten. Es liegt demnach der im Artikel XIX. der Wiener Schluß- 
acte vorgeſehene Yall vor, und die Bundesverfammlung iſt berufen, 
der unternommenen Selbithülfe Einhalt zu tun. Nach diefem gewalt⸗ 
tätigen Vorgehen, dem Preußens umfangreihe NRüftungen zur Seite 
ftehen, kann nur in der Aufbietung aller iibrigen verfügbaren milttärtfchen 
Kräfte des Bundes eine Gewähr des Schußes für die Innere Sicher: 
heit Deutſchlands und die bedrohten Rechte feiner Bundesglieder ge 
funden werden. Die tatjerliche Regierung erachtet die jchleunige 
Mobilmahung ſämtlicher nicht zur preußiichen Armee gehöriger 
Armeecorps des BundeSheeres für notwendig. Bedürfte dieſe Maß⸗ 


regel noch weiterer Begründung, jo findet fie diefelbe in der Haltung 


ber föniglich preußtichen Regierung gegenüber den Beſchlüßen, welche 
in legter Zeit und bei ſtets fteigender Gefahr von der Bundes 
veriammlung zur Wahrung des Bundesfriedens gefaßt worden find. 
Dem aus Anlaß der Bedrohung Sachſens gefaßten Beſchluße vom 
9. Mai: „die königlich preußiiche Regierung anzugehen, daß durch 
geeignete Erklärung dem Bunde mit NRüdfiht auf Art. XI. der 
Bundesacte volle Beruhigung gewährt mwerbe”, Hat bie königlich 
preußiiche Regierung nicht entiprocdhen. Die Antwort Preußens 
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auf den Beichluß vom 24. Mai kann nicht für befriedigend erkannt: 
werden, da es die in jenem Beichluße in Ausficht genommene gleich-- 
geitige Mhrilftung abgelehnt hat. Bei beiden Anläßen hat die könig⸗ 
lich preußische Regierung, fi zum Nichter über den Deutfchen Bund 
aufwerfend, ihr Verhältnis zu diefem Statenbunde und ihre meiteren: 
Entihließungen davon ‚abhängig erflärt, daß berjelbe Preußens 
Forderungen erfüllen wolle und könne. Aus all diefen Gründen er— 
iheint der faiferlichen Negierung, für die hohe Bundesverfammlung: 
die unvermeidliche Notwendigkeit heranzutreten, diejenigen dringlichen? 
Maßregeln zu ergreifen, welche fie in die Lage ſetzen, die ihr ob=- 
liegenden Verpflichtungen zu erfüllen, und beantragt daher: Hohe‘ 
Bundesverfammlung wolle vorbehaltlich weiterer Entjchließungen dem’ 
Beihluß faßen: 

1. die Mobilmadhung des 1. 11, 111. VII. VI. IX. und X.- 
Bundes-Armee-Eorp3') anzuordnen und an die betreffenden höchſten 
und hohen Regierungen das Erſuchen zu ftellen, ihre Bundes— 
Contingente nad) der angenommenen Kriegsformation in der Stärke: 
des Haupt= und Rejerve-Eontingent3 ungefäumt auf den Kriegsſtand 
zu ſetzen und felbes in den innehabenden oder einzunehmenden Stand= 
quartieren binnen 14 Tagen derart marſch- und fchlagfertig auf- 
zuſtellen, daß es auf ergehende Aufforderung innerhalb 24 Stunden: 
mit allem Kriegsbedarf abmarjchiereu könne. 

2. diefelben höchſten und Hohen Regierungen zu erjuchen, auf‘ 
die Bildung der Crfag-Contingente Bedacht zu nehmen. 

3. dieſelben thöchiten und Hohen Regierungen zu erjuchen, in 
möglichit kurzer Friſt, jedenfall innerhalb der nächſten 14 Tage, 
bei der Bundesverfammlung den Vollzug dieſer Anordnungen anzu 
zeigen. 

4. diefelben höchſten und hohen Regierungen zu erfuchen, die 
nötigen Einleitungen zu treffen, damit die Bundesperfammlung int. 
Sinne des 8 46 der Bundes-Kriegs-Verfaßung baldigit wegen des- 
Oberbefehlg Beſchluß faßen könne und weiter die im VII. VIII. IX. 
und X. Abfchnitte der Bundes-Sriegs-Verfaßung vorgejehenen Er— 
nennungen und Aufitelungen zu bewirken und zu vereinbaren. 

5. Den Ausſchuß in Militär-Angelegenbeiten anzuweiſen, fich: 


ı) Die Corps I—Ill-waren dfterreichifche, IV—VI preußifche, VII—X.- 
waren diejenigen der übrigen deutichen Staten. 
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mit der Milttär-Gommilfion wegen Durchführung dieſes Beſchlußes 
ind Einbernehmen zu jegen. 


2, Der am 14. Juni gefaßzte Bundesbeſchlußz über vor⸗ 
ftehenden Antrag lautet; 
(Megibiund Klauhold, a. a. O. ©. 9). 

1. Die Mobilmachung des VII. VI. IX. und X. Bundes⸗ 
armeecorps anzuordnen und an die betreffenden höchſten und hoben 
Negierungen das Erfuchen zu ftellen, ihre Bundescontingente nad) 
der angenommenen Kriegsformation in der Stärke des Haupt» und 
Nejerve-Eontingents ungefäumt auf den Kriegsſtand zu fegen und 
jelbes in den innehabenden oder einzunehmenden Standquartieren 
binnen 14 Tagen derart ſchlag- und marjchfertig aufzuftellen, daß 
es auf ergehende Aufforderung binnen 24 Stunden mit allem Kriegs» 
bedarf ausmarſchieren könne. | 


31 Wie im öſterreichiſchen Antrag. 
4, Wie im öſterreichiſchen Antrag unter 5.) 


3. VBorgetragene Begründungen einzelner Mitglieder Der 
Majorität. 
(Heaibiund Slaubolbd, a. a. O. S. 93—94). 

Bayern [dem ſich Sachſen anſchloß und deſſen nachfolgende 
Erklärung die Grundlagedes Bundesbeſchlußes bildete]: 
„Die königlich bayeriſche Regierung, welche noch immer an 
der Hoffnung der Erhaltung des Friedens feſt— 
hält, ſtimmt dem Antrage, inſoweit er die Mobiliſterung des 7., 
8., 9. und 10. Bundes-Armeecorps betrifft, bei, da fie im Hinblick 


1) Diefer Beichluß wurde mit 9 gegen 6 Stimmen gefaßt. Für 
benjelben ftimmten: Oefterreih, Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, 
Kurheſſen, Großherzogtum Heſſen, Kurie Braunfchweig-Naßau (Braun 
ſchweig in der Kurie dagegen) und 16. Kurie (Liechtenftein, Neuß ä. und 
j. Linie, Schaumburg, Lippe, Walded ; Lippe und Walded innerhalb dieſer 
Kurie gegen den Antrag). Dagegen: Preußen, Niederlande (für Luremburg 
und Limburg), 12. Kurie (großherzogl. und herzogl. ſächſiſche Häuſer; Sachfen- 
Meiningen in der Kurie für den Antrag), 14. Kurie (Mecklenburg; 
Mecklenburg-Strelitz rejervierte fernere Entſchließungen), 15. Kurie (Olden⸗ 
burg, Anhalt, Schwarzburg) und 17. Kurie freie Städte (Frankfurt inner- 
Halb dieſer Kurie für den Beſchluß); Baden enthielt fich der Abſtimmung. 


—— — 
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auf die fortdauernden Rüftungen Defterreihs und Preußen, 
deren Differenzen inhaltlich der beiderjeitigen Erklärungen vom 
1.85. M. noch immer ungejchlichtet find, Die hohe Bundesverſamm⸗ 
lung ebenfo für verpflichtet wie berechtigt erachtet, in der beantragten 
Weile die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, um etwaigen 
Störungen des Bundesfriedens gegenüber die ihr 
obliegenden VBerpflihtungen zu erfüllen. Dabei vers 
mag fi) indeffen die fönigliche Regierung die Motivierung des An⸗ 
trages mit dem erfolgten Bruche der Gafteiner Convention nicht 
anzueignen, da diefe Convention filr Die königlich bayeriſche Regie— 
rung wie für den Bund nicht eriftiert.” 

Hannover: „In Erwägung: daß die gegenwärtig zwiſchen 
den höchſten Regierungen von Oeſterreich und Preußen beftehenden 
Differenzen die innere Ruhe und Siderheit de 
Bundesbedrohenund Tätlihfeitenzwiidhenjenen 
beiden Bundesftaten beforgen laßen; — daß hiernach die 
Bundesverfammlung auf Grund der Artikel XVIII. und XIX, der 
W. ©. A. vom 15. Mat 1820 berufen ift, zur Erhaltung der Ruhe 
und Sicherheit des Bundes die geeigneten Beſchlüße zu faßen, um 
jeder Selbfthülfe vorzubeugen; — und daß zur Ausführung folcher 
etwa zu faßenden Beichlüße die fchleunige Dispofition über alle bereit 
‚zu ftellenden Streitfräfte für die bei den fchwebenden Differenzen 
nit beteiligten Bundesregierungen ald notwendige Vors 
bedingung für jede erfolgreihe Vermittelung ans 
gejehen werden muß, ftimmt die kgl. Regierung” ꝛc. 

Kurheſſen: „Die kurfiritlihe Regierung hat durch ihre feit- 
herige Haltung den Glauben bewährt, daß eine friedliche Beilegung 
de8 unter den beiden deutſchen Großmächten ausgebrochenen Streites 
gelingen werde. Ste hält auch heute noch die Erhaltung des Friedens 
nicht fir unmöglich, kann fi) aber nicht dagegen verjchließen, daß 
die Gefahr eines Bundesfriedensbrudes immer 
ernſter und drohender fich geitaltet Hat, und daß, wenn es dem 
Deutihen Bunde gelingen fol, dieje Gefahr noch zu beſchwören und 
fein Friedenswahrer- Amt zu üben, derjelbe in der Lage 
fein muß, durch Entfaltung aller feiner Machtmittel ein wirkffames 
Gewicht in die noch ſchwebende Wagichale zu legen. Es ericheint 
daher der Zurfürftlichen Regierung ein Antrag auf Mobilmachung 
der Bundesarmee durch die Sachlage völlig begründet, dieſelbe hält 
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jedody eine Beichlußfaßung zu 1, 2 und 3 des vorliegenden Antrages 
vorerst für genügend umd ftimmt den eben gedachten Antragsſätzen 
unter der jelbjtverftändlichen Beſchränkung zu, daß fie die beantragte 
Aufforderung als nur an diejenigen Regierungen gerichtet betrachtet, 
welche ihre reipectiven Gontingente nicht etwa jchon mobil gemadt 
haben.“ 

[Diefer Beihluß des Bundes war keineswegs gleichbedeutend 
mit der Annahme des unterm 11. Juni geftellten Antrages Oeſter⸗ 
reiche, welches in demſelben unter Hinweis auf die holfteinifchen 
Vorgänge fich für angegriffen von Preußen erklärt und deshalb die 
Mobilmahung ſämtlicher nicht-preußiſcher Bundes— 
truppen (de 1,1, 1, Vi, VI, IX, X), alſo auch der 
Dfterreihifhen, von Bundes MWegengegenPreußen 
verlangt hatte. Dieſem öfterreihtichen Antrag zu Folge, jollte dem= 
nad) der Bund erklären, daß die dfterreichiiche Sache jeine eigene jet, 
was er in feinem Beichluße nicht tat, indem er einmal die Mobilifie- 
zung der öfterreichifchen Armeecorp von Bundeswegen und dann 
auch die Annahme der öſterreichiſchen Motivierung ablehnte, derzufolge 
die von dem Bunde zu ergreifende Maßregel gegen Preußen gerichtet 
fein ſollte. Coenfe wenig gieng der Bundesbeihluß vom 14. Juni 
auf das meitere Anfinnen des öſterreichiſchen Antrags ein, die ge= 
jamte gegen Preußen aufzubietende Bundesmacht jofort unter einen 
gemeinſamen Bundes-Oberfeldherrn zu ftellen, wa den Krieg natür- 
lich hätte beichleunigen müßen. 

Der Deutiche Bund lehnte aljo am 14. Juni den öfterreichiichen 
Antrag ab, inſoweit derjelbe verlangte, der Bund folle mit Oeſter⸗ 
reich gemeinfame Sache gegen Preußen machen und den bon diefer 
Macht in Holitein bereit? provocierten tatlächlichen Conflict zum 
beichleunigten Austrag durch bewaffnete Hand bringen helfen. Der 
Bund entnahm dagegen dem dfterreichticehen Antrage die Anregung, 
der angeführten Beitimmung des Bundeögrundgejekes entipredhend, 
„vorläufige Maßregeln zu ergreifen, wodurch jeder Selbjthülfe vor⸗ 
gebeugt und der bereit unternommenen Einhalt getan werde.” Als 
erite diefer Maßregeln verfügte er, den in Preußen und Oeſterreich 
bereit3 längſt vollzogenen Mobilmacjungen gegenüber, nun aud) die 
jenige in allen übrigen Bundesländern, — nicht, wie e8 in den Ab» 
ftimmungsmotiven faſt jämtliher Votanten des Beichlußes vom 
14. Junt in der einen oder andern Weiſe fi) ausgedrückt findet, 
um für eine der beiden jtreitenden Großmächte Partei zu ergreifen, 
en um fo am wirkſamſten Tätlichkeiten hintan und den Bundes⸗ 

eden aufrecht zu erhalten.] 
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4, Aus der Erklärung des kgl. preuß. Bundestags: 
gefandten v. Saviguy. 
(Uegidt und Klauhold, a. a. DO. ©. 101). 


[Alsbald nach SaBung des Beichlußes gab der preußiſche 
Bundestagägefandte Herr v. Sapigny eine Erklärung ab, Deren 
wichtigſte Stelle lautet]: 


.Durch die, nad) dem Bundesrechte unmögliche Kriegs⸗ 
erklärung gegen ein Bundesglied, welches durch den Antrag 
Oeſterreichs un das VotumderjenigenRegierungen, 
welche ihm beigetreten find, bedingt iſt, ſieht das könig⸗ 
liche Cabinet den Bundesbruch als vollzogen an. 

Im Namen und auf allerh. Befehl Sr. Majeſtät des Königs, 
ſeines allergnädigſten Herrn, erklärt der Geſandte daher hiermit, 
daß Preußen den bisherigen Bundesvertrag für gebrochen und des⸗ 
bald nicht mehr verbindlich anfteht, denjelben vielmehr ala erlofchen 
betrachten und behandeln wird. Indes will Se. Majeſtät der König 
mit dem Erlöfchen des bisherigen Bundes nicht zugleich die nationalen 
Grundlagen, auf denen der Bund auferbaut geweſen, als zeritört 
betrachten. Preußen hält vielmehr an diefen Grundlagen und an 
der über Die vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der deutjchen 
Nation feit und fieht e8 als eine unabmweigliche Pflicht der deutfchen 
Staten an, für die leßtere den angemeßenen Ausdruck zu finden. 
Die.t. Regierung legt ihrerjeit3 die Grundzüge zu einer neuen, den 
Zeitverhältniffen entiprechenden Einigung hiermit noch vor [S. dieje 
Grundzüge ©. 94 ff] und erklärt fich bereit, auf den alten, durch 
eine ſolche Reform modiftcterten Grundlagen einen neuen Bund mit 
denjenigen beutjchen Negierungen zu fchließen, welche ihr dazu bie 
Hand reichen wollen. . Der Gejandte vollzieht die Befehle feiner 
allerh. Regierung, indem er feine bisherige Tätigkeit hiermit nun- 
mehr fiir beendet erflärt... 


5. Verwahrung des hſterreichiſchen Präſidialgeſandten 
v. Kübeck. 
(Aegidi und ARAlauhold, a. a. O. S. 102). 
[Die Erklärung des preußiſchen Geſandten wurde von dem 
—— Präſidialgeſandten Baron Kübeck alsbald durch folgende 
Verwahrung beantwortet, der ſich die Regierungen des Majoritäts- 
beſchlußes anſchloßen:] 
Der Deutſche Bund iſt nach Art. 1 der Bundesacte ein unauf⸗ 
loslicher Verein, auf deſſen ungeſchmälerten Fortbeſtand das geſamte 
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Deutfchland, ſowie jede einzelne Bundesregierung ein Recht Hat, und 
nah Art. V. der Wiener Schlußacte kann der Austritt aus dieſem 
Verein feinem Mitgliede defjelben freiftehen. Indem Präſtidium ſich 
gegenüber der von dem k. preuß. Gefandten eben erfolgten beklagens⸗ 
werten Erklärung auf den gefaßten competenzmäßigen Beichluß be⸗ 
zieht, Namens der Hohen Verſammlung auf obige Grundgefege hin 
weiſt und die Motive der preußifchen Erklärung als rehtli und 
facttih unbegründet erklärt, muß dajjelbe in fürmlichfter und nad) 
drüdlichiter Weile alle Rechte und Zuftändigfeiten des Bundes 
wahren, welder in vollfommen bindender Kraft fort: 
befteht. Präſidium behält der hoben Bundesverfammlung alle 
weiteren Entſchließungen vor und ladet Hochdiefelbe ein, fich dieſem 
feterlichen Proteſte anzufchließen. 

Nachdem die Bundesverfammlung dieſem Proteſte ange= 
ſchloſe —* —5 das Beam weiter: ] ſem Protef ’ 

Die Verantwortlichfeit für die jchwere Verwidlung, welche in 
Folge: des Schrittes der preußiſchen Regierung fir Deutichland 
eintritt, trifft diefe allein. Die bundestreuen Regierungen werden 
ihre Pflichten gegen einander und gegen die deutiche Nation zu er⸗ 
füllen wißen, indem fie auf dem Boden des Bundesrechtes feit zu⸗ 
en 


+ PBreufen wollte auf alle Fälle den Bund ſpreugen. 


Fi ebuch⸗Blätter aus bem Jahre 1866. Erlebtes und Durchdachtes von einem 
8 4J deutſchen Statsmanne, 1867, ©. 24—25). 


15. Juni... Sp erzählt man fi bier [Frankfurt a M.] 
ganz Öffentlich, daß für den Fall der Ablehnung des üfterreichtichen 
Antrages eine andere preußifche Crflärung vorbereitet war, welche 
ebenfall3 den Austritt verkündigte, natürlich mit etwas verjchiedener 
Motivierng. Herr von S.[anigny, der preußtiche Bundestags⸗ 
gefandte] ſoll fi fogar unter den ihm vorliegenden Papieren ver⸗ 
griffen und eine Erklärung vorzulefen begonnen Haben, die er dam 
raſch unterdrückte, um die für den gegebenen Fall pafjendere hervor» 
zuholen. 

Das aber wird einer unparteiiſchen Geſchichtskritik nicht ent» 
gehen: daß die preußiſche Erflärung und Motivterung des Bundes⸗ 
bruches auf den Bundesbeſchluß vom geftrigen Tage durchaus nicht 
paßt, fondern nur auf den öfterreichtihen Antrag und deſſen Motivie⸗ 
rung. Der Bund hat aber dieje öſterreichiſche Auf» 
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foßung von ſich gewieſen, wenn auch erft in der zwölften 
- Stunde, — ein früherer Anlaß war nicht gegeben. 

Somit nehme ih Act davon: daß die jedem unbefangenen 
Auge Schon längſt erfichtliche Bemühung Preußens, die Bundezacde 
zu zerreißen, ihre officielle Beftätigung durd) die geftrige Austritts⸗ 
Erklärung erhält, welche vollftändig ein referens 
sine rel’ato tft. 


7. Verteidigungdmafgregeln des Deutſchen Bundes, 


In der Sunbertageftsung vom 16. Juni zeigte dag König⸗ 
reich Sachſen an, daß feine Ablehnung der preußiſchen Som⸗ 
mation vom 15. Junt (©. Kap. 3), „die Kriegserklärung der 
fgl. preußifchen Regierung und das Einrüden tgl. breußticher 
Zruppen in das Königreich Sachſen zur Folge hatte”, und verband 
mit Diefer Anzeige den Antrag: „Hohe Bundesverfammlung wolle... 
unverweilt die geeigneten Maßregeln auf Grund der Artifel XVIIL 
und XIX der Wiener Schlußaete treffen, Damit ber vorhandenen 
Störung Einhalt getan werde, indbefondere aber die 
höchſten Regierungen von Defterreih und Bayern erfuchen, 
die von der kgl. preußiichen Regierung ergriffenen Maßregeln, dafern 
nötig mit Gewalt, zurück zu weiſen und zu einem ſolchen Vorgehen 
ohne Aufihub das Nötige vorzufehren.” Diefer Antrag wurde mit 
10 Stimmen (Oefterreih, Bayern, Sachſen, Württemberg, Hannover, 
Baden, beide Hefien, Nakau und XV]. Curie) gegen 5 angenommen, 
welche letztere ji) der Stimmabgabe enthielten. Ferner wurde in 
derfelben Bunbestagsfigung vom 16. Juni ein heflensbarmftäbtijcher 
Antrag zum Beichluß erhoben, welcher den Ausihuß in Militär- 
Angelegenheiten beauftragte, „im Einvernehmen mit dem Senat der 
freien Stadt Frankfurt und mie der Milttärcommilfion alle nad) 
Befund nötig erfcheinenden Maßregeln zum Schuße der Bundes— 
berfammlung, insbeſondere buch Heranziehung der 
erforderliden Anzahl von Truppen der nädjtbes 
nahbarten Regierungen nah Frankfurt unverweilt anzuordnen.” 
an und Rlauhold, Die Kriſis des Jahres 1866, ©. 
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ahdem dann am 18. Junt aud) dad Königreid Han- 
nober und das Aurfürftentum Heſſen diefelbe Anzeige wie 
Sachſen am 16. Juni erftattet und die Bundeshülfe gegen die in ihre 
Gebiete eingebrochenen kgl. preußiſchen Truppen nachgeſucht hatten, 
beihloß die Bundesverfammlung, nicht bloß Defterreich und Bayern, 
londern „ſämt liche in der Bundesverſammlung vertretene Res 
gierungen zu erfuchen, alle militäriichen Maßregeln mit gröfter Be⸗ 
ſchleumgung zu treffen, um den durch da gewalttätige Vorgehen 
Preußen bedrängten, gegen Recht und Geſetz des Bunbes 
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mit Krieg überzogenen bundesireuen Regierungen 
die tuenlichſte Unterftügung und Hülfe zu gewähren”, — ein Beſchl 
‚der mit 11 Stimmen Mehrheit gefaßt wurde, indem ihm dießmal, 
‚außer den früher genannten 10 Stimmen, auch noch diejenige dr 
großherzogl. und herzogl. ſächſiſchen Häufer beitrat Vgl. Denkſchrift 
Sr. Kgl. Hoheit des Kurfürften zc., ©. 45 und 9. Schulthefß, 
Europ. Geſchichtskalender Jahrg. 1866, ©. 108). | 

Auf Grund diefer Beichlüße de Deutichen Bundes Haben dag 
7. (bayeriſche) und 8. Bundesarmeecorps ihre kriegeriſchen Ope⸗ 
rafionen vollzogen d. h. zur „Aufrechterhaltung des Beſitzſtandes“ 
‚der bon (a bereit3$ mit Krieg überzogenen Bundesgebiete, 
Nur in diefem Sinne ift auch die Bejegung der hohenzollers 
ſchen Lande durch fgl. württembergiiche Truppen erfolgt. Sie 
‚wurde, wie die von dem Grafen Leutrum als „Bundescommilfar” 
unterzeichnete Broclamation, dd. Sigmaringen, 26. Juni, ausdrückli 
bejagt, vollzogen auf Grund des Bundestagsbeichlußes vom 25. Jun 
deſſen Inhalt die genannte Proclamation dahin angibt, „die hohen 
zollerſchen Fürftentümer jofort mit Bundestruppen bejegen zu Taken 
und die kgl. württembergijche Regierung zu beauftragen, diejen Be 
Schluß zu vollziehen, auch die Berwaltung dieſer Fürftentiimer im 
Namen de Sundern gu übernehmen“ ar t und Klauholda. a. O. 
S. 14T). Dieje Maßregel war alſo eine Repeeiialie des Bundes 
‚gegen die preußiſchen Occupationen feiner nördlichen Gebiete, zu 
‚denen feit dem 21. Juni auch noch das Herzogtum Sacjien-Meis 
ningen hinzugefommen war. 

Aus dem Gefagten ergibt fi, daß auch nah dem 15. Juni 
eine Kriegserflärung bes Bundes oder bundestreuer Staten gegen 
geruben nirgend® erfolgt, Jondern der von dieſer Seite geführte 

eg lediglich) ein Verteidigungsftrieg geweſen tft.) 








Zweites Kapitel, 
Der Krieg der Preußen und Bannoveraner. 





1. Königlich preußziſche Cabinetöorder an den General 
Vogel von Faldenftein, Commandeur des VI. Armeecorps 


zu Münfter, dd. Berlin, 13. Juni. 
(Er. vou ber Wengen, Geihichte ber Kriegsereigniſſe zwiſchen Prenßen unb 
Sannover 1866, Gotha 1886, ©. 28288.) 


Sollte das Verhalten Hannovers bei der morgenden Ab⸗ 
Stimmung am Bundestage über ben öfterreichlichen Antrag Mid) zur 
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Krlegderflärung gegen eriigenannte® Königreich veranlaßen, fg 
werden Sie Meinen Befehl zum Einrücken in daſſelbe auf teles 
graphiihen Wege erhalten. Ich lege in diejem Falle die weiteren 
Operationen vertrauensvoll in Ihre Hand. Für diejelben fteht zu 
Ihrer Verfügung die 13. Divifion, welche Ste den Umftänden 
gemäß und nad) eigenem Befinden durch disponible Landwehrtruppen 
aus dem Bereiche Ihres General-Commandos verftärken können. 

Ferner] fteht am 15. bei Altona eine Divifion von etwa 
11,000 Mann aller Waffen unter dem General von Manteuffel 
bereit, um mit Ihnen zu cooperieren, und tft der genannte General 
angewiefen, Ihre Befehle dariiber entgegenzunehmen. 

Die Nachrichten über den Stand der hannoverfchen Armee er» 
geben, daß dieſelbe noch nicht in voller Kriegsſtärke und nicht völlig 
vorbereitet ift, ſich auf höchſtens 15,000 Mann aller Waffen be⸗ 
läuft!) und ſich teils bei Stade und Liineburg, teild bei Hannover, 
Burgdorf und Celle verfanmelt. 

"Außerdem jcheint aber auch die etwa 4—5000 Dann ftarfe 
öfterreichtiche Brigade Kalik bei Harburg verblieben zu fein. Es 
muß Ihnen liberlaßen bleiben, genauere Nachrichten über diefe Ver⸗ 
hältntffe einzuziehen. 

Bei den von Ihnen zu unternehmenden Operationen wird es 
weniger auf Beſetzung gewiſſer Punkte, als vielmehr barauf ans 
fommen, bie hannoverſchen Truppen durch Entwaffnung ober durch 
Angriff auf diefelben außer Wirkſamkeit zu Teen. 

Sollte Ihnen bei Beginn ber Operationen iiber eine Kriegs⸗ 
erflärung zwiichen Preußen und Defterreich noch nichts bekannt fein, 
10 haben Sie den etwa: im Königreich Hannover verbliebenen com⸗ 
mandierenden öſterreichiſchen Officer von dem Kriegsfall zwiſchen 
Preußen und Hamover amtlich in Kenntnis zu ſetzen, damit er in 
der Lage iſt, ſich mit feinen Truppen dem tatfächlichen Conflict 
entziehen zu können. Sollte derſelbe demungeachtet in Verbindung 
mit den hannoverſchen Truppen ſich an deren Operationen gegen Sie 
beteiligen, fo haben Sie auch ihn ala Feind zu behandeln. 

Ste haben eintretenden Falls bei ihren Operationen den Ger 
ſichtspunkt feitzubalten, daß durch ein fchnelles Agieren Ihre 


1) gtriegsmäßig mußte fie, nah v. d. Wengen, 26,000 Mann 
ſtark fein. 


13 
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Truppen Sobald als möglich für.!Operationen auf einem anderen 
Kriegsſchauplatz verwendbar werden. 
Berlin, den 13. Juni 1866, 
(ge3.) Wilhelm. 


An den General der Infanterie von. Faldenitein. 


[An demfelben 13. Juni, an welchem der König dem General 
Vogel von Faldenftein durch vorftehende Order anzeigte, daß ihm 
zum Zwecke des Ueb 3 Hannover das Meanteuffelihe Corps 
gu en ftehe, ließ er feine Regierung bei der hannoverſchen 
n bundesfreundlicher Weile auf Grund ber beitehenden Etappencon- 
ventton die bundesfreundlihe Erlaubnis nachjuchen zum Durchmarſch 
dieſes Corps durd das Königreich Hannover von Harburg nad) Minden. 
Die hannoverſche Regterung willfahrte dieſem Erfuchen (v. d. Wengen, 
a a. O. ©. 208). In Folge diejer ihrer Arglofigfeit ſah bie 
hannoverſche Regierung am 15. Juni, dem zage der preußifchen 
Kriegserflärung an Hannover, bereitö preußiiche Truppen auf ihrem 
Gebiete ftehen.] 


2. Preußiſche Sommation vom 15. Juni, 
(Kegidi mb KlanHolb, Die Kriſis bes Jahres 1886, ©, 110-111.) 


Hannover, 15. Juni 1866. 

Der in der Sitzung des Bundestages vom 11. d. M. geitellte 
Antrag anf Mobilmachung eines Yundesheeres gegen Preußen in 
Verbindung mit der Haltung, welche eine Anzahl von Bundes⸗ 
regterungen in Anlehnung an die bundeswidrigen und drohenden 
Rüſtungen Oefterreih8 gegen uns angenommen, hat den Bruch des 
bisherigen Bundesverhältniſſes herbeigeführt. 

Dieſe Vorgänge legen St. Majeſtät dem Könige, des Unter⸗ 
zeichneten Allergnädigſtem Herrn, die Pflicht auf, die zum Schutze 
Preußens gegen den beabſichtigten Angriff geeigneten und durch das 
Bedürfnis der Selbſterhaltung gebotenen Mittel zur Anwendung zu 
bringen. Ä 

Die geographiiche Lage des Königreichs Hannover macht daſſelbe 
zu einem wichtigen Moment in dem Syftem diefer Verteidigung. 
Die koöniglich hannoverſche Regierung wird es daher gerechtfertigt 
finden, wenn in der Spannung der gegenwärtigen Situation Deutſch⸗ 
lands, welche durch den bundeswidrigen Antrag Oeſterreichs vom 
11. d. M. gekennzeichnet wird, Preußen von ihr beſtimmte Er⸗ 
klärungen und Bürgſchaften über die zukünftige gegenſeitige Stellung 
zu erbitten fi) genötigt fieht. 
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Diefe Bürgichaften können, der Lage der Dinge nach und dem 
Verhalten Hannovers fett der Mitteilung des Herrn bon Stod- 
haufen vom 14. v. M., nur in dem Abſchluße eines Bündniſſes 
zwiſchen Preußen und Hannover auf folgende Bedingungen gefunden 
werden, daß 1) die Königlich hannoverſchen Truppen fofort auf den 
Friedensſtand vom 1. Merz db. 3. zurüdgeführt werden; 2) Han⸗ 
nover der Berufung des deutichen Parlaments zuſtimmt und die 
Wahlen dazu ausfchreibt, jobald es von Preußen gefchieht; 3) Preußen 
dem Könige von Hannover jein Gebiet und feine Souveränetäts- 
rechte nach Maßgabe der Reformvorſchläge vom 14. c. gewährleiſtet. 

Der Interzeichnete ift beauftragt worden, eine Erklärung da⸗ 
rüber nachzufuchen, ob Se. Mafeftät der König von Hannover 
Willens iſt, das erwähnte Bündnis zu fchließen. 

Im Falle der Zuftimmung Sr. Majeftät des Königs von 
Hannover tft der Unterzeichnete ermächtigt, im Namen Sr. Majeftät 
des Königs, feines Allergnädigiten Herrn, die Zuficherung zu er- 
teilen, daß Allerhöchſtderſelbe das Königreih Hannover verteidigen 
md die Rechte und Intereffen feines nunmehrigen Bundesgenoßen 
mit feinen eigenen wahrnehmen werde. 

Sollte wider Erwarten eine ablehneude oder ausimeichende 
Antivort erfolgen, jo würde Se. Majeftät der König Sich zu 
Seinem lebhaften Bedauern in die Notwendigkeit verfegt finden, das 
‚ Königreich als! im Kriegszuſtande gegen Preußen befindlich zu 
betrachten und demgemäß in feinen Beziehungen zu demſelben nur 
noch die Rückſichten auf ben Schuß des eigenen Landes und Das 
milttärtiche Erfordernis maßgebend fein zu laßen. 

Indem der. Unterzeichnete noch zu bemerken fich beehrt, daß er 
eine Antwort im Laufe des Tages zu erhitten angewieſen ift, benutzt 
er auch diefen Anlaß, um Sr. Ereellenz den Ausdruck feiner aus⸗ 
gezeichneten Hochachtung ergebenft Darzubringen. 
Prinz zu Yienburg. 
An die koöniglich hannoverſche Regierung. 


3. Antrag Des "Abgeordneten v. Bennigfen in der Sitzung 
der zweiten Kammer vom 15. Juni: 
(GeSchultheſs, Europ. Geſchichtskalender 1866, ©. 92- 98.) 

Den ſchleunigſten Erlaß einer Adreſſe an Se. Majeſtät den 


König zu beſchließen, in welcher in Betracht, daß auf ben Antrag 
18* 
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der öſterreichiſchen Regierung ein durch die Bundespflichten nicht 
gebotener Bundesbeſchluß auf Mobilifterung der ganzen Bunde» 
armee mit alleinigem Ausſchluß der preußiichen Bundescorps ge 
faßt tit, und daß die königlich hannoverſche Regierung im Weſent⸗ 
lichen .für diefen Antrag geitimmt hat, dieß alles aber geeignet ift, 
ganz Deutjchland in den Bürgerkrieg zu ftürzen und namentlich auch 
auf unjer Land die Laſt eines furchtbaren Krieges zu wälzen, ja 
jeine Sicherheit und Unabhängigkeit auf dag Meußerfte zu gefährden, 
das dringende Erjuchen gejtellt werde: 1) diejenigen Natgeber der 
Krone, welche obigen verberblichen Schritt befiirwortet haben, un 
verzüglich zu entlaßen, 2) den oben erwähnten Bundesbeſchluß nicht 
zur Ausführung zu bringen, 3) jedes Heraustreten aus einer völligen 
Neutralität durch Parteinahme, fei es für Oefterreic) oder Preußen, 
ohne die dringendite Notwendigkeit zu vermeiden, 4) auf die ſchleunige 
Einberufung eines deutſchen Parlaments hinzuwirken. 


[Am 16. Juni, nachdem Die Entſcheidung gefallen war, 
* ae biefen. Antrag wieder zurüd. Schultheſ Bau. ° 





4. Antwortsnote der königlich haunvverſchen Regierung 
auf Die preußiſche Sommation vom 15. Juni. 
(Uegibi nnd Slaubolb a. a. O. ©. 112—118.) 

Der Unterzeichnete hat die Ehre gehabt, die Note — 
Durchlaucht des Prinzen zu Mienburg vom heutigen Tage zu em⸗ 
pfangen und deren Inhalt Sr. Mafeftät dem Könige, Seinen 
Allergnädigften Herrn, zur Kenntnis zu bringen. 

Der in der Sigung des Bundestages vom 11. d. M. geftellte 
Antrag iſt — wie der Unterzeichnete zunächft zu bemerken fich be 
ehrt — in der Sigung vom 14. d. M. mit ſolchen Modificationen 
angenommen, daß in dem gefaßten Beſchluß eine Feindſeligkeit gegen 
Preußen nicht gefunden werden Tann. 

Die königlich hannoyerſche Regierung insbeſondere hat in ihrer 
Abſtimmung und in deren Begründung, welche der königlich preußi⸗ 
ſchen Regierung vollkommen belannt find, auf das Sorgfältigite 
der bundesmäßigen Standpunkt ftrengfter Barteilofigteit feftgehalten. 
Sie hat gegen die Mobilifierung der drei kaiſerlich Bfterreichtichen 
Armeecorpd gejtimmt, um dem Bunde feine vollfommen objective 
Stellung zwiſchen den beiden ftreitenden Mächten zu wahren; fie 
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hat ferner demjenigen Teile des Antrages nicht zugeftimmt, welcher 
anf die den Beitimmungen über den Bundeskrieg entnommenen 
Maßregeln abzielte, und hat endlich die Vermittelung ala den Ends» 
zwed aller Beſchlüße der Bundesverſammlung ausdrücklich feſtgeſtellt. 

Sie hat aber freilich auf der andern Seite die vor den Augen 
ber Welt offen daltegende Tatfache nicht verkennen fünnen, daß die 
innere Ruhe und Sicherheit des Bundes bedroht fel, und Hat ſich 
ebenjo wenig der bundesmäßigen Pflicht entziehen Fünnen, den zum 
Schuge dieſer Ruhe und Sicherheit erforderlichen Beſchlüßen zus 
zuftimmen. 

Wenn die königlich hannoverſche Regierung hiernach ſich bewußt 
ft, nad genauefter Erwägung und gewißenhaftefter Prüfung der 
tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ihren Pflichten ala Mitglied 
des Deutjchen Bundes gemäß gehandelt zu haben, werm fie zugleich 
die Anerkennung glaubt beanſpruchen zu können, die Wahrung des 
Bundesrecht mit der bundezfreundlichiten Rüdficht gegen die fünig- 
lich preußiſche Regierung vereinigt zu haben, fo Hat der Unter— 
zeichnete um jo mehr überrafcht fein müßen durch die Bedingungen 
des Vertrages, welche Se. Durchlaucht der Prinz Yenburg ihm 
mitgeteilt hat, und über welche derjelbe die Erklärung der Königlichen 
Regierung verlangt. 

Die erfte Bedingung geht dahin, daß die königlich hannover 
hen Truppen fofort auf den Friedenzftand vom 1. Merz d. 5. 
zurüdgeführt werden. 

Der Unterzeichnete kann in Betreff dieſes Punktes nur erklären, 
daß die königliche Armee ſich durchaus nicht im Kriegszuſtand bes 
findet. Site hat nur die jedes Jahr üblichen Erercitien in dieſem 
Sahre früher als ſonſt vorgenommen, und der Unterzeichnete kann nicht 
glauben, daß in diefer einfachen Maßregel, bei welcher weder Pferde: 
anfäufe noch fonft irgendwelche Acte der Mobilifierung vorgenommen 
find, eine Feindfeligkeit gegen Preußen erblidt werden könne. 

Die königlich preußiſche Regierung tihrerfeit3 aber wird gewis 
nicht verkennen, daß die Zurüdnahme einer an fi) bedeutungslofen 
Maßregel unter den gegenwärtigen Verhältniffen ein ſchwerer Schlag 
für die Ehre der hannoverſchen Armee fein wilrbe, und daß Se. Majeftät, 
des Unterzeichneten Allergnädigfter Herr, einer ſolchen Zumutung ſich 
niemal® unterwerfen fan. | 

Die zweite Bedingung verlangt, daß Hannover der Berufung 
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des deutſchen Parlaments zuftimme und die Wahlen dazu ausfchreibe; 
Tobald es von Preußen gejchieht. 

Der Unterzeichnete beehrt fich, in Betreff dieſes Punktes darauf 
hinzuweiſen, daß die Vorſchläge zur Berufung eines deutichen Parla- 


ments der Bundesverfammlung zur Beihlußfaßung vorliegen, und 


daß die königlich Hannoverfche Regierung, eingedent ihrer Bundes⸗ 
yflicht, eine vom Bunde abgejonderte Behandlung diefer für die ganze 
deutiche Nation jo hochwichtigen und folgenſchweren Angelegenheit 
nicht für zuläßig erachten Tann. 

Wenn drittens Preußen dagegen Seiner Majeftät dem Könige 
von Hannover Sein Gebiet und Seine Souperänetätsrechte nach Maß- 


gabe der Reformoorichläge vom 14. d. M. gewährleiſten will, fo 


kann der Unterzeichnete in der Tat in den erwähnten Reform⸗ 
vorſchlägen eine Garantie für die Souveränetätßrechte des Königs, 
Seined Allergnädigiten Herrn, nicht erbliden. 

Die Reformvorſchläge vom 14. d. M. greifen jo tief und fo 
wejertlich gerade in die Souveränetätsrechte ein, daß fie einen einer 
Mediatifterung gleichen Erfolg bejorgen laßen. | 

Wenn hiernach der Unterzeichnete fi in der Lage erklären muß, 
die von Seiner Durchlaucht dem Prinzen zu Yfenburg Namen? der 
föniglich preußijchen Regierung ihm mitgeteilten Vertragsbedingungen 
abzulehnen, jo kann er dabei nur auf das Entjchiedenfte wiederholen, 
daß die königlich hannoverſche Regierung fih bewußt ift, auf dem 
Boden des unanfechtbaren völferrechtlic) garantierten Bundesrechts 
zu ftehen, und daß das Feſthalten an diefem Rechte nach ihrer 
Anjicht der königlich preußiichen Regierung feine Veranlaßung bieten 
fönne, dad Königreich Hannover als im Kriegszuftand mit Preußen 
befindlich zu betrachten. 

Die königlich hannoverſche Regierung hält unabänderlih daran 
felt, daß das Bundesrecht den Krieg zwiſchen Bundesgliedern vers 
biete, und fie wird daher feine Friegerifche Maßregel gegen die ihr 
verbündete königlich preußtiche Regierung vornehmen, folange ihre 
Grenzen nicht angegriffen werden. 

Zu einem foldhen Angriff aber kann die königlich hannoverſche 
Regierung auch bei der gegenwärtigen Spannung der Verhältniffe 
in Deutfchland weder einen Rechtsgrund, noch ſelbſt eine politifche 
Veranlagung finden, und mag aud) jebt der Hoffnung nicht entfagen, 
ihre bundesfreundliche Gefinnung und deren ſtets erfolgte Betätigung 


199 


von ber Töniglich preußilchen Regierung anerkannt und das bisherige, 
für beide Regierungen wertvolle nachbarliche Verhältnis erhalten zu. 


Indem der Unterzeichnete Seine Durchlaucht den Prinzen zu 
Aenburg erfucht, die vorftehenden Erklärungen zur Kenntnis Seiner 
Allerhöchſten Negierung zu bringen, benutzt, er mit Vergnügen ac. 

Hannover, den 15. Juni 1866. 

PBlaten-Hallermund. 

[Der König Georg V. verließ nod in derfelben Nacht, 16. Junt 
früh 4 Uhr, mit dem Kronprinzen feine Refidenzftadt Hannover, in 
die er nicht wieder zurildgefehrt tt, um in Göttingen feine Armee 
U Ionmeln und mit derjelben von da aus den Marih nah Süd⸗ 

tſchland anzutreten, der nad dem glänzenden Siege ‚bei Langen 
ſalza fo verhängnispoll endigen follte. Kurz vor feiner Abreiſe hatte 
er einer im Schloß Herrenhaufen von ihm empfangenen Deputation 
des Magiftrats und der VBürgervorfteher ber Refidenz, welche ihn 
um Erhaltung des Friedens durd) Veritändigung mit Preußen baten, 
erklärt, daß er „ala Chrift, als Monarch und al? Welfe 
niht anders handeln könne und die Königin zurüdlaße, 
um alles, was auch kommen möge, mit der Bürgerihaft zu teilen.” 
Oskar Meding, Memoiren zur Zeitgeihichte 11, S. 125).] 


5. Zeugnis des kgl. hannoverſchen Stat3minifterd a, D, 
bon Hodenberg wider Die Behauptung eine geheimen 
öſterreichiſchhannoverſchen Büudniſſes, dd. 13. Oct. 1893. 
(Der Eid ber Treue Ron einem lutheriſchen ChHriften, Leipzig 1894, &. 57—58). 

Am jchlagenditen wird jene Behauptung von einem geheimen 
Bündnis mit Oefterreih durch den Minifterconjeil widerlegt, worin 
die Beantwortung des bekannten öfterreichiichen Antrages beim 
Qundestage beraten wurde in Gegenwart des Königs Georg V., 
der ſämtlichen Minifter, des Statsrats Zimmermann, des Generals, 
früheren Kriegsminiſters Iacobt, des hannoverjchen Gefandten am 
engliichen Hofe Graf Kielmannsegg. In dieſem Conſeil war es 
namentlich der Statsrat Zimmermann, der, indem er feine perſön⸗ 
lie Anfiht nicht verhehlte, daß nur ein völlige Eingehen auf 
Bismarcks Vorfchläge und Bündnis mit Preußen den hannoverfchen 
Tron und das Land vor der Vergewaltigung retten könne, auf das 
Nachdrücklichſte betonte, daß nur das ftrengfte Fefthalten am Bunde 
und das vorfichtigfte Beachten der Bundesverfaßung Preußen ver: 
hindern könne, unter irgend einem Vorwande über Hannover herzu- 
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fallen. Damit wurde jede andere Politik, namentlich ein Sonder⸗ 


biinbnis mit Oefterreih, ausgejchloßen und fand das Votum aufber 


öfterreichtfchen Antrag — ſowie Dafjelbe nachher vom bayertichen: 
Gejandten in Frankfurt als Antrag geftellt umd, nachdem Defterreich 
feinen Antrag zuriidgezogen, vom YBundestage angenommen wurde 
— einftimmige Zuftimmung des Deinifterconfeil. Wenn dabei einer 
der Minifter die Erwartung eines Sieges der dfterreichtichen Waffen 
und der Bundestruppen geltend machte, jo hatte Doch ſchon vorher 
der Kriegsminiſter a. D. General Jacobi die gegen einen Ueberfall 
Preußens von Oft und Weit nicht den mindeften Schu ober feften 
Perteidigungspunft bietenden geographifchen Verhältnifie des Landes 
betont (was, nachdem Preußen durch fein Ultimatum, Kriegserklärung 
und gleichzeitigen Ueberfall des Landes ohne jeglichen Vorwand die 
Verhandlungen abſchnitt, den König Georg zu dem rafchen Ents 


ſchluß bewog, jene Truppen im Göttingen zu jammeln und nad). 


bem Süden zu führen), und ſprach ich e8 offen aus, daß ich bie 


Bismard’ihe rüdfichtslofe Politit und die preußiiche Armee ber 
öfterreichiichen und ſüddeutſchen Statskunſt und Kriegskunſt über- 


legen anſähe und daher einen jchlimmen Ausgang des Krieges 
fürchten und vorausfehen müße, troßdem aber mich ohne alles Be 
denken dem Zimmermann'ſchen Votum anſchließen müße, indem für 
bie fernere Zukunft Hannover nur das Beifpiel der preußiſchen 
und franzöfifhen Occupation von 1806 und der feiten Haltung 
Georgs 111. und des hannoverſchen Volkes maßgebend fet. 


6. Die Wehrlofigfeit Haunovers und Kurhefſens. 
A. 


(Aus dem officielen preußiſchen Generalftabswert „Der Feldzug von 1866 in Deutfch- 
land“, Heft 1, ©. 50). 


Die ſpreußiſche] Kriegserklärung fand beide Länder [Hannover 
und Kurheſſen] in militäriiher Beziehung völlig unvor— 
bereitet. — — Für eine Mobilmahung war nidt3 
geihehen, und namentlich hatten feine Pferdeeinkäufe ftatı= 
gefunden, 

B. 


(Fr von der Wengen, Gefchichte der Kriegsereigniſſe zwiſchen Preußen und 
Hannover 1866, S. 164). 


Mie umvorbereitet Hannover gegen eine ſolche Cpventualität 
[Heberfall preußiſcher Truppen] war, ift uns aus dem Frühern be 
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fan. Während Preußen tm Monat Mat bereit3 gerüftet daftand,- 
foffte. die Mobilmachung der hannoverſchen Truppen erſt auf Grund 
bes Bundesaufgebotes erfolgen. 


7. Armeebefehl des in Hannover einrückenden königl. 
preußziſchen Generals Vogel von Falckenſtein 


| vom 16, Juni, 
(Fr. vonder Wengen, a. a. O. ©. 897 
Hannover, Sachſen, Kurheſſen, mit denen wir bis jebt in Friede 


und Freundichaft lebten, Haben auf Anfuchen Oeſterreichs beichloßen, 
eine Grecentiosarmee gegen Preußen ins Feld zu 
ſtellen. Es fit nicht unfere Sache, die Gründe baflir zu erforjchen, 
aber felbitverftändlich ift Dieferhalb Seiner Majeftät unſerm Aller- 
guädigften Könige nichts übrig geblieben, ala den übermütigen: 
Regierungen jener Kleinſtaten den Krieg zu erklären, 
was gefchehen. Heute rilden wir nun in Kurheſſen und Hannover 
als Feinde ein. Nichtöbeftomweniger wollen wir e8 und angelegen 
jein Iaßen, ben ruhigen Landes-Einwohnern gegenüber, denen dieſe 
Borgänge gar nicht lieb find, auch unfererjeit3 zu zeigen, tie 
wir es beklagen, zu einem brudermörderiſchen Kriege herausgefordert 
zu jein. 

Soldaten des meitfälifchen Corps! In diefem Sinne laßt 
und den beborftehenden Krieg durchkämpfen; wir wollen unjeren 
gegenwärtigen Feinden zeigen, daß eine mehr benn fünfzigjährige 
Freundſchaft in ung eine zu ſchöne Erinnerung zurückgelaßen bat, 
um und fofort zu rückſichtsloſen Feinden umftimmen zu können. 


8 Proelamation de3 Königs! an fein Volk, 
(Hegibi und Klauholb,ca. a O. S. 180). 

An Mein getrenes Volk! — Se Majeſtät der König‘ 
von Preußen hat Mir den Krieg erklärt. Das tft gefchehen, weil 
Ih ein Bündnis nicht eingehen wollte, welches die Unabhängigkeit 
Meiner Krone und die Selbftändigfeit Meines Königreichs an— 
taftete, die Ehre und das Necht Meiner Krone demütigte und Die 
Wolfahrt Meines getreuen Volks erheblich zu verlegen geeignet war. 
Eine jolche Erniedrigung war gegen Mein Recht und wider Meine 
Pflicht, und weil Ich fie zurückwies, brach der Feind in Mein Land. 
Ich verließ die augenblidlich gegen feindlichen Ueberfall nicht zu 
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ſchützende Nefidenz, die Königin und Meine Töchter die Pringejfinnen 
als teure Pfänder Meines Vertrauen zu Den getreuen Bewohnern 
Meiner Hauptſtadt dort zurücdlaßend, und begab Mich mit dem 
Kronprinzen, wohin Meine Pflicht Mich rief, zu Meiner treuen 
und auf Mein Geheiß im Süden Meines Königreich rafch fi 
ſammelnden Armee. Don hieraus richte Ich an Mein getreues Volt 
Meine Worte, bleibt getreu Eurem Könige auch unter dem Drude 
der Fremdherrſchaft, Harret aus in den Wechlelfällen der kommenden 
Zeiten, haltet feit wie Eure Väter, die für ihr Welfenhaus und für 
ihr Vaterland in nahen und fernen Landen kämpften und endlich 
-fiegten, und hoffet mit Mir, daß der allmächtige Gott die ewigen 
Gelete des Rechts und der Gerechtigkeit unwandelbar durchführt zu 
einem glorreichen Ende. Ich in der Mitte Meiner treu ergebenen, 
zu jedem Opfer bereiten Armee, vereinige mit dem SKronprinzen 
Meine Bitten für Euer Wol. Meine Zuverficht fteht zu Gott, Mein 
‚Bertrauen wurzelt in Eurer Treue, 
Göttingen, den 17. Juni 1866. 
Ä Georg Rex. 


9. Die Schlacht bei Langenfalza; Armeebefehl des Königs 
an Die Truppen. 
(Aed idi und KLlauhold, a. a. O. S. 186). 
An Meinen Generallieutenant v. Arentsſchildt, 
commandierenden General Meiner im Felde befind- 
lichen Truppen. 
Hauptquartier Vangenjalza, den 27. Juni 1866. 
Indem Ich Ihnen, Mein Generallieutenant von Arentsfchildt, 
‚Meine warme Anerkennung für die Führung Meiner Armee in der 
‚heutigen Schlacht, der Ich den Namen der Schladt von Langen» 
ſalza beilege, außfpreche, und dem Stabe, den Generalen, den Come 
mandeuren der einzelnen Abteilungen, ſowie überhaupt dem ganzen 
Officierscorpo Meiner Armee für das ſchöne Betjpiel, mit welchem 
fie in der Schlacht vorangegangen, Meinen innigen Dank bezeige, 
befehle Ich Ihnen, folgenden Erlaß an Meine Armee befannt zu 
machen: 
Hauptquartier Langensalza, den 27. Juni 1866. 
Ihr, Mein tapferes Kriegsheer, habt mit einer in der Gefchichte 
beiſpielloſen Begeijterung und mit einer nod) nie dageweſenen Willig- 








keit Euch auf Meinen Ruf und freiwillig in den fildlichen Provinzen 
Meines Königreichs, ja, felbft ala Ich bereit von Meinem Sohne, 
dem Sronprinzen, begleitet, an der Spike von Euch nad) dem ſüd⸗ 
lichen Deutfchland zog, noch auf dem Marſche um Eure Fahnen vers 
jammelt, um die heiligiten Nechte Deiner Krone und die Selb 
ftändigfett und Unabhängigkeit unſeres teuren Waterlandes zu bes 
wahren, und heute habt Ihr in Meiner und’ Meines teuren Sohnes 
und Tronfolger® Gegenwart, mit dem SHeldenmute Eurer Väter 
fümpfend, unter dem gnädigen Belftande des Allmächtigen fiir unſere 
gemeinfame geheiligte Sahe an dem Schlachttage zu Langenfalza 
einen glänzenden Steg erfochten. Die Namen der todesmutig ge⸗ 
fallenen Opfer werden in unjerer Geihichte in unauslöſchlichen Zügen 
prangen, und unfer göttlicher Helland wird ihnen dort oben den 
himmliſchen Lohn dafiir verleihen. Erheben wir vereinigt die Hände 
zu dem dreieinigen Gott, ihn für unferen Sieg zu loben und zu preiien, 
und empfanget Ihr treuen Krieger alle den nie erlöfchenden Dank 
Eures Königs, der mit feinem ganzen Haufe und Euch den Herrn, 
am Jeſu Chriſti willen, anfleht, unjerer Sache, welche die feinige, 
weil fie die Sache der Gerechtigkeit, feinen Segen zu verleihen. 
Georg V., Rex. 


10. Gapitulation der kgl. hannoverſchen Armee, 
(Fr. ponber Wengen, a a. O. ©. 1099-1100). 

Seine Majeſtät der König, mein Allergnädigiter Herr, hat zu 
der von dem General der Infanterie von Faldenftein und dem 
commandierenden General ber königlich hannoverſchen Armee, Generals 
Lieutenant von Arentsichtldt, heute Morgen geſchloßenen Gapitulation 
folgende Zuſätze und Erläuterungäbeitimmungen gegeben. 

Bor allem haben Se. Mafeität der König mir befohlen, Aller- 
höchſt feine Anerkennung der tapferen Haltung der königlich Hannovers 
Then Truppen auszuſprechen. 

Dann ftelle ich die nachitehenden Punkte auf: 

1. Se. Majeſtät der König von Hannover können mit Seiner- 
Königlichen Hphett dem Kronprinzen und einem durch Se. Königlich 
hannoverſche Mafeftät auszumählenden Gefolge Allerhöchitifren Auf- 
enthalt nad) freier Wahl aukerhalb des Königreichs Hannover nehmen. 
Sr. Majeftät Privatvermögen bleibt zu Allerhöchitdeifen Verfiigung. 

2. Die Herrn Offictere und Beamten der königlich hannover⸗ 
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Ichen Armee verjprehen auf Chrenmwort, nicht gegen Preußen zu 
dienen, behalten Waffen, Gepäd und Pferde, ſowie demnächft Gehalt 
und Competenzen (Gefamtbezlige) und treten der königlich preußiſchen 
Adminiftration des Königreichs Hannover gegenüber in dieſelben 
Nechte und Anfprüche, welche ihnen bisher der Aue hannover⸗ 
ſchen Regierung gegenüber zuſtanden. 

3. Unterofficiere und Soldaten der königlich ———— 
Armee liefern Waffen, Pferde und Munition an die von Seiner 
Majeſtät dem Könige von Hannover zu bezeichnenden Officiere und 
Beamten ab und begeben fich in den von Preußen zu beftimmenden 
Echelons mittelſt Eifenbahn in ihre Heimat mit dem —— 
gegen Preußen nicht zu dienen. 

4. Waffen, Pferde und ſonſtiges Kriegsmaterial der königlich 
hannoverſchen Armee werden von beſagten Officieren und Beamten 
an preußiſche Commiſſäre übergeben. 

5. Auf ſpeciellen Wunſch Sr. Excellenz des Herrn comman⸗ 
dierenden Generals von Arentsſchildt wird auch die Beibehaltung des 
Gehaltes der Unterofficiere der königlich hannover'ſchen Armee ſpeciell 
zugeſagt. 

Langenſalza, den 29. Juni 1866. 

(gez.) v. Arentsſchildt, (gez.) Frhr. v. Manteuffel, 

Generallieutenant, command. Gouverneur in den Elbherzogtümern, 

General der hHannov. Arme. Generallieutenant u. General⸗Adjutant 
Sr. Maj. d. Königs von Preußen. 








11. Proclamation des Königd von Hannover an feine 
Armee vom 28. Juni 1866, 
(Fr. vonder Wengen,a. a. O. ©. 1083-83). 

Nachdem am geftrigen Tage, den 27. Juni, Meine ruhmreiche 
Armee ein neues unverwelkliches Reis in den Lorbeerkranz geflochten, 
welcher ihre Fahnen ſchmückt, Hat Mir der commandierende General 
Generallieutenant don Arentsfchildt, und mit ihm die füntlichen 
Brigadierd auf ihre militärifche Ehre und ihr Gewißen erflärt, daß 
Meine ſämtlichen Truppen wegen der gehabten Anftrengungen und 
wegen ber verjchoßenen Munition nicht mehr fampffähig feten, ja, 
daß biefelben wegen der Erſchöpfung ihrer Kräfte nicht im Stande 
ſeien, zu marſchieren. 

Zu gleicher Zeit haben der Generallieutenant von Arentsſchldt | 
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und ſämtliche Brigadiers Mir erklärt, daß es unmöglich ſei, Lebens⸗ 
mittel für die Truppen auf länger als einen Tag herbeizuſchaffen. 

Da nun heute der commandierende General, General-Bieutenant 
non Arentzfchildt, ferner die Anzeige gemacht, er habe fich überzeugt, 
daß von allen Seiten fehr bedeutende und Meiner Armee bei weiten 
überlegene Truppenmaſſen heranritdten, jo habe Ich in landesväter⸗ 
Sicher Sorge für Meine in der Armee die Waffen tragenden Landes 
finder es nicht verantworten zu können geglaubt, das Blut Meiner 
treuen und tapferen Soldaten in einem Kampf vergießeu zu laßen, 
der nach der auf Ehre und Gewißen erklärten Ueberzeugung Meiner 
Generäle im gegenwärtigen Augenblide ein völlig erfolglofer fein 
wüßte, 

Ich habe deshalb den General-Lieutenant von Arentsſchildt be: 
auftragt, eine militäriihe Gapitulation abzufjchließen, indem eine 
überwältigende Uebermacht ſich gegeniiber befindet. 

Schwere Tage Hat die unerforjchliche Zulaßung Gottes wie 
ider Mich, Mein Haus und Mein Küönigreih, fo auch über Meine 
Armee verhängt, die Gerechtigkeit des Allmächtigen bleibt Unſere 
Hoffnung, und mit Stolz kann jeder Meiner Krieger auf die Tage 
des Unglücks zurückblicken, denn um ſo heller ftrahlt in ihnen die 
Ehre und der Ruhm der hannoverſchen Waffen. Ih Habe mit 
Meinem teuren Sohne, dem Kronprinzen, bis zum letzten Augenblide 
203 Loß Meiner Armee geteilt und werde es ſſtets bezeugen und 
ihr nie vergeßen, daß ſie des Ruhmes der Vergangenheit ſich auch 
in der Gegenwart wert gezeigt hat. 

Die Zukunft befehle ich voll gläubiger Zuverfiht in die Hand 
des allmächtigen und gerechten Gottes. 

Langenſalza, den 28. Suni 1866. 

Georg V., Rex. 


12, Armeebefehl des kgl. preufifchen General! Vogel 
von Faldenftein vom 29. Juni 1866. 
(Br vonder Bengen, a aD. ©. 1100-1101). 

Soldaten der MWeft-Armeel Heute find es dreizehn Tage, daß 
der Krieg begonnen. In diefer Zeit habt Ihr ein Königreich und 
An Rurfürftentum in unfere Gewalt gebracht, und die ganze könig⸗ 
lich Hannoverfche Armee hat ſich uns ergeben. Das habe ich Eueren 
Anftrengungen zu verdanken, welche durch die notwendigen Gil 
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mörjche veranlaßt worden find; Damm aber auch dem Gefechte von 
Langenſalza, in welchem ein Heine Detachement von ung die ganze 
mehr als doppelt jo jtarke hannoverſche Armee angriff. Hier wütete 
daB Zündnadelgewehr firdterlih in den Reihen unferer Gegner. 
100 Offictere und 1000 Dann fielen durch daſſelbe. Er lernte es 
fennen, daß nunmehr ein Kampf gegen einen größeren Truppens 
Förper jeine Vernichtung herbeiführen müße. 36 Stunden nad dem 
Gefechte von Langenfalza legten auf derjelben Stelle 20,000 Braun 
ihre Waffen nieder, und hiermit bat die hannoverſche Armee aufs 
gehört zu fein. 

Soldaten! Ihr habt mir Die Berechtigung zu weiteren ſchönen 
Erwartungen gegeben, nehme ein jeder Einzelne der Weſt⸗Armee 
meine Anerkennung entgegen. 

Hauptquartier Groß-Behringen, den 29. Juni 1866. 

Der commandierende General 
(gez.) von Faldenftein. 


Drittes Kapitel. 
Der preußifche Angriff auf das Königreih Sachſen. 





1. Der kgl. ſächfiſche Minifter de3 Auswärtigen au den 
Igl. preufifchen Gefandten in Dresden; Ablehnung der 
preufifchen Sommation vom 15. Juni.i) 

(Megtbi und RlauhoLd, Die Krifis des Jahres 1866, ©. 118), 

Der Unterzeichnete hat die Note, welche unter Heutigem an ihn 
zu richten, dem Königlich preußiſchen außerordentlichen Gelandien und 
bevollmächtigten Mintfter Herrn von der SchulenburgsBriemern ge 
fällig war, zu empfangen bie Ehre gehabt und nicht gefäumt, ſolche 


1) Diefe an Sachſen gerichtete Sommatton ift mutatis mutandis gleidh« 
lautend mit den gleichzeitig in Hannover und Kaſſel übergebenen. Wir 
verweilen deshalb auf die im 2. Kapitel dieſes Abſchnittes unter 2 mit 
geteilte hannoverſche Ausfertigung derſelben. 
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Sr. Majeftt dem Könige, feinem Allergnädigften Herrn, zu unters 
breiten. In Folge deffen tft derſelbe beauftragt, nachjtehende er⸗ 
gebenſte Erwiderung zu erteilen. 

Die Löniglich ſächſiſche Regierung kann die Auffaßung, welche 
in der geehrten Note dem geftrigen Bundesbeſchluße gegeben wird,- 
nur aufrichtig bedauern, fie vermag aber die Anficht keineswegs zu 
teilen, daß das Bundesverhältnis damit gelöft werde. Die Grunds 
geiete des Bundes fchließen bekanntlich die Auflösbarkeit deſſelben 
aus. Der Bund dagegen handelt unbeitritten innerhalb feiner Com⸗ 
petenz, wenn er die vollitändige oder teilweiſe Mobilmachung des 
Bundesheeres beichließt, und da hierauf bezügliche Beichlüiße grund 
gejetlich nicht an Einftimmigteit gebunden find, jo tft ein dießfallſiger 
Majoritätzbeichluß ein verfaßungsmäßig gültiger. 

Die königlich ſächſtſche Regierung würde demnach) dem unter 1 
an diefelbe gejtellten Antrage nicht Folge geben können, ohne ihrer‘ 
Bundespflicht vollkommen untreu zu werden. 

Was den Antrag unter 2 betrifft, jo tft die ſächſiſche Regierung 
gemeint, auf die baldige Einberufung des deutichen Parlaments mit 
allem Nachdruck hinzuwirken; ſie wird aber folches, den Anträgen 
ihrer Kammern gemäß, in der Weile tun, daß ein Parlament für 
ganz Deutichland gewählt werde, und fie geht davon aus, daß Die 
Ausichreibung der Wahlen nicht von einer einzelnen Regierung zu 
erfolgen habe. 

Sollte unter diefen Umftänden die Regierung Seiner Majeſtät 
des Königs von Preußen in der Ablehnung des vorgeichlagenen 
Bündniſſes wirklich einen Grund erfennen, dad Königreich Sadjen 
im Kriegszuſtande gegen Preußen befindlich zu betrachten und dieſem 
Verhältniffe entiprechend zu handeln, jo bliebe der königlichen Re⸗ 
gierung nichts übrig, als gegen ein folches Vorgehen mit Bezug- 
nahme auf die Grundgefege des Bundes laut und entichieden zu 
proteftieren und die Abwehr des Bundes anzurufen. 

Indem der Unterzeichnete den Herrn Geſandten erſucht, vor⸗ 
ſtehende Erwiderung zur Kenntnis ſeiner höchſten Regierung bringen 
zu wollen, benutzt er auch dieſen Anlaß ꝛc. ꝛc. 


Dresden, den 15. Juni 1866. 
dv. Beuft. 
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2. Proelamation des Königd beim Auszuge Der Armee 
nach Böhmen, dd. Dresden, 16, Juni 1866. 
(8. Schulth eſs, Europäifher Geſchichtskalender 1866, &. 99). 
An Meine treuen Sachſen! Ein ungerechtfertigter Angriff 
nötigt Mich, Die Waffen zu ergreifen! Sachen! Weil wir treu 
zur Sache des Rechtes eines Bruderſtammes ſtanden, weil wir feſt⸗ 
hielten an dem Band, welches das große deutſche Vaterland um⸗ 
ſchlingt, weil wir bundeswidrigen Forderungen uns nicht fügten, 
werden wir feindlich behandelt. Wie ſchmerzlich auch die Opfer ſein 
mögen, die das Schickſal uns auflegen wird, laßt uns mutig zum 
Kampfe gehen für die Heilige Sache! Zwar find wir gering an 
Zahl, aber Gott ift in den Schwachen mächtig, die auf ihn trauen, 
und der Beiftand des ganzen bundestreuen Deutſchlands wird uns 
nicht ausbleiben. Bin Ich auch für den Augenblid genötigt, der 
Webermadht zu weichen und Mi von Euch zu trennen, jo bleibe 
IH doch in der Mitte Meines tapfern Heeres, wo Ih Mich Immer 
noch in Sachen fühlen werde, und hoffe, wenn der Himmel unfere 
Waffen fegnet, bald zu Euch zurüdgufehren. Felt vertraue Ich auf 
‚Eure Treue und Liebe. Wie wir in guten Stunden zuſammen⸗ 
‚gehalten, jo werden wir auch in den Stunden der Prüfung zus 
Jammenftehen; vertrauet auch Ihr auf Mich, deren Wol das Ziel 
Meines Streben? war und bleibt. Mit Gott für das Recht! 
Das fet unſer Wahlſpruch. Johann. 
ID er König trat an demielben Tage mit ber Armee den Zug 
nad Böhmen an, wo fich diefelbe mit bem öſterreichiſchen roeg ber: 
zinigte. In Dresden ließ er eine aus ben Miniſtern v. Frieſen, 
von Falckenſtein, Schneider und dem General v. Engel beſtehende 
Ranbezregierungs-Commiffion zurück. Schultheſs a. a. O. S. 9] 


B. Einmarſch der Preufzen in das Königreich Sachfen, 
13. Juni. 
(8. Schulthefs, Europaiſcher Gefchichtätalenber 1000 6. 100). 

1. Broclamation des Prinzen Friedrich Rarl: 

„S. Majeftät der König bon Preußen, mein allergnädigfter Herr, 
Hat fih geswungen gefehen, dem Könige von Sachſen ben Krieg 
zu erflären, und ich habe auf Grund deſſen jchon Heute einen Teil 
der von mir commandierten Truppen die Grenze ber Lauſitz über 
Ichreiten laßen. Wir führen nicht den Krieg gegen das Land und 
Die Bewohner von Sachen, fondern gegen die Regierung, welde 
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uns benjelden ohne allen Grund duch ihre Feindfeligkeit aufs 
gedrungen bat. Meine Truppen werden überall da Privateigentum. 
gewißenhaft ſchonen und jeden ruhigen Landesbewohner jchilgen. 
Bewohner der Laufig! Kommt und daher mit Vertrauen entgegen 
und ſeid überzeugt, daß meine Soldaten dur Wolwollen und ſtrenge 
Manneszucht dem Lande die Laften des Kriegs möglichit erleichtern 
werden — Laften, bie nicht ganz zu vermeiden find, da es erforder 
li) fein wird, Requifitionen eintreten zu laßen, die indes ordnungs⸗ 
mäßig ausgeſ rteben und nur gegen Empfangsbeſcheinigung erhoben 
werden follen.” 
2. Broclamation des General? Herwarth v. Bittenfelb: 
„Sachſen! Ich rücke in Euer Land ein; nicht aber als Euer Feind, 
denn ic) weiß, daß Eure Sympathien nicht zufammen fallen mit den 
Deitrebungen Eurer Regierung. Sie tft es gewejen, 
dienihteher geruht hat, als bi8 aus dem Bündnis— 
von Defterreih und Preußen die Feindſchaft bei- 
der entftanden; fie allein ift die Veranlaßung, dab Euer 
ſchönes Land zunächſt der Schauplag bes Krieges werden wirb.- 
Aber meine Truppen werden Euch in demfelben Maße als Freunde, 
gleichwie Einwohner unferes eigenen Landes behandeln, al® Ihr 
ung entgegenfommen und bereit jein werdet, die nicht zu vermeiden 
den Laſten des Krieges willig zu tragen. In Eurer Hand alfo 
wird es liegen, die Leiden des Krieges zu mildern und die Be 
firebungen zu bvereiteln, die fo gern ein Gefühl von Feindſeligkeit 
den verwandten Volksſtämmen einimpfen möchten !” 


4 Graf Beuft über die von kgl. preußifchen Truppen in 

feiner Villa zu Laubegaft verübten Exeeſſe. 

(Graf Beuſt, Aus Drei ViertelsJahrhunberten 1, S. 448 ff.) 

Folgendes. war der wahre Verlauf. Der größere Teil des 
Dienftperfonal® war in der [von ber Familie des Miniſters ver- 
laßenen] Villa geblieben, welche den Ausgang auf ber einen Seite 
nad) der Elbe, auf der andern nad der nah Pillnig führenden 
Straße Hatte. Es wäre vielleicht nichts gejchehen, wenn dort das 
Tor verſchloßen geblieben wäre. Allein ein Diener, welchen die 
Neugierde verlodte, die vorüberziehende Truppenabteilung zu fehen, 
hatte ſich an das offene Tor gejtellt und auf die Frage, wen die 
Billa gehöre, meinen Namen genannt. Die Folge war dag jofortige 
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Eindringen, wobei allerdings ziemlid) ungewöhnkiche Dinge ſich er⸗ 
eigneten. Daß die Villa ihrer Weinporräte entledigt 
wurde, möchte hingehen; nicht aber ließ fich gleiches von der bru⸗ 
talen Behandlung der Dienftboten, wie von dem Er⸗ 
brechen der Schlößer umd der mutmwilligen Beſchädigung 
der Meubles jagen. — 1849 Hatte ich Infurgenten in meiner 
Wohnung gehabt und fand, mit Ausnahme einer einzigen lin 
alles unverleßt wieder. 





5. Bericht des Minifterd von Beuſt über eine TE 


mit König Johann am 17. Juni. 
(Graf Beuſt, Aus Drei Viertel⸗Jahrhunderten, 1, 6, 40 - 41). 


Die Nacht verbrachte ich in Gieſenſtein, wohin wiederholt mir 
Boten aus Dresden — die berühmten Chaiſenträger — folgten, ſo 
daß ich erſt in ſpäter Nachtzeit zur Ruhe gelangte. In früher 
Morgenſtunde weckte mich ein Befehl des Königs, mich einzufinden. 
Da richtete der König folgende Worte an mich: „Ich habe wenig 
geſchlafen und noch alles durchdacht. Ich Hoffe, der Sieg wird auf | 
unjerer Seite fein, und dann könnte vielleiht daran gedacht werden, | 
daß wir unfer altes Land [die im Jahre 1814 zwangsweiſe abs 
getretene preußiſche Provinz Sachlen] wieder erhalten. Das aber 
iſt niht mein Wille Es hieße alte Feindichaften verewigen 
und ſelbſt fchlechte, weil abgeneigte Untertanen erwerben.“ 

Meine Antwort war, daß ich Seiner Mafeftät beteuern könne, 
dieſe Eventualität bei der diplomatiichen Behandlung der jeßt durch 
das Schwert zur Enticheidung kommenden Frage nie in den Kreiß 
meiner Betrachtungen und noch weniger meiner Berechrrungen ge= 
zogen zu haben, daß aber, wenn diefelbe durch die Ereigniffe herbei= 
geführt werden follte, ih mir vorbehalten müße, die Frage auch. 
nad andern Geſichtspunkten zu beleuchten. 


6. Rühmlicher Anteil der Sachſen an der Schlacht bei 


Königgräß, 3. Juli 1866. 
(Vitzt hum v. Ekftäbt, London, Gafteln und Sabowa S. 33687). 


Nur fo viel ſei bemerkt, daß fich der Feldherrnblick des Kronprimzen 
von Sachen [jesigen Königs Albert] ſchon an diefem Tage bewährte. 
Während man im Ef. £, Hauptquartier nod) gegen Mittag bes 2. Juli der- 
gemiltfichen Auffaßung huldigte, man könne in der eingenommenen Stel⸗ 
Jung den ermiübeten Truppen einige Tage Erholung gönnen, haette 
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man im Tächftichen Lager jchon die nötigen Dispofitionen getroffen, 
einem umfaßenden Angriffe zu begegnen. Der Stronprinz hatte einen 
Generalitab3-Officier, meinen jüngften Bruder Ernft, als Parlamentär 
zu ben Vorpoften der Armee des Prinzen Friedrich Karl gejendet. 
Die Unterredung, welche Ernſt mit dem preußifchen Major des 
Generalitabes Unger gehabt, hatte jeden Zweifel befeitigt über den 
am darauf folgenden Tage zu gewärtigenden Angriff. Abends 71/, Uhr 
gieng die betreffende Meldung des Kronprinzen gleichzeitig mit mehreren 
anderen dem Feldzeugmeiſter Benedek zu, und jebt erſt wurden die 
Dispofitionen zur Schlacht getroffen. Dieſelben gelangten erft um 
Mitternacht an das ſächſiſche Corps, welches bereits, unerivartet 
diefer Weifungen, die nötigen Vorbereitungen zur Schlacht getroffen 
hatte, Der Kronprinz hätte gewünscht, feine Truppen etwas weiter 
vorzuichieben und die Höhen von Hradek zu beſetzen. Im. Ef. 
Hauptquartier fand man diefe Stellung zu erponiert, genehmigte 
jedoch auf dringende DVorftelungen Sr. K. Hoheit die Hauptauf, 
ftellung des ſächſiſchen Corps bei Problus. Der öfterreichtiche General- 
ftabgbericht erfennt es als ein Glüd an, daß der Kronprinz dieß 
erreichte, da fonft die feindliche Armee eine Stunde früher auf den 
Höhen von Problus erfchtenen und die Lage des Zaiferlichen Heeres 
verſchlimmert worden wäre. Hätte man bem ſächſiſchen Armeecorps 
geftattet, die Höhen von Hradek zu beſetzen, wie der Kronprinz vor⸗ 
geiälagen, jo wiirde zwar die Aufftellung der k. k. Armee ftrategiich 
in der Hauptjache nicht verbeßert worden und der Ausgang ber 
Schlacht wahrſcheinlich derſelbe geblieben fein. Das achte diter- 
reichiſche Armeecorps jedoch, welches beinahe vernichtet wurde, wiirde 
kaum fo ſchwere Verlufte erlitten haben. 


18 


. 
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Viertes Kapitel. 
Die turbeffiihen Kriegs-Ereignifie. 








1. Die Eurfürftlide Regierung lehnt bejondere Ab⸗ 
machungen ſowol mit Preufen als mit Oeſterreich vom 
bundesrechtlichen Standpunfte aus ab, Ende Mai 1866, 


(Dentihrift Sr. Königliden Hoheit be Kurfürften Briebrih Wilhelm 1. von 
Hefien betreffend bie Auflöfung bes Deutfchen Bundes und bie Ufurpation bes Kurfüriten- 
tums durch bie Krone Preußens im Sabre 1866, Prag 1868, ©. 82). 


Was Heſſen betrifft, jo ward ihm zu jener Zeit — im lebten 
Drittel deg Mat — zugemutet, entweder ein Unterſtützungscorps 
für Preußen zu ftellen, in welchem Falle das Intereſſe bes 
Bandes wie des Militärs vollite Berüdfichtigung finden follte, oder 
eine unbewaffnete Neutralität einzuhalten, welche Preußen jedoch 
nicht nur nicht in Benützung oder Beſetzung der vertragamäßigen 
Etappenſtraßen hindern, ſondern ſogar die Erlaubnis gewähren jollte, 
aus Gründen militärticher Notwendigkeit eine eigene Truppen: 
aufftellung innerhalb des neutralen Gebietes vorzu— 
nehmen. Selbftredend war weder der erjte Vorjchlag ohne völligen 
Bruch mit den Bundesgenoßen acceptabel, noch der zweite dem oberften 
Gejeß für die Handlungsweiſe Sr. Königlichen Hoheit, d. h. dem 
feiten Beharren beim Bundezrecht conform. Die Bemlihungen des preit- 
Biichen Gejandten blieben deshalb fruchtlog ; wie wenig aber Preußen be- 
rechtigt war, daraus auch nur den leiſeſten Grund einer Klage zu 
entnehmen, zeigt fich deutlichft an dem gleichzeitigen Verhalten gegen- 
über dem Kaiſer, deilen in einem eigenen Handſchreiben vom 
18. Mai ausgedrückte Hoffnung, daß der Kurfürft geneigt fein werde, 
dem kaiſerlichen Spectalgejandten?) feine Anfchauungen und Intenttonen 
mit Vertrauen zu eröffnen, ein Handichreiben Sr. Königlichen 
Hoheit vom 23. Mai dahin beantwortete, daß feine treue Anhäng⸗ 
lichkeit und unwandelbare Ergebendheit gegen kaiſerliche Majeſtät er 
nicht beßer betätigen zu können glaube, als wie bisher, fo auch fir 





1) Als folder war mit dem kaiſerlichen Handichreiben vom 18. Mai 
der £. & Oberft Baron von Wimpffen am 22. Mai in Kaflel ein- 
getroffen. 
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die Zukunft durch gewißenhaftes Fefthalten am Bundes— 
ſtandpunkte; auch glaube Seine Königliche Hoheit der Billigung 
Seiner Majeftät fi verfichert Halten zu dürfen, wenn er 
niht unterlagen habe, den Gejandten darauf aufmerkſam zu 
mahen, wie bei der erponterten Lage feine® Landes und 
ben in beffen innerer Geſetzgebung liegenden Hinderniſſen jedes 
niht dDurh einen voraudgegangenen Bundes» 
befhluß motivierte Handeln ihm ganz befonbere 
Schwierigkeiten bereiten würde. 


2. Der Kurfürft lehnt die preußziſche Sommation vom 
15, Juni!) ab, 
Denkſchrift ErRal. Hoheit det Kurfürſten x. ©, 48 ff.) 

Se. Königliche Hoheit hat auf diefe, den Character eines 
Kitimatum an fi) tragende Zumutung [die preußifche Sommation 
bom 15. Juniſ eine jchriftliche Antwort nicht erlaßen; dagegen war 
eiwa Nachitehendes der Inhalt einer bezüglichen Unterredung mit 
dem preußiſchen Gejandten am Mittag des 15. Juni: 

Zunächſt erklärte der königliche Gejandte Inhalt und Motive 
der am Morgen übergebenen Note, in letzterer Beziehung ausführend, 
daß Preußen von der Unterftellung ausgehen müße, daß die in Folge 
des gejtrigen Bundesbefehles beabfichtigte Mobilmachung eine feind- 
lihe Maßnahme gegen Preußen jei. 

Se. Königliche Hoheit erklärte dagegen, daß dieß nad ber 
Motivierung der kurheſſiſchen Abftimmung nicht der Fall ſei, und 
ebenfowenig der ergangene Bundesbeſchluß jelbft dieſe Vorausſetzung 
zulaße. Zweck des abgegebenen Votum ſei gerade geweſen, neben 
Ausichliegung der von DOefterreich beantragten Richtung der Mobilifies 
tung gegen Preußen, für den Fall, daß der drohende Conflict zum 
Ausbruche komme, nicht ungerititet dazuftehn. 

Der Geſandte wich diefer Erörterung aus und gab unter Be- 
rufung auf die ihm erteilten Befehle zu erkennen, daß, wenn ihm 
auf die gemachten Propofitionen feine beſtimmte Antwort zu Teil 


1) Diefe Sommation ift mutatis mutandis identiſch mit ben gleich⸗ 
zeitig in Hannover und Dresden Überreichten. Wir verweifen daher auf 
ihre im 2. Kapitel dieſes Abfchnittes unter Nr. 2 mitgeteilte hannoverſche 
Ausfertigung. 
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werde, ſchon folgendes Tags die Füniglich preußifchen Truppen in 
Kurheſſen einrücken würden. 

Dagegen proteſtierte Se. Königliche Hoheit als gegen eine durch 
das Bundesrecht ausgeſchloßene Eigenmächtigkeit, während der Ges 
fandte den Bund durch die neueften Vorgänge für gebrochen und, 
trotz des Einwandes feiner Unauflöslichkeit und daraus folgenden 
Nichtigkeit des preußiſchen Austritts, für aufgelöft erklärte. Bus 
gleich gieng derfelbe nunmehr einen Schritt weiter, Indem er aus⸗ 
Iprad), daB Se, Köntgliche Hoheit durch Zuftimmung zu den preußtichen 
Propofitionen nicht nur die darin zugefagte Garantie des jekigen 
Territorialbejtandes ſich verichaffen würde, fondern daß die könig⸗ 
liche Regierung für den Yal der Annahme des Bilndniffes auch 
den Wiedererwerb der früher von Burbeffen getrennten 
und an Heſſen-Darmſtadt gelommenen oberheſſiſchen 
Nemter in Ausſicht ftellte. 

Eine joldhe Offerte, — das zu dem Verlangen der Rechts⸗ 
brüchigteit binzugefligte Anfinnen der Chrlofigkeit, um mit deutſchen 
Worten zu reden, — lehnte Se. Königliche Hoheit auf das Ent- 
Tchiedenfte ab. Diefe Gebietötelle feien einer andern Linie des 
beijiichen Fürftenhaufes zu vollem Nechte zuftündig. Eine Bereiches 
rung durch Land, das feinem Bruder gehöre, und über das Preußen 
alfo nicht zu verfilgen Habe, ſei verwerffih. Se. Köntgliche Hoheit 
wiirde durh Annahme dieſes Anerbietend, wenn Oeſterreich fiege, 
biejem vollen Grund geben, ihm mit Recht das ganze Land weg⸗ 
zunehmen, es könne für ihn feinen anderen Weg geben als den durch 
dad Bundesrecht vorgeichriebenen. 

Vergeben teilte hier der Gejandte mit, daß diejelbe Somma⸗ 
tion wie an Kurheſſen, auch) an Sachen und Hannover geitellt jet. 
Se. Königliche Hoheit ſprach die feite Meberzeugung aus, daß von 
dieſen Regterungen feine andere Antwort zu erwarten fei als von 
der Seinigen. 

Sp fpielte denn endlich der Gefandte in Geftalt einer vertraus 
lichen Mitteilung den lebten Trumpf aus, daß die Ablehnung ber 
preußiſchen Propofttionen eine perfünliche Eriftenzfrage für Seine 
Königliche Hoheit fei, indem zugleich mit den angedeuteten Eriegerifchen 
Maßregeln der Regierungsnadfolger in die Regierung 
werde eingejett werden. ine ſolche Handlungsweiſe erflärte 
Se. Königliche Hoheit, weder von St. Majeftät, dem. Sohne des 
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Königs, dem er als Knabe für die Erhaltung und Wieberberitellung 
des Kurfürftentums habe danken müßen, dem Bruder des Fürſten, 
der ftet& die gleichen rechtlichen Gefinnungen gezeigt habe, noch bon 
Sr. Hpheit dem Prinzen Friedrich erwarten zu können, der dadurch 
ſich des Hochverrats fchuldig machen würde Cr könne die ihm 
gemachten Anerbietyngen und Drohungen nit für wahr halten. 

Leider waren fie, wie der Gejandte wiederholt verficherte, indem 
er ſchließlich bis zum Abend fich eine definitive Entjcheidung ausbat, - 
da er am nächſten Tage nicht mehr als Gejandter fungieren werde, 
au zu wahr. Der Verſuch, den Prinzen, jegigen Landgrafen, 
Friedrich non Helfen!) zum Hochverrate zu bewegen, fit 
. In Berlin wirklich gemacht worden. 

Die Greigniffe giengen nunmehr ſchnelles Schrittes, Noch in 
der Naht vom 15.—16. Juni rüdte ein preußifches Corps in Heſſen 
ein, wogegen bon der Zurfürtlichen Regierung unter Berufung auf 
die Vertretung und den Schuß des Bundes alöbaldiger Proteft er⸗ 
folgte (16. Sun); am 16. Abends verließen die heſſiſchen 
Truppen, ſoviel deren in der Eile zuſammenzuraffen waren, die bis⸗ 
berigen Garnifonen, um erhaltenen Befehle gemäß fich in der Pro⸗ 
vinz Hanau zu concentrieren, 


3 Beſchlußz Der Stäudefammer vom 15. Juni (Antrag 


v. Biſchoffshauſen). 
ſAdam Trabert)], Die Totengräber bes kurheſſtſchen Landesrechts. Ein Beitrag aur 
Zeitgeſchichte, insbeſondere zur Charakteriſtik des „nationalliberalen” Gothaertums, ' 
Zeipzig 1868, &. 141—142). 


Hohe Ständeverfammlung wolle, nachdem laut deſſen, mas in | 
unbezweifelhafter Weile liber die geftrigen Abjtimmungen am Bundes⸗ 
tage zu Frankfurt aller Welt befannt gegeben, die hohe Stats 
tegierung den Boden der Neutralität im Kampfe der beiden deutfchen 
Großmächte durch erflärte Zuftimmung zur aldbaldigen Mobilmachung 
des dießfeitigen Bundescontingents im Sinne des belannten Biters 
reichiſchen Antrags aufgegeben Hat Hierdurch aber bei der be= 
jondern Lage des Kurftates dem Lande unmittelbar drohende Gefahr 


1) Es ift dieß der ©. 121 erwähnte Prinz Friedrich Wilhelm (+ 1884). 
Er lehnte das oben erwähnte Anfinnen Preußens ab, ſchloß aber noch bei 
Lebzeiten des Kurfürften den Abfchnitt IV, Kap. 6 angeführten Abfindungs= 
vertrag. 
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zugezogen iſt, der Schauplatz der verberblichiten Ereigniſſe zu werben, 

die hohe Statsregierung auffordern: | 
unverzüglich zu der bom ganzen Lande gutgeheißenen bisherigen 
neutralen Haltung zurüdzufehren und die Mobilifierung ber 
Truppen demgemäß nicht außzuflihren, Hiermit aber Die feite 
Grilärung verbinden, erſtens: daß ftändticher Seit? eine für 
Mobilmahung etwa gefordert werdende Geldbeiwilligung fo 
lange werde abgelehnt werden, als nicht der Zweck einer 
folchen als dem Lebensbedürfniſſe des Landes völlig entfpredhend 
werde nachgewieſen werden, und weiter, daß die Stände 
verfanmlung die Regierung des Landes im Falle der Nicht: 
beachtung des gegenwärtigen Verlangens fir alle die jchweren 
Folgen verantwortlich mache, die ſich auß der jet von der 
Statöregterung eingenommen werdenden Haltung ergeben werben. 


[Der Antrag wurde mit 35 gegen 14 Stimmen bon ber 
Stänbefammer angenommen, und diefe am] 16. Juni von der Re- 
gierung vertagt.] 
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4. Der Kurfürft beharrt auch feinem Minifterinm gegen 
über auf dem Bundesrecht, 15, Juni. 
(Mus ber handſchtiftlichen Aufzeihnung bes Turf. Statsminiſters Konrad Abée [F 1873): 
Am jelben Abend [15. Juni] wurde derſelbe [der oben mit: 
geteilte Beihluß der Ständeverfammlung vom felben Tag]: in der 
Hauptfikung [des Miniſteriums] vorgelefen und daraus ein weiteres 
Motiv dafür entnommen, daß man fih für vergewaltigt er— 
klären und nachgeben jolle Alle Mitglieber de Gefamt- 
ſtatsminiſteriums erflärten fih in diefem Sinne. Der Kriegs— 
minifter: Es jeien ung feine ehrenrührigen Bedingungen geftellt 
worden. Der Finanzminifter: Die Stände würden fein Geld 
zum Mobilifieren bewilligen. Ter Borftand des Minifteriums 
des Innern am eindringlichiten, indem er die Leiden des Krieges 
hervorhob, denen daß Land entgegen gehe; und ich unter Herbors 
hebung deſſen, was die allerhöchite Perſon berühre, und der iſolierten 
Stellung der Negierung gegenüber dem Beichluße der Ständes 
berfjammlung. Der Kurfürft: er wolle ſich nicht blamieren; „wir 
ftehen im Bund, der Bund hat's befhloßen, wir führen 
ben Bundesbeihluß aus.“ 
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5. Broclamation de Föniglich preufifchen Generalmajor 
bon Beyer bei feinem Einrüden in dad Kurfürftentum. 
(Heſſiſche Morgenzeitung, Kaffel, 25. Juni 1866, Nr. 2364). 

| Heſſiſche Brüder! 

Auf Befehl meines Könige und Herrn bin ich mit einem 
preußifhen Corps heute in Eure Lande eingerücdt, nachdem Eure 
Negierung in beflagenöwerter Verblendung es verfchmäht hat, in 
frieblihem Bunde mit Preußen für unfer gemeinfames deutſches 
Baterland eine Organiſation zu ſchaffen, welche den gerechten Forde— 
‚rungen de deutichen Volkes entipriht. Kaum Hat ein anderer 
Volksſtamm fo Schwer unter der Zerfahrenheit unferer deutſchen Zu⸗ 
ftände au Teiden gehabt, wie Ihr! Wir wißen, daß Ihr Euch des— 
halb nah glüdliheren Tagen fehnt, und kommen zu Euch 
nit ala Feinde und Eroberer, jondern um Eu die deutſche 
Bruderhand zu reihen! Nehme fie an und folgt nit 
länger der Stimme Derer, die Euch mit und verfeinden 
möchten, weil fie fein Herz für Euer Wolund Deutſchlands 
Ehre Haben! Nur den, der zwiſchen Euch und ung fih ftellt, bes 
traten wir als unfern Feind. Ich wiirde jeden Verſuch des Wider- 
ftandeg mit dem Echwerte in der Hand brechen, aber auch jeder 
- Tropfen jo vergoßenes Blutes ſchwer beklagen. 

Sch fordere alle Behörden auf, auf ihren Bolten zu verbleiben 
und ihre Geichäfte wie bisher fortzuführen. Den friedlichen Bürgern 
verſpreche ih Schutz in ihrem Eigentum. Der Verkehr wird im 
Rande frei bleiben, ſoweit dieß ohne Beeinträchtigung der militäriſchen 
Intereffen möglich if. Dagegen erwarte ich, überall bereitwilliges 
Entgegenfommen zu finden, wo ic) im Sntereffe meiner Truppen 
und zur Erfüllung der mir geftellten Aufgabe die Hülfe des Landes 
in Anspruch nehmen muß, 

Heifiihe Brüder! Preußens Volk, gefhart um Preußens König, 
lebt feine höchften Güter ein für deutſches Recht und Deutſchlands 
Macht. Auf! zeigt auch Ihr, daß echtes deutſches Blut. in Euern 
Adern rollt. 

Am 16. Juni 1866. 

Der Töniglich preußiſche General 
bon Beyer. 
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6. Der geheime preufifche Sendling Mar Dunder Tucht 
anter den Totengräbern des kurheſſiſchen Landesrechtes 
einen „Regenten“, 17. Juni. 

(Friedrich Detter, Lebenserinnerungen 111, ©. 881 ff.i 

Um jene Zeit hatte v. Bismard fi) in Schöneberg nach mir 
erkundigen lagen. Da ich aber dort nicht aufzufinden war, wurde 
thin Kaſſel geſucht. Am 17. Juni trat Mar Dunder 
bei mir ein, legte den Finger auf den Mund, und teilte mir mit, 
daß er im Auftrage Biſsmarcks komme, um dem preußifchen 
Defehlöhaber, der im Anmarſch jet, bei der einstweiligen 
Negterung des Landes zur Seite zu ftehen. Er jet Dabei 
zunächſt an mic) gewielen und wünſche nun meinen Rat zu hören. 
Auf meine Frage, welche Art von Regierung er im Auge habe und 
an welche Perſonen er dabei denke, zeigte es fi, daß er 
Hauptfählih auf feine Belanntichaften aus der Paulskirche, ins⸗ 
befondere 3. B. auf Henkel, blidte und aus ihnen und einigen An⸗ 
deren eine „probiforifche Regierung” zu bilden gedachte Ich er⸗ 
Härte nun fofort, daß ich zwar einem folchen Plane nicht entgegen- 
treten wolle, daß ich dann aber meiner Seits unter Teiner Bes 
dingung irgend wie mitwirken würde. Das jet ihm genligend, meinte 
Duncker, um den Gedanken fallen zu laßen. Aber was dann zu 
tun? ... Ich riet, eine einzelne PBerfon an die 
Spiße zu ftellen, um mit Hülfe der „eriten Referenten“ in den 
verſchiedenen Minifterten die Laufenden Gejchäfte zu beſorgen. Der 
Plan jagte dem Freunde zu, und ich ward nun gebeten, den beiten 
Mann ausfindig zu machen und mit ihm das Weitere zu ordnen, 
ſofern ih nicht, fügte Dunder Hinzu, die Stelle felber einnehmen 
volle. Dazu war ich aus mehr ala einem Grunde nicht eben ges 
neigt... Shwärejhon bereitgewejen,aufjede Gefahr 
hin, einige Zeit die Regierung zu führen, aber natür- 
lich nad) meinen eigenen Gedanken oder doch in einer beitimmt ver: 
abredeten Richtung, nicht aber ind Blaue hinein oder nad) zukünftigen 
Weilungen der Berliner Fachminifter. Mit Dunder hätte ich mid 
Ihon verftändigt; auch dem Befehlshaber von Beyer gieng der beite 
Auf voraus; aber was war nicht jeden Augenblid von Berlin her 


1) Vgl. hierzu R. Haym, „Das Leben Mar Dunders“, S. 386, mo 
dieſe Darftellung Oetkers beftätigt wird. 
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au erwarten? Und zu einer Haren Berftändigung mit Bismard 
fehlte jeßt Zeit und Gelegenheit. 

Ich machte mich alfo auf die Regentenſuche. Zunächſt 
gieng ih zu Wiegand. Er war von allen die geeignetite Perſön⸗ 
lichkeit; aber auch die vorfichtigfte.e Sonderbar! nad) der Vollmacht 
3u fragen, daran dachte er nicht; allein er Habe Frau und Kinder, 
viele Kinder... wer könne wißen, „wie der Haſe laufe!” ... Uns 
gefähr ebenjo klangs beim Regierungsrat E. v. Biſchofföshauſen!l 
Und nahezu ebenſo beim vorhinnigen Miniſter Geheimerat W. v. Schenk 
und bei Anderen. Und merkwürdig! Alle waren der Meinung, 
daß ich ſelbſt eigentlich wie geichaffen zu der Stelle feil.. . 
Dunder ſah einigermaßen verblüfft darein, ala ich ihm den Erfolg 
meiner Wanderung mitteilte, 

Ich riet nun, den eriten Referenten in den betreffenden einzelnen 
Minifterien die Fortführung der Gejchäfte aufzugeben und gegen 
diefelben nötiges Falles mit Zwangsmaßregeln zu verfahren. 

Bor allen Dingen aber mußte erjt die Ankunft der preußiſchen 
Truppen abgemwartet werden. Dunder wußte jo wenig, mie 
id, wo fte ftanden, und reifte ihnen aufs Geratewol entgegen. 


7. Auſprache des am 19. Juni in Kaſſel eingerürkten 
preußiſchen Generald von Beyer an den landftändifchen 
Auzschu, 20. Juni. 

(9. Schultheſs, Europätfcher Gefchichtsfalender 1866, ©. 112). 

Sie kennen die Ereigniffe, welche meinen allergnädigften König 
und Herrn genötigt haben, den Befehl zur Occupation des Kurs 
fürftentums zu geben. In meiner Belanntmachung bei Heberichreitung 
der Grenze habe ich ausgefprochen, daß wir nicht als Feinde, ſondern 
als Freunde kommen, die hoffentlich bald durch ein fefteres Band, 
als das des nunmehr aufgelöften Bundes war, mit Ihnen verbunden 
fein werden, durch ein Band, welches Notwendigkeiten, wie die, die 
mich hierher geführt Hat, für alle Zukunft unmöglich machen wird. 
Ich freue mich, jene Verfiherung Ihnen, den Vertretern der eben 
bertagten Stände, von Angeficht zu Angefiht wiederholen zu können, 
und reiche Ihnen, Herr Vorfigender, ala Zeichen der herzlichen 
und brüderlihen Gefinnung, die mich und meine Truppen 
für das brave Volk der Kurheſſen erfilll, meine Hand, ich reiche ſie 
damit dem kurheſſiſchen Volke Ich empfange Ihren Hands 
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ſchlag als Unterpfand des Vertrauens, welches mir Ihre Ioyalen 
Landsleute entgegenbringen. Laßen Sie uns in wechſelſeitigem Ver⸗ 
trauen zuſammenwirken. Die Räte des Kurfürften, welche die feind- 
felige Haltung angeraten haben, die ©. K. Hoheit zu unferm Be 
dauern und zum Schaden ded Landes gegen Preußen angenommen 
hat, können ihre Zunctionen nicht weiter fortfegen. Won dem Wunſche 


beſeelt, die urvermeidlichen Laſten und Störungen der Occupation 


dem Kurfürftentume joweit irgend möglich zu erleichtern, den Gang 
der Verwaltung in allen Zweigen ungehemmt und ununterbrochen 
fortdauern zu laßen, wünſche ich die obere Leitung derjelben, welche 
unter meiner Autorität ftehen wird, Männern anzu 
vertrauen, bie da Vertrauen des Landes befiten. In Vertretung 
ber eben vertagten Ständeverfammlung werden Sie, hochgeehrte 
Herren, am beiten im Stande fein, mir diejenigen Männer zu be- 
zeichnen, denen die Zuneigung des Landes die Geihäftsführung er> 
leichtern würde, deren Character gleichzeitig Bürgſchaft gäbe, daß fie, 
der Lage der Dinge mit richtigem Urteile ſich fügend, mih auf 
richtig zu unterftügen bereit find. Lebhaft würde ich beklagen, wenn 
Sie, meine Hochgeehrten Herren, mir ihre Mitwirkung zu Diefem 
wichtigen Schritte verfagten. Ich würde dann nach eigenem Er> 
meßen handeln müßen, aber nit ſicher fein, ob meine perſön⸗ 
liche Kenntnis ausreicht, die Männer zu finden, welche der Augen 
blick fordert, und welche den ſchwierigen Aufgaben deſſelben nach allen 
Seiten gewachſen fein würden. Dem Ergebnis ihrer Beratung fehe 
ih unvermweilt entgegen. Laßen Sie un? in herzlider 
Einigkeit treu zufammmenhalten. 


Obwol der Vorfigende des landftändifchen Ausſchußes Nebelthau 
die „Bruderhand” des feindlichen Generals angenommen hatte, fand 
der Ausfchuß die weiteren Zumutungen deſſelben doc zu bebentlich 
und lehnte fie, ala über jeine Competenz gehend, ab.] 


8. Proclamation des Generalmajord v. Beyer, „an das 
kurheſſiſche Volk“, 21. Juni. 
Geſſiſche Morgenzeitung, Kaffel, 25. Juni, Nr. 2864). 

In Folge des zwiſchen Preußen und dem Kurfürſtentum Heſſen 
ausgebrochenen Krieges iſt die Occupation des Kurfürſtentums durch 
die unter meinem Befehl ſtehenden Truppen vollzogen worden. Damit 
iſt die Autorität des Kurfürſten ſuspendiert. Die Miniſter des 
Kurfürſten, welche das feindſelige Verhalten gegen Preußen angeraten, 


— 
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Habe ich ihrer Function enthoben und ihnen jede Amtshand⸗ 
lung unterjagt. 

Einftweilen wird die Regierung des Landes von mir im Namen 
Seiner Majeität des Königs von Preußen geführt werden. Das 
Statövermögen wie daß der Privaten wird getwißenhaft geachtet 
erden. 

Sch erteile die beftimmte Zufiherung, daß die Ber- 
faßung und die rehtmäßigen Landesgeſetze des 
Rurftates beobadtetund aufrehterhalten werden 
jollen, jomweit e8 der Kriegszuſtand irgend zuläßt und die auch von 
der Landesvertretung Kurheſſens beftändig erjtrebte bundesftatliche 
Einigung Deutfchlands niht Aenderungen erfordern ſollte. 
Ich übernehme die in der Verfaßungsurkunde den einzelnen 
Minifterien zugemwiejenen Befugniſſe, indem ich mir vorbehalte, kurs 
beiftihe Statsbeamte mit der verfaßungsmäßigen Fortführung der 
laufenden Geſchäfte in der Verwaltung, der Juſtiz, des Innern 
und der Finanzen zu beauftragen. 

Der Gang der Verwaltung wird, ungeltört erhalten werden, 
wenn die Beamten der Landezcollegien, deren Mitglieder und alle 
Tonftigen Beamten und Diener meinen Verfügungen, wie den Anord⸗ 
aungen der von mir mit der Fortführung der Gefchäfte beauftragten 
Beamten willige Folge leiſten. 

Kurheflen! Bereits habe ich Euch für die herzliche Aufnahme, 
fir die gute Verpflegung, welche meine Truppen überall bei Euch 
gefunden, für die Bereitwilligfeit, mit der Ihr den unvermeidlichen 
Requifittonen entgegen gekommen feld, meinen Dank zu jagen. Ich 
erfülle gern dieſe Pflicht. 

Euere Biederkeit und Loyalität find in den ſchwer⸗ 

ften Prüfungen bewährt gefunden worden. Ihr werdet auch der 
unter meiner Autorität eingefehten einftweiligen Landesverwaltung 
durch Eureloyale Yaltung thre ſchwierigen Aufgaben er» 
deichtern. 

Erfüllt fich diefe Hoffnung, jo wird es Teicht fein, die Vaften 
des Kriegszuſtandes, welde zunächſt Einzelnen 
auferlegt werden mußten, unter Heranziehung 
derfeventen des Rurfürften auszugleichen; fo wird 
«3 möglich fein, troß der obtwaltenden Verhältniffe dem Lande weſent⸗ 
liche Srleichterungen und wünſchenswerte Verbeßerungen zu fchaffen. 


Ich werde die zu baldiger Beſeitigung der noch 
beftehbenden proviſoriſchen Gejege und verfaßungs» 
widrigen Verordnungen, fowie alle zu voller Her— 
tellung bes verfaßungsmäßtgen Rechtszuſtandes 
erforderliden Einleitungen treffen Sb werde 
mir angelegen fein laßen, für die Ausfüllung 
empfindlider Süden in der Gefeggebung, welde 
ben wirtjhaftliden Fortſchritt des Lande nur 
zu lange zurüdgehalten haben, Sorge zu tragen, 
und bie der ‘Pflege der Volksbildung und der Wißenſchaft beitimmten 
Unftalten nach Kräften zu fördern bemüht fetin. 

Bei gegenjeitigem Vertrauen wird es unferm vereinten Streben, 
ich zweifle nicht daran, gelingen, beßere Zuftändeund hellere 
Tage für das kurheſſiſche Land herbeizuflihren. Ich zähle auf 
Guch, wie Ihr mir vertrauen dürft! 

Kaſſel, den 21. Juni 1866, 

Der Generalmajor und Commandeur der preußifchen 
Truppen in Kurheſſen 
bon Beyer. 


9, Note des Hfterreichifchen Gefandten in Kaffel, Grafen 
Baar, au Herrn bon Beyer, 
(Frankfurter Voftzeltung, Frankfurt a. M. 1. Juli 1986, Ntr. 885). 
Kaſſel, am 21. Juni 1866. 
Der unterzeichnete Gejandt 2c. zc. bringt zur Kenntnis Gr. 
Excellenz de3 Herrn Generallieutenant von Beyer, daß er heute 
Vormittags, als er nach Wilhelmshöhe fuhr, um Sr. Kgl. Hoheit 
bem Kurfürſten feine Aufwartung zu machen, von dem königl. preuß. 
Militärpoften angehalten und ihm bedeutet wurde, daß niemand. 
paffteren dürfe. Auf meine Frage, ob ſich dieß Verbot auch auf die 
bei St, Kal. Hoheit accreditierten diplomatlichen Vertreter exftzede, 
anttvortete der angeredete Officter mit Ja. | 
Der Unterzeichnete beehrt ſich, Se. Excellenz um Aufklärung 
über biefes gegen ihn eingehaltene Verfahren zu erfuchen, durch 
welches ihm ber Verkehr mit der Perſon Sr. Königl. Hoheit bes 
Kurfürften, bei welchem er bevollmächtigt zu fein die Ehre hat, uns 
möglich gemacht tft. 
Empfangen 2. x. Baar. 
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10, Zweite Note des Grafen Paar an Herrn von Beyer. 
(Frankfurter Poſtzeitung a. a. O.). 
Kaſſel, am 22. Juni 1866. 
Seine Excellenz haben nicht die Gilte gehabt, auf das Schreiber 


des unterzeichneten Geſandten 2c. non geftern Vormittags eine Ants 


L_.. 


mort zu geben. Der Unterzeichnete bat nicht die Ahftcht, das gegen 
Se. Königl. Hoheit den Kurfürften eingeichlagene Verfahren einer 
Kritik zu unterziehen. Die Abreife des königl. preuß. Geſandten 
bon hier ohne vorhergehenden regelmäßigen Abbruch der diplomatiſchen 
Beiehungen und ohne Verlangen der Päſſe, das Erjcheinen einer’ 
preußiüchen Truppenmadht in Kurheſſen ohne vorgängige förmliche 
Arieggerflärung, die Abiperrung Sr. Königl. Hoheit des Rurfürften: 
is Wilhelmshöhe, welche ſogar jo weit gegangen tft, daß die Zufuhr 
von Brot zeitweile abgeichnitten geweſen ift; die Abſetzung der 
Miniſter Sr. Königl. Hoheit, die Arretierung des Kriegsminiſters, 
iiberhaupt eine ganze Reihe von Gewaltmaßregeln, aus welchen bie 
obigen nur beiſpielsweiſe hervorgehoben find, fallen bem Urteile Europas 
und der gejamten gebildeten Welt anheim. 

Der Unterzeichnete hat vorläufig nur zu bemerken, daß er nicht: 
geſonnen tit, fich Hierdurch in Ausübung der ihm von Sr. Mafeität 
dem Kaiſer, jeinem allergnädigiten Herrn, übertragenen Pflichten: 
ftören zu laßen, er verlangt daher für fich die fofortige Wieder⸗ 
berftellung des freien Verkehrs mit Sr. Kgl. Hoheit dem Kurfürſten, 
bei deſſen allerhöchſter Perfon (Regierung) er beglaubigt zu fein die 
Ehre hat; allermindeitens aber glaubt er einer baldigen 'gefülligen 
Antwort entgegen jehen zu dürfen, damtt er nötigesfalls die geeigneten 
Schritte tum könne, um der Störung feiner im Völkerrecht begründeten 
Rechte und Pflichten begegnen zu können. 

Empfangen x. x. - Baer. 


1, Antwort des Generalmajor v. Beyer anden Grafen Baar. 
(Frankfurter Poftzeltung a. a. OD.) 

. Euer Hochgeboren beehre ich mich auf die Schreiden, welche Ste 
imter dem 21. und 22. an mic) gerichtet haben, zu. ertwidern, daß 
meine in Wilhelmshöhe wachthabenden Offictere den ihnen vbliegen⸗ 
den Pflichten nachgekommen ſind. 

Der Generalmajor und Commandeur der preußiſchen 
Truppen in Kurheſſen 
von Beyer. 
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12. Preufifcher Büuduis⸗ntrag an den in Wilhelms 

Höhe von jedem Verkehr, auch demjenigen feiner Minifter 

uud Adjutanten, abgejperrten Kurfürften, 22, Juni Abds. 
(Königl. preußiſcher Statsanzeiger vom 24. Juni). 

Der preußifche General von Röder hat auf Befehl Sr. Majeftät - 
des Königs von neuem am 22. Juni d. M. Sr. Königlichen Hoheit 
dem Kurfürſten ein Bündnis mit Preußen auf der Balls der 
preußiihen Vorſchläge zur Bildung eines meuen 
Bundes unter der Bedingung angeboten, daß Se. Königliche Hohelt 
ein die Beobachtung der Berfaßung von 1831 vers. 
bürgendes Miniftertum einfete. Für den Fall der Annahme 
dieſes Antrages iſt Sr. Kgl. Hoheit dem Kurfürften pie Garantie 
bes Befigftandes und der Souveränetätsrechte durch 
Preußen zugefagt worden. Se. Kgl. Hoheit der Kurfürft 
hat dbiefe Bedingungen ohne weitere Berhband- 
Iungen abgefhlagen. Unter diefen Umftänden erfordert Die 
Sicherung der Verbindung der preußiſchen Statsteile, ſowie die 
Notwendigkeit der Sicherung der milttärtichen Stellung Preußens, 
daß Anordnungen getroffen werden, welche nicht nur diefen Zwecken 
entiprechen, jondern auch eine Garantie gegen die Wiederkehr 
von Zuftänden bieten, welche jeit länger als 20 Jahren 
die Ruhe und den Frieden Deutfchlands fo vielfad ge= 
führdet haben. 


13. Abſchiedsproelamation des Sturfürften vor feiner 
Wegführung nach Stettin, 
Gtraßen⸗Placat.) 
An mein getreues Volk! 

Im Begriff, in die Über Mich verhängte Kriegs⸗Gefangenſchaft 
ins Ausland abgeführt zu werben, tft e8 Meinem Ianbezpäterlichen 
Herzen Bedürfnis, Meinen treuen Untertanen [noch dieſen Scheibes 
gruß zugurufen. Möge der allmächtige Gott Mein Boll in Seinen 
päterlichen Schuß nehmen und die gegenwärtige, über daſſelbe, ſowie 
über Mich Selbft und Mein Haus verhängte Trübſal Mir und 
Meinem Volke zur Länterung und zum Frieden dienen laßen. 
Zugleich richte Ich, indem ich jetzt das Land Meiner Väter zu 
verlaßen genötigt werde, an alle, in den dermalen occupierten Landez- 
teilen beitellte Beamten und Diener die Aufforderung, die ihren bit» 
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Herigen Amtsverhältriſſen entſprechenden Functionen, auf Grund 
ihres beſtehenden Dienſteides und vorbehaltlich der Mir zu bewahren⸗ 
den Untertanentreue, fortzuführen, als wodurch unter allen Umſtänden 
dem wahreu Landesrecht amt beiten entiprochen und gleichzeitig allen 
etwaigen Gewißensbedrängniſſen vorgebeugt wird. 

Gott ſchenke Uns allen bald wieder befere Tage! 

Gegeben Wilhelmshöhe, am 23. Juni 1866, 

Friedrid Wilhelm. 


14. Abführung des Kurfürften in die Kriegsgefangenfchaft. 
(Sammlung von Geſetzen 2. für Kurheſſen, Jahr 1866. — Juni ©. 23). 

Seiner Mafeftät des Königs von Breußen wiederholte Be 
mühungen, die Seitens des Kurfürften von Heſſen Königliche Hohelt 
unterbrochenen Beziehungen des Friedens und der Freundſchaft zwiſchen 
den beiderfeitigen Staten wieberherzuftellen, find erfolglos geblieben. 
Des Könige Majeftät haben Sich Hierdurch gezivungen gejehen, die 
Regierung Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürſten zu ſuspendieren, 
diejelbe im Intereſſe des Landes einftweilen Selbft zu übernehmen 
und des Kurfürſten Königliche Hoheit einzuladen[!], für Die Dauer de 
Krieges Seinen Wohnfig nad) Preußen zu verlegen[!!]. 

Seine Majeftät der König haben geruht, den unterzeichneten 
General der Infanterie zum Militär-Gouverneur von Kurheſſen zu 
ernennen, unter deſſen Autorität der unterzeichnete Regierungspräſident 
a8 Commiſſarius Seiner Majeftät die Verwaltung des Kurfürſten⸗ 
tums leiten wird, 

Indem wir unfere Functionen antreten, erteilen wir dem kur⸗ 
heſſiſchen Wolfe Die Zufiherung, daß die Yandesverfaßung beobachtet 
and aufrecht erhalten und daß nach den rechtmäßigen Landesgeſetzen 
verwaltet werben Toll, ſoweit nicht der Kriegszuftand Ausnahmen 
notwendig macht.: 

Wir werden die Intereffen des Landes gewißenhaft wahrnehmen, 
die Baften, welche der Kriegszuſtand demfelben auferlegt, ſoweit wir 
vermögen, zu mildern und die MWolfahrt des Landes, ſoweit unfere 
Kraft reicht, zu fürdern fuchen. Wir rechnen in dieſen Beitrebungen 
auf bereitwilliges Entgegenfommen der Bevölkerung des Kurftates. 

Wir beftätigen den Auftrag, welchen der Generalmajor von 
Beyer dem Geheimen Regierungsrat Mittler, dem Oberfinanz- 


zat Bedderhofe uud dem Obergerichtsrat Etienne erteilt hat: 
15 
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die Laufenden Gefchäfte in den Mintfterten des Innern, der Finanzen. 
und der Yuftiz nad) der Bandesverfaßung und den Landesgeſetzen 
einftwweilen fortzuführen, Wir weilen die Landescollegien und deren 
Mitglieder ſowie die übrigen Behörden, Beamten und Diener an, 
den Verfügungen des unterzeichneten Adminiftratord des Kurfürftenz . 
tums und den Anordnungen der vorgedachten Mintfterialreferenten 
Folge zu leiften, die ihnen obliegenden Pflichten zu erfüllen und Die 
Geſchäfte nach den Beitimmungen der Gefebe fortzuführen. 
Kaſſel, am 28. Juni 1866. 
Der Militär-Gouverneut von Kurheſſen: 
vd. Werder, 
Königl. preußifcher General der Infanterie. 
Der Adminiſtrator des Kurfürſtentums Heſſen: 
v. Moeller, 
Königlich preußiſcher Regierungs⸗ Präſident. 


Proteft des öfterreichifchen Geſandten. 
(Frankfurter Poſtzeitung, 1. Juli 1866, Nr. 335). . 
Der unterzeichnete außerordentliche Gefandte und Bevollmächtigte 
Miniſter Seiner Mafeftät des Kaiſers von Oeſterreich am kur⸗— 
fürftlich hefftichen Hofe proteitiert hiermit feterlichit gegen die gewalt- 
ſame Beſetzung des kurheſſiſchen States durch königlich preußiſche 
Truppenmacht, gegen die Anmaßung ſouveräner Regierungsbefugnifſe 
durch deren Befehlshaber und gegen alle ſich weiter daran knüpfen⸗ 
den Maßregeln, insbejondere aber gegen die unerhörte, allen 
Srundfäßen des Völkerrechts miderfprehende Behand» 
lung Str. Königliden Hoheit des Kurfürften und deſſen 
gewaltſame Fortführung nach einer preußiſchen Feſtung, 
wodurch nicht nur allein die geheiligten Rechte eines deutſchen 
Bundesfürſten, ſondern auch die Achtung vor allen europäiſchen 
Tronen auf das Tieflte verletzt find. 
Kaſſel, 25. Juni 1866. Paar. 


16. Amtsantritt des Bundes-Commiffard für das 
Kurfürftentum Hefjen, 30. Juni, 
(Srankfurter Boftzeitung, 2, Juli 1866, Ar. 886). 
Nachdem die hohe deutiche Bundesverſammlung, in Folge der 
Sr. 8. Hoheit dem Kurfürften, unferm allergnädigften Landesherrn, 
und Seinem Lande angetanen völkerrechts⸗ und bundeswibrigen Ver⸗ 
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gewvaltigung, beichloßen Hat, bis auf weiteres zur oberften Leitung 
der Regierungdgejchäfte flir das Kurfürſtentum einen Bundescommtifar 
atfzuftellen und mir die Functionen eines jolchen übertragen hat, 
jo habe ich diejen Auftrag übernommen in der Ueberzeuguug und 
der redlichen Abficht, dadurd) einen Veweis meiner Sr. 8. Hoheit dem 
Kurfürſten geſchworenen Treue zu geben, und befeelt von dem heißen 
Wunſche, meinem geliebten Vaterlande in fo fchwerer Zeit zu dienen. 

Die Aufgabe tft mir geftellt, zur Wahrung der Rechte unferes 
erhabenen, ſchwer geprüften, aber mit Gottes Hülfe una bald zurück⸗ 
gegebenen Landesherrn und zur Sicherung der Landeswolfahrt für 
den geregelten Fortgang der Landesverwaltung zu forgen und Ruhe 
md Ordnung unter allen Umständen aufrecht zu erhalten. 

Diefe Aufgabe werde ich in der Ausübung der durch die Deutfche . 
Bundesverfammlung mir in die Hände gelegten Befugniffe erfüllen. - 

An Euch aber, meine geliebten Land3leute, richte ich die dringende 

Bitte, mir zur Erreihung dieſes zum Wole unferes Vaterlandes 
gereichenden Zieles beizujtehen. In Betätigung der alten, fich nie 
verleugnenden Treue der Heſſen gegen den angejtammten Landesherrn 
wollen wir in fo ſchwerer und erniter Zeit ruhig und gefaßt die Zus 
funft erwarten, unfere Pflicht tun und mit dem erhebenden Gefühl 
einez jelbftändigen und geadhteten Gliedes des beutichen Geſamt⸗ 
vaterlandes der fichern, den Bedürfniſſen Deutſchlands gerecht werden 
den Neugeſtaltung des Bundes mit volliter Zuverſicht entgegenfehen. 

Der Schu und die Hülfe des allmächtigen Gottes wird un? 
bei unferm gemeinfamen Streben nicht fehlen. 

Hanau, am 30. Juni 1866. 

Der Bundescommifjar für Kurheſſen: 
vd. Baumbad.‘) 


17. Der Obercommandierende des 8. Bundes » Armee 
eorps an die Furheffifchen Truppen. 
(Flugblatt). _ 
Hejien! 
Die hohe deutiche Bundes⸗Verſammlung hat mit- Beſchluß vom 
geſtrigen Tage Euch meinen Befehlen unterſtellt. 


1) Alexrander v. Baumbach (4 1894) war unter dem zweiten 
Minifterium Haffenpflug Minifter des Auswärtigen, fpäter Gefandter an 


verſchiedenen Höfen, zuletzt in Wien geweſen. 
15* 
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Ich begrüße Euch im Namen des 8: deutſchen Armeecorps, das 
ſchon jeßt Euere Treue zu Yürft und Fahneneid bewundert, wie & 
Euere Tapferkeit beivundern foll, wenn wir vereint für Deutſchlands 
Ehre, für Eueres Landesfürften mit Füßen getretenes Recht zu den 
Waffen greifen. 

Heſſen! Euch brauche ich nicht erft zu sagen, wie man mitten 
im Frieden und allen Gejegen zum Hohn, nur weil Ihr treu zum 
Bunde haltet, Euer Vaterland überfiel, Euern Kriegöheren zum Ge 
fangenen machte! Die Stunde der Vergeltung iſt nahe: Euch ftele 
ih an die Spite der Truppen, welche Euer Vaterland befreien 
werden. Unſer Schlachtruf aber jet: 

„Sott und. unfer gutes Recht!" 

Hauptquartier Darmftadt, 23. Juni 1866. 

Prinz Alexander von Heffen, 
G. d. J. 


18. Cabinetsorder des Königs von Preußzen an General 


Vogel von Falckenſtein. 
(Fr.von ber Wengen, a. a. O. S. 1061). 


Nachdem Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt von Heſſen auf 
Meine wiederholte Aufforderung zu freundſchaftlicher Regelung der 
gegenſeitigen Beziehungen definitiv abgelehnt, habe Ich Mich genötigt 
geſehen, die Regierung deſſelben zu ſuspendieren, fie im Intereſſe des 
Kurfürſtentums einſtweilen Selbſt zu übernehmen und Seine König⸗ 
liche Hoheit, den Kurfürſten, zur Verlegung ſeines Wohnſitzes wäh—⸗ 
rend des Krieges zu veranlaßen. Ich habe den General v. Werder 
und interimiſtiſch bis zu feinem Eintreffen Sie, den General von 
Falckenſtein, zum Militär⸗Gouverneur von Kurheſſen ernannt, unter 
deſſen Autorität der Präſident von Moeller als Mein Eivil-Commiffar 
bie Verwaltung des Kurfürftentums leiten wird. Ste Haben den 
commanbdierenden General der kurfürſtlichen Truppen in Meinem 
Namen hiervon in Kenntnis zu ſetzen und denfelben ſofort aufs 
äufordern, die Truppen in ihre Heimat zu entlaßen. Die Officiere 
behalten bis zu weiterer Verwendung ihren Gehalt und Competenzen. 
Gegen diejenigen, melche diefer Anordnung nicht nachkommen, behalte 
Ih Mir weitere Beftimmungen vor. 

Berlin, 25. Suni 1866. (ge3.) Wilhelm. 
An den General der Infanterie (gez.) v. Biſsmarck. 

von Falckenſtein. 
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[Diefe Cabinetsorder beweift, daß die fpäter unter dem 4. Juli 
ea alsbald mitzuteilende Aufforderung des preußiichen General- 
Gouverneurs von Werder an die kurheſſiſchen Truppen, ihre Fahnen 
zu berlaßen und in ihre Garniſons zurüdzufehren, von den 
Könige Wilhelm felbft veranlaßt und durd das 
eigenhändig hinein corrigierteund unterſtrichene 
td ee noch perfönlid beſchleunigtworden 

iſt. l. Fr. von der Wengen, Geſchichte der ap aereignife 
ede Preußen und Hannover. Gotha 1886, S. 1061.] 


| 19. Die Stimmung im Lande. J 
(Sorreſpondenz ber Frankfurter Poſtzeitung Nr. 843 vom 5. Juli 1866 Abends). 
Au dem Hauptquartier de ahten Armee— 
corp3, 3. Juli. Ein treueres Volt als die Kurheſſen ift kaum 
denkbar. Niemand wird leugnen können, daß dieſelben unter der 
Regierung des jeigen Kurfürften gar manche Widerwärtigfeit zu er⸗ 
fahren hatten, von der man in andern Ländern nicht? mußte, aber 
jet, wo den Negenten, in Folge feiner männnlichen und entjchiedenen 
Haltung der Uebermacht gegenüber, die Feßeln der Gefangenschaft 
in entfernte Gegenden geführt haben — nun ift der Kurfürft plößs 
fi der populärfte Mann in ganz Kurbeffen geworden. Je mehr 
man mit jener Bevölkerung in Berührung kommt, deito klarer ‚wird 
einem dieſe Erfenntnid, und in dem Munde des Volles circulieren 
nicht allein ſchöne Worte und Lieder, fondern, wie ich Ihnen neulich 
ihon meldete, ganze Scharen treuer Untertanen verlaßen Haus und 
Hof, Weib und Kind, um die in ihrem Herrn dem Lande und folges 
weile auch jedem einzelnen angetane Schmach zu rächen. Zu ben 
Fahnen eilende Scharen Lurheffticher Bauern und Bürger find eine 
ganz ftehende Rubrik auf unjerer gegenwärtigen Wanderung, und es 
herrſcht bei allen Officteren des achten Armeecorps fiber ſolche Treue 
nur ein Gefühl der Bewunderung und Hochachtung, welchem ich 
mid, im Intereffe der Gerechtigkeit, Hier offen Ausdruck zu geben 
veranlaßt fehe. - 


20. Bündnigantrag des Königs von Preufen an den Kurfür- 


rien (6. b3. 8. Juli) und Ablehnung des letztern (12. Juli). 
(Aus den Acten des rurin ſitichen Geheimen Cabinets). 


Telegramm des Königs, da. Sanptquartier Sorit, 6. Juli, 
in Stettin augelommen am 7. Juli, 9 U. ALM, 
Mit Rückſicht auf das von E. Königl. Hohelt Mir mitgetellte 
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Zunehmen der Cholera) in Stettin, erfuhe Ich E. Königl. Hoheit, 
Ihren Wohnjig nach Königsberg zu verlegen, woſelbſt das Schloß 
zu Ihrer Aufnahme in Bereitichaft geſetzt iſt. Es wird Mir fchiwer, 
bem Wunſche E. Kgl. Hoheit, Sich nad) der Schweiz zu begeben, 
nicht entiprechen zu können, jo lange E. Kgl. Hoheit nidt. 
Ihre Truppen zurüdgerufen haben und ein Bünde 
nis mit Mir [hließen Sobald dieß feftgeitellt 
und die furfürftliden Truppen als Bundesgenoßen 
beiden Meinigen eingetroffen fein werden, wird 
der Erfüllung des Wunſches E. Kgl. Hoheit kein Hindernis im 
Wege ſtehen. 
Hauptquartier Horitz 6. 





Milhelm. 


. B. 
Aus einem Briefdes Königs, dd. Hauptquartier Bardubig 8. Iuli- 

[Dem zelegramm unter A. ließ der König noch einen Dre 
ad. Bardubig, 8. Juli folgen, in weltyem es nad) dem Ausdr 
des Bedauern? dariiber, daß die Pflicht gegen die Armee es Seiner 
Majeſtät verbiete, ben Wunſ ch des Kurfürſten, betreffs Ueberſiedelung 
in die Schweiz, zu erfüllen, ſolange die kurfürſtlichen Truppen den 
königlichen wuter  einblichern Oberbefehl gegenüber ſtünden, wörtlid 
wie folgt beißt]: 

Euere Königliche Hoheit haben es in der Hand, Mich dazu in 
en Stand zu jegen, wenn Sie Ihre Truppen aus dem feindlichen 
Lager zurüdrufen. In dem Augenblid, wo diejelben den Meinigen 
als Bundesgenoßen zur Seite ftehen, um fürdie gemein- 
famen Intereſſen in alter Waffenbrüderfdaft 
zu fehten, werde ich Euer Königl. Hoheit Die Wahl Ihres Auf- 
enthaltes an jedem Orte außerhalb des Kurſtates, in welchen 
während ber Dauer bes Krieges das Militärgouvernement wird 
bleiben müßen, vollſtändig freiftellen. 


1) Die Stadt und Feltung Stettin hatte damals, abgejehen von der 
während des Krieges geringen Garnifon, nicht ganz 65,000 Einwohner. 
Nach den Choleraberichten der „Stettiner Zeitung” vom 2. Juni bi 
9. Juli 1866 ergaben die Verheerungen, welche die Seuche während 
diefer Zeit in Stettin anrichtete, folgendes Bild: 

Erkrankungen beim Civil 1827 Todesfälle beim Civil 1134 

„ „Militär 205 n „Militär 61 
‘ Erkrankungen inzgefamt 2032 Todesfälle insgefamt 11% 
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c. 
Aus dem Antwortſchreiben des Kurfürften, dd. Stettin, 12, Juli. 

... Als ein gefangen gehaltener, feiner Autorität im eigenen Sande 
entfleideter, nicht Kriegöherr feiner Truppen feiender Kurfürft kann 
Ich hiernach einen wirkſamen Befehl an Meine Truppen von hier 
aus nicht erteilen. - Gott weiß es, ohne mein WVerjchulden befinde 
Ich Mich in ſolch trauriger Lage. Ich baue auf Gott und 
will geduldig ertragen, was Er über Mi und 
Mein Land verhängt hat. ' 


2L Verſuch des preußischen] Generalgouverneurs v. Werder, 
die kurheſſiſchen Truppen zum Verlaßzen ihrer Fahnen 
zu beftimmen, 
(dr. von der Wengen,a. a. O. ©. 465) 
An die Officdere und Soldaten der furhefftiichen Armee! 

Seitdem Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt von Helen in 
Folge ber jüngſten Eriegerifchen Ereigniſſe fein Land verlaßen, tft die 
turheiftiche Armee⸗Diviſion ohne Kriegsherrn. 

Kurhefftiche Offictere und Soldaten! Der Befehl Eures Corps⸗ 
führer hat Euch in den üblichen Gebtetßteilen Eures Landes 
eoncentrieren können, aber er iſt nicht befugt, Euch über die Grenzen 
Eures Baterlandes Hinauszuführen und unter fremde Befehle zu 
ſtellen. 

Der Beſchluß des ſogenannten Bundestages in Frankfurt a. M., 
Euch in ein fremde Armeecorps einzufilen, tft völlig rechtswidrig 
und unverbindlich. | 

Menn Ihr ihm Folge leitet, jeid Ihr nicht mehr Soldaten, 
die dem Willen ihres Kriegsherrn gehorchen, gleichviel ob gern oder 
ungern, fondern Ihr feid Parteigänger, welche auf. eigene Hand den 
Krieg als gejetlojes Handwerk treiben. | 

Kann es die Ehre der kurheiftichen Armee ertragen, daß man 
aus ihr eine bayerifche oder württembergiſche Soldtruppe macht ? 

Niemand follte diefe Zumutung wagen dürfen. 

Aber ih rede nicht zu Euerem Chrgefühl, welches feinen 
Zweifel duldet, fondern zu Euerm Rechtsſinn; denn der Widerftreit 
der Verhältniffe kann auch den Bravſten irre leiten. 

Indem Euch der unmittelbare Wille Eures Kriegsherrn fehlt, _ 
habt Ihr Euch der bejtehenden Odrigtelt Eures Bandes zu filgen, 
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Als der Kurfürft, Euer Herr, dad Land verließ, Hat Seine König⸗ 
liche Hoheit zu feinem Bolfe Worte des Abſchieds geiprochen, in 
denen er alle Seine Behörden auffordert, fich der neuen Ordnung 
der Dinge willig zu fügen und im Intereſſe des Landes nach wie 
por ihre Pflicht zu hun. 

Officiere und Soldaten ber Kurheffiichen Armee! Euch ſo gut 
wie jeden Euerer Mituntertanen trifft diefer Befehl' Eures kurfürſt⸗ 
lichen Herrn. | | 

Kraft des mir übertragenen Amtes als General-Gouverneur 
des Aurfürftentums fordere ih Euch hiermit auf, friedlih in Eure 
Garnifonen zurückzukehren. Wenn e8 zwar die Verhältniffe gebieteriſch 
erfordern, daß die Mannfchaften entlaßen werden, jo bleibt Doch den 
Dfficteren die Vollehre ihrer Waffen und der ganze Umfang ihrer 
bisherigen Bezüge und Gompetenzen. 

Ih habe Euch dieß von Mund zu Mund jagen wollen, mie 
es zwiſchen Soldaten Gebrauch) ift, aber der Höchſtcommandierende 
Eurer Divifion Hat die Mitteilungen des von mir abgejanbten 
PBarlamentärsOfficter8 nicht angenommen. Ich bin daher gendtigt, 
biefe Worte durch die öffentlichen Organe an Euch zu richten. 

Nehmt fie kameradſchaftlich auf und folgt meiner Aufforderung. 
Ihr, deren Väter jeit Jahrhunderten nicht anders als an Preußen? 
Seite glorreich gefochten, werdet nicht, meinem Herzen zuwider, mid) 
zwingen wollen, Euch als Feinde zu behandeln und dieß nur um 
des verhängnisvollen Irrtums Eures zeitigen Führers willen. 

Kaſſel, den 4. Juli 1866. 

Der General-Gouverneur des Kurfürſtentums Heflen, 
vb. Werder, 
königlich preußiſcher General der Infanterie, 


22. Proteft des Commandanten der kurheſſiſchen Armee: 
Divifion.!) 
(Mainzer Zeitung vom 18. Juli, Nr. 160). 
Der königlich preußifche General der Infanterie von Werder 
hat in den öffentlichen Blättern eine Anſprache an die Officiere und 


) Die kurheſſiſchen Truppen waren inzwilchen — bis auf die unter 
Nr. 28 erwähnte Huſaren-Diviſion — durch Verfügung des 8. Bundes⸗ 
Armeecorp&-Commandos vom 29, Juni in die Feſtung Mainz verlegt, 


um > die ihnen fehlende eng zu bewirken (v. d. Wengen, 
a. a. 0. ©. 464). 





— 








Soldaten der kurheſſiſchen Armee erlaßen, in welcher er diefe auf⸗ 
forbert, der Fahne ihres Kriegsherrn untreu zu werden und in thre 
Garniſonen friedlih zurückzukehren. 

Derſelbe ſucht unter anderem auch ſeine Aufforderung damit zu 
begründen, daß er der kurheſſiſchen Armee einreden will, ſie ſei in 
Folge des gegen Seine Königliche Hoheit des Kurfürſten begangenen 
Gewaltactes gegenwärtig ohne Kriegsherrn. Was würde die könig⸗ 
lich preußiſche Armee dazu ſagen, wenn ihr in gleichen Verhältniſſen | 
dieſelbe Zumutung geftellt würde? 

Für die Lurheiftiche Armee kann fein Zweifel darüber obwalten, 
was fie zu tun, und auf welcher Seite fie zu kämpfen hat. 

Die Aufforderung des General® von Werder erinnert ſchließlich 
an die Vergangenheit, in welcher Zurhefftiche Truppen oftmals an 
preußiicher Seite gefochten haben. Auch Seiner Königlihen Hoheit, 
unſerm Allergnädigjten Kriegsherrn und feiner treuen Armee tft es 
ſchwer geworden , dieſe Vergangenheit gebrochen zu fehen. Don 
welcher Seite aber der Bruch mit diefen Traditionen verfchuldet 
worden, kann wol nicht offenfundiger bezeugt werden als durch den 
Berfuh eines preußiſchen Generals, unſerm gefangenen Kriegsherrn 
num auch noch die tamjendjährige, geheiligte Treue feiner Armee 
dadurch rauben zu wollen, daß ihr Bezüge und Gompetengen zu⸗ 
geſichert werden. 

Mit Entrüſtung weiſe ich daher im Namen der Officiere und 
Soldaten Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürſten eine Aufforde- 
rung zurüd, welche ihnen die Vollehre ihrer Waffen verbürgen will, 
in Wahrheit aber das Anfinnen ftellt, Treue und Ehre mit Füßen 
gu treten. 

Mainz, 12. Juli 1866. 
(ge3.) von Loßberg, 
Generalmajor, 
mit dem Commando der kurheſſiſchen Armee-Divifion beauftragt. 


23, Abſchiedsworte des General? v. Neipperg an die 
kurheſſiſche Hufaren-Divifion, als dieſelbe am 3. Auguft 
unter das Commando der Brigade Nafaun geftellt wurde, 


Karl vn. KRoffedi und Robert von Wrangel, Geſchichte des kgl. preußiſchen 
2, beifiichen Huſarenregiments Nr. 14 und feiner heffiſchen Stammtruppen 1706--1886.)' 


[Da3 2. Lurhefftiche Hufarenregiment war der von dem E E, 
marſchall⸗Lieutenant Grafen v. Neipperg commandierten öſter⸗ 
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reichiſchen Infanterie-Divifton des 8. Bundesarmeecorps zugeteilt 
und in eine Divifion zu 2. Feld-Escadrond à 140. Pferden 
formtert worden. Der preußtiche General Vogel v. Faldenftein be 
drohte nad) den Gefechten mit den Bayern bei Kilfingen und Hanmel- 
burg und mit den SHeflen = Darmftädtern bei Laufach durch die 
Divifion Goeben das 8. Armeecorp& und die freie Stadt Frank 
x Zum Schuge derjelben fchicdte Der commandierende General 
es 8. Bundesarmeecorpd, Brinz Alexander von Helfen und bei 
Rhein, die bezeichnete heſſiſche und öſterreichiſche Divifion unter dem 
Grafen dv. Neipperg nah Aſchaffenburg. Die Heifiihen Hufaren 
wurden am 13, Juli Nachmittags in Braunheim, wo fie ſeit 
dem 9. Juli gelegen, allarmiert und erhielten Marichbefehl nad 
Aichaffenburg über Seligenstadt, welchen Ort fie Abends 11 Uhr 
erreichten. Am folgenden Tage beteiligten fie fich unter re Com⸗ 
manbeur Major v. Heuſinger an dem Gefecht bei Aſchaffenburg, 
wo fie 3 Officiere und 17 Mann verloren.] 

4, Divifion des 8. deutſchen Bundes-Armeecorp3. 

Ich rechnete mir jederzeit zur bejondern Ehre, die kurheſſiſche 
Hujaren-Divifton meinem Commando unterftellt zu wißen, um fo 
ntehr muß ich jett bedauern, dieje mujterhafte Reitertruppe aus dem 
dienjtlichen Verbande der Diviſton fcheiden zu jehen. Bei Dielem 
Anlaße fühle ich mich angenehm verpflichtet, der Huſaren-Diviſion 
flir den ftet3 bewährten vorzüglichen militärtichen Geift, ftrenge Auf 
techterhaltung einer mufterhaften Disciplin, ſowie auch mutvolle 
Ausdauer in allen Kriegsſtrapazen, feindlichen Begebenheiten und 
Sefechten meine vollſte Anerkennung, deögleichen dem Herrn Comman⸗ 
danten und den Herren Officderen meinen wärmijten Dank filr die 
mir von ihnen zu Teil gewordene aufopfernde Unterjtügung aus» 
zufprechen und allen meine beiten Wünſche für die Zukunft entgegen 
zu bringen. 

Mögen alle eine fameradichaftlihe Grinnerung mir und den 
öjterreichiichen Truppen als ihren Kampfgenoßen bewahren. 

KantonnierungdsStattion Marktbibart, 3. Auguft. 1866. 

(ge3.) Neipperg, | 
Gommandenr der 4. Divifion beim 8. beutfchen Armeecorps. 


nn 











235 
FHünftes Kapitel. 
Der preußiſch⸗italieniſche Krieg gegen Geſlerreidh 





1. Italien folgt der preußziſchen Kriegserklärung gegen den 
Deutfchen Bund, 
(Uegidi und Klauhold, Statsarchiv Xu, 1867, ©. 73). 
Florenz, 17. Junt 1866. 9. U. 15 Min. Morgens. 
Indem wir Act nehmen von der und durch den Grafen Bis⸗ 
marck officiell gegebenen Ankündigung, daß die Feindfeligleiten in 
Deutſchland begonnen haben, werden wir, unlern Pflichten getreu, 


ohne Aufſchub Deiterreich den Krieg erklären. 
La Marmora, 


Man beachte, daß bei Erlaß der hier erwähnten Bismarckſchen 
„Ankündigung“ die preußiſche Kriegserklärung gegen Defterreich, die 
erſt nach der italieniſchen erfolgte, noch gar nicht vorlag, ſondern 
nur diejenige gegen Hannover, Sachſen und Kurheſſen, die aber 
eh Hmol’ genügte, um den angeblich nur gegen Oeſterreich gewworbenen 
talieniſchen Alliierten in Bewegung zu jeßen.] 


2. Sriegderflärung Italiens gegen Oefterreih; General 
La Marmora an Erzherzog Albrecht, 20. Juni, 
(HUegibi und Klaubold, Stat3ardiv XI, G. 148). 

Hauptquartier Cremona, 20. Juni. 
Das Kaiſertum Oeſterreich iſt ſeit Jahrhunderten die vorzüg⸗ 
ichfte Urſache der Teilung, Knechtſchaft und der moraliſchen, wie 
materiellen Schäden Italiend. Heute iſt die Nation conftitiert, 
Oeſterreich verfennt fle, indem es fortfährt, unfere edeljte Provinz 
zu unterdrüden, und aus derjelben ein großes Lager macht, um 
unferen Beitand zu bedrohen. Die Ratichläge der Mächte find unnütz 
geweſen. Es war unvermeidlich, daß fich Italien und Oeſterreich 
Hei der erften europälichen Verwicklung gegenüber finden. Die zurück⸗ 
gewieſenen Vorſchläge und Abmachungen bewielen die feindjeligen 
Abſichten Dejterreih!. Ganz Italien hat fi) erhoben, und dieß tjt 
8, weshalb der König, der Hüter und Verteidiger des italieniſchen 
Gebietes, dem Kaiſertum Defterreich den Krieg erklärt. Die Feind- 
jeligfeiten werden in drei Tagen beginnen, ausgenommen, daß 
Diefer Termin nicht angenommen wiirde, in welchem Falle La Mar- 
mora den Erzherzog bittet, ihn davon benachrichtigen zu wollen. 
La Marmora. 
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3. Die Kriegderflärung Preußens gegen Oefterreidh, 
21. Juni, | 
(Feuilleton⸗Beilage gu der Prager „Polltit" Nr. 278, Juni 1866). 

Seit dem 16. Juni war die Grenze um Braunau bon be= 
deutenden preußiſchen Truppenabtetlungen bejeßt. Diejen ftand öſter⸗ 
reichijcherjeitö eine Vedette von 6 Dragonern in Dittersbach ent— 
gegen. In den Nachmittagsftunden des 21. tönte endlich der längſt 
befürchtete Schredenäruf: „Die Preußen kommen!" ... Ms fi 
die allgemeine Aufregung etwas gelegt Hatte, begab ſich der f. k. 
Bezirföhauptmann Herr Arlt, begleitet von dem k. k. Oberlieutenant 
Herrn Krobath, welcher aus Anlaß !der Aijentierung dort ala Er— 
gänzungs-Bezirks-Reviſor fungierte, auf die Straße gegen Johannis 
berg, von wo die preußiihen Truppen im Anzuge fein follten. 
Gleich ‚Hinter der Stadt, zwifchen diefer und der Vorſtadt Mittel- 
fand, trafen fie einen preußifchen Ulanen-Rittmeifter zu Fuß. Er 
war mit 4 Mann Bedeckung und einem Trompeter über. Johannis⸗ 
berg gefommen, hatte die Bededung in Delberg und bei der Oelfabrif, 
am Oberjande auch den Trompeter und das Pferd zuriidigelaßen. 

Der dort aufgeftellten Dragoner-Vedette legitimierte er fich als 
Parlamentär, welcher dem nächſten öſterreichiſchen Militärcommane- 
danten eine Depeiche zu übergeben Habe. Won einer bedeutenden. 
Menfchenmenge, deren Haltung teilweife jehr drohend war, zur Stadt 
geleitet, ftellte fich ihm Dort der den Vorpoften befehligende Dragoner⸗ 
Corporal als öſterreichiſcher Milttärwachpoften-Gommandanten vor. 
Diejem übergab der Parlamentär in dem Mufterhaufe der Braunauer 
Tuchmacher⸗-Genoßenſchaft Nr. 29 die Kriegserklärung 
Preußens in Gegenwart des Oberlieutenant® Herrn Krobath, 
welcher den Empfangsichein mitfertigte. 

Es tft ſehr merfwürdig und wird doch nur felten beachtet, 
daß Preußen jeine Kriegserklärung an Hamover, Sachſen ımd Kurs 
heſſen fofort am 15. Juni, diejenige gegen Oefterret erit am 21. Zumt. 
erließ. Die Echrift des öfterreichiichen Generalftabs über den Krieg 
von 1866 knüpft (S. 167) daran die Bemerkung: „Sei e&, daß. 
Ken die zwilchen den verjchiebenen Kriegserklärüngen liegende 

rift zur Ausführung feiner gegen die erwähnten Staten gerichteten. 
Anneriondabfichten möglichſt ungeftört benutzen wollte, oder auch, 
. am DOefterreich felbit zur Kriegserflärung zur verleiten, und daburd). 
vielleicht no im lebten Augenblide die ohnehin nicht ſehr feften. 
ſüd⸗ u ſewefnichen Regierungen in ihren Entſchlüßen wankend 
zu machen.“ 
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4. Gleichzeitiger Einbruch der Preuken und Staliener in 
öfterreichifches Gebiet, 33. Juni. 

(Rudolf Müller, Lofe Tagebuchblätter zwiſchen Krieg und Frieden, Gedenkbuch aus 
der Kriegsperiode 1866, Reichenberg 1866, ©. 1). 


Prag, 24 Juni 1866. Heute, als am Tage der Sonnen- 
werfde, wurde officiell fundgegeben: „Der Feind in Italien bes 
trat am Morgen des 23. (und zwar noch vor Ablauf der drei 
Kiindigungstage) öſterreichiſches Gebiet.” 

Unmittelbar an diefe Nachricht ſchloß fich die andere an, laut 
welcher der preußifche Feind und Alliterte Italiens ebenfalls 
am 23. mit feiner eriten Armee in Böhmen eingebrochen, und deſſelben 
Tages auch ſchon das erfte Blut geflogen ſei in Vorpoftengefechten 
bei Kohlige, Schönborn und Friedrichshain. 

5. Schlacht bei Cuſtozza, 24. Juni, 
(Bulletins bes Feldmarſchalls Erzherzogs Albrecht, „Wiener Zeitung“, 25. Junli). 

Hauptquartier Zerbare, 24 Juni 10 Uhr Abends. 
Die k. k. Armee debouchierte heute mit dem früheiten Morgen aus 
dem verfchanzten Lager von Verona, bejeßte die vom Feinde noch 
nicht ocenpierten Höhen von ©. Giuftina, Sona und Somma Cams 
vagna und griff während der Schwenkung gegen Süden die feind- 
lichen Solonnen an, welche in die Höhe von Salionze bis Somma 
Campagna mit Macht und befonder3 mit vieler Artillerie vorrückten. 
Die k. k. Truppen drängten die feindliche Armee auf allen Punkten 
nach heißem Kampfe und nicht ohne bedeutende Verluſte zurück. 
Schließlich wurde Cuſtozza geſtürmt, wornach ich die Schlaht von 
Cuſtozza benenne. Sämtliche Truppen fochten mit außerordentlicher 
"Tapferkeit, erbeuteten mehrere Geſchütze, machten gegen 2000 Ges 
fangene und find vom beiten Geijte bejeelt. 

Zerbare, 2%. Juni, 9 Uhr 15 Min. VBormittagd. Der am 
23. Juni früh über den Mincio eingedrungene Feind iſt am 24. 
Abends bereits wieder über den Mincio zurüd. "Unfere Armee tft 
in gutem Zuftande zu neuen Unternehmungen bereit. 

6. Die Entjcheidung bei Königgrätz, 3. Juli, 
«Zelegramım bes Yelbzeugmeifters Benebekt) an ben Kaifer Franz Sofeph, „Wien. Ztg.“, 4. Sul.) 
Hohbenmautd, am 4. Juli 1866, 3 Uhr Morgens. 

Nach mehr als fünfftiindigem, brillantem Kampfe der ganzen 

"Armee und der Sachſen in der teilweile verichanzten Stellung bon 


4) Ludwig Ritter von Benedek, k. k. Feldzeugmeifter (geb. 
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Königgräg mit ben Centrum in Lippa gelang es dem Feinde, ſich 
unbemerft in Chlum feftzufegen. Regenwetter hielt den Pulverdampf 
am Boden, fodaß er jede beftimmte Ausficht unmöglich machte. Hier— 
durch beginftigt, gelang e& dem Gegner, bei Chlum in unjere Stel- 
lung vorzubringen. Plötzlich und unvermutet von dort aus ir 
Flanken und Rüden heftig beichoßen, wantten bie nächiten Truppen, 
und ungeachtet aller Anftrengungen konnte es nicht gelingen, dem 
Nüdzuge Einhalt zu tuen. Derfelbe erfolgte Anfangs langjam, nahm 
jedod) an Eile zu, je mehr der Feind drängte, 518 alles fich über 
die Kriegsbrücken der Elbe, ſowie nad) Pardubitz zurüdgog. 

Der Verluſt ift noch nicht zu überjehen, ift aber gewiß ſehr 
bedeutend. 


7. Seeſchlacht bei Lifſa, 20, Jnuli. 
(Escadre⸗Befehl des k. k. Viceadmirals Tegetthofft) v. 21. Juli). 

Hafen von Liſſa, 21. Juli 1866. Ich Habe bereit 
geftern mit Signal der EScadre meine Anerkennung fir die Waffen- 
tat außgefprochen, welche die Marine mit goldenen Leitern in ihre 
Annalen eintragen kann. Wir find einem übermächtigen Feinde ent⸗ 
gegengeftanden, und doch tft es der heldenmiltigen und aufopfernden. . 
Pflichterfüllung von Seiten der Commandanten, Officiere und Mann 
ſchaften gelungen, die jeit mehreren Tagen bedrohte und belagerte 
Inſel Liffa zu entjeßen, dem Feinde bedeutende Verluſte und 
Schäden beizubringen und die gegnertiche Flotte zu bewegen, vor⸗ 
läufig dieſe Gewäßer zu verlaßen. 

Wir können ftolz fein auf den geftrigen Tag und, wenn mir 
dag nächſte Mal dem Feinde begegnen, mit dem Bewußtiein in den 


1804 zu Debenburg in Ungaru, + 1881 zu Graz) hatte feine Popularität 
n der Armee als Generalftabschef Radetzkys und durch feine Erfolge al$ 
Eorpsführer im italienischen Feldzug von 1859 erlangt. Das Ober» 
commando Über die Nordarmee, welches ihm am 12. Mai 1866 übertragen 
wurde, nahm er nur nad den ernitlichiten Gegenvorftellungen auf aus⸗ 
drüclichen Befehl des Kaiſers an, weil er fich "der Leitung eines großen 
Heeres nicht gewachſen fühlte und überbieß den böhmiſchen Kriegsſchau⸗ 
plas nicht fanntee Del. Andreas Memor (Gramont), L’Allemagne 
Nouvelle p. 262. 

) Wilhelm Freiherr von Tegetthoff, geb. 1827 zu Mars 
burg i, St., befiegte die Dänen in dem Seegefeht bei Helgoland 9. Mat 
1864, + ftarh als Generalinfpector der k. £ Marine 1871 zu Wien. 
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Kampf gehen, daß ſeine Meberlegenheit an Schiffen und Geſchützen ir 
Zahl und Kaliber durch die Tüchtigkeit öfterreichticher Seeleute auf- 
geivogen wird. 


8. Preußiſche Proclamation uach der Schlacht bei 
Königgrätz.) 
(Rudolf Müller, Loſe Tagebuchblätter ꝛc, S. 127—128). 
Einwohner des glorreichen Königreiches 
Böhmen! 

In Folge des gegen unſere Wünſche vom Kaiſer von 
Oeſterreich herbeigeführten Krieges, betreten wir nicht als Feinde 
und Eroberer, ſondern mit voller Achtung für Euere 
hiſtoriſchen und nationalen Rechte Eueren heimatlichen 
Boden. 

Nicht Krieg und Verheerung, ſondern Schonung ud Freunds 
ihaft bieten wir allen Einwohnern ohne Unterjchied des Standes, 
ber Eonfeifionen und Nationalität. 

Laßet Euch) von unfern Gegnern und Verleumdern nicht ein= 
flüftern, daß wir aus Croberungsfucht diefen jetzigen Krieg hervor- 
gerufen! DOefterreihh hat und zum Kampfe gezwungen, indem 
es mit den deutfchen Regierungen ung überfallen mollte; aber 
nicht? Liegt und ferner ala die Abfiht, Eueren geredhten 
Wünſchen nad Selbftändigfeit und freier natio— 
naler Entmwidelung entgegen zu treten. 

Eingedenk der vielen, faſt unerſchwinglichen Opfer, welche Euch 
zur Vorbereitung für den jetigen Krieg die kaiſerliche Regierung 
bereit? abverlangte, find wir weit entfernt, Euch weitere Laften auf: 
zuerlegen und verlangen wir von niemanden, daB er gegen feine 
Veberzeugung handle, namentlich werden wir Cuere heilige Religion 
ehren und achten, Doch können wir offenen Widerftand nicht dulden 
und namentlich müßen wir hinterliftigen Verrat ftrenge trafen. 

Menn Ihr uns freundlich entgegen kommt, werdet Ihr 
uns nur al® Freunde und nicht als Feinde fennen lernen. 

Namentlich handelt Ihr töricht, wenn Ihr aus Eueren Woh⸗ 
nungen fliehet und Ihr diefelben der Zerſtörung preisgebt. 
Ihr tut beßer, wenn Ihr die Soldaten freundlich erwartet und Ihr 


1) Angefchlagen an die Straßenecken zu Prag, wo die Preußen am 
8. Zuli eingerückt waren, am 10. Juli. 


5 «51 5 — 7 — 
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mit ihnen friedlich wegen der Gebenömittel unter— 
handelt, welde durchaus notwendig find. 

Die Militärbefehlshaber werden dann von Euch nichts mehr 
verlangen, .al3 was durchaus nötig iſt, und Euer Eigentum jchilgen, 
welches Ihr durch die Flucht dem Raube und und der Plünderung 
preisgebt. 

Das Uebrige überlaßen wir mit voller Zuverſicht dem Gott 
der Heerſcharen! Sollte unſere gerechte Sache ob 
ſiegen, dann dürfte ſich vielleicht aud den Böhmen um 
. Mähren der Augenblid darbieten, indem fie ihre nationalen 

Wünſche gleich den Ungarn verwirklichen können. j 

Möge dann ein "günftiger Stern ihr Glück auf immerdar be 

gründen. 





Das preußiide Obercommando. 


9. Preußen? „Ungariſche Legion‘, 
(Rudolf Müller, Lofe Tagebuchblätter ꝛc, ©. 20911). 

31. Juli. Als ich vor einigen Tagen irgendwo las, Deak 
ſei am 20. d. zu einer Minifterberatung nach Wien berufen worden 
und habe, iiber die politifche Stimmung Ungarns befragt, Andentung 
gegeben über das Vorhandenfein gefährlicher Elemente, jo wußte 
ich dafür, in Betracht des unbedingten Vertrauens, welches der Kaiſer 
für Ungarn jüngſt in greifbarſter Weiſe an den Tag legte, keinen 
rechten Sinn und Grund zu finden. 

Nun, wo das „Dresdner Journal“ vom 28. d. vorliegt, läßt 
ſich allerdings Sinn "mb Grund für diefe Aeußerung Deals finden. 
—- In einer Correfpondenz aus Slogan, dem Aufenthalt3orte von 3500 
Öfterreichifchen Kriegögefangenen, darunter ein großer Teil Ungarn, 
wird mitgeteilt, daß dieſen letteren von unbekannter Hand eine in _ 
ungariiher Sprache abgefaßte Proclamation folgendes Inhalts zu⸗ 
geftedt worden jet: 

„Tapfere Krieger! Das Vaterland hat das Vertrauen in mid 
geſetzt, ich übernehme den Oberbefehl der ganzen ungariichen Armee, 
als Führer Ipreche ich zu Euch! Unſer armes Vaterland ift nit 
mehr verlaßen! Die mächtigen Sönige von Preußen und 
Stalien bieten und hülfreihe Hand. Zur Befreiung des bedrückten 
Baterlandes eilen aus Stalin Garibaldi, gegen die Donau 
Türr, nad) Siebenbürgen Bethlen, und von bier führe ich bie 
Ltapfere Armee. Koſſuth Lajog (Ludwig) wird mit uns fein! 











4. 


So vereint wollen und werden wir das habsburg'ſche Herricher- 
haus vertreiben, dag unjeres Baterlandes Blut und Eigentum raubte, 
und neuerdingd werden wir und den Beſitz des Arpatlandes, das 
unſer Eigentum ift, fihern. Im Iahre 1848, 1849 haben wir ung 
eiwigen Ruhm erworben, nun aber harrt unjer ber Vorbeer und Ruhe⸗ 
franz, wenn wir unjer Vaterland befreien. Vorwärts alſo! drängt 
Euch um die ungariſche Fahne; wo fie weht, fit der Platz jebes 
Ungarn! Nur einige Tage entfernt Tiegen die Triften des heiligen 
RVaterlandes, dahin führe ih Euch! Eilen wir ſomit dahin, wo 
Eltern, Geſchwiſter, Geliebte mit offenen Armen und erwarten. 
Wählet nun zwiſchen einer elenden Gefangenjchaft und der Ehre, 
ruhmool für die Freiheit unjeres Vaterlandes zu kämpfen. Es lebe 
das Vaterland! Klapka, ungariſcher General.” 

Weiter iſt zu entnehmen, daß um die Zeit vom 20. bis 28. 
der aus der ungariſchen Revolution bekannte „Generallieutenant“ 
Vetter ſich in Glogau befunden und Verkehr mit den gefangenen 
Ungarn gepflogen habe; daß vordem ſchon in Neiſſe wie in Koſel 
Vorbereitungen und Anſtrengungen gemacht wurden zur Bildung 
eines Freicorps aus dort und anderweitig internierten Ungarn, 
daß ſogar ſchon Unifor men vorrätig waren, die aus blauen un⸗ 
gariſchen Hoſen mit roten Schnüren, blauer Blouſe mit roter Litze, 
dunkelblauer Juppe und roter Garibaldikappe beſteht, und Herr 
Vetter ſich ſchon in voller Uniform eines Freicorps⸗Generalen präſen⸗ 
tiert habe. 

Andeutungen nach giengen jedoch in Glogau ſelbſt die Geſchäfte 
nicht ſonderlich günſtig; den Meiſten kam der Verſuchung gegenüber 
das ehrenhafte Bewußtſein, ihrem Kaiſer den Eid der Treue 
geleiſtet, und auch die Erinnerung, wenig Erſprießliches unter der 
einſtmaligen Oberherrſchaft dieſer Befreier erlebt zu haben; ſo daß 
Herr Vetter nach einer ſehr lärmenden Abfertigung ſich am 24. nach 
Neiſſe zurückzog. Nächſtes Tages indes kamen von Berlin aus 
der ungariſche „Oberlieutenant” Ste ves Iy und Rittmeiſter“ Czeſz 
wieder ins Glogauer Lager der Gefangenen, um die Verhandlungen 
fortzuſetzen und jedem, der ſich zum Eintritte in das Freicorps 
willig zeige, zwei Taler Handgeld auszuzahlen. Wie der Corre⸗ 
ipondent meldet, ließen fich hierauf 173 Mann anwerben, welche zur 
Einkleidung nad) Neiffje mitgenommen wurben. 

Zu bemerken tft noch, daß preußifcherfeits vordem ſchon 
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angeordnet war, die Gefangenen nad) den Nationalitäten ax 
beftimmten Orten zufammenzugtehen, die Ungarn fämtlih in 
Glogau; — halten wir biezu die Bewegung, welche das Armee⸗ 
corps Prinz Friedrich Karl in Richtung auf Nordbungarn nahm; 
ferner bie Alltance Preußens mit Italien iiberhaupt, ſowie bie beider⸗ 
feitigen vertraulichen Beziehungen, in welche die preußifche und 
italieniſche Regierung zu Koſſuth und Klapka vor 
und während des Krieges getreten, jchließen wir daran bie neueſten 
Nachrichten der „Preſſe“ und des „Wanderer vom 1. Auguft von 
einem mizlungenen Butihverjude Klapka's im Waags 
tale — weil die Landbevölkerung teilnahmslos, und Diegemorbenen 
Gefangenen die Gelegenheit benüßten, zu ihren 
KRegimentern zurückzukehren — jo gewinnen wir enblih 
einen Sinn und Grund der Worte Deaks — wodurch aber auch 
die königlich preußiſche Politik eine Illuftration erleidet, wie 

fie in den Kriegsannalen faum noch zu finden if. Das war der. 

- erste praftiihe Beleg für Herrn Bismarcks fpäter befannt ge 
wordene charakteriftiiche Aeußerung: „Wir vderpinden uns 
nöttigesfalls auch mit der Revolution, wenn's gilt, 
das Ziel zuerreichen!“ Das mag und muß Oefterreich nicht 
vergeßen, namentlich wenn es gilt, die ungariſche Trage endlich zu 
löſen. 








* * 
* 

Einer fpäter zu Geficht gefommenen Notiz in den „Kölnifchen 
Blättern” aus Neiffe 26. Juli, iſt zu entnehmen, daß es im dortigen 
Lager der gefangenen Ungarn, zwiſchen den filr das Freicorps An⸗ 
geworbenen und jenen, welche ihrem Fahneneide treu blieben, bis 
zum Meßerfampfe gekommen fe. Die Zahl der Angeworbenen wird 
auf 1500 angegeben; fie wurden mit preußiſchen Minis- 
büchſen bewaffnet und erhielten Mäntel, die In Hannover waren 
erbeutet worden. Auch 500 Pferde von Berlin fommend, wurden 
für eine Gavallerie-Abteilung, 6 erbeutete öſterreichiſche Kamonen für 
Artillerie, der Legion zur Verfügung geftellt. Sie brach am 27. 
über Katibor und Oberberg nad) Ungarn auf. 





* 
Welchen fpeciellen Anteil Koſſuth an diefen Vorgängen gatte, 
erjehen wir aus einem durch die „Weferzeitung“ befannt gegebenen 
Actenſtücke, was biefer noch von Italien aus unter dem 2. Juli 
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als Manifeft an die ungariſche Nation verfenbete. Es be- 
ginnt damit, daß es in der Gefchichte Augenblicke gebe, welche iiber 
Tod und Leben der Nationen entſcheiden; ein folcher Augenblick ſei 
jest gelommen für Ungarn und Siebenbürgen, mie für 
Kroatien, Dalmatien und Slavonien. Der ausgebrochene 
Krieg entſcheide nicht nur über die Eriegführenden, ſondern auch über: 
die genannten Länder. Der Sieg Oeſterreichs ſei Confolibterung 
feiner Macht, Herftellung der Einheit der Öfterreichtichen Monarchie; 
fein Unterliegen das fidjere Verichmelzen der ihm lihrig bleibenden 
Staten, um feiner Familie den Rang einer Großmaht zu fidhern. 

Ungarn jet zwar keineswegs revolutionär gefinnt, fondern im. 
Gegenteile höchſt conjernativ — „mit Heiliger Pietät an ben Tradis 
Honen unferer Vorfahren hängend, lieben wir die geordnete Freiheit 
md haßen die Zilgellofigkeit, unjer Volk tft durchdrungen von monar⸗ 
chiſcher Geſinnung. Aber wir find eine Nation und wollen es fein, 
fret leben, ein freies nationales Leben führen.” „Aber — zwiſchen 
der Verwirklichung unjerer Rechte und dem Haufe Habsburg⸗Loth⸗ 
ringen iſt eine unverſöhnbare Antagonie. Unter allen 
Herriherhäujern hat dieſes Haus als folches Keine Nationalität, 
fein Vaterland, hat es nur Domänen. Es iſt nicht dag Hanpt 
einer Nation, es ift nur eine Herrfcherfamilie.” (Und vermöge diefer 
Koſſuth'ſchen ftatsrechtlichen Theorie folgt nun der damit ganz rich- 
tig zufammenhängende Schluß). „Entweder muß fi Ungarn zum 
Standpunkte einer Provinz erniedrigen, oder die Fahne von 1849 
wieder erheben.” — Die ungartiche Nation ei, heißt e8 weiter, auf dem: 
Punkte, alles zu verlieren, aber fie fünne, wenn fie es will, alles 
geivinnen. Sie werde wollen die Fahne von 1849 erheben, denn 
die Gelegenheit verlangt e8, und die Umftände befehlen es für jebt 
oder nie. „Ste wird fich erheben, denn die Vorſehung beut ihr eine 
fo günftige Gelegenheit, daß es ein Verbrechen, Schande, Wahnftnn 
und Selbitmord wäre, fie nicht zu benuten.” Für Kroatien, Slavo⸗ 
nien fei die Frage ganz dieſelbe. Zum Schluß ruft der politifche 
Abenturier aus: „Ich fage mit der Entichloßenheit eines feften 
Willens, was ich feit 17 Jahren meines Erils nod) niemals fagte: 
Auf baldige Wieberfehen, mein Vaterland, mein Volt!” 


16* 
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10. Manifeſt des Kaiſers, 10, Juli. 
(Aegidi und Klaubold,a. a. O. S. 166). 
An Meine Völker! 

Das ſchwere Unglück, welches Meine Nordarmee trotz des helden⸗ 
mütigſten Widerſtandes getroffen, die Gefahren, die dadurch für das 
Vaterland erwachſen, Kriegsbedrängniſſe, die verheerend über Mein 
geliebtes Königreih Böhmen ſich ausbreiten und anderen Teilen 
Meines Reiches drohen, die fchmerzlichen unerfeglichen Verlufte für 
fo viele Taufende von Familien, haben Dein Herz, das jo väterlich 
warm für dad Wol Meiner Völker fchlägt, auf das Tiefite er- 
ſchüttert. | 

Allein das Vertrauen, das Ich in Deinem Manifeſte vom 
17. Juni ausgefprochen, das Vertrauen auf Eure unerjchüitterliche 
Treue, Hingebung und Opferwilligkeit, das Vertrauen auf den jelbft 
im Unglüde nicht zu brechenden Mut Meiner Armee, das Vertrauen 
auf Gott und Mein gutes heiliges Recht, tft in Mir Leinen Augen 
blick wankend geworben. 

Ich habe Mich an den Kaiſer der Franzoſen um 
Vermittelung eines Waffenſtillſtandes in Italien 
gewendet. Ich fand nicht nur das bereitwilligſte Entgegen⸗ 
kommen, ſondern Kaiſer Napoleon hat ſich aus eigenem Antriebe 
und in der edlen Abſicht der Verhinderung weiteres Blutvergießens 
zum Vermittler eines Waffenſtillſtandes mit Preußen 
und der Einleitung von Friedensverhandlungen aw 
erboten. j 


Ich babe dieſes Anerbieten angenommen. 


Ih bin zu einem Frieden unter ehrenvollen Bedingungen beret, 
um dem Blutvergießen und Verheerungen bes Krieges ein Ziel zu 
jegen; allein nie werde Ich in einen Friedendabſchluß willigen, durch 
welchen die Grundbedingungen der Machtſtellung Meines Reiches 
erſchüttert würden. 

In dieſem Falle bin Ich zum Kampfe auf das Aeußerfte ent 
ſchloßen und hierin der Zuftimmung Meiner Völker gewis, 

Alle verfügbaren Truppen werden zufammengezogen und durch 
die angeordnete Rekrutierung, die zahlreichen Freiwilligen, welche ber 
neu auflebende patriotiiche Geiſt überall zu den Waffen ruft, er 
gänzen fi) die Lücken des Heeres. 
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Oeſterreich ward vom Unglüde ſchwer getroffen; aber es ift 

nicht entmutigt, nicht gebeugt. 
Meine Völker! 

Bertrauet auf Euren Kaiſer! 

Defterreich® Völker haben ſich nie größer als im Unglück gezeigt. 

Auch Sch will dem Beiſpiel Meiner Ahnen folgen und mit un- 
erſchütterlichem Gottvertrauen, mit Entichloßenheit und Beharrlich- 
feit Euch poranleuchten. 

Gegeben in Meiner Reſidenz⸗ und Neich&hauptftabt Wien am 
zehnten Juli Eintanjend achthundert ſechsundſechzig. 

Franz Joſeph m. p. 


11. Aufruf des öfterreichifchen Laudſturms. 
(Rudolf Müller, Loſe Tagebuchblätter zwiſchen Krieg und Frieben, ©. 256 ff.). 
Volk von Böhmen, Mähren und Schlefien! 
Zuden Waffen! 

Auf 50 Sabre hinaus iſt Euer Wolftand vernichtet, Gewerbe 
and Snduftrie liegen darnieder, zu rauchenden Trümmern wurde die 
friedliche Wohnung des Landmannes, Dörfer und Städte, Hütten 
und Paläfte — mit einem Worte, unſer ganzes Vaterland jeufzt 
zähnefnirfchend unter dem Drude einer unerhörten Vergewaltigung. 
— Mer mit dem Greuel, der durch ihn entfeßelten Kriegsfurie Hat 
diefer Feind, [der fi) gern als Hort der Intelligenz betrachtet wünſcht, 
noch lange nicht genug. Ein fremder König, deſſen Scharen wie 
Räuber in Euer friedliches Land einfielen, wagt es, Euch mit 
Broclamationen zu überſchwemmen; überall in unferem Lande predigen 
feine Agenten Verrat und Abfall von Eurem angeftammten Herricher- 
baue. Schon jchmähen fie Euch mit dem Spotttitel „Neu- 
preußen” x. x. | Ä 

Der Preuße, der heute in Eurem Laude hauſt, er iſt der alte 
Reichsfeind Oeſterreichs, der vor beiläufig 120 Jahren unter ähn⸗ 
lichen Verhältniſſen beute- und ländergierig in Eure Heimat herein- 
brach und dem alten Kurfürftentum Böhmen die koſtbaren ſchleſiſchen 
Länder entriß! 3 ift derielbe Feind, deſſen ruchlojer Politik por 
ungefähr 70 Jahren der Abſchluß des Bajeler Friedens, die Zer⸗ 
trümmerung der alten deutjchen Kaiferfrone gelang; es tft derſelbe 
Feind, der hierdurch über unſere Väter dad Misgefhid der Kriege 
gegen Frankreich herauf beſchworen, derjelbe Feind, deſſen Arglift 
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heute den Deutihen Bund und Oeſterreich zu zertrümmern hofft. 
Ihm Habt Ihr vornehmlich die unentiwidelten Zuftände im Innern 
zu verdanken, und auf feinen Schultern laſtet Euer Unglüd. 
2211 U ——— 1) Politik des Hauſes Hohenzollern iſt es 
allein, welche alſo ſeit 150 Jahren periodiſch wiederkehrend, ſyſte⸗ 
matiſch die ſchreckenerregende Kataſtrophe eingeleitet hat, vor der 
wir heute ſtehen. — Aber in dem heiligen Kampfe um Eigentum, 
Vaterland, um Ehre und Treue wird uns der Schutzgeiſt Oeſter⸗ 
reichs zur Seite ſtehen. Wir und unſere Kinder werden uns unſerer 
Voreltern würdig erweiſen, und das kommende Geſchlecht ſoll uns 
nicht nachſagen, daß wir in einer Zeit, wo das Vaterland alle ſeine 
Bewohner braucht, um Waffen zu tragen, die Hände in den Schoß 
gelegt haben und mut⸗ und tatlos zuſähen, wie der fühne und tat 
früftige Gegner zum begangenen Verbrechen den Hohn eine uns 
verdienten Triumphes Hinzufigt. 

Bölfer von Mähren, Schlefien und Böhmen! Seine Majeftät 
der Kaiſer ruft Euch zur Erhebung gegen die ſchmachvollen Raub- 
züge eines habgierigen Feindes, der Euere Felder verwüſtet, Euere 
Herden raubt und Euere Scholle mit Blut und Leichen düngt, 
dem die Peit auf dem Fuße folgt. Ergreift die Waffen und zeigt, 
was ein Volk kann, da auf Gott und feinen Kaiſer vertraut! — 
Jeder von Euch jtelle fih den k. k. Officieren, welche zur Organifies 
rung des Aufgebotes ausgeſendet find, zur Verfügung; — Gendarmen, 
Finanzwachleute, Förfter, Jäger, Heger, jeder — der ein Gewehr tragen, 
eine Senie, einen Drejchflegel führen kann. Die Loſung wird Euch 
von ben Führern gegeben werden — an Unterftügung wird es nicht 
fehlen. Jeder Schaden an Eurer Habe, welcher Euch zugefügt 
werben jollte, wird Euch von Sr. k. k. Majeftät dem Kaiſer und 
unſerem befreiten Vaterlande reichlich erjeßt werden. Ich weiß, Ihr 
erwartet mit Sehnſucht diefen Auf. — Aufl es iſt Zeit — zögert 
nicht! — Ziehet dahin, wo Ihr von dem Erfolge jener Hört, die 
unjerem Feinde bereits im Rücken liegen, er wähne fich nicht ruhig 
im Sclafe, noch in Verfteden, er zittere vor Eurer gerechten Rache. 

Hauptquartier im nördlichen Mähren, im Juli 1866. 

. Alfred von Bivenot, k. k. Hauptmann. 

Y) Der Heraudgeber muß mit Rüdficht auf die Prefspolizei des Deutjchen 
Meiches Bedenken tragen, die hier gebrauchten Bezeichnungen der Politik 
des Hauſes Hohenzollern wiederzugeben. 
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Diefer Aufruf des Landfturms, deſſen Oberconmmando der aus 
dem rankfurter Reichsparlament bekannte General Au guft Freiherr 
Jochmus von Gontignola führen jolke fam zu ſpät: fein Srganitatlons- 
fahıt iſt „Bilfen, den 25. Juli 1866” datiert, am folgenden Tag 

26. Juli, "aber kam bereits zu — der Waffenfůuftand un 
—— zu Stande, aus welchein der definitive 
Frieden herbor orgehen follte.e — Der Unterzei ner des obigen Auf» 

rufs ift der bekannte Herausgeber der Quellen zur Geſchichte der 
Suferpoi Oeſterreichs 1790—180 1 


Sechſtes Kapitel. 
Die bayeriſche Politit und Kriegsführung. 





1. Zufammenkunft Bigmard3 mit dem bayerifchen Minifter 
von der Pfordten‘) zu Salzburg, 23. Zuli 1865°). 
(9. Schultheſs, Enropäiſcher Seichichtäfalender Jahrgang 1865, S. 89—90). 
Ueber das Rejultat diefer Zuſammenkunft wurde aus anſcheinend 
authentiſchen Quellen ſpäter folgende Enthüllung gemacht: 

„Hr. v. Bismarck eröffnete die Unterredung mit der Erklärung, 
daß ſciner feſten Ueberzeugung nach der Krieg zwiſ chen 
Preußen und Oeſterreich ſehr wahrſcheinlich und un— 
mittelbar bevorſtehend ſei, und er halte es demnach durch 
das dringendſte Intereſſe der Mittelſtaten geboten, jetzt ſchon fir 
eine ſolche Eventualität ihrerſeits Stellung zu nehmen. Es handle 
ſich, bemerkte er weiter, wie er die Sache auffaße, um ein Duell 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen allein, und es werde 


) Zudwig Karl Heinrich von ber Pfordten, geb. 1811 zu 
Ried im damals bayerifchen Innkreiße, + 1880 zu München, war 1848—48 
Brofeflor der Rechte zu Leipzig, 1848 ſächſiſcher Merzminiiter, 1848-59, 
dann wieder 1864—1866 bayerifcher Minifterpräfivent und Miniſter des 
Auswärtigen. In diefer feiner zweiten bayerifchen Minifterperiode, welche 
mit der großen deutfchen Kriſis zufammenfiel, war in Folge der politifchen 
Gleihgültigkeit des Königs Ludwig 11. (1864—1886) fein Einfluß auf 
die Haltung Bayerns, der von der fogen. Trias⸗Idee (Föderation zwifchen 
Delterreich, Preußen und der übrigen, von Bayern zu führenden Staten» 
gruppe) geleitet wurde, entſcheidend. 

2) Bol. ©. 82 dieſes Buches. 
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eine verhältnismäßig geringe Intereflenfumme in Mitleidenfchaft 
gezogen werden, wenn das übrige Deutſchland den paſſiven Zufchauer 
dieſes Duells abgebe. Das könne er mit voller Beruhigung fagen: 
Preußen habeniemals daran gedadt, jein Machtgebiet 
über die Mainlinie hinaus zuwerftreden. Lange werde übrigens- 
bie Entſcheidung nicht auf fi) warten laßen. Oeſterreich jei 
weder geräftet, noch Habe es bie Mittel, ſich zu rüften. 
Ein einziger Stoß, eine Hauptſchlacht — und Preußen. 
werdeinder Lagejfein, die Bedingungenzudictieren.. 
Hr. v. d. Pfordten machte auf dieſe Auslaßungen Hin den Einwurf, 
daß ihm die Achtung der Neutralität denn doch nicht unter allen 
Umftänden geſichert ericheine, und daß beiſpielsweiſe Preußen ſich 
leicht veranlaßt finden könnte, jene eine Hauptichlacht auf Tächftichen 
Boden zu Schlagen. Hr. v. Bigmard erflärte fofort, daß eine: 
Rocalifierung des Krieges, und zwar durch einen Stoß von Schlefien 
her, nicht bloß beichloßen, fondern auch möglich jet, nicht bloß nad 
feinem Urteil, dem Urteile eines bloßen Laien, jondern nach dem 
bereitgeingegogenenundaufreiflidfter Erwägung 
beruhenden Gutachten der competenteften militäri- 
ihen Autoritäten. Den Mittelitaten jei zudem in der Bros 
clamterung ihrer bewaffneten Neutralität noch ein Mittel mehr zur 
Sicherung jener Localifierung gegeben. Bayern aber ſpeciell werde 
wol zu erwägen haben, daß es der natürlihe Erbe der 
Stellung Oeſterreichs in Sübdbeutihland jet. Hr. 
v. d. Pfordten erflärte: zur Zeit nicht in der Lage zu fein, Namens 
feiner Regierung auf den Inhalt der jenfeitigen Eröffnungen weiter 
einzugehen, und lehnte es auch ab, feine PBrivatanficht [darüber zu 
äußern.” 

[Mit diefen bayeriihen Plänen Biſsmarcks ftimmt genau übers 
ein, was der italieniiche Gejandte zu Parts, Nigra, am 17. Merz 1866 
— tie La Marmora vermutete, auf Grund von Mitteilungen de& 
dortigen preußiichen Gelandten Grafen Go — nah Florenz 
meldete: „Die Ideen Preußens wären, die Nejultate des Krieges 
nicht auf die Annerion der Herzogtümer zu beichränfen, ſondern 
ein Norddeutichland unter der Leitung Preußen? zu conftituieren. 
Preußen möchte auch Bayern zum Alliierten haben, und Eröfinungen 
in dieſem Sinne find in München gemacht worden. Wenn Bayern 
auf die Abfichten eingienge, würde es fih im Falle eines glüdlichen 
Krieges mit einem Teile der öſterreichiſchen Beute bereichern, wie 
3. B. mit Deutih- Tyrol. Man würde auf diefe Art einen hin⸗ 








ss 
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länglich ftarfen Stat in Süddeutſ chland ſchaffen, um dort ein Ueber⸗ 
gewicht zum Nachteile Oeſterreichs zu bilden.” La Marmora, 
Fe mehr Licht, S. 114). Man vgl. aud) das früher in dieſem 

Buche über die Freubild-Daperichen 8 tehungen Mitgeteilte, ins⸗ 
belonbere Abſchnitt 11, un 4. Es iſt zweifellos, daß 
dieſe preußtichen — ie DA —S des gegen Oefterreich 
—5 „Stoß⸗in s Herz gehören, auf die bahyeriſche Politik 
ajcinterend und lähmend eingewirkt baben.] 

2. Uebereinkunft zwifchen Oeſterreich und Bayern, 
14, uni 1866. 
(Aegidi und Klaupold, Die Krifis bes Jahres 1886, ©. 200-201). 

Nachdem Se. Majeftät der Kaifer von Oefterreich wiederholt und 
feterlich hat erklären laßen, daß den Gedanken Allerhöchit defjelben nichts 
ferner Tiege, als ein Angriff auf Preußen, und daß die k. k. Re⸗ 
gierung die Vorfchriften des Artikels XI der Bundesakte ftrenge 
zu beobachten entſchloßen fei, mithin die gemeinjchaftliche Anwendung 
militäriſcher Kräfte gegen Preußen nur auf Grund eines legalen 
Bundesbefchlußes, oder im Fall eines gewaltjamen Angriffs Preußens 
auf einen Bundesgenoßen Pla greifen kann, find die Unterzeichneten, 
erhaltenem Auftrag ihrer höchſten Negterungen gemäß, für den be> 
zeichneten Fall über nachjtehende PBunktationen übereingefommen. 

1. Die königlich bayeriſche Armee in der Stärfe von 40,000 
bis 50,000 Dann bleibt fortwährend felbftändig unter ihrem eigenen 
Oberbefehlshaber, dem Feldmarſchall Prinzen Karl von Bayern, 
königliche Hoheit. 

2. Unter dem bahyeriſchen Oberbefehlshaber ſtehen auch die 
Contingente des Königreichs Württemberg, der Großherzogtümer 
Baden und Heſſen und des Herzogtums Naßau, in Gemäßheit der 
bon den Regierungen dieſer Staten mit der bayheriſchen Regierung 
getroffenen Vereinbarungen. 

.,8. Der bayertiche Oberbefehlshaber wird die Operationen der 
unter ihm ftehenden vereinigten Armeen nach einem gemeinſchaftlichen 
"und einheitlichen Operationsplan, ſowie nach den hierauf gegründeten 
Directiven anordnen und leiten, welche ihm hierfür von dem k.k. 
oſterreichiſchen Obercommando mitgeteilt werden. Bei der Feſt⸗ 
ftellung diejeg Operationsplans wird in gleicher Weile darauf Rück⸗ 
ficht zu nehmen fein, daß die Operationen ftet3 im Einklang mit 
den Landesintereſſen der Staten der vereinigten Armeen bleiben, 
und daß ebenſo auf Dedung der eigerren Gebiete ihrer Kriegsherren 
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Rückſicht genommen werde, als auf Erreichung der Hauptzwecke des 
Kriegs durch möglichite Vereinigung der Streitkräfte, Ä 

4. Um die gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren und 
den Vollzug der Operationen zu erleichtern, wird ein öſterreichiſcher 
General oder Oberit das bayeriſche Hauptquartier ftet3 begleiten, 
ſowie zu demſelben Zweck ein bayeriſcher General oder Oberft beim 
Diterreichtichen Hauptquartier beigegeben. 

5. Die königlich bayeriiche Armee wird bis zum 15. Juni 
d. 3. in Franken und in der Nähe von Eifenbahnen eine Aufs 
jtellung genommen haben, von welcher aus es ihr möglich wird, je 
nach den Berhältniffen, ihre Bewegungen dem verabredeten Kriegs⸗ 
plane entiprechend einzurichten. 

6. Da die militärifchen Operationen auf Grund des Bundes» 
rechtes ftattfinden, wird auch der Friedenzichluß in bunbesgemäßer 
Weiſe erfolgen, und die kaiſerlich königlich öſterreichiſche Regierung 
verpflichtet ſich insbeſondere, keine einſeitigen Friedensverhandlungen 
mit Preußen zu führen, vielmehr ſolche Verhandlungen nur unter 
Teilnahme eines Bevollmächtigten der königlich bayeriſchen Regierung 
einzuleiten und im Einverſtändnis mit dieſer abzuſchließen. 

7. Für den Fall, daß die nicht vorherzuſehenden Wechſelfälle 
des Krieges unvermeidlich machen ſollten, daß bei dem Friedens⸗ 
ſchluße Territorial-Veränderungen in Frage kämen, verpflichtet ſich 
die k. k. öſterreichiſche Regierung, aus allen Kräften dahin zu wirken, 
daß Bayern vor Verluften beivahrt werde, jedesfalls aber mit folchen 
nur im gleichen Verhältniffe zu allen verbündeten Staten belaftet 
and für etwaige Abtretungen demgemäß entjchädigt werde. 

8 Die Ratification gegenwärtiger Punktationen durch Die 
Allerhöchiten Souveräne bleibt vorbehalten. Dieſelbe ſoll binnen 
acht Tagen erfolgen, und es follen dadurch gegenwärtige Punkta⸗ 
tionen die Natur und Kraft eines fürmlichen Statenvertrages er⸗ 
Halten. 

Olmütz, den 14. Juni 1866. 


3. Der öfterreichifch-bayerifche Operationsplan und feine 


VBereitelung Durch Bayern. 
(p. Sy bel, Die Begründung des Deutfchen Neiches, V, ©. 16—18). 
In Olmüg hatten Tann und Henifjtein!) fofort auch ben in 


1) Der königlich bayeriſche Generallieutenant Ludwig Frhr. von 
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der Punktation vorgejehenen Operationsplan erwogen . . [Henik- 
ftein] beantragte, ganz in Mensdorffs Sinne, nicht bloß die Sachlen, 
Jondern auch die Bayern und, fo weit wie tuenlich, Die Truppen des 
achten Yundescorp3t) nah Böhmen kommen zu laßen, nach dem un⸗ 
widerleglichen Sate, daß hier an der enticheidenden Stelle die mög⸗ 
Uchſt gewaltige Macht zu verfammeln fei, im Intereffe nicht bloß 
Oeſterreichs, ſondern auch aller Verbilndeten. Unter diefer Voraus⸗ 
jegung verhieß Benedek, feine Armee bis Ende Juni von Olmütz 
in das nordöftliche Böhmen (an die obere Elbe und Ser, Front 
nad) dem Niefengebirge) zu führen, und dann nach Vereinigung mit 
den Bayern die Offenſtve zu ergreifen. Als Tann nad) feinem militärt- 
ſchen Sinne die Trefflichteit diejes Planes anerkannte und denfelben 
ebenfall3 am 14. Juni unterzeichnete, gab Benedek, gleih nachher 
auch von Kaiſer Franz Joſeph zur Eröffnung der Action gedrängt, 
am 17. feiner Armee den Befehl zum Vormarſch, zunächſt nach 
Zofephitadt und Umgegend an der Elbe, auf deſſen Vollendung ein 
Zeitraum von elf Tagen gerechnet, die Ankunft an der Elbe mithin 
auf den 28. feitgeftelt wurde. Aber noch nicht die Hälfte dieſer 
Zeit war verfloßen, als er aus Wien bie Nachricht erhielt, daß bie 
bayeriſche Regierung das Abrücken ihrer Armee nad) Böhmen katego⸗ 
riſch weigere, ein Factıim, welches nicht geeignet war, die ſchwache 
Zlamme feiner Angriffsluft zu ſtärkerer Glut anzufachen: indeſſen, 
die Bewegung war begonnen, und jo verblieb es bei dem einmal 
gefaßten Offenfivgedanfen, indem man fih der Vereinigung wenigſtens 
mit den Sachſen getrdftete. Unterdeffen fagte damals Baron von 
der Pfordten dem ſächſtſchen Gejandten, Bayern bedürfe feine Truppen 
zunähft zur Dedung jeines eigenen Landes, deufe übrigens in der 


und zu der Tann-Ratſamhauſen (+ 1881) war der bayerifche, 
Feldmarjchalllieutenant Alfred v. Henikſtein der k. f.. Generalftabs- 
ef der Benedef’fchen Armee. 

.Y Das VIl. Bundesarmeecorpg wurde von Bayern, das VIll. von 
Württemberg, Baden, Heffen-Darmftadt geftellt, auch waren ihm in dieſem 
Feldzuge die Naßauer, Kurheſſen und die Hfterreichifchen Beſatzungen der 
Bundesfeitungen zugeteilt. Das. Commando des VIII. Armeecorps führte 
Prinz Alerander von Hessen und bei Rhein, £. f. öſterreichiſcher 
General der Cavallerie (geb. 1823, + 1888), dasjenige des Vir. und den 
Oberbefehl über beide zur „Weftdeutfchen Armee” vereinigte Corps Prinz 
Karl von Bayern, k. bayerifcher Feldmarſchall (geb. 1795, + 1875). 
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allgemeinen Kriſis feine Machtftellung zu erweitern und den bleiben: 
den Oberbefehl über die Truppen der filddeutfchen Staten zu er⸗ 
langen. Um fo weniger fönne es fein Kriegsheer in unbebingte Ab⸗ 
hängigfeit von Oeſterreich ftellen. Natürlich wurde hieß fehr bald- 
den ſüddeutſchen Höfen befannt und erweckte in ihnen ein lebhaftes 
Mistranen gegen die bayeriiche Politik und Kriegsführung; ein Ges 
fühl, welches fich noch erheblich jteigerte, al3 man einige Wochen 
fpäter den Inhalt der bisher geheim gehaltenen milttärtichen Bunktation: 
vom 14. Juni erfuhr. Namentlich der Artikel, durch den fich Bayern: 
im Falle eines Gebietsverluſtes territortale Entihädigung ausbedang, 
regte die Gemüter jeiner Nachbarn bedenflih auf; vor allem in 
Karlöruhe hielt man fich überzeugt, daß darunter der alte Wunſch 
nad) der Erwerbung Heidelberg und Mannheims verftanden fei. 

[Dan vergleihe das von Beuſt zur Erklärung der unſichern 
bayertichen Kriegsführung Angeführte, Abſchnitt II, Kapitel 9, Nr. 3 
dieſes Buches]. 


4. Beurteilung des bayeriſchen Verhaltens in Wien. 

(Graf Vitzthum von Eckſtädt, London, Gaſtein und Sadowa, S. 235). 

Bon dem „Verrate“ Bayerns war damals [nah der Schlacht 
bei Königgrätz in Wien] allgemein die Rede. Das Nicht⸗Erſcheinen 
ber bayerifchen Truppen auf dem Schlacdhtfelde [von Königgräg] war 
allerdings um jo unverantwortlicher, al3 der Bundestag Bayern ge⸗ 
radezu beauftragt hatte, gemeinfchaftlic mit Oeſterreich Sachſen 
zu ſchützen. 


5. Graf Bent über die Politif v. d. Pfordten?, 

" (Graf Beuſt, Aus Drei Viertel⸗Jahrhunderten, 1, ©. 432—34). 

Ich hatte unmittelbar nach jener Salzburger Zuſammenkunft 
[Bismarcks mit Pfordten] wiederholte Beſprechungen mit Pforbten 
in München. Daß er dabei feines Salzburger Geſprächs nicht Er⸗ 
wähnung tat, würde weder gegen noch für die porftehende [unter 
Nr. 1 von und mitgeteilte] Relation etwas beweilen, da mein. 
bayerifcher College dem Grafen Bismard Discretion fchuldete und 
mir gegenüber nicht zu einer Mitteilung verpflichtet war. Dagegen 
darf ich nicht unerwähnt laßen, daß bei unſern damaligen wieder⸗ 
holten Begegnungen, und auch bei einer von uns gemeinfam mit. 
“ = württembergiichen Mintfter Freiherrn von Varnbüler gepflogenen. 

echung, feine Sprache iiber die deutichen Angelegenheiten übers 
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Haupt und das legte Stadium der jchleswigsholiteiniihen Frage 
genau biefelbe blieb, wie fie zuvor gemwejen war und wicht das 
Mindefte von einer Schwenkung nach Preußen verriet. Auch während 
des folgenden Winters [1865/60] Hatte ich feine entgegengefeßte 
Wahrnehmung zu machen. Dagegen hatte ich allerdings auf ber 
mittelftatlihen Gonferenz, welche im April [1866] in Augsburg 
ftattfand, eine ſehr auffällige Veränderung in der Sprache des 
dayeriihen Minijter zu bemerken, und mein dießbezüglicher Cindrud 
war jo lebhaft, daß ich einen Augenblid ernjtlich daran dachte, an⸗ 
ftatt nach Dresden nad) Wien zu reifen, um dem Grafen Mensborff 
dringend die Frage nahe zu legen, ob Dejterreich nicht beßer tuen 
werde, zu einer Verftändigung mit Preußen ſelbſt um den Preis 
eines Opfer? die Hand zu bieten.) Inzwiſchen glaubte ich Die 


9 Es war dieß zu der Zeit der vertraulichen Verhandlungen Preußens 
mit Bayern über das preußiihe Bundesreformproject, welches durch Die 
dem Königreiche Bayern zugewiefene führende Stellung im Süden dieſen 
Stat von jeiner Bundestreue abmwendig machen und Oefterreich tolieren 
ſollte. Wie fehr fi) Pfordten von diefer preußifchen Lockung zeitweilig 
beeinflußen ließ, beweiſt u. a. feine unter dem 10. April von dem preußi- 
ſchen Gefandten in München, Prinzen Neuß, berichtete Aeußerung über 
Bismard: „Wie irren fich diejenigen, melche bei ihm perjönliche Ehrſucht 
vermuten. Er ift der verkörperte preußifche Statsgedanke; er ift Fein 
principieller Gegner Oeſterreichs, im Gegenteil, er möchte mit dieſem gehen, 
aber ſtets unter der Bedingung, daß es einer berechtigten preußtfchen 
Bolitit nit immer Hinderniffe bereite dieſer Gedanke ift ein durchaus 
deutſcher, und eben deshalb fee ich Vertrauen in den Mann, welcher jein 
hauptſächlichſter Vertreter ift“ (v. Sybel, Begründung des Deutichen 
Reiches IV, S. 315—16). Bismard hat big zulegt gehofft, dieſen Dann, 
der nach einem befannten Goethe’fchen Worte „zur ſchwankenden Zeit auch 
ihwantend gefinnt war und darum das Uebel vermehrte und breitete 
weiter und weiter“, zu fich herüber zu ziehen. Das beweift die von Sybel 
berichtete Tatfache, daß er ſogar nach der königlichen Genehmigung feiner 
Denkſchrift vom 12. Juni 1866, welche die am 15. Juni und Tpäter gegen 
Sachſen, Hannover, Kurheſſen und Naßau wirklich ergriffenen Maßregeln 
bis ins Einzelne (ſogar einfchließlich der in Kaſſel zu gebrauchenden 
Lockung mit dem darmftädtifchen Oberheffen und der Drohung mit der 
- Einfegung des Tronfolgers) im voraus feftfegte, „bis zur legten Stunde 
noch an der Hoffnung auf Pfordtend gute Gefinnung feſthielt⸗ (v. Sybel 
a. a. O. W, S. 440). 
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Trage zunächit meinem königlichen Herrn vorlegen zu follen, und in 
Folge deſſen unterblieb die Ausführung meine® Gedankens. In 
hohem Grade aber Überrafchend war e3 für mid, auf der nächften 
Conferenz, die in Bamberg abgehalten wurde, wiederum bie. alte 
Sprache zu vernehmen, wie ich fie bei Pfordten in der Zeit der 
fünfziger Iahre gewohnt war. Es entſprach berielben, daß vor Be⸗ 
ginn des Krieges General von der Tam nad) Wien geichidlt und 
dort verabredet wurde, daß die bayeriihe Armee ſich mit der üfter- 
reihiichen in Böhmen vereinigen ſolle. Dieß geſchah aber nicht, man 
wollte das eigene Land nicht degarnieren und verfpielte damit die 
gemeinfame Sache, denn die Bayern Hätten bei Königs 
gräß den linken Flügel geftellt, und an der 
Shmwäde des linken [Flügels gieng die Schlacht 
verloren. 

Daß ein fo widerſpruchſsvolles Verhalten auch ber 
übelmollendften Kritik die Tür. öffnete und den Verdacht wecken 
mußte, e8 fei darauf abgejehen, im Trüben zu flichen, war un⸗ 
vermeidlich; meine volle Ueberzeugung aber iſt es, daß Pforbdten 
mancher Vorwurf, nicht aber der eines doppelten Spiel oder ges 
heimer Abtriinnigfeit, treffen darf. Die Ueberraihung von Olmütz 
[gemeint Hit die im November 1850 in Olmütz gefchloßene Verein- 
barung zwiſchen Oeſterreich und Preußen, welche zu allgemeinfter 
Ueberraſchung den damaligen kleindeutſchen Plänen der preußiſchen 
Politik einen jehr wolfeilen Rückzug gewährte] hatte ich bald ver⸗ 
wunden. Pfordten aber Hatte nie vergeßen, daß 80,000 Mann ins 
Teld geftellt werden mußten, damit eines Morgens die Meldung 
fomme, man könne die „Strafbayern” entbehren. Wenige wißen 
gleich mir, wie fehr die Erinnerung an 1850 feine Hanb 1866 
lähmte. Dann war er entichtebener Vertreter der Auguftenburger 
Sadje, aber .eben darum verftimmt durch das Vorgehen Oeſterreichs 
in derjelben. Wieder kamen Anflüge von bayeriſchem Patriotismus 
und bayeriſchem Chauvinismus, bie den Verſucher nicht ungehört 
bleiben ließen — hat doch fogar etwas von Wiedergewinmung des 
Innviertels verlaute. Und fo gelangte mein Urteil. ſchon damals 
zu dem Nefultat, daß von unfigerbeit, nicht aber von Be- 
rechnung gefprochen werben dilrfe. 

Des: Trüben gab es fchließlich viel, zu fijchen aber wenig. 


— — — 











— — 
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Siebentes Kapitel. 
Schleswig⸗volſtein. 


1. Proteſt von Mitgliedern der holfteiniſchen Ständes 
verſammlung gegen Die von den Preufen verhinderte Ers 
Öffnung derjelben, 10. Juni 1866. 
(Aegidi und Klaufold,a.a O. ©. 89). 

Nachdem durch Patent vom 5. d. M. die kaiſerlich königlich 
Öfterreichifehe Statthalterfhaft für daB Herzogtum Holftein die 
Stände: Berfammlung fir dad Herzogtum Holitein auf den heutigen 
Tag einberufen, Hatten die unterzeichneten Abgeordneten ſich Hiefelbft 
eingefunden und wurden durch den von der kaiſerlich königlichen 
Statthalterfchaft ernannten Commiſſär, FinanzDirector Leſſer, zu 
der der Eröffnung der Ständeverfammlung vorangehenden kirchlichen 
eier auf 11 Uhr Vormitiags beſchieden. Es ward indes bereits 
am Abende des geitrigen Tages von dem Generallieutenant v. Dans 
teuffel, koöniglich preußiſchem Gouverneur des Herzogtums Schles- 
wig, das Patronat der St. Laurentit-Kirche angewieſen, die Kirche 
für den gedachten Zived nicht einzuräumen. Inzwiſchen tft im Laufe 
der Nacht der Commiſſar fir die Stände-Verfammlung, Finanz⸗ 
Direetor Lefier, durch königlich preußiiches Militär verhaftet und 
abgeführt worden. Durch diefe Gewaltmaßregel ift die Eröffnung 
der- Stände-Berfammlung unmöglich geworden. Die unterzeichneten 
Mitglieder der holſteiniſchen Stände-Berfammlung haben deifen zur 
Urkunde dieſes Protokoll unterzeichnet, indem ſie zugleich gegen dieſe 
Vergewaltigung Proteft erheben und die Nechte des Landes, mie 
feines angeftammten Fürſten auf’8 Neue feierlichſt verwahren. 

Wyneken. Snoop. Joh. C. Semper. 2. Schrader. ©. Rend⸗ 
torff. 2. Meyen. Dr. Thomfen. O. 9. Ottens. C. Manns⸗ 

hardt. C. Dooſe. F. Tamſen. d'Aubert. Balemann. W. 9. 

Bokelmann. Ed. Lorentzen. W. E. Wiggers. N. M. Pflueg. 

P. Witt. Dr. C. Körner. P. J. Lichtwerk. Dr. Behn. 

G. Arp. E. Versmann. C. Möller. F. v. Bülow. 

Der Unterzeichnete, am 10. nicht in Itzehoe anweſend, und 
durch die Ereigniſſe abgehalten, heute noch Hinzureifen, ſchließt fich 





dent in dem vorftehenden Protokoll enthaltenen PBrotefte, forwie Vers . 


wahrung hierdurch an. Altona, den 11. Juni 1866. Th. 
Reincke. 
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2. Proclamation des Herzogs Friedrich, 17. Juni. 
(Hegidi und Klaubold, a. a. O. ©. 137—139). 
Schleswig-Holfteiner! 

Als die Befreiung unfered Landes von däntjcher Herrſchaft be 
gann, durften wir hoffen, daß der Beſeitigung fremder Ufurpation 
bald die tatfächliche Anerkennung unfere® Recht? auf ftatliche Selb- 
Ständigfeit folgen werde. Die verbündeten Truppen kamen mit der 
Erklärung, die Rechte unferes Landes und die Rechte des Bundes 
in Bezug auf Schleswig ſchützen zu wollen. 

Welche dieſe Nechte ſeien, haben Defterreih, Preußen und ber 
Bund gemeinfam vor Europa erflärt, als fie in London mein Recht 
anerkannten und die Vereinigung der Herzogtümer Schleswig. Holfteln 
unter meiner Regierung forderten. 

Statt der gehofften baldigen Einigung droht ein blutiger Kampf 
ganz Deutfchland zu entzweien, weil Preußen von der bereit all 
jeitig angenommenen Anerkennung unſeres Nechtes zurüdgetreten tft, 
weil gegen ein deutſches Land, deifen Schuß und Befreiung vers 
heißen war, das Necht des Eroberer geltend gemacht werben joll. 

Wir beklagen e8 tief, daß unjere fchleswigsholfteiniiche Sache, 
welche -Deutfchland einigen und Träftigen Tonnte, als Anlaß eines 
Kampfes dienen fol, der zur Zerreißung im Innern, zur Crniebri- 
‚gung vor Europa führen Tann. Die Verantwortung tragen Die 
jenigen, welche daß einzige Mittel zur Erhaltung des Friedens, durch 
bie Anerkennnng und Verwirklichung meines und Eures Rechts bie 
Awiberftreitenden Sntereffen auszugleichen, von fi) geitoßen haben. 

Mir können dem bevorftehenden Kampfe mit ruhigem Bewußt⸗ 
ſein entgegengehen. Obwol jeder Vertretung beraubt, welche bie‘ 
Stimme des Landes hätte zur Geltung bringen können, habt Ihr 
doch niemand im Zweifel darüber gelaßen, daß Ihr bereit waret, 
foviel an Euch lag, dem Frieden jedes möglidhe Zugeftänds 
nis zu machen. Ich felbit Habe mid) zu jedem mit den Gefantt> 
intereffen Deutſchlands irgend verträglichen Opfer bereit erklärt, um 
das Necht unjeres Landes mit den Wünſchen Preußens in Einklang 
zu bringen. Mein erntliches Bemühen tft daran gefcheitert, daß Die 
preußiſche Regierung feine Verſtändigung wollte, 

So ftehen wir vor einem deutſchen Bruderkriege, welchen abzu⸗ 
wenden wir nicht vermögen. Die Zukunft der Herzogtiimer ift zwar 
der Anlaß, aber nicht der Gegenftand des Kampfes. Es Handelt 
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ſich jezt um die Frage, ob Recht und Geſetz ferner in 
Deutſchland gelten follen. 

Schleswig-Holfteiner! Euch ſtehen zunächſt ſchwere Tage der 
Prüfung bevor. Aber Ihr werdet mutig und treu am Rechte feſt⸗ 
Halten. Ihr wißt auß einer früheren Zeit, dab die Gewißen nicht 
dur Bajonette bezivungen werden fönnen, und daß nur der verloren 
tft, der fich felbit verloren gibt. So werdet auch Ihr jet den Druck der 
Gewalt ungebeugt ertragen, bis die Stunde der Befreiung ſchlägt. 

Eure Beamten werden, um im Intereffe des Landes ihr Amt 
fortführen zu können, der factiſchen Gewalt fich fügen müßen. Aber | 
fie werden nichts tun, welches der ohne meine Zuftimmung nicht 
möglichen Feſtſtellung des Landesrechtes Nachteil bringen würde, 

Ich habe für jegt mid) von Euch entfernen müßen. Nicht, um 
unjer Recht aufzugeben, bin ich gegangen, fondern um den Kampf 
für daffelbe fortzujegen. Ihr werdet mich Immer da finden, wo die 
Selbſtändigkeit der Herzogtümer, wo thre Unteilbarfeit und ihre Zu- 
gehörigkeit zu Deutfchland verteidigt wird. 

Ich danke Euch für die Liebe und Treue, welche Ihr bon Anz 
fang an mir enigegengebradht und durch alle Wechſel des Schickſals 
uir bewahrt habt. Die Bande, welche dieſe Jahre zwiſchen Fürſt 
und Bolt gefnüpft Haben, find unlösbar. 

Niemand außer mir hat das Recht, Euch zu den Waffen zu 
zufen. Wenn aber der Tag kommt, wo ich zur DVerteibigung des 
Landes Euch um mich ſammeln kann, werdet Ihr zu mir ftehen, 
wie ih zu Euch. 

Haltet feft im Vertrauen auf Gott. Er wird Deutfchland und 
Scleswig-Holftein nicht verlaßen. 

giebenftein, 17. Juni 1866. 

Sriedrid, 
Herzog zu Schleswig⸗Holſtein. 


3 Fürft Bismard über das Erbrecht ded Herzogs Friedrich. 
IMorig Buſch, Graf Bismard und feine Leute während bed Krieges mit Frans 
reich, Seipzig 1878, 1, ©. 6468, 103 u. 150). 

[1870] Bei Tiſche gehört Graf Sedendorf, Adjutant im Ges 
neralitabe des Kronpringen, zu den Gäſten. Dan fpriht nad ans 
bern Dingen von dem unter die Bayern gegangenen Auguftenburger. 
— — — (Daß Urteil Tief ungefähr auf die Aeußerung hinaus, die 
einige Monate jpäter ein wolgeſinnter Freund, der damals als Pro⸗ 

17 
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feffor in Kiel Iebte, in einem Briefe an mid) tat: „Wir alle wißen, 
daß er nicht zum Verrichten von heldemmütigen Taten geboren ft. 
Dafür kann er nicht. Es iſt ein Yamilienzug, wenn er’3 mehr mit 
"dem. zähen Abwarten, mit dem Ausſehen nah den Wundern hält, 
die fein Erbrecht für ihn verrichten fol. Aber daß er's mit dem 
Heldentum nicht wenigftend einmal verfuht bat. Es würde fich 
doch ganz anderd ausnehmen, wenn er, ftatt fih als Schlachten⸗ 
bummler an das Heer anzuhängen, al® Hauptmann oder Major 
eine Compagnie oder ein Bataillon der Soldaten, die einmal bei⸗ 
nahe feine Soldaten geworden wären, oder meinethalben auch eine 
bayerfihe Compagnie führte, Vermutlich würde dabei nicht viel 
herausfommen, aber man freute ſich doch über den guten Willen.“) 

— „Bulegt gelangte man aus der Sphäre der Götter über den 
Wolken wieder zu Menſchen, auß dem Bereich des Ueber⸗ ober, 
wenn man will, Außernatürlichen zur Natur zurüd und ftieß da 
unter Anderm auf den Auguftenburger in feiner bayertichen Uniform. 
— — — „Der hätte es beßer haben können“, feßte er — ic} meine 
den Minifter [Bismard] — Hinzu. „Ich wollte urfpriinglich nicht 
mehr von ihm, als was die Heinen Fürften 1866 abgetreten haben. 
Er aber wollte (Dank der göttlichen Fügung, dachte ic) im Stillen, 
und Dant der Samwerſchen Advocatenweisheit!) gar nichts ber: 
geben. Ich erinnere mich: bei der Unterredung, die ich 1864 mit 
ihm hatte — es war bei und im Billardzimmer vor meiner Stube 
und dauerte bi8 in die Nacht — da nannte ich ihn zuerft Hoheit 
und war überhaupt äußerſt artig. Als ich ihm aber dann vom 
Kieler Hafen ſprach, den wir brauchten, und er fagte, das Könnte 
ja wol gar eine Quadratmeile beitragen, was ich ihm allerdings 
bejahen mußte, und als er von unfern Forderungen wegen des 
Militär auch nichts wißen mochte, nahm ich ein anderes Geficht 
an. Sch titulierte ihn jegt Durchlaucht und fagte ihm zulegt ganz 
fühl — plattdeutih — daß wir dem Kücken, dag wir außgebrütet: 
hätten, auch den Hal umdrehen könnten.” 

— Zuletzt fam die Rede auf die Politik der letzt vergangenen 
Sabre, und der Sanzler äußerte: „Am ftolgeften bin ich doch auf 
unfere Erfolge in der ſchles wig⸗ holftein’ ſchen Sache, aus der man. 
ein diplomatiſches Intriguenſpiel für's Theater machen 
könnte.. 
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Achtes Kapitel, U | 
Die preußiſche Decupation des Berzogtums Hakan. 





1. Proclamation des kgl. preußiſchen Militärgonverneurs 
des Rheinlands und der Provinz Weſtfalen Fürſten von 


Hohenzollern⸗Sigmariugen an die Naßzauer vom 29. Juni, 
(9. Schult heſs, Europälfeger Geſchichtskalender 1866, ©. 128-1), ° 


Se. Majeftät der König von Preußen Hat dag Schwert ges 
zogen, um Deutichland vor dem Unglüde zu bewahren, aus der 
Bahn einer glänzenden geiftigen und materiellen Entwidlung zurück⸗ 
zufallen unter Die entnervendbe Herrſchaft dynaſtiſcher 
Interefjen und einfettiger Sonderbeftrebungen. 

Aber meines Königs hochherziger Sinn wollte die zerjtörende 
Laſt des Krieges nur dorthin Ienfen, wo die Notwendigkeit der 
Entſcheidung es forderte. Die reichen Länder, welche die preußiſche 
Rheinprovinz umgeben, fehen ihre Grenzen unberührt, ihren Handel 
ungeftört, die Blüte ihrer Felder unangetajtet. - 

In frevelhaften Uebermute verfennt aber das filddeutiche Armee⸗ 
corp8 am Main, zu welchem die naßauiſche Regierung ihr Contingent 
geitellt hat, den menfchenfreundlichen, deutſchen Sinn meines Königs 
und Herrn. Truppen biefes Corps haben es getvagt, in den preußifchen 
Kreiß Wetzlar einzurüden und durch dieſen Schritt für mich die Not⸗ 
wendigfeit herbeigeführt, Naßau als ein feindliches Land anzufehen. 

Die Colonnen meines königlichen Kriegsherrn marfchieren 
gegen den Main. Ich Hoffe um des naßautichen Landes willen, 
daß die Haltung feiner Bewohner feinen Zweifel darüber laßen 
wird, daß fie nicht Teil Haben an dem verblendeten 
Beginnen ihrer Regierung. 


2. Der Herzog zu Naßzau an den Fürften von Hohen⸗ 
zollern-Sigmaringen, 7. Juli, 
(Mittelcheinifche Zeitung, Juli 1868). 

Euer 8. Hoheit Aufruf an die Bewohner des Herzogtums Naßau 
babe ich mit um fo größerer Befremdung gelejen, als ich jeither gewohnt 
war, in Hochbenfelben einen durch altehrwürdige Traditionen mora= 
liſch verpflichteten Vertreter des conjervativen Princips zu fehen, 
unfähig, beionderen polttiichen Bedürfniſſen zulieb, daſſelbe momentan 


zu verleugnen. 
17% 
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Küdficht genommen werde, als auf Erreichung der Hauptzwecke bei 
Rriegs durch möglichite Vereinigung der Streitkräfte, 

4. Um die gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren und 
den Vollzug der Operationen zu erleichtern, wird ein öſterreichiſcher 
General oder Oberſt daS bayerifche Hauptquartier ſtets begleiten, 
ſowie zu demjelben Ziwed ein bayeriicher General oder Oberft dem 
vſterreichiſchen Hauptquartier beigegeben. | 

5. Die Zöniglich bayeriiche Armee wird bis zum 15. Juni 
d. 93. in Franken und in der Nähe von Eijenbahnen eine Aufs 
jtelung genommen haben, von welder aus es ihr möglich wird, je 
nad) den Berhältniffen, ihre Bewegungen dem verabredeten Kriegs⸗ 
plane entiprehend einzurichten. 

6. Da die militärifchen Operationen auf Grund des Bundes⸗ 
rechtes ftattfinden, wird auch der Friedensſchluß in bundesgemäßer 
Meile erfolgen, und die kaiſerlich königlich Dfterreichiiche Regierung 
verpflichtet ſich insbeſondere, feine einjeitigen Friedensverhandlungen 
mit Preußen zu führen, vielmehr folche Verhandlungen nur unter 
Teilnahme eines Bevollmächtigten der königlich bayeriſchen Regierung 
einzuleiten und im Einverſtändnis mit diefer abzujchließen. 

7. Für den Fall, daß die nicht vorherzufehenden Wechſelfälle 
des Krieges unvermeidlich machen follten, daß bei dem Friedens⸗ 
ſchluße Territortal » Veränderungen in Frage kämen, verpflichtet ſich 
die k. k. öſterreichiſche Regierung, aus allen Kräften dahin zu wirken, 
daß Bayern por Verluften bewahrt werde, jedesfalls aber mit folchen 
nur im gleichen Verhältniife zu allen verbiindeten Staten belaftet 
amd für etwaige Abtretungen demgemäß entichädigt werde. 

8. Die Ratificattion gegenwärtiger Punktationen durch bie 
Allerhöchſten Souveräne bleibt vorbehalten. Diefelbe ſoll binnen 
acht Tagen erfolgen, und es follen dadurch gegenwärtige Punkta⸗ 
tionen die Natur und Kraft eines fürmlichen Statenvertrages er- 
Halten. 

Olmüß, den 14. Juni 1866. 


3 Der öfterreichifch-bayerifche Operatiousplau und feine 
VBereitelung Durch Bayernu. 
(vd. Shybel, Die Begründung des Deutihen Reiches, V, ©. 16—18). 
In Olmütz Hatten Tann und Henikjtein!) fofort auch den in 


1) Der königlich bayerische Generallieutenant Ludwig Frhr. von 





— 
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der Punktation vorgefehenen Operationsplan erivogen . . [Henit- 
ftein] beantragte, ganz in Mensdorffs Sinne, nicht bloß die Sachſen, 
Sondern auch die Bayern und, jo weit wie tuenlich, Die Truppen deg 
achten Bundescorp3t) nad) Böhmen, kommen zu laßen, nach dem un- 
widerleglichen Sate, dab hier an der entjcheidenden Stelle die mög⸗ 
Uichſt gewaltige Macht zu verfammeln fei, im Intereffe nicht bloß 
Deſterreichs, ſondern auch aller Verbiindeten. Unter diefer Voraus⸗ 
jegung verhieß Benedek, feine Armee bis Ende Juni von Olmütz 
in das norböftlihe Böhmen (an die obere Elbe und Bier, Front 
nah dem Niefengebirge) zu flihren, und dann nach Vereinigung mit 
den Bayern die Offenſtve zu ergreifen. Als Tann nad) feinem militäri⸗ 
ſchen Sinne die Trefflichteit dieſes Planes anerkannte und denfelben 
ebenfalls am 14. Juni unterzeichnete, gab Benedek, gleich nachher 
auch von Kaiſer Franz Joſeph zur Eröffnung der Action gedrängt, 
am 17. feiner Armee den Befehl zum Vormarſch, zunächſt nach 
Joſephſtadt und Umgegend an der Elbe, auf deſſen Vollendung ein 
Zeitraum von elf Tagen gerechnet, die Ankunft an der Elbe mithin 
auf den 28, feitgeftelt wurde. Aber noch nicht die Hälfte dieſer 
Zeit war verfloßen, ala er aus Wien die Nachricht erhielt, daß die 
bayeriſche Regierung das Abrüden ihrer Armee nach Böhmen katego⸗ 
riſch weigere, ein Factum, welches nicht geeignet war, die ſchwache 
Flamme feiner Angriffsluft zu ftärferer Glut anzufadhen: indeſſen, 
die Bewegung war begonnen, und jo verblieb e8 bei dem einmal 
gefaßten Offenfiogedanfen, indem man ſich der Vereinigung wenigſtens 
mit den Sachſen getröftete. Unterdeifen fagte damald Baron von 
der Bfordten dem ſächſtſchen Gefandten, Bayern bedürfe feine Truppen 
zunächſt zur Dedung feines eigenen Landes, denfe übrigens in der 


und zu der Tann-Ratſamhauſen (+ 1881) war ‘der bayeriiche, 
Feldmarfchalllieutenant Alfred v. Henikſtein der k. £..Generalitabs- 
chef der Benedek'ſchen Armee. 

) Das VII. Bundesarmeecorpd wurde von Bayern, das VIII. von 
Württemberg, Baden, Heffen-Darmftadt geftellt, auch waren ihm in dieſem 
Feldzuge die Naßauer, Kurheſſen und die dfterreihifchen Beſatzungen der 
Bundesfeitingen zugeteilt. Das Commando des VIII. Armeecorps führte 
Prinz Alerander von Heffen und bei Rhein, E f. öfterreichifcher 
General der Cavallerie (geb. 1823, + 1888), dasjenige des Vir. und den 
Oberbefehl über beide zur „Weſtdeutſchen Armee” vereinigte Corps Prinz 
Karl von Bayern, k. bayerifcher Feldmarſchall (geb. 1795, + 1875). 
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allgemeinen Krifis feine Machtitellung zu erweitern und den bleiben: 
den Oberbefehl über die Truppen der füddeutfchen Staten zu er- 
langen. Um jo weniger könne es ſein Kriegsheer in unbedingte Abs: 
hängigfett von Oeſterreich ftellen. Natürlich wurde dieß fehr bald- 
ben filddeutfchen Höfen befannt und erweckte in ihnen ein Iehhaftes- 
Mistrauen gegen die bayeriiche Politit und Kriegsführung; ein Ges 
fühl, welches fih noch erheblich fteigerte, al® man einige Wochen 
fpäter den Inhalt der bisher geheim gehaltenen militäriichen Punktation 
vom 14. Juni erfuhr. Namentlich der Artikel, Durch den ſich Bayern: 
im Falle eineg Gebietöverluftes territortale Entfchädigung ausbedang, 
regte die Gemüter feiner Nachbarn bedenflih auf; vor allem in 
Karlöruhe hielt man fich überzeugt, daß darunter der alte Wunſch 
nach der Erwerbung Heidelbergd und Mannheims verftanden jet. 

[Dan vergleiche das von Beuft zur Erklärung der unfichern 
bayeriichen Kriegsführung Angeführte, Abſchnitt 11, Kapitel 9, Nr. 3 
diejeg Buches]. 


4. Beurteilung des bayerifchen Verhaltens in Wien. 

(Graf Vitzthum von Edftädt, London, Bafteln und Sabowa, S. 335). 

Bon dem „Verrate" Bayern? war damals [nah der Schladt 
bei Königgräg in Wien] allgemein die Rede. Das Nicht-Erfcheinen. 
ber bayerifchen Truppen auf dem Schlachtfelde [von Königgräg] war 
allerdings um fo unverantwortlicher, als der Bundeötag Bayern ges- 
rabezu beauftragt hatte, gemeinſchaftlich mit Oeſterreich Sachſen 
zu ſchützen. 


5. Graf Beuſt über die Politik v. d. Pfordtens. 
(Graf Beuſt, Aus Drei Viertel⸗Jahrhunderten, 1, ©. 482 -34). 


Ich Hatte unmittelbar nad) jener Salzburger Zuſammenkunft 
[Bismarcks mit Pfordten] wiederholte Beiprechungen mit Pfordten 
in München. Daß er dabei feines Salzburger Geſprächs nicht Er⸗ 
wähnung tat, würde weder gegen noch für die vorftehende [unter 
Nr. 1 von und mitgeteilte] Relation etwa beweilen, da mein. 
bayerifcher College dem Grafen Bismard Discretion fchuldete und 
mir gegenüber nicht zu einer Mitteilung verpflichtet war. Dagegen 
darf ich nicht unerwähnt laßen, daß bei unjern damaligen wieder⸗ 
holten Begegnungen, und auch bei einer von uns gemeinfam mit. 
dem mürttembergiichen Minifter Freiherrn von Varnbüler gepflogenen. 
Beiprechung, feine Sprache über die deutichen Angelegenheiten über⸗ 
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Haupt und das letzte Stadium der jchleswigsholiteiniichen Frage 
genau biejelbe blieb, wie fie zubor geweſen war und nicht das 
Mindeſte von einer Schwenkung nach Preußen verriet. Auch während 
bed folgenden Winters [1865/60] hatte ich feine entgegengejeßte 
Wahrnehmung zu machen. Dagegen hatte ich allerdings auf ber 
mittelftatlichen Gonferenz, welche im April [1866] in Augsburg 
ftattfand, eine jehr auffällige Veränderung in der Sprache des 
bayeriſchen Miniſters zu bemerken, und mein dießbezüglicher Eindruck 
war jo lebhaft, daß ich einen Augenblid ernitlich daran dachte, an⸗ 
ftatt nad) Dresden nah Wien zu reilen, um dem Grafen Mensdorff 
dringend die Frage nahe zu legen, ob Oefterreich nicht beßer tuen 
werde, zu einer Verjtändigung mit Preußen felbit um den Preis 
eine Opfers die Hand zu bieten.) Inzwiſchen glaubte ich die 


9) Es war dieß zu der Zeit der vertraulichen Verhandlungen Preußens 
mit Bayern über das preußiihe Bundesreformprofect, welches durch die 
dem Köntgreiche Bayern zugewiefene führende Stellung im Süden biefen 
Stat von feiner Bundestreue abwendig machen und Oefterreich ifolieren 
follte. Wie jehr fih Pfordten von diefer preußifchen Lodung zeitweilig 
beeinflußen ließ, beweiſt u. a. feine unter dem 10. April von dem preußi- 
ihen Gefandten in Münden, Prinzen Neuß, berichtete Aeußerung über 
Bismarck: „Wie irren fich diejenigen, welche bei ihm perfönliche Ehrſucht 
vermuten. Er ift der verkörperte preußiiche Statsgedanke; er ift Tein 
principieller Gegner Oeſterreichs, im Gegenteil, er möchte mit diefem gehen, 
aber ftet3 unter der Bedingung, daß es einer berechtigten preußiichen 
Bolitit nicht immer Hinderniffe bereite Diefer Gedanke iſt ein durchaus 
deutfcher, und eben deshalb fege ich Vertrauen in den Mann, welcher fein 
hauptfächlichiter Vertreter tft“ (v. Sybel, Begründung des Deutſchen 
Reiches IV, S. 315—16). Bismard hat bi zulegt gehofft, diejen Mann, 
der nad) einem belannten Goethe’ichen Worte „zur ſchwankenden Zeit auch 
ſchwankend gefinnt war und darım das Uebel vermehrte und breitete 
weiter und weiter“, zu fich herüber zu ziehen. Das beweiſt die von Sybel 
berichtete Taatfache, daß er fogar nach der Föniglichen Genehmigung feiner 
Denkſchrift vom 12. Juni 1866, welche die am 15. Juni und fpäter gegen 
Sadfen, Hannover, Kurheſſen und Naßau wirklich ergriffenen Maßregeln 
bis ins Einzelne (fogar eimfchließlih der in Kaſſel zu gebrauchenden 
VLockung mit dem darmſtädtiſchen Oberheffen und der Drohung mit der 
Einfegung des Tronfolgers) im voraus feftjegte, „bis zur legten Stunde 
noch an der Hoffnung auf Pfordtens gute Gefinnung feithielt“ (v. Sybel 
a0. O. W, ©. 440). 
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Trage zunächft meinem königlichen Herrn vorlegen zu follen, und in 
Folge deſſen unterblieb die Ausführung meine® Gedanfend. In 
hohem Grade aber überrafhend war es flir mid), auf der nächften: 
Gonferenz, die in Bamberg abgehalten wurde, wiederum bie- alte 
Sprache zu vernehmen, wie ich fie bei Pfordten in der Zeit der 
fünfziger Jahre gewohnt war. Es entſprach derfelben, daß vor Be 
ginn des Krieges General von der Tann nad Wien geihict und 
dort verabredet wurde, daß die bayeriſche Armee fi) mit der öfter 
reichiichen in Böhmen vereinigen jolle. Dieß geſchah aber nicht, mar 
wollte das eigene Land nicht degarnieren und verfpielte damit die 
gemeinfame Sache, denn die Bayern hätten bei König— 
gräß den linken Flügel geftellt, und an der 
Schwäche des linken Flügels gteng die Sqchlacht 
verloren. 

Daß ein fo widerſpruchſsvolles Verhalten auch der 
übelwollendſten Kritik die Tür öffnete und den Verdacht wecken 
mußte, es ſei darauf abgeſehen, im Trüben zu fiſchen, war uns 
vermeidlich; meine volle Heberzeugung aber iſt es, daß Pforbten 
mancher Vorwurf, nicht aber der eines doppelten Spiels oder ges 
heimer Abtrünnigfeit, treffen darf. Die Ueberraihung von Olmütz 
[gemeint tft die im November 1850 in Olmütz gefchloßene Verein⸗ 
barung ztoifchen Oefterreih und Preußen, welche zu allgemeinfter 
. Meberrafchung den damaligen Eleindeutichen Plänen ber preußtichen 
Politik einen ſehr wolfeilen Rüdzug gewährte] hatte ich bald ver» 
wunden. Pfordten aber hatte nie vergeßen, daß 80,000 Mann ins 
Geld geftellt werben mußten, damit eines Morgens die Meldung 
fomme, man könne die „Strafbayern" entbehren. Wenige wißen 
gleich“ mir, wie fehr die Erinnerung an 1850 feine Hand 1866 
lähmte. Dann war er entichlevener Vertreter der Auguftenburger 
Sache, aber .eben darum verftimmt durch das Vorgehen Oeſterreichs 
in derfelben. Wieder Tamen Anfllige von bayerifchem Patriotismus 
und bayeriſchem Chauvinismus, die den Verfucher nicht ungehört 
bleiben ließen — hat doch fogar etwas von Wiedergewinnung des 
Innviertels verlautet. Und jo gelangte mein Urteil ſchon damals 
zu dem Reſultat, daß von unfigerbeit, nicht aber von Bes 
rechnung geiprochen werben dilrfe. 

Des Trüben gab es ſchließlich viel, zu rien aber wenig. 


— — — 
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Siebentes Kapitel. 
"Schleswig-dolitein. 


1. Proteſt von Mitgliedern der Holfteinifchen Ständes 
Berfammlung gegen die von den Preufen verhinderte Er⸗ 


Öffnung derfelben, 10. Juni 1866. 
(Uegidi und Klaubolb,a. a. O. ©. 89). 


Nachdem durch Patent vom 5. d. M. die kaiſerlich königlich 
Öfterreichiiche Statthalterfchaft für das Herzogtum Holſtein die 
Ständes-Verfammlung für das Herzogtum Holftein auf den heutigen 
Tag einberufen, hatten die unterzeichneten Abgeordneten fich hieſelbſt 
eingefunden und wurden durch den von der kaiſerlich königlichen 
Statthalterfchaft ernannten Commiſſär, Finanz⸗Director Leffer, zu 
der der Eröffnung der Ständeverfammlung vorangehenden Firchlichen 
Feier auf 11 Uhr Vormitiags beichteden. Es warb indes bereits 
am Abende des geitrigen Tages von dem Generallieutenant v. Mans 
teuffel, Königlich preußiſchem Gouverneur des Herzogtums Schles⸗ 
wig, das Patronat der St. Laurentii-Kirche angewieſen, die Kirche 
für den gedachten Zweck nicht einzuräumen. Inzwiſchen iſt im Laufe 
ber Nacht der Commiſſar für die Stände Verfammlung, Finanz» 
Direetor Leſſer, durch königlich preußifches Militär verhaftet und 
abgeführt worden. Durch diefe Gemwaltmaßregel tft die Eröffnung 
der Stände-Berfammlung unmöglich geworden. Die unterzeichneten 
Mitglieder der Holfteiniichen Stände-VBerfammlung haben deſſen zur 
Urhmde dieſes Protokoll unterzeichnet, indem fie zugleich gegen dieſe 
Vergewaltigung Proteft erheben und die Rechte des Landes, wie 
jenes angeftammten Fürften auf's Neue feierlichſt verwahren. 

Wyneken. Snoop. Joh. C. Semper. 2. Schrader. G. Rend⸗ 
torff. 2. Meyen. Pr. Thomfen. O. 9. Ottens. €. Manns 

hardt. C. Doofe. F. Tamſen. d'Aubert. Balemann. W. 9. 

Bokelmann. Ed. Lorentzen. W. E. Wiggers. N. M. Pflueg. 

P. Witt. Dr. C. Körner. P. J. Lichtwerk. Dr. Behn. 

G. Arp. E. Versmann. C. Möller. F. v. Bülow. 

Der Unterzeichnete, am 10. nicht in Itzehoe anweſend, und 
durch die Sreigniffe abgehalten, heute noch hinzureiſen, ſchließt fich 





dent in dem borftehenden Prototolf enthaltenen Protefte, forwie Vers . 


wahrung hierdurch an. Altona, den 11. Juni 1866. Sb. 
Reincke. 
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2. Proclamation des Herzog? Friedrich, 17, Juni. 
(Aeg idi und Klauhold, a. aD. ©. 137—139). 
Schleswig-Holjteiner! 

Als die Vefreiung unfered Landes von däntjcher Herrichaft bes 
gan, durften wir Hoffen, daß der Beſeitigung fremder Ufurpation 
bald die tatfächliche Anerkennung unfered Recht? auf ftatliche Selb- 
ftändigfeit folgen werde. Die verbündeten Truppen famen mit der 
Erklärung, die Rechte unferes Landes und die Nechte des Bundes 
in Bezug auf Schleswig ſchützen zu wollen. 

Welche dieſe Rechte ſeien, haben Oefterreich, Preußen und ber 
Bund gemeinfam vor Europa erklärt, als fie in London mein Recht 
anerlannten und die Vereinigung der Herzogtümer Schleswig⸗Holſtein 
unter meiner Regierung forderten. 

Statt ber gehofften baldigen Einigung droht ein blutiger Kampf 
ganz Deutfchland zu entzweien, weil Preußen von der bereit3 all 
jeitig angenommenen Anerkennung unſeres Rechtes zurüdgetreten tft, 
weil gegen ein deutſches Land, deſſen Schug und Befreiung vers 
heißen war, das Recht des Eroberer geltend gemacht werden fol. 

Mir beklagen es tief, daß unfere ſchleswig-holſteiniſche Sache, 
welche -Deutfchland einigen und Träftigen konnte, als Anlaß eines 
Kampfes dienen fol, der zur Zerreißung im Innern, zur Erniedri- 
‚gung vor Europa führen kann. Die Verantwortung tragen Die 
jenigen, welche dag einzige Mittel zur Erhaltung bes Friedens, durch 
die Anerkennnng und Verwirklichung meines und Eures Rechts die 
Aviberftreitenden Sntereffen auszugleichen, von fich geitoßen haben. 

Wir können dem bevorftehenden Kampfe mit ruhigem Bewußt⸗ 
jein entgegengehen. Obwol jeder Vertretung beraubt, welche die 
Stimme des Landes hätte zur Geltung bringen können, habt Ihr 
doch niemand im Zweifel darüber gelaßen, daß Ihr bereit twaret, 
ſoviel an Euch lag, dem Frieden jedes mögliche Zugeftänd» 
nis zu machen. Ich felbft Habe mich zu jedem mit den Geſamt⸗ 
interefjen Deutſchlands irgend verträglichen Opfer bereit erklärt, um 
das Necht unjeres Landes mit den Wünſchen Preußens in Einklang 
zu bringen. Mein ernftliches Bemühen tit daran gefcheitert, daß die 
preußifhe Regierung feine Berftändigung wollte 

So ftehen wir vor einem deutjchen Brubderkriege, welchen abzus 
wenden wir nicht vermögen. Die Zukunft der Herzogtüimer tft zwar 
ber Anlaß, aber nicht der Gegenftand des Kampfes. Es Handelt 
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ſich jet um die Frage, ob Recht und Geſetz ferner in 
Deutfhland gelten jollen. 

Schlegwig-Holfteiner! Euch ftehen zunächſt ſchwere Tage der 
Prüfung bevor. Aber Ihr werdet mutig und treu am Rechte feft- 
Halten. Ihr wißt aus einer früheren Zeit, daß die Gewißen nicht 
dur Bajonette bezivungen werden können, und daß nur der verloren 
it, der ſich jelbft verloren gibt. So werdet auch Ihr jetzt den Druck der 
Gewalt ungebengt ertragen, bis die Stunde der Befreiung fchlägt. 

Eure Beamten werben, um im Intereſſe des Landes ihr Amt 
fortführen zu können, der factiichen Gewalt fi fügen miüßen. Aber 
fie werden nichts tum, welches der ohne meine Zuftimmung nicht 
möglichen Feſtſtellung des Landezrechtes Nachteil bringen würde. 

Ich Habe für jegt mich von Euch entfernen müßen. Nicht, um 
unſer Recht aufzugeben, bin ich gegangen, fondern um ben Kampf 
für daſſelbe fortzufegen. Ihr werdet mich immer da finden, wo Die 
Selbftändigfeit der Herzogtümer, wo ihre Unteilbarkeit und ihre Zu- 
gehörigkeit zu Deutichland verteidigt wird. 

Ich danke Euch für die Liebe und Treue, welche Ihr von An- 
fang an mir entgegengebradjt und durch alle Wechfel de Schidjals 
une bewahrt Habt. Die Bande, welche diefe Jahre zwiſchen Fürft 
und Volt geknüpft haben, find unlösbar. 

Niemand außer mir hat dad Recht, Euch zu den Waffen zu 
rufen. Wenn aber der Tag kommt, wo ich zur Verteidigung des 
Landes Euch um mid jammeln kann, werdet Ihr zu mir ftehen, 
wie ih zu Euch. 

Haltet feit im Vertrauen auf Gott. Er wird Deutjchland und 
Schleswig⸗Holſtein nicht verlaßen. 

Liebenſtein, 17. Juni 1866. 

Sriedrid, 
Herzog zu Schleswig⸗Holſtein. 


3. Fürft Bismarck über dad Erbrecht des Herzogs Friedrich. 
Morig Buſch, Graf Bismard und feine Beute während bed Krieges mit Frank⸗ 
reich, Zeipgig 1878, 1, ©. 6466, 103 u. 150). 

[1870] Bei Tiſche gehört Graf Sedendorf, Adjutant im Ges 
neralitabe des Kronprinzen, zu den Gäften. Man fpricht nad) ans 
dern Dingen von dem unter die Bayern gegangenen Auguftenburger. 
— — — (Das Urteil lief ungefähr auf die Aeußerung hinaus, die 
einige Monate ſpäter ein mwolgefinnter Freund, der damals als Pro- 

17 
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feffor in Kiel Iebte, in einem Briefe an mich tat: „Wir alle wißen, 
daß er nicht zum Verrichten von beldenmütigen Taten geboren iſt. 
Dafitr Tann er nidt. Es iſt ein Familienzug, werm er’3 mehr mit 
‘dem. zähen Abwarten, mit dem Ausfehen nad) den Wundern hält, 
die fein Erbrecht filr ihn verrichten fol. Aber daß er’3 mit dem 
Heldentum nicht wenigſtens einmal verfuht bat. Es würde fi 
doc) ganz anders ausnehmen, wenn er, ftatt fih als Schlachten: 
bunmler an das Heer anzuhängen, ald Hauptmann oder Major 
eine Compagnie oder ein Bataillon der Soldaten, bie einmal beis 
nahe feine Soldaten geworben wären, oder meinethalben auch eine 
bayeriſche Compagnie führte. Vermutlich würde dabei nicht viel 
heraußfommen, aber man freute fich Doch über den guten Willen.”) 

— „Zuletzt gelangte man aus der Sphäre der Götter Über den 
Wolken wieder zu Menjchen, aus dem Bereich des Ueber⸗ oder, 
wenn man will, Außernatürlichen zur Natur zurid und ftieß da 
unter Anderm auf den Auguftenburger in feiner bayertfchen Uniform. 
— — — „Der hätte es beßer haben können“, feßte er — ich meine 
den Minifter [Bismarck] — Hinzu. „Ich wollte urfprünglich nicht 
mehr von ihm, als was die Kleinen Fürften 1866 abgetreten Haben. 
Er aber wollte (Dank der göttlichen Fügung, dachte ih im Stillen, 
und Dant der Samwerſchen Advocatenweisheit!) gar nichts her⸗ 
geben. Ich erinnere mich: bei der Unterredung, die ich 1864 mit 
ihm hatte — es war bei uns im Billardzimmer vor meiner Stube 
und dauerte bis in die Nacht — da nannte ich ihn zuerft Hoheit 
und war überhaupt äußerſt artig. Als ich ihm aber dann vom 
Kieler Hafen ſprach, den wir brauchten, und er fagte, das Könnte 
ja wol gar eine Quadratmeile betragen, was ich ihm allerbings 
bejahen mußte, und als er von unfern Forderungen wegen des 
Militärs auch nichts wißen mochte, nahm ich ein anderes Geſicht 
an. Ich titulierte ihn jest Durchlaucht und fagte ihm zulegt ganz 
fühl — plattdeutſch — daß wir dem Kücken, das wir ausgebrüiet 
hätten, auch den Hals umdrehen fünnten.” 

— Zuletzt fam die Rede auf die Politik der letzt vergangenen 
Jahre, und der Kanzler äußerte: „Am ftolgeften bin ih doch auf 
unſere Erfolge Inder ſchleswig-holſtein'ſchen Sache, aus der mar. 
ein ziplomatiſches Intriguenſpiel für's Theater machen 
könnte.. 
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Achtes Kapitel, | I 
Die preußiſche Occupation des Derzogtums Naßau. 





1. Proelamation des kgl. preußiſchen Militärgonvernenrs 
des Rheinlands und der Provinz Weftfalen Fürften von 


Hohenzollern: Sigmaringen an Die Naßzauer vom 29, Juni. 
(9. S hultHefs, Europälfcher Geſchichtskalender 1866, ©. 128-124). ° 


Se. Majeftät der König von Preußen hat das Schwert ges 
zogen, um Deutſchland vor dem Unglücke zu bewahren, aus der 
Bahn einer glänzenden geiftigen und materiellen Entwidlung zurück⸗ 
zufallen unter Die entnervende Herrihaft dynaſtiſcher 
Interejfen und einfeitiger Sonderbeftrebungen. 

Aber meines Königs hochherziger Sinn wollte die zerftörende 
Laſt des Krieges nur dorthin lenken, wo die Notwendigkeit der 
Entſcheidung es forderte. Die reichen Länder, welche die preußifche 
Rheinprovinz umgeben, jehen ihre Grenzen unberührt, ihren Handel 
ungeftört, die Blüte ihrer Felder unangetajtet. - 

In frevelhaften Uebermute vertennt aber das ſüddeutſche Armees 
corps am Main, zu welchem die naßauiſche Regierung ihr Contingent 
geitellt Hat, den menjchenfreundlichen, deutichen Sinn meines Königs 
und Herrn. Truppen dieſes Corps haben es gewagt, in den preußifchen 
Kreiß Wetzlar einzurüden und durch diefen Schritt fiir mic) die Not- 
mwendigfeit herbeigeführt, Naßau als ein feindliches Land anzufehen. 

Die Colonnen meines Töniglichen Kriegsherrn marjchieren 
gegen den Main. Ich Hoffe um des naßauiſchen Landes willen, 
daß die Haltung feiner Bewohner feinen Zweifel darüber Taken 
wird, daß fie niht Teil Haben an dem verblendeten 
Beginnenihrer Regierung. 


2. Der Herzog zu Nafan an den Fürften von Hohen⸗ 
zollern-Sigmaringen, 7. Inli. 
(Mittelrheiniihe Zeitung, Juli 1866). 

Ener 8. Hoheit Aufruf an die Bewohner des Herzogtums Naßau 
habe ich mit um fo größerer Befremdung gelefen, als ich feither gewohnt 
war, in Hochbenfelben einen durch altehrwilrdige Traditionen mora⸗ 
liſch verpflichteten Vertreter de conjervativen Principg zu fehen, 
unfähig, befonderen politiichen Bedürfniſſen zulieb, daffelbe momentan 
zu verleugnen. 
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Mag auch der unfelige Bruderkampf, der heute unfer ge 
meinfames Vaterland zerfleiiht, Eure K. Hoheit der Bundes 
fahne feindlich entgegenjtellen, zu welcher ich mich befenne; er be 
rechtigt Sie nicht zu der Geringſchätzung, womit Sie ein in feiner 
Loyalität unbefcholtenes Volt von feiner Untertanenpflicht abzulenten 
trachten; er gibt Ihnen noch weniger das Recht, jummarifch meine 
Regierung als eine „verblendete” darzuftellen, weil fie dag Heil des 
Naßauer Bolles in einer allgemeinen beutichen Verbrüderung 
verbirgter hält, al® unter der Bevormundung einer einzelnen Macht. 
Das materielle Mebergewicht der k. preußiichen Armee bietet Euer 
K. Hoheit ſchon Waffen genug, um Hochdenfelben zu geftatten, auch 
- ohne Beihilfe derjenigen revolutionären Mittel gegen mich einzu: 
fehreiten, welche Gott Lob zwiſchen deutſchen Yürften bisher nicht 
Brauch waren. 

Möge Eure 8. Hoheit immerhin die freudige Ehrenhaftig- 
feit, mit welcher das füddeutihe Armeecorp® am Main bie 
Bundesperpflichtungen feiner reſp. Regierungen zu vertreten bemilht 
tft, al3 einen frevelhaften Uebermut kennzeichnen. Im Jahre 1813, 
alö die preußifche Armee für die Unabhängigkeit ihres Kriegsherrn 
und Vaterlandes gegen fremde llebergriffe in die Schranken trat, 
gab es in Preußen andere Ausdrüde für die gleichen Motive. 

Eure 8. Hoheit werben aber die Gnade haben mir zugugeftehen, daß 
im heutigen Kriege bie erſten ftrategiichen Operationen Preußens gegen 
„pie reichen Länder, welche die preußiiche Aheinproving umgeben“, 
nicht gemacht find, um dem Programm von „glängender, geiftiger 
and materieller Entwicklung“, von „unberiihrten Grenzen“, „ungeltörtem 
- Hanbel* uſw., womit Eure 8. Hoheit das ungewöhnliche Vorgehen 
Preußens bezeichnen, Nachdruck zu verleihen, und daß die ohne vor: 
herige Kriegserflärung erfolgte Weberrumpelung Kurheſſens, die 
völkerrechtswidrige Entführung mitten im Frieden eines deutſchen 
Fürften und neulich die jeglichen ftrategiichen Vorwandes entbehrende, 
durch feine Kriegserflärung motivierte und Angeficht3 meiner damals 
noch nicht abgebrochen gewejenen biplomatijchen Beziehungen zum 
k. preußiichen Hof ausgeführte Razzia auf Nüdesheimt) den ſchönen 
Worten Eurer 8. Hohett miderjprechen. 


)) In einer Gorrefpondenz der Augsburger „Allgemeinen Zeitung“ 
aus Frankfurt vom 1. Juli 1866 heißt es: „Ueber die wiederholten 
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Ich babe mich meiner und meines Landes Ehre gegenüber zu 
diefem Ausdrud meiner aufrichtigiten Herzensmeinung verpflichtet 
gefühlt und bin darauf gefabt, getroften Mutes deſſen Folgen zu 
fragen. 

Biebrich, den 7. Juli 1866. 


3. Broclamation des Herzogs zu Nakau an fein Volk 
vom 15. Juli. 
(Aeg idi und Klauholb, a. a. O. ©. 168—164). 
An mein Voll! 

Napauer! Der Feind der deutichen Bundesfadhe nimmt ſeit 
geſtern eine Stellung ein, die mich nötigt, um nicht, nach einem in 
der Geſchichte der Giilifation einzig daſtehenden Beiſpiel der letzten 
Wochen, in Kriegsgefangenſchaft zu geraten, euch auf — ſo Gott 
will — kurze Zeit zu verlaßen. 

Ich eile zur Armee, weil ich dort bei Euren Söhnen und 
Brlidern unter Naßau's Fahnen wenigiten® für einen Teil meiner 
Sandestinder forgen zu können Hoffe Die Herzogin, meine Ges 


Beutezüge der Preußen auf das rechte Rheinufer zu be- 
richten, ift wol kaum der Mühe wert... Esift derausdem Italteni* 
ſchen ing Preußiſche überjegte Brigantaggio, in dem wir 
Ichen. Ergeben wir uns ruhig in das Beftehende, faßen wir die Streif- 
züge der Preußen nah Lahnftein, Braubah, Herborn, ihre 
Weinkur in Bad Ems, ihre Befuhe in Rüdesheim ufw. 
als idyllische Kriegsepifoden auf; nehmen wir die Sache fo, wie es bie 
nationalvereinlihe Mittelrheinifche Zeitung in ihrem Beriht aus Monta” 
baur 29. Juni tut: „„Geftern Morgen 10 Uhr, fagte fie, erhielten wir 
unerwartet einen Beſuch der Preußen aus der nahen Feſtung Chrenbzeit- 
ſtein. Es waren ihrer 800 Mann Sufanterie vom 25. Landwehrregiment 
und etwa 80 Hufaren. Die Mannſchaft rüdte mit gezücktem Säbel, ge⸗ 
ladenen und vorgehaltenen Karabinern und aufgeſtecktem Bajonett ein. 
Nachdem fie die Hiefige Receptur bejegt, verlangte der commandierende 
Officer, Lieutenant Nobis, Die Auslieferung der herzoglidhen Recep⸗ 
turkajfe, welche der Beamte, ſobald er fich vonder Erfolglofigkeit eines Wider⸗ 
ftandes überzeugt hatte, gegen Beicheinigung im Betrage von 5000 Gulden 
auglieferte. Der hohe Kaſſenſtand Hatte feinen Grund in der eine Stunde 
zuvor gefchehenen Ablieferung des zweiten Steuerfimpels.”" Wie es ge= 
fommen, daß die Preußen gerade eine Stunde a, diefer Ablieferung 
einrücdten, erzählt die Mittelrheinifche Zeitung nicht.. 
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mahlin, und meine’ Kinder laße ich als teure Pfänder in Eurer Mitte 
zurück. Nächſt der göttlichen Vorfehung befehle ih fie Eurer 
Obhut; möge der Allmächtige fie und Euch alle in feinen heiligen 
Schu nehmen und der guten Sadıe endlich zu ihrem echte ver⸗ 
helfen. 

Bewahrt mir die alte naßauiſche Treue und Anhänglichkeit, die 
ihr mir ſo oft bewieſen und bei dem ſeltenen Feſte, welches wir 
vor noch nicht zwei Jahren zuſammen gefeiert haben’), auf rührende 
Weiſe von neuem gelobt habt. 

Welches Gejchte auch über und verhängt fein möge, ich werde 
die Ehre Naßau's hoch halten und meine Pflichttrese und Liebe zu 
Euch bis zum letzten Herzſchlag betätigen. 

Bauet auf mich, wie ich auf Euch baue, jo wird Gott un 
nicht verlaßen. 

Biebrich, den 15. Juli 1866. 





Adolph. - 


4. Bekanntmachung des Fgl. preußiſchen Civileommifſars 
| für da3 Herzogtum Nafan, 31. Inli. 
(Aegidi und Klauhold,a.a. O. 6.164). 

Der Ober:Befehlöhaber der Main⸗Armee, Herr General-Miajor 
Frhr, dv. Manteuffel, hat den Unterzeichneten am 21. d. M. bevoll⸗ 
mädhtigt, die Admintjtration des Herzogtums Nakau, der Stadt 
Frankfurt und der occupierten Teile des Königreich Bayern und 
des Großherzogtums Heffen zu übernehmen. Auf meinen Antrag 
tt die Verwaltung der Stadt Frankfurt und der Provinz Obers 
heifen bejonderen Civil⸗Commiſſarien übergeben, und es tft mir 
nunmehr im Allerhöchſten Auftrage ausſchließlich die Verwaltung 
der naßauiſchen Lande unter Autorität des Herrn Ober-Befehls: 
haber8 der Main-Armee anvertraut worden. Ich trete dieſe Ber: 
waltung mit dem heutigen Tage an und werde diefelbe nach den be⸗ 
ſtehenden Landesgefeten, ſoweit die Kriegsführung und die Sicher⸗ 
heit der königlichen Truppen nicht einen Ausnahmezuſtand bedingen, 
führen. Denn die Decupation des Landes Naßau tft nicht gegen 
die Bevölkerung, Sondern gegen die bisherige Regie⸗ 


1) Der Herzog feierte am 20. Auguſt 1864 ſein 25 jähriges Regierungẽ⸗ 
jubiläum. 
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rung gerichtet. Unnachſichtliche Strenge wird gegen den geilbt 
werben, ber fi) preußenfeindlicher und darum Tandesfeindlicher 
Agitationen ſchuldig mat. Ich werde die Intereſſen des Bandes, 
welche ja mit den preußtichen Intereffen überall zufanmenfallen, 
gewißenhaft wahrnehmen, die Laſten des Kriegszuſtandes, welche zu- 
nächſt einzelnen Privatperjonen und Gemeinden auferlegt werben 
mußten, unter HSeranziehung der landesherrlichen Ein— 
fünfte tumlichft zu mildern und auszugleichen und die Wolfahrt 
des Landes, jo weit meine Kraft reicht, zu fördern fuchen. Sn 
Dielen Beſtrebungen rechne ich auf das bereitiviflige Entgegenkommen 
aller Bewohner von Naßau, welhe unter dem Vorantritt 
der geſetzlichen Vertreter des Landes durch ihr fettheriges 
Verhalten keinen Zweifel darüber gelaßen haben, daß fie nicht 
Teil haben wollen an dem verderbliden Beginnen 
Der Regierung, welde die in Waffen ftehenden Söhne diejes 
Bandes den Feinden Preußen® und Deutſchlands zugeführt 
Hat. Bel gegenjeitigem Vertrauen wird es unferem vereinten Streben, 
ich zweifle nicht daran, gelingen, beßere Zuſtände und hellere 
Tage fir diefes ſchöne Land herbeizuführen, 
Wiesbaden, 81. Juli 1866. 
Der tönigliche Bandrat und Civil-Commiſſar fiir das 
Herzogtum Naßau. 
v. Dieſt. 


5. Adrefſe des Gemeinderats der naßzauiſchen Stadt 
Diez an den König von Preußzen, Anguſt 1866. 
(Politiſche Briefe Blamarcks aus ben Jahren 1819—1889, zweite Sammlung). 

Längſt losgejagt im Herzen von einer Regierung, die 
ihre dynaſtiſchen Interefjen über dieferigen des Landes ftellte und 
mit dem Feinde deutſcher Einheit [Deiterreih] gemeinfame Sache 
machte, dilrfen wir nicht länger mehr zögern, unjerer Gefinnung auch 
dorthin Ausdruck zu geben, von wo allein die fichere Heilung der 
Ichweren Schäden kommen Tann, an denen das naßauiſche Stats⸗ 
weſen feit lange krankt. — Majeftät! Die tiefe Zerflilftung, welche 
von unferem öffentlichen Beben bis zu den privaten Verhältniſſen 
Hinducchgeht, die Wunden, welche niedrige Selbſtſucht und 
und Denunciationen den Bewohnern dieſes ſchönen Bandes geichlagen, 
der confeiftonelle Hader, welcher fett Jahren emfig geſchürt worden 
üft, werden heilen, und Hellere Tage werden, bieß hoffen 
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wir mit Zuverfiht, Über ung Hereinbreden, wein 
unfere naßauifhen Lande dem mädtigen Scepter 
Preußens angeflogen fein werden. 


6, Antwort auf vorſtehende Adrefſe. 
Politiſche Briefe Bismards aus ben Sahren 1849-1889, zweite Sammlung). 
Anden Bürgermeifter von Diez. 
Berlin, 18. Auguft 1866. 
Die Adreſſe des Bilrgermeifters und Gemeinberatg der Stadt 
Diez habe ich Seiner Mafeftät dem Könige vorgelegt. Ich erfülle 
eine angenehme Pflicht, indem ich die Herren Unterzeichner. im 
Auftiage Seiner Majeftät davon in Kenntnis ſetze, daß Aller⸗ 
höchſt biefelben Ihre Vebhafte Befriedigung außgeiprochen haben 
über das Vertrauen, weldes die Stadt Diez zu dem 
Berufe Preußens in fo freudiger Sprade ausgedrüdi. 
Die Hffentlichen Blätter werben bereit? Kunde von dem wichtigen 
Schritte nad) Naßau gebracht haben, welcher durch eine Vorlage 
‚andben preußiſchen Landtag les ift die Annexionsvorlage 
gemeint] gejhehen ift, um die inder Adreſſe aubgeſproche— 
nen Wünſche zu erfüllen. v. Bismard. 





Beuntes Kapfkel. 
Die preußifhen Ariegstaten zu Sranffurt a. M. 





1. Der Vundestag verläßt grauffurt 
Note des Bundespräftidtalgefandten Baron Kübel 
an den ältern Bürgermeifter der freien Stadt 
Frankfurt, Herrn Senator Fellner vom 14. Juli 


Otts Aannugießer, Gedichte ber Eroberung ber freien Stadt Frankfurt durch 
Preußen im Jahre 1886. Frankfurt a. M. 1877, ©. 18188) 


Die Bewegungen der feindlichen Truppen legen der Bundes⸗ 
verfaummlung bie Pflicht auf, filr die Freiheit ihrer Beratungen und 
ben ungeſtbrten Verkehr der Bundestagsgeſandten mit ihren Regie 
zungen Sorge zu tragen. Aus dem Ernte der Zeiten erwachſen 
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der Bunbesverfammlung neue, ſchwere Obliegenheiten, die fle zu er⸗ 
flfen feſt entſchloßen tft, und diefelbe glaubt es den im gemein- 
ſamen Kampfe für Deutichlands Recht und Freiheit zufammenftehen- 
den Regierungen und Völkern gleihmäßig jchuldig zu fein, die 
oberfte Bundesbehörde in freier Tätigkeit zu erhalten, da fle bie 
Unaufloslichkeit des Nationalverbandes und die Zufammengehörigfeit- 
aller deutſchen Länder in geſetzlicher Form vertritt. 

Sie hat daher beichloßen, ihren Sit propifortih nah Augss 
burg‘) zu verlegen und das beim Deutichen Bunde beglaubigte 
diplomatifche Corps einzuladen, ihr zu folgen. | 

Indem fie Frankfurt zeitweilig verläßt, ſpricht ſie ihre lebhafte 
Anerkennung der vaterlandötreuen Gefinnung aus, welche dieje freie 
Stadt durch manchen Wechſel der deutichen Geſchicke unverändert 
betätigt hat. Diefe Gefinnungen wird Frankfurt bei jeinem regen 
Gefühle für Deutichlands Größe und Freiheit auch ferner bewahren. 

Die in diefer Verfammlung vertretenen bundestreuen Regie⸗ 
rungen werden feſt und ungebeugt zur Sache des Vaterlandes und 
des Nechtes gegen Sonderbund und Vergewaltigung ftehen, und die 
Bundesverſammlung darf daher im Vertrauen auf den endlichen 
Steg der guten Sache die Hoffnung auöfprechen, daß in den Mauern- 
diefer an Erinnerungen deuticher Größe reichen Stadt fih die Ver⸗ 
treter der Fürften und Völker zufammenfinden werden, um Deutſch⸗ 
lands Macht und Freiheit dauernd zu begründen. 

Der Unterzeichnete hat die Ehre, im Namen der hohen Bundes⸗ 
verſammlung Borftehendes zur Kenntnis Seiner Hochwolgeboren bes 
älteren regierenden Bürgermeiſters Herrn Senator Fellner zu bringen, 
und ergreift zugleich diefen Anlaß zur erneuten Verficherung feiner 
außgezeichnetiten Hochachtung. v. Kübeck. 

2 Mückblick auf Die Tätigkeit ded Bundestages. 


Cagebuchblarter aus dem Jahr 1866, Erlebtes und Durchbachtes don einem beutfcher 


Frankfurt, 14. Jul. 
Heute Vormittag hat fich die Bundes-Verfammlung nebſt Milttär- 


) Sir — und zwar im Gafthofe zu den drei Mohren — hielt der 
Deutſche Bundestag, der ſich felbit ebenfowenig aufgelöft Hat wie der 
Deutſche Bund felbit, am 24. Auguft 1866 feine letzte Sitzung ab. 
G. Schultheſs, Europ. Geſchichtskalender 1866, S. 156). 

») Vgl. ©. 18 ff. — Das ſtärkſte Lob hat dem Bundestage fein Zer— 
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Commiſſton, Kanzlei ufw. nad) Augsburg begeben. Wir werden 
demnach ſtündlich dem Einmarfche der Preußen entgegenfehen können. 
Damit ift wiederum eine hochwichtige Phaſe in der politiichen Ent- 
wicklungsgeſchichte Deutſchlands beendet. 
Mich beſchäftigt heute lebhaft der Gedanke, daß es keine un⸗ 
intereſſante Aufgabe fein müße, eine Geſchichte ber Verdienſte 
"Des Deutſchen Bundes zu ſchreiben. Wir find fo daran ge 
‚ wöhnt, auf den Bund fchelten zu Hören, wir haben uns feit Jahren 
fo große Mühe gegeben, alles erdenklich Schlechte über ihn hervor⸗ 
zuheben und zu verbreiten, daß in der MWeltgeichichte kaum eine 
politiſche Inftitutton aufgefunden werden dürfte, welche beßer ge 
ſcholten und verfegert gemwejen. Und dennoch 50 Sahre des Be 
ftehens, und dennoch viele offene und geheime Anhänger, wolverjtanden 
anter der Bedingung notwendiger Reformen. Das wäre abfolut: 
nicht möglich, wern dem Deutichen Bunde nicht Verdienfte zur Seite 
ſtünden, die freilich von den Volkstribünen und den Markt-Politikern 
nicht verftanden werden können oder wollen, die aber dem ruhigen 
Beobachter klar vorliegen, Es bedarf nicht großer Mühe um zu bes 
weiſen, Daß der 5Ojährige Frieden, deifen fich Meitteleuropa zu er: 
Äreuen gehabt, weſentlich dem Beſtehen des Deutichen Bundes zu 
verdanken tft. Und wenn Preußen während diefer 50 Jahre unge 
ſtört wachſen und gedeihen konnte, ohne durch feine Eigenſchaft als 
Leinfte europäiſche Großmacht in Mitleidenfchaft gezogen zu werben, 
die ihm fehr teuer hätte zu ftehen kommen, fo verdankte es dieß 
lediglich feiner Teilnahme am Deutfchen Bunde. 
Eine unparteiijche Kritit wird dieß anerfennen, wenn bon und 


Ätörer jelbft gefpendet. Herr v. Bismard fagte in der Sikung ber 
preußiſchen zweiten Kammer vom 6. Merz 1851 folgendes: „Ich fordere 
den Herrn Abgeordneten für Krefeld auf, mir feit den Zeiten der 
Dohenftaufen irgend eine Periode in der deutſchen 
Geſchichte nachzuweiſen, wenn er von den Zeiten der ſpaniſchen 
Hausmacht Karls V. abjtrahiert, wo Deutfhland größeres An» 
ſehen im Auslande, eines höheren Grades politis 
Aber Einheit und größerer Autorität in der Diplo» 
matie ſich erfreut Hat, ala während der Zeit, wo der Bundestag 
die auswärtigen Beziehungen Deutſchlands gelenkt hat.” (Ausgewählte 
Reden des Abgeordneten v. Bismard-Schönhaufen gehalten in den Jahren 
1847 bi3 1852, Berlin, Fr. Kortlampf, O. %. ©. 182—83). | 
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Mitlebenden auch der Lebte zu Staub und Alche zerfallen fein wird. 
Wollte man aber dergleichen heute außfprechen, wiirde man ſich des 
neuentdecten Verbrechens der Preußenfeindlichkeit mit erſchwerenden 
Umftänden ſchuldig machen. 


3. Der Senat an die Bürgerſchaft von Stadt und Land, 
(Otto Raungießer,a. a. O. ©. 1893—184).] 

Der zwiſchen deutſchen Bruderſtämmen ausgebrochene Krieg 
droht auch das Gebiet der freien Stadt Frankfurt zu überziehen. 

Die hohe deutſche Bundesverſammlung, welche in hiefiger freien 
Stadt ihren Sit hat, iſt bereit$ zu dem Entichluße gelangt, . biefe 
Stadt zeitwetfe zu verlagert. 

Unfere Stadt iſt eine offene Stadt. und fteht ala ſolche unter 
dem Schube des durch die Anerkennung aller Nationen geheiligten 
Bölkerrechtes. Leben und Eigentum der Bilrger und Einwohner er⸗ 
ſcheinen daher in feiner Weiſe bedroht. 

Dagegen fühlt der Senat in diefer verhängnisvollen Zeit. fh 
gebrungen, der Bürgerfhaft offen und freimitig das Nachfolgende 
zu verkünden: 

Der Senat wird treu zu dem Bunde jtehen, der als unauflöglicher 
Verein gegründet iſt und die Erhaltung der Unabhängigkeit und Uns 
verletzbarkeit der einzelnen deutichen Staten zum Zwed hat. Ders 
ſelbe hält aber eine Umgeftaltung der Bundesverfaßung, die Schaffung 
einer ftarfen Centralgewalt und die Einſetzung einer wirffamen Ver⸗ 
tretung des gelamten deutichen Volkes für dringend geboten und 
wird fih freudig allen hierauf gerichteten Beſtrebungen an⸗ 
ſchließen. 

Es iſt der feſte Entſchluß des Senats, bis zu glücklich erreichter 
Umgeſtaltung der Bundesverfaßung die durch völkerrechtliche und 
Bundesverträge begründete und gewährleiſtete Unabhängigkeit und 
Unverletzbarkeit hieſiger freien Stadt zu wahren. 

Mag dieſer Entſchluß auch unſerer freien Stadt, dieſem fried⸗ 
lichen Gemeinweſen, dieſer Stätte des Handels und der Gewerbe, 
dieſer Duelle des Wolſtandes und der Woltätigkeit, ſchwere Prils 
fungen auferlegen, fo hegt doch der Senat die feite Zuverficht, daß 
die geſamte Bürgerfchaft, in ihrem Nechtsgefühl und ihrer Treue 
fir das deutſche Vaterland, ihm zur Seite ftehe, und im Bewußt⸗ 
jein, das Rechte gewollt und Treue bewahrt zu haben, die Prüfungen, 
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die iiber una kommen können, ftandhaft ertragen werde. Gott be 
ſchütze das deutfche Vaterland und die freie Stabt Frankfurt ! 
Frankfurt a M., den 15. Juli 1866. 
Bürgermeiſter und Rat 
der freien Stadt Frankfurt. 


4, PBroclamation ded am 16. Juli eingerüdten commans 
Dierenden General3 der Mainarmee Vogel v. Faldenftein. 
(D. Kanngießer, a. a. O. S. 198). 

Die Regierungsgewalt über das Herzogtum Naßan, die Stadt 
Frankfurt mit deren Gebiet, ſowie über die von mir oecupierten 
Teile des Königreichs Bayern und des Großherzogtums Heſſen 
geht zur Zeit auf mich über. 
| Die in den genannten Ländern fungierenden Verwaltungs 

behörden verbleiben vorläufig in ihrer SteHung, haben aber fortan 
allein von mir Befehle anzunehmen, deren präcijer Ausführung er 
entgegengejehen wißen will. 

Hauptguartier Frankfurt, 16. Juli 1866. 

Der commandierende General der Mainarmee: 
v. Saldenitein. 


5. Telegramm defſelben General® an den König bon 

Breuften aus Frankfurt von 16. Juli. 

(D. Rannngießer,a a. O. ©. 210). 

, Die Länder dießſeits des Mains liegen Ew. Majeftät zu 

Silßen, v. Saldenftein. 
| Die ErHärung zu dem rafchen Einmarſche der Preußen, in 

Frankfurt und zu oorftehender Depeche Falckenſteins Liefert ‚bie Ab⸗ 
— M Ka 1 angeführte Reifung Bismardd an dieſen General 
vom 


6. Der wachthabende kgl. preufß. Lientenaut Brünning an 
den Magiftrat der freien Stadt, 16. Juli Abends. 
 &. Raungleßer,a. aD. 6. 211—212). 
Der Magiſtrat der freien Reichsſtadt — hat für die 
Hauptwache ſofort zu geſtellen: 
erſtens für die (ſechs) Officiere: 
6 Flaſchen Champagner, 
6 6 Portionen warmes Abendeßen, 
200 feine Cigarren; 
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zweitens für die Mannfchaften (75 Mann): 
180 Flaſchen Wein, 
2000 Stüd Cigarren, gute Sorte, 
400 belegte Butterbrote. 
Die umgebende Einfendung der verlangten Gegenftände wird 
erwartet, (Folgt die Unterſchrift). 


* * 
* 


Big jegt find die für die Hauptwache noch fehlenden 110 Flajchen 
Dein nicht angefommen. Sind diefelben binnen zehn Minuten 
nicht geliefert, fehen wir uns in der traurigen Notwendigkeit, die 
Einguartierungscommiffion verhaften zu laßen. 

Zehn Uhr Abends. | 

N. N., Lieutenant und Wachthabender. 


7. Mafregeln gegen die Preife, 

Am 17. Juli wurden folgende „preußenfeindliche” Zeitungen 
unterdrückt und ihr Redactionsperjonal, ſoweit es nicht vorher ſchon 
Frankfurt verlaßen Hatte, verhaftet: „Frankfurter Boft> 
zeitung”, „Neue Frankfurter Zeitung”, „FSranls 
furter Bolfafreund”, „Srankfurter Latern“, 
„Frankfurter Tageblatt”, „Neue Nachrichten“ und 
noch zwei kleine fogenannte Kreuzerblätter. 
(D. Kanngießer, a a. DO. Seite 200). Der Chefredacteur 
der großdeutichsconfervativen Poſtzeitung“, Hofrat Dr. Fiſcher⸗ 
Goullet, einer der bedeutendſten und geachtetiten damaligen Publi⸗ 
ciften Deutichlands, fand bei diefer Gelegenheit feinen Tod. Das 
rüber erzählt Otto Kanngießer, der als Redacteur des Feuille⸗ 
tons der „Neuen Franff. Ztg.“ mit noch) zwei andern Gollegen eben 
falls verhaftet worden war und auf dem SKorridor des englüügen 

ofs, des Hauptquartier des Generals Vogel dv. Faldenftein, der 

e, bie da kommen follten, martete, als teilweiler Augenzeuge 
folgendes (a. a. DO. S. 208—205)]: 

Plöglich aber, e& war eitwa halb elf Uhr, wurde bie Aufmerk⸗ 
ſamkeit der drei Redacteure auf eine eigentümliche Gruppe gelenkt, 
welche an der gegenüberliegenden Seite des Korridors auftauchte. 
Sin ziemlich großer und nicht unbeleibter Mann in Civilkleidung 
Ichleppte ſich mühſam, auf beiden Seiten von je einem Soldaten 
unterjtüßt, über den Gang nad) dem hinteren Teile de Gebäudes 
Hin; die fchlurfenden Schritte des Kranken zeigten deutlich, daß er, 
wären nicht die ihn auf beiden Seiten haltenden Soldaten dageivefen, 
aujammergebrochen fein wiirde. Es war ber Hofrat Dr. Fiſcher⸗ 
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Goullet, Chefrebacteur der „Poſtzeitung“, der auf bie Kunde von 
der Beſetzung der Localitäten der „Poſtzeitung“ durch die Preußen. 
aus feiner Vila in Rödelheim zu Fuß nad Frankfurt geeilt und- 
hier, wahriheinlich in Folge des rafchen Ganges bei einer glühen- 
ben Hite, vom Schlagfluß getroffen war. Er wurde von den ihn 
verhaftenden Militärperfonen in den „engliichen Hof“ gebracht und 
als jein Zuftand immer bebenklicher wurde, in ein Bett gelegt, wo 
er zwei Tage ſpäter verſchied. Von den an ihn gerichteten Fragen 
hat er, wie in jenen Tagen allgemein erzählt wurde, nur noch die⸗ 
jenige mit einem mühſam gejprochenen „Ja“ beantwortet, daß er. 
der Chefredacteur der „Poſtzeitung“ geweſen jet und die meilten Leit- 
artifel darin ſelbſt gejchrieben habe. Bedenkt man, wie außerorbent- 
lich geringfügig felbft vom preußiſchen Standpunkte aus bie 
Sünden des ftet3 mit großer Mäßigung aufgetretenen Dr. Filcher- 
Goullet erjcheinen mußten — und in Wirklichkeit Hatte er gar nichts 
weiteres getan, als nach Pflicht und Ehre den confervativen Stand- 
punft der „Poftzeitung” aud) in diefem Kriege vertreten — jo kann 
wol gefragt werden, welches moraliiche Recht der preußiſche General 
felbft unter den damals herrichenden Verhältniffen dazu hatte, den 
allgemein geachteten Mann in folcher Wetje zu behandeln, insbeſondere 
auch, warum nicht bei dem lebensgefährlichen Zuſtande des Kranken 
vor allen Dingen ein Arzt herbeigerufen und die Angehörigen bes 
nachrichtigt wurden, ftatt den Kranken noch mit unnüten und quälen- 
ben Fragen zu beläftigen? Mit dem tragifchen Tode des Hofrat 
Fiſcher gieng auch nad) mehr als zweihundertjährigem Dajein bie 
„Frankfurter Poſtzeitung“ zu Grabe. 


8. Befanntmachnng des Generalö Vogel von 1 Falckenſtein 
vom 17, Juli, 
(D. Ranngießer, a. a. O. ©. 212—15). 

Mit Bezug auf meinen Corps⸗Befehl dd. Hannover, ben 19. Juni 
d. 3. beftimmte ich betreffd der Verpflegung der unter meinem Bes 
fehle ftehenden Truppen der Main⸗Armee, jo lange biejelbe auf 
feindlihem Gebiete fteht, was folgt: 

Die Officlere, die im Officiers-Range ftehenden Beamten, bie 
Feldwebel, Bortepse-Fähnriche und die in Officierzftellen fungterenden: 
Unterofficiere haben zu verlangen: 

des Morgens: Kaffee mit Zutat; 









271 


des Mitiagd: Suppe, Yleifch, Semife, Braten und eine‘ 
Flajche Wein; 
des Nachmittags: Kaffee; 
des Abends: Abendbrot und außerdem täglih 8 Stück 
gute Gigarren. 
Die mit Verpflegung einguartierten Mannfchaften erhalten: 
des Morgens: Kaffee mit Zutat; 
des Mittags: 1 Pfund Fleiſch, daS dazu erforderliche Ger 
milfe und Brot, fowie !/, Flaſche Wein; 
des Abends: einen Imbiß nebit 1 Seidel Bier und außer> 
dem täglih 8 Stück Cigarren. Die Speiſen müßen 
augreichend fein und den Mann Hinlänglich fättigen, 
Veberall da, wo die Verpflegung nicht. durch die be= 
quartierten Wirte erfolgt, wie beiſpielsweiſe Durch 
Bivouacs, oder aud) da, wo die bequartierten Wirte 
niht im Stande find, den Mannjchaften die Ver⸗ 
pflegung nach obigen Säten jelbft zu gewähren, beiteht 
die dem Soldaten competierende Portion, welche von 
den Truppencommandeuren durch die Ortöporftände im 
Wege der Requtfition zu beichaffen iſt, aus folgenden 
Süßen: 
1 Pfund 26 Lot Brot; 
1 Pfund friiches Fleiſch oder 
1/, Pfund geräucherten Sped; 
6 Lot Reis oder 
Tıls Lot Grauben oder 
15 Lot Hülfenfriichte (Erbſen, Bohnen, Linjen) oder 
3 Pfund Kartoffeln; 
1 Lot gebrannten Kaffee; 
1/s Lot Salz; 
1,, Flaſche Wein und 1 Seidel Bier, reſp. für 
Dfficiere 2c. 1 Flaſche Wein, 8 Cigarren. 
Die Sigarren werden überall nicht von den Wirten oder 
Communalvorſtänden, fondern lediglih aus dem von der Yeld- 
intendantur der Main- Armee in Frankfurt zu errich— 
tenden Requifitions- Magazin entnommen. Für bie in 
Kurheſſen einquartierten Offictere und Mannjchaften der Main⸗Armee 
wird auch der Wein — im Gegenfag zu ben auf anderem feind⸗ 
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lichen Gebiet liegenden Truppen — nit von den Wirten ober 
Drtsbehörden hergegeben, jondern aus dem Requifitiond- Maga 
zin in Frankfurt empfangen. 

Die Fourage-Ration, welche bis auf weiteres aus ben Magazinen 
zu Srankfurt, Hanau und Alchaffenburg zu empfangen ift, bleibt all⸗ 
gemein wie folgt feitgelekt: 

12 Pfund Hafer, 
. 5 Pfund Heu und 
7 Pfund Stroh. 

Ueber die empfangene Verpflegung jeder Art wird von den 
Truppen Quittung erteilt und zwar bei der Verpflegung durch bie 
Quartierwirte, reſp. betreff3 der vorangedeuteten Requiſitionen 
durh die Truppen = Commandeure an die Ortsbehörden, und 
bei der Werabreihung der Fourage, reip. des Weines und der 
Cigarren aus Magazinen an die Magazinverwalter, wobei bemerkt 
wird, daß die Quittungen mit deutlicher Unterfchrift und dazu ges 
febtem Character zu verjehen find. 

Hauptquartier Frankfurt, 17. Juli 1866. 

Der Oberbefehlshaber der Matn-Armee: 
vd. Faldenftein, 
General der Infanterie. 


» BProteft der Senatoren Dr. Speltz und von Bernus 
gegen ihre Verhaftung, 20, Juli. 
(D. Ranngießer, a. a. O. 6. 197—99) 

An Seine Hochwolgeboren Herrn Birgermeifter 

Senator Fellner in Frankfurt a. M. 
Die unterzeichneten Senat3-Mitglieder wurden am 17. d. M. 
bald nad) der an biefem Tage ftattgehabten ordentlichen Senats⸗ 
figung durch königlich preußiſche Officere verhaftet und auf die 
Hauptwache in Detention verbracht, von da gegen Verpfändung ihres 
Ehrenwortes, fih binnen 24 Stunden nad) der Feſtung Köln zu bes 
geben und fich bei dem dortigen Commandanten General v. Franken» 
berg zu melden, in ihre Wohnungen entlaßen, auch nachdem fle ihr 
Ehrenwort eingelöft hatten, in der Feſtung Köln interniert; jedoch 

‚am 19..d. M., Abends 6 Uhr, von der Feſtung Köln entlaben. 
Dem mitunterzeichneten Senator v. Bernus war e8 unmittelbar 
nad) feiner Verhaftung noch möglich, unter Begleitung des feine Ver: 
Haftung ausführenden Officier3 in dem Senatszimmer, wofelbft ein’ 
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Teil der Senatsmitglieder verfammelt war, von der gegen ihn gelibten 
Gewalt Anzeige zu machen. 

Dagegen war ben Iinterzeichneten mit ihrer Berbringung auf 
die Hauptwache jede Teilnahme an der hohem Senate zuftehenden 
Regierungsgewalt, ſowie die Ausübung der ihnen obliegenden Amts⸗ 
verpflichtungen unmöglicd) gemacht. 

Durch die mündlichen Benachrichtigungen, welche Euer Hoch⸗ 
wolgeboren den Unterzeichnieten bei Ihrem ſehr freundlichen Beſuche 
auf der Hauptwache gegeben haben, find die Unterzeichneten auf bie 
gewaltiame Suspenfion der Verfaßung der freien Stadt Frankfurt 
porbereitet worden, ‚welche durch die Sffentliche Bekanntmachung des 
commandierenden General® der Löniglich preußiichen Main⸗Armee 
Herrn von Faldenitein vom 16. Juli 1866 zur politiichen Tatjache 
geworden iſt. | 

Inhaltlich diefer Bekanntmachung tft die Regierungsgewalt Über 
die. Stadt Frankfurt mit deren Gebiet zur Zeit auf den comman- 
dierenden General der Main-Armee übergegangen und haben die 
fungierenden Verwaltungsbehörden allein von dem gedachten comman⸗ 
dierenden General Befehle anzunehmen. 

Die unterzeichneten Senatömitglieder haben an der durch dieſe 
politiſche Tatſache herbeigeführten .zeitweifen Suspenfion der Ver⸗ 
faßung der freien Stadt Frankfurt feinen Tell. 

Diefelben find durch ihre Gefangenhaltung gewaltſam verbindert 
worden, gegen dieje zeitweile Suspenfion der Verfaßung ihrerjeits 
Proteſt und Verwahrung einzulegen. 

Diefelben dürfen endlich, eingedenk ihres Eides, die Rechte der 
freien Stadt Frankfurt, der Behörden, Körperfchaften und Bürger 
zu ſchützen, als Vorftände von VBerwaltungsbehörden die Befehle des 
commandierenden Generald der Main-Armee nicht annehmen und 
benfelben feine Folge leiften. 

Die unterzeichneten Senatömitglieder wollen, indem ſie die bor- 
ftehende Erklärung zur Kenntnis Euer Hochmwolgeboren als ver- 
faßungsmäßigen Vorfigenden hohen Senat? bringen, für ihre Perſon 
and in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder hohen Senats der freien 
Stadt Frankfurt und ala Vorftände von ftädtiichen Verwaltungs⸗ 
ämtern ihre Ehre und ihr Gewißen wahren, gegen bie gewaltſame 
Suspenfion der Verfaßung der freien Stadt Frankfurt nachträglich 
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feierliche Verwahrung einlegen und als einzige Richtſchnur ihres 
künftigen Verhaltens die treue Erfüllung ihres Dienſteides bezeichnen. 

Dieſelben verbinden damit die Anzeige, daß ſie unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen ſich zur Zeit verpflichtet fühlen, nach Frank: 
furt nicht zurüdzufehren, aber mit beißer Sehnjucht auf den Zeit 
punkt harren, in welchem fie wiederum für die verfaßungsmäßigen 
Nechte der freien Stadt Frankfurt eintreten und die ſchweren Prü⸗ 
fungen, welche iiber ihre Vaterftadt gefommen find, mit ihren Mit- 
bürgern teilen können. 

Wir überfenden Euer Hochwolgeboren dieſe Zuſchrift durch 
einen zuverläßigen Boten und bitten, demſelben den Empfang ge⸗ 
fälligſt beſcheinigen zu wollen. 

Schließlich verfehlen wir nicht, Euer Hochwolgeboren unſere 
ausgezeichnete Hochachtung zu bezeugen. 

Köln, den 20. Juli 1866. 

(gez.) Dr. Speltz. v. Bernus. 


10. Die 6⸗Millionen⸗Contribution. 
(D. Ranngießer, a. a. ©. ©. 44). 
Ober-Commando Frankfurt, 18. Juli 1866. 
der Main⸗Armee. 


An die Herrn Senatoren Fellner und Müller 
Hochwolgeboren hierſelbſt. 

Da die Armeen im Kriege angewieſen ſind, ſich 
ihren Unterhalt in Feindesland zu ſichern, ſo beſtimme 
ich, daß für die mir untergebene Main-Armee die Stadt Frankfurt 
folgendes zu liefern hat: 

1. Dieſelbe hat für jeden Soldaten meiner Armee ein Paar 
Stiefel nach der zu gebenden Probe zu verabreichen. 

2. Zur Ergänzung der bedeutenden Verluſte an guten Seite 
an hat die Stadt Frankfurt 300 gut gerittene Reitpferde zu 
iefern 

3. Die Löhnung für die mir untergebene Ar» 
mee auf ein Jahr ift von der Stadt Frankfurt 
dDisponibel zu ftellen, um fofort an die Feld— 
Kriegs-Kaſſe abgeliefert zu werden. 

4. Dagegen foll die Stadt Frankfurt, mit Ausnahme vor 
Cigarren, von jeder andern NaturalsLieferung befreit fein und 
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werde ich auch die Einquartierungslaft auf das Notwendigſte be- 


ſchränken. | 
5. Meberbringer diefes, Feld-Intendant Großmann, ift von 
mir beauftragt, fih über die Ausführung der vorftehenden Punkte 
mit Ew. Hochwolgeboren des Näheren zu benehmen. 
Der Oberbefehlöhaber der Main⸗Armee: 
(ge.) v. Faldenftein, 
General der Infanterie. 


[Die als Sold der Main-Armee geforderte Summe betrug 
5,747,008 fl. 45 tr. Der Senat geftand diefe Forderung zu, und 
die genannte Summe wurde von der Frankfurter Bank für Nech- 
nung ber Stadt ausgezahlt (DO. Kanngießer a. a. O. S. 253—54.) 

Schon die unter Nr. 8 angeführte Cigarrenlieferung 
war -eine Gelbeontribution geweſen. Die erjte Abteilung der dort 
mitgeteilten Befanntmachung Vogel von Falckenſteins Gis zu ber 
Stelle, wo beitimmt wird, daß die Cigarren nit von den 
Duartiergebern oder Gemeinden geliefert, ſondern lediglich aus 
den Feldmagazinen entnommen werden sollten) ftimmt im Wefent- 
lichen mit der jchon bei Ausbruch des Krieges für das occupierte 
Hannover 2c. erlaßenen Anordnung überein, die zweite, auf die 
Gigarrenlieferung bezügliche Spectalbeftimmung dagegen war neu 
und fam ganz hauptjächlih für Frankfurt zur Anwendung. Ueber 
die Urjachen diefer Sonderbeftimmung äußerte fich in dem am 9. Ja⸗ 
nıar 1869 vor der Straffammer des k. Stadtgerichts zu Franf- 
furt verhandelten Preisprocel3 gegen die „Yrankfurter Zeitung” 
(ne en behaupteter „Verleumdung und Beleidigung der Führer der 
armee und ber Militärbefehlähaber von Frankfurt im Sahre 
1866”) der Verteidiger Dr. Braunfeld in folgender Weile: „Diele 
Cigarrenlieferung iſt etwas ganz Neues in der Geichichte, noch neuer 
als das Ziindnadelgewehr, überhaupt die neuefte Erfindung im Kriegs⸗ 
weſen. Bis dahin war es noch nicht vorgefommen, daß eine gebrand- 
ſchatzte Einwohnerſchaft auch noch Cigarren Kiefern ſollte. Aber das 
Intereſſanteſte war: nicht von den Bürgern ſollten die Cigarren 
verabreicht, ſondern ſie mußten aus dem in Frankfurt errichteten 
Requiſitionsmagazin angeſchafft werden. Man fragte ſich: woher 
hat denn das belobte preußiſche Magazin auf einmal dieſe Millionen 
Cigarren in Vorrat? und man berichtete dariiber, es ſeien kaiſerlich⸗ 
öſterreichiſche Regie-Ligarren in Böhmen erbeutet worden, und man 
babe fie nun in Frankfurt recht vorteilhaft verwerten können. In 
Hannover, Kurheſſen und Nabau, in Böhmen und Mähren Hat man 
von biejer originellen Cigarrenidee feinen Gebraud) gemadt; fie war 
für uns vorbehalten. Das geihah am 17. Juli. Da die Sadje To 
bequem war, jo fam man ſchon am 18. darauf, ihr eine größere 
Ausdehnung zu geben. Ein neuer Befehl verfilgte die Lieferung von 
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etwa 60,000 Paar Stiefeln, 300 „gut gerittenen“ Reitpferden und 
die Zahlung einer Jahreslöhnung für die Main-Armee, d. h. gegen 
ſechs ionen Gulden. Dagegen ſollte die Stadt von jeder Natural⸗ 
lieferung „mit Ausnahme von Cigarren“ befreit fein.“ 
... Es handelte fich hier alſo jonnenflar nicht um eine filr den 
augenblidlichen „Unterhalt” der Armee notwendige Natural: 
lieferung — denn die preußilchen Feldmagazine hätten ja ehr 
leicht die bereits in ihrem Beſitze befindlichen Cigarren direct an bie 
Truppen abliefern können — fondern um eine fchlecht verhüllte 
Kriegscontribution in Geld (Otto Kanngießer, 
0.0.0. ©. 215 ff.)] 


11, Die Pferdes-Eontribution. 
D. KRanngießer, a a. O. © 24-45). 

Auf Befehl Sr. Excellenz des königl. preußtichen comman⸗ 
dierenden General? der Main⸗Armee, Herrn General der Infanterie, 
Freiherrn von Faldenftein, find Morgen früh den 20. d. M., von 
71, Uhr ab ſämtliche Luxus⸗, Reit: und Wagenpferde des hiefigen 
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Stadtbezirks auf dem hiefigen Erercierplag (Grindbrunnenivieje) zur 


Mufterung vorzuführen und werben deren Beſitzer aufgefordert, bei 
Meidung einer Geldftrafe von 100 Talern fiir jedes einzelne nicht ge 
jtellte Pferd, diefem Befehl unweigerlich nachzukommen. 
Frankfurt a. M., den 19. Juli 1866. 
Die Regierungsbevollmächtigten: 
Fellner. Müller. 


12. Die Magazins⸗Contribution. 
(D. Ranngießer, u aD. S. 24546). 
Zur Sicherſtellung der Verpflegung flir bivouakierende preußiſche 
Truppen iſt auf Befehl Seiner Excellenz des Herrn Oberbefehls⸗ 
habers ber. Main⸗Armee General-Lientenant von Manteuffel ſofort 
ein Magazin Hier anzulegen und in folgender Weiſe zu Dotieren: 
15,000 Brote zu 5 Pfd. 18 Lot, 
1450 Gentner Schifftzwiebad, 


600 „ Rindfleiich in Iebenden Häuten, 
800 ,„  geräucdherten Sped, 

450 „ Reis, 

140 „ Ruaffee, 

100 „Salz, 

5000 Hafer. 


Der dritte Teil dieſer Quantitäten muß zum 21. früh, das 
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zweite Drittel bis 21. Abends und der Neft bis 22. Juli in geeig- 
neten Localen zu unjerer Dispofition niedergelegt fein. 

Sämtliche voraufgeführte Beitände, zu deren Verwaltung ges 
eignete Perfonen zu beitimmen, find eifern zu unterhalten, Aus⸗ 
gaben davon mithin fofort wieder zu ergänzen. . 

Frankfurt a. M., den 20. Juli 1866. 

Teld-Intendantur der MainArmee: 
(ge3.) Koſinsky. 


13, Ueber das Auftreten der preufifchen Truppen in der 
„eroberten Stadt!) 


[Hatte (jo entnehmen wir DO. Kanngießers Geſchichte der Er— 
oberung der freien Stadt Frankfurt, S. 220 ff.) der Verteidiger 
in dem unter Nr. 10 erwähnten Preſsproceſſe „die nachfolgenden 
Daten gejammelt, hinfichtlich deren durch Namhaftmachung der Zeugen 
der Wahrheitöbeweis angetreten werden follte, welcher jedoch. durch 
Urteil des Gerichtes vom 14. Januar 1869 um deswillen für über⸗ 
flüßig erflärt wurde, weil „„die Statsanwaltichaft in der Verhand⸗ 
lung die von der Vertetdigung zum Beweis geitellten Tatfachen im 
Weſentlichen nicht beſtritten hat, mit der Einſchränkung, 
daß ſie die geflißentliche Aufreizung der Mannſchaften 
durch deren Vorgeſetzte und die Drohung mit Plünderung 
und Bombardement Seitens des Obergenerals v. Manteuffel in Ab⸗ 
rede ſtellt, eventuell behauptet, dieſe Drohung ſei mindeſtens nicht 
ernſtlich gemeint geweſen.“ Die Tatſachen ſelbſt wurden ſom 
vom Gericht als wahr angenommen und hierauf, ſowie auf die 
beigebrachten Actenſtücke hin die Klage wegen „Verleumdung“ zurück⸗ 
gewieſen, reſp. in dieſer Beziehung ein freiſprechendes Urteil gefällt. 
Wir haben deshalb auch wol unſererſeits — ganz abgeſehen von 
eigener Ermittelung und Kenntnis jener Vorgänge — das Recht, 
die in dem fraglichen Proceſſe zum Beweis geſtellten Tatſachen für 
wahr zu halten, und ſtellen Hier dasjenige daraus zuſammen, was 
zu dem gegenwärtigen Abfchnitt unferer Schilderung gehört“ :] 
Zeuge 9. a) Sind beim Einrüden der preußiſchen Truppen 
die Duartierbillet3 fertig gewejen, bat man diejelben verlangt und 


abgenommen, oder vielmehr den Mannschaften die Selbiteinguartierung 


— — 





1) „Die Leſer mögen es entſchuldigen, wenn wir die etwas hölzerne 
Form der „Zeugenfragen““ bier abfichtlich, wenn auch widerftrebend, bei= 
behalten. Wer zwiſchen den Fußangeln des Straf: und Preſsgeſetzes 
wandelt, der muß fi) eben mancherlei Gangarten angemwöhnen, die nicht 
mehr „„natürlich““, fondern oft recht gezwungen ausfehen.“ Anm. d. Verf. 
der „Geſchichte der Eroberung der freien Stadt Frankfurt”. 
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übertragen; und geſchah die lettere in der Weile, daß in der Nacht 
bie Offictere die Mannfchaften in die Straßen verteilten und beliebige 
Mengen von Soldaten, teild unter Androhung von Gewalt, in die 
Häufer legten. 

f)- Hat fi) die Größe der gleich Anfangs auferlegten Gigarren= 
Lieferungen auf 3'/, Millionen Stüd belaufen. 

g) Hat man die meiſten Offictere, Aerzte und Generalitabs- 
Angeitellten in den Gafthöfen auf Kojten der Stadt untergebradit; 
haben dieſelben dort eine enorme Vergeudung getrieben, täglich Cham⸗ 
pagner und feinfte Weine, bis zu 7 Gulden die Flafche, ſowie die 
teuerften Cigarren in großer Menge gefordert, alleg auf Koſten der 
Stadt, mit einer Ausgabe von mehr als 70,000 Gulden monatlich. 

h) Haben Officiere meift Waren (4. B. Pferdededen, Landkarten, 
Sattlerwaren, Handihuhe, Bortemonnaied, Mappen, Blumenktränze), 
in ben Läden gekauft, die Droſchken ‘Tage lang benutzt und die 
Zahlungen bis zu 12 Kreuzer herab mit Gutfcheinen auf die Stadt- 
kaſſe geleijtet. 

i) Haben öfters Officiere eigenmächtig die teuerften Cigarren, 
bis zu 300 Gulden das Tauſend — namentlich bei dem Kaufmann 
G....8....— angefauft und mit Gutfcheinen auf die Stadt 
bezahlt. 

k) Hat zu der Zeit, wo dag Aufhören aller Requifttionen ſchon 
amtlich verfündigt war, ein Hochitehender Militär (auf der Durch⸗ 
reife?) 10,000 Gigarren zu 300 Gulden bei demielben Kaufmann 
fordern laßen, gleichfalls auf Koſten der Stadt. 

1) Hat die Verpflegungscommiffton, um den Vergeudungen ein 
tel zu jegen, ein Reglement außgearbeitet, welches ein jehr reich- 
liches Maß deſſen feitfeßte, was die Officiere auf Koften ber 
Stadt zu verzehren hatten; hat der Stadtcommandant von Fabeck 
dieß Reglement genehmigt; und hat General v. Manteuffel bafjelbe 
beieitigt, mit der Erklärung: „Es verträgt fich nicht mit der Chre 
preußiiher Offictere, daß man ihnen vorjchreibe, bis zu welchem 
Geldbetrag (auf Koften der Stadt) ſich ihr Abendeßen belaufen darf 
und welche Weine fie (auf Koften der Stabt) trinken Sollen.” 

m) Hat die Verpflegungd- und Einguartierungscommiffton in 
Srfahrung gebracht, daß einguartierte Mannſchaften, namentlich 
Dfficiere, jehr Häufig die den Bürgern unentbehrlichiten Räume, 
namentlich Spetjes und Familienzimmer, fiir fich in Beichlag nahmen 
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und beihädigten, während ihnen jehr gute Zimmer anderweitig im 
Haufe arigeboten waren; haben öfter Offtciere nad) Willkür in ver⸗ 
fchtedenen Häufern, bald da, bald dort, fich ſelbſt einquartiert. 

n) Hat neben der Eingquartierung bei den Bürgern die Stadt 
noch eine tägliche Ausgabe von 4000 Gulden fir Verpflegung in den 
Kaſernen gehabt; und betrugen die Ausgaben für andere Lieferungen, 
al? die ſchon erwähnten, 166,000 Gulden fchon in den erſten viers 
zehn Tagen... 

o) Hat, als der Vorfall beim Zeugen 24 zur Unterfuchung kam, 
die Stadt dem unterjuchenden Auditeur täglih einen Wagen auf 
ihre Koften ftellen milßen, und ift über das Ergebnis diejer Unter⸗ 
juchung jemals etwas mitgeteilt worden. 


p) Hat, neben der Wegnahme von 300 und dann noch 122 
Neitpferden, der Stadtceommandant am 21. Juli den Befehl erlaßen, - 
daß alle Beltger von Fuhr- und Wagenpferden täglich vor acht Uhr 
Morgens anzuzeigen hätten, wie viel von ihren Pferden anweſend 
feien und zu militärtichen Zwecken veriwendet werden konnten. 

q) Iſt dennoch außerdem noch vorgefommen, daß Fuhrwerke 
auf der Straße angehalten, Aerzten ihre Wagenpferde weggenommen, 
ja von beladenen Wagen auf der Straße die Pferde ausgeſpannt 
wurden. 

r) Haben die Herren Polizeirat Gravelius und Dr. jur. Ebner 
fih veranlaßt geſehen, die ausgejtreuten Verleumdungen“ und Mis⸗ 
handlungen preußiicher Offtcieröfrauen in öffentlichen Zeitungen Lügen 
zu trafen. | 

Zeuge 12. b) Sind bei der Einquartierungs⸗ und Verpflegungs, 
commilfton preußiſche Offtciere auf die ſchroffſte und roheſte Weiſe 
mit Forderungen unerhörter Art aufgetreten; — und einzelne Be⸗ 
weile hiervon. | 

Zeuge 18. a) Sind Officiere öfters in den Anlagen, obſchon 
ein guter Reitweg neben denfelben läuft, fowie auf den Trottoirs 
ambergeritien und Frauen und Kinder damit geängitigt und in Ge⸗ 
fahr gebradit. 

Zeuge 20. Haben die bei Ihnen einguartierten Soldaten 
(zwölf Mann), ehe fie da® Quartier verließen, ſich ihres Unrates in 
den Betten und anderen Möbeln entledigt. 

Zeuge 21. Haben die bei Ihnen einguartierten Soldaten (finfs- 


undzwanzig Mann), bevor fie das Quartier verließen, ſich ihres Un⸗ 
rats in den Schubladen der Tiſche, Kommoden uſw. entledigt. 

Zeuge 24. a) Haben: die bei Ihnen auf Ihrem Oekonomichof 
einguartierten Soldaten (etiva 20 Mann) Nachts den Heuboden ers 
ftiegen, nachdem fie vorher zwei Wachen ausgeitellt; haben fie ſodann 
die in einem abgefonderten Raum fchlafenden vier Knechte mit Waffen⸗ 
gewalt fortgetrieben, und den in einem andern Tell des Heubodens 
ſchlafenden Tagelöhnerinnen, unter denen ſich ein fiebenzehnjähriges 
Mädchen und eine Taubftumme befanden, Gewalt augetan. 

b) Haben Sie hiervon Anzeige gemacht und tft eine Unterfuchung 
eröffnet worden; hat dieje Unterfuchhung ein Ergebnis gehabt, und 
tft Ihnen ein ſolches jemals, amtlich oder ſonſtwie, mitgeteilt worden. 

e) Sit eines Tages ein Officier in einer Droſchke auf Ihrem 
Delonomiehof erichienen, und hat dann folgendes Geſpräch wörtlich 
ſtattgefunden: 

Officier (zum Fenſter hinaufrufend): N. N.! (Name des 
Zeugen): N. N.! Landwirt! 

Zeuge (herunterkommend): Mit wem habe ich die Ehre? 

Officier (Hinter ſich auf die Droſchke deutend): Droſchke bes 
zahlen! 

Zeuge ſchweigt erſtaunt. 

Officier (aufbraufend): Schnell, ſhnel I! Drofchte bezahlen! 

Zeuge zahlt. 

Officier: Fünf Pferde Vorſpann! Sp und ſoviel Wagen. 

Zeuge liefert Vorſpann und Wagen. 

Officier zieht ab, ohne ein Wort weiter zu reden. 

Zeuge 25. a) Hat ein bei Ihnen einquartierter Officier Ihnen 
verboten, im Hausrock durch Ihre eigenen Zimmer zu gehen, wem 
er ſich darin befinde. 

b) Hat derjelbe Officter es für hohe Anmaßung erfärt, daß 
ein Kaufmann in Frankfurt Bargquet- Fußböden habe. 

ce) Hat derfelbe Officter den mit ihm einguartierten Soldaten 
befohlen: fte follten fich wegen der feinen. Möbel und guten Fuß 
böden nicht genieren, vielmehr die Möbel nad) Belieben behandeln 
und die Gewehrkolben aufſtoßen; ift dieß wirklich geichehen und 
dadurch Beſchädigung entitanden. 

geuge 26. a) Sit, nachdem bereits Einquartierung In Ihren 
Haufe war, in Ihrer Abweſenheit ein Lieutenant gekommen, hat fi 
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von ben ihm angebotenen Zimmern gerade den Speifefaal zum 

Quartier gewählt, ift in fchroffiter Weile Ihrer Frau gegeniiber 

aufgetreten und hat derielben unter anderem gelagt, indem er feinen 
Säbel hinwarf: 

„Hier will ich bleiben. Sehen Sie, mit diefem Säbel habe 

ic) drei Bayern erjchlagen. Wir kommen bierher ala Feinde, 

Sie brauchen daa Büffet und die Teppiche nicht fortnehmen 

zu Iaßen; id) Liebe Teppiche,” u. a. m. 

Zeuge 28. a) Haben Ste fih mit Ihrer Familie drei Wochen 
vor dem Einzug der Preußen zur Kur nach Wildbad begeben, und 
haben Sie, weil bei Ihrer Abreiſe bereits Einquartierung von 
Bundestruppen erwartet wurde, einen Zettel an die Türe geheftet 
hinterlaßen, auf welchem Sie mit großer Schrift die etwa kommende 
Einquartierung erſuchten, ſich in den Saalbau zu begeben, wo aufs 
Beſte fiir fie geſorgt werde. 

b) Sit ein preußiſcher Lieutenant, als e er fih in Shrer Wohnung 
einguartieren wollte, von den Hausbewohnern erfucht worden, fidh 
in einer. Droſchke in den Saalbau zu begeben, und hat der Lieutes 
nant dieß abgelehnt und eigenhändig mit einem Belle die Türen 
zum Borplag und zum Salon in Stüde gehauen, jo daß dieſelben 
in Splittern am Boden lagen. 

e) Hat derjelbe eine Kifte eröffnet, aus derjelben eine Flaſche Wein: 
genommen und ausgetrunken. 

d) Hat derjelbe, nachdem er erfahren, daß ber Mieter diefer 
Wohnung ein Preuße Sei, fünf Taler für den Schaden bezahlt, der 
über fünfzig Gulden betrug, und fi entfernt, ohne wieder: 
zufommen, obſchon er verjprocdhen, auch den Reſt des Schadens zu 
vergüten. 

Zeuge 29. Hat ein Officier, als Sie bei deſſen Eintreten vom 
Tiſch, an dem Sie arbeiteten, nicht ſogleich aufſtanden, Sie mit 
beiden Fäuſten ins Geſicht geſchlagen und Sie ſo behandelt, daß 
Ste Ihre Wohnung im Stiche ließen und nad) Straßburg flüchteten⸗ 

Zeuge 30. a) Haben in der Nacht vom 16. auf den 
17. Juli 1866, um ein Uhr, ein Hauptmann und ein Militärarzt 
ſich lärmend und tobend bei Ihnen einquartiert. 

b) Bezeigten ſich dieſelben im höchſten Grade anfpruchsvoll, be⸗ 
ſchwerten ſich Über die Stearinkerzen, „weil fie nur Wallratkerzen 
gewohnt feien.” 
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ec) Haben diefelben Sie durch Toben und Schreien gezwungen, 
Ihren Sohn mit einem Zuber auf dem Kopf in die Nachbarjchaft 
zu ſchicken, um mitten in der Naht Hafer zu holen, während bie 
Dienerfehaft mit Herbeilchaffung des Eßens zu tun hatte, Ä 

d) Haben diejelben über das Ehen roh geſchimpft: Haben fie 
des folgenden Tages in Ihrer Abweſenheit die Dienerfchaft gendtigt, 
ihnen mehrere Flaſchen Champagner zn bringen, und Haben bie 
felben, als Sie bei Ihrer Heimkehr erklärten, fich bei Ihrem Vetter 
Herrn v. Savigny beichiweren zu wollen, fofort eifrigfte Ent 
Ächuldigungen vorgebracht, namentlich Diele: ‚fe hätten geglaubt, bet 
einem Senator zu fein.” 


Zeuge 31. a) Sind am 17. Juli zwei Officiere in ben Bundes 
palaft gefommen und haben fi) von Ihnen herumführen laßen, 
haben diefe Sie dabei verhöhnt und gefragt, „ob dieß der Saal fei, 
two die Hunde von Landesverrätern geſeßen;“ haben biefelben, als 
Sie eine Türe öffnen mollten, Ihnen fo auf den Hinterkopf ge 
ſchlagen, daß Sie wider die Tiire fielen, fodanı Sie mit der Säbel⸗ 
ſcheide zwiſchen die Beine gefchlagen, Sie mit den Worten ange 
fahren: „Gerade halten! Arme ausftreden!" u. dgl., und Ste dabei 
fo in die Arme gefneipt, daß die Spuren davon mehrere Tage fiht- 
bar blieben. . 


b) Hat ein im Bundespalaft zuriidgebliebener öfterreichticher 
Diplomat Hieriiber eine Beſchwerde an den General Vogel von 
Faldenftein gerichtet; hat diefe Beſchwerde ein Ergebnis gehabt und 
find Sie jemald von demfelben in Kenntnis geſetzt worden. 


Zeuge 32. Hat auf der Efchenheimergake au ...... 
Haufe ein Officier zu Pferde, an der Spike feiner Mannichaften, 
Ihimpfend und tobend Einlaß gefordert, gerufen: „ichlagt den Juden. 
die Türen ein !” dann befohlen, die Türe am Laden eines Buchhändlers 
mit Nerten einzufchlagen, und als ihm angezeigt worden, daß bag 
Haus bereit? mit Einguartierung belegt fei, dennoch neue Hineins 
beorbert und dabei gerufen: „Wir kommen als Feinde in dieſe 
verdammte Stadt; werft die Leute aus den Betten und legt Euch 
hinein!“ u. a. m. 

Zeuge 33. a) Hat auf dem Goetheplatz ein Hauptmann an 
feine zum Appell angetretene Mannſchaft folgende Frage gerichtet: 
„Seid Ihr zufrieden mit Euren Ouartieren?” und als Die Leute 
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mit Ja antworteten, gerufen: „Das ift nicht genug; jehr zufrieden 
müßt Ihr fein; hört Ihr, ehr zufrieden!” 

b) Hat ein Officer, als er Cigarren zu kaufen begehrte und 
Sie ihm diefelben zur Hälfte des Einkaufspreiſes berechneten, gefagt: 
„Die Frankfurter wollen und prellen, man wird fie aber ſchon her⸗ 
untertriegen !” | 

Zeuge 33. f) Hat man eines Tages, ald Sie fich gegen Auf- 
nahme neuer Ginguartierung fträubten, unter Angabe des Grumdes, 
daß Sie ſolche ſchon hätten, Ihnen gedroht: wenn Ihre Angabe 
ih al unwahr heraußftellte, wilrden Sie erichoßen werben. 

Zeuge 34. Haben ſich, ald Sie ſchon acht Mann Einguartierung 
Hatten, noch zwei Officiere mit zwei Burjchen bei Ihnen einquartiert ; 
Haben ſich diefe roh und ſchroff benommen, erklärt, daß ſie als 
Feinde kämen und das Recht befäßen, die Bürger aus ihren Betten 
zu werfen. 

Zeuge 85. Haben bei Ihnen einquartierte Soldaten geäußert: 
ihre Officiere hätten ihnen geſagt, wenn ihnen die Betten nicht gut 
genug ſeien, müßten ihnen die Hausleute die ihrigen geben und fi 
aufs Stroh legen. 

Zeuge 37. a) Sind Ihnen 116 Mann Einguartierung auf ein- 
mal in Haus gelegt worden; hat man mit den einguartierten Manns 
ſchaften faft täglich getvechfelt, um Ihnen: deito größere Unbequem- 
lichkeiten zu bereiten. 

b) Iſt bei Ihnen ein Epileptiſcher, der nach ärztlicher Ausſage 
ins Spital gehört hätte, nebſt fünf Mann Bedienung einquartiert 
worden. 

ec) Haben die Einquartierten ſich, namentlich in den erſten Tagen, 
auf fehr fchroffe und rohe Weile benommen. 

d) Hat man Ihnen gejagt: all diefe große Beläftigung gefchebe, 
weil Sie angeblich öſterreichiſch gefinnt feien. 

e) Iſt in ähnlicher Weile Ihre Schwiegermutter beläftigt worden. 

f) Hat man Ihnen unter anderen Pferden auch das Reitpferd 
Shrer Tochter weggenommen; und hat der Officter, in deſſen Beſitz 
es kam, dieß von Ihnen auferzogene und Ihrem ganzen Hauſe jehr 
werte Pferd beim Abmarſch an Ihrem Fenſter vorbeigeritten und 
zu diefem Zwede fi von feiner Truppe entfernt und einen Umweg 
gemacht. 
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Zeuge 38: a) Hat fi in der Naht vom 16. Juli ein Officer 
mit 52 Mann bei Ihnen einquartiert. 

b) Hat ſich die Mannichaft jehr Kürmend und fchroff benommen 
und bat der einquartierte Officer, ala Ste fich darüber bei ihm be- 
fchwerten, Ihnen erklärt: „Ich kann Ihnen nicht helfen; meine 
Leute Haben den Auftrag, fich in Frankfurt fo ſchroff als möglich 
zu benehmen.” 

Zeuge 39. a) Haben die bei Ihrem verftorbenen Vater ein= 
quartierten Soldaten, 34 Mann, wobei ein Unterofficter und ein 
Trommler, in der erften Naht großen Lärm aufgeführt; hat der 
Unterofficter die gröbften Schimpfworte ausgeſtoßen; haben die 
Soldaten in der Nacht geichrieen, getobt, unter Trommelichlag mit 
den Füßen geftampft; haben diejelben am andern Morgen Ihrem. 
Vater erklärt: fie hätten von ihren Officteren Befehl, ſoviel Lärm 
wie möglich zu machen. 

b) Sit eines Tages in Ihre Wohnung ein Unterofficter mit 
einem Trupp Soldaten gekommen ; hat derjelbe auf Ihre Bemerkung, 
daß Sie ſchon fünf Mann und nur Meinen Raum hätten, Sie mit 
den gröbften Worten angefahren und Ihnen gejagt: gerade, weil 
Sie die Bemerkung gemacht hätten, befämen Ste jeßt noch einen 
(den jechiten) Mann; hat er auf Ihren Widerſpruch gefchrieen: „jeßt 
befommen Ste fieben Mann!” und als Sie ihm ein Wort entgegnen 
wollten, abermals geichrieen: „Nun act Mann“ und haben Sie 
biefe acht Mann wirklich ins Quartier nehmen müßen. 

Zeuge 41. a) Hat man in auswärtigen Blättern, ſowie unter 
preußiichen Soldaten die Nachricht verbreitet, es felen die in Frank⸗ 
furt zurüdgebliebenen Frauen preußticher Beamten und Militärs von. 
Frankfurtern mishandelt worden. 

b) Stnd diefe Frauen mishandelt oder im Gegenteil mit gröfter 
Teilnahme und Freundlichkeit behandelt worden. 

c) Haben ſich preußiiche Soldaten und Landwehrmänner beflagt: 
man habe tn diejer wie in vielen andern Beziehungen die Frankfurter 
bei ihnen angeſchwärzt und arg verleumdet. 














14. Die 25: Millionen-Eontribution. 
DD Kanngießer, a a. O. ©. 256). 
An die Negierungsbevollmächtigten Herren Yellner und Dr. Müller, 
Hochwolgeboren, Hierjelbit. 

Em. Hochwolgeboren werden Hierdurch aufgefordert, zu veran⸗ 
laßen, daß eine Kriegscontribution von 25 Millionen Gulden binnen 
24 Stunden an bie Feldfrieg3faffe der Main-MArmee hier bezahlt wird. 

Hauptquartier Frankfurt a M., den 20. Juli 1866. 

Der Oberbefehlöhaber der Main-Armee 
(ga) Manteuffel. 

Am 3. December 1864 betrug die Bevölkerung des States 
Frankfurt ohne das Milttät . - » > 2 2 .90,000 Seelen 
davon waren Fremde . . 2 2 0 ern. 465 5 

bleiben 48,355 Seelen. 

Davon waren wiederum den Gemeinden angehörig 9938, ſodaß 
dem Frankfurter Bürgerverbande nur 38,417 Seelen (darunter männ- 
lichen Geſchlechts 18,291 oder ca. 47°/,) verblieben. 

Die obige Contributionsforderung von 25 Millionen Gulden 
zuzüglich der ſchon begatten 6 Millionen und der ebenfall3 bereits 
aufgebrachten ca. 3 tionen fir geleiftete. Naturallieferungen, in 
Summa aljo 34 Millionen Gulden würde, auf die volle Zahl 
von 48,355 Seelen verteilt, auf jeden Kopf eine Beifteuer 
bon 703 Gulden, auf jede Familie 3515 Gulden 
ergeben haben. Hierbei find die ſtarken Cinquartierungslaften noch 
gar nicht mitgerechnet. (Actenſtücke und Verhandlungen ꝛc. ©. 14.)] 


15. General von Mantenffel über die 25: Millionen 
| Eostribution.‘) 

(Emil Knorr, Der Feldzug des Jahres 1866 in Weft- und Suddeutſchland, IN, &. 90 ff.) 

„Was war Preußen nötiger ale Geld! Die Einnahme Frank—⸗ 
furts bot die Gelegenheit, bieß für jene Epentualität gu er- 
halten. Minifter Graf Bismard durfte dieſe Gelegenheit 
nicht vorübergehen laßen; er kannte die Verhältniſſe ganz genau und 
wußte, daß Bankier in der Stadt wohnten, für deren Kredit die 
Zeichnung von 25 Millionen Gulden nicht? zu hohes war.“ 


1) Dem Werke des kgl. preuß. Hauptmanns Emil Knorr „Der Feld: 
zug des Jahres 1866 in Weſt⸗ und Süddeutſchland“ ift ala „urkundlicher 
Anhang” eine offenbar von General v. Manteuffel felbft verfaßte, „Frank⸗ 
furter Gontributtonsgefchichte” betitelte Denkſchrift beigegeben, der obiges 
entnommen ift. 


. 
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16. Die Drohung mit Plünderung und Befchiegung 
der Stadt. 
A 


Note der Geſandtſchaftoſeeretäre Rufslande, Fraukreichs, Grof⸗ 
britauniend, Spaniens und Belgiens an den Tgl. preuft. Stadt: 


eommandanten SOberften v. Korufleifh vom 21. Inli. 
(D. Kanngließer,a aD. ©. 2911. 


Die Unterzeichneten, welche das Intereſſe ihrer Landsleute in 
dem Gebiete der Stadt Frankfurt zu wahren haben, beehren fich, 
den Herrn Oberften von Korbfleiih in Kenntnis zu fegen, daß ſeit 
geftern ihre betreffenden Land3leute wiederholter Malen und in 
großer Anzahl fi) bei ihnen eingefunden, um ihnen ihre Iebhafte 
Unruhe zu bezeugen, wegen des in der Stadt verbreiteten abfurden 
Geriichtes, daß, wenn nicht in kurzer Friſt die von der Militär 
behörde geforderte Summe von der Stadt bezahlt wäre, Dieje 
befhoßenundderPlünderungpreißgegeben würde. 
Die Unterzeichneten, welche alle ihre Kräfte erichöpft haben, um eine 
fo kindiſche Behauptung abzumeifen, erfuchen den Herrn Oberften 
um gütige Mitwirkung, fie fo bald als möglid) in den Stand zu 
fegen, ihre Landsleute, deren Intereſſen natirlih in Folge dieſer 
lächerlichen Gerüchte leiden, zu beruhigen. 

(Folgen die Unterfchriften der rufftichen, belgifchen, englifchen, 
franzöfiichen und ſpaniſchen Gefandtichaftsfecretäre.) 


B. 
Note derſelben Geſandtſchaftoſecretäre an den nenen Stadt⸗ 


commandanten General v. Röder vom 22. Inli. 
(D. Ranngleßer,a.a.D. © 291) 


Die unterzeichneten Secretäre der rufftichen, franzöftichen, eng⸗ 
liſchen, ſpaniſchen und belgtichen Gefandtichaft Haben unter dem 
geftrigen Datum an den Oberften v. Kortzfleiſch, Stadteommandanten, 
eine Note gerichtet, worin fie um gütige Mitwirkung erfuchen, ihre 
Landsleute wegen Befürchtungen der Beſchießung und Plünderung 
der Stadt zu beruhigen. 

Die Unterzeichneten, welche bis hierher nur die mündliche Ants 
wort des Oberften erhalten haben, daß die Befürchtungen 
niht unbegründet ſeien, haben die Ehre, fih an Se. Exc. 
den Herrn General v. NRöber mit der Bitte zu richten, fie ſo bald als 
möglich in den Stand zu fegen, die Unruhe (allarmes) ihrer Lands⸗ 


F 











287 


leute zu beichwichtigen, die Unruhe, die notwendiger Weife fi) in 
Anbetracht des Schweigens, das die Uinterzeichneten nach der münd⸗ 
lichen Antwort des Oberften zu beivahren in die Notwendigkeit ſich 
verſetzt ſahen, vergrößern mußte. 

(Gezeichnet von den fünf Geſandiſchaftsſecretüren. 


6. 
Antwort ded Geuerals v. Röder auf die vorige Note. 
GO. Kaungießer, a. a. O. S. 292). 

Obgleich ſich der Unterzeichnete in Anbetracht des Inhalts der 
Collectivnoten vom 21. und 22. I. M. der hier anweſenden Herren 
Secretäre der ruſſiſchen, franzöftichen, englifchen, ſpaniſchen und 
belgiichen Geſandtſchaft nicht in der Lage befindet, eine offictelle 
Antwort an fie zu richten und mit ihnen in Notenwechſel zu treten, 
fo ift Derjelbe doc im Stande, Ihren mitzuteilen, daß ihre 
Landsleute nichts von den Maßregeln zu fürchten Haben, 
die in dem eventuellen Falle der Stadt Frankfurt gegen— 
über getroffen würden. 

(ge3.) Röder, Stadbtcommandant. 


D. 
Fragen an die Zengen in dem unter Nr. LO nud 13 
erwähnten Brocef3.') 
(Actenftücde und Verhandlungen in ber Klageſache der k. preußlichen Statsanwaltfchaft zu 
Frankfurt a. M. gegen die Rebaction der Frankfurter Zeitung wegen behaupteter Vers 
leumbung unb Beleibigung ber Führer der Mainarmee unb ber Militärbefehlshaber von 
Frankfurt im Jahre 1866. (Nach ftenographiichhen Aufzeichnungen) Stuttgart, Emil 
Ebner, 1869, ©. 57 ff.) 


Zeuge 1. a) Haben Sie mit dem Zeugen Nr. 2 und dem 
“ fpäter verftorbenen Vater des Zeugen Nr. 4, ſich am 20. Juli 1866 
als Deputation zu General von Manteuffel begeben, um au be⸗ 
wirken, daß dieſer die Auflage einer Zahlung von 25 Millionen zu= 
rüdnehme. 


1) Die Fragen wurden, wie ſchon erwähnt, nicht geftellt, weil die 
Statsanwaltihaft die zum Beweis geftellten Tatfahen im 
Wefentlihen nicht beftritt, bezüglich der Drohung mit Plünderung 
und Bombardement aber behauptete, diefelbe jet „mindeftens nicht ernitlich 
gemeint gewejen.” Auch der preußifche „Statzanzeiger“ verfuchte fi in 
einem Dementi, indem er am 25. Juli es für „felbitverftändlich jeder Be⸗ 
gründung entbehrend” erklärte, daß „Preußen“ d. h. die preußiiche Regie» 


b) Hat General von Manteuffel geantwortet: das Aeußerſte 
wozu er fi verftehen werde, jet eine Friſt von drei Tagen, bis 
Montag, 23. Juli Abends ſechs Uhr. 

c) Hat General von Manteuffel ferner gefagt: „ich weiß, dah 
man mich mit Alba vergleichen wird; allein ich habe höheren 
Befehl.“ 

d) Sit ihm von Seiten der Deputation geſagt worden: „Was 
können Sie denn tun, wenn bis Montag nicht gezahlt wird? Sie 





Zönnen doch nicht ....“ 

und bat General Manteuffel hierauf den angefangenen Sak 
folgender Maßen fortgeführt: „Ich Iefe auf Ihren Lippen das Wort 
plündern. Sa, ih werde plündern laßen.”- 

e) Hat hierauf der Zeuge 2 erwidert: „Dann können Ste lieber 
‚gleih wie Nero die Stadt an den vier Eden anzlinden;” und hat 


der General entgegnet: „Rom ift nachber viel ſchöner aufachaut 
worden.“ 


f) Hat General Manteuffel auf die Anfrage eines Mitgliehes 
der Deputation: „ob er wenigſtens weitere Forderungen nicht ftellen 
werde,” die Antwort erteilt: „Darauf gebe ich mein Cavaliers⸗ 
wort; jebod für die Handlungen eines nad mir 
Zommenden Generald tannih nicht einftehen.“ 

g) Iſt der Inhalt diefer Unterredung der Handelskammer mit- 
geteilt worden. 

h) Hat VBürgermeifter Fellner beftätigt: es ſei ihm mehrfad 
mit Plünderung der Stadt gedroht worden. 

i) Sit die Nachricht von der gedachten Plünderung ſofort in 
der Stadt bekannt geworben, und haben ſich deshalb viele Einwohner 
. geflüchtet. 

k) Haben in Folge diefer Drohung die Frankfurter Bankiers, 
mit Ausnahme von zweien, beichloßen, bet der erſten Gemwalthanblung 
dieſer Art ihre Zahlungen einzuftellen. 

D Hat das Benehmen. vieler Officiere bie Bürger im dem 
Glauben an eine Plünderung oder gar Beſchießung verftärtt; 


rung jene Drohung gebraucht habe. Es war freilich nicht die kgl. preuß 
Regierung, wol aber der kgl. preußiiche commandierende General v. Mau 
teuffel geweien, der mit Plünderung und Bombardement gedroht hatte. 
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und haben einzelne der einguartierten Soldaten die Nachricht von 
der bevorftehenden Pliinderung beftätigt. 

m) Iſt der Glaube an die bevorftehende Plünderung um fo 
mehr beftärkt worden als die Bürger erfuhren, daß Oberft v. Kortz⸗ 
fleiih die Geriichte von Beſchießung und Plünderung den in Frank 
Furt zurückgebliebenen fünf Gejandtichaftsfecretären fr „nicht unbes 
gründet” erklärte. [S. Nr. 16, B.] 

n) Hat ein Hauptmann ber Frau des Zeugen gejagt: „er be 
dauere, daß Frankfurt nicht bombardiert worden.“ 

0) Hat ein Einguartierter, als die Frau des Zeugen fich unwol 
gefühlt, ihr gefagt: „Gegen Nerven bilft Kölntiches Waßer. In 
Aſchaffenburg Habe ich eine Frau bei den Haren gepadt und ihr 
ben Revolver auf die Bruſt geſetzt; da hörten die Nervenleiden 
gleich auf.” 

p) Sit Ihnen befannt, daß ein Artikel des Statsanzeiger3 vom 
25. Juli, wieder abgedruckt im (damals officiellen) Frankfurter 
Journal vom 27. Juli 1866, die Nachricht von ber Bedrohung 
Frankfurt? mit Plündern und Beichießen filr eine böswillige Er= 
findung erklärt hat. 

Zeuge 10a. Sind am Tage, wo die Drohung des Plunderns 
bekannt ward, die bei Ihnen einquartierten Soldaten Ihrer Frau 
auf der Straße begegnet und haben ihr geſagt: „Gehen Sie ſchnell 
nach Hauſe; wenn das Plündern losgeht, kommen wir und bes 
ſchützen Ste." 

Zeuge 10b. Hat Ihr zur Zeit der Plünderungsdrohung hier 
anwejender Schwager, ein Berliner Kaufmann, fich damals zu einem 
General begeben und ihn. gefragt, wie feine Schwefter mit ihren 
Kindern bei der bevorftehenden Plünderung und Beichießung fich 
ſchützen könne; und hat der General geantwortet: die Frau ſolle 
fih mit ihren Kindern in den Seller begeben. 

Zeuge 40. a) Haben preußiiche Behörden, insbeſondere der mit 
Meberwachung der Preſſe beauftragte Aſſeſſor Urban, die Eigentiimer 
des Frankfurter Journals genötigt, am 25. Juli eine Ableugnung 
ber gejchehenen Drohung mit Beſchießen und Plündern, und am 
8. Auguſt eine Ableugnung des Befehls, die Stabt abzufperren und 
auszuhungern, im Srankfurter Journal abzudruden. 


19 
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ſchon durch die allgemeinr VFerrüttung des Hambels.mab> ber. Ge⸗ 
werbe und: idas Sinken allen Merte: bie: Steuerkraft und: Veiſtungs 
fähigkeit von Frankfurt auf das Aeußerſte abgeſchwücht,die Errubt⸗ 
ſouut ditect dem Iimbergittig verfällen Sen wiirde, su! Sun c, 
401. IS, iſt anderorſeits her: Meberzungung;- Has after Skkaiemiee 
Sraßmutiiund' nen Weveihtigleitsftan. Ar. Majeſtlit sei Königs un 
Pieußen Allerhochft derſelbe Die der Sachlage entſprechenden Aende⸗ 
rungen: sehntretön Toben ehe, ſoben die⸗ Verhulturffe: in tue 
vahlen klar gelegt find. Seite 5 FE HYOSEAEG MOSE ET Gast 
i ne gene Bertahaknggat: venmach einen Musſchuß 
ernanntwelcher. ſofort ein stage Pronismoria der finangiellen Vage 
Feanerie abfaßen ſoll. Sis eabſichtigt, HERE Sr. Majoſtet dem 
Abnig durch zehnte: Lürgerliche Depnutation, welche alsbulde nach Demi 
Hauptquartier St. Majeftät abreiſen ſoll, ehrerbietigſti⸗ itotrekchen 
zu laßen und ſieht der Entſchließung des Königs! vertvauenzundf 
entgegen. Sie erſucht Ew. Hochwolgeboren, für dieſe Deputation die 
nötige Reiſe-Ermächtigung zu erbitien. 
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16, — von Exeeutiondmahregeia in „Wolge 
2vorftehenden Voſchluſfes. 

Der —* preuß. Stadtrommandant General von 

Röder an-dte: Birgermetiter Fellner und Miller; 


23. Juli, Abends. 
(D. Ranngteßer;a.a.D. ©. 804). 


1. Ich erſuche Ste, dafür Sorge zu tragen, baß ich ‚morgen Vor⸗ 
mittag ſpaleſtens 10 Uhr: im Beſitz einer Lifte der Namen füntlicher 
Mitglieder de Senats, der fländigen Bürger-Repräfentation und 
der gejeßgehenden Berjammlung unter Angabe ber Wohnungen der⸗ 
ſelben ſowie einer Mitteilung bin, wer von IN — 


beſitzer iſt. 


1. Verzweiflungðtod de älteren Bürgermeitiie ventors 
en ä 

— — A! — ee A, ih s A 
er geichugwinne aus dem dahre 1906 — Le eg 
ae .. Bi Ski 

Das ‚weite Opfer ber preußif hen Occupation iſt — 
voriger Nacht Hat. ſich der. bisherige ältere Bürgermeiſter, Fellner, 
erhtngt:! Ein vortrefflicher, liebenswürdiger Ehrenmann, der heronders 
festen » Eullegen: bei den ZollvereinsConferenzen im . befken :ubdenken: 
bleiben. wird. Aber den jebigen Zeiten war er nicht gewachſen 
Tag und Nacht harcelliert von den Officieren der Commandantir | 
brusal behqandelt mom: Gmseenl. Müber, der .ihe. ſogat pr · Er aus _ 
gerrdet haben fell, gepeinigt von her. Heberzeiigung, einefFalfche 
Stellung zwiſchen Sieger mb: Befiegten eingenommen: zu Haben; nd= 
gewiß, wie es mit der Erftattung der von der Bank entliehenen 
6 Millionen, vatlos, wie es mit. der, Zahlung der 25 Millionen 
werben ſolle, — das mögen ungefähr die Gindrüde fein, Die den 
armen Diann zu Dein berzweifelten Entichluß brachten. 

Der Schwager des Verlebten Appellationsgerichtsrat Dr. Kugler] 
Bat dem General Röder deit Strid gebracht, mit dem jener fich ge- 
tötet. * Der General hat darauf im rauheſten Tome nur geantwortet: 
„Ub bie Contribirtton muß doch bezahlt werben!“ — und hat ruhig 
feine Gigätre weiter geraucht, 

"De hieftgen Banklers Haben beichloßen, jofort ihre Zahlungen 
einiäuftellen, ſobald auch nur ein einziger von ihnen perjönfich wegen 
der Eontributionszahlung in Anſpruch genommen werde. 

19* 
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Auf dem Roſsmarkt und auf der Zeil werden große Truppen 
maſſen aufgeitellt, und vier Kanonen find auf der Hauptwache aufs 
geitellt und gegen die Zeil gerichtet. Bis jetzt haben dieſe Ein- 
ichlichterungs-Maßregeln aber noch feinen Erfolg gehabt. . 


B. 
Fragen an die Zeugen in dem unter Nr. 10, 13 und 16 
erwähnten Proceſs. | 
(Actenftüde und Verhandlungen ꝛc. ©. 59). 

Zeuge 5. b) Hat Bürgermeifter Fellner fich getötet, weil die 
preußiſchen Militärs ihn roh und ſchroff behandelten, und insbeſondere 
weil General von Röder thn zwingen wollte, ihm eine Lifte ber 
Mitglieder der ftäbtiichen Negterungsförperfchaften, zur Beſtrafung 
derſelben, aufzuſtellen. | 

c) Hat General Röder, ald Sie ihm die Nachricht vom Tode 
bes Bürgermeiſters überbrachten, Ihnen geantwortet: „Die Lifte muß 
ich dennoch haben, und die 25 Millionen mitßen dennoch bezahlt 
werden.“ 

Zeuge 7. b) Hat ein General, nachdem den aus ihrem Sitzungs⸗ 
faal kommenden Mitgliedern des Gejehgebenden Körpers ein Lebe 
hoch wegen der Ablehnung der Zahlung von 25 Millionen zugerufen 
worden, gedroht, im Wiederholungsfall die Rufer „füfllieren” zu 
laßen. 

c) Hat ein General Aehnliches gedroht für den Fall, daß beim 
Begräbnis des Bürgermeiſters Fellner, — welches um filnf Uhr 
Morgens ftattfinden mußte, — eine Ruheſtörung einträte, 


20. Erſte Erecutiondmaßregel. 
Belanntmahung des Stadtcommandanten Generals 
von Röder vom 24. Juli 1866, 

(D. Caungießer, aa. D. ©. 84). 

Nachdem die Stadt Frankfurt die Zahlung der. von Seiner 
Majeftät dem Könige auferlegten Kriegs⸗Contribution verweigert hat, 
werden als erfte Erecutinmaßregel die Mitglieber der ſtädti⸗ 
ſchen Körperſchaften mit ſtarker Cinguartierung belegt, deren Re 
partition auf die einzelnen davon Betroffenen nad) den Vorjchlägen 
der Einquartierungs⸗Commiſſion erfolgt. 
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21. Zweite Erecutiondmaßrel. 
A, . 
Telegramm, 

welches als vom Grafen BiSmard berrührend md an 
den General v. Röder gerichlet, durch Iektern am 25. Juli 1866 
einer Deputation der Handelskammer vorgelefen wurbe und ſich in 
einer fofort verfaßten Niederfchrift in dem Protokoll der Handels» 

fammer vom 26. Juli findet. 

(D. Ranngießer, a. a. D. ©. 820) 

Da die bisher ergriffenen Maßregeln nicht zum Ziele geführt 
haben, jo haben Sie unverzüglich folgende Maßregeln der Reihe nad) 
einzuleiten: | 

1. beute Abend ſämtlichen Poſt-, Telegraphen> und Eiſen⸗ 
bahnvertehr zu fperren; 

2, alle Wirtſchafts⸗ und andere öffentliche Localezu ſchließen; 

3. Die Stadt für Menfchen und Waren jeder [Art zu 
fperren. 


B. 
Fragen an die Bengen in dem unter Nr. 10, 13, 16 und 19 


erwähnten Procef3. 
(Uctenftüde und Verhandlungen, ıc. &. 58 ff.) 


Zeuge 1. r) Hat General von Röder Ihnen und den anderen 
drei erwähnten Zeugen erklärt, er beiwillige eine Frift von 2 Tagen 
bis zum 27. Juli Abends fech Uhr; ſowie ferner, es ſeien bie 
Zwiſchenräume zwilchen dem Eintreten diefer verfchtedenen Zwangs⸗ 
maßregeln in fein Ermeßen geftellt. 

s) Haben auf die Nachricht von diefen neuen Bedrohungen 
neuerdings viele Einwohner fich geflüchtet, und alle Familien maſſen⸗ 
haft Vorräte eingekauft, um fich für die bevorſtehende Aushungerungs⸗ 
jperre zu rüſten. | | 

u) Iſt Ihnen bekannt, daß die Norddeutiche Allgemeine Zeitung 
und aus ihr das (damals officielle) Frankfurter Sournal vom 
8. Auguft 1866 die Nachricht vom Inhalt der Ihnen vorgelefenen 
Depeſche für vollitändig erfunden erflärt Haben, und behaupteten, es 
jet eine ſolche Depefche niemals vom Grafen Bigmard erlaßen worden. 


[In Folge des ungehenern Aufjehens, weldhe diefe Vorgänge in 
der ungen elt machten, wurden die Crecutionömaßregeln am 
28. Sur auf telegraphiichen Befehl bes Königs von Preußen ſiſtiert, 
und die 25-Milionen-Contribution iſt unbezahlt geblieben.) 
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22. An? Der) NRuden das Mh Baulert imipreufifchen Ab⸗ 
geordnetenhau® am 7. Schtember 1866, 
D. Aanngießer u0-D. & 

. Branffurticheint mit ein Stoftfleden au auf dem preußiſchen Ehrew 
ichitbe og! ‚Sl. rechts), nach der Behandlung‘ dieſer :Stabk; G 
foll: wicht ‚gejagt: werben, daß in: biejen Hanſe ſteh keine Stiimme tik 
Die vielgeſchmähte Stabi‘ erhoben Habe, Sehr gutl Uns). 'SRatfet 
Tiberius fagte Ion: Ein’ guter Schlfer ſcheert die Schafe, aber F 
verſchlingt ſie nicht. Wir find auf dem umgekehrten Wege. Wir 

haben eine erorbitante Leiftung :geforbert, und die Stadt an ung 
genommen. . Das tft ungefähr bie Methode der Held en.deß 
breißigjährigen Krieges, nicht bie einer civiliſierten Nation 
im gegenwärtigen Zeitalter. (Sehr gut! im Gentrum), Frankfurt 
iſt immerhin ein glänzender Punkt in der deutſchen Geſch chte, ein 
alter Sih des deutſchen Handels, der nie zurückblieb wo es galt, 
mit freigebiger Hand vffeniliche Dinge zu fördern. Frankfurt at 
bei dem Hamburger Brande und bei dem Hungertyphus in Schleflen 
große Opfer Bra Cine e ie Stadt hat nicht verdient, fo be 
handeltt zu; mesden... on runs Hl 











Vierter Abihuin 
en Bra ver Seute. 


.r sr 


er: Erlles Bapikel, re 
Der Umſturz der deutjchen verfaßung a" die 


FE ‚werden. zwiſchen Preußen und. Ssant. 
|; 5 vereinbart. 


1, Napoleon II, — das von Oeſterreich abgetretene 
Venetien und kündigt feine ariedeuepermittelung an, 
(Monitenr Universel, 5. juillet 1866). 

Paris, 4. Suli 1366, 

Eine wichtige Tatſache hat fi vollzogen. 

Nah Wahrung feiner Waffenehre in Stalten, tritt der Kaiſer 
von Defterreih, inter Gutheißung der von dem Katjer Napoleon 
it ſeinem Brief vom, 11. Juni an feinen Miniſter des Auswärtigen 
[S, S. 102-103] findgegebenen been, Venetien an den Kaiſer der 
Franzoſen ab und nimmt die Wermittelung dejjelben zur Herbei— 
führung des Friedens zwiſchen den kriegführenden Mächten an. 

Der Kaiſer Napoleon Hat ſich beeilt, dieſer Aufforderung zu 
enfiprechen, ‚und fich unverweilt an die Könige von Preußen umd 
Italier gewendet, nm einen MWaffenftillftand herbeizuführen, 


2. Einbenn des “> von — ae Die — 
— (a. Rothan, La Politique Er 2 1886, p. er . er 

Die Depeiche, welche den Sieg 'vöf — verkündigte, war 
auf der preußiſchen Botſchaft zu Paris am 8. Juli 11 Uhr Abends 


eingetroffen; fie, wurde in Saiut⸗Cloud erſt am folgerisen Morgen 
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bekannt. Niemand war auf eine folche rapide Vernichtung Oefter- 
reichs, auf einen derartigen Steg Preußens gefaßt geweſen. Dieſe 
unerwartete Nachricht jagte denjenigen, die ſich in eine Sicherheit 
ohne Gleichen eingelullt hatten, daſſelbe Entfegen ein wie denjenigen, 
Die dem Beginne des Krieges mit Sorge zugeſehen hatten, weil wir . 
feine Obſervations⸗Armee an der Grenze hatten, die im Stande ges 
weſen wäre, etwaigen fiir unfere Intereffen gefährlichen Vorgängen: 
borzubeugen ober biefelben rüdgängig zu machen. Man 'teufchte ſich 
nicht über die Tragweite des Ereigniſſes. Man fühlte gewiſſer⸗ 
maßen inſtinctiv, daß ſich eine plötzliche und tiefgreifende Verände⸗ 
rung in unferer Lage vollzogen habe, daß man ſich fortan einem. 
neuen Deutichland gegenüber befinden werde, da milttäriich und 
politiih in der Hand einer ehrgeizigen und. aggreifiven Macht ge 
einigt jet. 

Alles, was bie kaiſerliche Politik vorausſehen zu dürfen geglaubt 
hatte, war umgeſtürzt; man ſuchte vergeblich, woran man ſich zu 
halten habe. Man hatte an die Ueberlegenheit der öſterreichiſchen 
Heere geglaubt, jedesfalls an einen Krieg mit Wechſelfällen, der von 
beiden Seiten große Anſtrengungen, große Opfer fordern, und aus 
dem der Sieger, gleichviel wer es ſei, nur geſchwächt und außer 
Stande hervorgehen werde, einen neuen Krieg dadurch hervorzurufen, 
daß er in übertriebenem Ehrgeiz die gerechten Beſchwerden Frankreichs 
zurückwieſe. Für Preußen hatten die Operationen zweier Wochen 
genügt, um die Geſchicke Deutſchlands umzugeſtalten und ſo zu ſagen 
auf den erſten Hieb eine der gröften Mächte Europas zu Boden zu 
Ihlagen. Bon einer aufmerffamen Neutralität konnte jetzt feine Rede 
mehr fein; plöglih und fchredhaft aufgewect, ftand man vor ber 
Notwendigkeit großer und enticheidender Entſchlüße. Für melde 
Seite follte man ſich enticheiden? Sollte man mit dem Sieger 
parlamentieren ober einen Teil der Beute verlangen? Niemals 
hatten fich ernitere Enticheidungen einer Regterung aufgedrängt. Es 
handelte fi) um das Preitige des Kaiſerreichs, um die Sicherheit 
Frankreichs.. 


3. Die Entfgeibung Napoleon? fallt zu Gunften Prenfiend, 
4. Juli 1866, 


‚ (Andreas Memor [$erzog von Gramont] L’Allemagne Nourelle 1868—1867, 
p. 816—822), 


Der Kaiſer Napoleon hatte feine Vermittelung angeboten; ber 
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König von Preußen oder vielmehr fein Miniſter Hatte diefelbe zwar 
ſehr ungern, aber aus Furt vor ben möglichen Yolgen einer 
Weigerung angenommen und verſprochen, durch Hrn. von der Goltz, 
ben preußiſchen Botichafter in Parts, die Bedingungen mitzuteilen, 
unter denen er in einen MWaffenftillftand willigen könne. 

Es war dieß der Anfang einer neuen Phaſe, aus welcher fidy 
ein bedeutender Gewinn ziehen ließ. Wir haben bereits die in Be 
trat kommende Lage der friegführenden Mächte auseinander geſetzt: 
Preußen war fiegreich, aber geſchwächt, Defterreich befiegt, aber nichts 
weniger als erjchöpft, die Süddeutſchen, mochten fie wert fein, was 
fie wollten, jtanden unter ben Waffen und zwar nicht auf Seite 
Preußend. Was trug fih nun damals in Frankreich zu? Wie 
war es möglich, daß dieſe Vermittelung, die ſich unter jo außer- 
ordentlich günftigen Bedingungen barftellte, die in der Tat den fait 
unumſchränkten Schtedgrichterfpruch iiber die deutſchen Geſchicke dar⸗ 
ſtellte, mit dem unmöglich vorauszuſehenden ungünſtigſten Ergebniſſe 
endigen konnte? Es iſt dieß ziemlich ſchwer, genau darzuſtellen, und 
ganz unmöglich, zu rechtfertigen. 

Herr Drouyn de Lhuys hatte ſchon ſeit Merz die Ermunte⸗ 
rungen misbilligt, welche dem Bündniſſe Italiens mit Preußen in 
offtciöfer, wenn nicht gar officieller Weiſe ſvon Seiten Napoleons 111.] 
zu Teil geworden waren. Er ſah voraus, daß dieſes Bündnis zu 
einer völligen Niederlage Oeſterreichs führen müße, und erachtete dieß 
Reſultat als im Widerſpruch mit den franzöſiſchen Intereſſen. Seine 
Ratſchläge waren nicht durchgedrungen, und Frankreich ſah ſich vier. 
Monate ſpäter der Tatſache eines Krieges gegenüber, welcher auf 
nichts geringeres als darauf hinauslief, in der für dieſes Land un—⸗ 
günſtigſten Weiſe die Bedingungen des europäiſchen Gleichgewichts 
zu verändern. 

Am Tage nach der Schlacht bei Sadowa begab er ſich zu dem 
Kaiſer und ſetzte ihm den Ernſt der Lage auseinander: 
zZeEire, ſagte er, wir befinden uns Ereigniſſen gegenüber, welche 
für Frankreich ebenfo verhängnisvoll werben künnen, wie die Nieber- 
Yagen des eriten Kaiſerreichss. Wie die Dinge liegen, bin ich der 
Meinung, daß Ew. Majeität den Gejeßgebenden Körper zuſammen 
berufe und den Befehl gebe, an der Ojtgrenze unverzüglicy eine 
Obfervationz » Armee von 80,000 Mann zufammenzuziehen. Zur 
gleicher Zeit milßte Herr Benedetti, unjer Botjchafter bei dem Könige 
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pon Preußen, angewigſen werben, dieſem zu. erllären, ‚hab. Sigi 
genötigt ſehen würden, das linke Mheiariifer zu beſetzen, wen Prenßen 
Bh ben Beſiegten gegenüber. in ſeinen Forderungen wichtgenüßiet 
zeige und wenn es Texritorial⸗Exwerbungen mache, die: geeignet wären 
das Gleichgewicht Europas zu verändern. Der Rhainiſt von 
Truppen völlig entbloößt, und alles wmeiſt deranf: hin, Daß eine 
Intervention, wie ich fie verihlage, das gewinſchte Zieb erreichen 
würde, um jo mehr, als der Marſchall Randonder immälige 
Kriegsminiſter] mich ſoeben verſichert hat; Daß, was feine Beſtärhe 
angeht, er im Stande ſei, mit größter Schnellieteu eine: Armee ‚son 
30,000 Mann marſchfertis zu. machen.“ 
Der Kaiſer trat ber Anſicht ſeines Miniherd be —E 
Angelegenheiten bei, und es wurbe beſchloßen, daß eine in: bem'aus 
‚gegebenen Sinne ahgefaßte Note gleichzeitig mit den nötigen Deiveten 
am folgenden Horgen, in: des Journal offieiel“ erſcheinen Ioäke: 
Gs war das eine ſo zu jagen probidentielle Entſchließung, dern 
fie war weiſe, politiſch, practiſch und von untrüglichem Erfalge zugleich 
Unter dem practiſchen Gefihtspuntte rehbucierte ſich bin: Zynage 
auf die, vaſche Mobilmachung eines Armeecorpa non 80,068 Mann 
an ber Grenze, eine Macht, welche mehr- als binreichte, um Der Tram 
zöfiichen Ginmiſchung ein Ausſchlag gehende: Gewicht zu fichern, und 
da es ſtets niützlich iſt, feine Behauptungen mit Beweiſen zu “vers 
ſehen, fo geben wir deren hier zwei aus ganz verſchiedenen Quellen; 
ber erſte iſt der Correſpondenz bes franzöſijchen Botſchaftens —* 
‚entnommen, jo zu ſagen eines Augengeugen ben Tatſache, auf welche 
er bie Aufmerkſamkeit ſeiner Regierung Ientie, Der zweite aber rithet 
non, Herrn v. Bismard ſelbſt her. 

„pPreußen iſt ſiegreich, berichtete: der Botſchafter ug Wien aber 
nahe daran, erſchöpft zu fein. Vom Rhein bis nach Berlin: ift das 
Band fait: von Truppen. entblößt, und man dürfte dert dermalen 
nicht mehr al? .15 his 20,000 Mann antreffen. Sie Lünen denen. 
nad die Situation vermittelft einer einfachen. militärfichen: Demon⸗ 
ſtration beberrichen, und Sie können das tr: alle Nuhe:tum, denn 
Preußen if in dieſem Augenblig außer Stande, einen Sirieg "weit: 
Frankreich aufzunehmen. Wenden Sie nicht wehr auf, alß natwendig 
ti. Der Kaiſer made eine einfache, milttärtihe Demonstration, uk. 
er wird über: die Leichtigkeit ſtannen, mit der er ohne einen Scamsde 
jtreich zum Herrn und Meifter her Lage werben: wird ··· 
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And an. das Zeugnis bes Herrn v. Bismarc. Am 16. Ja⸗ 
nuar 1874 antmortete derſelhe im Reichſstage einem. Redner, der es 
ihm zum Vorwurf gemacht hatte, eine Legion ungariſcher Deſerteurs 
gegeu Oeſtetreich gehildet zu haben, folgendes: 

„Nach der Schlacht bei Sadoma, ſagte er, durfte ich fein Ber 
teidigungämiitel vernachläßigen, wenn ich nicht unſere Erfolge durch 
die Intervention Frankreichs in Frage geſtellt ſehen wollte. Denu 
wenn Frautreich damals auch nur ſehr wenige Truppen ‚hatte, ſo 
hätte doch ein geringen Zuſatz von franzöſiſchen Truppen hingereicht, 
um aus den zahlreichen ſüddeutſchen Truppenmafſen, Die ein ſehr 
gutes, aber nicht organtfiertea Material darſtellten, eine recht Hichtige 
Armes zu machen, die uns ſofort in Die Lage gebracht Hätte, zunüchft 
Berlin zu deden und alle unfere Erfolge in Oefterreich aufzugeben.“ 
:  B&:genligte alſo eine: fahr: wenig.:beträchtliche, an Rheine aufs 
geitellie Strettimacht, um der. franzöſiſchen Vermittlung ein entſcheiden⸗ 
des Gewicht zu ſichern. Der. Krieg wor unmüglich. Preußen konnte 
ſch um fTeinen Preid der Gefahr ausfetzen, feine Armee zwiſchen 
Oeſterveichern, Süddenifthen amd Yrünzofen eingekllemmt zu ſehen; 
der Friede wurde erzwungen, und zwur um ſo leichter, went 
nicht der Gedanke, Preußen bie bevechtigten Vorteile feiner Siege 
ſtreitig zu machen vder zu verweigern, in bas Mediations⸗ Project 
Bar nun aber biejes :Heer. von . 30,00 Mann dioponibel und 
Jonnte es in der erforderlichen Friſt mobil gemacht werden? 

: .. De biefer. Beziehung farm gar. ein Zweifel obwalten, denn wicht 
nur ber Kriegsminiſter hatte Herrn Dronya de Lhuys dieß zugefagt, 
Jonbern es genügt auch, ohne weiter anf militüriſche Einzelheiten 
einzugehen, die Cffectiobeftände der damals in Paris, Lyon und 
Chalons zu Divaflonen:. formienten: Truppen. zu bettuchten. Sie 
Bildeten kr ich dein 14: Divtſtonen Infanterte in Der. Gefotitätte 
von. 8000. Mann; zu welchen noch 9000 Pferde von der Euvallerie 
in Luneville, yon; Verſcilleßs und von des Garberavalleste, ſowie 
300: biipainte Geſchittze hiitzukamnen. Alle: dieſe Truppen: Lomtten in 
weniger als 14 Tagen an. einem beltebigen Pınılte.: der Grenze zu⸗ 
ſmumengezogen ſein. Was endlich die: Meſerve betrifft, ſo wlirde fie, 
fulls man auſie Ptiter überhaupt einzuberufen Fir nötig: gehalten ‚hätte, 
327,080: völig ausgetuiſtete und auogebildete Solonten goliefert 
Baben.: (Meinotvren des Marſtchalls Grafen Radon, I16. Teil). 
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Es ftand alfo der Ausführung des von Hrn. Drouyn de Lhuys 
dem Kaiſer nach der Schlaht bei Sadowa vorgeſchlagenen Planes: 
ſchlechterdings nichts im Wege. Durch welches Verhängnis ift mu 
diefer Plan, nachdem er bereit3 genehmigt war, wieder bejeitigt 
worden? Wir werden es in ein par Worten jagen. . 

An dem Morgen nach dem’ Tage, an welchem ber Kaiſer mit 
feinem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten die Maßregeln 
beichloßen hatte, welche das „Journal offlciel” zur Öffentlichen Kennt⸗ 
ni? bringen follte, erjchien diefes Blatt ohne die verabredeten Dekrete,. 
and der Kaiſer benadhrichtigte Hrn. Drouyn de Lhuys, daß er feine 
Anficht geändert und beichloßen habe, ſich auf die Rolle eines frieds 
lichen Vermittlers zwiſchen den beiden Triegführenden Mächten zur 
beichränten. 

Mittlerweile war es nemlich denjenigen, welche den Kaiſer dazır 
vermocht hatten, den Abichluß des preußiſch⸗italieniſchen Bündniſſes 
in offlciöfer Weife zu beginftigen, gelungen, ihn in feinem Entſchluße 
irre zu machen. Der Kaiſer war damals bekanntlich leidend und 
durch Krankheit geſchwächt. Der Gedanke, durch eine allzu energiſche 
Haltung zu der Nötigung fortgerißen zu werden, den Krieg wirklich 
zu führen, quälte ihn beträchtlih. Aber mehr vielleiht noch al& 
diefer fo zu jagen perjönliche Grund beunruhigten ihn zwei andere 
Erwägungen. Man hatte ihm gefagt: „Sie künnen Sih unmöglid 
gegen Preußen erklären, nachdem Sie Italien in feine Arme geftoßen 
haben. 3 hieße das den König Victor Emanuel verraten. Sie 
hätten Ihre Zuftimmung zu dem Vertrage mit Preußen verfagen 
müßen, wenn Sie den Entihluß faßen wollten, den Ihnen jett 
Herr Drouyn de Lhuys anrät. Allerhöchitens dürfen Sie neutral 
bleiben.” 

Es gelang auch wirklich, den Kaiſer zu überzeugen, daß er ſeiner⸗ 
ſeits gegenüber Stalien eine moraliiche Verbindlichkeit Habe und nicht: 
die Freiheit befige, diejelbe zu löfen. Es war fogar einen Augen⸗ 
bli davon die Rede, im Auslande die Documente der Oeffentlichkeit- 
zu überliefern, welche beiviefen, daß der Vertrag vom 8. April vom. 
Katjer gebilligt und angeraten worden war. Unter dem Drude dieſer 
Einfhüchterungen und der Ratſchläge derer, welche diefelben erzeugt: 
hatten, vielleicht auch aus Furcht vor dem Skandale, welchen bie: 
italientfchen Enthüllungen erregen konnten, verzichtete der Kaiſer auf: 
den Gedanken, jeine Mediation durch eine militäriſche Demonſtration 
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zu unterftügen. Und doch Tonnten die Gründe, mit deren Hülfe die 
italieniſche Partei ihn zum Aufgeben feiner früheren Entſchließungen 
‚beitimmt hatte, einer ernjten Prüfung Leinen Augenblid lang Stand 
‚halten. 

Warum in aller Welt war es denn notwendig, vor dem rück⸗ 
haltloſen Eingeſtändnis des früheren Verhaltens zurückzuweichen? 
Warum konnte der Kaiſer den italieniſchen Recriminationen nicht 
folgendes antworten: 

„Es iſt wahr, treu den Gefühlen, welche ich jeder Zeit für die 
italieniſche Unabhängigkeit bekannt habe, treu meinem Programme 
von 1859 — „Stalien frei vom Mittelmeer bis zur Adria” — habe 
ih euch geraten, euch mit Preußen zu verbünden, weil ihr ohne 
diefe Alliance vielleicht niemald® Venedig befommen hättet. Sekt 
habt ihr es, und ich bin derjenige, der es euch gibt, denn ich habe 
es unter ber Bedingung bekommen, daß ich dem Kriege Halt gebiete. 
Das Ziel tft erreicht, und jet will ich den Frieden, weil die Ver⸗ 
Jängerung des Krieges die Intereffen Frankreichs ſchädigt. Ich 
interventere alſo ala Vermittler zwiſchen den Triegführenden Mächten, 
ic) werde die legitimen Rechte des Siegers refpectieren, aber ich will 
den Frieden, und ich werde mich gegen jede Macht erklären, welche 
den Krieg fortſetzen will.“ 

Was konnte Italien auf eine derartige Sprache antworten? 
Gar nichts. Aber man machte bei dem Kaiſer noch einen zweiten 
und, wenigſtens dem Anſcheine, nach gewichtigeren Grund geltend. 

„Laßen Sie Sich, ſagte man ihm, nicht auf eine Politik ein, 
welche Sie ſchließlich in einen ernfthaften Krieg verwideln kann, den 
Frankreich zu unternehmen nicht im Stande if. Der Aufwand ber 
mexicaniſchen Erpedition hat die Ziffer der Truppenbeftände und der 
Kriegsvorräte derartig geſchwächt, daß die verfügbaren Streitfräfte 
des Landes fih in einem ungenügenden Zuſtande befinden, welcher 
die Nicht⸗Einmiſchung zur gebieteriichen Pflicht macht.“ 

In diefem Ratjonnement lag zunächſt ein materieller Irrtum 
vor, der leicht genug zu conftatieren geweſen wäre, denn die mili- 
täriſchen Beſtände konnten nicht allein erfragt, fondern auch leicht 
controliert werden, und der Kriegsminiſter bot unverzüglich 80,000 
Mann an. Aber der politiiche Irrtum jenes Raiſonnements war 
noch größer als der materielle, denn wenn man fich mit den ver- 
fjügbaren Streitkräften Frankreichs im voraus beichäftigen mußte, 


io war es mindeften ebenfo notwenbig, ſich auch mit den Bene 
Steeieträften zu beſchäftigen, denen din: eltva begegnen Tomte.’ 

Nun, damals handelte es ſich nicht darum, Deutſchland zu — 
rümpfen; nein, Deutſchland war auf Seiten Frankreichs. Es beridelte 
ſich nur um Preußen, um daß ehemalige Preisken; welches ſich allein 
gegenüber Oeſterreich, Bahern, Württemberg, Heſſen, Baden, Naßau 
und — Frankreich befunden hätte. Das in dieſer Weiſe iſolierte 
Preußen aber hätte niemals ben Krieg aufgenommen, nlemals mb‘ 
mt Teinen Preis. Der Krieg war unmöglich, vollig unmöglich. 
Und folglich genügte eine‘ Demonſtration, eine Handbewegung, wenn 
ich mich ſo ausdrücken barf, um den Zweck der geplanten Interventlon 
zu erreichen. 

Dieß aber —— die Gegner — —— Meter 
ober: wollten es ignorieren,indem. "Fe Be Sache ſo darſtellten, atz 
ob die von Hrn. Drouyn be Chung angeratene energhche ‚Haftung 
zu ‚einem gefhrlichen Conflict führen künne. 

Unberummert um Die von answürts zu erlangenden Shen 
orten, lediglich daran bebacht/ in die offletekte Bolt deß Souverkus 
bie preußſch⸗ italieniſche Dpehin hineinzutragen, zu deren offteföjeit 
Agenten ſte ſich ſeit 6'Meöttaten gemacht Hatten, erfanden ’ fie" eine 
Sachlage, bie nicht eriftierte, und zugleich mit‘ berfeiben inte äre 
Pflichten und Gefahren. Der Kalfer Tieb ſich durch biefen Yırı and 
fcenifcher "Mittel keuſchen und entfägte ber‘ ‚größen” Wolle, Amelie bie 
— für ihn geſchaffen hatten. 

vorſtehend lderten Vorgän — Pin * entlichen 
auch an en —— O.. S. — BE v. ie 
98. DR 347 fe umb: v,.@yhel; Rd: Du; Sal. beftittigt:ä 


4. Kaiſer Wilhelm veſtatigt daſz Napoleon „ung im den 
- Rüden fallen Fonnte und mußßte.“ | 
Aus dem Bericht bes Reichskanzlers Beuſt an deu Kaifer 
Franz Joſeny ‚über eine Unkerrebung mit Staijer | 

Wilhelm 1. (1871), 
(v.' Beuft, Ang Drei Viertel- Jahrhunderten, 1 S. 492), 

. Dann kamen bie Ereigniſſe von 1065 imd 1866 "ande 
Reihe, namentuch der Krieg von: 1866, ben Er, der König, -nitf 
biutendem Herzen, nach langem Kampfe mit: feinem Miniſterium rad) 
acht ſchlafloſen Nächten unkernömmen, well Bie Rilftingeii Oeſter⸗ 
reichs dazu gezwungen: Der: Hinmel hutte 'Ste- Wiffen Pteüßens 
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gefegnet und Gr, der König, das — man anerkennen miüßen, ſet 
großmüttg geweſen — wie Seine Majeſtät hinzuſetzten, aller»: 
dings auch deshalb, um nicht hie Einmiſchung Franuk— 
reichs und Damit einene emengi a ijch en ‚Mrieg, herb eis 
——— J u > 

BZnutereſſant war die geuherum Sr, Mujchät, Frantreich fe an. 
1866 zu Grunde‘ gegangen, ‚ben . „Napoleon konnte und 
mußte ung in den Rüden fallen“, Im Iahre, 1866 . habe 
auch Er, der, Ränig, : nie: om. bie Neutralität Fraukreichs glauben 
wollen und nur nach langem Kampf darein gewilligt, bie Rhein⸗ 
provinz zu degarnieren. Deshalb habe Er auch für den aan 
Napoleon jnimer eine große. Danfbarteh bewahrt. 


>, ‚Eindens der franzoſiſchen — auf die precß iſche 
Statsleitung. 


Solange mar im preußiſchen Hauptquartier, hefürchten mußte, 
daß die franzöfiiche Einmiſchung militäriſch geftüigt werde, ei tichrectte 
fie dort. Anglaublich!“ Hatte der König bei ihrer Anttteldiung am 
5Juli aubgerufen, und „Bismartks Blut wallte auf, wenn er nad) 
all den guten Zuficherungen des neuen Auftretens der Pariſer Re— 
gierung gedachte“ (Sybel, a. a. O. V ©. 220 u. 247), Man war 
ft i hollkommen Darliber flat, daß man dringend wünſchen miiße, 
„Micht, gleichzeitig gegen Sefterreich und Frankreich zu küutpfen“ 
(Ebenda ©. 248), md bich Bewußtffein ſtimmte Die preußiſchen An— 
jpriithe ehr befcheiben. In der Notizen, welche der Honig winter 
dem erften Eindruck der napoleoniſchen Debeiche au Papier brachte, 
formmfierte er folgende Forderungen: Aunexion von Schleswig- 
Sole, deut} ſche Pımdesrefornt unter breiljcher Leitung oder, wie 

8 jebt — Suprematie über ganz Deutſchland (mad) einem 
ER Sybel VS. 236 erwähnten Bericht bes Grafen SGolg vom 
17. mt hatte Napoleon ben preußtjchen Bundesreformplan vom 
10. Zuni Bamals gebilligt!), Erſatz der Kriegskoſten, Nbdtcation der 
feindfichen Souperäne von Hannover, Kurheſſen, Meiningen, Naßau 
zu Gunſten ihrer Tronfolger, Abtretun etwa eines böhmiſchen 
Srenzftrichs, Oſtfrieslands und der Erbanfprüche auf Braunſchweig 
(vd, Sybel,a. a. O. ©. 221). Der Annexionsgedanke wagte ſich, 
wie man: fleht, jetzt num ſehr ſchüchtern hervor. Bismarck wiirde, 
wie wir alsbald ſehen werden, nötiges Falles mit noch weniger zu— 
frieden geweſen ſein 
Das änderte — aber, ſobald man inne wurde, daß Frankreich 
nicht — — ja daß. hinter: ber napolevmſchen Einmiſchung 
a nur einigermaßenentſchloßener und zielbewußter 
egtehe. — — Bei ftanzoſiſche Interbenkion von Preußen 
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and Stalien fo wenig mehr refpectiert, daß beide Mächte ihren Vormarſch, 
Auer Sntervention zum Trotz, fo lange fortiegten, bis Napoleon 

ch am 14. Juli dazu veritand, den von dem preußiſchen Gejandten 
v. d. Gol& redigierten Entwurf der Friedenspräliminarien mit einigen 
wenigen Nenderungen zu acceptieren. (S. weiter unten). Aue 
is lieb der ſich m ficher füßlenbe König Wilhelm, wie wir gleich 
je en werd F feiner Annerionzluft Die Sigel el in einer Weife Schießen, 

aß Bigmard bie gröfte Not hatte, fle in die von der Klugheit vor: 
geſchriebenen Schranken zurückzuzwingen. 

Tatſächlich hat die Intervention Napoleons nur zweierlei be 
‚wirkt, einmal daß die Integrität Oeſterreichs gewahrt blieb, und 
‚bann daß der dem preußiſchen Bundesreformproject vom 10. Juni 
zu Grunde liegende Gebanfe aufgegeben wurde, die Suprematie 
Preußens ſchon damals auf Siddeutichland auszudehnen. 

Ernſtlich war dieſe letztere Idee freilich preußiſcherſeits ſo wenig 
gebegt worden, daß Graf Bismard noch am Vorabend des Krieges 
urch die feiner eit erwähnte Sendung von Anton Gablenz nad) 
Wien eine Zweiteilung Deutichlands zwiichen Oefterreich und Preußen 
‚angeregt hatte und auch jegt, im erjten Schreden über die franzöftiche 
Intervention, denjelben Gedanken wieder zur Grundlage einer directen 
Berftändigung zwiſchen Preußen und Defterreih zu machen fuchte, 
‚die er durch den Oberblirgermeifter von Brünn Dr. Gti8tra bezw. 
‚Durch den Präftdenten des dortigen Handelsgerichts Baron Herring 
in Wien — aber wieberum, nie bei der Miſſion Gablenz, in ganz 
unverbindlicher Form — in ® orichlag bringen ließ. „older letztere 
Vorſchlag beweiſt aufs Neue ba es der Bismar olitik zu 
jeder Zeit nicht ſowol auf ein großes und einiges ve land, als 
‚vielmehr auf ein großes „und mächtiges Preußen anfam. Er * 
Ir übrigend nur ben durdfichtigen Zweck, der eben in 

Nikolsburg angemeldeten franzöftichen Intervention ein Barolt zu 
„biegen, indem er, falls Defterreihh auf ihn eingieng, diefe Macht bei 
Napoleon compromittiert und fo völlig tfoliert haben wi * ybel 
(a. a. O. V, S. 274 ff.) behandelt den Bismarck'ſchen Antrag natürlich 


als in ernfter Abficht gelelt — und Fan „oieh ohne große Unbequem⸗ 
lichkeiten tuen, da berjelbe N) ige ' der bon Oefterreich erteilten - 
on 


außweichenden Antwort — equenzen gehabt hat. Man 
vergleiche dazu aber die einleuchtende Kritik des ganzen Sorgangs, 
bie arg (Aus Drei BiertelsJahrhunderten, 11, ©. 45 2 fi) 
‚geliefert ha 


Eine teilweife Erflärung der damaligen Energielofigfeit Napoleons 
Liefert der Umftand, daß derſelbe gerade in jenen Tagen — vielleicht 
in Folge feiner politiichen Bellemmungen — ganz befonders körper⸗ 
lich heruntergefommen war, was ihn dann wieder geiftig lähmte, 

„E3 war ein neue öfterreichiiches Misgeſchick“ — erzählt der um 
Dieje Zeit in öſterreichiſchem Auftrage nach Paris geſchickte Hr. von 
Beuſt (Graf v. Be uſt, Aus Drei Viertel-Jahrhunderten 11, S. 10) 
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— „daß der Kaiſer gerade zu jener Zeit an der vielgenannten 
Troflare im höchſten Grade litt, was ſich nicht allein in feiner: 
außern Ericheinung, fondern au in ſeiner intellectuellen Verfaß 
kundgab — ein Jahr darauf ſahen wir ihn in Salzburg —* 
und geiſtig friſch wie ſonſt. Aber 18661 Wie ein Kind lallte er 
fortwährend: „Je ne suis pas pröt & la guerre.‘“‘“ 


6, Juftruetion des Grafen Bismarck an den preufzifchen- 
Gefandten in PBarid, Grafen Golt, über Die von Breufen 
zu fiellenden Friedensbedingungen, dd. Hauptquartier Par⸗ 
dubitz, 9. Juli und Hohenmanth, 10. Inli. 
6. EG ybel, Die Begründung bed Deutfchen Reiches durch Wilhelm 1, V, S. 240 - 68). 
„Das franzöftiche Cabinet hat den Wunsch ausgeſprochen, unfere 
Korberungen zu fennen. Ew. Ercellenz werden denſelben Eindrud 
haben, wie ih, daß die Hffentlihe Meinung bei uns die 
Einverleibung Sachſens, Hannovers und Heſſens 
in Preußen verlangt, und gewis wäre dieß für alle Betelligten bie 
zwedmäßigite Löfung, wenn fie fi) ohne Abtretung andern preußtichen 
Gebiet? erreichen Tiefe. Meines Teils finde ich den Unter⸗ 
ſchied zwiichen einer uns Hinreihend günftigen Bunde?» 
zeform und dem unmittebaren Erwerb jener Länder nicht 
groß genug, um dafür dag Schickſal der Monarchte von neuem auf? 
Spiel zu ſetzen. Unſer politifhes Bedürfnis beſchränkt 
ih auf die Dizpofition über die Kräfte Nord-> 
deutſchlands inirgend einer Form. Die Entſcheidung 
über die: Details diefer Form werden wir fo viel wie möglich. 
al? innere, mit dem Barlament zu vereinbarende Angelegen- 
‚heit zu behandeln Haben. Untuenlich erfcheint e8 mir, denen, welche - 
am 14. Juni dem Bundeskriege gegen und zugeftimmt haben, dies 
jelben Bedingungen zu beivilligen, wie denen, welche fi) unjerm 
neuen Bunde freiwillig angeichloßen: eritere find zugleich die Mäch⸗ 
tigeren und dem Beſtande der Fünftigen Schöpfung deshalb Gefähr- 
licheren. Dieſes Bedenken läßt fich auf zwei Wegen befeitigen, ein- 
mal dadurd, daß man Sachſen, Hannover und Heſſen ungünftigere 
Bedingungen in Betreff ihrer Militärhoheit auferlegt, oder aber da= - 
durch, daß der Territorialbeftand dieſer Länder vermindert wird, 
der Sachſens etwa um den Leipziger Kreiß, der Hannovers um Oſt⸗ 
friesIand, unter Anerkennung unferer Succeſſionsanſprüche auf Brauns 
jhweig. Wichtig iſt für ung außerdem die Gewinnung einer neuen 
20 
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Configuration von Heffen-Darmftadt, etwa durch Abtretung von Ober⸗ 
heſſen an uns und Austaufch gegen Hanau, fall? es nicht gelingt, 
ganz Helfen-Darmftadt in den Norddeutichen Bund Hineinzuziehen.” 

Er preche, bemerkte hier Bismard, das Wort Norddeutſcher 
Bund ganz unbedenklich aus, weil er es, wenn die un 
nötige Confolidierung des Bunde gewonnen 
werben fjolle, zur Zeit noch für unmdglidh halte, 
auch Sübdeutfhland hineinzuziehen... 

Nachdem Bismarck hierauf noch angeführt, daß ihm ein definitiver 
königl. Entſchluß über dieſe Dinge noch nicht bekannt ſei — der 
König denke Übrigens an Tronwechſel in Hannover, Kurheſſen, 
Meiningen, an eine böhmiſche Grenzregulierung, an Erſatz der Kriegs⸗ 
foften, vielleicht auch an Sicherung der ungariſchen Conſtitution — 
ſchloß er mit folgenden Worten: 

„Der Aufbruch des Hauptquartier nötige mich, bier abzu⸗ 
breden, und gebe ih Em. Ercellenz einftweilen Xorftehendes mit 
dem Anheimftellen Hin, zumächſt verſuchen zu wollen, welcher 
Eindrud und welhe außerdeutſche Compenjationsforderungen 
bei Frankreich hervorgerufen werden, wenn wir Die volle An⸗ 
nerton von Sadjen, Hannover, Kurhefien, Oberheffen und Naßau 
fordern, demnächſt aber die weiter oben entwidelten Eventualitäten 
in gleicher Weiſe jondierend durchzufprechen. Ew. Excellenz wollen 
dabei, ohne zu drohen, doch durchblicken Taken, daß wir einen im 
Verhältnis zu unjern Erfolgen unehrenvollen Frieden nicht anzu⸗ 
nehmen, feſt entihloßen find. Sollten die Ausfichten, welche Oeſter⸗ 
reich ung biſher auf directe Verftändigung macht [Miffion Herring] 
und welche, nachdem auch Graf Mensborff fi) bei ber Armee ein- 
gefunden hat, möglicher Weife von ihm in einer Zuſammenkunft 
discutiert werden, fich nicht verwirklichen, Frankreich aber eine 
drohende Haltung gegen und annehmen, jo würden wir die Ent⸗ 
widlung der leßteren abwarten, dann aber auch auf der vollen 
Grundlage der Reichsverfaßung von 1849 die 
nationale Erhebung Deutſchlands bewirken, und jedes 
Mittel ohne Rüdficht auf irgend einen Barteiftandpuntt zur Kräftigung: 
bes Widerftandes der Nation anwenden. Bisher aber habe ich die 
Veberzeugung, daß die Befürchtungen des Berliner Publicums uns- 
begründet find, und baß wir, wenn es mir gelingt, die 
Dießjeitigen Forderungen auf das verſtändige und 
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für ung ausreihende Maß berabzuftimmen, uns mit 
dem Kaiſer Napoleon werden einigen können.“ 

Um für die bevorjtehende Unterhandlung der vorher bezeichneten 
Annexionen eine feſte materielle Grundlage zu geben, veranlaßte Bis⸗ 
marck noch an demſelben Tage eine Depeſche an General Falckenſtein, 
bie Länder nördlich des Mains, ſſoweit wie irgend möglich, zu bes 
fegen. Am 10. Juli telegraphierte er aus Hohenmauth erläuternd 
- an Sol: „Stellen Sie die Alternative zwifhen Annerion 
und Reform nit in der Art auf, daß Zwiſchenſtufen mit 
Annerton einiger gegnerifcher Länder ausgefchloßen wären, und 
halten Ste daran feft, daß jebe volle Annerion, die ohne Ab» 
tretung preußifches Gebiets erlangt werden kann, beßer ift ala 
die Halbe aufdem Reformwege.“ 


7. Unterredung des Grafen Golt mit Napoleon auf Grund 
vorftehender Inftruetion, 13. Juli, 
(vd. Sybel, a. a. 0. V, 6.255—257) 

Napoleon empfteng den Grafen freundlich, aber in heißer Une 
geduld. „Sagt mir aufrichtig, rief er, wollt Ihr Zeit gewinnen, 
um Wien zu nehmen? alle Welt beitiirmt mid, gegen Euch ein 
zufchreiten, weil ich als Vermittler bei Euerm fteten Vorgehen eine 
lächerliche‘. Rolle ſpiele.“ Goltz erinnerte an die Unmöglichteit, bei 
den weiten Entfernungen zwiſchen Parts und den Hauptquartieren 
die Unterhandlung rafcher zu fördern, als geichehe, und machte dann 
Mitteilung von dem Inhalt feiner Inftructton. Napoleon erklärte 
fogleih, daß er gegen den Norddeutſchen Bund nichts 
einzumendenhabe, und daß ihm auch die Form, ob Annerion 
oder nur militärifhe Unterordnung, ſei es aller, 
fei es einzelner norddeutſcher Staten, gleichgültig 
fet, fofern nur Preußen dag Königreih Sachſen aus feinem 
Syſtem herauslaßen und auf die Verbindung mit Süd— 
deutſchland verweilen wollte. Den Hlebteren Gedanken mies 
Sol als unausführbar zuriid und fragte, ob Napoleon diefen Vor⸗ 
ſchlag mache behufs Verftärkung des fübdeutfchen Syſtems gegemüber 
dem mächtigeren Norden oder aus Wolwollen gegen das ſächſiſche 
Königshaus. Der Katjer erwiderte, die ſächſiſche Dynaſtie 
ſei ihm oblligzgleichgültig; er wünſche nur, das Gleich» 
gemicht einigermaßen herzuſtellen. Goltz bemerkte, hierauf könne 
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dann vermittelt anderer Formen bingewirkt werden, worauf 
Napoleon hervorhob, er lege befondern Wert auf das Recht Siüb- 
deutſchlands, als einer jelbftändigen Staten> 
gruppe, Bündniffe zu ſchließen und Kriege zu führen: Dazu nötige 
ihn die Hffentlihe Meinung in Frankreich, welche durch die Be⸗ 
ſorgnis vor der Gründung eined neuen deutſchen 
Reiches unter preußiſcher Hoheit beſonders beunruhigt 
ſei. Goltz ſprach hiernach die Hoffnung aus, daß Napoleons Ab⸗ 
ſichten mit dem preußiſchen Programm nicht in Widerſpruch ſtänden. 
Nur müßte mit Tact jede Redeweiſe vermieden werden, 
weldheeinen ausbrüdliden Verzicht auf die Idee 
der deutihen Einheit enthielte: denn wenn es nidt 
sum Frieden fäme, fo könnte Preußen genötigt werden, an 
diefe Idee zu appellieren und die Ausführung der Reid: 
verfaßung von 1849 auf feine Fahnen zu ſchreiben. 

Uebrigens wünſchen wir, ſagte Goltz, jede Störung des euro- 
pätichen Gleichgewicht? zum Nachteile Frankreich? zu vermeiden. 
Sintretendes Falles wilrden wir alfjo entweder unjere Forde— 
rungenermäßigen oder Sranfreih83 Gegenforderungen 
erwarten und dDiscutieren. Napoleon aber frat mit keinem 
Compenſations⸗Begehren hervor, jondern warf nur die Frage auf, 
ob Preußen nicht dem Könige von Sachſen die Rheinprovinz geben 
fünnte — was dann Gols, im Hinblid auf die Stimmung de 
Volkes für unmöglich erklärte. 

Hiernach fchenkte der Kaljer den BartialsAnneriongn 
[d. 5. den teilmweijen Einverleibungen Hannovers 2c.], von melde 
Goltz al® möglichen Auskunftsmitteln redete, geringe Aufmerk⸗ 
ſamkeit und erklärte die etwaige Tronentfagung der 
preußenfeindliden Soupveräne für eine ihm durch— 
aus gleihgültige Sade. Um fo beitimmter begehrte er bie 
Integrität Defterreih3 mit Ausnahme Venetiens, 
wodurd Meine Grenzberichtigungen nicht verboten ſeien. 

Somit fei, Schloß Golg, die Möglichkeit eines Einperftänds> 
nijjes feitgeitellt. Napoleon entgegnete: wenn dann König Wilhelm 
zum Waffenftillftande bereit fei und ſich die beiprochenen 
Friedensgrundlagen ameigne, fo werde er, Napoleon, die 
legteren nach Wien mit dem Bemerken überſenden, daß im Falle 
ber Ablehnung jeine Vermittelung erloſchen fet, 
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und er Defterreid feinem Schickſale überlaße € 
würde übrigens gut fein, jagte er zu Goltz, die Friedenögrundlagen 
in wenigen Zeilen zu PBapter zu bringen. Golg bot ihm an, dieß 
zu verfuchen; der Kaiſer war damit einverftanden. 


8, Die prenfifchfrangöfiichen Friedensgrundlagen redigiert 
vom Grafen Gols, 14. Juli. 
(0. Sybel, a. a. O. V, ©, 239-281). 

Unterbeifen arbeitete Golg den mit dem Kaiſer verabrebeten 
Entwurf der Friedensporfchläge aus. Er fand fi) dabei etwas im Ge⸗ 
dränge zwiſchen den franzöftichen Aeußerungen und den Vorſchriften 
feiner SInftruction. Zwar in der Selbitbeichränktung Preußens auf 
den dentichen Norden und der größeren Selbitändigfeit Sitddeutich- 
lands ſtimmten beide trefflich zujammen. Anders aber ftand es mit 
der Frage der von Bismarck jett in die erfte Reihe 
gerüdten Annerionen. Schlug er diefe große Einverleibung 
(Sachen, Hannover, Kurheſſen, Nakau) vor, fo beforgte er, daß 
Napoleon fie entweder ablehnen oder mit Gegenforderungen beant- 
worten wiirde. Wenn er aber eine Anzahl kleinerer Landitriche er- 
wähnte, jo fürchtete er, vielleicht die wirklichen Wünſche feiner Re⸗ 
gierung nicht zu treffen oder Hinter denfelben zurüd zu bleiben. So 
beihloß er,in dem Actenſtücke die Annertonen völlig 
zu übergehen, im Vertrauen auf Napoleond Aeußerung, daß 
ihm Die innere Geftaltung des Norddeutſchen Bundes gleichgültig 
fet, und legte dem Kaiſer am 14, Juli folgende Säße vor: 

„Defterreich erkennt die Auflöfung des alten deutjchen Bundes 
an und widerſetzt fich nicht einer neuen Organiſation Deutjch- 
lands, an der es feinen Teil nimmt. 

Preußen bildet eine Union Norddeutſchlands, welche alle 
Staten nördlih der Mainlinie umfaßt; es wird den Befehl 
über die Truppen derjelben erhalten. 

Die deutichen Staten ſüdlich vom Main haben die Freiheit, 
unter fich eine ſüddeutſche Union zu fchließen, Die eine inter= 
nationale, unabhängige Stellung genießt.) Die 


1) Dieje hier durch Sperrdruck herborgehobene Beſtimmung ließ Bis⸗ 
marc bei der Feftftellung der Präliminarien in Nikolsburg ſtillſchweigend 
unter den Tiſch fallen, ohne von den öfterreichtichen Unterhändlern daran 
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zwiſchen der nördlichen und der füdlichen Union zu erhaltenden. 
nationalen Bande werben durch freies, gemeinjames Einverftänds 
nis geregelt. 

Die Elbherzogtiimer werden mit Preußen vereinigt, außer den Bes 
zirken Norbichleswigs, deren Einwohner in freier Abſtimmung 
die Rückabtretung an Dänemark wünſchen würden. 

Dejterreich und deffen Verbündete erjegen Preußen Die Kriegs⸗ 
koſten.“ 

Napoleon erklärte ſich überall befriedigt, namentlich durch die 

Sätze über den Nord» und den Südbund. Nur in dem letzten Ars 
titel verbeßerte er; einen Teil der Kriegskoſten, um das bankerotte 
DVefterreich nicht völlig abzufchreden. Endlich fügte er auf Grund 
einer geitern erhaltenen Erklärung des Kaiſers Franz 
Joſeph noch den Sak Hinzu: 

„Oeſterreichs Integrität, außer Venetien, wird erhalten.” 

Site haben ganz meine Gedanken ausgedrückt, ſagte er dann zu 
Golg, und diefer war ftolz auf die hohe Anerkennung feines fchrift- 
ftellertichen Talents. In der Tat, weit genug war man bon ben 
Stimmungen entfernt, in denen Drouyn de Lhuys den Kaiſer zu 
iiberreden hoffte, dem Könige Wilhelm jchwere Beſchränkungen der 
preußijchen Erfolge aufzuerlegen. Jetzt war ed der preußiſche 
Botſchafter felbit, welder von dem Kaiſer den 
Auftragerhaltenhatte, eine fürPreußen annehm— 
bare Friedensbajis im Namen der franzöfifchen 
Regierung auszuarbeiten. Ein feltener Vorgang in den 
Annalen der Diplomatie, 


R och am felben Tage wurde die obige Friedensbaſis den Höfen 
von Wien und Florenz mitgeteilt % Sybel, a. a. O. V, S. 262). 
Sn der Naht vom 11./12. Juli war der franzöſiſche Geſandte 
Denedetti aus Berlin im preußiſchen Hauptquartier zu Zwittau 
(Mähren) eingetroffen. Er follte auf raſchen Abſchluß des Waffen⸗ 
ſtillſtandes bringen. Für die Friedensverhandlungen, Die Napoleon 
in Paris jelbit führte, war er ohne Inftruction, „ließ aber durch⸗ 
bliden, dab Napoleon wahricheinlich gegen bie Aneignung Hannos 
vers und Hefſens feinen Widerfpruch erheben würde; als dann 
aber Bismard weiter forjchte, ob Napoleon dafiir Comp enf ationen 


gehindert zu werden. Auf NReclamation Frankreich aber wurde fie in den 
Friedensvertrag felbft wieder aufgenommen. (Bgl Sybel a. a. O, V, 
©. 399.) 
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Hegehren würde, und welche, hüllte ſich der Botſchafter in eiſiges 
Sch veigen und verharrte in demſelben, auch als Bismarck große 
Bereitwilligkeit zu ſolchen Zugeſtändniſſen er— 
kennen ließ, vorausgeſetzt, daß Frankreich feine Ausdehnung 
nicht auf deutichem Boden, fondern anderwärts (alfo in Belgien 
oder der franzöſiſchen Schweiz) juhen und die Sade 
allein mit Breußen, ohne Zuziehung der andern Höfe, abs 
machen würde” (v. Sybel, a a O. V, ©. 265, 273—74). 
Benedettt gieng dann nad Wien, wo er „alle Deittel der Ueberredung 
aufbot, um die Öfterreichtiche Regierung zur Annahme des napoleont- 
ſchen Programms und überhaupt zur Friedenspolitik zu beitimmen”, 
und bon wo er, „des Erfolges gewis,, nach Nikolsburg, wohin foeben 
das preußiiche Hauptquartier verlegt worden war, am 19. zurück⸗ 
fehrte. In der Tat meldete der franzöftiche Gejandte in Wien, Herzog 
von Gramont, ſchon am 20. die amtliche Annahme Oeſterreichs, in 
Folge deren am Mittag des 22. Juli die Waffenruhe eintrat. 
(vd. Sybel, a. a. O. V, ©. 278, 279 u. 281 ff).] 


9. Die Anneriondluft des König! im Ktampfe mit der 
| Bismarckſchen Klugheit. 


Graf Bismarck an feine Gemahlin, Hohenmanth, O. Juli. 
Bismardäsbriefe 1844—18370. Bielefeld und Beipzig 1876, ©. 151) 


... Uns geht es gut; wenn wir nicht übertrieben in unfern Ans 
iprüchen find und nicht glauben, die Welt erobert zu haben, fo 
werben wir auch einen Frieden erlangen, der der Mühe wert ift, 
Aber wir find ebenso ſchnell beraufht wie verzagt, 
und ic habe die undankbare Aufgabe, Waßer in den braufenden 
Mein zu gießen und geltend zu machen, daß wir nicht allein in 
Europa leben, fondern mit noch drei Nachbarn... 0 


B. 
©ybeld Bericht. 
(b. Sybel,a. a. ©. V, &. 3276-77). 

Der König war [über das von Gol& redigierte napoleonifche 
Friedensprogramm, welches, in Folge der fortwährenden Störungen bes 
telegraphifchen Verkehrs, erft am 17. Juli im preußiſchen Hauptquartier 
bekannt wurde] äußerft unwillig. Was in Napoleons Programm aus⸗ 
geiproden war, hatte durchaus feinen Beifall, er befahl, es en bloc anzu⸗ 
nehmen. Aber daß das Befte darin fehlte, regte feinen gan- 
zen Unmutauf. Seitdem er nad) Bismards Vorſchlag auf die Hege⸗ 
monie iiber das ganze Deutichland verzichtet, Hatten fich feine Wünfche 
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auf preußiſchen Landerwerb erweitert, wenn auch noch nicht im Eins 
zelnen feitgeitelt. Die große Zahl der befiegten Wider- 
ſacher bot eine reihe Auswahl wünjhenswerter Ab— 
tretungen. Bisher hatte er nicht an völlige Entſetzung eines deut⸗ 
ichen Yürftenhanfes gedacht [? Vgl. die „Directere Unterordnung“ 

- einzelner Staten, die Graf Golg im Auftrage des Königs ſchon am 
5. Merz dem Kaiſer der Yranzofen Hatte in Ausficht fteflen müßen, 
S. 85]: aber der Hauptgegner, Oeſterreich, könnte einige Stüde 
Böhmens, der eigentliche Schürer des Kriege, Sachſen, die Kreiße 
Leipzig und Bauten hergeben; von Bayern dilrfte man die althohen- 
zoHernichen Lande, Ansbach und Bayreuth, von Hannover Oftfries- 
land und die dereinitige Tronfolge in Braunſchweig fordern; Heflen 
hätte abzutreten, was zur Verbindung ber beiden Hälften des preußiſchen 
States nötig wäre; auch fam er gerne auf die Abdankung der feind- 
lichen Souveräne zu Gunjten ihrer Tronfolger zurüd. Bismard bes 
merkte, diefe Erben würden ebenjo feindjelig wie ihre Vorgänger, 
Ansbach und Bayreuth aber unzuverläßige Provinzen fein, da Preußen 
fie bei ihrer Entlegenheit nicht immer würde ſchützen können; er 
mahnte überhaupt, Europa gegenüber den Bogen nidt 
zu ftart au ſpannen. Aber er Hatte damit einen ſchweren 
Stand, vor allem bei der militärifhen Umgebung des 
Königs, welde in ihrem Siegesſtolze fein Maß mehr 
fannte, und noch weiter als der König jelbit ihre Anforderuugen 
fteigerte.. Bel Bismarcks nervöſer Meberreizung war es oft zu 
heftigen Scenen gefommen; eine große Woltat für ihn war es, 
daß der Kronprinz tn fetner ruhigen Weile ihm mehrmals aus⸗ 
gleichend zur Seite ſtand. 


6. 
Graf Visthums Bericht 
(GGitzthum von Eckſtädt, a. a. O. ©. 288). 

[Die Hauptſchwierigkeiten, welche Graf Bismard vorerſt zu über⸗ 
winden Hatte] waren erwachſen aus den Anſprüchen der preußiichen 
Milttärpartei, welche die dfterreihtiihe Monarchie zer- 
füdeln und u. a. Böhmen annectieren wollte. Eingedenk 
des franzöfiihen Sprüchworts: qui trop embrasse, mal ötreint, 
widerftand der preußiſche Statsmann dieſen unpolitiichen Bräten- 
tionen. Man erzählt jogar, er babe damals alles Ernftes feine Ents 








315 
laßung angeboten, falls man der Stimme weiſer Mäßigung kein 
Gehör ſchenken wolle, 


10. Preußen vereinbart mit Frankreich Die deutſchen 
Annexionen. 
A. 


Telegramme Bismardd au deu Grafen Goltz vom 17, Juli. 
(vd. Sybel, a. a. O. V, 8. 2377-278) 


II.] AB Friedensbaſis tft der Inhalt Ihres Telegramm? vom 
14. nicht ausreihend. Die ſchon früher erwähnten An» - 
nerionen find eine Notwendigfeit geworden, wenn dag 
preußtiche Volk [richtiger hätte e8 heißen müßen: der König] be= 
friedigt werden joll. In dem Programme fehlt jede Andeutung eines 
folchen Erwerbs. Wenn Napoleon uns für diefen feine Unterftügung 
bei den Friedensverhandlungen zujagt, können wir im Vertrauen auf 
tn das Programm vom 14. dem Waffenftillitande zu Grunde 
legen und in Florenz die Annahme des letzteren empfehlen, ſobald 
Defterreich jenes politiiche Programm annimmt und die notwendigen 
milttärtichen Vorausfegungen erfüllt werden. Hiezu wollen wir fünf 
Tage Zeit laßen und alfo, von dem Momente an, wo und Frants 
reichs Einverſtändnis mit Vorftehendem befannt wird, und unter 
Bedingung der Reciprocität fünf Tage lang jeder Teindjeligfeit ent- 
halten. Dieb militäriich nachteilige Opfer von fünf Tagen bringen 
wir nur, um Napoleon gefällig zu ein. 

[2.] Frankreich Bedürfnis ift, daß in dem new zu ftiftenben 
Bunde Süddeutſchland von der Herrſchaft, welche Preußen in Nord⸗ 
deutſchland erſtrebt, frei bleibe. Dieß zuzuſichern, find wir bereit; 
wir können das Verhältnis zu Süddeutſchland ganz löſen, oder das 
alte, erfahrungsmäßig Haltloje Bundesverhältnts mit Süddeutſchland 
ohne Defterreich herftellen.. Die Hauptſache für uns tft im 
gegenwärtigen Augenblid die Annerion von drei big 
vier Millionen norddeutiher Einwohner. Das Uebrige 
findet fi auf dem Wege bes Parlaments, und iſt über> 
haupt mehr innere deutſche Angelegenheit, bezüglich deren wir aber 
Frankreich eine bindende Zuſicherung unferer Enthalts 
ſamkeit in Betreff Süddeutſchlands geben können. 
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B. 


Derſelbe an deuſelben, dd. Schloh Nikolsburg, 20. Juli. 
Meſterreichs Kämpfe ac. [offlcieller Generalftabsbericht] IV, S. 149 mit einer Correctũr 
v. Sybels, a. a. O. V, ©. 239) 


Der König Hat zu dem Waffenftillitande Seine Genehmigung 
erteilt. Barral, der ebenfall3 bier ift, erbittet ſich Inſtruction und 
Vollmacht von Florenz. Es iſt zweifelhaft, ob dieje jo raſch ein- 
ireffen fünnen. Der König hat fi nur fehr fchwer und aus Rück⸗ 
Acht auf den Kaiſer Napoleon hierzu entſchloßen und Zwar in der 
beſtimmten Vorausfegung, daß für den Frieden ein bedeutender 
Territorialerwerb im Norden Deutſchlands geſichert jet. 
Der König Schlägt die Bedeutung eines norddeutſchen Bundesftates 
geringer an ala ih und legt demgemäß vor allem Wert auf 
Annertonen, die ih allenfalls nebender Reformals Bes 
dürfnis anfehe, weil fonft Sachſen und Hannover für ein intimes 
Berhältnis zu groß blieben. Der König bedauert, daß Ew. Excellenz 
nicht an diefer Alternative des Programms vom 9. nach dem Schlußs. 
Äate der Depeiche bis auf weiteres feitgehalten haben. Er bat, wie 
ich zu Ihrer ganz intimen perfönlichen Directive mitteile, geäußert: 

„Er werde Lieber abdanten, als ohne bedeutenden 
Sänderermwerb für Breußen zurückkehren“, und bat heute 
den Kronprinzen hierher gerufen. Ich bitte Ew. Ercellenz, auf dieſe 
Stimmung des Königs Rückſicht zu nehmen. Noch bemerke ich, die 
franzöſiſchen Punkte würden uns, vorausgeſetzt eine Grenzregulierung 
mit Defterreich, auch als Präliminarien für den Separatfrieden mit 
Defterreich genügen, wenn Oefterreich einen ſolchen jchließen will — 
fie genügen nicht für den Frieden mit unfern übrigen Gegnern, be 
ſonders in Norddeutfchland; ihnen müßen wir befondere Bedingungen 
machen, und die Mediation des Kaiſers, die fie nicht angerufen, be 
zieht fi nur auf Defterreih. Wenn auch wir Italien gegenüber 
frei würden durch Ceſſion Venedigs, fo können wir doc Italien 
nicht freilaßen, bevor das im Tractat für uns ftipulierte 
Aequivalent Venetiens und gewährt tit. 


C. 


Das Kuuſtftück des Grafen Bolt!) 
.(@. Rothan, La Politique Frangaise ea 1866, p. 27376). 


Am 19. Juli kam Hr. v. d. Golg mit niebergefchlagener Miene 
ı) Robert Heinrich Ludwig Graf von der Goltz (geb. 
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in das Gabinet de Hrn. "Drouyn de Lhuys; er ſchalt auf Hrn. von 
Bismard und feine Forderungen, beklagte fich über das Vorgehen 
deſſelben und ſprach davon, ihm feine Demilfion zu fchiden. Die 
Aufgabe, die ihm zu Teil geworden, wäre eine der mislichiten, er billige 
die Forderungen nicht, die er zu ftellen beauftragt wäre, je befänden 
Ah im Widerjpruche mit feinen Ideen und ſtimmten nicht, er erkenne 
das an, mit feinen frühern Erklärungen. Aber da jeine Initructionen 
ihm auf Befehl des Königs zugegangen jeien, jo könne er, jo ſchwer 
«3 ihm auch werde, nicht umhin, fie auszuführen. Sein Hof, fagte 
er, wäre von den in Böhmen errungenen unverhofften und erdrildens 
den Grfolgen beraufcht und Hr. v. Bismard — was übrigens nicht 
riehtig war — leiſte dieſer Trunfenheit feinen Widerjtand, fondern ver⸗ 
Jange von uns Anerkennung des Princips des Zuſammenhangs der 
[preußiichen] Gebietsteile. Er Hoffe gleichwol, daß die Regierung 
des Katjerd den Umftänden Rechnung tragen und dem Könige bie 
Befriedigung der herriichen Forderungen feiner Armee und der 
öffentlichen Meinung erleichtern werde, die fich unfehlbar mit gröfter 
Heftigleit gegen diejenigen richten wiirde, Die Preußen etwa den - 
Preis feiner Stege und feiner Opfer ftreitig machen wollten. — 
Summa Summarum, es handelte fi) um einige Gebietölappen, bie 


1817), der bisher jchon haufig genannnte preußiihe Gefandte in 
Paris, bekleidete diefen Poften von 1863 Bis zu feinem Tode (1869). Er 
gehörte zu denjenigen Diplomaten, die Bismard ald jene Rivalen haßte, 
und die ihm diefen Haß reichlich erwiderten. Der unerwartet große Er= 
Tolg, den Goltz bei Napoleon in der Annerionsfrage erzielte, fteigerte das 
Misverhältnis zu feinem Vorgejegten noch mehr. Otto Frhr. von Log, 
der als preußifcher Legationsrat dieſe Beziehungen zwiſchen Golg und Bis⸗ 
mard aus eigener Wahrnehmung kannte, berichtet darüber: „Es iſt für 
mid, als ſchweigſamen Beobachter, ftet3 ein ftilles, aber nichts defto weniger 
jehr großes Vergnügen gewefen, anzuhören, wie jeder von beiden über den 
andern herfiel. Unter andern Ausfprüchen des Grafen Golg über Herrn 
v. Bismard erinnere ich mic des folgenden: „Herr dv. Bismard lügt immer, 
ſelbſt wenn es nicht nötig iſt. (DO. dv. 208, Fürſt Bismarck. Ur⸗ 
Lundliche Beiträge zum Ruhme eines großen Mannes, Bajel o. I, ©. 71.) 
Dem Grafen Harry Arnim gegenüber hat befanntlid Kaiſer Wilhelm 1. 
jelbft den Grafen Golg als einen derjenigen bezeichnet, welche von der 
„Rancuüne“, diefem „vorherrfchenden Characterzuge des Fürſten Bismarck“, 
verfolgt würden. (Pro Nihilo! Vorgeſchichte des Arnim'ſchen Proceſſes, 
Zürich 1876, ©. 77—78). 
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kaum 300,000 Sinwohner umfaßten, von denen der Kurfürft von 
Heſſen, ein wenig interejfanter, von jenen Untertanen verfluchter 
Herr, die Hauptkoften zu tragen haben würde. Gleichzeitig zog Hr. 
v. d. Golg eine Karte von Deutſchland aus der Taſche, um dem 
Mintiter des Auswärtigen zu beweiſen, baß ein Bißchen Heffen, ein 
Bißchen Sachſen und ein Bißchen Hannover mehr ald genlige, um 
die Yeidige Frage des Zuſammenhangs zwiſchen den alten ımd neuen 
preußtichen Zandesteilen zu löſen, und gewis nicht dazu angetan je, 
ein großes Land wie Frankreich zu beunruhigen und das europäiſche 


Gleichgewicht zu erjchüttern. 


„Ste haben Recht, erwiderte Hr. Drouyn de Lhuys: 300,000 
Seelen, das iſt eine Kleinigkeit, aber der Uebergang einer Bevölke⸗ 
rung an eine andere Regierung iſt Doch eine zu ernite Sache, als 
dab fie von Europa nicht ernftlich geprüft und gutgeheißen werben 


“müßte. Im Uebrigen können Ste doch unmöglich vergeßen haben, 


was ich Ihnen unaufhörlich jagte, daß jede Annerion auf dem rechten 
Rheinufer unvermeidlich eine Annerion auf dem Yinfen herporrufen 
werde. — Wo denken Sie Hin! fagte Hr. v. Golk, die Befehle des 
Königs find gemeßen, er widerſetzt fich jeder Gebietsabtretung. — 
Wenn dem fo tft, erwiderte Hr. Drouyn de Lhuys, indem er fid 
erhob, jo haben wir und nicht mehr zu jagen; es bleibt mir nur 
noch übrig, dem Kaiſer über Ihre Mitteilungen Bericht zu erjtatten. 
Hr. v. Golg ließ fih das nicht zweimal jagen, aber ohne dem 
Minifter Zeit zu feinem Bericht zu geben, eilte er ſpornſtreichs nad) 
Saint⸗Cloud und ließ fih ohne weitere Förmlichkeit durch einen 
Kammerherrn in das Cabinet des Kaiſers führen. Er mußte, daß 
de Antworten des Quai d'Orſay [mo fih dad Mintftertum des 
Auswärtigen befand] nicht unwiderruflich jeien, To lange der Souperän 
fich nicht in aller Form ausgeſprochen habe; er wußte auch, daß ber 
Kaiſer, durch die italtentiche Partei mehr umd mehr in feinen Ents 
ſchließungen erjchüttert, vor der Ausficht auf einen großen continen- 
talen Krieg zurüdichraf, den Frankreich unter den ungünftigften 
militärifchen Bedingungen hätte aufnehmen müßen. Er kehrte am 
folgenden Tag nah dem Quai d'Orſay zurück, dießmal in äußert 
gehobener und heiterer Stimmung. Er teilte dem überrafchten und 
verblüfften Drouyn de Lhuys mit, dab der Kater nit nur das 
Princip des Zuſammenhangs der Gebietsteile anerkannt, ſondern auch 
veriprodhen habe, die Anerkennung der Annerionen von Hannover 
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LKurheſſen, Naßau und der Stadt Frankfurt, das heißt von ungefähr 
4,500,000 Seelen, zu unterjtügen. Er fügte mit verichmigter Miene 
hinzu, daß Se. Majeſtät fi auf die weiteren Verhandlungen vers 
lage, um diejenigen Compenfationen feitzuftellen, die uns billiger 
Weiſe zulommen müßten. Hr. v. Bismard hatte aljo ein Minimum 
und ein Maximum aufgeitellt; Hr. v. Gol& Hatte anfangs da? 
Minimum verlangt. Herr Drouyn de Lhuys Hatte es verweigert, 
und der Gefandte Fam von Saint-Eloud zurüd mit dem Marimum! 


[Sybel (a. a. ©. V, ©. 288 ff) beitreitet die voritehende 
Darftelung Rothans: aus den Golg’ihen Berichten ergebe fich, daß 
Golg am 19. das Bismard’iche Telegramm vom 17. mit der Forde⸗ 
rung der Annerion von 3—4 Millionen nicht nur dem Sailer, ſon⸗ 
bern auch dem Mintjter vorgelegt und von beiden feine Einwendung 
dagegen erfahren habe. Dem gegenüber diirfte indefjen die Rothan’iche 
detaillierte Schilderung des Vorgangs, die fih auf franzöftiche 
Arhivalten und die Mitteilungen Drouyn de Lhuys' ſtützt, mindeſtens 
folange aufrecht zu Halten fein, biß die von Sybel nur ſummariſch 
referterten Goltz'ſchen Berichte genauer befannt find. Und das um 
o mehr, als der von Rothan berichtete Widerſpruch Drouyn de Lhuys’ 
owol mit der frühern als der jpätern Haltung dieſes Miniiters 
ebenſo genau übereinitimmt, wie die Leichtfertigleit und Schwächlich⸗ 
eit, die Napoleon hier Rothan zufolge bewies, feinem ganzen Ver⸗ 
halten während jener Krifis entipricht. Für dieſe kopfloſe Frivolität 
Napoleons bringt Sybel (V, ©. 290) ſelbſt noch einen interejjanten 
Beleg bei durch die Erzählung, daß derjelbe am 22. Juli Hrn. v. d. Goltz 
außer den ſchon genehmigten Annerionen nicht nur den Leipziger 
und Bautzener Kreiß des Königreih3 Sachſen zugeltanden, jondern 
auch aus freien Stiiden „einen großen Thllringer Landſtrich, welchen 
er dem Grafen auf der Karte zeigte“ ſowie das darmſtädtiſche Ober⸗ 
heſſen, letzteres mit der Bemerkung: „dafür ſolltet ihr dem Groß⸗ 
herzog Rheinbayern geben“, habe aufdrängen wollen. 

us der —328 Darftellung ie als zweifellos noch zu ent» 
nehmen, daß die napoleonijche VBereitwilligkeitserflärung zur Unter: 
ügung der preußiichen Annerion von ‚vier Millionen als Zuſatz zu 
em Programm de 14. Juli fchriftlich fixiert und noch an demielben 
22. Zuli ind preußiiche Hauptquartier telegraphiert wurde. ] 


1L Die preufifchröfterreichifchen Friedensverhandlungen 
zu Niloldburg.!) 

[Die preußlich-öfterreichiichen Friedensverhandlungen begannen: 

auf Grund des preußiich-franzöflihen Programmd vom 14. Juli, 


ı) Schloß Nitolsburg in Mähren, ein altes Befiktum der Fürften 
Dietrihftein, war das Yamilienerbe der Gemahlin des damaligen öſter⸗ 
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zu welchem inzwijchen der von Oeſterreich noch nicht anerfannte Zu⸗ 
\ub vom 22. Juli, betreffend die napoleontiche Bewilligung preußiſcher 

nnerionen, hinzugekommen war, am Nachmittage des 22. Juli im. 
prenßtichen Hauptquartier zu Nikolsburg. Graf Bismard hatte, ſo 
erzählt or Vitzthum, bei Eröffnung derjelben „dieſes Zugeftändnis 
Napoleons in der Taſche, und die öfterreichtichen Bevollmächtigten, 
bon Benedetti ganz zu fchweigen, ſahen fc) bei Beginn der Verhand⸗ 
[ungen einer abgemadhten, von dem franzöfiihen Vermittler geneh⸗ 
migten Stipulation gegeniiber. Da weder die hannoverjchen noch die 
kurheſſiſchen und naßautfhen Truppen bei Sadowa mitgefochten, 
lag fein Grund vor, den Krieg fortzufegen, um die franzöftiche Con⸗ 
un: aigängig zu machen.” GVitzthum von Edftädt,a. a. O. 


Nur zwei Einfchräntungen wurden von den Hfterreichtichen Unter: 
hänblern in der Sitzung vom 23. Juli verlangt. Die eine betraf 
die volle Unverletzlichkeit des Gebietes und der Selbitändigfeit 
Sachſens, deren Erhaltung fir Oeſterreich eine Ehrenjache jet, da 
diejes Königreich der einzige unter den deutichen Staten geweſen, 
ber fich ihm als tätiger und opferbereiter Bundesgenoße erwieſen 
habe. Die andere betraf Bayern, Hinfichtlich deilen Oeſterreich 
erflärte, daß e8 durch den Vertrag vom 14. Juni verpflichtet et, 
feinen Frieden ohne Zuziehung Bayerns zu jones. Mit Recht 
9 Bismard „ein bedeutendes Zugeſtändnis der Wiener Regierung 

arin, daß fie fi für Sachſen nur auf die eingetretene Waffen» 
brüderfchaft, und für Bayern nur auf ihr fpecielles Vertragsverhält⸗ 
ni berief, die übrigen deutſchen Staten aber, troß aller Vorjchriften 
des alten deutſchen Bundesrechtes, vollſtändig preiggab.“ In der 
Folge nahm ſich Oeſterreich auch ſeiner übrigen, von der Annexion 
verſchont gebliebenen Verbündeten wenigſtens inſoweit an, daß es 
ihren Einſchluß in den Waffenſtillſtand ausbedang, der am 2. Auguſt 
an Stelle der bisherigen Waffenruhe trat. Im Uebrigen blieb es 
FA liberlaßen, fi mit Preußen durch Separatablommen zu ver⸗ 
tändigen. . 

Ueber den Verziht auf die Annerion Sachſens fand zunächſt 
feine Einigung ftatt, in der bayerifchen Sache aber zeigte ſich Bis⸗ 
mard jchon jet entgegenfommend, „zumal fi dabet dem Kaiſer 
Napoleon ein neuer Beweis von Hochachtung geben Mich." „ 
ichlug alſo einen jechften Artikel vor, welcher den König von Bayern 
in den Frieden aufnahm, wenn diefer fich verpflichtete, die Summe 
bon x Millionen Talern als Beitrag zu den Kriegskoſten zu zahlen 
und (der Gedanke Napoleons) den Großherzog von Heflen für bie 


teichiichen Miniſters Grafen Menzborff-Pouilly, einer Tochter des letzten 
Fürften Dietrichftein. In demfelben Zimmer, in welchem jest König Wi 
helm haufte, hatte der Kaiſer Napoleon nah der Schlacht von Aufterlig 
gewohnt und war von da in Wien eingezogen. 
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nördlich des Maines gelegenen Gebietsteile zu entichädigen, welche 
derjelbe bei der neuen Ordnung der norddeutſchen Verhältnifie ar 

reußen abtreten würde. Karolyi [der öfterreihtihe Bevollmäch⸗ 
ste] erhob dagegen feinen Widerſpruch.“ (v. Sybel, a. a. OD. 


‚©. . 
Aber diefe nachgiebigen Dispofitionen Bismarcks ftießen auf 
den heftigften Unmwillen des Königs, in welchem die Sucht, Preußen 
möglichit zu vergrößern, immer ftärker entbrannte. Außer den von 
Napoleon bereit? zugeitandenen Annerionen „forderte er die Abs 
tretung wenigſtens zweier jächfticher Kreiße; andere, —* einfluß⸗ 
reiche Männer ſahen auf der Welt keinen Grund, nad) dem die ſäch⸗ 
fiihe Regierung eine andere Behandlung als Die Hannoberfche verdient 
hätte” (v. Sybel, a. a. O. V, ©. 292). Er verlangte ferner 
nicht bloß das darmftädtiiche Oberheffen, für welches der Großherzog 
einen Teil der bayeriſchen Pfalz erhalten follte, jondern auch noch 
die nordwärts vom Maine gelegene Hälfte der bayeriſchen Provinz 
Oberfranfen. (vd. Sybel, a. a O. ©. 293 u. 395). 

Bismard mußte, um dieſe königliche Länderbegierde zu zähmen 
und den Friedensverhandlungen zu rajchem Fortgange zu verhelfen, 
zu dem großen Mittel einer die Gelamtlage darftelenden amtlichen 
Dentichrift greifen, Die er am 24. Juli dem Könige überreichte. In 
derjelben wies er auf die Gefahren bin, mit denen die ſchwankende 
Haltung Napoleon?, das bereit? angekündigte Misvergnügen des 
mit deutſchen Dynaſtien verwandten ruffiichen Hofes, endlich die innere 
Abneigung der engliichen Regierung das bedeutende Maß des Er⸗ 
rungenen bedrohe, falls man bafjelbe durch weitere Begehrlichkeiten 
und längeres Zögern wieder in Frage ſtelle. Dann fagte er in 
diefem NActenjtüide weiter: „Die Erhaltung des Königreichs Sachen 
ie der gemeinfame Wunſch Oefterreih8 und Frankreichs. Wenn 

eſterreich dafür, wie es jcheint, feine andern Verbündeten in Nord⸗ 
deutſchland völlig aufopfert, jo ſcheint es Klug, diefem Wunfche Nech- 
nung zu tragen, und eine Convention mit Sachen, welche die ge- 
famte Kraft de Landes Em. 8. Majeftät zur DVerfligung ſtellt, 
etwa auf Grund der am 22. Februar 1865 für Echlegwig-Holfiein 
aufgeftellten Bedingungen, dürfte dem politiichen Snterefje und Bes 
bürfnifie genügen. Der Ausſchluß Oefterreichd aus dem Bunde, in 
Verbindung mit der Annerion von Echleswig-Holftein, Hannover, 
Kurheſſen, Cherheflen und Naßau und mit einem folchen Verhältnifie 
Sachſens zu Preußen, darf als ein Biel angejehen werden, jo groß, 
wie es bei dem Ausbruche des Krieges niemals geftedt werden 
tonnte. Wenn dieſes Ziel durch einen raſchen Abſchluß von Prälimi—⸗ 
narien auf diejer Baſis gefichert werden fann, jo würde es nad 
meinem alleruntertänigften Dafürhalten ein politifcher Fehler fein, 
durch den Verſuch, einige Quadratimeilen mehr von Ge 
. bletöabirelung, oder wenige Millionen mehr zu Kriegskoſten 

von Defterreidh zu gewinnen, das ganze Rejultat wieder in 
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& age zu ftellen, und es den ungewiſſen Chancen einer verlängerten 
riegsführung oder einer Unterhandlung, bei welcher fremde Ein- 
mifchung ſich nicht ausfchließen laßen würde, auszufegen. Das Auf 
treten der Cholera in der Armee, die Gefahren, daß ein Auguſt⸗ 
Feldzug im biefigen Klima Seuchen zum Ausbruch bringt, fallen F 
gegen Fortſetzung der Operationen in? Gewicht. Falls Em. K. 

ajejtät diefer Auffaßung Allerhöchit Ihre Billigung zu Teil werben 
lagen, werde ich um Allerhöchitdero Ermächtigung nachzuſuchen haben, 
dem Landiage die erforderliche Geſetzvorlage über die Erweiterung 
der Grenzen der Monarchie durch die Einverleibung von Hannover, 
Kurheſſen, Nakau, das großherzoglich beifiiche Gebiet Oberheffen 
und Schleswi -Holftein zu machen, und dadurch diefe ganze Er⸗ 
werbung als ein fait accompli inzuftellen, welches, da es Oeſter⸗ 
reich Anerfennung und Frankreichs Zuftimmung erlangt hat, von 
Zeiner irgend Gefahr drohenden Seite angefochten werden Tann.“ 
Bismard ſchloß diefe Denkichrift, welche feinem Talent, den günitigen 
Augenblid mit Einhaltung der äußerten Grenze des jew 
Grreichbaren ——— ein denlwirdiges Seugni ausſtellt, 
der unmisverſtändlichen Drohung; „3% Habe 18, 
lich zu conftatieren, daß, wenn ich auch jede bon En. Majeftät bes 
fohlene Bedingung in den Verhandlungen pflichtmäßig vertreten 
werde, doch jede "Erfepwerung des jchleunigen Abſchlußes mit 
O eſterreich behufs Erlangung nebenſächlicher Vorteile gegen meinen 
ehrfurchtsvollen Antrag und Rat erfolgen würbe” 
(d. Sybel, a. a. O. V, ©. 294 ff). Der König nahm nur 
heftigem Miderftreben“ dief es Actenjtüd in Erwägung. Gr Tania 
u. a. an den Rand: „es fommt darauf an, wie viel an an Gel 
oder Land erlangen fann, ohne das Ganze aufs Spiel zu legen.” 
Dann aber fügte er fich au ‚piebmal jeufgend der Weberlegenheit 
ſeines Miniſters.) (np, Sybel, a. a. O. ©. 298). 

In Folge deſſen kamen he Behlinsinerten es Friedens mit 


1) Sn dem 1895 eriöjienenen Due „Erinnerungen aus dem Leben 
von Hanna Victor v. Unruh deraudg gegeben von Heinri 
Poſchinger“ wird hieran u folgendes erzählt: Weiter erftredte fich Die ner 
handlung zwiſchen Bismarck und Unruh) auf Die Friedensverhandlungen 
von Nikolsburg. Unruh jpielte darauf an, daß damals Bismard bei 
feinen Borfchlägen zur Mäpigung vom onprinzen anterfruet worden ſei. 
„Ja, wenigſtens paſſiv, activ nur in Nikolsburg,“ ſagte Bismarck etwas 
zögernd. Dan erzählte er, der König habe auf den Rand des Shut 
—* tückes, welches die Seiebenspräliminarten enthielt, mit Bleiſtift ge 
ſchrieben: „Ich Habe dieſe wenig ehrenvollen. und den * 
fod tenen Siegen nicht entſprechenden Bedingungen 
nicht genehmigen wollen, nachdem ich dieſelben aber meinem Sohne und 
ZTronfolger vorgelegt und dieſer ſich uf die Seite meines i 
präſidenten geſtellt, bleibt mir nichts übrig, als die Genehmigung 
‚zu erteilen.“ Bismarck fügte Hinzu, er laße bieje Document im Aus - 
wärtigen Amte bejonder2. forgfältig bewahren, 
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Oeſterreich in den Conferenzen des 25. und 26. Juli raſch zu Stande. 
graunhen verzichtete zuerit anf die Annexion, dann aud auf d 
—— Sachſens, Oefterreich auf die Einbeziehun⸗ —5——*— 
den Südbund. Der auf Bayern bezügliche Artikel wurde auf 
Bus des perſönlich in totabng er] erichtenenen Miniſters von ber 
orbten gefteiche en, und Bayern wie Sachen und bie en nicht ber 
nnerion en Staten auf Separatabichlüße mit en ver⸗ 
wieſen. Orbien hof, Bao er am jet von Bismartck bereiteten 
unfreundlichen I re elbe hatte ben unangemeldet und 
Ohne reuife hen BER Fi Aorpoiten Gebrungenen mit den 
orten empfangen: W daß ih Sie als Kriegsgefangenen 
verhaften Taken Hnnte® — bl (pen Separatverhandlungen ben 
ieht bon Oeſterreich bereite —S— Daher Gen Ehen 
ngen zu können, was wie wir fe 
werden, um den — des geheimen ve unb Trutzvertrags ge= 
Yingen, joe (v. Sybel, — 300). 
te Präliminarien, "welchen * iero einen daudtartiteln 
nach von ung mitzutellende Friedensvertrag in allem Weientlichen ents 
ſprach, waren aljo am 26. Juli fertig. Bismarck Hatte fehr genau 
gewußt, warum er ihren Abichluß mit jo großer Eile betrieb. Cr 
war on mistrauiſch geivorden, als ſich am 22. Benedetti troß der 
anerkannten Vermittlerrolle Frankreich, ganz umermwarteter Weile an⸗ 
gewieſen erklärte, nicht unmittelbaren Anttetl an ben en ee 
men, bie Präftinin n nicht zu unterzeichnen und einem 
mit den Unterhändlern die Meberreichung von Acten, Ionftigen Schrift⸗ 
ſtücken und amtlichen Mitteilungen zu vermeiden c othan, La Her 
tique Frangaise, p. 263). Es gieng daraus hervor, daß 
Ar feine fpätere Ber ung des —A— — frei — len 
wollte. Am: 24. Juli war dann ein Telegramm des Grafen 
aus Petersburg eingetroffen des Inhat Kaiſer —A 
e dringend den Zuſammentritt eines C ongreſſes der Groß⸗ 
* die ſchwebenden Frag ganz Europa intereſſierten und nicht 
—* aopat uftimmung erledigt werden könnten (v. Sybel, 
©. 294). Dieſes Telegramm veranlaßte Die obenermähnte 
Tntegorifä Dentichrift an den König, denn je felbf a ie 
tie angeliindigte Forderung de Zaren war, um jo mehr beeilte ſich 
Bismarck, ſie durch daß fait accompli des Abſchlußes mit Oeſter⸗ 
reich gegenſtandslos zu machen, welches ſeinerſeits dieſe freilich wie 
—— und energielofen aapoftfionen Aleranders 11 
—— nicht kannte oder ſich eine wirkliche Hülfe von ihnen nicht 
verſprechen zu dürfen glaubte. Am 26. Juli endlich überreichte 
Benedetti dem preu —* Miniſterpräſidenten eine Depeſche Drouyn 
De Lhuys vom 28., in welcher nunmehr endlich. in aller Form er⸗ 
Härt wurde, daß Frantreichs Zuſtimmung zu den preußiſchen 
Annexionen eine billige Entſchädigung zur orausfeßung er 
and daß der Kaiſer ſich darüber mit Preußen ins Benehmen 
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werbe, ſobald feine Nolle als Vermittler beendigt fe. Bismarck 
konnte jegt, wie Sybel erzählt „mit großer Freundlichkeit” erwidern, 
daß er bereit fei, die beuorftehenden Anträge Frankreichs mit dem 
Botichafter zu erwägen, und die weitere Andeutung Benedettis, 
„Daß es nd wol um Landichaften des Tinten Rheinufers handeln. 
werde,” mit der Bitte abwehren: „Machen Sie mir heute feine amte 
liche Mittellung biefer Art“. Waren ja die Präliminarien, wie 
geiagt, fertig und wurden im nächften Augenblid auch unterzeichnet. 
Geſtützt auf das fait accompli des Abſchlußes mit Oefterreich aber 
durfte er den ruffiichen Songrejs-Velleitäten ebenjo wie den veripä- 
teten und auch jeßt noch nicht durch eine militäriſche Machtentfaltung. 
unterjtübten Compenjattonz- Anmeldungen Frankreichs mit Ruhe ent⸗ 
gegen jehen.] | 

12. Die verfpäteten Compenfationdforderungen Napoleons 

vom 29. Juli bezw. 6. Auguft. 

[Die in Nikolsburg am 26. Juli von Benedetti angemeldete 
Sompenjationsforderung wurde von demfelben am 6. Auguft in 
Berlin wirklich geftellt, wohin mittlerweile der König und Bismarck 
qurihdgefenrt waren. Sie war in den Entwurf eines vom 29. Zult 
atierten Öeheimbertrags gertehbet, ‚elcher Frankreich in den Beſitz 
des gejamten linken Rheinufers einſch eßlich der Feſtung Mainz 
— ſollte“ (Benedetti, Ma Mission en Prusse p. 178). Es war 
arin vorgeſehen, daß Sahern und Heflen-Darmftadt für Abtretung 
der Abeinpialg und Rheinheſſens durch Preußen angemeßen ents 
fchädigt, alle Beitimmungen über die Verbindung Luxemburgs und 
burgs mit dem Deutichen Bunde ſowie das preußiiche Beſatzungs⸗ 
recht der Feſtung Luxemburg aufgehoben werden follten (v. Sybel 
a. a. O. V, ©. 365). 

Bor Abſchluß der Friedenspräliminarien und unterftüßt bon 
einer kräftigen Machtentfaltung hätte diefe Forderung einen Sin 
gebobt. In dem jegigen Zeitpunkt und Angefichts der militärifchen 

achtlofigkeit Frankreichs war fie nichts weiter. als der taumelnde 
Fieber-Schritt de von feinem preußijchen Schüler übertrumpfteir 
und zu Tode getroffenen Imperator, durch welchen deſſen Abwirt⸗ 
ſchaftung, bier zunächſt bie moralifche, nur noch beichleunigt werden 
mußte. Sie verftärkte geradezu noch die Stellung Preußens. Boll: 


kommen zutreffend jchrieb Graf Vitzthum am 10. Auguft feinen 


Minifter: „Mit diefer halben Maßregel hat der kranke Mann von 
St. Cloud die Franzofen nicht befriedigt und das deutiche Nationals 
gefühl herausgefordert. Trotz der momentanen Verlegenheit, in 
welcher ſich Graf Bismard befinden mag, kann ihm dod im Grunde 
nichts willlommener fein, als dieſen Antrag zu benugen, um ber 
deutichen Nation zu beweilen, daß Preußen jebt die einzige Madt 
ift, welche und vor äußeren Feinden zu ſchützen vermag. Die äußere 

efahr wird die Parlamentswahlen bejchleunigen und die Löſung 
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aller inneren Fragen im bumndesftatlichen Sinne erleichtern. So 
macht Katjer Napoleon König Wilhelm zum Dictator Deutfchlands, 
mehr noch als die Schlaht von Königgrätz diefen dazu gemacht 
hatte! (Vitzthum v. Editädt, London, Gaftein und Sadomwa, 
©. 299-300). 

Bismard war feinen Augenblid im Zweifel, daß er die For⸗ 
derung ohne ernitlihe Gefahr ablehnen könne. Er drohte Zwar 
wieder einmal mit der Ueberlaßung Süddeutſchlands an Oeſter⸗ 
reih und einem in Gemeinſchaft mit Oeſterreich zu führenden Krieg 
gegen Frankreich „mit revolutionären Schlägen”, der flir die napo⸗ 
eoniiche Dynaſtie Lebensgefährlich werden würde (vd. Sybel a. a. 
V, ©. 369), aber im Grunde blieb er ſehr gelaßen. Seine Hoff- 
nung, im Yalle eines günftigen Ausganges des Krieges den Katier 
Napoleon um die einer Zeit in Ausficht geftellten linksrheiniſchen 
Compenjationen (Vgl. Abfchn. TI, Kap. 2, Nr. 4) betrügen zu können, 
war jett in Erfüllung gegangen. „Er iſt“, wie Graf Vitzthum 
(a. a. DO. ©. 302) einem Berliner Privatbrief vom 8. Auguft ent⸗ 
nimmt, „fehr janft und nur wenig erregt gewejen. Er bat verſucht, 

H auf Belgien und Luremburg zuriüdzuziehen. er Bene⸗ 
dettt Hat ihn kurz mit der Frage unterbrodhen: ob dieſe Länder 
eiwa Preußen gehörten.” 

Bon hier datieren die von Bismard, wie er ſpäter angab, „dila⸗ 
tottfch“ behandelten Verhandlungen betreffend bie feinerjeitö bekanntlich 
(don wiederholt, zulegt noch in Nikolsburg (S. oben S.311 und Sybel 

‚213) angeregte Auslieferung Belgiens an Frankreich. Es iſt in⸗ 
deſſen anzunehmen, daß auch diefe Anerbietungen ſchon jegt, two er bie 
öfterreichtiche Unterfäri der Friebensprältminarien in der Taſche 
Batte, nicht mehr ernfthaft gemeint waren. Napoleon befand fich 
bollftändig in der Lage des beirogenen Betrügers, und Bismard war 
Ir der Mann dazu, um diefe Lage rüdfichtslos auszunutzen. Cr 

dann belannlid dene Verhandlungen über eine franzöftiche An⸗ 
nerion Belgiens bei Ausbruch des Krieges von 1870 zu einer ges 
hidten, aber doch auch fehr wolfeilen Compromittierung Benedettis 
er. Dieſe Verhandlungen gehören indefjen nicht hierher, fondern 
in eine Gefchichte des Äpätern Luxemburger Hanbel® und bes 
preußiſch⸗franzöſiſchen Krieges von 1870. 

Der Zwiſchenfall vom 6. Auguft 1866 endigte tatfächlich damit, 

daß Bismarck unter wieberholtem Hinweis auf Belgien bie Forderung 
ablehnte und Napoleon nım einen wahrhaft jämmerlichen Rückzug 
antrat, indem er am 11. Auguft dem Grafen Golg gegenüber die 
gr e Forderung „fiir ein Misverſtändnis erklärte, in welches er 
1 Keiner Krankheit dur) Drouyn de Lhuis verwidelt worden jet“ 
(S bel a. a. O. V, 374). In Folge diejer Schmählichen Desa⸗ 
bonterung trat Drouyn de hun am 12. Auguft von der Leitung 
des auswärtigen Amtes zuriid.] 
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Zweites Rapitel. 
Die Stellung Ruſslands und Englands zu der 
preußijchen Umwälzung Deutſchlands. 





1. Der rufſiſche Congreſs⸗Vorſchlag, Ende Inli 1866. 


übrend der Vorbereitung des Krieges hatte Ruſsland ähnlich 
wie Frankreich das Berliner Gabinet gu demſelben im Stillen er- 
mutigt. ** ‚gönnte Defterreich zur Strafe für deifen Haltung im 
Srimfriege noch mehr Niederlagen als es ſchon 1859 erlitten, glaubte 
aber Do an an Die ſchließliche Lerereenbrit der öfterreichtfchen Waffen 
und veriprad) fich ahnlich wie Frankreich von dem deutſchen Bürger: 
friege die Schwächung beider jtreitender Teile. Darum war nad 
Röniggräß die Heberrafchung in St. Peierätung ebenfall3 groß, wen 
- auch bei weiten nicht jo peinlich wie in Paris. 

Die ‚ruffibe er machte jest alsbald ben ganz correcten 


d 
— annehmen, daß der ruſſiſche Neichstangler mit IF un 
ä fenden —AI 


verhindern werde (Rothan, La Politique Frangaise N 211 ss.) 
Napoleon Iehnte indeſſen den ruſſiſchen Borichlag * 
den preußiſchen Compenſ —e— tennte und —5* 
halb von dem Zuſammengehen mit Slämard ein Debereß Geſchäft 
Vena: Dabei blieb er au, dl as ruffiihe C ae 
mitt fteigender Beunruhigung bie —— —E 
ßens und Frankreichs während ‚de Friedensverhandlungen * 
hatte, zur Zeit bes Abſchlußes der Präliminarien, am 24. Juli und 
den folgenben Tagen, wie wir bereits hi haben, wieberholt 
a den Songrefsplan zurückkam und j auiB Direct une bor der 
Zweideutigkeit der Politik Bismards‘ — u während er 
bie Franzoſen mit der Ausfiht auf die Pfalz antuflere, uur ben 
einen Zwed verfolge, Frantreich und Ruſsland zu veruneinigen“ 


(Ro AA an, a. a. 327). 
ch burch die geradezu drohende Sprache, die Ruſsland jetzt 





— 
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gleichzeitig in Berlin führte, ließ fich Napoleon in feiner Vertrauens⸗ 
ſeligkeit nicht irren. Dort erklärte nemlich ber ruſſiſche Geſandte 
Herr v. Onbril dem Stellvertreter des noch in Nkolsburg weilenden 
Bismard, „daß feine Regierung Die politiichen wie territorialen 
Beränderungen, die Preußen in Deutichland vorzunehmen beabfichtige, 
als null und nichtig (non avenues) betrachten werde, falls biejelben 
nicht der freien Discuffion einer internationalen Sonferenz unter» 
worfen würden, deren Autorität das Berliner Cabinet vor dem Kriege 
anerfarmt habe”. „Wenn eine mündliche Mitteilung nicht genügt”, 
fligte der Ruſſe troden Hinzu, als Herr v. Werther Bedenken zeigte 
eine Erklärung von diefem Ernſte zur Kenntnis zu nehmen, „jo of 
es mir nicht darauf ankommen, Ihnen auch noch eine Note zu⸗ 
fommen zu laßen“ Rothan, a. a. O. S. 327 ff). Das Tuilerien⸗ 
Cabinet hatte genaue Kenntnis von dieſem ruſſiſchen Auftreten. 

Das Glück“, bemerkt Rothan a. a. O., „ſchien uns nur mit Be⸗ 
dauern den Rüden A fehren; es bot fih uns zum letzten Male dar. 
In diefem enticheidenden Nugenblid hätte ein wenig Scharfblid 
und Entſchiedenheit genügt, um aus der Gereiztheit des Peters⸗ 
burger Gabinet3 und dem durch feine Erklärungen herporgebrachten 
&indrud einen wunderbaren Vorteil zu ziehen. Aber man [Rapo- 
Kon] bebarrte bei dem Glauben, daß der Weg der Güte, ein rüd- 
haltloſes Vertrauen den Intereſſen unjerer Politik beßer diene, als 
ein gemeinſames Vorgehen der Mächte“. 

Trotz der großen Worte Oubrils iſt es indeſſen mehr als un⸗ 
wahrſcheinlich, daß ſich das Ruſſsland Alexanders 11., welches nächſt 
dem napoleoniſchen Frankreich Preußen am meiſten zu ſeinem Vor⸗ 
gehen ermutigt Hatte, jemals 7— ernſten Maßregeln gegen ſeinen 

chützling entſchloßen hätte. „Baron Brunnow“ her ruſſiſche Bots 
Ichafter am englifchen Si — ſo berichtete Graf Vitzthum gerade 
in diefen Tagen, am 29. Suli, dem Mintfter v. Beuft — jagt mir 
wie jedem, der es hören will, Ruſsland werde, in dankbarer Erinne⸗ 
rung an die Haltung Preußens in dem Krimkriege und während ber 
polnifchen Wirren von 1863, — komme was da wolle — die Waffen 
gegen feinen alten Bundesgenoßen nicht er eijen, (Vitzthum von 

ckſtädt a aD. S. 257). Daffelbe Kirie Kaiſer Mlerander 11. 
am 12. Auguft dem Könige Wilhelm (Vgl. Nr. 2 diejeg Kapitels). 
Unter biefen Umftänden hätte die Durchfilhrung der een Eons 
greſs⸗Idee beftes Falles die Wirkung gehabt, die preußifche Beute 
etwas zu fchmälern, hätte ihr dafür aber die europätihe Sanction 
—* die ihr heule no mangelt. Bismarck und fein König 
zogen den vollen Umfang der Beute ber europätichen Anerkennung 
vor, und Napoleon teilte diefen Standpunkt, weil er auf Compen⸗ 
fationen Preußens nur folange hoffen konnte, al® den Errungen- 
ſchaften deſſelben die europäiſche Gutheißung fehlte. 

Bismard, der ſchon auf das ruffiihe Eongref3-Verlangen vom 
24. Zuli am 29. geantwortet hatte, „man könne einem ſolchen nur 
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zuftimmen, wenn vorher eine Baſis feltitehe, welche Preußen feine ſchwer 
erfauften Vorteile fichere”, fette der Drohung Oubrils jetzt, am 31. Juli, 
in einer Depefche an den preußiichen Militärbevollmächtigten in St. 
Peteröburg, v. Schweintg, feinerjeitö nicht nur die fabelhafte Aus⸗ 
fiht auf eine. „Revolution in Preußen und Deutichland“ für den 
Sal der Annahme des rujftichen Congreſs-Vorſchlags, jondern auch 
die nicht viel Miibaftigere Drohung mit der „Entfeßelung der 
vollen nationalen Kraft Deutfhlands und der an— 
grenzenden Länder zum Behufe des Widerſtandes“ entgegen. 
Sybel, dem wir (a. a. DO. V, ©. 347.ff.) diefe Angabe entnehmen, 
beitätigt augdrüdlich, daß die Erwähnung der „angrenzenden Länder“ 
in dielem Zufammenhange eine Drohung mit der Revolutionie 
rung niht nur Ungarns, ſondern aud) Polen? habe be 
deuten follen, und gibt zu verftehen, daß dieſe Drohung Ruſsland 
zum Rüczuge bewogen habe. Tatſächlich wurde dieſer Rückzug frei⸗ 
lich am 1. Auguſt angetreten, wo der Zar, anknüpfend an die Bis⸗ 
mardiche Depeiche vom 29. Fuli, Herrn v. Schweinitz ſagte: „Der 
König wünſcht, daß ich vor einer Derftänbigung mit ihm feinen 
weiteren Schritt tue; nun wol, ich verlange n OR beßeres; freilich, 
fchriftlich geht das fchlecht, aber mit wahrem Eifer würde ich jede 
Perſon empfangen, welche das Tönigliche Vertrauen genöße und mid 
über die intimen Intentionen des königlichen Cabinets aufklären 
fönnte” (v. Sybel a. a. O. V, ©. 349). Das bieß unmisver⸗ 
ftändlic) genug auf den Congreſs-Vorſchlag verzichten. Wir glauben 
aber, daß die bier deutlich markierte Rückzugsbewegung Ruſslands 
nicht der kaum ernfthaft zu nehmenden Drohung Bismarda mit 
einer dag eigene preußtiche Haus in Flammen jegenden polnischen 
Snfurrection zugefchrieben werden darf. Sie erklärt ſich vielmehr in 
erfter Linie aus der in allen wichtigen Enticheidungen, namentlid) 
dem Könige Wilhelm 1. gegenüber, betviefenen jchwachen und energie 
Iofen Haltung Alexanders 11., dann aber aus dem lUmftande, daß 
man inzwifchen in Petersburg ebenjo genau wie in Berlin in Er- 
fahrung gebracht Hatte, es jet mit Napoleon nicht anzufangen, und 
ohne ihn könne auch das durch die Unterzeichnung der Präliminarien 
bereit3 gebundene Defterreih nicht wieder in Bewegung gebradt 
werden. Sriegeriichen Zwang aber „gegen Preußen ausüben wollte 
Alerander 11, wie ſchon erwähnt, überhaupt nicht, um fo weniger, - 
als Russland aus den Eingangs angeführten Erwägungen glei) 
Frankreich ungerüſtet geblieben war. 

Bismarck beeilte ſich natürlich, den von Ruſsland begonnenen 
Rückzug nach Kräften zu erleichtern, indem er ſchon am 3. Auguft 
die Zuftimmung des Königs zu dem Vorfchlage erwirkte, den von dem 
Zaren gewünſchten Vertrauensmann in der Perfon des am ruffiichen 
Hofe beſonders beliebten Generald v. Manteuffel, damals in Frank⸗ 
furt a. M., nach Petersburg zu entjenden (vd. Sybel a. a. O. V, S.350).] 











327 


2. Die Sendung des General? v. Mantenffel an den 
| ruſſiſchen Hof, 
(v. Sy bel, a. a. D. V, ©. 875—881 unb 892-8985.) 

Manteuffel hatte am 7. Auguft die Inftructton empfangen, die 
Macht der öffentlichen Meinung in Preußen berporzuheben, 
welche den geblihrenden Lohn für die gebrachten Opfer jo ungeftüm 
begehre, daß ihre nicht entjprechen, das vitale Intereffe der Mo⸗ 
narchie gefährden heiße; zuerſt habe man daran gedacht, von 
Sachſen, Hannover, Kurheſſen ſtarke Gebietsabtretungen zu verlangen; 
hier aber Habe ſich gezeigt, daß die feit fünfzig Sahren gebildeten 
Gemeinweſen lieber einverleibt als zerrißen werden wollten. Dem⸗ 
nad) der Entſchluß, Sachſen vollftändig beitehen zu laßen, die beiden 
andern Staten vollftändig zu annectteren. Darmitadt würde für die 
Abtretung Oberheſſens aus Rückſicht auf feine ruffiihe Verwandt» 
ſchaft reichliche Entihädigung In Süddeutſchland empfangen, Sachſen 
wiirde tm norddeutichen Bunde fein Gebiet behalten, aber die wejents 
lichen Rechte feiner Milttärhoheit an Preußen abtreten. Bon Würt⸗ 
temberg wiirde wegen jeiner verwandtichaftlichen Beziehungen zu 
Ruſsland Feine Abtretung verlangt werden. Wenn ruffiiche Wünfche, 
fügte Bismard am 9. Auguft Hinzu, in Bezug auf Befreiung von 
den Barifer Friedensbeſtimmungen iiber das ſchwarze Meer auftauchen 
Sollten, fo Habe Manteuffel diefelben entgegenkommend zu behandeln ; 
Preußen habe an der Fortdauer der Beſchränkung fein Intereffe. 

In einem überaus warmen und herzlichen Schreiben des Königs 
an den Kaiſer, welches Manteuffel zu überbringen hatte, führte jener 
aus, daß das Anſehen der preußifhen Krone bei 
ihren Untertanen, daß legte Bollwer! der Monarchie in 
Deutſchland, unrettbar verloren fei, wenn nicht den berechtigten 
Sorderungen ber öffentlichen Meinung Rechnung 
getragen wiirde. 

Sp audgerüftet fam Manteuffel am 9. Auguft in Petersburg 
an, hatte ein kurzes Gejpräh mit dem Fürſten Gortichafoff (der ihm 
fagte, er wünſche, daß Bismard fein Meteor, fondern ein Firitern 
werde, und rate deshalb zur Mäßigung), und wurde gleich am Abend 
zum Kaiſer nad) Veterhof befohlen. Mlerander empfteng ihn gnädig, 
aber fehr ernfl. Er zeigte fich befriedigt durch die Anerkennung 
jeiner großen Stellung in Europa vermittelit der beionderen Sen⸗ 
dung des General? und ſprach feine Liebe und Freundſchaft für den 
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König aus. ME ihm aber auf feine Yrage nad ben nähere 
Friedensbedingungen der General bie von Bismarck erteilte Inſtruc⸗ 
tion vorlas, zeigte ſich beim Satjer ein peinlicher Eindrud. Er 
anerkannte lebhaft die Rückſicht zu Gunſten Württembergs und 
Darmftabts. Aber bie völlige Abfegung ganzer Dy— 
naftien, fagteer, erfülle ibn mit Schreden; das 
fetniht Stärtung, fondern Shwädhung des monar 
Hifhen Princips, denn dieſe Dynaftien berußten 
aufdemfelben Boden von Gottesgnaden, wie dad 
preußiſche Königshaus Gr tadelte das italie 
niſche Bündnis und flrchtete von dem angefiindigten dentſchen 
Parlamente revolutionäre Gefahren. Manteuffel meinte, Bismard 
habe gezeigt, daß er mit Parlamenten umzugehen wiße; ich zweifle 
sticht, rief der Katfer, an feinem guten Willen, aber das Wort 
VBarlament Hat ganz Silddeutfchland in‘ Gährung gefett, To daß 
Baben und Darmftadt ſchon von ihrem Wunfche reden, in den nord⸗ 
deutſchen Bund einzutreten, da Bayern fie nicht ftügen könne, und 
Oeſterreich auf Deutjchland nicht mehr eintwirken dürfe. Manteuffel 
führte dagegen aus, je befriedigender die preußiſchen Erfolge feien, 
defto feiter würde Preußens Monarch das Regiment in feiner könig⸗ 
lichen Hand behalten. 

Die Beiprechung ber füddeutſchen Berhältniife brachte den Kaiſer 
auf Frankreich. Mantenffel berichtete darüber dem Könige: „Ic 
trug ihm meine Anficht über Napoleons Hintergedanken bet feiner 
Mediation vor. Der Katfer jagte mir, daß nach feinen Nachrichten 


- Napoleon die Grenzen von 1814 fordern wolle. Er denkt und fühlt 


über Napoleon genau fo wie Ew. Moafeftät. Ich bin felten einer 


ſolchen Uebereinftimmung begegnet.“ *) 


Bei der Entlaßung ſagte Mlerander no: Die völlige 
Enttronung ganzer Dynaftien ängftigt mid). 
Am folgenden Tage hatte Manteuffel ein langes Gefprädh mit 


Gortſchakoff, der eben von dem Kaiſer zurückkam. Er erhielt zunächſt 


die Wiederholung des geitern Gehörten. Der Kaiſer frene ſich der 


. 9 Spbel bemerkt dazu in einer Anmerkung, daß das Vorftehende dem 
bon Alerander ſelbſt durchgefehenen und corrigierten Berichte Manteuffels 
vom 11. Auguft entnommen fei, und fügt hinzu: „Man fieht, daß weder 
der Kaiſer noch Manteuffel den Franzöftihen Antrag vom 29. Zuli kannten“ 


(a. a. O. ©. 378). 








neußlihen Erhebung; wenn jet König Wilhelm nicht ganze Dis. 
naftien ſtürze, nicht in Sachſen das Anſehen des Souveräng durch 
Entziehung der Militärhoheit ruiniere, den feſten Beſtand der füd⸗ 
dentſchen Staten fichere, fo werde er eine große Machtſtellung ges 
winnen und jebem nenen Gonflict mit Frankreich vorbeugen. Dieſes 
Ime keine Abtretung zu fordern wagen, wenn der König fich durch 
Schonung der Dynaftifchen Erbrechte mit dem alten Europa im Ein⸗ 
Bang befinde. Sntereffanter fiir Manteuffel, der im Stillen für 
bes Kaiſers Anfichten empfänglich war, wurde eine Auslaßung Gort⸗ 
ſchakoffs über Die Zukunft. Ruſsland, fagte der Minifter, begebre 
heute weber bie Donauflirftentlimer, wo fi) die Dinge beßer zu ges 
falten fchtenen, noch Galizien, wo die Frage durch die Präliminarien 
erledigt fel, noch die Aufhebung des Pariſer Friedens, deſſen 
beide Ruſsſsland verlegende Punkte bejeitigt werden milßten, 
aber von ſelbſt abfterben würden; wenn der Moment fomme, 
fie zn begraben, hoffe der Kaiſer auf Preußens 
freundſchaftliche Unterſtützung. Daß zur Zeit geheime Bes 
ziehungen zwiſchen Defterreich und Frankreich beftänden, durch welche 
bie galiziſche Frage wieder zur Frage werden fünnte, glaubte Gort⸗ 
ſchakoff nicht. 

Als Bismard am Abend des 10. Auguft eine telegraphiiche In⸗ 
haltsangabe dieſer Geipräche erhielt, vermochte Gortſchakoffs ſchöner 
Wunſch, ihn zum Fixſtern befördert zu ſehen, feinen Aerger über 
den Tadel der preußiſchen Annexionen nicht zu beſchwichtigen. Einem 
befreundeten Ruſsland wollte er gerne freundliche Rückſicht zollen, 
aber ihm jo wenig wie ben Franzoſen ein Einſpruchsrecht bei 


wichtigen Fragen der deutfchen Entwidelung geitatten. Gleich am 


Morgen des 11., noch ehe er die Friebenzdepefche des Grafen Goltz 
aus Paris empfangen, telegrapbierte er an Manteuffel: „Wir find 
mit Württemberg und Darmftadt auf billige Bedingungen, bewilligt 
ars Rückſicht auf Ruſsland, jo gut wie einig, reicht das nicht Hin, 
and Ruſslands Duldung wenigſtens bezüglich der Annerion Han⸗ 
novers, Kurheſſens, Naßaus zu fichern, fo fchließen wir auch mit 
Stuttgert und Darmſtadt nicht ab. Preſſton des Auslandes wird uns 
zur Broclamierung der Reichverfaßung von 1849 und zu wirklich 
revolutionären Maßregeln treidn. Soll Revolution 
fein, fo wollen wir jie lieber machen als erleiden. 
Bedenken können wir nicht beriidfichtigen. Verlangt Rufsland mehr 
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als Höfliche Begrüßung, jo Halten Ste einfad) am Programm, welches 
wir nächſten Montag in der Kammer proclamieren werden.” Das 
Programm war eben ber Gejegentwurf über die Annerionen. 

Diejen Fräftigen Zuſpruch empfteng Manteuffel mit Kummer, 
da er, wie gejagt, die Yegitimiftifchen Bedenken Kater Alexanders 
teilte. Indeſſen machte er Bismarcks Anſichten doch einigermaßen 
bei den Ruſſen geltend, und verhehlte nicht, daß unter Umftänden dem 
reizbaren und tollkühnen preußiſchen Minifter alles Gefährliche zuzu⸗ 
trauen ſei. Katjer Alexander fchrieb darauf [am 12. Auguft] einen 
dangen Brief an den König, enthaltend eine theoretiiche Abhandlung 
über die conjervativen Grundfäße, jchließend aber mit der warm⸗ 
herzigen Erklärung, daß, auh wenn jeine Worte dieſes 
Malteine Rüdjiht fanden, Rufsland fih nie den 
MWiderfahbern Preußen zugejellen würde Er 
ſprach zugleich den Wunſch aus, daß das preußiiche Annerionzs 
programm nicht vor der Ankunft dieſes Schreibens dem Landtage 
vorgelegt werden möchte. Uebrigens gieng ſowol der Kaiſer als 
Gortſchakoff dieſes Mal viel ausdridlicher als Tags zuvor über die 
Ahnen läftigen Punkte des Pariſer Friedens bon 1856 mit ber 
Sprache heraus, auch jet in dem Sinne, nicht im Augenblic zur 
Action darüber zu jchreiten, um jo mehr aber in der Tendenz, von 
Preußen eine bindende Zulage ber fünftigen Hülfe zu erlangen. Es 
war ein deutliches Symptom des Entſchlußes, mit Preußen auf 
gutem Fuß zu bleiben. 

Hierauf verhieß Bismard mit Vergnügen, die Vorlage an den 
Randtag über die Annerion erjt nach der Ankunft des kaiſerlichen 
Briefes feitzuftellen, und teilte dann am 14. Auguft, nad) der Zurück⸗ 
ztehung der franzöfiichen Begehren, die darüber gepflogene Verbands 
Jung dem General Manteuffel mit, welcher fofort feinen anderen 
Gedanken als Kriegserflärung nad) einer folchen Unverſchämtheit 
hatte. Bei den Ruſſen aber ftieg nad) der Energie, mit welcher 
Bigmard die Parifer Zumutung abgetviefen hatte, die preußiſche 
Zreundihaft im Werte. Obwol man es Bismard nicht wenig vers 
übelte, daß er auf die ruffiichen Vorſtellungen gleich mit der Dros 
hung einer deutjchen Revolution geantwortet hatte, wurde Gorts 
ſchakoffs Auftreten immer freundlicher, immer zutunlicher; mehr als 
einmal vernahm Manteuffel Andeutungen über die Trefflichkeit eines 
preußiſch⸗ruſſiſchen Bündniſſes, wobei dann Bismard allers 
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dings ſich zunächit mit guter Freundſchaft ohne bindende Verträge 
begnügen ließ. . 

Der König empfieng Alerander Brief vom 12. Auguſt, deſſen 
Einwürfe gegen die gänzliche Befeitigung von drei ſouveränen Häufern 
doc einen gewiſſen Eindrucd hervorriefen. Indeſſen überwogen in 
diefer Hinficht immer wieder die und befannten Gründe; es wurde 
beſchloßen, an der vollftändigen Annerion der drei Territorien feft- 
zubalten, dafür aber dem kurheſſiſchen Tronfolger die von Darm 
ftadt abzutretende Landgrafihaft Homburg‘) anzubieten und dem 
Kronprinzen von Hannover die Erbfolge in Braunſchweig zu ges 
währleiſten, falls die beiden Prinzen im Webrigen die neue Ordnung 
der Dinge anerkennen würden — eine Vorausſetzung, welche fich bes 
Yanntli nicht verwirklicht bat. Was die fpecielle Verwendung 
Nußlands fir Darmftadt betraf, jo war man bereit zu freunb- 
chen Entgegenkommen, und fih ftatt der Einverleibung 
mit dem Eintritte Oberheſſens in den Nordbund 
zu begnügen. Das Annerionzgejeg, welches am 17. Auguft dem 
Landtage vorgelegt wurde, beichräntte ſich demnach auf Hannover, 
Kurheſſen, Naßau und Frankfurt. | 

Troß dieſer Schonung Darmſtadts rief jedoch die Nachricht 
von dem Annerionsgeſetz in Petersburg eine große Verſtimmung und 
Niedergeichlagenheit hervor. Die depofjedierten deutichen Fürſten 
hatten den Kaiſer fort und fort mit ihren Klagebriefen bejtürmt; 
foeben war der hannoverſche Geſandte in Wien, Herr dv. d. Kneſebeck 
mit einem Hülfsgeſuche feines Königs eingetroffen, und der Kaiſer 


4) Die Landgrafihaft Hefien-- Homburg, melde durch 
Augfterben ihres NRegentenhaufes am 24. Merz 1866 an Heflen-Darmitadt 
zurüdgefallen war und von diefem jegt an Preußen abgetreten werden mußte, 
wurde am 14. September 1866 dem gefangenen Kurfürften 
von Heſſen ſelbſt um den Preis des Verzichtes auf das Kurfürften- 
tum angeboten und von ihm abgelehnt. (Denkſchrift Sr. Königl. 
Hoheit d. Kurfürften ze. ©.59. Vgl. Kap. 6, Nr. 8) Wir wißen nicht, 
ob die obige Angabe Sybels ein Irrtum tft, oder ob der bon ihm ers 
wähnte Beſchluß fpäter geändert wurde, oder ob Homburg damals auch 
dem „kurheſſiſchen Tronfolger” vergeblich angeboten worden tft, mit welcher 
Bezeihmmg wol der mehrfah in diefem Buche erwähnte Prinz Friedrich 
Wilhelm von Heſſen (+ 1884) gemeint ift, obwol der wirkliche Tronfolger 
zu jener Zeit noch deflen Vater, der Landgraf Wilhelm (+ 1867) war. 
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Hatte geglaubt, ihm einige Hoffnung geben zu können. Was fell ih 
ihm jet antworten? fragte Alerander den General Manteufiel. 
Diefer meinte, die Stellumg des Katjers jet durch das Erſcheinen 
des preußiichen Geſetzes erleichtert: er könme jebt bedauern, daß gegen» 
über der vollendeten Tatſache bie hannover'ſche Anrufung zu ſpüt 
gefommen ſei. Uebrigens, bemerkte der General, zeige doch die Weg⸗ 
laßung von Oberbefien aus ber Lifte der Anerionen, wie fehr Preußen 
auf die Wünſche des Kaiſers Rückſicht zu nehmen beitrebt je. Der 
Katier konnte nicht umhin, dieß einzuräumen. König Wilhelm be 
anttvortete dann amı 20. Augnft den kaiſerlichen Brief vom 12. durch 
ein ausführliches Schreiben, auß dem mir einige Sätze mitteilen, 
weil e8 die nationalen Auffaßungen Preußens in daß hellfte Licht ſeizt. 

Es beginnt mit warmem Dank für die framdichaftliche Geſinnung 
des Kailerd, welche der König vollftändig erwidert. Daran Tchliekt 
fih der Ausdruck tiefe Bedauerns, daß die Höfe don Stutt- 
gart und Darmſtadt, flir welche der Kaiſer fich intereffterte, fih 
in der erften Linie von Preußens Gegnern befunden haben; im Hin⸗ 
blid aber auf den Kaiſer haben fie höchſt günſtige Bebingungen er= 
halten. Mit Württemberg tft der. Friede gezeichnet. Was Darız 
ſtadt betrifft, jchrieb der König, jo habe ich mic) nicht an die Perſon des 
Unterhändlers geitoßen, der Jahre lang. die Politik feines Hofes 
in preußenfeindlicher Richtung erhalten Hatte, jondern nur Euren 
Wünſchen Rehnung getragen und bin auf Dalwigld Bor 
fchläge eingegangen. Es war mir höchſt peinlich, nicht ebenſo 
ſchonend gegen die Dynaſtien von Hannover, Kurheſſen und Naßau 
verfahren zu können. Aber ich habe meine perſönlichen Gefühle dem 
Statswol zum Opfer bringen milßen. Ich mußte die Stimmung 
meines Volkes und meines Heeres berücfichtigen und die Mittel er 
greifen, das Land gegen die Wiederkehr einer Situation zu fichern, 
wie wir fie durchgemacht haben. Jenen Fürften einen Tell ihrer 
Staten zu laßen, hätte die Zerſtückelung ber Ießteren bedeutet, was 
mehr als alle® andere den dortigen Bevölkerungen widerftreben 
würde, 

Ihr fürchtet, fuhr der König fort, deutjches Parlanıent und 
Revolution. Glaubt mir, nicht? Hat dem monarchiſchen Princip ia 
Dentihland mehr geichadet als die Exiſtenz dieſer Kleinen nnd um 
mächtigen Dynaftien, die ihr Daſein auf Koften der nationalen 
Intereſſen friften, ihre jouveränen Pflichten ehr ungenügend erfüllen 
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und dag Anſehen des monarchiſchen Principe ebenfo compromittieren, 
wie ein zahlreicher. und armer Adel das Ansehen der Ariitofratie, 
Die Öffentliche Meinung tft durchdrungen bon ber. Ueberzeugung, daß 
dieſe Heinen Monarchien in natürlichem und notwendigen Gegenſahe 
zu den nationalen Intereſſen fliehen. Vei einer neuen Kriſis hätte 
der Verfall der nationalen Inſtitutionen die ſchwerſten Gefahren ers 
zeugt; meine Reglerung mußte diejlben auf dem Wege der Reformen 
abwenden. Die Revolution werde ich nach wie ner in Deutichland 
befiimpfen und mic, übertriebenen Prätentionen des deutſchen Pate 
laments nicht mehr als benen bes preußiſchen Landtags unterwerfen. 

Der Rimig ſchloß dann: Ich Hoffe, hiemit Euere Befürchtungen 
beruhigt au Haben. Nichts liegt mir mehr am Herzen als die Befeitigung 
der Bande, die uns verfnüpfen. In teiner meiner politiſchen 
Combinationen werden bie ruſſiſchen Intereſſen 
verlegt werben; im Gogenteil, ich werde mich glücklich ſchätzen, 
in der Zukunft eine Selegenheit zu finden, Euch zu beweiſen, daß 
ih Diele Jntereſſen ſtets als die älteſten unb ver⸗ 
trauteften Alliierten Preußens betrachte. 

Dieſe Hindeutung auf Ruſslands damalige orientaliſche 
Wünſche war nicht miszuverſtehen. Nach allem Vorausgegangenen 
konnte man hienach auf die ungetrübte Bewahrung des alten Ein⸗ 
vernehmens mit der nordiſchen Macht xechnen. 


3. Vie Stellung Englands. 
WigtHum von GAMADE, Bonbon, Gapdrn und Saboum, ©. 260). 
[Regierung und öffentliche Meinung Englands, die bei Aus⸗ 
bruch des Krieges im hohen Grade antipreußtich geweſen, waren jekt 
unter dem Eindrud der preußiichen Grfolge in’3 vi ige gegenteil 
umgefchlagen. Den Anjchauungen des am 6. Juli in's Amt 
tretenen run gab ber —— Disraeli dem 
Bitzthum gegenüber, wie dieſer unterm 29. Juli an der oben an 
gegebenen "Shell berichtet, folgenden faft unglaublichen Ausdruck:] 
Que voulez-vous? We do not care. Die Stimmung bes 
engliichen Volkes ift fir unbedingte Nicht-Einmiſchung. Das 
jetzige Gabinet Hit .gendtigt, eine weit reſerviertere Haltung zu beobachten 
als unjere unmittelbaren Vorgänger. Wir wißen nur noch aus den 
Zeitungen, was in der Welt vorgeht. Wir werden nicht gefragt, 
und die „Times“ ift über die Friedenspräliminarien ebenfo gut 
unterrichtet als Bord Derhy [ber Miniſterpräſident]. Wir Lönnen uns 
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nur freuen, wenn man uns in Ruhe läßt. Wir fchweigen und 
jehen zu. Ihr Deutiche mögt Euch unter einander verftändigen, wie 
es Euch) gut dünkt. Wir waſchen und die Hände. Oeſterreich hat 


die Torheit begangen, ſich in den dänischen Krieg zu mifchen und 


br 
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jet fich in Frankreichd Arme zu werfen. Habeat sibil Und Sollte 
Katjer Napoleon ganz Deutichland erobern, was kümmert es uns? 
Es ift unsnamenlos gleihgültig,wagaus Deutſch— 
land wird. Unſere Hauptintereſſen liegen in Aſien, nicht mehr 
in Europa, Antwerpen iſt auf dem Feſtlande vielleicht der einzige 
Punkt, der ung nahe geht. Kaiſer Napoleon weiß ed, und er iſt zu. 
Klug, nicht darauf Nüdficht zu nehmen. Wenn e& ung zu bunt wird, 
fo öffnen wir die Schleußen im Orient und reichen Ruſsland gegen 
Frankreich die Hand in Konftantinopel. Ste jagen, das Nicht» 
Interventions⸗Fieber jet eine Krankheit. Möglich; aber was wollen 
Sie? Wir müßen dieje Krankheit durchmachen wie die Mafern. 
Mir werben ſchwerlich daran fterben. Die See Hit unſer Schub. 
Bor Invaftonen werden ung unfere Panzerſchiffe und unjere Volun- 
teers ſchirmen. 





Drittes Rapilel. 


Sriedensihlüße. Schub und Trugbündniffe 
Preußens mit den ſüddeutſchen Staten. Territorials 
verluſte Deutjſchlands. 





1. Die Anfänge des Norddeutſchen Buudes. 

[Am 16. Juni hatte die preußiſche Regierung Diejenigen deuiſchen 
Regierungen, welche gegen den Bundesbeſchluß vom 14. Juni ge⸗ 
mt hatten, ſowie Sachſen⸗Meiningen und Reuß ä. 2. in einer 

entifchen Note aufgefordert, mit ihr ein Bündnis auf den Grund⸗ 
lagen einzugehen, welche mit einem baldigſt zu berufenden „hotlament 
vereinbaren seien: ferner ihre Truppen ungefäumt. auf den Kriegs⸗ 
En zu ſetzen und dem Könige zur Derfügung zu halten, ſowie drittens 
an der Einberufung des Parlaments teilzimehmen, Tobald dieſelbe 
von Preußen erfolgen werde. Dagegen wurde ihnen Unabhängigkeit 
und Beſitz nach Maßgabe der bekannten Grundzüge einer neuen Bun 
verfaßung vom 10. Juni 1866 gewährleiftet. 


— 
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Diefer Aufforderung waren jäntliche geladene Staten, mit Aus⸗ 
nahme von Sachlen-Meiningen und Neuß ä. L., wenn aud) 3. T. 
erſt — tote die beiden Medlenburg, Hamburg und Braunfchweig — 
nad) langem nnd beftigem Widerjtreben, allmählich nachgekommen 
md Hatten fich in Folge deſſen an dem Kriege gegen die bundeötreuen 
Staten beteiligt. Ä 

Am 4. Auguft wurde diejen NRegterungen der Entwurf eines 
Offenſiv⸗ und Defenfiv-Bündnijfes vorgelegt, deſſen Zwecke definitiv 
durch eine Bundesverfaßung auf der Baſis der preußiichen Grunds 
ige bom 10. Juni, unter Mitwirkung eines auf Grund des Reichs⸗ 

ahlgefete® vom 12. April 1849 gemeinschaftlich zu berufenden 
Parlaments, ficher zu ftellen feien. Der Bundesverfaßungs-Entwurf 
olte durch Bevollmächtigte der verbiindeten Regierungen in Berlin 
itgeftellt werden. Die Dauer des Biindniffes war bis zum Ab» 
chluß des neuen Bundesverhältniſſes, eventuell auf ein Jahr feit- 
— oem der neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres geichloßen 
ollte. | 

Am 18. Auguſt gieng aus diefen Verhandlungen der definitive 
Abſchluß des Bundes auf Grund der am 4. vorgelegten Artitel her⸗ 
bor; nur die beiden Pechenburg waren noch rückſtaͤndig, erklaͤrten 
jedoch am 21. ebenfalls ihren Beitritt. Nah H. Schultheſs 
Europäiſcher Geſchichtskalender 1866, S. 101—102, 151—152, 155).] 


2, Der Abſchluſßz mit Württemberg und Baden, 
13. und 17. Auguft. | 

[Am 5. August entbot Bismard die füddeutfchen Friedensunter⸗ 
händler nach Berlin. 

Gebiet3abtretungen wurden von Württemberg, wie ir 
ihon wißen, mit Rüdficht auf das dem mürttembergiichen nahe ver⸗ 
wandte ruffliche Haus, von Baden mit Rückficht auf den Schwieger⸗ 
bater des Großherzog, König Wilhelm, nicht verlangt. Die zu 
zahlende Kriegscontribution betrug für Württemberg 8 Millionen 
Gulden (13'1/, Millionen Mark), für Baden 6 Millionen Gulden 
 (eiva 10 Millionen Marf). Sinfichtic de fübdeutfchen Bundes mar 

man beiderjeit$ darüber einverftanden, daß ſowol nad) den Zeftims 
mungen der preußifch-franzöftichen Friebensba 8 (S. ©. 309 -310), als 
auch nad) denjenigen der preußiich = Hiterreichiichen Präliminarien 
Hffterreig „erklärte ſich damit einverſtanden daß die ſüdlich vom 
aine gelegenen deutſchen Staten in einen Verein zuſammentreten“) 
niemand dieſe Unton hindern, aber auch niemand dazu zwingen könne. 
Es zeigte Fi, daß Württemberg ebenjowenig wie Baden die ges 
tingfte Neigung hatte, in eine folche Union einzutreten, welche aud) 
bei der lockerſten Verfaßung ihre Souveränetät mehrfach beichräntt 
hätte, ohne ihnen zugleich als Entihäbigung für dieſes Opfer größere 
Sicherheit gegen fremde Unterbriidung zu verichaffen. 
Diefe Stimmung benutzte Bismard, um zuerft den württem⸗ 
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voraus den no ne, ließenden Sriebenäbertrng mit Oeſterreich, 
ieliien | die fragliche Beſtimmung der Prällminarien noch nachdrüch 
licher wiederholte. Baden, welches von jebt an bie Rolle eine 
pꝓreußiſchen Vorpoſtens in "Süddentichland übernahm, war au dem 
Abielube eines entiprechenden Vertrags um jo mehr bereit, ala & 
eits eine Militärconvention ‚mit Preußen und preußiſche Be 
Ha ‚Rafiabt ewünjcht hatte, wa® Bismard aber „mit Rild- 
rangöftich chen Besichungen zur Zeit nicht angezeigt er⸗ 


Frieh ensſchluß und Bündnis mit Wilrttemberg wurden am 2. 
. mit Baden am 17. Auguft unterzeichnet. Die tatſächlichen An⸗ 
gaben nad) Sybel, a. a. O. V, ©. 382-—88).] 


3. Die Gewinnung Bayerus, 22. Auguft. 

er bayeriſche Unterhäubler, Minifter v. d. Pfordten, traf in 

Pa erſt ein, als die ‚gelanb eten, Berhanblungen mit mit Bieten 

berg und Baben ſchon begonnen hatten. Er kam aljo mit feinem 

richtigen Vorſchlage, es jollten jr Süddeutſchen ald Gruppe gemein- 

am mit Preußen berhanbeln, u jpät, auch, daß Bismard 

u nicht geneigt ſei, da berfeibe "her begründeten Anficht fein mochte, 

dem Pfordten en „Viribus unitis” gegenüber mit dem „Divide et 
impera“ bebere De häfte machen zu Eönnen. 

Nachdem bie Einverleibung des darmſtädtiſchen O 
heſſens und damit t auch die Entihädigimg Hellen-Darmftadts Fe 
einen Teil der bayeriſchen Rheinpfalz aufgegeben hatte, verlangte e& 
von Bayern noch eine ſchwere Kriegdcontribution von 30 Di onen 
Gulden (51 Millionen Mark) und — auf bejondern Wunſch des 
Königs Wilhelm — die nörd uich vom Maine gelegen Hälfte der 


be antnotieke Smard ai teodener Aufrichti Hgtei, bie * 
ie feinen 5 hohen Protector haben, jo mögt lc, e Andern 


ah 
Am 19. Auguft ri orbten wiederholt bie biplomatif 
— Pe kur am 21. au emährt Maren ix 
wiſchen aber hatte Biämard, dem alles darau aufonmen mußte, 
Das Syitem der mit Württemberg und Baden bereits abgeichloßenen 
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Geheim-Verträge auch auf den mädhtigften Stat der ſüddeutſchen 
Gruppe auzzudehnen und es jo erit wirklich wertvoll zu machen, den 
erfolgreichen Verſuch unternommen, dieß Ziel durch eine oftenfible 
Großmut zu erreichen. Shbel erzählt die etwas theatralifche Scene 
wie folgt: „Bismarck war von Anfang an, wie bei der öſterreichiſchen, 
fo auch bei der bayeriichen Unterhandlung, Gegner der Töniglichen 
Wünſche auf Landerwerb geweſen, weil er davon zum Schaden von 
Deutſchlands Zukunft eine bleibende Verbitterung in München gegen 
Preußen befürchtete. Cr hatte diefen Geſichtspunkt mehrmals, big- 
her jedoch ohne Erfolg, bei dem Könige zur Sprache gebracht. Als 
jett aber die Unterhandlung mit Oefterreih [in Folge von Weite 
rungen, die von Italien gemacht, aber bald bejeitigt wurden] ſtockte, 
und damit der politifche Horizont ſich auf? Neue verfinfterte, gelan 

«3 ihm, beim Könige den Verzicht auf Oberfranken durchzufegen und 
jo in einer für Bayern erfreulichen Weiſe den Abſchluß zu erreichen. 
Bis dahin hatte er die franzöftichen Anträge gegen feinen der mittel 
ſtatlichen Minifter erwähnt. Jetzt Ind er Pforbten zu ſich und er- 
Srterte ihyı nochmals Preußens Berechtigung zu den biäherigen An- 
ſprüchen, wechlelfe dann aber plößlih den Ton und erklärte dem 
ſchon verzweifelnden Minijter, es gebe noch einen anderen Weg zur 
Verſöhnung. Cr teilte ihm Benedettis Begehren vom 5. [6.] gu 
und Preußens Antwort darauf mit und fragte, ob Bayern bereit 
fein wiirde, im Kampfe gegen bie auswärtigen Gegner feit und treu 
mit Preußen, der Deutiche mit dem Deutichen, zujammen zu ftehen. 
Die Antwort läßt fich denken: die beiden Männer umarmten fich, 
und jo erwarb Bayern durch die Unterzeichnung des Schuß» und 
Trutzbündniſſes Erhaltung feines Yandbefiges und Dedung der Rhein⸗ 
pfalz gegen etwa fich wiederholende Gelilite Frankreichss. Der 
Friedensvertrag vom 22. Auguft enthielt nur noch eine völlig un⸗ 
bedeutende Grenzberichtigung, ſodann die Contribution don 30 Mill., 
die... . [auch in den Verträgen mit Württemberg und Baden ent- 
haltenen] Beſtimmungen über Zollverein, Eifenbahnen und [Aners 
kennung ber] Nikolsburger PBräliminarien. Pfordten ſprach es un⸗ 
verhohlen aus, daß er den Vertrag als befriedigend und dankens⸗ 
wert anerfenne König Qudwig 11. aber ſchrieb in gleicher Stim- 
mung dem preußischen Monarchen am 30. Auguſt: „„Nachdem .der 
Friede zwiſchen ung geichloßen, und eine feite und dauernde Freund» 
Ichaft zwiſchen unjern Häufern und Staten begründet tft, drängt es 
mich, diefer auch einen äußern ſymboliſchen Auzdrud zu geben, in⸗ 
dem ih Em. Königlichen Majeſtät anbiete, die ehrmürbige Burg 
Ihrer Ahnen zu Nürnberg gemeinichaftlich mit mir zu befigen. Wenn 
von den Zinnen diefer gemeinfchaftlichen Ahnenburg die Banner von 
Hohenzollern und Wittelöbach vereinigt wehen, möge barin ein Sym⸗ 
bol erfannt werden, daß Preußen und Bayern einträchtig er 
Deutſchlands Zukunft machen, welche die Vorſehung durch Ew. Königl. 

Majeſtät in neue Bahnen gelenkt hat.“. (Die tatſächlichen Angaben 
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838 
und wörtlichen Anflihrungen nad) Sybel, a. a. DO. V. 382, 389 
bis 397).] 


4 Die Schub: und Trutzbünduifſſe zwiſchen Preußzen und 
Den ſüddeutſchen Staten vom 13., 17. und 22, Auguſt. 
(9. Säultheis, Europaiſcher Geſchichtatalender 1968, ©. 44950). 

Art. 1. Zwiſchen Sr. Mai. dem Könige von Preußen und 
Sr. Maj. dem Könige von Bayern (Württemberg und Baden) wird 
hiermit ein Schug- und Trugbündnis gejchloßen. 

Es garantieren fih die hohen Contrahenten gegenjeitig die 
Antegrität bes Gebietes ihrer bezüglichen Länder, und verpflichten 
fih, tm Falle eines Krieges ihre volle Kriegsmacht zu dieſem Zwece 
einander zur Verfiigung zu jtellen. 

Art. 2. Se. Mai. der König von Bayern (Württemberg und 
Baden) überträgt für diefen Fall den Oberbefehl über feine Truppen 
St. Maj. dem Könige von Preußen. . . 

Art. 3. Die hohen Contrahenten verpflichten fich, diefen Ver⸗ 
trag vorerſt geheim zu halten. Ä 

Art. 4 [Enthält Beitimmungen über die Ratificatton.] 


[Die mit Württemberg, Baden und Bayern abgefchloßenen 
Verträge haben das Datum der Friedensverträge mit diefen Staten 
und wurden durch den preußiſchen Statsanzeiger am 19. Merz 1867 
veröffentlicht. Am 11. April 1867 ſchloß dann auch Heſſen⸗ 
Darmftadt ein analoges Bündnis mit Preußen, nachdem es ſchon 
am 7. deſſ. M. durch eine „Militärconventton“ feine gefamte Truppens 
macht zu einem Beitandteil des norbdeutichen Bundesheeres gemacht 
es Schulthejs, Europ. Geſchichtskalender 1867, S. 8, 


' 


5. Aus dem Friedensvertrage zwiſchen Oecfterreidh un» 
Preufzen, unterzeichnet zu Prag, 33. Anguft 1866, 
(Aegidi und Qlauhold, Die Krifis bes Jahres 1866, ©. 176 ff.) 

Im Namen der Allerhbetligften und Unteilbarer 
Dreieinigfeit! 

Artikel 2. Behufs Ausführung des Artikels 6 der in Nikols- 
burg am 26. Juli 1866 abgejchloßenen Friedenzpräliminarien, und 
nachdem Se. Maj. der Kaiſer der Franzofen dur einen bei ©, 
Mas. dem Könige von Preußen beglaubigten Botſchafter amtlich zu 
Nikolsburg am 29. Juli ejusdem hat erklären laßen: „Qu’en ce qui 
‘ eoncerne le Gouvernement de l’Empereur, la Venetie est aoquise 
& V’Italie pour lui ötre remise & la paix*, tritt Se. Maj. der Kaiſer 


L_ 
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von Defterreich diefer Erflärung auch Seinerjeitö bei und gibt Seine 
Zuftimmung au ber Vereinigung des lombardo⸗venetianiſchen König⸗ 
reich® mit dem Königreiche Italien ohne andere läſtige Bedingung 
als die Liquidierung derjenigen Schulden, welche als auf den ab⸗ 
getretenen Landesteilen haftend, werben anerfannt werden in Ueber⸗ 
einftimmung mit dem Vorgange des Tractates von Zürid), 

Artilel 4 Se. Maj. der Kaiſer von Defterreich erfennt bie 
Auflöfung des bisherigen Deutihen Bundes an und gibt feine Zu⸗ 
fimmung zu einer neuen Geftaltung Deutſchlands ohne Beteiligung 
bes diterreichiichen Kaiſerſtates. Ebenſo verſpricht Se. Maj. das 
engere Bundesverhältnis anzuerkennen, welches Se. Maj. der König 
bon Preußen nörblih von der Linie des Main begründen wird, 
und erklärt fich damit einverftanden, daß die ſüdlich von dieſer Linie 
gelegenen deutichen Staten in einen Verein zujammentreten, deſſen 
nationale Verbindung mit dem Norddeutihen Bunde der näheren 
Berftändigung zwiſchen beiben vorbehalten bleibt, und der eine inter- 
nationale unabhängige Eriftenz haben wird. 

Artilel 5. Se Mai. der Katjer von Oefterreich überträgt 
anf Se. Maj. den König von Preußen alle Seine im Wiener Frieden 
vom 30. Oftober 1864 erworbenen Rechte auf die Herzogtümer Hol» 
fein und Schleswig mit der Maßgabe, daß die Bevöl⸗ 
ferung der nördlichen Diftricte bon Schleswig, wenn 
fie durch freie Abſtimmung den Wunſch zu erfennen 
geben, mit Dänemarf vereinigt zu werden, an Däne— 
mark abgetreten werden follen.‘) 


)) Die bier durch Sperrdrud bervorgehobene Beſtimmung des Ar- 
tikels Vſiſt Durch einen zwifhen Preußen und Tefterreih am 
11. October 1878 gefchloßenen, am 4. Februar 1879 veröffentlichten Ver- 
trag aufgehoben worden (H. Schultheſs, Europ. Geſchichts⸗ 
falender 1879, ©. 54). Diefer Vertrag, mit dem Oefterreich die Zuftimmung 
des preußifchedeutfchen Neiches zur Occupation Bosnien (Berliner Con⸗ 
grej3 13. Juni—13. Juli 1878) bezahlt zu haben fcheint, wurde damals 
allgemein als Beitrafung Dänemarks für die Verbindung der Prinzeſſin 
Thyra mit dem Herzog Ernſt Auguft von Cumberland (die Veröffent- 
Khung der Verlobung fand am 19. November, die Vermählung am 
21. December 1878 ftatt) dargeftellt. In officiöfen Blättern war zu jener 
Zeit folgendes zu leſen: „Auf jeben Fall hat Fürft Bismard zur Zeit 
des Bertragsabichlußes die däntfchewelftiche Abmachung bereits gekannt 
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Artikel 6. Auf den Wunſch Str. Maj. des Kaiſers von Defter- 

reich erklärt Se. Maj. der König von Preußen fich bereit, bei ben 
bevorftehenden Weränderungen in Deutichland den gegenwärtigen 
Territorialbeftand des Königreichs Sachſen in feinem bisherigen Um⸗ 
fange beitehen zu laßen, indem Er fich dagegen vorbehält, den Beitrag 
Sachſens zu den Kriegskoſten und die künftige Stellung des König: 
reih® Sachſen innerhalb des Norddeutichen Bundes durch einen mit 
Sr. Maj. dem Könige von Sachſen abzufchließenden befonderen 
Friedensvertrag näher zu regeln. 
Dagegen verſpricht Se. Maj. der Kaiſer von Oejfterreich, die 
von Sr. Mai. dem Könige von Preußen in Norddeutichland Her: 
zuftellenden neuen Cinrichtungen, einjchließlich der Territorialver⸗ 
änderungen, anzuerkennen. 

Artikel 10.... 

Kein Angehöriger der Herzogtümer Holſtein und Schleswig und kein 
Untertan Ihrer Majeſtäten des Kaiſers von Oeſterreich und des Könige | 
bon Preußen wird wegen feines politiichen Verhaltens während der 
legten Ereigniffe und des Krieges verfolgt, beunruhigt oder in feiner 
Berjon oder in feinem Eigentume beanftandet werben. 

Artikel 11. Se. Maj. der Kaiſer von Oefterreich verpflichtet 
ſich, behufs Dedung eines Teiles der fiir Preußen aus dem Kriege 
erwachjenen Koften an Se. Maj. den König von Preußen die Summe 
von 40 Millionen preußiicher Taler zu zahlen. Bon dieſer 
Summe fol jedoch der Betrag der Kriegskoſten, welche Se. Mai. 
der Kater von Oefterreich laut Artikel 12 des gedachten Wiener 
Friedens vom 30. October 1864 nod) an die Herzogtiimer Schles⸗ 
wig und Holftein zu fordern hat, mit 15 Millionen preußifcher 
Taler und als Aequivalent der freien Verpflegung, welche die preis 
Bifche Armee bis zum Friedensſchluße in den von ihr occupierten 
Biterreichifchen Qandesteilen haben wird, mit flnf Millionen in Abzug 
gebracht werden, fo daß nur zwanzig Millionen bar zu zahlen bleiben. 
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und auf diefelbe in gewohnter Fräftiger Weile geantwortet... . Fürſt 
Bismard hat mit demfelben [dem Vertrag vom 11. October 1878] zu= 
gleich das Verhältnis des Herzogs von Gumberland innerhalb der könig⸗ 
lich däniſchen Yamilie wie die Stellung König Chriftiang IX. zu feiner 
Nation auf das empfindlichite getroffen.” (H. Schultheis, a. a. O. 
©. 57.) 


I 
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Die Hälfte diefer Summe wird gleichzeitig mit dem Austauſche 
der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages, die zweite Hälfte 
drei Wochen fpäter zu Oppeln bar berichtigt werden. 


6. Der SSriedendvertrag mit Heflen-Darmftadt, 3. September. 


[Für Heflen-Darmftadt Hatte fih außer Ruſsſsland auch das 
wiederholt von ihm angerufene Frankreich verwendet. Vor allem 
um Russlands willen blieb ihm die Provinz Oberheſſen erhalten. 
68 mußte aber den Eintritt derjelben in den Norddeutichen Bund, 
alſo eine Zerftiidelung feiner Statseinheit, die Abtretung ber eben 
erit durch Erbgang erworbenen Landgrafichaft Heffen-Homburg, einen 
jehr unvorteilhaften Austausch oberheifiicher Enclaven und eine Kriegs⸗ 
contribution von 3 Millionen Gulden (etwas über 5 Millionen 
Mark), ſowie den Uebergang des gefamten Poſtweſens an Preußen 
bewilligen. „Die Unabhängigkeit des kleinen States“, meint Sybel, 
war hiernach mit der Lage eines Mannes zu vergleichen, dem man 
völlig freiftellt, auszugehen, nur daß fein rechter Arm im Zimmer 
bleiben müße.... Am 3. September wurde der Friedensvertrag unters 
zeichnet. Eines Schutz⸗ und Trutzbündniſſes bedurfte es hier nicht.” 
Nah Sybela. a. DO. V, ©. 397—98).] 


7. Friedensſchlüßze mit Neu ä. 2, 26. September, und 
Sachſen⸗Meiningen, 8. October, 

(v. Sybel,a aD. V, ©. 448—49). 

Ehe man an weitere Fortichritte [des norddeutichen Bundes- 
ftate8] denfen konnte, mußte noch ein Hindernis bejonderer Art aus 
dem Wege geräumt werden. Noch immer befanden fich nemlich drei, 
teild durch die Natur der Dinge, teild durch die Nikolsburger und 
Prager Verträge zum Bunde gehörige Staten im offictellen Kriegs» 
ftande gegen Preußen: Reuß ältere Linte, Sachjen-Meiningen, Könige 
reich Sachſen. Die Füritin-NRegentin Karoline von Neuß zu Greiz, 
eine geborene Brinzejd von Hellen-Homburg, war eine kräftige und 
entichloßene Dame, welhe am 14. Juni im Bundestage gegen 
Preußen geftimmt und ihre Soldaten auf Befehl des Bundestags 
nach Raſtadt geichict Hatte. Won dem Eindrud der Königgrätzer 
Schlacht, welcher Europa erfchütterte, blieb fie völlig unberührt und 
lehnte jede preußiiche Aufforderung zum Eintritt in den neuen Bund 
gelaßen ab. Endlich verlor Bismard die Gebuld und verfligte Mitte 
August die militäriiche VBejekung des Landes... Noch vier Wochen 
hielt die Fürftin aus; dann unterwarf fie fi), trat in ben Nord⸗ 
deutfchen Bund und zahlte 100,000 Taler an die preußiiche In⸗ 
palidenfaffe. Dem Herzog Bernhard von Meiningen hatte König 
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Wilhelm ſchon von Nikolsburg ans angebeutet, fein Land würde 
beßere Friedensbedingungen erhalten, wenn er den Tron feinem Sohne 
und Grben abträte. Der alte ehrenfefte Herr, der in ber Nieder: 
Iegung feines Herricheramtes vornehmlich eine Pflichtverlegung, eine 
Art von Defertion fah, fträubte fich Tange, bis auch bier die mili- 
täriſche Execution nachhaff. Der neue Herzog Georg erhielt den 
Ssrieben einfach gegen ben Beitritt zum Norddeutichen Bunde und 
Anerkennung des Vertrages, durch welchen Thurn und Tarts feine 
Poften an Preußen abtrat. 
8, Oeſterreichs Stellung zu den preußiſch⸗ſüddeutſchen 
| Verträgen. 
1. 

Ausder Depeſche dest. t.Minifterd des Auswärtigen 
v. Beuft anden & k. Botſchafter Grafen Wimpffen in 
Berlin, dd. Wien, 28. Merz 1867. 

(Graf Beuft, Aus Drei Viertel⸗Jahrhunderten, 11, ©. 118). 

. .. Das Gabinet von Berlin hat fonach eine eigentliche Ein- 
ſprache von ung nicht zu gemwärtigen. Nur find wir uns anderer 
feitö vollkommen bewußt, daß ung die Berehtigung zu einer 
folchen nicht fehle, und wir möchten nicht den Schein entitehen laßen, 
als würde der Widerſpruch nicht von ung erfannt, welcher zwiſchen 
Artikel IV des Prager Friedensvertrages und den Schug- und Truß 
biindniffen Preußens mit Bayern, Württemberg, Baden und Heſſen 
unleugbar befteht. ine nicht auf beitimmte Zwecke bejchräntte, ſon⸗ 
bern permanent für jeden Kriegsfall abgefchloßene Alliance zweier 
Staten, namentlich) eines jchwächeren States mit einem ſtärkeren, 
hebt ohne Zweifel zum Nachteile des erfteren den Begriff einer uns 
abhängigen internationalen Eriftenz faſt völlig auf, und in dem 
Prager Tractate konnte daher, nachdem ihm die Berliner Bündniſſe 
borauögegangen waren, die Beftimmung, daß ein ſüddeutſcher Statens 
berein in völferrechtlicher Unabhängigkeit beftehen werde, nicht mehr 
mit Fug eine Stelle finden... 


2. 
Aus der Depeſche des ff. Miniſters des Auswärtigen 
v. Beuft an den ka £ Gefandten zu Münden, 


dd. Wien, 15. Mai 1867. 
(9. Schulthefs, Europälfcher Geſchichtskalender 1867 ©. 264). 
... Die Allianceverträge der ſüddeutſchen Staten mit Preußen 
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Haben diefe Beftimmungen [des Prager Friedenävertragd], noch ehe 
fie geſchrieben waren, verlegt, und ich habe unmöglich verfennen und 
verhehlen fünnen, Daß das Project,) welches die Unterjchriften des 
Fürften von Hohenlohe [damaligen bayeriſchen Minifterpräfidenten, 
jegigen deutſchen Reichskanzlers]) und des Freiherrn v. Varnbüler 
[des württembergiſchen Mintfterpräftdenten] trägt, dieſen Widerſpruch 
noch bedeutend verjchärfen und vollftändiger zur Ericheinung bringen 
würde... BDemgemäß habe ich mich gegen den Herrn Grafen vom 
Bray [bayertihen Gefandten in Wien] über dad Verhältnis, in 
welchem wir zu den mit dem Prager Vertrage unvereinbaren Tats 
jachen, vergangenen oder Fünftigen, jtehen, nochmal? mit aller Auf- 
richtigkeit ausgeſprochen. Ich habe ihm erklärt, daß Nüdfichten der 
Opportunttät fehr wol die Regierung Sr. Majeſtät des Kaiſers vor» 
Yäufig beitimmen können, ſolche Tatſachen zu ignorieren, und daß 
diefe Regierung gerne auch den deutſchen Sympathien, welche fie 
fih bewahrt hat, Einfluß auf ihr Verhalten geftattet, ſolange fie 
nicht die Intereflen des eigenen Reiches fir gefährdet Halten muß. 
Das Verlangen dagegen, daß dag kaiſerliche Cabinet den Alliances 
Verträgen, welche es bis jest ftillichweigend hingenommen bat, und 
jelbft noch weiter gehenden Verlegungen des Prager Vertrages jeine 
Zuftimmung erteilen jollte, dieſes erlangen habe ich unum⸗ 
wunben als unerfüllbar bezeichnet und darauf hingewieſen, daß 
Defterreich in feiner age vielmehr fi) forgfältig hüten müße, irgend» 
wie Durch Wort oder Tat ſich des Nechtes zu begeben, auf die Vers 
fügungen des Prager Friedenstractates zu gelegener Zeit fih zu 
berufen... 


9 Graf Vitthum über Die Geheim⸗Verträge. 
Gitzthum bon Eckſtabt, London, Gaſtein und Sadowa, ©. 882). 
Wenn, wie Bernftorff [der preußiſche Gejandte in Bonbon] 
meinte, die jüddentichen Regierungen zu mild behandelt worden, jo 


1) Es handelte fih um das von Württemberg gutgebeißene, aber un⸗ 
ausgeführt gebliebene Project Hohenlohes, zunädhit den Süddeutſchen Bund 
zu errichten, dann zwiſchen demſelben und dem Nordbunde einen neuen 
Statenbund hHerzuftellen und dieſen endlich durd eine völferrechtliche 
Alliance mit Oefterreich zu verbinden. Vgl. Beuſt's Depefhe an den k. k. 
Gefandten in Münden vom 6. April 1867 bei Schultheis a. a. O. 
S. 257. 
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beweiſen die geheimen Militär » Gonventionen mit Bayern und 
Mürttemberg, wie teuer jene Milde bezahlt worden it. Denn tat= 
ſächlich waren die Könige von Bayernund Württem— 
berg fhon 1866 als preußiſche Vaſallen zur Heeres— 
folge verpflichtet worden. Für Sachſen hätte darin ein 
großer Troſt gelegen. Das Geheimnis wurde jedoch anfangs ſtreng 
gewahrt, und Pfordten hütete ſich wol, uns gegenüber den Schleier 
zu lüften. 

10. Serr von Beuſt über die Verträge, 

(Graf Beuſt, Aus Drei ViertelsJahrhunberten 11, S. 116—117). 

Bon den fübdentichen Militär-Verträgen hatte man mol in den 
Regierungskreißen Wien? eine Ahnung, aber feine Gemwisheit, für 
das große Publicum waren fie [bei ihrer Veröffentlihung am 
19. Merz 1867] eine vollftändige Ueberraſchung. Will und Toll man 
die Sache beim rechten Namen nennen, jo waren fie ein Meifter: 
ſtück delopaler Handlungdmetje Der Fall ift in der 
Geſchichte nicht felten, daß Verträge nicht gehalten werden, aber daß 
ein Vertrag anticipando verlegt wird, dad tar eine 
Neuerung, die dem Genie des Fürften Bismarck vorbehalten blieb. 
Verträge mit den ſüddeutſchen Staten zeichnen, welche dieſe in ein 
dauerndes Abhängigkeitöverhältnis zu Preußen brachten, und wenige 
Tage darauf einen Vertrag mit Oefterreich unterzeichnen, welcher für 
ben Verein diejer Staten eine unabhängige internationale Eriftenz 
ftipuliert, da war wol das Aeußerſte, was an Mackhiavelliänns 
geleiltet werden Tonnte. 


11. Luremburg, Limburg und Liechtenftein gehen ebeufo wie 
Die öfterreichifchen Bundesländer Dentfchland verloren, 


[Der König der Niederlande, der als Großherzog von 
Zuremburg und Herzog von Limburg dem Deutfchen 
Bunde angehört und in diefer Eigenichaft am 14. Juni 1866 feinen 
Bundestagdgejandten mit Preußen hatte jtimmen laßen, blieb dem 
Norddeutichen Bunde fern, und Preußen hütete: fi) vor dem Ber: 
fuche, ihn zum Beitritt zu nötigen. 

Bezüglich Luremburgs erflärte Graf Bismarck in ber 
Sieung des Norddeutichen Reichötages vom 1. April 1867: „Bei 
Auflöfung und durch die Auflöfung des früheren Deutfchen Bundes 
gewann jeder der an demjelben beteiligten Staten feine volle Sous 
verainetät wieder, jo wie er fie vor Stiftung des Bundes beſeßen 
und durch die Verpflichtung, die er im Bundesvertrag freiwillig eins 
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gegangen war, beichräntt hatte. Nach Auflöfung des Bundes genoß 
a3 Großherzogtum Luremburg und der Großherzog derielben Sou⸗ 
derainetät europäifhen Character mie der König und 
das Königreich der Niederlande. Cine große Dechrgabl der frühern 
Bundesgenoßen benutzten gleich Preußen ihre Freiheit, um jofort auf 
nattonalem Boden einen neuen Bund behufs gegenieitiger Unter⸗ 
ftiigung, behufs Pflege nationaler Intereſſen zu ſchließen. Das 
Großherzogtum Luxemburg fand e3 feinen Intereſſen nicht entiprechend, 
denfelben Weg einzujchlagen. Bund) die Organe, welche uns inner 
bald des Großherzogtums und feiner Grenzen zu Gebote ftehen, 
waren wir davon in Kenntnis gehalten, daß eine entichiedene Ab⸗ 
neigung, dem Norddeutichen Bunde beizutreten, dort in allen Schichten 
. der Bevölkerung heimiſch war; in den höhern und namentlich in den 
öchften war fie getragen von einer deutlich ausgejprochenen Mis⸗ 
ung gegen reußen und dejjen Erfolge, in den unteren getragen 

bon einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Laiten, die 
eine ernftliche Landesverteidigung mit fih führt... . Die Eönigl. 
Statsregierung und ihre Bundesgenogen mußten fid) die Frage 
ftelen, ob es angemeßen fei, unter diefen Umftänden eine Einwirkung 
oder gar einen Drud dahin zu üben, daß das Großherzogtum Luxem⸗ 
burg, welches dem Zollverein angehört, dennoch dem Nordbunde bei- 
trete. Sie hatte fi) nad) gründlicher Erwägung diefe Frage ver—⸗ 
neint” (9. Schultheſs, Europ. Geichichtöfalender 1867,©. 95 — 96). 

In Folge des Streites, der über Luxemburg im Jahre 1867 
zwiichen Preußen und Frankreich entitand, mußte Preußen auf der 
Londoner Conferenz (Mat 1867) da3 mit dem Aufhören des Deut- 
Then Bundes erlofchene, bis dahin gleichwol ausgeübte Beſatzungs⸗ 
recht in der Feftung Quremburg aufgeben. Dieje wurde gejchleift, und 
das damals noch in PBerjonalunion mit den Niederlanden verbundene 
Großherzogtum durch den Londoner Tractat vom 11. Mai 1867 
unter der Gollectivgarantie ſämtlicher Großmädte für neutral 
erflärt (9. Schultheſs, a a. O. ©. 31—32). 

Das Fürftentum Siehtenitein, welches am 14. Juni mit der 
Bundeömehrheit gejtinmt Hatte, fih in Folge deſſen gleich dieſer tm 
Kriegszuftand mit Preußen befand und fein Bundescontingent in Ver⸗ 
bindung mit Dfterreihiichen Truppen an dem Kriege activen Anteil 
nehmen ließ, wurde bei den Friedensſchlüßen übergangen. Es beiteht 
feit der Sprengung des Deutihen Bundes als | ouveraines euro— 
päiſches Fürſtentum, welches feine Juſtiz⸗ Zoll 2c. Einrich⸗ 
tungen an die öſterreichiſchen angelehnt und 1868 die Wehrpflicht: 
aufgehoben hat.] 





346 


Viertes Kapitel, 


Die Rettung des KRönigreihs Sachſen. 
1. Sachſen erflärt Oefterreich feine Bereitiwilligfeit zu 
Stiedendverhandlungen, 
(GrafBe uf, Aus DreisVieriel-Jahrhunberten 11, S. 13 ff.) 

Die legten Kämpfe auf ungariſchem Boden und die Erfcheinungen, 
die dort auch fonft zu Tage traten, hatten nieberfchlagend [auf bie 
Wiener Regierung] gewirkt. Der Geiſt der Wiener Bevölkerung, 
der in den eriten Tagen nad Königgräg noch ein patriotifcher umd 
begeifterter war, war der vollſtändigften Mutlofigfeit und ftumpfften 
Gleichgültigkeit gewichen. Der Tag von Nikolsburg kam daher nicht 
überraſchend. Ich ward eines Morgens zum Kaifer befohlen.!) Ich 
fand dort die Grafen Mensdorff und Eſterhazy. Der Kaifer er- 
öffnete mir: Er ſei entichloßen, Frieden zu jchließen, werde jedoch 
den Krieg fortjegen, falls ber König es verlange. Ich Hatte mit 
dem Könige alles und wiederholt beiprochen und Eonnte ohne Zögern 
antworten: „Wenn umgekehrt“, jagte ih, „Eure Majeftät erklärten, 
den Krieg fortführen, jedoch Frieden jchließen zu wollen, fall der 
König es verlange, wilrde mein Herr erwidern, er fei bereit, bis auf 
das Aeußerſte im Kampfe auzzuharren. Aber auf dem Kriege zu 
beftehen, da Eure Majeſtät Frieden fchließen wollen, hieße eine Ver- 
antivortung übernehmen, die der König nicht übernehmen kann.“ 
Der Kaiſer verlangte dann zu wißen, welche Bedingungen der König 
jtelle; ich erwiderte: „Integrität Sachſens und deſſen Beitritt zum 
Süddeutſchen Bunde.” Beides wurde mir zugelagt. 


2. Sachſens Erhaltung wird von Oeſterreich durchgeſetzt. 


“ 


(Andreas Memor [Herzog bon Gramont], L’Allemagne Nonvelle p. 838). 

Herr von Bismarck hatte [bei den Verhandlungen iiber bie 
Friedenspräliminarien mit Oeſterreich] gleih von vornherein als 
unerläßliche Bedingung die territoriale Vergrößerung Preußens 
An Norddeutſchland aufgeftellt, und da dieſe Frage in dem erften 





1) König Sohann war mit dem Minifter von Beuft am 4, Zuli früh 
2 Uhr in Wien eingetroffen, wo er von dem auf dem Nordbahnhof ihn 
begrüßenden Kaiſer die Nachricht von der Tags zuvor gejchlagenen Schlacht 
hei Königgräß erhielt. 
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Texte der franzöſiſchen Präliminarien nicht präcifiert worden war, 
jo wurde ſie fofort Gegenjtand einer jehr lebhaften Dizcufflon. 
&r verlangte auch die Abtretung Oeſterreichiſch⸗Schleſiens und eine in 
das Territorium Böhmens einjfchneidende Grenzberichtigung. Aber 
diefe Anfprüche liefen den von Preußen bereits gutgeheißenen Präli⸗ 
minarien, welche die Unverlekbarkeit des üfterreichtichen Gebietes feſt⸗ 
ftellten, ſo zuwider, daß fie nicht aufrecht erhalten wurden. Ebenſo 
gieng es hinfichtlich des Königreichs Sachſen, denn wenn Oeſterreich 
unter dem Druck ſeiner militäriſchen Niederlagen und in der Un⸗ 
möglichkeit anders zu handeln, in die Annexion eines Teiles [sie!] 
von Hannover und Kurheſſen willigte, Die zu verteidigen ihm außer> 
Dem fehr ſchwer war, jo wollte es dagegen um feinen Preis Sachſen 
preisgeben, welches fein Schidjal geteilt und deffen Armee mit der 
einigen gefämpft hatte. Der Kaijer Franz Joſeph machte daraus 
eine Ehrenſache und widerftand auch bi zum lebten Augenblid dem 
Aufbringen Preußens, welches zwar die Unverletzbarkeit des ſächſiſchen 
Gebietes zugab, aber darauf beitand, das Kleine Königreich dem 
preußiichen Kreiß des Nordbundes einzuverleiben. Sp war man 
bis zum 25. Juli gelommen, ohne daß man einig werden konnte; 
Die dfterreichtichen Bevollmächtigten verlangten eine weitere Vers 
Yängerung der Waffenruhe um 5 Tage, was verweigert wurde; end- 
lich, nachdem der König von Sachſen felbft geraten hatte, den Wider- 
ſtand aufzugeben, ſchickte man am 26., Abende 5 Uhr, von Wien 
den Befehl ab, zuerft die Friedenzpräliminarien,!) dann einen vier- 
wöchentlichen Waffenftilitand zu unterzeichnen. 


. B. 
(Vitzthum von Eckſtädt, London, Gaſtein und Sadowa, S. 287-88) 
Wenn der König von Sachſen feine Krone und den Territorial⸗ 

beftand ſeines Landes aus der Kataftrophe von Sadowa gerettet 

Hat, jo hat er dieß zunächſt fich ſelbſt und in zweiter Linte dem 

Kaiſer von Defterreich zu danken. Denn hätte die ſächſtſche Armee 

am Tage, wo es galt, nicht mit der öſterreichiſchen gefochten, fo 

wirde Sachſen dem Schidjale Hannovers, Kurheſſens und Naßaus 


1) Art. 5 der zu Nifolsburg am 26. Juli unterzeichneten Friedens⸗ 
prälimtnarien zwiſchen Defterreih und Preußen, welcher Sachſen und die 
preußiſchen Annerionen betrifft, ift gleichlautend mit Art. 6 des diter- 
reichiſch⸗preußiſchen Friedensvertrags dd. Prag, 23. Auguft. Vgl. ©. 340. 


348 


faum entgangen fein. Der ritterliche Kaiſer Franz Joſeph mußte es 
jedoch für eine Ehrenjache betrachten, den einzigen deutſchen Bundes⸗ 
genoßen, welcher ihm in der Stunde der Gefahr zur Geite ge 
ftanden, nicht preiszugeben. Deshalb, und nur deshalb, bezeichneten. 
die öſterreichiſchen Bevollmächtigten in Nikolsburg die Erhaltung der. 
Sntegrität Sachfen® als eine conditio sine qua non und erlangten 
dieſes Zugeſtändnis. Benedetti, ala er den Ernft dieſer öſterreichiſchen 
Forderung erkannte, mag in demſelben Sinne gewirkt haben. Seine 
Inſtructionen jedoch, die Präliminarien, welche Drouyn de Lhuys 
am 14. Juli nach Wien telegraphierte, enthalten kein Wort über die 
Integrität Sachſens. Nur von der Integrität Oeſterreichs, mit 
Ausnahme des lombardiſch-venetianiſchen Königreiches, iſt in dieſen 
Präliminarien die Rede. Indirect entjchteden diefelben jedoch im 
pornhinein den Eintritt Sachſens in den Norddentihen Bund. Nach⸗ 
dem Preußen diejes Zugeitändnis ſeitens der vermittelnden Macht 
erlangt hatte, mußten felbftverftändlid) die Bemühungen Oefterreichs, 
Sachſen dem Süddeutſchen Bunde zuzuweiſen, ſcheitern. Wir bes 
merfen dieß ausdrüdlich, da Veuft nıit dem Eindrude, Sachen ge 
rettet zu haben, Paris verließ, nachdem er am Tage feiner Abreile, 
am 14., noch eine längere Beiprehung mit Drouyn de Lhuys ges 
Habt hatte. Mit welchem Erfolge, ergibt der Tert ber Prälimi⸗ 
narien, welche der franzöfiiche Minifter an demfelben 14. Juli zur 
Mitteilung an beide Friegführende Mächte fejtgeftellt hatte. 

Wie leichtfertig Kaiſer Napoleon perjünlich die ſächſtſche Frage 
behandelte, ift, ganz abgejehen von anderen Nachrichten, aus feinem 
in den Tuilerien aufgefundenen Briefe an Rouher vom 26. Auguft 
1866 ſattſam befannt. Die ipsissima verba biejez kaiſerlichen Hand» 
ſchreibens lauten: | 

„D’un autre cöte, je crois que la Prusse soulöve bien des 
chicanes & la Saxe, Ne vaudrait-il pas mieux, que la Prusse 
s’annexät la Saxe, pays protestant, et placer le roi de Saxe sur 
la rive gauche du Rhin, pays catholique? 

Diefe echt napoleonijche Idee, welche fich der Kaiſer der Frans 
zofen von der Integrität Sachſens machte, war nicht? als eine 
Reminiscenz aus dem Sabre 1814, deren Ausführung weder den 
Intereſſen der Dynaftie, noch den Wünfchen des fächftichen Volkes 
entiprochen haben würde. 
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3. Die Zuteilung Sachſens zum Norddeutfchen Buude, 


(Graf Beuſt, a. a. O. Il, ©. 17). 

Die Integrität Sachſens wurde in Nikolsburg zugeſtanden; 
was dagegen den Eintritt in den Süddeutſchen Bund betrifft, ſo 
war Bismarck beim erſten darauf hindeutenden Wort aufgeſprungen 
and hatte mit Abbruch der Verhandlungen gedroht. Auf dieſe Zu- 
rückweiſung war ich gefaßt und hatte daS Poſtulat mehr als Mittel 
eines teilweiſen Fallenlaßens betrachtet. 


B. 
(GBitzthum von Edftädbt, a a. O. ©. 288). 

Was die Zuteilung zum Süddeutichen Bunde betrifft, jo wäre 
es, wie wir uns nicht verhehlen konnten, ſchon feine leichte Aufgabe 
geweſen, dieje Combinatton im eigenen Lande durchzuführen, doc) 
wäre dieß bei richtiger Benutzung der Sachlage wol erreicht worden; 
allein was wir nach der Kenntnis der Tendenzen des Landes für 
unmöglich erklären mußten, war das Unternehmen, den vom Lande 
erjehnten Frieden für diefe Combination auf? Spiel zu ſetzen, ſobald 
dieß — wie geſchehen — in unfere Hand gelegt war. 


4. Beuſt's Austritt aus dem ſächſiſchen und Eintritt in 
den Bfterreichifchen Dienft. 
Sandihreiben des Königs Johann an Beuft, 

16. Auguſt. 

(BrafBeuft, Aus Drei ViertelsYabrhunberten, 1, S. 45960). 

Lieber Statsminijter Freiherr von Beuft! Am geftrigen Abend 
habe ih Ihr Entlaßungsgefuh von Ihren bisherigen Functionen 
erhalten und erkenne in den Beweggründen, die Sie bei dieſem 
Schritte geleitet haben, diefelben Gefinnungen treuer Hingebung an 
Fürft und Vaterland, die Ste in Ihrer ganzen dienftlichen Wirkſam⸗ 
feit bewährt haben. 

Wie ſchmerzlich mir der Gedanke einer Trennung von Ihnen 
ift, brauche ich Ihnen wol nicht zu jagen. Seit meinem Regierung? 
antritte haben Sie mir in guten und böſen Tagen treu zur Seite 
geftanden und mir täglich Gelegenheit gegeben, Ihre reiche ſtats⸗ 
männiſche Begabung, Ihre Tätigkeit und unerjchüitterliche Anhäng⸗ 
lichkeit kennen zu lernen. Stets war Ihr Rat ein gewißenhafter 
und molüberlegter, von der Lage der Sache und nicht bon perfüns 
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licher Neigung oder Abneigung geletteter, und Hat fich in Tangfähriger 
Erfahrung vielfach ala ein eriprießlicher bewährt. Unſer Ein⸗ 
verſtändnis über die wichtigften Fragen war fchnell hergeftellt, und 
wie ich die Weberzeugung Haben Zonnte, daß in den von Ihnen 
geleiteten Geſchäften nichts Cinflußreiches ohne mein Vorwißen geichab, 
fo mußte ich auch, daß felbit bei einer Meinungs-Verſchiedenheit 
unter und meinen Welfungen ftreng nachgegangen wurde. 

Die Löfung eines fo glüclichen und bewährten Verhältniffes 
fann mir nicht anders als fchwer werden. Wenn ich gleichwol 
Ihrem Geſuche hiermit willfahre, fo geichieht e8 nur in Rüdficht 
ouf die von Ihnen geltend gemachten politiichen Gründe, die ein 
Opfer meiner perjünlichen Wünſche und Gefilhle zum Beften Des 
Landes erheiihen, und unter der Verfiherung, daß meine Dankbar⸗ 
feit fir die mir und meinem vereiwigten Bruder geleifteten wichtigen 
Dienfte und meine Gefinnung innigen Wolwollens und aufrichtiger 
Hochachtung fir Ihre Perſon auch unter veränderten Verhältniffen 
unauglöfchlich diefelben bleiben werden. 

Mit der ausgezeichnetſten Hochachtung und der aufrichtigften 
Zımeigung, verharre ich, lieber Statsminifter Freiherr von Beuſt, 

Ihr ergebeniter 
Johann. 

Schönbrunn, den 16. Auguſt 1866. 

Das königliche Handſchreiben iſt die Antwort auf das Entlaßungs⸗ 
geſuch, welches Beuſt ſchon am Tage der Unterzeichnung der öſter⸗ 
reichiſch⸗preußiſchen Friedenspräliminarien vergeblich angeboten und 
am 15. August förmlich geitellt hatte, nachdem feine Beteiligung an 
den preußiſch⸗ſächſtſchen Friedensverhaudlungen von Preußen abgelehnt 
worden war. (Vgl. Beuft, a a. D.1, ©. 458). Die von dem 
Könige verfügte Eokortige Xeröffentlichung des Handſchreibens ver⸗ 
ſtimmte in Berlin ſehr und wirkte erſchwerend auf die ohnehin wider⸗ 
willig und deshalb ſehr langſam von Preußen EAnpen Friedens⸗ 
unterhandlungen ein. (Vol. Vitzthum v. Eckſtädt, London 
Gaſtein und Sadowa, ©. 341 ff.) Hr. v. Beuſt wurde bald darauf 
vom Katjer von Oeſterreich zu feinem Minifter des Auswärtigen 
berufen, aber die fürmliche Ernennung bis nad) dem Zuſtandekommen 
des preußiſch⸗ſächfiſchen Friedensvertrages verſchoben; fie erfolgte aus 
bieem Grunde ft am 30. Deiober 1806, (Bal Beuft,a. aD. 
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5. Die preufifche Anueriondluft wird von ſächſiſchen 
Zandespreidgebern unterftiikt. 
A. Ä 
Der Sachſe Hetnrih v. Treitſchke verlangt in einem 
Bamphlet die Vertreibung des Königshaufes und 


Die Annexion des Königreichs, 30. Juli 1866, 
(Heinrih von Treitichte, Die Zukunft ber norbbeutichen Mittelftaten, 
dd. 80. Juli. Berlin, Georg Reimer 1866). 


[S. 8.] Scharfe, beſonnene Prüfung der Tatjachen führt zu 
dem Ergebnis: jene drei Dynaftien [von Sachſen, Hannover, 
Kurheſſen] find reif, iberreif für Die verdiente Ver— 
nihtung; ihre Wiedereinjeßung wäre eine Gefahr 
für die Siherheitdes neuen deutſchen Bundes, eine 
Berfündigung an der Sittlichkeit der Nation. 

[S. 15—16.] Nächſt dem Haufe Habsburg hat fein anderes 
Fürftengeichlecht die Sahrhunderte hindurch fich ſchwerer verſündigt 
an der deutjchen Nation als das Haus ber Albertiner ... jo zukunfts⸗ 
reich ftand Oberjachjen da vor dreihundert Jahren, und wie tief tft 
es gejunfen durch die erbliche Unfähigkeil, den trodenen Stumpffinn 
feiner Beherricher ! 

[S. 19.] König Johann ift unzweifelhaft der achtungswertefte 
Mann unter ben vertriebenen deutfchen Fürſten; doch die begeffterten 
Zobiprüche, die man feinem Geiſte zu ſpenden liebt, Halten dem 
ſcharfen Blide nicht Stand. Mit einer Fülle gelehrter Kenntniſſe ift 
er ein gewöhnlicher Menjch geblieben, enges Herzen, unfrei, philifter- 
haft in feinem Urteil über Welt und Zeit. . | 

[S. 20.] König Iohann tft aus freiem Entſchluß ein Vafall 
des Haufes Lothringen geworden. Mag er es bleiben und als 
Standeherr in Böhmen ein forgenfreies Leben’ führen; feine Kron⸗ 
Ihäte find ja gerettet. In dem neuen Deutjchland ift fir öſter⸗ 
reichiſche Vafallen fein Raum. Auch ein Perfonenwechfel kann nicht 
genügen. [Folgen noch gröbere Schmähungen des damaligen Kron⸗ 
pringen, jetigen Königs Albert und des Prinzen Georg von Sadjien, 
die mit Rückſicht auf das Strafgefegbuch hier nicht wieder zu geben 
find.] Zu vergeßen veritehen Die Albertiner jo wenig wie der Stuhl 
bon Rom; die Sicherheit des neuen deutſchen Bundes fordert, daß 
fie die Schuld der Väter und die eigene Schuld durch den Verluft 
des Trones büßen. 
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[S. 23—24.] Bor allem fürchten wir von einer Reftauration 
die Entfittlihung des Volles durch den Geilt der Lüge, durch die 
Gleißnerei einer Loyalität, welche nad) den Greigniffen dieſes 
Sommers mindeitend von dem jüngern Geſchlechte gar nicht mehr 
gehegt werden kann. Man male ſich die Scene aus, wie König 
Johann einzieht in feine Hauptftabt, wie der allzeit getreue Stadt: 
rat von Dresden den Landverderber mit Worten bes Dante und 
- der Verehrung empfängt, wie rautenbekränzte weißundgrüne Sungs 
frauen ſich neigen vor der befledten und entweihten Krone, wie ein 
anderer Mahlmann die läppiichen Geſänge der partifulariftiichen 
Dichtkunſt erſchallen läßt: „das DVeilchen blüht, die Raute griünet 
wieder”, — wahrhaftig, jchon der Gedanke iſt efelerregend.:. . 
Sm Namen deutfher Redlichkeit proteftieren wir 
dagegen,daß die fragenhafte Lüge legitimiſtiſcher 
Huldigungen auf dem Boden des neuen Deutjd- 
lands geduldet werde 


[S. 27] In Tagen wie dieje joll man da Herz 
haben, die Baragraphen des albertiniihen Straf: 
gejegbuhes zu misadten. Preußens ftarke Hand wird im 
ungünſtigſten Falle die treuen Freunde zwar nicht vor dem Nebel» 

wollen, doch vor den Mishandlungen des reftaurierten Kleinkönig⸗ 
tums ſchützen... Sind jene Blätter [gemeint tft die „Tiberalsnationale”, 
Äpäter nationalliberale ſächſiſche Preffe] der Meinung, daß Sachien 
unter einem unzuverläßigen preußiſchen VBafallen gedeihen könne, jo 
mögen fie verjuchen, die Gemüter für diefe Halbheit zu gewinnen. 
Bekennen fie fi) mit uns zu der entgegengejegten Anficht, jo mögen 
fie rund herausſagen: wir wollen niht,.daß ein von 
Gott und den Menſchen gerichtete Haus zurüd- 
Zehrt aufden verwirften Tron. 

[In Folge diefer Schrift erließ der Vater des Verfaßers, der 
greiie gl. fächftiche Generallieutenant a. D. v. Treitjchfe in den 
Zeitungen eine Veröffentlichung, dd. Dresden, 22. Auguft, in der er 
erklärte: „ſamt allen den Meinigen nur mit Gntrüftung und tiefem 
Schmerz die Aeußerungen geleien zu haben, welche mein älterer 
Sohn... . gegen dieß teuere Königshaus fich geftattet hat.” 

Seitens der kgl. preußiichen Regierung aber wurde der Vers 
faßer ganz ander beurteilt. Zunächſt nötigte der fgl. preußiiche | 
Civilgouverneur v. Wurmb zu Leipzig dur) harte Strafandrohungen 
die dortige Vollzeidirection und Statsantwaltichaft, welche, den ſäch⸗ 








— 
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Füchen Gejegen entiprechend, über das Treitſchke'ſche Pamphlet die 
Confiscation verhängt hatten, dieſe Maßregel wieder aufzuheben, 
und ermöglichte fo die Verbreitung der umſtürzleriſchen Schmäh⸗ 
ſchrift. Dann ſchützte die preußiſche Regierung den Verfaßer und 
"diejenigen feiner Geſinnungsgenoßen, bie ſich Mon jeinem Vorgange 
u ähnlichen hochverräteriichen Handlungen hinreiken ließen (©. dag 
olgende Stüd unter B), durch Art. 19 des preußtich-fächftichen 
Friedensvertrags) vor jeder jtrafrechtlihen und disciplinariſchen 
‚Verfolgung. Endlich aber wurde Heinrich von Treitichke, der 1856 
bis 63 Privatdocent in Leipzig geweſen war und bei Abfaßung 
ſeines Pamphlets in Berlin die „Preußiſchen Jahrbücher“ leitete, 
noch im Herbſte des Jahres 1866 zum ordentlichen Zeefeſſor an der 
nunmehr kgl. preußiſchen Univerſität Kiel. ernannt, 1874 in gleicher 
Eigenschaft nach Berlin berufen und 1886 gar zum „Hiftortographen 
Des preußiſchen States” bejtellt.] 


B. 
Die Landesperjammlung der liberalsnationalen 


Partei Sachſens, 26. Auguft. 
(Rah der Dresdner „Gonftitutionellen Zeitung”, Jahrgang 1866, Nr. 199). 

Do bevor der Friede zwiſchen dem Königreich Sachſen und 

dem SKönigreih Preußen abgeichlopen war, am 26. Auguſt 1866, 
fand in Leipzig eine Landesverſammlung der „liberals> 
nationalen Partei Sachſens“ jtatt, welche bie königl. jädh- 
ſiſche Polizeibehörde in Erwartung deſſen, was die VBerjanm- 
Yung bringen würde, verboten, deren Geitattung aber die 

Preußiſche Militärbehörde erzwungen hatte. Im dieler 
Verſammlung wurde nad längeren Verhandlungen, an denen fi 
Profeſſor Biedermann, Dr. Schildbach, Advocat Rudolf Schmidt, 

er a u. a. beteiligten, eine Rejolution angenommen, in der es 

eißt: 


„Wir glauben die deutſchen und ſächſiſchen Intereſſen, ſowol 
geiſtige als materielle, am meiſten gewahrt durch die völlige Ein— 


1) Dieſer ungemein umſichtig gefaßte Art. 19 lautet: „Seine Majeſtät der 
König von Sachſen erklärt, ba8 feiner feiner Untertanen, oder wer jonit 
ben jächfiichen Gefegen unterworfen ift, wegen eines in Bezug auf Die Ver⸗ 
hältniſſe zwifhen Preußen und Sachſen während der Dauer des Striegs- 
.zuftandes begangenen Vergehen? ober Verbrechens gegen die Perfon Seiner 
Majeftät oder wegen Hocperrats, Statsverrats oder ſonſt wegen einer dic 
Sicherheit des States gejährdenden Handlung oder endlich wegen feines 
politifchen Verhaltens während jener Zeit Überhaupt ftrafrechtlid, polizei⸗ 
lic) oder disciplinarifch zur Verantwortung gezogen oder in jeinen Ehren⸗ 
rechten beeinträchtigt werden fol. Die etwa bereit3 eingeleiteten Unter— 
fuchungen diefer Art jollen, einjchließlich der Unterſuchungskoſten, nieder- 
geichlagen werden. . . 
28 
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verleibung Sachſens in den preußiſchen Stat. Solange 
dieß nicht möglich tft, erklären wir: es liegt im Intereſſe de& 
ſächfiſchen Volkes...“ 

Folgt der Wunſch, daß Sachſen der Militärhoheit und der 


biplomatiigen Bertretung, einichließlich des Geſandtſchafts⸗ 
rechtes „völlig und ein slose derluftig erde 


. C. i 
Guſtav Freytag an Lothar Bucher‘), ad. Siebleben bei 
Gotha 8. September 1866. 

(Die Zukunft, Heraußgeber Mazimiltan Harden, 11. Jahrg, Nr. 40, &. 36 ff.) 

Hochgeehrter Herr Geheimrat ! 

Sn der Frage Sachen wage ic) an Bekanntſchaft aus früherer 
Zeit zu appellieren und leiſe an die Bücher der Sibylle zu rühren, 
welche in Ihrer Nähe bewahrt werden. ' 

In dieſen Tagen wird Ihnen eine Flugſchrift zugehen: „Mas 
wird aus Sachſen?“, welche die Töne anfchlägt, in denen jet auf 
das ſächſiſche Volk zu wirken if. Die Agitation hat in Sachen 
begonnen; läßt man der preußiſchen Partei einige Mo- 
nate Zeit und Vuft, fo tft die beite Hoffnung vorhanden, da 
biefelbe die große Majorität der möglichen Abgeordneten gewinnen wird. 

Someit das Schidjal Sachſens durd) die Parteinahme des 
fähfiihen Volkes und des Parlamentes im Bundesſtat mitbeftimmt 
werden ann, liegt das Spiel fir Preußen glinftiger, als viele 
Sachen Hoffen oder fürdten. .. . 

Wenn die große Politik der preußifchen Negierung geftattet, 
bie ſächſiſche Frage durch feſtes Beharren auf den ur—⸗ 
fprüngliden Forderungen hinauszuſchieben, fo tft ihr 
im Lande jelbft eine große Zunahme der Annerioniften ficher. 

Aber dringend wünſchenswert iſt ein kräftigeres Eingreifen in 
bie Verwaltung. Herr v. Wurmb tft auf Inftructionen angemiefen, 


) Guſtav Freytag gab damals die Leipziger „Grenzboten“ heraus, 
wohnte aber meift in Siebleben und ſtand dem Herzog Ernft IT. von Sachfen- 
Koburg-Gotha jo nahe, daß man den denfelben betreffenden Vorfchlag 
obiges Briefe auf diefen Herrn ſelbſt zurüdführen muß. Lothar 
Bucher, der einftige Steuerverweigerer und Flüchtling, befand ſich ſchon 
feit 1864 als vortragender Rat im preußifhen Minifterium des Ause 
wärtigen und galt als intimfter Vertrauensmann Bismarcks. 
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General v. Schad hat fein Verftändnis für die Dinge und fucht 
Anlehnung in den Hoflreißen Dresdens, um zu. vermitteln, two Vers - 
mittelung unmöglich ift. Dem Lande tut ein energifcher Statthalter 
not. Was preußiſcherſeits bis jeßt geihehen, Hat 
faum impontert; die unerhörte Milde, mit welcher die Landes» 
commiſſion behandelt und ihr Communication mit dem Könige freis 
gelaßen wurde, müßte aufhören. Die Landescommilfton auflöfen, 
die Regierung jelbjt in die Hand nehmen, die fümtlichen Beamten 
durch Reverſe fiir das neue Interimifticum verpflichten, die offictelle 
Beamtenjtellung der Leipziger und der Dresdener Zeitung aufheben 
oder die Nedacteure wechſeln, die Amtshauptmannfchaften und die 
Gendarmerie neu organifieren, — das erit hieße die Mafchine in 
die Hand befommen. Erſt dadurd) wird dem Volke die Idee preu⸗ 

Bifcher Zukunft nahe gelegt. Ä 

Der Statthalter aber müßte ein höherer Beamter Preußens 
fein, energiſch und mit eigenen Gedanken, der nicht anzufragen 
brauchte, wo es einmal jchnell zu haudein gilt, ſelbſt gegen ver⸗ 
witwete Königinnen [Anſpielung auf die verwitwete Königin Eli- 
fabeth von Preußen, Schweiter der Königin Amalie von Sachſen, 
vgl. S. 177— 718]. In früheren Jahren galt Mathis für folche Natur. 

Das nächſte Stoden der Verhandlungen mit König Johann 
würde ja wol eine zwedmäßige Veranlagung zu dieſer Aenderung 
fein Tönnen. Dem Ausland gegenüber wäre es ein unvermeidlicher 
Schritt zur Etablierung eines Interimiſticums, bis Die 
Verhandlungen auf Grund des Prager Friedens wieder aufgenommen 
werben können. 

Die Dynaftie darf nicht zurüdfehren, es wäre ein 
Martyrium für alle Teile, und die Arbeit diejeg Sommers miißte 
noch einmal getan werden. Die Sachſen find ein gefcheites Volk, 
und fie werden das fchnell begreifen, jobald fie jehen, daß Preußen 
Ernſt macht, das Land zu behalten. 

Es iſt auch von andern Wettinern die Rede geweſen. Cine 
feine Großmadt Weimar, welche von den ſchleſiſchen Bergen 
bis zur Werra reicht, wäre Doch eine jehr unbequeme Schöpfung, 
fie könnte die Einverleibung Sachſens ad calendas graecas ver⸗ 
zögern. Mein gnädiger Herr von Gotha würde ſich 
zwar bereit finden laßen, die Functionen eines Mo—⸗— 
narchen mit eventueller Succeſſion Preußens zu über: 

28* 
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nehmen, wenn man über das Odium wegzuhelfen wilßte, aber ich 
wollte dem Herrn perfönlich die verantwortliche Stellung nicht wün⸗ 
ſchen. In jedem Falle wäre e8 nur ein Notbehelf und irgend eine 
Ceſſion der Albertiner an die ältere Linie faſt noch unwahrſchein⸗ 
licher als eine Geifton des Landes an Preußen. 

Wir haben in Leipzig eine hübfche Meine Agitatton begonnen, 
Was noch lähmt, tft die Unficherheit, ob man in Berlin entichloßen 
ift, daS Notwendige zu tun, das Heißt: feftzuhalten. Wäre 
Ihnen, hochverehrter Herr, möglich, mir darüber Ihre perjünlichen 
Anfichten auszusprechen, fo würde ich durch dieje discrete Mitteilung, 
welche in gutem Gewahrjam bliebe, in die Möglichkeit verjegt, meinen 
ſächſiſchen Bekannten größere Anftrengungen zuzumuten. Denn als 
Nichtſachſe darf ich Tein Bedenken Haben, fie ſich compromittieren zu 
lagen, wenn fie Ausficht Haben, etwas zu nützen; im entgegengejeßten 
Falle hätte ich fein Necht dazu... . | 


7. Der Friedensſchluß;z, 21. October. 
(0. Sybel a. a. O. V, ©. 462) 

[Nachdem fich der preußiiche Unmut über das Fehlichlagen des 
Anneriondplaned durch möglichſte Erſchwerung und Verlängerung 
der in Berlin geführten Friedensunterhandlungen — man verlangte 
vor allem die völlige Einverleibung der ſächſiſchen in Die preußifche 
Armee — und durch brüsfe Abweiſung der von Sachen angernfenen 
franzöftichen und öfterreichiichen Vermittlung bereit3 reichlich Luft 
gemacht hatte, fanden die Verhandlungen folgendes, von Sybel a. 
a. O. berichteteg Ende:] 


[Bismarck] verlieh Berlin in den legten Tagen bes Septembers, 
um in der ländlichen Ruhe von Putbus Heilung eines Nervenleidens 
zu fuchen, und die ſächſiſche Verhandlung wurde von dem frühern 
Bundestagsgejandten, Herry v. Shoigny, ohne Bismarcks weitere 
Teilnahme und bald im Widerſpruch mit deſſen Grundfägen weiter 
geführt. Nun waren die Wünſche nach ſächſiſchem Landerwerb troß 
de3. Prager Friedens in Berlin nicht überall erlofchen, und man fam 
zu der vertragswidrigen Schlußfolgerung, daß man freilich) Land⸗ 
erwerb nicht fordern dürfe, aber nichts im Wege ftehe, ihn anzu⸗ 
nehmen, wenn er angeboten würde. Demnach brachte Savigny eine 
unerträgliche Forderung nach der andern, umnterftügt durch immer 
läſtigere Maßregeln der preußifchen Militärverwaltung in Sachſen: 
während riefen [der jächliiche Unterhändler] unter der Hand er: 
fuhr, das alles würde ſich verwandeln, wenn er die Abtretung von 
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Zeipzig daflir anbieten wollte.) Als die Sachen aber feft blieben, 
als ein Brief ihres Königd den preußifchen Monarchen warmes 
Tones an die alten perfönlichen Beziehungen naher Freundichaft und 
Berwandtichaft erinnerte: da jegte um die Mitte des Octobers Die 
Strömung um, und das Ende war ein Friedensſchluß, deſſen Cha⸗ 
racter fi) nur in vorübergehenden Beitimmungen von dem der übrigen 
deutſchen Verträge unterjchied. Sachſen trat in den Norbdeutichen 
Bund ein, verhieß, feine Truppen nach den künftigen allgemeinen 
Einrichtungen des Norddeutfchen Bundes zu reorganifteren, bis dahin 
aber dem Oberbefehl eines in Sachen refidierenden preußiſchen Ge⸗ 
nerals zu unterftellen, und auf dem Königsftein eine preußtiche, 
fowie in Dresden eine gemeinichaftliche Garniſon zuzulaßen. Die 
Kriegsentſchädigung wurde auf 10 Millionen [Taler] feftgefett. Die 
Übrigen Beftimmungen betrafen, ähnlich wie in den ſüddeutſchen Ver= 
trägen, Eijenbahnen und Zollverein. 


) Ueber die damalige Situation äußerte fih Graf Vißthum in einem. 
am 9. October aus London feiner Regierung erftatteten vertraulichen Bes 
richt folgendermaßen: „Am Schlimmiten für uns ift die Krankheit des 
Strafen Bismard, welcher an einer folchen Nervenaufregung leidet, daß 
man ihm jedes, auch das gleichgültigfte Telegramm vorenthält. Denn der 
unerwartete Erfolg hat diefen Statsmann verſöhnlich geftimmt. Ent— 
Tchloßen, mit der Kreuzzeitungs-Partei zu brechen, fucht er einen Stützpunkt 
in der nationalen Partei und bekämpft im Sntereffe Deutſchlands die 
Mebertreibungen des preußifhen Bartifularismus. Go 
weitgehend feine Pläne, jo Eoftjpielig das Net feiner in Böhmen, Mähren. 
und Ungarn angelnüpften geheimen Verbindungen auch jein mögen, fo 
zweifellos fein geheimes Einverjtandnis mit Bayern und Württemberg — 
von Baden ganz zu ſchweigen —, jo entfchloßen ift er doch, fi vor— 
läufig mit dem Erworbenen zufrieden zu ftellen und allſeits zu ber: 
ſöhnen. „Unſere Officiere“, Hat Graf Bismard noch neulich dem Herrn 
v. Dalwigf hingeworfen, „haben das Talent fich überall verhaßt zu machen. 
Das muß anderd werden.” Mit dem Grafen Bismard würde es weit 
leichter geweſen fein ſich zu verftändigen, als mit dem dharacterlofen, 
jchwerfälligen und kleinlichen Savigny, der zwar den Vortrag bei feinem 
Könige jet hat, aber ohne allen Einfluß if. Auch Hätten europäische 
Geſichtspunkte, nicht bloß deutſche, am menigften ſächſiſche — wenn von 
unfern Bevollmächtigten betont, auf den einzigen preußifchen Statömann, 
der einen europäifchen Bli hat, Eindrud zu machen nicht verfehlt.‘ 
DBigthum v. Eckſtädt a. a O. ©. 3882—-83,) | 


Bu 
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Fünffes Kapitel. 
Die Anmerionen vor dem preußiſchen Landtage. 


— — — 


1. Die Botſchaft des Königs an beide Häuſer des preußzi⸗ 
| fchen Laudtags vom 16. Auguſt. 
(Aegidi und Klauhold, aa. D. &. 2334-85). 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden ꝛc. 2c. tun fund und fügen 
hiermit zu wißen: Die Negierungen des Königreichs Hannover, des 
Rurfüritentums Heflen, des Herzogtums Naßau, ſowie der freien 
Stadt Frankfurt haben fi durch ihre Teilnahme an dem feindlichen 
Verhalten des ehemaligen Bundestages in offenen Kriegszuftand mit 
Preußen gelebt. Sie haben ſowol die Neutralität, als das von 
Preußen unter dem Verſprechen der Garantie ihres Territorial- 
beftandes ihnen wiederholt und noch in letzter Stunde angebotene 
Bündnis abgelehnt, haben an dem Kriege Oeſterreichs mit Preußen 
tätigen Anteil genommen und die Entſcheidung des Kriege 
über ſich und ihre Länder angerufen. Diefe Entfcheidung 
tft nach Gottes Ratſchluß gegen fie auögefalen. Die politiide 
Notwendigkeit zwingt Uns, ihnen die Regierungsgewalt, 
deren fie durch das flegreiche Vordringen Unſerer Heere entfleidet 
find, nicht wieder zu übertragen. Die genannten Länder würden, 
falls fie ihre Selbjtändigfeit behielten, vermöge ihrer geographiſchen 
Zage bei einer Feindfeligkfeit, oder auch nur zweifelhaften Stellung 
ihrer Regierungen der preußiichen Politik und militäriſchen 
Action Schwierigkeiten und Hemmniffe bereiten können, welche weit 
über das Maß ihrer tatfächlihen Macht und Bedeutung hinaus 
gehen. Nicht im Merlangen nad) Ländererwerb, fondern in der 
Pflicht, Unfere ererbten Staten vor wiederkehrenden Gefahren 
zu ſchützen und der nationalen Neugeftaltung Deutſchlands eine breitere 
und feitere Grundlage zu geben, liegt für Uns die Notwendigkeit, das 
Königreich Hannover, das Kurfürftentum Helfen, das Herzogtum Naßau, 
ſowie die freie Stabt Frankfurt für immer mit Unferer Monardie 
zu vereinigen.) Wol wißen Wir, daß nur ein Teil der Ber 


2) Nach diefen Worten „mit unferer Monarchie zu vereinigen“ erſcholl 
lebhaftes Bravo auf der rechten Seite des Haufes, ebenjo auch am 
Schluße der Botſchaft. 
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völferung diefer Staten mit ung. die Ueberzeugung von jener 
Notwendigkeit teilt. Wir achten und ehren. die Gefühle der Treue 
und Anhänglichkeit, welche die Bewohner derjelben an ihre biöherigen 
Fürftenhäufer und ihre felbftändigen politiichen Einrichtungen knüpfen; 
allein wir vertrauen, daß Die lebendige Beteiligung an der fort 
i chreitenden Entwickelung des nationalen Gemeinlebens in Verbindung 
mit einer fchonenden Behandlung berechtigter Eigentümlichfeiten 
den unvermeidlichen Uebergang in die neue größere Gemeinjchaft erleich- 
tern werde. Die beiden Häufer des Landtags fordern Wir auf, Die 
verfaßungsmäßig erforderlihe Genehmigung und Einwilligung zu 
erteilen, und laßen ihnen zu dieſem Behufe den beiliegenden Geſetz⸗ 
entwurf zugehen. 


2. Geſetzentwurf vom ſelben Tage. 
(Aegidi und Klauhold, a. a. O. ©. 235). 

Art. 1. Wir übernehmen für Uns und Unſere Nachfolger auf 
Grund des Art. 55 der Verfaßungs-Urkunde für den preußiſchen 
Stat die Regierung über das Königreich Hannover, das Kurfürſten⸗ 
tum Heſſen, das Herzogtum Naßau und bie freie Stadt Frankfurt. 

Art. 2. Die definitive Regulierung der Beziehungen diejer 
Zänder zu dem preußiſchen Statögebiete auf Grund des Art. 2 der 
Verf.⸗Urk. erfolgt mittelft beſonderen Geſetzes. 

Art. 3. Das Statsminiſterium wird mit der Ausführung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt.. 


3. Begründung vorſtehender Regierungsvorlage. 
(Aeg idi und Klauhold, a. a. O. ©. 235 -286). 

Die Regierungen des Königreichs Hannover, des Kurfürſtentums 
Heſſen und des Herzogtums Naßau, ſowie die freie Stadt Frank⸗ 
furt haben durch ihre beharrliche Ablehnung der von Preußen vor⸗ 
geſchlagenen Reform des Bundes und durch den offenen, mit dem 
Zweck der Vereitelung derſelben unternommenen Krieg bewieſen, 
daß auf ihre Mitwirkung zur Befriedigung der nationalen Bedirf- 
miſſe und berechtigten Wünſche des deutfchen Volkes nicht zu rechnen 
iſt. Sie haben damit ihren Fortbeitand unmöglich gemacht, indem 
fie gezeigt haben, daß berjelbe mit der Erreichung befriedigender 
Zuſtände der deutfchen Nation unvereinbar tft. Neben diefer Unver⸗ 
träglichkeit mit einer Neconftruction Deutſchlands auf nationalen 
Srundlagen wiirde der Fortbeitand diefer Staten eine fortdauernde 
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Gefahr fir Preußen in fich fchließen. Die lebten Creigniffe haben: 
gezeigt, wie groß diefe Gefahr it, indem Preußen fih genötigt: 
geliehen Hat, im Augenblid eines die ganze Kraft der Nation in 
Anspruch nehmenden Krieges gegen eine ebenblirtige Großmacht, einen 
bedeutenden Teil feiner Kräfte zur Occupation jener, e8 im Rüden 
und von der Seite bebrohenden Länder zu verwenden. Dieler Zuſtand 
darf nicht wiederfehren. Se. Maj. der König Hat ſich daher ent- 
ſchloßen, zur Steherftellung der eigenen und der Übrigen deutſchen 
Lande von dem durch die Vorſehung ihm verlichenen 
Rechte Gebrauch zu machen und die Negierung über die gegen- 
wärtig bon preußiichen Truppen occupierten und in preußticher Ver⸗ 
waltung befindlichen Territorien des Königreichs Hannover, des 
Kurfürftentums Heſſen, des Herzogtums Naßau und der Stadt 
Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet auf Grund des Art. 55 der 
Verfaßung zu übernehmen. Die Herzogtlimer Holſtein und Schles⸗ 
wig hat Se. Maj. der König bisher In gemeinfamen Recht mit: 
Sr. Maj. dem Kaiſer von Oefterreih auf Grund des Wiener Ver: 
trage® vom 30. October 1864 befeßen. Nachdem Se. Maj. der 
Kaiſer fich bereit erklärt Hat, alle ihm aus biefem Vertrage zuſtehen⸗ 
den Rechte auf Se. Mai. den König zu übertragen, wird Se. Maj. 
der König, Jobald der Friede mit Oefterreich ratifictert fein wird, 
die Regierung auch diefer beiden Herzogtümer definitiv übernehmen. 
Wenn die nördlichen Diftrikte des Herzogtums Schleswig in freier 
Ahftimmung den Wunſch ausiprechen jollten, mit dem Königreich 
Dänemark vereinigt zu werben, jo wirb Se. Maj. der König dieſem 
Wunſche ftattgeben.. Die individuellen Verhältniffe und Beſonder⸗ 
heiten der neu erworbenen Länder und Landesteile werben eine viel⸗ 
fache Berüdfichtigung erforbern, deren Tragweite ſich noch nicht über⸗ 
ſehen läßt. Es ift der Wille Sr. Ma}. des Königs, den wirklichen 
Beblirfnifjen gerecht zu werben und die billigen Nüdfichten auf 
beredtigte Eigentiimlichfeiten mit den Forberungen des allge 
meinen Statswols und ber Gerechtigkeit gegen alle Seine Untertanen aus⸗ 
zugleihen. Deshalb konnte die fofortige Aufnahme dieſer Länder 
in das preußiſche Statögebiet nicht erfolgen, vielmehr muß es 
einer Hoffentlih nahen Zukunft vorbehalten bleiben, bie ſämtlichen 
unter der Herrjchaft des Königs befindlichen Lande in ein Ganzeb- 
zu vereinigen, fobald die neun erworbenen Länder durch das jet 
einzurichtende Uebergangsſtadium dazu vorbereitet fein werden. Die 
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dahin zielenden. Vorlagen werden, nad; Maßgabe des Art. 2 der 
Berfaßungsurtunde, dem Sanbiage feiner Zeit gemacht werben. 


[Durd) die Cinverleibungen fol Preußen (ohne Schleswig« 
Holftein) folgenden Zuwachs an Land und Leuten erhalten: 
Hannover . » » 2. 698 Om Meilen. 1,923,492 Einw. 


(Dec. 1864.) 
Suchen . . . . . 174 " 845,063 
Nabaıun . . 2202. 8 " 468, 311 
Salut . . 2.2... 02 „ g1, 180 „| 


959 Du.-Meilen. 3, 308, 046 Einw. 
Hiezu Preußen . . . 5,058 ’ 19,552,139 
Nunmehriger Stat . . 6,017 Qu.-Meilen. 22,880, 185 Einw. 
(9. Schultheſs, Europ. Geſchichis talender 1866, ©. 179).] 


4. Geſetzentwurf der Commiffion des Abgeordnetenhauſes. 
(9 Schulthefs, Europ. Gejchichtäfalender 1866, &, 188—89). 
.. 81 Das Königreich Hannover, dad Kurfürftentum Heſſen, 
das Herzogtum Naßau und die freie Stadt Frankfurt werden in 
Gemäßheit des Art. 1 der Verfaßungs-Urkunde für den preußiichen 
Stat mit der preußiſchen Monarchie für immer vereinigt. 
8 2. Die preußiiche Verfaßung tritt in diefen Landesteilen ant 
1. Oct. 1867 in Kraft. Die zu diefem Behufe notwendigen Abändes 
rungs⸗, Zufaß- und Ausführungsbeſtimmungen werden durch bejondere 
Geſetze feitgeftellt. 
8 3. Das Statöminiftertum wird mit ber Ausführung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. _ 
[Diejer Entwurf wurde an Stelle der unter Nr. 2 mitgeteilten 
Regierungsvorlage unter Zuftimmung ber Regierung von beiden 


Häufern angenommen und am 20. September als Geſetz publictert 
(S. Kap. 6 Nr. 10).] 


5. Aus dem Bericht der Commiffion des Mbgevrdnetens 
hauſes, 1. Sept. 1866, 
(Megidiund Qlauhold, a. a. O. ©. 288 ff). 

. Die Commiſſion erkannte in der k. Botſchaft den Beginn 
eines neuen Abſchnitts nationaler Entwickelung und nahm die k. Bot⸗ 
ſchaft und die Geſetzesvorlage mit hoher Befriedigung auf. 

Die General⸗Discuſſion verbreitete ſich über folgende Punkte: 
1. Ueber das Recht des preußiſchen States auf die Vereinigung von 
Hannover ꝛc. mit der preußiſchen Monarchie. 2. Ueber die politiſche 
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Notwendigkeit oder Niiglichkeit diefer Vereinigung. 3. Weber bie 
Schonung der rechtlichen Eigentümlichkeiten der mit Preußen zu ver 
einigenben Länder. 4. Ueber die Notwendigkeit eines Uebergangs⸗ 
zuftandes bis zur vollſtändigen Einverleibung, indbejondere a) iiber 
die Nachteile einer Perjonal-Union, b) über die Bedenken gegen die 
ofortige Geltung der preußiichen Verfaßung. 5. Ueber etivaige 
Garantien des NRechtszuftandes in den zu annectierenden Ländern bis 
zu deren Einverleibung. | 

l. Schon die bereit erwähnten, dem Abgeorbnietenhaufe ein- 
gereichten Betitionen machten die Prüfung der Trage nad) dem 
Recht des preußiſchen States auf Cinverleibung jener 
Länder für die Commiſſion unvermeidlih. Der Herr Minifter: 
präfibent [Graf Bismard] nahm das feiner Anficht nach völkerrecht⸗ 
ih anerlannte Recht der Eroberung mit volliter Wirkung 
fur Breußen in Anſpruch. Aus dem Schoße der Commilfion wurde 
entgegnet, daß der preußiiche Stat fi) nach einem andern Rechts⸗ 
titel ald dem der Eroberung umſehen müße. Das ſei die nadte 
Gemalt, welche in der Gegenwart zur Rechts» und Statsbildung 
nicht mehr augreiche. Kein neuerer Völferrechtslehrer vertrete dieſen 
antiquierten Standpuntt. Die Friedenspräliminarien von Nikolaburg 
gewährten doch der im dänischen Kriege untermworfenen Bevölkerung 
der nördlichen Diftricte von Schleswig das Recht freier Abſtimmung. 
Die Sanction des deutſchen Volkes, zur Zeit allerdings 
nur repräfentiert in dem fünftigen Neichötag des Norddeutichen 
Bundes, fei jenen Nechtötitel der Eroberung zu legitimieren im 
Stande, Der Herr Minifterpräfident verwahrte fich gegen den Bor: 
wurf der nadten Gewalt und rechifertigte die Eroberung mit dem 
Recht der deutſchen Nation, zu eriftieren, zu atmen 
und sid zu einigen, zugleich aber mit dem Hecht und ber 
Pflicht Preußens, diefer deutſchen Nation die für ihre Eriftenz 
nötige Bafis zu liefern. Sodann hob er hervor, daß dieſe Angelegem 
heit nicht no) Wochen und Monate in der Schwebe bleiben dürfe, 
und daß im Fall Eriegerifcher Verwidelungen der Parlamentsbeſchluß 
von feinem Nugen fein würde. Die Commtiifion in ihrer Mehrheit 
verfannte nicht, daß, fo lange der Krieg, auch dad Recht der Erobe 
zung beftehe. So lange deutfche Staten gegen einander mobil 
machten und die Entfcheidung des Kriegs anriefen, hätten fie bie 
Folgen deffelben zu tragen. Das Band des Friedens, mit welchen 
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Die Bundesacte bis zum 14. Juni d. J. die deutſchen Stämme ver- 
bunden, hätten die preußenfeindlichen Regierungen zerrißen; Breußen 
Habe durd Eintreten für die nationale Reform dem Kriege eine 
höhere Weihe gegeben. Der Gedanke, diefen Rechtstitel 
Duch eine allgemeine Abftimmung zu veritärken, fand in 
der Commiſſion feinen Anklang, weil man fi) jagte, daß dieſelbe 
mehr Schein als Wefen jei. Aber auh die Zuftimmung des 
Reichstages des Norddeutichen Bundes hielt man weder fir 
erforderlich, noch für angemeßen, da derjelbe zur Zeit noch nicht 
æxiſtiere, dazu nicht competent, auch überdieß wegen feiner überwiegend 
preußischen Zufammenjegung zu einem derartigen Verdikt nicht geeignet ſei. 

Was die völferrechtlihe Wirkung der Groberungen für die 
inneren Rechtözuftände der eroberten Länder anbetrifft, jo erflärte 
Die Tönigl. Statsregierung fih dahin, daß fie bie bisherigen 
Berfaßungen ımd die durd) fie begründeten ſtatlichen Ein- 
rihtungen in den eroberten Ländern als erlofchen betradite; 
Berfaßung und Dynaftie feien von einander untrennbar, in Hannover 
die Dynaftie viel älter als die Verfaßung; mit jener jet auch dieſe 
beſeitigt. Auch die neuere Doctrin des Völkerrechts Hält nur das 
Brivatreht des Volkes und die damit zujanmenhängenden Ein 
zichtungen unbedingt aufredt. Die Commiſſion ſchloß fi 
in ihrer Mehrheit der Ansicht der Statsregierung an. 
‚Bon den in der Minderheit der Commiſſivn befindlichen Mitgliedern 
behauptete eins, daß bis zur Cinverleibung die alten Verfaßungs- 
geſetze wenigſtens provifortiche Geltung hätten. Zwei andere Mit- 
glieder machten gegen jene Wirkung des Eroberungsrechtes geltend, 
daß die preußiſche Regierung wiederholt erklärt Habe, daß fie nur 
‚gegen die Regierungen und. nicht gegen die Bevölferungen Krieg 
führe. _ Namentlich wurde auf die Proclamation des Commandeurs 
ber preußiichen Truppen, Generalmajor vd. Beyer, an das fur- 
heſſiſche Volk vom 21. Juni d. J. und die Bekanntmachung des 
preußiſchen Militärgouverneurd v. Werder und des Adminiſtrators 
des Kurfürſtentums v. Möller, betreffend die einitweilige Ueber⸗ 
nahme der Regierung vom 28. Juni deilelben Jahres, Bezug 
genommen. Die Statsregierung erklärte hierauf, daß die Pro⸗ 
clamation eines Generals in feindlihem Lande fein 
‚bindender Statsact ſei, und daß dieſelbe ebenfo wie die Be⸗ 
tanntmachung des Militärgouverneur und des Civilcommiſſärs fi 
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- auf bie Dauer des Kriegszuſtands beſchränke, welchem durch 
die gegenwärtig angeftrebte gejetliche Regelung ein Ende gemadt 
werden folle. Die Commiſſion erblicte in den erwähnten Erklärungen 
der k. Statöregierung und ihrer Organe mindeften? eine ernfte 
ethiſche Verpflihtung, jenen Bevölkerungen einen verfaßungs⸗ 
mäßig geficherten,, fie befriedigenden Rechtszuſtand wieder— 
zugeben. in Recht (jus quaesitum) der bisherigen Landes— 
vertretungen auf Mitwirkung bei der Entjideidung 
über die Einverleibung hielt die Commiffion mit dem 
Untergange der ſtatsrechtlichen Selbſtändigkeit dieſer 
Länder nicht vereinbar. 

II. Die Vereinigung Hannovers ꝛc. mit Preußen erſchien der 
Sommilfion politifh notwendig und vorteilhaft. Mar 
erkannte an, daß die Einverleibung ebenſo jehr im preußiichen, als 
im SIntereffe der mit Diefem zu vereinigenden Länder und im 
Intereffe des deutfchen Vaterlandes fei... 

111. Auch in der von der k. Statzregierung zugeficherten 
Schonung der berechtigten Eigentümlichkeiten der ein- 
zuverleibenden Länder erkannte und würdigte die Commiſſion eine hr 
der Gefchichte Preußens bewährte Regierungsmarime. Ste verhehlte 
fi) nicht, daß die einzunerleibenden Länder zum Teil vortrefilide 
Einrichtungen befäßen, welche nur befruchtend auf die preußiſchen 
Zuftände zurückwirken könnten ; beijpieläweife Hannover feine Juſtiz, 
Kurhefien fein freies Gemeindewein. In welchem Umfange 
dieſe Einrihtungen jenen Ländern zu erhalten feien, 
laße ſich zur Zeit nicht beftimmen... 

IV... .. Man verfannte nicht, daß die Perſonalunion 
zwiſchen benachbarten Staten derjelben Nation im Laufe der Zeit 
zu inniger Verbindung im Wege der Realunion gedrängt werde, und 
war aud) der Gefchichte unjeres Königshauſes wol eingedent, welches 
den Gedanken der Statseinheit in den Mitielpunkte feiner Politik 
geitellt Hatte. Defjenungeacdhtet faßte man die Gefahren einer — 
auch nur zeitweile in Ausficht genommenen — Berfonalunion für 
die inneren und für die auswärtigen Angelegenheiten, namentlich im 
gegenwärtigen Augenblid jcharf in? Auge. Als folche wurden bers 
borgehoben: 1. durch Schaffung einer bloßen Hausmacht werde die 
Krone unabhängiger von dem Geldbewilligungsreht des Haufes; 
dieſes verliere an Wert und Gewicht; 2. die Krone könne durd die 
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preußiiche Landesvertretung nicht gehindert werden, die erworbenen 
Landeshoheitärechte weiter zu cedieren. Selbft die Zurüdführung 
‘der enttronten Dynaftien fet ftatörechtlich möglich, da die Beitimmung 
‚des Artikels 53 der preußifchen PVerfaßung über die Tronfolges 
ordnung fehle; 3. ohne eine entgegenitehende Klare Beitimmung 
erwachſe der Zweifel, ob bei bloßer Perſonalunion nicht die alten 
‚Zandeverfaßungen in den mit der preußifchen Krone zu vereinigen- 
den Ländern von rechtlichen Beſtand geblieben feien, wodurch parti⸗ 
culariftiſchen Beſtrebungen in die Hand gearbeitet werde; 4. werde 
die Handhabung eines für die Wolfahrt diefer Länder erfolgreichen 
Regimentes der k. Statsregierung erheblih erſchwert und allerhand 
Misgunſt zwilchen den einzelnen Ländern hervorgerufen werben; 
5. ſei überhaupt ein derartiges völferrechtliches Propilorium dem 
Auslande, den enttronten Dynaſtien, den neuen Landesteilen und den 
-feindjeligen. inneren Strömungen gegenüber in der gegenwärtigen 
‚politiichen Lage doppelt bedenklich. 

... Andiefe Auseinanderſetzung reihte fich der Vorſchlag, der Lieber» 
Schrift des Geſetzes ſich anſchließend: in dem dispofitiven, allein mit 
Gefſetzeskraft verfehenen Teil der Regierungsvorlage (8 1) den Grunds 
ſatz der Vereinigung der neuen Länder mit der preußiſchen Monarchie 
auszuſprechen. Der Herr Minifterpräftdent hob hervor, daB es ſich 
bier um eine über jeder Parteifrage jtehende, die Größe Preußens 
‚betreffende Gefegesvorlage handle. Die Perſonalunion ſei fiir die 
preußiſche Regierung auf die Dauer nicht wünſchenswert und zur 
‚Entwidfung wahrer nationaler Kraft ‚nicht geeignet. Wenn bei 
Lauenburg die Form der Berfonalunion gewählt worden, jo jet dieß 
ein Act der Courtoiſie gegen dieſen Erftling preußiſcher Erwerbungen 
geweſen, aus welchem Teinerlei Unbequemlichkeiten für Den preußiſchen 
Stat hätten erwachſen können. Völlig unausführbar aber jet eg, 
einſchließlich Schleswig-Holfteins mit ſechs verfchiedenen Ländern von 
‚bebeittender Ausdehnung und ſehr verjchiedenen Cigentiimlichkeiten 
‚eine Berfonalunion auf längere Zeit fortzuführen; das ſei eine 
anregelmäßige Schöpfung, welche zur Stärkung Preußens nicht 
geeignet fe. Was den gemachten Abänderungsvorſchlag anbekreffe, 
30 habe der demfelben zu Grunde liegende Geſichtspunkt bereits im 
:Statömintfterium Vertretung gefunden. Die dagegen mit Erfolg 
‚geltend gemachten Bedenken hätten darin beftanden, daß eine jofortige 
Kinführung der Verfaßung die Nechtzeigentümlichkeiten der mit 
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Preußen zu vereinigenden Länder zerftören und die Regierung in 
dem folgenden Uebergangsſtadium allzufehr beengen würde. Während 
deifen müße diejelbe eine Art Dictatur beanſpruchen; den ein- 
fachften Ausdrud für die hierzu erforderliche königl. Machtvollfommen- 
heit habe man in dem Art. 55 der preußiichen Verfaßung zu finden 
geglaubt. Im weiteren Verlauf der Dizcuffton erkannte der Minifter- 
präfident Namens der Statöregierung den Abänderungsvorichlag als 
eine Berbeßerung der Regierungßvorlage an. Der $ 1 der 
jelben fönne allerdingd der Auslegung Raum bieten, ala ſolle die 
Vebernahme der Regierung in den neuen Landesteilen mit dem Nechte 
des Vorbeſitzers erfolgen, was, wie gelagt, nicht in der 
Abſicht liege. Der Ausdrud „Vereinigung” ſchließe dieſe Vorausſetzung 


... Es wurde bemerkt, daß es vor allen Dingen darauf ankomme, 
fo jchleunig wie möglich in den mit Preußen zu vereinigenden Län⸗ 
dern, wo nad) der Theorie des Eroberungsrechtes alle öffent⸗ 
lichen Rechtverhältniſſe erloſchen fein follten, einen 
dffentliden Rechtszuſtand wieder herzuftellen und 
die Bevölkerungen duch Gewährung der Grundrechte einem unbe> 
grenzten Abſolutismus zu entziehen. Zur Unterjtügung 
dieſes Standpunftes berief ſich ein Mitglied darauf, daß zu einer 
fürmliden Dictatur ein Bedürfnis nicht vorhanden fei. Die Be 
ftimmungen der Verfaßung Art. 63 über da vorläufige Geſetz⸗ 
gebungsrecht und des Art. 111 in Verbindung mit dem Gejeß vom 
4. Juni 1851 über den Belagerungszuftand böten fiir erceptionelle 
Fülle während des Uebergangsſtadiums der Negierung die erforder: 
liche Macht in Hinreichender Fülle. So lange in der innern Politik 
bei uns eine Wendung nicht eingetreten — bemerkte ein anderes 
Mitglied — Sei die Anerkennung einer Dictatur für die Volle 
vertretung eine Unmöglichkeit. Der Minifterpräfident erklärte, daß 
die ſofortige Einführung der Verfaßung in den neuen Landes 
teilen unausführbar je. Die k. Statöregierung wünſche für 
die Zwiſchenzeit nicht bloß das Recht, königl. Verordnungen, wie fie 
auf Grund der VBerf.-Urf. innerhalb Preußens ftatthaft jeien, zu 
erlaßen, ſondern eine ehrliche Dictatur, dag heißt das Recht, anzu⸗ 
ordnen, was im Weberleitungsftadium zum Beſten jener Länder not: 
wendig jei, und zu bejeitigen, was dieſem Beſten widerſpreche. Vor 
allen Dingen müße die preuß. Miltitärverfaßung zur 
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Ausführung gebracht werden, um die Wehrkraft der eroberten 
Länder für Preußen verwerten zu können... .. Daß die Verfaßung ihr 
geitatte, einzelne Artitel außer Kraft zu feten, biete der Negierung 
feinen wilnfchenswerten Ausweg, Es würde ein Geftändnig ber 
Unficherheit darin liegen, wenn nach oder gleichzeitig mit der Ein- 
führung der Verfaßung jofort Ausnahmemaßregeln oder die teilweiſe 
Suspenfion der Verfaßung in jenen Ländern verfügt werde. End⸗ 
lih wurde noch geltend gemacht, daß die Einfilhrung der Verfaßung 
die Bevölkerung für Preußen gewinnen und vor Barticulari- 
mus bewahren würde. Dagegen wurde von verjchiedenen Mitgliedern, 
welche berborragenden Männern der preußenfreundlichenationalen 
Bartei jener Länder nahe ſtehen, libereinitimmend bezeugt, daß ein 
großer Teil der Bevölkerung dajelbit die fofortige Einführung der 
preuß. Verfaßung geradezu beflagen wiirde, weil file davon eine 
Schädigung ihrer realen Intereſſen und rechtlichen Eigentiimlichkeiten 
bejorge. 

V. Die Commiſſion, welche in ihrer Mehrheit fich zwar gegen 
die jofortige Einführung der Verfaßung in den zu annectierenden 
Ländern außfprechen und der Regierung vorläufig freie Hand laßen 
zu müßen glaubte, hielt fich andererſeits für verpflichtet: a) den Zeit 
raum bis zur Geltung der Verfaßung durd) Veſtimmung eines feiten 
Endterming zu begrenzen, b) über die Grundfäge, von welchen die 
Regierung in den neuen Landesteilen während diefer Zeit fich leiten 
laßen werde, weitere beruhigende Erklärungen zu erlangen. Zu a: 
Ein fefter Termin macht die Geltung der Verfaßung — namentlich 
des Tit. 2 von den Rechten. der Preußen — von dem Zuftande> 
Iommen des, mannigfachen Wechjelfällen unteriworfenen, in $ 2 
verheißenen Geſetzes unabhängig, jest allen Hoffnungen und Bejorg- 
niffen ein Ziel und wiirde — fo hofft die Commilfion — auch auf 
unfere neuen Mitbürger in den annectierten Staten ihre beruhigende 
Wirkung nicht verfehlen. Zu b: In Bezug auf die formalen politi> 
chen Rechte der neuen Statsangehörigen verficherte der Herr Miniſter⸗ 
präftdent, daß dieſelben jedesfalls zu dem Reichstag des Norddeutichen 
Bundes wählen würden. Was dagegen die beionderen Voll, 
vertretungen biefer Länder betreffe, fo könne er, ohne dieß gerade 
definitiv abzulehnen, doc eine Verpflichtung zu deren Berufung aud 
nur mit beratender Stimme nicht eingehen. Der Minifterpräfident 
deutete ferner an, daß es fich vielleicht empfehlen könnte, mit einem 
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vereinigten Ausichuß aus den zu annectierenden Ländern liber bie 
neuen Organiſationen fi in Verbindung zu jegen. Endlich ſtellt er 
beftinnmt in Ausficht, daß die Negierung in den annectierten Ländern 
eine Commiſſion von höheren Beamten unter Vorfit eines preußiſchen 
Beamten zur Beratung darüber zufammentreten laßen werde, wie 
Die verfchiebenen Nechtszuftände auszugleichen und die Verſchmelzung 
anzubahnen ſei. Sngleichen wilrden zur Unterſtützung des Mintiterts 
ums fachverftändige Männer aus den neuen Landesteilen nad) Berlin 
berufen werden. ... . 





6. Nede ded demofratifchen Abgeordneten Dr, Johann Jaoeby 
in der Adrefädebatte des Abgeordnetenhauſes, 23. Auguft ˖ 
(Aus dem ftenographiichen Sitzuugsbericht). 

Meine Herren! Der Adreſsentwurf preiit die MWaffentaten des 
preußiihen Heeres und jpriht die Hoffnung aus, ein „politiſch 
geeintes Deutſchland“ werde die Folge der erfochtenen Siege ſein. 
Auch ich, meine Herren, anerfenne in vollem Maße die heldenmütige 
Tapferkeit des Heeres, wie die Großartigfeit der kriegeriſchen Erfolge, 
Allein in den .freudigen Siegezruf, in das Io Triumphel der 
Megierungspartei vermag ich nicht einzuftimmen. Die Voll 
partei hat — nad) meiner Anfiht — weder ein Recht dazu noch 
aud einen triftigen Grund. Kein Necht, denn der Krieg ift ohne, 
ja gegen den Willen des Volles unternommen; keinen triftigen 
Grund, denn nicht der Volkspartei, nicht der Freiheit kommt der 
errungene Sieg zu Gute, fondeen dem unumſchränkten 
Herrſchertum,der Machtvollkommenheit des oder, 
ften Kriegsherrn. 

Meine Herren! Seit einem Vierteljahrhundert kämpfe ich für 
ben Rechts⸗ und Verfaßungsftat, fiir bürgerliche und ftatlidhe Frei 
Beit. Sie werben es mir fchon zu Gute halten, wenn ich auch Heute 
mich nicht dazu verſtehen Tann, an die Ereigniſſe der Gegenwart 
einen andern Maßftab zu legen als den altgewohnten der Freiheit. 
Tue ich dieß aber, fo muß ich meine innige, aufrichtige Ueberzeugung 
dahin ausfprechen, daß der eben beendete Krieg, gegen 
Deutihe geführt im Bunde mit einer fremd» 
ländiſchen Macht — troß aller Siege des tapfern Heeres — 
dem preußtifhen Volfe weder zur Ehre,nod dem 
gelamten deutſchen Vaterlande zum Heile gereidt. 
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Meine Herren! Ich weiß jehr wol, dab Ste (die confervativen 
Herren auf der „Rechten”) einer andern Anficht find, aber Sie werben 
billiger Weiſe mir das Recht einräumen, meine entgegengefeßte Ueber: 
zeugung bier auözufprechen; Ste werden zugeben, dab es in der 
mildeſten und ſchonendſten Weiſe geſchieht. 

Ein „politiſch geeintes Deutſchland“, fo hofft der Adreſßentwurf, 
werde die Folge des Krieges fein. Ich kann dieſe Hoffnung nicht 
teilen. Ich glaube vielmehr, daß der Ausſchluß Oeſterreichs, 
». h. die Ausſtoßung von Millionen deutjcher Briider aus dem 
gemeinfamen PBaterlande, daß die Spaltung Deutſchlands durch Die 
Mainlinte, beiläufig ein Plan, den die preußiſche Cabinetspolitik 
bereit? ſeit dem Jahre 1822 verfolgt, daß mit einem Worte bie 
Verwirklichung des kleindeutſchen Ideals eines Drittel — oder zweier 
Drittel — Deutſchlands unter preußiſcher Herrſchaft 
und von dem erjehnten Ziele deutſcher Einheit und 
Freiheit wetter entfernt, als felbft der frübere 
Bundestag und die vor dem Arieg vorhandenen 
Zuftände 

Meine Herren! Teuſchen wir ung doc) nicht über die politifche 
Bedeutſamkeit Iriegeriicher Erfolg. Mögen immerhin andere Völker 
Europas auf dem Wege der Gewalt, durch eine Blut» und Eiſen⸗ 
politit zu ihrer ftatlihen Einheit gelangt fein, das deutſche 
Bolt, eine taujfendjährige Geſchichte bezeugt es, 
bat von jeher allen folden Einigungsverſuchen 
erfolgreih Widerftand geletjtet. Zwangsarbeit, Einheit 
ohne Freiheit, ift eine Sklaveneinheit, die weder Wert noch Beitand 
‚bat, am allerwenigiten aber kann man fie, wie e& in ber Adreife 
‚geichteht, als eine Vorftufe zur Freiheit betrachten. 

Der Herr Miniſterpräſident ſelbſt hat Ihrer Commiſſion erklärt, 
vor allem komme e3 darauf an, „Die Hausmaht Preußens 
zu ftärfen” Dem Tpeciell preußgifhen Sonder» 
intereſſe mag dieß vielleicht entiprechen; vom deutichen Stand- 
punkte, d. 1. vom Standpunfte der Freiheit aus, kann ich die Stär- 
tung preußiſcher Hausmaht durch Zwangserwerb deutſchen Länders 
‚gebietes, die Ausbreitung des Militärftates Preußen über gang 

Norbdeutichland nicht als ein glüdverheißendes Greignis begrüßen. 
Dauert in Preußen das bisherige Regierungsſyſtem fort — und bis 
jegt tft von einer Veränderung. faum etwas zu bemerfen — dann 
24 
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würde die künftige Neugeftaltung Deutſchlands fih zu der früher 
Beriplitterung und Ohnmacht nicht ander? verhalten, als wie zu 
Kranktheitender Tod. 

Meine Herren! Die nationalen MWünfche und Beftrebungen, 
welche, von der Regierung ſelbſt angeregt, im Augenblid die öffent- 
liche Meinung fat ausſchließlich beherrfchen, haben ohne Zweifel 
ihre volle Berechtigung, nur darf man darüber nicht vergeßen, 
daß es die ewigen Grundfäte des Rechtes, der 
Sittlihfeit, der Freiheit find, von denen allein 
die Wolfahrt der Völker abhängt Nur im Dienfte des 
Nechtes und der Freiheit darf die Fahne des Nationalitäten- 
princip8 erhoben werden; in den Händen eines Louis Napoleon 
und | ——— dient fie nur zur Beirrung und zum Werderben 
der Völker. . 


7. Ans der Nede des fortfchrittlichen Abgeordneten Hardort 
in der Annerionsdebatte des Abgenrdnetenhanfes, 7. Sept. 
(Aus dem ſtenographiſchen Sigungsberidt). 

Meine Herren! Die glänzenden Erfolge unjerer Siege ſcheinen 
uns faſt eine Verlegenheit zu bereiten, um die zweckmäßigſte Art 
und Weiſe zu ſuchen, das Eroberte zu ſchützen und als Glieder 
unſerem State einzureihen. Das Recht von Gottes Gnaden 
ſcheint nun dem Rechte des Stärkeren gewichen zu ſein; 
denn in Italien haben die Völker die Fürſten enttront, und bei und 
geſchieht es von oben herab. Wir leben gleichſam in einer Revo⸗ 
lution, die der Bericht die nationale Fortbildung nennt; was ſind 
die Folgen? Was das Schwert erworben, muß das Schwert erhalten, 
und wir müßen nach wie vor gegen Oſt und Weſt gerüſtet bleiben. 
Es werden alſo die gehofften Erleichterungen in der 
Militärlaſt für lange Zeit nicht eintreten. Gört! Hört!) 
Das Glück hat für unſere Waffen entſchieden, und wir müßen aller⸗ 
dings den Erfolg als im Intereſſe Preußens anerkennen. Aber was 
bieten wir nun eigentlich den Neueintretenden? Ein einiges Deutſch⸗ 
land? Nein, die Mainlinie, und 81, Millionen Deutſche ſtehen 
noch jenſeits, ohme die öſterreichiſchen Deutichen zu rechnen. Wir 
bieten ein vergrößertes Preußen im Bunde mit eini- 
gen Kleinſtaten. Welches Recht bieten wir ihnen? Vor⸗ 
läufig nur das Recht der Eroberung, ein Iahr der Recht 
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Lofigfeit und die Dictatur. Und ſehe ic auf bie Verwaltung 
Schleswig-Holfteins, fo iſt das eben fein beneidenswerter Zuftand. 
(Zuftimmung links.) . .ı) 


S. Aus der Nede des Liberalen Abgeordneten Löwe⸗ſKalbe 
in derjelben Debatte, 
(Aus dem ſtenographiſchen Sitzungsbericht). 

... Wir nehmen diefe Länder kraft des Rechtes der 
Revolution... 

[Nachdem in der unter 4 und 5 erwähnten Debatte ſämtliche 
Redner zu Worte gekommen waren und nur die Abg. Jacoby und 
Hardort von der äußerſten Linken gegen die Vorlage geiprodhen hatten, 
wurde nad einigen Schlußbemerfungen des Berichterſtatters zur 
Abſtimmung geſchritten. Der Redner. der Tatholtichen Fraction, 
Profefjor Friedrich Michelis (damals zu Braunsberg, F als Alt- 
katholik 1886), erklärte in einer perfönlichen Bemerkung: wenn ihm 
der Schluß der Debatte nicht das Wort abgejchnitten hätte, jo würde 
er die Wiederherftellung der vertriebenen Dynajtien beantragt haben. 
273 Mitglieder ftiminten für die Commiſſionsvorlage; die Polen 
enthielten fich der Abftimmungz; mit Nein ftimmten nur folgende 
14, meift der äußerften Linken und der fatholiichen Gruppe angehörige 
Abgeordnete: Bresgen, Casſspers, Claſſen-Kappelmann, 
Duncker, Ellering, Dr. Fühling, Gockel, Groote, 
Dr. Jacoby, Dr. Krebs, Michelis, Nucker, Raffauf, 
Zur Mühlen.] 


9. Rede des Freiherrn v. d. Busſche⸗Streithorft in Der 
Annexions⸗Debatte des preußziſchen Herrenhauſes, 10. Sept. 
(Au dem ſtenographiſchen Sitzuugsbericht). 

Ich kann ein ſogenanntes Eroberungsrecht nicht anerkennen 
ich kann das Recht, deutſche Fürſten von Land und Leuten zu ver⸗ 
treiben und ihnen die Selbſtändigkeit zu nehmen, nicht anerkennen. 
Ich kann daher auch dem preußiſchen Landtage wie dieſem hohen 
Haufe das Recht nicht einräumen, über die im vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfe aufgeführten Länder zu beichließen. Sch bin in Folge 
meines Grunbbefigeö gleichzeitig PBreuße und Hannoveraner und habe 
gleihmäßig dem Könige von Preußen und dem Könige von Hannover 
den Huldigungseid geleiſtet. Sch proteftiere daher vor Gott und 
diefem Haufe feierlich gegen die projectierte Cinverleibung von 


1) &3 folgt dann die S. 294 mitgeteilte, Frankfurt a. M. betreffende 


Stelle. 
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Hannover. Ich weiß, daß, wenn Hannover jet der Gewalt weichen 
muß, es nie aufhören wird, feinem angeftammten Herrfcherhaufe treu 
zu bleiben und auf Gott zu vertrauen, welcher helfen wird zur 
rechten Zeit. 

[Diefem Proteſt folgte „längeres, Hefeg Schweigen“ de hohen 
Hauſes. Schließlich ſtimmte daffelbe mit allen „gegen eine Stimme — 
Herr v. dem Busſche hatte fich entfernt und diefer Eine war „ein 


Pole, ber noch nicht beeibigt war” — für das Annexionsgeſetz in 
der Faßung der Commiſſion des Abgeordnetenhauſes.) 


10. Aus der Rede des liberalen Abg. v. Tweſten in der 
Debatte des Abgeordnetenhauſes betr. Annexion Schleswig» 
Holfteins, 20. December 1866. 

(Aus dem ſtenographiſchen Sitzungsbericht). 

. Wenn aber Preußen keinen Rechtstitel in Pergamenten 
oder Restsgrundfägen der Vergangenheit hat, 1 het es um ſo mehr 
für ſfich dasßs ewige Recht der Zufunft.. 


11. Aus der Nede des Abg. — in derſelben 
Debatte. 
(Aus dem ſtenographiſchen Sitzungsbericht). 
. fo mögen die Herrn doch erwägen, daß es weniger darauf 
anfommt, ängftlich zu prüfen, was denn jetzt Recht iſt, als 
was wert ſei, Recht zu werden... 


12. Bismarck über das „Nedyt“ Prenßzens an den Herzog⸗ 


tümern. 
(Aus ber Rede des Miniſterpraͤfidenten Grafen Bismard in ber Sitzung des preußlſchen 
Abgeorduetenhauſen vom 20. Dec. 1866). 


... Wenn ferner behauptet worden iſt, daß ſich ein Unterſchied 
in dem Eroberungs⸗Verhältnis von Schleswig-Holftein und dem bon 
Hannover behaupten ließe, To iſt dieß nur jo zu acceptieren, daß 
unfer Eroberungsrecht an den Herzogtümern jedesfalls ein 
noch ftärkeres iſt; es ift ein Doppeltes! Wir haben fie zuerft 
den Dänen und zweitens fie dem mit unfern Eriegerijchen 
Feinden verbündeten Prinzen von Auguftenburg 
abgenommen. Nehmen Sie an, der Prinz wäre wirklich legitimer 
Regent geweſen, jo ijt er ebenſo jehr der Bundesgenoße unſerer 
kriegeriſchen Gegner geweſen, ald der König von Hannover oder der 
Kurfürft von Heilen. Er iſt es aber mit mehr Bejonnenheit geweſen, 
mit mehr Berechnung und mit weniger Offenheit. Wäre unfer Vor⸗ 
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gehen in der Mitte Juni diefes Jahres weniger ſchnell erfolgt, fo 
würden wir es erlebt haben, daß auf der Baſis des Bundesbeſchlußes 
vom 14. Juni a. e. fih in Hannover, an dem Kryſtalliſationspunkte 
de3 Gablenz'ſchen Corps, hannoverſche und auguftenburgifche Truppen 
bei Stade gejammelt hätten, um gegen una im Felde zu operieren 
und eine Diverfion gegen Berlin zu machen... 


13. Das preußiſche Gefet betreffend die Anuerion 
Schhledwig-Holftein?. 

De Entwurf dieſes Geſetzes wurde dem preußiichen Abgeord⸗ 
netenhanfe am 7. September 1866 vorgelegt, gelangte aber, in Folge 
der Bertagung des Landtages am 27. Sept., erft im December zur 
Verhandlung, wo er in der von der Commiſſion vorgefchlagenen, mit 
dem Wortlaute des Anneriond-Gelekes vom 20. Sept. (S.. oben 
Nr. 4 u. Kap. 6, N. 10) übereinitimmenden Faßung von beiden Häu⸗ 
fern gegen geringe Majoritäten angenommen und am 24. December 
als preußiſches Geſetz publiciert wurde.] 


Sechſtes Rapitel. 


Die Entlaßung des Rurfürften von Befien aus der 
Kriegsgefangenihaft und die Annerion Aurbefiens- 





1. Erflärung der 13 fogenannten Eurheffifchen Totengräber, 
5. September. 
(Friedrich Oetker, Sebenderinnerungen 11, Bellagen S. 108). " 
Die unterzeichneten, in Kaſſel anweſenden, Mitglieber der kur⸗ 

heſſtſchen Ständeverfammlung erkennen die Vereinigung Kurheſſens 
mit der preußiſchen Monarchie als eine durch die geſchichtliche Ent- 
wickelung gegebene Notwendigkeit an und erflären nah Einſicht des 
Berthts der Commiffion des preußiſchen Abge- 
ordnetenhaufes vom 1. d. M. betreffend die Vereinigung von 
Hannover, Kurheſſen, Naßau und Frankfurt a. M. mit der preußiichen 
Monarchie, daß fie die Annahme des von der Commilfion vorge: 
fchlagenen Gefegentwurfs, und zwar in dem im Com— 
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miſſionsberichte niederlegten Sinne‘), den Inter- 
eſſen Kurheſſens entſprechend eradten. 

[Die Unterzeichner waren: Nebelthau, Zuſchlag, Henkel 
Dr. Karl Oetker, Dr. R. Harnier, Wippermann, 
Weigel, Braun, Dr. Denbardt, Zupfeid, Wiegand und 
D, Biihoffshanfen. Dazu kamen ſpäter noch der Abgeordnete 
Hauptmann a. D. Dörr und nad) Oetker auch noch Dr. Falcken⸗ 
BERuER: dagegen nahm Dr. Wippermann feine Unterſchrift zurück. 

elbſt Friedrich Oetker, der biöherige Hauptpionier der 

—5 der aber für Kurheſſen eine gewilje Selbitändigfeit unter 
preußiicher Herrſchaft retten zu können gehofft hatte, ſchreibt in ſeinen 
Lebenserinnerungen 111, ©. 474: „Ich geſtehe, daß ich wie vom 
Donner gerührt war, ais ich die Namen und die Erklärung erfuhr“. 
— Die Unterzeichner hatten gleich den übrigen Abgeordneten bei 
ihren Eintritt in die Ständelammer des Kurfüritentums, am 
22. December 1863, folgenden feierlichen Eidſchwur geleiftet, an den 
einer von ihnen, Dr. $arl Detfer, fie überdieß noch bei Beratung 
der Erklärung ausdrüdlic ($r. Detfer a. a. DO. Beilagen 
&. 103 ff) erinnert Ye „Ich gelobe, die Statöverfaßung 
heilig 3u halten, und in der Ständeverſammlung das 
unzertrennlide Wol de Landesfürſten und des 
VBaterlanded, ohne Nebenrüdfichten, nad) meiner eigenen Weber: 
zeugung bei meinen Anträgen und Ahftimmungen zu beachten. 
So wahr mir Gott gelfelf] 


2, Die lette Hoffuung auf Erhaltung des Kurftates erlifcht. 
(Aus bem Tagebuch des furfürftl. Flügeladiutanten Reichöfreiberen F. v. Verſchuer, 
geführt während der Gefangenfhaft des Kurfürften, handichriftliche Aufzeichnung). 

Stettin, Mittmod, 22. Auguft. 

. . . Ih gieng Abends auf den Bahnhof, um Eſchwege zu 
erwarten. [Der furfürftl. Flügeladjutant 2. v. Eichwege war am 
20. Auguft mit einem die Bitte um Abwendung der Annerion und 
Friedensſchluß enthaltenden Handfchreiben des Kurfürften an den 
— von Preußen von Stettin nach Berlin gereiſt. Er kehrte am 

25. mit einem abſchläglichen Söreiben des Königs an den Kurfürften 

!, Der „Sinn“ dieſes Commiffionsberichtes, deſſen wejentlichiter Teil 
auf ©. 861 ff. mitgeteilt wurde, war befanntlich der, daß die zu ammec- 
tierenden Bevölkerungen zu betrachten feien als eine abjolut rechtlofe, dem 
„unbegrenzten Abſolutismus“ des „Eroberers“ bedingungslos preisgegebene 
Delotenherde, der jegt erjt durch die Gnade des Sieger mit der peußifchen 
Verfaßung „Grundrechte und ein öffentlicher Rechtszuſtand“ verliehen werden 
jollten, 
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zurüd.] Statt feiner ſtieg Mlerander von Baumbach aus. Er 
Zommt, um dem Kurfürften feine Dienfte bei Abwidelung der An⸗ 
gelegenheit anzubieten, war auch ſchon bei Bismarck gemwejen, ber 
feinen Vorftellungen gegenüber offen genug geäußert: „Ja Ercellenz, 
Daß wir dazu nit das Recht Haben, wißen wir recht 
gut, von Recht ift hier jegt nicht Die Nede; ich habe die 
Gewalt und gebraude fie nah) meinem Intereſſe.“ 

. Auch will Baumbad) dem Kurfürften Rechenichaft über fein 
Bundescommiffariat ablegen. Alle Hoffnung auf Wiederheritellung 
eines wenn auch nur Scheinbar feldftändigen Kurheſſens tit geſchwunden; 
e3 Tann nur Über die PBrivatverhältnijje des Kur- 
fürjten verhandelt werden. 


Mittwoch, 29. Auguſt. 
Mittags furchtbares Gewitter mit Schloßen, während des reifte 
v. Baumbach mit Vollmachten zum Verhandeln verjehen nad) Berlin 
ab; e3 handelt fih nur darum noch, für den Kurfürften wenigſtens 
feine Vermögensrevenuen zu retten. Er muß dagegen ver— 
Ipreden, vom Eid zu entbinden.. 


| Montag, 10. September. 

Der Rurflich war relativ guter Laune. Wenn es ihn allein 
nachgienge, jäßen wir bier bis in alle Ewigkeit. Denn Preußen 
halt ihn feit, wenn er ſich nicht fügt und bie Eidesentbindung aus⸗ 
ſpricht. 

Mittwoch kommt Aler. v. Baumbach aus Berlin, jo Gott will, 
erlöft er ung endlih aus diefer ſchmählichen Gefangenſchaft. Der 
Krieg tit bolkftändig zu Ende und wir die einzigen Gefangenen. 


Sonnabend, 15. September. 
Heute iſt aljo endlich Aler. v. Baumbach Morgens 1/,10 Uhr 
hier angelommen; er erflärt die Bedingungen des vereinbarten Vers 
tragsentwurfs für günſtigl! Aber Preußen drängt auf Entfcheidung 
und läßt dem Kurfüriten nur 2 Tage Zeit; wenn er dieje ohne 
Acceptation vergehen läßt, dann hält es fi an gar nichts mehr 
gebunden und behält dem Kurfürſten die Einkünfte vor. 
Sonntag, 16. September. 


. Um ®/,1 Uhr reiſte v. Baumbach nach Berlin ab, um 
zu ratificieren. 
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Montag, 17. September. 

Baumbach kommt Heute Abend zurück. > 

Sch Holte Ihn vom Bahnhof ab. Wir blieben zufanmnen, Der 
Vertrag iſt alfo num von beiden Bevollmächtigten unterzeichnet. Er 
erzählte, es jet die höchfte Zeit gewefen, denn Preußen jet im Begriff 
geweſen, fi an nichts mehr gebunden zu erklären. 

Bis der Kurfürſt ... fi zur Unterfchrift bequemt, wird es 
noch manchen Kampf koſten. 


3. Der rein vermögensrechtliche Charaeter des ſogen. 
Stettiner Vertrags. 
(Denkſchrift Er. Kgl. Hoheit des Kurfürſten ꝛc. S. 6060). 

Se. Königliche Hoheit der Kurfürft ... iſt überzeugt, daß auf 
den Auinen bes alten, fowie des Nordbentichen Bundes ein neues 
großes Deutſchland wieder erftehen und in demjelben auch die Stelle 
des Kurſtates gewahrt werden wird. In dieſer Meberzeugung hat 
Se, Königliche Hoheit fowol die an Ihn gelangten directen Aufs 
forderungen zum Verzicht 

Bol. Schreiben des Grafen Bismard an Herrn v. Baumbad) 

vom 27, Auguft 1866. 
weit von ſich gewielen, ald auch Leinen Schritt getan, der irgend 
auf eine Entjagung zu deuten gewejen wäre, wie die Annahme der 
noch am 14. September Ihm zu ſouveränem Beſitz angebotenen Land⸗ 
grafihaft Homburg. 

Ablehnungsſchreiben an ben Geſandten und bebollmächtigten 

Minifter v. Baumbach vom 16. September. 

Snfonderheit tft dag unterm 17. September eingegangene Abkommen 
über die fünftigen Verhältniffe Sr. Königlichen Hoheit ein rein 
bermögensrehtlidhed. Graf Bismard jagt darüber ſelbſt in 
dem erwähnten Schreiben vom 27. Auguft, nachdem er alle Aus⸗ 
ſichten auf Reftitution definitiv abgeſchnitten: 

„Als einziges Gebiet der Verhandlungen, af 
melden den Wünſchen Sr. Königlichen Hoheit des Kurfürften, 
ſoweit es fih mit der Crreihung der Statszwecke verfteht, 
Rechnung getragen werden Tann, bleibt aljo nur die Regelung 
bes Vermögens und in einem gewiſſen Grade auch der perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des Kurfürſten übrig.“ 

Von dieſem ————— iſt es dann auch zunachſt zu beurteilen, 
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wenn in 8 1 des Vertrags Se. Vtajeftät als unabänderliche Vor⸗ 
ausſetzung für das Feithalten an demſelben ausſpricht, 
„daß bie von Sr. Königlichen Hoheit zu erkennen gegebene 
Ahficht der vorzunehmenden Eidesentbindung der frühern kur⸗ 
heiftichen Untertanen, Truppen, Civil⸗ und Hofbiener wirklich 
ſtattfinde.“ 


4. Der ſogen. Stettiner Vertrag, 17. September. 
([AdoIf Shimmelpfeng,] Die Einwirkung ber Annerionen auf bie Bertragd- 
Zogit. Ein Beltrag zur Interpretation einiger Artikel der ziwifchen ber Krone Preußen 
unb Gr. Kgl. Hohelt dem Kurfürften Friedrich Wilhelm 1 von Heflen zc. unterm 17.118. 
September 1866 abgeichloßenen Uebereinkunft. Prag, Reiniger & Popig 1868, ©. 4-8). 


Seine Majeſtät der König von Preußen einerfeit3 und Seine 
Stönigliche Hoheit der Kurfürft von Heſſen andererjeit3 haben, geleitet 
von dem Wunſche, unter den gegenwärtigen politifchen 
Berhbältniffen und in Betätigung des beſten verwandt» 
Ihaftliden Einvernehmed, ein befriedigendes Abkommen 
über die fünftigen Verhältniſſe Seiner Königlichen 
Hoheit des Kurfürften zu treffen, eine linterhandlung beichloßen. 
und mit der Führung derjelben beauftragt: 

Seine Majeftät der König von Preußen: den Königlichen Wirk 

lichen Geheimen Rat von Savigny, 

Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt von Heſſen: den ſeit⸗ 

herigen Kurfürſtlichen Geſandten und Miniſter von Baums 

bach, 
welche über folgende Beſtimmungen, vorbehaltlich der Allerhöchſten 
Genehmigung Ihrer erhabenen Vollmachtgeber, ſich einverſtanden 
erklärt haben: 
8 1. 

Seine Majeftät der König von Preußen gehen bei dieſer Ueber⸗ 
einkunft von ber umabänderlichen Vorausfegung aus, dab die von 
Seiner Königlichen Hoheit dem Kurfürften von Heffen zu erkennen 
gegebene Abficht der vorzunehmenden Eides-Entbindung der früheren 
furheifiihen Untertanen, Truppen, Civil- und Hofdienerſchaft wirk⸗ 
lich ftattfinde, inbem im entgegengejegten Falle Seine Majeftät 
der König von Preußen Allerhöchſt ſich an die nachfolgenden Be- 
ſtimmungen nicht gebunden erachten. 

82. 
Seine Majeſtät der König von Preußen erkennen bezüglich des 
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Aurfürftlich-heiftichen Familien⸗Fideicommiſſes und zwar insbeſondere 
bezüglich 

a) des Hausſchatzes, 

b) der durch die Hofdotation vom Jahre 1831 als zum 
unveräußerlichen Familien⸗Fideicommiſßs des Kurhauſes 
gehörig aufgeführten Immobilien, Mobilien und Berech⸗ 
figungen, 

c) des durc anderweitige hausgeſetzliche Beſtimmungen conſti⸗ 
tuierten fideicommiſſariſchen Vermögens jeder Art 

das lebenslängliche Recht Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürften 
auf die Nutnießung an und werden derjelben ein Hinder: 
niſsnicht inden Weg legen, ſoweit nicht die Erreichung der 
Statszwecke und politiſche Rückſichten dem entgegen 
ſtehen und welche zu den weiter folgenden betreffen 
den Beftimmungen VBeranlaßung gegeben haben. 
Während im Mebrigen die rechtliche Natur des kurfürſtlich-heſſiſchen 
Familien⸗Fideicommiſſes durch die gegenwärtigen Abreden nit 
alteriert wird, fo fol doch in Beziehung auf die Revenüen 
des Hausſchatzes dieſer lebenslängliche Nießbrauch Seiner Königlichen 
Hoheit des Kurfürſten ftattfinden, nicht bloß hinſichtlich der durch 
Verordnung vom 27. Februar 1831 als Chatoullegelder beftinmten 


einen Hälfte der Revenüen, fondern auch hinſichtlich der durch die 


jelbe Verordnung als integrierender Teil der Hofdotation bezeichneten 
andern Hälfte der Revenüen. 

Seine Königliche Hoheit der Kurfürft Übertragen ſchon jebt alle 
diejenigen Rechtsanſprüche, welche Allerhöchitdiefelben unter irgend 
welcher Vorausſetzung an den Stat3sDomainen erheben zu 
können glauben, insbeſondere auch rüüdfichtlich der in der Hofdotationd⸗ 
Urkunde von 1831 vorbehaltenen Radicterung auf die Domainen umd 
Domanial⸗Gefälle, auf Seine Majett den König von Preußen. 

88 


Bei den veränderten Verhätmſſen und dem Umſtand, daß das 
Familien⸗Fideicommiſs innerhalb der preußiſchen Monarchie ſich 
befindet, trifft die Krone Preußen zur Wahrung der allſeitigen Inter: 


effen folgende Beltimmungen: 


a) Bezüglid) des Hausſchatzes wird eine Abänderung de 
Geſetzes vom 27. Februar 1831 in der Wetje eintreten, 
daß die Ernennung der Direction auf Vorſchlag des 
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Fideicommiſs-Beſitzers durch die Krone Preußen 
geihieht, und daß dem Fideicommiſs-Beſitzer zu jeder Zeit 
das Recht zuiteht, Die Reviſion der Amtsführung ber 
Direction des Hausſchatzes, fowie des Beitandes deffelben 
zu verlangen. 

An die Stelle der jeitherigen ſtändiſchen Mitwirkung 
bei Erledigung der Geſchäfte und der jeitherigen ftändifchen 
Controle treten entiprechende Einrichtungen. Die aus ber 
früheren Hofhaltung Herrührenden oder fonft rechtlich 
begründeten Forderungen an die furfürftliche Kaſſe werben 
vorweg aus den Einkünften des Hausſchatzes getilgt. 

b) Die Verwaltung des übrigen Fideicommijd = Vermögen? 
verbleibtdenfeither damit betrauten Behörden 
und Beamten, deren Benennung jedod als 
Hofbeamten in Wegfall kommt und, ſoweit e3 
nötig tft, durddie von Fideicommijd-Beamten 
erjegt wird. 

e) Bei allen Streitigkeiten bezüglich des fideicommiſſariſchen 
Vermögens verbleiben die jeitherigen Gerichte zuftändig. 
d) Die Beſtimmung der Verabredung über die Hofdotation, 
wonad) das Muſeum und die Bilder-Gallerie in Kaſſel 
einem angemeßenen Kunftgebrauche gewidmet bleiben ſollen, 
wird aufrecht erhalten. Bezüglich der Bilder-Galerie find, 
bei deren Fideicommiisgualität, alle diejenigen Bilder, welche 
fi) gegenwärtig anderswo aufbewahrt finden, in dieſelbe 

zurückzuſchaffen. | 


. 5 4. 

Die Krone Preußen erklärt ſich bereit, den Seiner Königlichen 
Hoheit dem Kurfüriten als Regenten des Kurſtats durch die Hof- 
Dotationz-Urfunde vom Lande bewilligten Betrag von jährlich) 

Dreihundert Taujend Talern 
mit Midfiht auf den onerojen Character des zu Grunde gelegten 
Geſchäftes, für die Lebenzzeit Seiner Königlichen Hoheit des Kur⸗ 
fürften Allerhöchitbemjelben zu belaßen, unter der Vorausſetzung 
jedoch, daß die durch das Uebereinkommen über Die Hofdotation auf 
diefelbe gelegten Laſten und Verpflichtungen vorweg durch Preußen 
aus obiger Summe bejtritten werden. 

Da die ganze Hofdotationd- Summe aus der Statskaſſe zu 
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bezahlen tft und bei den veränderten Berhältnifjen im all— 
feitigen Intereffe und zur Bermeidung jeder Weiterung 
fihder Modus empfiehlt, daß die Statskaſſe direct die betreffen- 
ben Ausgaben beftreitet, fo wird die königliche Regierung ein für 
alle Dial nad) einem Durchichnitt der wirklichen Ausgaben aus den 
legten zehn Jahren und vorbehaltlich der bis zum heutigen Tage 
wolerworbenen Rechte der einzelnen Diener und PBenfionäre, die folgen⸗ 
den Etate des feitherigen Hofetats fixieren : 
1. Bejoldungen (Titel 11) 
2. Benfionen (Titel 111) 
beide mit den fich aus dem 8 8 ergebenden Mopdiftcationen. 
3. Bauverlag und zwar die Aubrifen | 
a) ftändige Unterhaltungsfoften und 
b) mobiler Baufonds (Titel IX) 

4. Gartenverlag (Titel X), und zwar die Rubrifen 
A und B einfhließlih, - 

5. Beitrag zum Theater (Titel XIV) 

6. Holzmagazin (Titel XV) 

T. Schweizerei Moulang (Titel XVI) 

8. Leibgeſtüt zu Beberbek (Titel XVI) 

9. Jagdkaſſe (Titel XVII) 

10. Teich» und Fiſchereiweſen (Titel XIX) 
11. Naturalien (Titel XX). 

Ausgeſchloßen von der Firterung und Zahlung durch die Stats, 
fafje bleiben die Koften für die in der Provinz Hanau belegenen 
Schlößer. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß bei Aufſtellung und Fixierung 
der einzelnen Etate, die Koſten einer einmaligen Anlage, z. B. An⸗ 
legung der Parkbefriedigungen 2c. außer Anſchlag bleiben. Inner⸗ 
halb der ſo feſtgeſtellten Etate haben die betreffenden dazu befugten 
Behörden die jährlich gemachten Ausgaben bei der Statskaſſe a Conto 
der Hofdotatlon zur Auszahlung zu liquidieren. 

Bezüglich des Titel 11, Bejoldungen, wird beſtimmt, daß zur 
Grleichterung der Statskaſſe e8 jedem der betreffenden Diener frei- 
ftehen joll, zu jeder Zeit und abgefehen von den fonft die Penſtonie⸗ 
rung bedingenden Gründen in den Penfionzftand mit der gefeßlichen 
Penſion zu treten. 

Den fich ergebenden jährlichen Meberihuß nad Firierung obiger 
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Etate haben. Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt das Recht in 
baarem Gelde zu verlangen. 
85. 

Seine Majeftät der König von Preußen erflären Allerhöchitfich 
bereit, an Stelle des jährlich zu leiftenden, am Ende de& vorigen Para⸗ 
graphen erwähnten Ueberſchußes aus der Hofdotation jogleih und 
ein fir alle Mal die Summe von: 

Sehöhundert Taufend Talern 
Seiner Königlichen Hoheit dem Kurfürften don Heflen baar auszahlen 
zu laßen und zum eigenen privaten Vermögen zu übergeben. 
8 6. 

Ueber die Benußung der Schlößer in Kaſſel und 
Wilhelmshöhe fteht Seiner Majeftät dem Könige die 
aleinige Beſtimmung zu. 

87. | 

Seine Königliche Hoheit der Kurfilrft von Heſſen behalten Aller> 
Höchftfich jedoch das alleinige ungehinderte Benutzungs— 
recht der Schlößer in der Provinz Hanau vor, indem Aller: 
höchſtdieſelben zugleich auf Die eigene Benußung der in 
den Übrigen Landesteilen gelegenen Schlößer ver> 
zichten. 

88. 

Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt bezeichnen die zu Aller⸗ 
höchſtihrer perjünlichen Bedienung beſtimmten Diener, deren Beſol⸗ 
dung Allerhöchſtdieſelben demnächſt auf den eigenen Haußetat zu 
übernehmen gewillt find. Den übrigen Hofbeamten und Hofdienern 
verbleibt ihr feitheriges Dienftliches Einkommen unter der Voraus⸗ 
fegung, daß diejelben fich in angemeßener Weiſe ferner dienftlich ver- 
wenden laßen wollen und können. Ebenſo verbleiben denſelben ihre 
bisherigen Penſions⸗Anſprüche. 


8.9. 

Das Brivatvermögen Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürften 
an Gold, Silber, Bildern, Wagen, Pferden, Wäſche, Vorräten aller 
Art x. unterliegt, wie ſich von felbft verfteht, Allerhöchſtdeſſen freier 
und beliebiger Verfiigung. 

8 10. 
Die von Seiner Königlichen Hoheit dem Kurfürften im Schluß» 
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protofoll durch Allerhöchſtdeſſen Bevollmächtigten zu erkennen gegebenen 
Wünſche werden die geeignete Berückſichtigung erfahren. 

Zu Urkund deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten dieſe 
Uebereinkunft in doppelten Eremplaren unterzeichnet und ihre Siegel 
beigedrüct. 

Sp geichehen zu Berlin den 17. September 1866. 
(L. 8.) gg. Savigny. (L. 8.) ge. d. Baumbad. 


5. wıbjdieba-Unfpracge des Surfürften an feine Truppen, 
' 17. September, 
‚Megidiund Klauhold,a a DO. ©. 844). 


Generale, Officiere, Unterofficiere und Soldaten Meiner unbefffgen 
Armee-Divifion | 

Der ſchwerſte Augenblid Meines Lebens tritt an Mich heran. 

Die Gewalt welterjchütternder@reigniffe macht es zur gebieteri- 
ihen Notwendigkeit, daß Ic als Euer Kriegsherr von Euch ſcheide. 
— Wie ſchwer es Mir wird, Mich diefer Notwendigkeit zu fügen, 
das fühlt ein Jeder von Sud, und nur der Gedanke, daß unter ben 
eingetretenen Umſtänden Mein Entſchluß zu Eurem Wol gereichen 
wird, Hat Mich dazu beivegen fünnen. 

Sir Euer Wol zu forgen, war ia ſtets Mein unausgeſettes 
Beſtreben. 

Nehmt meinen innnigſten Dank für die Mir geleifteten treuen 
Dienite. 

Verlaßet auch fortan nie die Bahn der Ehre und des Ruhmes, 
bleibt treu in gewißenhafter Erfüllung Eurer Pflichten und ſeid ein- 
geben? der glorreichen vielhundertjährigen Geſchichte Eurer Vorfahren. 

Und ſomit entbinde Ich Euch) von dem Mir ala Euerm ſriege 
herrn geleiſteten Fahnen⸗Eide. 

Gott ſchütze Euch und mein teures Heſſen! 

Gegeben zu Stettin den 17. September 1866. 

Friedrich Wilhelm, 


Kurfürſt von Heſſen. 


6. Eidesentbindungs· Urkunde des Kurfürften, 18. Sept ˖ 
(Aeg id i und QClauhold, a. a. O. ©. 844). 


Das Schickſal, welches Mid und Mein Land betroffen Hat, 
läßt Mich wünſchen, Meinen braven Truppen, Meiner Civil» und 
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Hofdienerichaft, ſowie Meinen Untertanen noch einen Beweis Meiner 
Iandespäterlichen Huld und Fürforge zu geben. 

Da es mir durch die Hinderung der Ausübung Meiner 
Negentenrehteunmöglih gemacht worden ift, Die dieſen 
Rechten entiprehenden Pflihten Meiner Untertanen 
jeden Standes. und Berufes entgegen zu nehmen, jo 
entbinde Ich unter Diefer Vorausſetzung zur Bejeitigung 
einer jeden Gemwißend> Bedrängnis Meiner getreuen 
Untertanen, diefelben von dem Mir perfünlich geleifteten Untertanen 
Eide: die Truppen insbejondere von dem Mir geleijteten Fahnen⸗ 
Eide, und die Civil» und Hofdienerihaft von dem Mir geleffteten: 
Dienft-Eide. 

Sp gejchehen zu Stettin den 18. September 1866, 

Griedrih Wilhelm, 
Kurfürſt von Hefien. 


7. Die „Denktichrift” de SKurfürften über vorftchende: 
Eidedentbindung. 
( Dentſchrift Er. Königl. Hob. des Nurfürften ac, S. 60-61). 

Se. Königliche Hoheit beruft ſich aljo klärlichſt auf die factiſche 
Unmöglichkeit der Ausübung feiner Regentenrechte und entbindet 
unter diefer Vorausfegung db. h. aljo weil und folange 
das obige Hindernis befteht, Untertanen, Truppen, Civil» und Hof - 
dienerſchaft von den perjünlich geleijteten Eiden, mit dem ausdrück⸗ 
Lich angegebenen Grunde, der Bejeitigung jeder Gewißens— 
bebrängnis, welch’ Iegtere befonders bei den Beamten jehr hart 
fein konnte, da dieſe durch die Proclamation „An mein treues Volk“ 
beim Abfchiede von Kaſſel am 23. Juni ganz beſonders noch auf 
ihren Dienfteid verwieſen waren. 

Dur diefe Eidesentbindung follte und konnte alſo auf ber: 
einen Seite nicht mehr gelöft werden, als was vorher gebunden war, 
nemlich daS beiondere Verhältnis zum damaligen Landesherrn in 
feiner Eigenſchaft als ein befhmworened Die Treu- 
verlegung war fortan nicht Eidesbruch; der Einzelne hatte e8 num 
ohne desfälliges Riſico mit fich jelbit abzumachen, welche Stellung 
er zu den neuen Berhältnifjen einnehmen wollte. 

Auf der anderen Seite behielt der Landesherr vollen Anſpruch 
auf die nicht durch den Eid begründete, jondern in dem Unter» 
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tanenverhältnis von felbft enthaltene Treue und Hulb 
jeiner Landeskinder, vor allem aber fagte er ſich ſelbſt nicht 
von ihnen los, noch verzichtete er auf irgend welche Anfprüche, ſon⸗ 
dern behielt alle Rechtszuftändigfeiten ungefchmälert bei. 


8. Die Abreife des Knrfürften aud Stettin, 19, Sept. 
(Aus dem Tagebuche v. Verfchuers). 
Dienstag, 18. September. 

Dieß wäre alfo der legte Tag hier, denn nad) manchem hartem 
Kampf bat ſich der Kurfürſt endlich) entichlogen und unterzeichnet; 
es war fein innerer Kampf ein ganz fchredlicher. | 

v. Eſchwege fuhr mit einer Abſchiedsanſprache des Kurfürſten 
an die Armee um °/,4 Uhr nad) Kaſſel ab. Wir nahmen einen jehr 
herzlichen und ſchmerzlichen Abihid. 

v. Baumbach gieng mit demjelben Zug nad) Berlin; deögleichen 
Graf Wesdehlen aus dem Minifterium des Aeußern, der hergeichidt 
war, um Ginfiht von der vollzogenen Unterfchrift des Kurfürften 
zu nehmen und alsdann dem Generalsdientenant von Natzmer eine 
Cabinetöorder zu geben, wonach dejlen Auftrag als Gefangenmwärter 
erloſch. | 

Mittwoch, 19. September. 

Der Extrazug ftand um 8 Uhr parat, um uns nad) Dresden 
zu bringen. 

Um 1/8 Uhr machte der General-Lieutenant v. Natzmer in 
großer Uniform feine Abjchtedsaufwartung beim Kurfürften. Um 
s/,8 Uhr waren wir auf dem Bahnhof und um 1/,9 Uhr dampfte 
der Zug ab. In Berlin ftand v. Baumbad) am Bahnhof und über: 
gab die Urkunde des Vertrags (vom König vollzogen) .. .. Wir 
begegneten vielen Ertrazügen, welche Truppen zum Einzugsfefte nad 
Berlin befürderten. 

Um °/,5 in Dresden. Abgeftiegen Hotel Bellevue. 


[Der Kurfürft gieng am 29. September von Dresden na 
Hanau, wo er am 30. früh "1/1 Uhr anlangte und in dem bur 
den Stettiner Vertrage ihm belaßenen Stabtichloße bis zum 14. Juli 
1867 refidierte. An dieſem Tage verließ derjelbe jein Land für 
immer, um nad einem Badeaufenthalt in Kilfingen am 15. Auguſt 
auf feiner: böhmtichen ——— Horzowitz Reſidenz zu 
nehmen. In der Mitte December deſſ. Jahres bezog er das fr 
dem Fürften Verian von Windiichgräg gehörige Palais in der 








385 


MWaldfteingaffe zu Brag, wo er fortan, abwechjelnd mit Horzowitz, 
refidierte und am 6. Januar 1875 ftarb.] 


9. Die Schenfüng des Schmalfalder Waldes au den 
Herzog Ernft 11. von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, 14. Septbr. 
(Uegidi nnd Klanholb,a. a.D. ©. 429-480). 

Art. 1. Se. Majeftät der König von Preußen, geleitet von 
dem Wunſch, Sr. Hoheit dem Herzog von Sachſen-Koburg⸗Gotha 
für die im Laufe der legten kriegeriſchen Ereigniffe gebrachten Opfer 
eine Entichädigung zu gewähren und zugleich einen Beweis des An⸗ 
erkenntniſſes der getreuen Bundesgenoßenſchaft Sr. Hoheit vom erften 
Aufange des Krieges bis zulegt und der tätigen und wirkſamen 
Teilnahme des herzogl. Kontingent? an der Action zu geben, tritt 
die in der ehemals kurheſſiſchen Herrſchaft Schmalkalden gelegenen 
Statzforften mit allem Zubehör an Forſthäuſern, Pirſchhäuſern, 
Feld⸗ und Wiejengrundftiiden, Teichen, Fiichereien, Inventarten ꝛc. 
an ©. Hoheit den Herzog von Koburg und Gotha ab in der Eigen 
ſchaft eines integrierenden Beſtandteiles des Domainengutes in den 
Herzogtümern Koburg und Gotha, mithin als fideicommiſſariſches 
Privateigentum des herzogl. S.⸗Gothaiſchen Gelamthaufes. Sr. Hoh. 
dem Herzog bleibt vorbehalten, die rechtlichen Verhältniſſe dieſes 
Domainenbeftandteiles durd) hausftatutarifche Beſtimmungen näher 
zu regeln und feitzuftellen, und wird Se. Majeität der König dies 
jenigen Mabregeln eintreten laßen, welche die Rechtsgültigkeit diejer 
Beitimmungen in dem königl. preuß. Statsgebiet zu fichern geeignet 
find. Der Uebertritt ver von der vormaligen kurfürſtl. heſſiſchen 
Negterung für die Schmalfalder Statsforften angejtelten Beamten 
and Diener in den Dienit Sr. Hoh. des Herzogs bleibt der beider- 
feitigen freien Vereinbarung überlaßen. In Betreff. der Beſteuerung 


anterliegen die Schmalfalder Domainenforſten den für die Forſten 


des königl. Hausfideicommilfes geltenden Beitimmungen. Die Bes 
wirtſchaftung derjelben tft einer Statzaufficht nicht unterworfen. Die 
Vebergabe der Forſten mit Zubehör ift mit der Vollziehung dieſes 
Vertrages als bewirkt zu betrachten. Mit derjelben gehen auch die 
noch in den Forften Iagernden Hölzer, inſoweit diefelben nicht bereits 
in das Eigentum Dritter übergegangen find, ingleichen die vorhandenen 
EinnahmesRefte in das Eigentum Sr. Hoh. des Herzogs über. 

. - Art. 2. Se. Hoh. der Herzog übernimmt es dagegen, den 

25 
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Stat3» Angehörigen der Herzogtiimer Koburg und Gotha 1) die 
Koften, welche denfelben durch die Verpflegung der feindlichen bayeri⸗ 
Then und hannoverſchen Truppen erwachſen find, und 2) den durch 
die von den bayertichen Truppen außgejchriebenen NRequifitionen ent- 
Itandenen Aufwand zu erjeten, jowie 3) die Schäden zu vergüten, 
melche dieſelben durch die hannoverſchen Truppen und die gegen dieſe 
zur Anwendung gekommenen militärtichen Operationen erlitten haben, 

Art. 3. Die Allerhöchſte und Höchſte Genehmigung wird vor» 
behalten und fol die Auswechjelung derjelben binnen acht Tagen 


ftattfinden. 
Berlin, den 14. September 1866. 
v. Savigny. v. Seebad. 


[Bon bejondern „Opfern“, die der Herzog Ernſt Il. von Sachſen⸗ 
Koburg- Gotha für Preußen damals gebradt, ift nichts bekannt. 
Die „getrene Bundesgenoßenſchaft“ aber Hatte er dadurch bewieſen, 
daß er wejentlich dazır beitrug, die hannoverſche Armee durch Hin- 
haltende Verhandlungen am 24. Juni bei Eijenach feitzuhalten und 
jo der fpätern Gapitulation zu überliefern. (Vgl. Onno Klopp, 
Rückblick auf die preußiſche Annerion des Königreichs Hannover, 
München 1868, ©. 50 ff; Onno Klopp, Die Hanoveraner vor Eile 
nad) am 24. Juni 1866, Wien 1869, und den Verſuch, diefe Darftellung | 
zu widerlegen, bei Ernft Il, Aus meinem Leben und au meiner Zeit 
111, ©. 546 ff). Der Herzog felbft führt zur Begründung feiner | 

Beſchenkung“ mit einem Stud annectiertes Landes eine Aeußerung 
König Wilhelms 1. an, welche lautet: „Dein entichloßenes Auftreten 
für unfere Sache hatte mic) im enticheidenden Momente von dem | 
drücenden Gefühle befreit, unter den deutſchen Fürften 
allein und tfoliert ftehen zu follen. Ich werde das 
nie vergeßen.“ (Ernſt ll, a a O. 11, ©. 616). — Ueber die 
ſchwere wirtichaftliche Schädigung, welche die MWeggabe des Waldes 
und die bon‘ Herzog Craft 11. beliebte fait ausschließliche 
Benugung deſſelben ala Wildbahn der Zurheffiihen SHerrichaft 
Schmalkalden verurſachte, vgl. Kuno Frankenftein, Bevölkerinz 
‚und Hausinduftrie im Kreiße Schmalkalden, Tübingen 1887, ins 
befondere ©. 241.] 


10. Publication de3 Unneriondgefetes, 20. Sept.) 
(Kal. Preußiſcher GStatsanzeiger vom 22, Gept.). | 
Mir Wilhelm, | 
von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. | 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 


1) Diefelbe Bekanntmachung wurde am 29. Sept. in der Sanımlung 
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8 1. Das Königreih Hannover, das Kurfürftentum Heffen, 
das Herzogtum Naßau und die freie Stadt Frankfurt werden in 
Gemäßheit des Artikels 2 der Verfaßungsurkunde für den preußiſchen 
Stat mit der preußiichen Monardjie filr immer vereinigt. 

8 2. Die preußiihe Verfaßung tritt in dieſen Landestetlen 
am 1. October 1867 in Kraft. Die zu biefem Behufe notwendigen 
Abänderungs⸗, Zufat- und Ausfülhrungöbeftimmungen werden durch 
befondere Gejete feitgeftellt. 

83. Das Statöminifterium wird mit der Ausführung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. | 

Gegeben Berlin den 20. September 1866. 

Wilhelm. 
Graf v. Bigmard-Schönhaufen Frhr. v. d. Heydt. 
v. Roon. Grafv. Itzenplitz. v. Mühler Grafzur Lippe, 
v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 


U. Verkündigung der Annexion des Kurftates zu Kafſel, 
8. October, 
(Kaſſeler Zeitung, Rahmittagss Ausgabe vom 8. October 1866). 


A. 

Einleitende Auſprache des Adminiſtrators v. Möller. 

Meine Herren! E83 vollendet ſich das michtigite Creiguis in 
der Geichichte dieſes Landes; das Heiftiche Volk tritt aus feinen 
engen reißen heraus, um als Glied des preußiichen Volles unter 
der Führung der Hohenzollern größere Ziele zu verfolgen, den Ruhm 
und die Geſchicke Preußens zu teilen. 

Die Tauſende, welche hier verfammelt find, geben lebendiges 
Zeugnis, daß das Heſſenvolk die unermeßliche Bedeutung dieſes 
Greignifjeg für fein Glüd und feine Wolfahrt zu erfaßen und zu 
würdigen weiß. Mag auch mancher mit Wehmut auf den notwen⸗ 
digen Untergang des Kurftates bliden, einit werden alle die Wand- 
lung fegnen, und die kommenden Gejchlechter werden dieſe Zeit preiien, 
daß fie ihnen den deutjchen Großjtat gegeben, daß fie ihnen den 
Grund gelegt hat zu dem jtolzen Glüde Preußen zu fein und zu der 
Wolfahrt, wozu auch diefe Provinz unter dem weiſen Scepter der 


von Gefegen 2c. für Kurheſſen Nr. XIV. auch als kurheſſiſches „Geſetz“ 


berfündigt! 
5* 
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Hohenzollern emporblühen: wird. Die Verheißung und die Bürg⸗ 
Schaft dieſes Glückes geben die königlichen Worte der Allerhöchſten 
Proclamation: 


B. 
Allerhöchfte Proelamation au die Eiuwohnor des vormaligen 
urfürſtentums Heſſen. 

Durch das Patent, welches Ich heute vollzogen habe, vereinige 
Ich Euch, Einwohner der kurheſſiſchen Lande, mit Meinen Unter⸗ 
tanen, Euren Nachbarn und Deutſchen Brüdern. 

Durch die Entſcheidung des Krieges und durch die Neugeſtaltung 
des gemeinſamen Deutſchen Vaterlandes nunmehr von einem Fürſten⸗ 
hauſe getrennt, dem Ihr mit treuer Ergebenheit angehangen, tretet 
Ihr jetzt in den Verband des Nachbarlandes, deſſen Bevölkerung 
Euch durch Stammesgemeinſchaft, durch Sprache und Sitte verwandt 
und durch Gemeinſamkeit der Intereſſen befreundet iſt. 

Wenn Ihr Euch nicht ohne Schmerz von früheren, Euch lieb 
gewordenen Verhältniſſen losſagt, fo ehre Ich dieſen Schmerz und 
würdige denſelben als eine Bürgſchaft, daß Ihr und Eure Kinder 
auch Mir und Meinem Hauſe mit Treue angehören werdet. Ihr 
werdet die Notwendigkeit des Geſchehenen erkennen. Denn ſollen 
die Früchte des ſchweren Kampfes und der blutigen Siege für 
Deutfchland nicht verloren fein, jo gebietet es ebenfo die Pflicht der 
Selbfterhaltung, ala die Sorge für die Förderung der nationalen 
Snterefien, Kurheſſen mit Preußen feit und dauernd zu vereinigen. 
Und — mie Ion Mein in Gott ruhender Herr Vater es aus⸗ 
geſprochen — nur Deutjchland hat gewonnen, was Preußen er: 
worben. 

Diejes werdet Ihr mit Ernft erwägen, und fo vertraue Ich 
Eurem deutjhen und redlichen Sinn, daß Ihr Mir Eure Treue 
ebenſo aufrichtig geloben werdet, wie Ich zu Meinem Volle Euch 
aufnehme. 

Euren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Schifffahrt eröffnen 
ſich durch die Vereinigung mit Meinen Staten reichere Quellen. 
Meine Fürforge wird Eurem Fleiße wirkſam entgegentommen. 

Eine gleiche Verteilung der StatSlajten, eine zweckgemäße, 
energiſche Verwaltung, forglam eriwogene Geſetze, eine gerechte und 
pünktliche Suftizpflege, kurz ale die Garantien, welche Preußen zu 
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Dem gemacht, als was es fich jebt in harter Probe bewährt hat, 
werden Euch fortan gemeinfame Güter jeln. 

Eure Triegstüchtige Jugend wird fich ihren Brüdern in Beinen 
anderen Staten zum Schutze des Vaterlandes treu anfchließen, und 
mit Freude wird die preußiſche Armee die tapferen Kurhefien 
entpfangen, denen in den Jahrbüchern deutfchen Ruhmes nunmehr ein 
neues größeres Blatt eröffnet fit. 

Die Diener der Kirchen werden auch fernerhin bie Bewahrer des 
väterlichen Glaubens ſein. 

Euren Lehr-Anftalten, den vieljährigen Pflegerinnen deuticher 
Kunſt und Wißenſchaft, werde Ih Meine befondere Aufmerkſamkeit 
widmen, und wenn ber preußifche Tron, je länger deſto mehr, als 
der Hort der Freiheit und Selbftändigfeit des Deutichen Vaterlandes 
erfannt und gewürdigt wird, dann wird auch Euer Name unter 
denen jeiner beiten Söhne verzeichnet werden, dann werdet auch Ihr 
den Augenblid jegnen, der Euch mit einem größeren VBaterlande ver⸗ 
einigt hat. Das walte Gott! 

Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. 


Wilhelm. 
c. 
Batent wegen Befiuuahme bes vormaligen Kurfürftentumsd 
Heflen. 
Wir Wilhelm, 


bon Gottes Gnaden, König von Preußen 2. 2c. 
tun gegen jedermann hiermit fund: 

Nachdem in Folge eines von Kurheſſen im Bunde 
mit Defterreich, und in Verlegung des damals gelten» 
den Bundesrecht begonnenen, von und in gerehter 
Abwehr jtegreich geführten Krieges die zum Kurfüritentum 
Heilen früher vereinigten Lande von Uns eingenommen find, jo haben 
Wir beichloßen, diefelben mit Unferer Monarchie zu vereinigen und 
zu diefem Behufe mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages dag 
Geſetz vom 20. Sept. d. 3. erlaßen und verfündigt. 

Demzufolge nehmen Wir durch gegenmwärtiges Patent mit allen 
Rechten der Landeshoheit und Oberherrlichkeit in Beſitz und ein⸗ 
verleiben Unferer Monarchie mit ſämtlichen Zubehörden und An⸗ 
jprüchen die Länder, welche das vormalige Kurfürftentum Heſſen 
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gebildet haben, namentlih: Die Landgrafihaft Heifen; das Groß- 
herzogtum Fulda; bie Fürftentümer Hersfeld, Hanau, Friß- 
lar und Ifenburg; die Grafihaften Ztegenhain, Nidda und 
Schaumburg, und die Herrſchaft Shmalfalden. 

Wir werden Unferem Königlichen Titel die entfprechenden Titel 
hinzufügen. 

Mir befehlen, den preußiichen Adler an allen Grenzen zur Bes 
zeichnung Unſerer VLandesherrlichkeit aufzurichten, ftatt der bisher 
angehefteten Wappen Unjer fönigliches Wappen anzufchlagen und die 
dffentlichen Siegel mit dem preußiichen Adler zu verfehen. 

Mir gebieten den Einwohnern des nunmehr mit Unferer Monars 
die vereinigten ehemaligen Kurfüritentums Heffen, fortan Uns als 
ihren rechtmäßigen König und Landesherrn zu erkennen und Unferen 
Gefegen, Verordnungen und Befehlen mit pflichtmäßigem Gehorſam 
nachzuleben. 

Wir werden jedermann im DBeflte und Genuße feiner wol⸗ 
erworbenen Privatrechte jchügen und die Beamten, welche für Uns 
in Eid und Pflicht zu nehmen find, bei vorausgeſetzter treuer Ver⸗ 
waltung, im Genuße ihrer Dienfteinküinfte belaßen. Die gejeßgebende. 
Gewalt werden Wir bis zur Einführung der preußifchen Verfaßung 
allein ausüben. 

Wir wollen die Geſetze und Einrichtungen der bisherigen kur⸗ 
heifiichen Lande erhalten, foweit fie der Ausdrud beredtigter 
Eigentümlichkeiten find und in Sraft bleiben können, ohne 
den durch die Einheit des States und feiner Intereſſen bedingten 
Anforderungen Eintrag zu tum. 

Unjer bisheriger Generalgouverneur ift von Uns angewiefen, 
hiernach die Beſitznahme auszuführen. 

Hiernach geichieht Unſer Wille. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. 

| | Wilhelm. 
Straf von Bismard-Schüönhaufjen Freiherr v. d. Heybt. 
v. Roon. Graf v. Itzenplitz. von Mühler Graf zur 
Lippe dv. Selchow. Graf zu Eulenburg. 
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D. Ä 
Schlußzauſprache des Adminiſtrators v. Möller. 

Somit iſt die Vereinigung von Kurheſſen mit der preußiſchen 
Monarchie vollzogen; die Heſſen folgen fortan dem Banner der 
Hohenzollern, welches ſich über dieſem Schloße entfaltet. Wir alle 
folgen ihm mit der Deviſe: „Mit Gott für König und Vaterland! 
Seine Majeſtät der König lebe hoch!“ 


12. Der Proteſt des Kurfürſten. 
VCDenkſchrift Sr. Kgl. Hoheit des Kurfürſten Friedrich Wilhelm 1. von Heſſen :c. S. 61 ff). 

Se. Königliche Hoheit — das mar da8 Ergebnis dieſer Klar⸗ 
Stellung — hat nicht verzichtet; er würde, wie in einem Augenblid 
Folgerichtiger Offenheit da8 Schreiben Sr. Majeſtät des Königs 
Wilhelm vom 25. Mai 1867 an Ihre Majeftät die Königin Marie 
von Hannover beireff3 Dero hohen Gemahles fih ausdrückt, dem 
preußiſchen König 

„noch als im Kriegszuftand befindlich gegenüberftehen,“ 
wenn überhaupt er zuzugeben vermöchte, jemal® mit Demfjelben im 
Krieg befindlich gewejen zu fein. Se. Königliche Hoheit hat de3- 
Halb auch bis zu dieſem Augenblide in diejenige Action gegen die 
ufurpatorifche Herrihaft einzutreten unterlaßen, welche das Völker⸗ 
recht den depoffedierten Herricher vollkommen legitimer Weiſe ein- 
nehmen läßt, um die Wiedererlangung des entzogenen Beſitzes zu 
Hetreiben. Damit aber hat in feiner Weile weder dem echte, Die 
geichehene Invaſion feiner Zeit als Kriegsfall zu behandeln, entjagt, 
noch) der Gedanke und die Hoffnung der Reftitution aufgegeben werden 
ſollen. 

Wahrlich, Fürſten und Völker Europas haben an dieſer Reſti⸗ 
tution das gleiche und begründetſte Intereſſe, wie nicht minder 
andererſeits ihnen das unbeftreitbare Recht zufteht, dem Umfichgreifen 
der nordiihen Macht in ihrer traditionellen Eroberungspolitif ein 
gebieterifches Halt zuzurufen. 

Nicht ein unter das Danaergeichent des preußiſchen Statsweſens 
einheitlich zufammengezivungenes Reich, ſondern die freie füderative 
Verbindung der zufammengehörigen Stämme, unter benen gewiß der 
furheifiiche feinem Character, wie ſeiner Gejhichte nach nicht den 
Jetzten Pla einnimmt, — das iſt Die Erſcheinungsform Deutfchlandg, 
welche, wie fie fünfzig Jahre lang das Vaterland mit einer unges 
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ftörten friedlichen Entwidlung gejegnet Hat, jo auch in einer den 
Anforderungen der Zeit entiprechenden Umgeſtaltung die ficheriten. 
Garantien allfeitiger Ruhe und Sicherheit; ſowie dauernden Auf⸗ 
ſchwungs materieller und geiftiger Wolfahrt darbietet! 

Wie aber in dem Verlangen nad einer ſolchen, die ebenio 
berechtigten als heilſamen Eigentümlichkeiten der Cinzelftaten unter 
ber Weihe eines krüftigen Geſamtorganismus zur Geltung bringen- 
den Wiedergeburt die durch die Waffen des Eroberers gewaltſam 
entjegten Fürften, die jelbftändigen Wölferfchaften, die man bis auf 
den Namen verſchwinden laßen möchte, die Glieder des alten Leibes, 
die man abgehauen und die einen hinter die Ufer des Mains, die 
andern hinter die Gebirge Sachſens und Schleſiens in unnatürliche 
Holtertheit gedrängt hat, ja unzweifelhaft ſelbſt diejenigen Staten 
weitaus in der Mehrzahl zujammenftimmen, bie als Mitglieder des 
Norddeutihen Bundes eine fcheinbare Souverainetät gerettet haben, 
fo muß denfelben Wunſch, diefelbe Hoffnung auch ganz Curopa 
teilen. 

Einheitliche, militäriſch organifierte und regierte Staten, wie 
das Heutige Preußen in feiner nur zu leicht erworbenen Abrundung, 
werben niemals einen kriegeriſchen ruheſtörenden Character verleugnen. 
Föderationen find ihrer Natur und pofitiven Verfaßung nach ſtets 
auf die Defenſive beſchränkt, ein Angriff von ihnen nie zu gewärtigen. 
Nirgend aber bedarf einer ſolchen defenſiven Kraft es mehr als im 
Centrum Europas, wo ihr die Aufgabe zufällt, nicht nur den eigenen, 
ſondern den Frieden des ganzen Erdteils vor Erſchütterungen zu 
bewahren, wie Kriege von unerhörter Ausdehnung noch im Anfang 
dieſes Jahrhunderts ſie mit ſich brachten, und die ſeit zwei Jahren 
geſchaffene Situation von neuem in drohende Ausſicht ſtellt. 

Die Eriitenz Zleinerer Staten bildet ein weſentliches Clement 
zur Erhaltung des europäifchen Gleichgewichtes. Zwiſchen die 
großen Mächte hineingefchoben, verhindern diefe ſchwächeren Nachbarn 
das Sich⸗Reiben und Aufeinanderplagen jener. Die Großmacht, die 
fi) an ihnen vergreift, erflärt, daß fle Die ihr zuftehende Wagſchale 
verlaßen und eine Stellung einnehmen will, die gefahrbringend iſt, 
nicht nur file Die noch nicht angegriffenen ſchwächeren Selbftändig-- 
feiten innerhalb ihrer Machtiphäre, ſondern fofort auch für die den 
eriten Rang behauptenden Teilnehmer des europäiſchen Concerts. 
Die Erfahrung des Jahres 1866 hat es gelehrt! Ganz Europa 
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atmet ſchwer unter dem Drud des bewaffneten Friedens; die Quellen 
des Wolftandes fiechen dahin; die Angeſichts der alljeitigen Ver⸗ 
wicklung aufgehäuften Werkzeuge des nahenden Krieges legen die 
rüftigften Kräfte der Nationen lahm und bereiten glüdlichen Völkern 
den fihern Ruin. 

Ein folder Zuftand, herbeigeführt durch die unfelige Verblen⸗ 
dung eines einzigen States, kann nicht fanctioniert werden; das 
Heilmittel — die verfüngende Wiederbelebung des ganzen großen 
Körpers, ſowie der einzelnen Gliedmaßen des einftigen Deutjchen 
Bundes — bietet fich dar, und ficher der Tag wird kommen, wo, 
gleihmäßig autoriftert durch die lage des gekränkten Rechtes wie 
durch das Gebot des allgemeinen Intereffes, Europa ein unzwei⸗ 
deutiges Dementi dem ftolzen Worte geben wird, daß Gewalt 
vor Recht gehel 

Inzwiſchen möge dieſer Schrift es gelingen, den falſchen An⸗ 
ſchuldigungen und hämiſchen Iuftinuationen, welche gerade auf Seine 
Königliche Hoheit den Kurfürſten zu häufen die preußijche Regierung 
ſeit Jahren mit der nationalvereinlichen Preſſe der Oppofitionspartet 
des heſſiſchen Landtages gewetteifert hatte, wenigſtens injomweit den 
Boden zu entziehen, als diejelben auf die Sataftrophe des Jahres 1866 
bezüglich find, 

Se. Königliche Hoheit, im Vollbewußtſein, nach Recht und Pflicht, 
fürftlicher Ehre und Würde entiprechend gehandelt zu haben, glaubt 
nicht zweifeln zu dürfen, diefe feine Meberzeugung auch von feinen 
hohen früheren Bundesgenoken, von den Yürjten Europas, von allen. 
denen geteilt zu jehen, an die er feine Stimme erhoben. 

Er vertraut unter wiederholtem feierlidem Pro— 
teft gegen die Ihm angetane Vergewaltigung aufdas 
unbefangene Urteil aller Berufenen, auf die tatfräf> 
tige Sympathie der maßgebenden Mächte, auf das 
Walten der göttlihen Gerechtigkeit! 

13. Aus dem Vertrag betreffend das Fideieommiſsvermögen 

des Eurfürftlich Heififchen Hauſes und Die Fünftigen Vers 

hältniffe Seiner Hoheit des Landgrafen Friedrich von 

Seffen uud Höchſtdeſſen Familie, dd. Berlin, 26. Merz 1873, 
(Beilage zum preußiſchen Stat8haushaltsetat für 1876). 

Nachdem durch das Geſetz vom 20. September 1866 dag Kurs 
fürftentum Heffen für immer mit der preußiichen Monarchie vereinigt 
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‚worden tft, haben Se. Majeftät der König von Preußen einerſeits 
und Se. Hoheit der Landgraf Friedrich) von Heſſen andererſeits 
beſchloßen, die fünftigen Verhältniſſe Sr. Hoheit des Landgrafen 
Sriedrih von Heffen und Höchſtdeſſen Familie dur ein Abkommen 
zu regeln, und haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten 2c. folgende 
Bunfte verabredet. 


Art. 1. Se. Hoheit der Landgraf Friedrich erkennt die Ein- 
verleibung des vormaligen Kurfürſtentums Heſſen in die preußifche 
Monarchie als einen unabänderlichen ftatgrechtlichen Act an unb 
entlagt für fi) und feine Defcendenz zu Gunften der Krone Preußen 
allen Aniprüchen auf die Regierung des früheren Kurſtates, ſowie 
allen damit zufammenhängenden Rechten und Bezügen. Dieſe Ent- 
ſagung umfaßt insbeſondere auch den Anfpruch auf die Durch den 
Stettiner Vertrag vom 17. September 1866 Sr. Königlichen Hoheit 
den Kurfürften Friedrich Wilhelm belaßene Hofdotation von jährs 
lich 300,000 Taler, deren Zahlung mit dem Ableben des Kurfürften 
aufhören wird. 

Art. 2. Das geſamte jogenannte Fideicommifspermögen bes 
kurfürſtlichen Haufes wird als preußiſches Statseigentum aner⸗ 
damt.... 

Art. 7. Sowol die Deicendenten Sr. Hoheit de Landgrafen 
Sriedrih, als auch alle übrigen Mitglieder der kurheſſiſchen Fürftens 
familie dürfen Nechte aus dem gegenwärtigen Vertrage für fih nur 
unter der Bedingung herleiten, daß fie zuvor demjelben beitreten und 
gegenüber der Krone Preußen deſſen Yeltjegungen, insbejondere bie 
der obigen Artikel 1 und 2, auch für ſich als rechtSperbindlich aner: 
kennen, unter gleichzeitiger Uebertragung aller ihrer etwaigen Anrechte 
an dem bisherigen Fideicommijspermögen des kurfürſtlichen Haufes 
auf die Krone Preußen. 

[Schon unmittelbar nach dem Tode jeined Vater, des Lanb- 
grafen Wilhelm (T 5. September 1867) Hatte ber Prinz, nun⸗ 
mehrige Landgraf und Tronfolger Friedrich, wie aus einer im Januar 
1876 dem preußiichen Landtage zugegangenen „Dentichrift“ über ben 
kurfürſtlichen Hausichat bezw. aus den darin mitgeteilten beiden kgl. 
preußiſchen Cabinet3ordern vom 22. und 25. September 1867 her⸗ 
vorgeht, für fi und jeine Nachkommen der Tronfolge zu Gunjten 
Preußens entiagt gegen die Zuficherung, daß nach dem Tode des 
Kurfürften feine jährlichen Revenuen ſowie diejenigen feiner zur 
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Succeifton in das kurf. Hausfideicommiſs berufenen Nachfolger auf 
250,000 Taler erhöht werden würden. Auf Grund diefer 1867er 
Abmachung wurde dann — ebenfall3 noch bei Lebzeiten des Kur⸗ 
Fürften — der Vertrag vom 26. Merz 1873 abgeichloßen, deſſen 
Beitimmungen, joweit fie politiiche Bedeutung haben, vorftehend abge- 
Drudt find. Abſchluß und Inhalt dieſes Vertrages wurden dem Kurfürften 
im September defjelben Jahres unter der Hand befannt und veran⸗ 
Laßten denfelben zu der unter Nr. 14 mitzutetlenden feierlichen Ver⸗ 
mwahrung der Rechte des Kurhaufes als ſolches gegenüber diejem 
amd allen etwa noch folgenden Verzichtleiftungen einzelner Agnaten. 

Nach dem Tode des Kurfürften find dann in der Tat die zur 
Zeit lebenden Agnaten ſämtlicher übriger Linien des beiftichen Fürften- 
Haufes gegen Zuwendungen bezw. Veriprechung einjtiger Zuwendungen 
aus dem zu preußiichem StatSeigentume erklärten Zurfürftl. Haus⸗ 
ideicommildvermögen dem Werzichtövertrage der älteren (Rumpen⸗ 
heinter) Linie vom 26. Merz 1873, insbeſondere den Artikeln 1. und 
2. deſſelben förmlich beigetreten, und zwar die Agnaten der beiden 
Philippstaler Linien durd) Vertrag vom 13. December 1880, der 
Großherzog Ludwig IV. von Heflen und bei Rhein für fih und 
die großherzogliche Linie durch Vertrag vom 13. Januar 1881. 
Diefe Verträge finden fich mitgeteilt in der Druckſache Nr. 201 
des preußiſchen Haujes der Abgeordneten, 14. Legißslaturperiode, 11. 
Seſſion 1880—81.] 


14. Der Kurfürſt verivahrt das Necht des Gefamthanfes 
SHeflen gegenüber den Verzichts-Verträgen der Agnaten, 
10. September 1873. 

Oeſfiſche Blätter, Nr. 65 vom 27. September 1878). 

In dem Vertrage, welchen Sch s. d. 17. September 1866 mit 
der Krone Preußens abzujchließen, durch die Gefangenfchaft zu Stettin 
gedrängt war, habe Ich das Recht Meines Hauſes principiell und 
ungeſchmälert aufrecht erhalten, indem Ich ſowol jede politiiche Ab⸗ 
machung entichieden abgewieſen, ald auch von der Subitanz des 
furfürftlichen Hausvermögend nicht das Geringite preisgegeben, viel: 
mehr die unveränderte rechtliche Natur dieſes Vermögen? durch aus⸗ 
drücdliche Vertragsbeitimmung ($ 2 des Stettiner Vertrages Abi. 3) 
gewahrt habe. ' 

Was hiernach weiter zur Sicherung und Yörderung der ver⸗— 
mögensrechtlichen Stellung des Kurhaujes, gegenüber der dermaligen 
Ufurpation, zu gejchehen Hatte, durfte und fonnte nur unter Meiner 
Zeitung und unter Aufrechterhaltung des von Mir gewahrten Prin- 


cips geichehen. 
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Nichtäbeftoweniger und mährend ſogar Meine Aufforderung, 
fih in diefem Sinne mit Mir zu gemeinſamer Verfolgung der frag- 
lichen Intereffen zu verbinden, Seiten? der Agnaten Meines Haufe 
ohne da gewünſchte Entgegenkommen blieb, haben dieſelben es fir 
zuläßig gehalten, felbjtändig mit der Krone Preußen in Verhandlung 
zu treten, und wiederholt find Nachrichten an die Deffentlichkeit 
gelangt, wonach in diefen Verhandlungen nicht nur von der Klaren 
und beitimmten Wahrung der ſouveränen Rechtsſtellung 
des Kurhauſes abgefehen, fondern vielmehr deren Preisgabe 
als das Mittel gewählt worden wäre, um fi) die Vermögenzredte 
und ſelbſt auch diefe nur unter wejentlicher Aufopferung garantieren 
zu lagen. Ja von zweien zur Succeffton zunächft nicht berufenen 
Linien wäre fogar nicht angeftanden worden, mit dem Verluſt der 
Regierung als einer definitiven Tatſache einen Anſpruch auf Teilung 
des Vermögen? vor preußiichem Forum zu begründen. 

Schon eine einigermaßen verftändige Erwägung in rein finan- 
ziellem Intereſſe hätte freilich von einem derartigen Vorgehen ab- 
mahnen müßen. Wer ein jo klares und unanfechtbareg Recht auf 
feiner Seite hat, wie es das des furfürftl. Hausvermögens tft, kann 
durch Verhandlungen, welche nicht von dem principiellen Rechtsboden 
aus geführt werden, feine Pofttion nur ſchwächen. Unbedingt gab es 
daber für das Intereffe der Agnaten nur einen Weg: die unge 
Ichmälerte Anerkennung ihres Nechtes mit der Energie eines Klaren 
Rechtsbewußtſeins zu verlangen und fich eventuell deſſen Geltend- 
machung vor Gericht zu falvieren. Denn wäre e8 auch, daß Ich 
Mich irrte, wern Ich feſt darauf baue, daß man am Hofe zu Berlin 
noch legitimz-fürftliche Anfchauung wieder gewinnen und deshalb 
zumal vor einer Bereicherung durch Geld und Gut der nächiten 
Blutsperwandten zurüdichreden werde, jo wird doch unmöglich jemals 
por den Gerihten die Eroberung fürjtliden Brivat- 
vermögen? auf Anerkennung rechnen dürfen; wie denn auch ſchon 
in einem gelegentlichen Rechtsſtreit jede Berechtigung an der Subftanz 
des furfürftlichen Hausfideicommiſſes der preußiſchen Krone abgeiprochen 
und lediglich den Agnaten des Kurhaufes erhalten wurde. 

Statt deſſen haben jene ebenjo fehr Misverftand, wie über⸗ 
mäßige Beſorgnis verratenden Bemühungen nur dazu dienen Können, 
die gegen die privatrechtlihe Natur des fraglichen Vermögens 
gerichteten Angriffe noch zu fteigern, und nur fo, wenn wirklich 
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Seitens der Agnaten: folche Anträge, wie diejenigen auf eine Teilung 
hervorgetreten fein follten, würde es einigermaßen erklärlich erfcheinen, 
wie, in Verkennung alles Rechtes, fogar der Gedanke ſich hat hervor⸗ 
wagen Zönnen, ein Vermögen als preußiſches Krongut in 
Anſpruch zu nehmen, das durch die Vereinbarungen von 1831 als 
„unbezweifeltes® und ausſchließliches Eigentum 
Des Kurhauſes“, welhes „niemals unter dem Vor⸗ 
geben irgend einer anderen Eigenſchaft vom State 
der fonft in Anjprud genommen werden fann“, 
aufs Stärtite verbürgt ift. 

Indeffen den Schwerpunkt bes Intereſſes, welches jene Ver- 
Handlungen in Anſpruch nehmen, muß Ich in der Stellung finden, 
welche babei in Bezug auf die politifchen Rechte des Kurhauſes 
eingenommen tft. Das Land Helfen hat ein Recht darauf, daß fein 
Fürftenhaus, in welhem es den NRepräfentanten feiner Selbitändig- 
Zeit erbliden muß, eingedenk der durch eine glorreiche Vergangenheit 
geheiligten Pflicht, fi mit Treue und Feſtigkeit Angefihts einer 
wider alles Recht hereingebrochenen Vergewaltigung un beugſam 
erweije, und wie Ich jelbit dieſe Treue zu erproben, ungeachtet der 
ſchweren Opfer, welche fie mir aitferlegt, für die höchite und heiligjte 
Aufgabe Meines Leben? erfenne, jo werde und kann Ich ed auch 
niemald bulden, daß fie. von den Gliedern Deines Hauſes außer Acht 
gejegt und untergraben werde. Kann e3 freilich dem Einzelnen nicht 
verwehrt bleiben, die ihm perſönlich anhaftende Verechtigung auf: 
zugeben, jo habe Ich doc ein unantaftbares Recht und die Pflicht, 
darauf zu Halten, daß, wer immer hierzu Luft empfinden möchte, 
feinen Verzicht in Gemäßheit der Hausgefege erkläre und die dar- 
aus fich ergebenden Folgen übernehme, nicht aber ihn unter den 
Aufpicten einer feindlichen Macht auf Koſten des Gejamt- 
haufes Heffen zu verwerten ſuche. 

Es ift ein hohes und gewichtiges Intereffe, daß die Ehre bei 
kurfürſtlichen Haufes nicht länger noch durch Gerüchte beeinträchtigt 
werde, denen zufolge die politiichen Rechte defjelben zum Gegen- 
jtande eine unwürdigen Marktens berabgejunfen wären. An die 
fürjtliche Ehrenhaftigfeit Meiner Agnaten wende Ih Mich daher, 
wenn Ich ſie wiederholt auffordere, flar und offen entgegen 
diejen Gerühten Stellung zu nehmen, und auf das 
Schmerzlichfte muß IH es bedauern, daß Mich neuere Nachrichten 
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befürchten laßen, e3 fei zum Teil durch wirkliche Vereinbarung dieß 
ſchon unmöglich geworden. | 

Wenn und ſoweit dieß der Fall fein follte, ſehe Ih Mic 
daher in Meiner Eigenihaft ala Chef des Kurhauſes zugleidh 
genötigt, jede ohne Mein Wißen und Meinen Willen gepflogene 
Verhandlung und getroffene Vereinbarung ſeitens eines Prinzen 
Meines Haufes mit der dermaligen ujurpatoriichen Regierung bes 
Kurfürftentums, eben jo jehr flir eine ſchwere Verlegung der ihm in 
feiner Stellung gezogenen Schranken, wie im Intereſſe der 
GChreund des Rechtes des Kurhauſes, ffiröllig null 
und nichtig zu erklären und unbeichäbigt von jeder derartigen 
pflichtvergeßenen Abmachung, allen geborenen und unge 
borenen Nachkommen aus dem Hauſe Heſſen ihr 
underäußerlihe3 Erbe mit allem Nachdrucke und 
fiir alle Zufunft feierlihft hierdurch zu verwahren. 

Horzomwig, am 10. September 1873. 

(gez.) Sriedrih Wilhelm, 
Kurfürſt von Helfen. 


Siebentes Kapitel. 
Die Annerion der freien Stadt Sranffurt a. M. 





x Verkündigung der Annerion Frankfurts erfolgte am 8. 
October vom NRömerjaale au. Proclamation und erhöchftes 
Patent Sr. Majeftät des Königs von Preußen find mutatis mutandis 
gleichlautend mit den in Kap. 6, Nr. 11, B. und C. veröffentlichten 
Actenftiiclen und wird daher auf diefelben auch in diefem Zuſammen⸗ 
hange verwiejen.] 


1. Anſprache de3 Civil-Adminiftratord Frhrn. v. Patow 


am 8. Oetober. 
Dtto Kaungießer, Geſchichte ber Eroberung ber freien Stabt Frankfurt a. IR. 
©. 400-402.) 


Im Namen Sr. Maj. des Konigs erkläre ich hiermit, daß 
duch die Publication des foeben vernommenen Allerhöchften Bes 
ſitzergreifungs⸗Patents die Vereinigung der bisherigen freien Stabt 
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Frankfurt und ihres Gebietes mit der preußiichen Monarchie rechtlich 
und tatſächlich vollzogen ift. 

Ich erfuche die Herren Bürgermeifter, die Herren Senatoren, 
die Behörden und Beamten und fämtliche Anweſende, ſoweit nicht‘ 
die veränderten Verhältniſſe entgegenftehen, die Gefchäfte nach den 
bisherigen Gefeten und Anordnungen bis auf weiteres fortzufeßen. 

Der Moment, in welchem dieje Veränderung eintritt, muß für 
Ste, die Herren bed Senat? und des Rats, für die übrigen hier 
verfammelten Herren, für alle bisher freien Bürger Frankfurts ein _ 
tief bewvegter fein. Aber auch filr die Diejenigen, welche bisher ala 
Sremdlinge in den Mauern dieſer Stadt weilten, für jeden Deutſchen 
und jeden Freund deutjcher Gefchichte hat diefer Moment etwas Ers- 
greifendes. Deutichlands Kaiſer bliden in diefem Sale in mehr als 
taufendjähriger Neihe in von Meeifterhand gemalten Bildern auf uns 
herab, von diejem Balkon wurden die Wahlen dem harrenden Volke 
verkündet, deren Rejultat oft fir die Schidjale Deutſchlands, für 
die Geſchicke der Welt enticheidend war. Aus Frankfurts Straßen, 
aus den eigentiimlichen Formen alter bejcheidener Bürgerhäufer, mie 
aus den Prachtbauten der Neuzeit, aus feinen Bauwerken für Gottes 
dienft und Schule, für Kunft und Wißenſchaft, aus feinen Dent- 
mälern tritt und eine große Vergangenheit, ein reich entwickeltes 
ſtädtiſches Gemeinweſen entgegen. 

Aber meine Herren, die Weltgeſchichte läßt ſich nicht durch Ge⸗ 
fühle, durch Erinnerungen beſtimmen. Sie ſchreitet unaufhaltſam 
vorwärts; neue Zeiten bringen neue Anforderungen, die alten Ge⸗ 
bilde müßen den neuen Platz machen. 

Sie, meine Herren und alle bisher freien Bürger Frankfurts, 
haben Ihre Selbſtändigkeit verloren. Das iſt ein Verluſt, deſſen 
Größe ſich, wenn Sie wollen, jeder Schätzung entzieht. 

Aber dafür wird Ihnen mander Erſatz gewährt. Sie er» 
langen ein Vaterland in dem eminenten Sinne, in welchem Sie bis⸗ 
ber ein folches nicht Hatten und nicht haben Eonnten. Sie kommen 
zu einem Reiche, welches in manchen ſchweren Zeiten und erſt neuer-- 
dings den Beweis geliefert hat, daß es durch die treffliche Organi⸗ 
fation und Führung, durd) die Tapferkeit feines Heeres, durch ſein 
Bolt in Waffen fe auf eigenen Füßen zu ftehen und feine und 
feiner Bürger Rechte zu jchüigen weiß, wo und gegen men es auch 
jet. Ste werden Fünftig die Meltgejchichte nicht mehr iiber ſich er⸗ 
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geben laßen, Sie werden helfen, diefelbe zu machen. Sie werden 
Bürger eined States, der zuerft klar begriff, daß eine neue Zeit 
angebrochen ſei, und das, mas fie verlangte, mit Träftiger, aber 
Ihonender Hand zu geben wußte; der zuerft die Feßeln der natio⸗ 
nalen und voltswirtfchaftlichen Entwidlung zerbrach, die Freiheit 
der Perſon, des Eigentums, die Freiheit der Gewerbe, des Handels, 
der Anfiedlung berftelltee Ste werden Bürger eined States, ber 
zuerft durch die Gründung des Zollvereing, durch die VBerabredungen 
über das Münzweſen, über Poften und Telegraphen und andere 
Dinge Deutſchland wenigſtens in manchen und wichtigen Beziehungen 
zur Ginheit zuritdführtee Sie werden Bürger eines States, in 
welchem Religion, Schule, Kunft und Wißenſchaft, Handel und 
Induſtrie ſich von jeher einer forglichen Pflege zu erfreuen Hatten, 
deſſen Gerechtigkeitspflege eine überall rühmlich anerfannte, deſſen 
Verwaltung eine wolgeordnete, intelligente und wolwollende ift. 

Daß Preußen Ihnen dieß alles bieten kann, das verdankt es 
feinen großen und ruhmreichen Fürften, wie fie in fo langer, un- 
unterbrochener Reihe Fein anderes Land aufzuweiſen hat. 

Auch Ste, meine Herren, auch die Bürger dieſer Stadt werben 
fortan einen feſten Schug und Hort in einem königlichen Herrn 
finden, der mit Weisheit und Gerechtigkeit, mit Kraft und Milde 
die Gelchide eines großen Reiches lenkt. 

Se. Maj. der König Hat mit warmen, herzlihen Worten 
Ahnen verfindet, was er Ihrien gewähren, was er Ihnen fein will. 
Ergreifen Sie mit treuem Sinne die dargebotene Hand, werden Sie 
auch ihm, was Sie ihm werden fünnen. Sprechen Ste zum erften 
Male als neue Preußen das Gefühl aus, welches alle alten Preußen⸗ 
herzen durchglüht: Gott erhalte, Gott fegne den König! Stimme 
Sie ein in, den lauten Ruf: Se. Mafeftät Wilhelm, König von 
Preußen, lebe hoch! 

[„Diefer legtere Ruf fand im Saale jelbft nur einen ſchwachen 


und gedämpften MWiderhall, der unter der auf dem Nömerberge ver: 
jammelten Menjchenmenge nicht gehört wurde. 


„Während diefer Act im Katferfaal des Römers ftattfand, hatte 
fih auf dem Römerberge nach und nach eine Anzahl Menſchen pers 
jammelt, welche in lautlofer Stille der Dinge harıten,. die da fomumen 
ollten. Auf dem Roſsmarkt waren die preußiſchen Truppen im 

arabeanzug aufgeftellt; aber außer der lieben Straßenjugend war 
hier niemand als Zuſchauer zugegen, alle Fenfter der ringsum ge⸗ 
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Yegenen Häuſer blieben geichloßen. In dem Moment, wo Freiherr 
von Batow im Kaiſerſaale bei geöffneten Balkonfenitern das Hoch 
auf den König ausbrachte, wurde die ſchwarz⸗weiße Flagge, der 
‚gefrönte Adler in der Mitte, auf dem Römer aufgezogen, und ein 
einziger ihwader Hochruf, auägebra t von dem Advofaten Dr. jur, 
S: welcher kenhaft ſeinen Hut ſch e, aber mit dieſer Kundgebung 
iſoliert blieb ‚Heß ſich Böen. Ein ſtarkes Murren gieng durch 
die Verſamml ung das Herz im Leibe,” jagt ein Augenzenge, 
zitterte allen, Die das Schauſpiel mit anfahen und ſich zurüdber- 
Tegten in bie Tage bes Schiller und des Schüßenfeftes, des Fürften⸗ 
tages und anderer Feierlichkeiten, die ben altehrigürdigen Römer 
don jeher zum Mittelpunkte des deutſchen Waterlandes machten.” 
Am 12 Uhr war die ganze Feierlichkeit beendet und die Fahne vom 
Ballon des Römers wieder zu dem Oberiten des Die Garnilon 
dildenden Regiments zurückgebracht. Otto Kanngießer, 
ſchichte der Eroberung der freien Stadt Frankfurt, S os] 


2 Proteſt der Bürgerjchaft. 
A 


Dentichrift.‘) 
Dtto Ranngießer, a.D. ©. 889 ff.) 


Durch die militärifche Occupation Frankfurts find die verfahungs- 
mäßigen Behörden der freien Stadt außer Wirkſamkeit geſetzt 
worden. Nur in einzelnen Fragen wurden die Mitglieder der ſtän⸗ 
Digen Bürgerrepräfentation und des gejeßgebenden Körpers ad hoc 
einberufen. Nachdem in jolcher Weiſe die verfaßungsmäßigen Be⸗ 
hörben in der Ausübung der auf fie von der Bürgerſchaft über: 
tragenen SHohettsrechte factiſch verhindert find, halten wir Endes- 
unterzeichnete Bürger uns für berufen und verpflichtet, zu erflären, 
Daß eine Einverleibung Frankfurts in die preußiſche Monarchie weder 
vom Standpunkte des Rechts gutgeheißen, noch auch aus politiichen 
Rückſichten empfohlen werben Tann. | 

Bezliglih der Frage des Rechts find wir auf die jedermann 
belannten, authentifchen Actenſtücke hingewieſen. Wenn dort von 
«iner beharrlichen Ablehnung der von Preußen vorgefchlagenen Reform 
des Deutfchen Bundes, von einem offenen, mit dem Zwecke der Ver⸗ 
eitelung jener Reformbeftrebungen unternommenen Kriege, und gar 


1) Diefe Denkſchrift ift von Dr. jur. Sauerländer verfaßt und 
wurde noch dor Ankündigung des kgl. preußiſchen Annexionsgeſetzes, 
unmittelbar nad) den betr. Verhandlungen des Abgeordnnetenhaufes unter= 


zeichnet. 
26 
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von einer fortbauernden großen Gefahr geiprochen wird, welche 
Preußen im Rücken und von der Seite bedrohe, jo wollen wir ung 
darüber fein Urteil erlauben, in wie weit dieß bei Hannover, Kurs 
hefien und Naßau zutrifft, auf Frankfurt aber find diefe Gründe 
gewis nicht anwendbar. Frankfurt war bekanntlich niemals in der 
Rage, einen preußtfchen Bundegreformplan abzulehnen. Ebenſowenig 
fann das Kriegsrecht und die Entſcheidung der Waffen angerufen 
werden; denn zwiſchen Frankfurt und der Monarchie Preußen beftand 
fein Krieg. Dieß tit von der königl. preußifchen Regierung felbft in 
einem an die Mächte Europas gerichteten Gircularjchreiben bei Gelegens 
heit der durch die Bundesverfanmlung verfügten Aufhebung der 
fönigl. preußifchen Telegraphenitation anerkannt worden. In dieſem 
Gircularfchreiben wird nemlich ein beionderer Nachdrud auf ben 
Umftand gelegt, daß die Aufhebung in einer Stabt bewerkſtelligt 
worden fei, mit welder Preußen in Frieden lebe. De 
Vorfall, auf welchen fich dieſes officielle Anerkenntnis bezieht, fand 
am 16. Juni ftatt. Deſſenohngeachtet glaubt der Bericht der XII. 
Commiffion des preußiichen Abgeordnetenhauſes vom 1. September 
bie Feindfeligkeiten daraus herleiten zu dürfen, daß bie freie Stadt 
in der Sigung des Bundestages vom 14. Juni v. I. einem Antrage 
der Dfterreichiichen Regierung dahin gehend: 

„wegen ber in dem Bundeslande Holftein Preußen zur Laft 

fallenden Selbjthülfe Die nicht ‚preußifchen Bundescorps mobil 

zu machen,“ 
zugeitimmt habe. 

Allein bei der Abitimmung vom 14. Juni erklärte Frankfurt 
auzbrüdliih, „daß jein Senat fih die Motivierung des öſterrei⸗ 
Hifchen Antrags nicht aneigne.” Indem Frankfurt vielmehr fiir die 
Mobilifterung der nicht preußiichen und nicht öſterreichiſchen 
Bundescorps ſtimmte, trat es für feinen Teil dem dfterreichifchen 
Antrage in deſſen wejentlichjter Richtung entgegen. Es lehnte das 
Anfinnen ab, die diterreichifchen Armeecorps Namen? des Bundes 
handeln zu laßen. 

Uebrigens darf nicht überjehen werden, daß Frankfurt ala Sig 
des Bundestages gewillermaßen neutraler Boden, und daß feine 
Selbftändigfeit daneben nach dem Maße feiner Bundesbefakung 
beeinträchtigt und beeinflußt war. Man würde deshalb Frankfurt 
zu nahe treten, wenn man es für jeden Vorgang verantwortlich 
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machen wollte, der nad) dem Abzug der königl. preußiichen Truppen 
auf einem ausſchließlich von Bundestruppen oeeupierten Terrain 
ftattgefunden hat. Für die Neutralität Frankfurts tft endlich eine 
Tatſache von enticheidendem Gewichte. Das Frankfurter Truppen 
contingent iſt niemals mobil gemacht und feinem Armeecorps zuges 
teilt worden. Es iſt gar nicht in das Feld gerüct. Friedlich Hielt 
es die Wachen der Stadt bejekt, ald die Mainarmee einzog. Es 
fand eine einfache Ablöfung ftatt. Dieß wäre im Falle eines Krieges 
undenkbar geweſen. 

In authentifchen Actenftücen wird nun weiter gejagt: durch 
dag oben bejchriebene feindfelige Verhalten hätten die einzunerleiben- 
den Länder bewielen, daß auf ihre Mitwirkung zur Be- 
frtedigung der nationalen Bebürfniffe und berech— 
tigten Wünſche des deutſchen Volkes nit zu rech—⸗ 
nen fei. 

Diefer Vorwurf, auf Frankfurt angewendet, muß dag Bewußt- 
jein feiner Bewohner auf das Schmerzlichfte berühren. Frankfurt, 
welches durch feine ganze Vergangenheit, ſowie geographiiche Lage 
bon jeher ein Centrum deutſchen Lebens und deuticher Bildung war, 
bat fich immer beftrebt, diefer hohen Aufgabe würdig zu erfcheinen, 
und fein politiiches oder ſociales Ereignis von einiger Bedeutung, 
welches ſich wo immer in Deutfchland zugetragen, ift in Frankfurt 
unbeachtet geblieben. Es darf bier an den denkwürdigen Moment 
erinnert werden, in welchem Deutichland, fußend auf feinem Rechte, 
„au eriftieren, zu atmen und fich zu einigen“, die beutiche Kaiſer⸗ 
krone dem Könige Friedrich) Wilhelm IV. anbot, und in welchem 
Frankfurt in patriotifchem Eifer das Katjerbild auf feine Miinzen 
prägen Iteß. Aber auch die weniger ferne liegende Zeit, in welcher 
die königlich preußifche Regierung Beſchwerden erhob über den lauten 
und rüdhaltlofen Ausdrud, den die jet anerkannten nationalen Be⸗ 
bürfniffe damals auf dem Boden Frankfurts fanden, fol nicht ganz 
vergeben fein. Und endlich dürfen wir gebenfen der eifrigen und 
ungefäumten Unterftügung, melde Frankfurt der deutichen durd) 
Preußen vertretenen Hanbelöpolitif jederzeit angedeihen ließ, indem 
es insbeſondere im vorigen Jahre noch durch fein Beiſpiel die 
fitnierung des in feinem Beitand gefährdeten Zollvereins. 
örderte 


Hier erkennt man recht deutlich, wie wenig zutreffend alle in 
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ben authentiſchen Actenſtücken zur Geltung gebrachten Motive 
auf die Verhältniffe Frankfurts find. Daraus aber erhellt zugleich, 
daß irgend ein Rechtsgrund fir die Cinverleibung Frankfurts 
nirgends eriftiert, und in innigem Zufammenhange damit fteht 
dann auch Die Frage, ob eine Einverleibung gleichivel aus 
irgend welchen politiichen Rückſichten fich empfehlen Fönne. Preußen 
bat die Reconftitwierung Deutichlands in feine mächtige Hand 
genommen. Allein fein Vorhaben wird erft in dem Augenblide 
gefrönt werden, in welchen ihm die Verfühnung mit Nord- umd 
Süddeutſchland gelingt. Zu dieſem Werke der Verföhnung wird ein 
auf der Grenze Tiegender neutraler Punkt ſchwerlich entbehrt werben 
fönnen. Das in eine preußifche Provinzialitadt verwandelte Frank⸗ 
furt wird gänzlih außer Stande fein, auch nur das Geringfte zur 
Auzgleihung vorhandener Antipathien beizutragen ; aber das in feiner 
Selbjtändigkeit geachtete Frankfurt wird in feinen Sympathien für 
Preußen in dem Maße wachen, als es Die Erhaltung feiner altehr: 
witrdigen freien Imftitutionen lediglich der Rechtsachtung verdankt, 
und es wird, auch wenn es gar nicht wollte, dazu gedrängt werden, 
eine Stätte der Propaganda für den weiteren Ausbau der nationalen 
Bedürfniffe zu werden. Die Erhaltung Frankfurts an und für ſich 
ift ohne Bedeutung. Frankfurt war und tft jederzeit bereit, ohne 
Klagen feine Selbftändigfeit zu opfern, jobald die Einigung Geſamt⸗ 
Deutſchlands eine vollendete Tatſache if. Allein fo lange dieſe 
Einigung nit vollftändig bemerfftelligt ift, erfcheint Frankfurts 
Selbftändigfeit keineswegs gänzlich bedeutungslos. CS Hat einen 
geichichtlichen Beruf, der weiter reiht ala feine Bedentung an fi, 
und jchwerlich dürfte e8 tim Intereffe Preußens Tiegen, wenn durch 
eine Einverleibung, wie beabfichtigt, Frankfurt in der Erfüllung 
feiner Miſſion geftört werben follte. Treffend ift dag Wort bei 
Geſchichtsſchreibers Heeren, welcher vor einem halben Jahrhundert 
mit PBrophetenblid den Warnungsruf ergehen ließ: 

„Auch in der deutichen Bundeskette glänzen gleich fo viel 
Heineren Ehdelfteinen, dennoch nicht verduntelt durch den Glanz der 
größeren, die vier freien Städte. Möge es allgemein geflihlt werben, 
wie mwoltätig diefe Zufammenjtellung nicht bloß im Handelsrückſicht, 
fondern auch in politifcher Beziehung it. Die politiihe Eultur 
beruht auf der practiichen Mannigfaltigleit der Verfaßungen, nicht 
darauf, daß Die Theoretffer fie auf dem Papier <laffificteren. Der 
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Despotismus ftrebt zur Einförmigkeit. Daß von dem Tajus bif 
zum Niemen nichts als Departement? und Communen mit ihren Prä⸗ 
fecten und ihren Maires gefunden werden -follten, — dieß wäre 
binnen Zurzem, wie eint in der römiſchen Monarchie, der Untergang 
aller politiichen Eultur geworden.” 

Tach ſolchen Zeugniffen jegen wir einen Stolz darein, verfichern 
zu dürfen, daß Frankfurts Bevölkerung mit beijpiellojer Einmütigfeit 
von dem heißen Verlangen bejeelt tft, die territortale Selbftändigkeit 
unter den gegebenen Umſtänden zu bewahren. Noch bis zur lebten 
Stunde wird man ohne Wanfen an dieſer Hoffnung feithalten. Yon 
Generation zu Generation wird fi) die Erinnerung fortpflanzen an 
die Zeit der Freiheit und Unabhängigkeit, an die Zeit, in welcher 
da3 bürgerliche Gemeinweſen auf der Liebe aller, als auf dem tiefiten 
Fundamente, ruhte. Unwandelbar wird man am alten Recht und 
am alten Glauben, an der alten Liebe und an der alten Treue feit- 
balten. 

Frankfurt a M., im September 1866. 

Folgen 2850 Unterjchriften jtimmberechtigter 
Frankfurter Bürger. 


B. 
Begleitichreiben zn obigen Denkſchrift. 
Dtto Ranngließer, a. a. D. ©. 8095-96). 
Sr. Ercellenz 
dem Herrn Grafen von Bismard-Schönhaufen königl. 
preuß. Minifter-Präfidenten, Ritter ꝛc. 
Berlin. 
Excellenz! 

Es hat der hohen Regierung Seiner Majeſtät des Königs von 
Preußen gefallen, die freie Stadt Frankfurt der preußiſchen Monarchie 
einzuverleiben. Ohne eine Kritik geſchehener Dinge üben zu wollen, 
wird es gleichwol erlaubt ſein, zu conſtatieren, daß dieſe Verfügung 
iiber die Zukunft eines ſouveränen States, oder vielmehr dieſe tat⸗ 
ſächliche Vernichtung einer ftatlichen Exiſtenz, einfeitig und ohne 
dabei den Willen der zunächſt Beteiligtenzu hören, 
getroffen worden iſt. Cure Ercellenz werden ſchwerlich von der Mit⸗ 
teilung überraſcht jein, Daß bie von Schickſalsſchlägen ſchwer getroffenen 
Bürger des untergegangenen Gemeinweſens, eine dem Ernft ihrer 
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Lage angemeßene Kundgebung ſich nicht verſagen konnten. Die 
Denkſchrift, von welcher wir Euer Excellenz eine Ausfertigung anbei 
zu überreichen die Ehre haben, verdankt ihre Entitehung dem leben: 
bigen Gefilhle, daß ein bis dahin freies Gemeinweſen nicht ganz 
lautlos aus der Reihe der Staten verſchwinden fünne, und daß man 
ber Achtung gegen fi) ſelbſt jchuldig fei, die Geſichtspunkte des 
Ilaren Rechtes auch da noch feitzuhalten, wo die aus dem 
Kriegsrechte entlehbnten Grundfäge der Gewalt über 
die Schickſale der Menſchen zu enticheiden pflegen. 

Senehmigen Ste die Verfiherung ausgezeichneter Hochachtung, 
mit der wir verharren Ä 

Euerer Ercellenz 
ganz ergebenite 
ge. Ed. Wolſchendorf, 
„ ©. Hoffmann jun., 
„C. L. Will, 
„Osw. Sachſſe, 
„Dr. Sauerländer. 

Frankfurt a. M., den 16. October 1866. 

[Am 10. November 1866 wurden (wie O. Kanngießer 
a. a. O. S. 396 weiter berichtet) die fünf Unterzeichner dieſes Bes 
gleitichreibend auf das Polizeiamt der ehemals freien Stadt Yyrank 
furt vorgeladen, woſelbſt ihnen die fämtlichen Schriftftüde unter dem 
Bebeuten zurüdgegeben wurden, daß diefelben „nad Form und Inhalt“ 
nicht geeignet feien, von der Löniglichen Regierung entgegengenommen 
zu werben. Da der Zmwed der Sendung vollitändig erreicht war 
und im llebrigen die Aufbewahrung des Documents für die Gefchichte 
auf anderem Wege gefichert erichien, waren die Vorgeladenen al% 
bald bereit, das Schriftitiid nebit den Originalunterfchriften zurüd 
zunehmen. Auf Verlangen der Behörde wurde folgende Empfang% 
bejcheinigung zu den Acten abgegeben :] 


C 


Empfangdbeicheinigung. 
(D. Ranngieber, aa. O. S. 89). 


Andurch befcheinige ich, von Herrn Polizei-Affeffor Dr. jur. Speier 
die Denkſchrift hiefiger Bürger jamt Schreiben an Se. Excellenz den 
Herrn PMtinifterpräfidenten, dd. 16. October 1866, zurüd empfangen 
zu haben, nachdem bie fraglichen Actenftiide in einer Immediat⸗ 
Vorſtellung Seiner Majejtät unterbreitet, aber nad) Form und Inhalt 


| 
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wicht geeignet befunden wurden, von der Königlichen Regierung ents 
gegen genommen zu werden. 


Frankfurt a. M., den 10. November 1866. 
(gez.) Dr. Sauerländer. 


Achkes Rapitel. 
Die Annerion des Berzogtums Hakan. 





1. Abſchied des Herzogs von feinen Truppen, 
(Hegidi und Klaubold, Die Krifis des Jahres 1866, ©. 845). 

Mit dem heutigen Tage verlaßt Ihr die Hiefige Gegend, um 
den Rückmarſch in die Heimat anzutreten. In Folge des unglüds 
lichen Kriegs, den wir geführt, hat Mir der Steger Mein Land, 
unjer gemeinfames teure Waterland entrißen, und erjcheine Ich 
Heute zum lebten Mal als Euer Kriegsherr in Eurer Mitte, um Euch 
noch einmal vereinigt zu ſehen und: Abfchied von Euch zu nehmen, 
Ih fchene Mich nicht, es auszuſprechen, daß der Augenblid ber 
Trennung von Euch einer der jchmerzlichiten Meines Lebens tft. 
Der Gedanke hält Mich aufrecht, daß es noch nie eine Schande 
geivelen, von einem Stärkeren beflegt zu werden — eine Schande 
kann es nur fein, wenn man ſich in der Ueberzeugung felnes guten 
Rechts aus Furt vor dem Stärferen nicht wehrt. Mit Eurer 
Hülfe Habe Ich es getan; Ihr Habt Mir treu und gut mit Mut 
und Ausdauer dabei gedient, habt während dieſes kurzen, aber 
angreifenden Feldzugs ſtets die beite Manneszucht bewahrt, alle 
Änftrengungen unverdroßen ertragen und] zulegt mit Geduld und 
Ergebung des Tages geharrt, an dem Ihr nach dem heimatlichen 
Herd zurückkehren könnt; Ihr Habt gezeigt, daß Ihr Eurer Väter 
wert ſeid. Mit gerührtem Herzen fage Ich Euch Meinen Dank für 
die vielen Beweiſe Eurer Anhänglichkeit, die Ich von Euch empfangen 
habe, gebe Euch die Verficherung, daß Ich auch getrennt von Euch 
mit derjelben Liebe Eurer gedenken werde, mit der Ich Euch bon 
jeher zugetan war, und halte Mich überzeugt, dab auch Ihr Mir 
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ein trenes Andenken bewahren werdet. Bei der Rückkehr werbet Ihr 
Naßau von preußtichen Truppen beſetzt finden; fanget feinen Streit 
mit ihnen an, jombern wie Ih Mein Schiefal mit Ergebung in den 
Willen der Vorſehung, mit männlihem Mut zu tragen weiß, Io 
zeiget auch Ihr, daß Ihr Euch In das zu fügen wißt, was nun 
nicht zu ändern it, und gebet Mir einen Beweis von Anhänglichkeit 
dadurd), daß Ihr der Welt zeiget, die jetzt auf Euch fieht, daß die 
naßautiche Truppe zwar nicht groß iſt, daß fie aber ihren Kulm 
darin jucht, in böfen wie in guten Tagen Gehorfam und ftrenge 
Manneszuht zu bewahren. Indem Ich Gott bitte, daß er Euch 
und unfer tenres Baterland in feinen gnädigen Schuß nehme, fage 


Ich Euch Lebewol! 


Hauptquartier Günzburg, 8. September 1866. 

Adolf. 

[Das kgl. preußiihe Einverleibungspatent für de 
Herzogtum Naßau vom 3. ODetober und die Broclamation gleihe 
Datums en n betreffenden Veröffentlichungen in dem übrigen 
annectierten Ländern. ©. Kap. 6, Nr. 11,B. u. O. Die Verkündigung 
der Annerton fand im Herzogtum am 8, October ftatt. 

Herzog Adolf zu Naßau refldierte nach feiner Ent 
tronung teil® auf den ihm belaßenen naßauiſchen Schlößern, teil 
auf feinen Beflgungen in Bayern. Nach dem Ansiterben des Daun 
ſtammes der jüngeren Ottoniſchen Linie feines Haufe ſuccedierte 
er derjelben am 23. November 1890 ald Großherzog von 
nremburg.] 


2. Abkommen zwiſchen Preußzen und Naßau, betr. die 
Regelung der Vermögensverhältniſſe Seiner Hoheit des 
Gerzogs Adolf zu Nafau, 18. September 1867. 
(Aeg id i und Klaubold, Das Statsarchiv, XIV, 1808 6. 89092), 

Nachdem die im vorigen Jahre ſtattgehabten politiſchen Ereip 
niſſe die Einverleibung des Herzogtums Naßau in die prenßiſche 
Monarchie herbeigeführt haben, und in Folge deſſen zwiſchen Seinet 
Majeſtät dem Könige von Preußen einerſeits und Sr. Hoheit dem 
Herzoge Adolf zu Naßau andererſeits Unterhandlungen zu dem 
Zwecke eröffnet worden find, um die künftigen Vermögens— 
Verhältniſſe Sr. Hoheit des Herzogs Adolf zu Naßan durch 
ein Abkommen zu’ regeln, haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten, 
nemlih von Seiten St. Majeftät des Königs von Preußen: der 
Geheime ObersFinanz-Rat Rudolf Ewald Wollng, der Wirkliche 
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Begations- Nat Paul Ludwig Wilhelm Jordan, — von Seiten 
St. Hoheit des Herzog3 von Naßan: der Präftdent a. D. Wilhelm: 
bon Heemskerck, ſich Über folgende Punkte geeinigt 

81 Zur Beirledigung und Ausgleihung aller Anfprliche, 
welche an das mit allen Nechten und Verpflichtungen in das Stats— 
Eigentum der Krone Preußen übergegangene naßauiſche Domainens 
Vermögen, einfchließkich der bisher der herzoglichen Hofhaltung über⸗ 
wieſenen Schlößer, Güter und Jonitigen Liegenichaften, von Seiten. 
Sr. Hohelt des Herzogs Adolf zu Naßau oder des Herzoglich- 
Naßauiſchen Haufes und feiner Agnaten gegenwärtig oder in Zukunft‘ 
aus irgend einem Grunde erhoben werden möchten, werden Seiner 
Majeftät der König von Preußen: 

1. Sr. Hoheit dem Herzog Adolf zu Nakau folgendes Grunds 
befittum zu Eigentum ilberlaßen: 

a) das Schloß zu Bibrich nebft dem umjchloßenen Bart, 

b) das fogenannte Fleine Palais auf dem Berge bei Wies- 
baden nebft dem dazu gehörigen Garten und Oeconomie⸗ 
Gebäude, 

c) das Schloß Weilburg nebjt dem dazu gehörigen Garten, 

d) den Walddiſtrict Grul mit der darin befindlichen Kapelle, 

e) das Jagdſchloß und die Oberfürfter- Wohnung ſamt Neben» 
gebäuden auf der Platte, 

f) den Sauparf bei der Platte, 

g) da3 Hofgut zu Hornau; 

2. Sr. Hoheit dem Herzog Adolf zu Naßau ein Kapital von 
15 Millionen Gulden in 4'/, procentigen preußiſchen Stats» 
papieren zum Nennwerte zahlen Taken. 

3. Die aus der früher herzoglichen Domainen⸗Kafſe gezahlte 
Snabengehalte, Lelbrenten und Penſionen an Hofdiener in 
der beivilligten Weile ferner entrichten laßen. 

4. Die Zahlung der Apanage Sr. Durchlaucht bes Prinzen 
Nikolas zu Naßau im Jahresbetrage von 18,000 fl., buch⸗ 
ſtäblich achtzehn Taufend Gulden, übernehmen. 

5. Se. Hoheit den Herzog Adolf zu Naßau von der Verbind⸗ 
lichkeit zur vertragsmäßigen Verzinſung und Rückzahlung des 
unterm 15. Mai 1866 bei dem Bankhauſe M. A. von Roth 
ihild und Söhne in Frankfurt a. M. contrabierten Anlehens 
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von beiläufig 350,000 fl., buchſtäblich Dreihundert und 
fünfzig Tauſend Gulden, befreien. 

6. Zur Erfüllung der von Seiten Sr. Durchlaucht des Herzogs 
MWilhelm zu Naßau durch die Dotations⸗Urkunde vom 8. Dec. 
1827 übernommenen Verpflichtung, die Dotation des Bis⸗ 
tums Limburg um den Betrag von jährlihd 10,500 ft, 
buchſtäblich Zehntaufend Fünfhundert Gulden, erhöhen. 

7. Auf die Erftattung der von Sr. Hoheit dem Herzog Adolf 
zu Nakau für dad Jahr 1866 aus der Domainen⸗-Kaſſe zu 
piel erhaltenen Summe von 10,626 fl. verzichten. 

8 2. Das nad 8 1 zu 1 und 2 diefes Vertrags zu gewährende 
Grund» und Kapitalvermögen wird ald Fideicommiſs des Herzoglich 
Naßauiſchen Haufe conftituiert werden. Se. Hoheit der Herzog 
Adolf zu Naßau wird im Intereffe Höchitieines Hauſes auf haus 
geieglichem Wege diejenigen beionderen Anordnungen treffen, welche 
geeignet find, den dauernden Beitand des dem Fideicommiſs⸗Verbande 
zu überwetjenden, im 8 1 zu 2 benannten Kapital⸗Vermögens feiner 
Subftanz nach auch bis dahin ficher zu ftellen, daß es gelingt, das⸗ 
felbe zum Ankauf von Grundbefig zu verwenden. 

8 3. Dad mit dem naßauiſchen Domainen-Vermögen in feine 
Subftantielle Verbindung gelangte und in dem Voranſchlage der Ein: 
nahmen und Ausgaben der Domainen⸗Kaſſe für dad Jahr 1866 nicht 
in Einrechnung gezogene Privatvermögen Sr. Hoheit des Herzogs 
Adolf zu Nakau und bes Herzoglichen Haufe, namentlich auch die 
Shrer Hoheit der Frau Herzogin Adelheid zu Naßau gehörige Be 
fitung zu Königitein, bleibt ebenfo, wie die. von dem vorgedachten 
Voranſchlage nicht berührten Stiftungen des Herzoglichen Haufes, 
lediglich den anerkannten, bisherigen Rechtsverhältniſſen unterworfen 
Se. Hoheit der Herzog Adolf zu Naßau erklären hierbei Ihre Be 
zeitwilligfeit, alle früher im Cigentume der Domlirche zu Trier 
befindlic) geiwejenen, von dem Domkapitel im Jahre 1792 nach der 
Feſtung Ehrenbreititein geichafften und demnächſt in den Beſitz des 
Herzoglich⸗Naßauiſchen Haufes gelangten Gegenitände des Trierer 
Domfchates, foweit ſolche noch im Belle Sr. Hoheit fich befinden, 
an die Domkirche zu Trier zurüdzugewähren. 

8 4 Die Acten, weldhe auf die Geſchichte und die perfünlichen 
Verhältniſſe der verichiedenen Linien des Naßauiſchen Haufes, fowie 
der Burggrafen von Sayn⸗Hachenburg Bezug Haben, werben aus 
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den Archiven und NRegiftraturen an die Verwaltungsbehörde bes 
naßauiſchen Fideicommiſs⸗Vermögens auögeliefert, ebenſo diejenigen 
Acten, Urkunden, Bücher ꝛc., welche ſich auf die Adminiſtration der 
auf Grund des gegenwärtigen Abkommens aus dem Domainen⸗ 
Vermögen in das Herzoglich-⸗Naßauiſche Familien⸗-Fideicommiſs⸗Ver⸗ 
mögen übergehenden Objecte beziehen. Soweit über die Verwaltung 
der betreffenden Objecte feine befonberen Acten gefiihrt find, Die 
Trennung der fraglichen Nachweiſe aus den bisherigen gemeinjchaft- 
lichen Acten jedoch nicht tunlich fein follte, fteht e8 der Verwaltungs- 
behörde des Herzoglichen Familien⸗Fideicommiſs⸗Vermögens frei, 
Kinfiht davon zu nehmen und Auszüge 2c. anfertigen zu laßen. 

85. Sobald Se. Majeftät der König von Preußen und Se, 
Hoheit der Herzog Adolf zu Nakau dem Vertrage die Genehmigung 
erteilt haben werden, wird ohne Verzug die Gewährung des in 81 
zu 1 und 2 gedachten Vermögen mit den Revenüen, beziehungsweile 
Zinfen jeit dem 1. Januar 1867, erfolgen. Die preußiſchen Stats⸗ 
papiere (8 1 zu 2) werden mit den Coupon über die feit dem 
1. Jamar 1867 laufenden Zinfen, andernfall® aber unter baarer 
Vergiitung diefer Zinfen ausgehändigt. Was die Ausführung der 
übrigen Beitimmungen des $ 1 betrifft, jo wird die Wirkſamkeit der 
zu 4 bis 6 getroffenen Feitfeßungen, fo weit die Zahlung der dort 
genannten Beträge nicht bereits erfolgt ift, auf den 1. Januar 1867 
zurüdbezogen. 

8 6. Se. Majeftät der König von Preußen ilberlaßen Seiner 
Hoheit dem Herzog zu Naßau die Vereinbarung mit den Agnaten 
des Herzoglichen Haufes über die erforderlichen ftatutartichen Bes 
ftimmungen in Betreff des nad) $ 2 des gegenwärtigen Abkommens 
zu bildenden Fideicommifd-Vermögend. Se. Hoheit der Herzog zu 
Naßau werben, fobald die Verftändigung hierliber erfolgt fein wird, 
bon den Ergebniffen Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen Mit- 
teilung machen. 

Sp gejchehen Berlin, den 18. September, Cintaufend Acht⸗ 
Hundert und Sieben und Sechzig. 

(L. 8.) Rudolf Ewald Wollny. 
(L. 8.) Baul Ludwig Wilhelm Jordan. 
(L. 8.) Wilhelm von Heemdferd, 


— — 
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Benntes Kapitel. 
Die Annerion Bannovers. 


1. NRecapitulatiou des bisher Gefchehenen. 
Schreiben de3 Königs Georg V. an den Landdroften 


Sreihberrn dv. Sammerftein, 26. Nov. 1866, 
DOnno Klopp, Nüdblid auf die preußiſche Aunexion bes Königreichs Hannover, 
Munchen 1868, &. 79-82). 


Mein lieber Landdroft Freiherr v. Hammerftein | 

Es iſt dur) die Öffentlichen Blätter zu Meiner Kenntnis 
gekommen, daß Se. Majeftät der König von Preußen einer Deputas 
tion aus der Stadt Ognabriid gegenüber fi dahin geäußert habe, 
die Deputation wiße, welche Schritte der König Mir gegenüber zur 
Erzielung einer Verftändigung getan habe; dielelbe werde aber viel« 
leicht nicht wißen, daß er noch vor Langenfalza, als die Schwerter 
ſchon gezüdt waren, in Betreff des Eintritts in den Norbdeutichen 
Bund und Beobachtung der Neutralität, Mir vergebens Seine 
früheren Anerbietungen wiederholt hätte. 

Aus diefer Aeußerung ift Mir volllommen Kar geworden — 
was Sch allerdings ſchon früher vermuten mußte — daß Seine 
Majeſtät der König von Preußen über die Verhandlungen mit Mir 
und Meiner Regierung durchaus falſch berichtet fein muß. 

Der wahre Sachverhalt ift der folgende: 

Die von Seiner Majeität dem Könige von Preußen Mir anges 
botene Neutralität war von Mir, foweit fie mit Meinen Bundes⸗ 
pflichten vereinbar war, angenommen, und Mein Minifter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten bat bis zum legten Augenblide dem König 
lich preußifchen Gejandten an Meinem Hofe amtlich erflärt, daß die 
Neutralität gehalten werden würde. 

Die Sommation am 15. Juni verlangte aber nicht Neutralität, 
jondern ein Bündnis, aljo etwas durchaus anderes als das früher 
von Mir Zugelagte, und zwar etwas, das Meinen Verpflichtungen 
gegen Deine iibrigen deutſchen Bundesgenoßen zumibderlief. 

Was aljo zur Erhaltung des Frieden? mit Preußen nach Pflicht 
und Ehre für Mich anzunehmen möglich war, iſt von Mir ange 
nommen kvorden. 

ALS während des Marjches Meiner Urmee, durd) Se. Hoheit 
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den Herzog von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha Verhandlungen begonnen 
wurden, habe Ich zwar die zur Verzögerung der notivendigen militäri- 
Then Operationen führende Vermittlung zurückgewieſen, Mich aber 
Tofort bereit erklärt, mit dem Generaladjutanten Seiner Majeftät 
des Königs von Preußen zur Vermeidung unnüten Blutvergießens 
Berhandlungen zuzulaben. 

Der General = Lieutenant von Alvensleben traf darauf am 
25. Inni in Meinem HauptsQuartier zu Groß-Behringen ein. Es 
wurde zwiſchen demjelben und Deinem Generaladjutanten ein Waffen- 
tilftand geihloßen, und Ich verpflichtete Mich, bis zum 26. Juni 
Morgens 10 Uhr Meine Antwort auf die von dem General von 
Alvenzleben überbrachten Propofitionen Sr. Majeftät dem Könige 
von Presehen nach Berlin zu fenden. 

Bereit am 25. Juni Nachmittags ſendete Ich Meinen Oberft- 
lieutenant Rudorff vom Generalftab mit Meiner Antwort an Se. 
Majeſtät den König von Brenken ab. 

Der königlich preußiſche General Bogel von Falckenſtein 
verweigerte jedoch dem Oberftldeutenaut Rudorff die Beförderung 
auf der Vahn von Eiſenach na Berlin und erklärte zugleich, daß 
er den von dem Generaladjutanten feines Königs geichloßenen Waffen 
ſtillftand nicht anerkenne. Der Oberftlieutenant Rudorff gab 
auf der Telegraphenftation Eiſenach ein Telegramm ab, worin er 
Sr. Majeftät dem Könige von Preußen meldete, daß er beauftragt 
fd, Meine Antwort nach Berlin zu bringen und daran durch ben 
General Vogel von Falckenſtein verhindert werde. 

Am %. Juni Morgen fendete Ih den Oberſtlieutenant 
Rudorff abermald an Seine Meajeftät ben König von Preußen 
und zwar über Gotha. Der dort commanbdierende königlich preußiſche 
Generalmajor v. $lies ließ die Reife des Oberitlieutenants Rudorff 
jedoch aud) auf diefem Wege nicht zu, und Vebterer meldete dieß 
abermals durch ein Telegramm Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen. 

Der General v. Flies erklärte biebei, daß der von dem 
Generaladjutanten gefchloßene Waffenftillftand um 10 Uhr Morgens 
abgelaufen fei, und baß er angreifen werde. 

Nahmittagd am 26. erichten darauf ber königlich preußiiche 
Oberft dv. Döring in Meinem HauptsDuartier zu Langenfalza, 
Derſelbe überbrachte eine Depefche des Königlich preußtichen Minifter- 


414 


Präfidenten Grafen Bigmard, in welcher nicht Neutralität, fordern 
ein Biind nis unter den Bedingungen vom 15. Juni angeboten war. 

Bor Mitteilung diefer Depeſche erflärte Mir jedoch der Oberft 
von Döring in Gegenwart Meines Minifterd der auswärtigen Ans 
gelegenheiten, daß fein Auftrag tatfächlich erledigt jei, da die Truppen. 
unter dem Commando des Generald Vogel von Yaldenitein bereits 
Befehl erhalten hätten, anzugreifen. 

Dieß ift der mahrheitsgemäße Tatbeitand, aus welchen fi; 
ergibt: | 
daß erfteng die angebotene Neutralität von Mir, joweit fie dem 

Bundesrecht nicht widerjpradh, angenommen und bis zum Aus⸗ 

bruch der Feindſeligkeiten feftgehalten worden ift; 

daß zweitens bie Meberfendung der von mir verfprochenen 
Antwort an den König von Preußen durch Höchſtdeſſen Generale 
zweimal verhindert wurde; 

daß drittend der von dem Generaladfutanten v. Alvens⸗ 
leben geihloßene Waffenitilftand von dem General Vogel 

v. Faldenftein nit anerkannt wurde; 

daß viertens jelbit die Annahme des durch den Oberften von 

Döring überbrachten Anerbietend eines Bündniſſes nad) der, 

ber Mitteilung dieſes Anerbieten?3 voraus— 

gehenden GCrflärung des Weberbringer® felbit, nicht mehr 
von Erfolg fein konnte. 

Wenn aljo Se. Majeität der König von Preußen ben Wunfch 
einer Verftändigung gehegt Hat, fo Steht es jedenfalls feit, daß Höchſt⸗ 
deifen Intentionen von Seinen Generalen und Officteren nicht im 
Sinne der Erfüllung dieſes Wunſches ausgeführt find, wovon fi. 
der König durch Vernehfmung des königlichen Gejandten, Prinzen 
Guftavd zu Yfenburg- Büdingen, des Generalabjutanten Generals 
Lieutenants von Alvensleben, des Generals der Infanterie Vogel 
bon Faldenitein, des General-Majors von Flie8 und des Oberften 
von Döring Selbſt leicht Überzeugen Tann. 

Da nun Se. Majeftät der König von Preußen der Deputatton 
aus der Stadt Osnabrück gegenüber die oben erwähnten Neußerungen 
getan bat, jo ift es Meine Pflicht, im Hinblid auf die Gefchichte 
dieſer Tage, die Wahrheit feitzuitellen. 

Dieg dem Könige von Preußen ſelbſt gegenüber zu tun, ift 


Mir unmöglich gemacht worden, indem derjelbe zu Nikolsburg Mein - 


— — — . | 
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an Ihn gerichtetes Schreiben anzunehmen verweigerte. Ich wünſche 
daher, daß Sie, Mein lieber Landdroft, diefe Meine Aufklärung des 
Sadjverhaltes den Mitgliedern der Deputation aus Osnabrück zur 
Kenntnis bringen und liberlaße Ihnen, von berfelben fonft jeden 

Ihnen zwedmäßig jcheinenden Gebrauch zu madıen. 

Ich bin, Dein lieber Landdroft Freiherr von Hammeritein, 
Ihr 

Hietzing, bei Wien, freundlich wolgeneigter 
26. November 1866. (gez.) Georg Rex. 


2. König Georg V. erbietet ſich zum Friedensſchlußz; 
Schreiben deſſelben an den König von Preußen, 
27. Juli 1866. 
(Aetenftüde zur Frage der Gröfolge im Herzogtum Braunſchweig, Hannover 1885, S. 68), 
Lieber Wilhelm! 

Das Kriegsglück hat gegen mich entichteden. Aber vor Dir: 
als Beſiegter zu erjcheinen, gereicht mir nicht zur Unehre. Darum 
reiche ich im Vertrauen auf Dein Gefühl für Neht und Billigfeit 
Dir die Hand zum rieden, den Du felber willit. Bon dem auf- 
richtigen Wunſche befeelt, daß fortan allen unjern Beziehungen jede 
Trübung fern bleiben möge, umjomehr, da wir ja auch durch die 
Bande des Blutes einander jo nahe ftehen, bitte ich Dich, Lieber 
Wilhelm, mir Deine Entſchließungen in Betreff des Frieden? bald- 
geneigteit fund tun zu wollen. Ich bitte Dich ferner, den Ort zu 
beitimmen, wo die näheren Verhandlungen gepflogen werden follen, 
und werde dahin meinen Minifter des Aeußeren, den Graf Platen- 
Hallermund, jogleich abjenden, deifen Perſon, wie ich weiß, Dir 
genehm und der von der Notwendigkeit feiter und dauernder Freund» 
Ichaftsbeztehungen zwiichen uns durchdrungen tft. 

Ich verbleibe, lieber Wilhelm, Dein treuer Wetter 

Wien, 27. Juli 1866. (g&.) Georg ‚Rex. 

[König Georg jchidte vorjtehenden Brief am 28. Juli durch 
einen Adjutanten an den König Wilhelm von Preußen in deſſen 
Hauptquartier nah Nikolsburg. „Der Adjutant nahm zugleich ein. 
Schreiben des Minifters Grafen Platen»Hallermund an 
den Grafen Bismarcd mit und überreichte es. Es verfteht ſich, 
daß in diefem Schreiben auch der Inhalt des königlichen Briefes 
angegeben war. In biefem Schreiben jagte der hannoverſche Miniſter 
im Namen feines Königs, daß, nachdem durch Oeſterreichs Austritt. 
der Deutihe Bund aufgelöft fei, er fich zum Frieden und Bündniſſe 
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mit Preußen bereit erkläre, und unter Anerkennung der Siegerftellung 
Preußen? um Mitteilung der Friedensbedingungen bitte. Der Graf 
Bismard nahm und las dieß Schreiben. Es erfolgte 
dann an den Adbjutanten die vofficielle Erwides 
rung, daßder König Wilhelm niht in der Lage jei, 
ein Schreiben des Königs Georg anzunehmen. Te 
Minifter Graf von Bismard fügte aber Hinzu, daß er auf das 
erhaltene Schreiben des Grafen BPlaten-Hallermund antworte 
werde.” Onno Klopp, Rüdblid ꝛc. ©. 85—86.] 


3. Unterredung des kgl. haunoverjchen Statsminiſters Frhru. 


v. Hodenberg mit dem Grafen Bismarck, 15. Aug. 1866. 
AB. Fre iherr von Hodenberg, Sechs Briefe über bie Gewißenſs⸗ und Begriff 
Verwirrung in ber Politik, Kirche und Wißenſchaft der Gegenwart, Erlangen 1867, 

DL Heft ©. 80 ff). 


Ich will Hier die Unterhaltung wiedergeben, welche ich jelbit mit 
dem Grafen [Bismard] am 15. Aug. v. $. hatte, ala unfer König mid 
nad) Berlin fandte mit dem Auftrage anzufragen, ob und wann der Graf 
die in Nikolsburg verfprochene Antwort auf das Schreiben unſres 
Miniiters ber auswärtigen Angelegenheiten geben wolle, in weldem 
diefer im Namen unſeres Königs, nachdem durch Oefterreidß Er⸗ 
Härung der Deutiche Bund für aufgelöft erflärt worden, fich zum 
Frieden und Bündnis mit Preußen bereit erklärte, und unter Aner⸗ 
fennung der Siegeritellung Preußen? um Mitteilung der Friedens⸗ 
‚bedingungen bat. 

Als ic) dem Grafen Bismarck jene Frage geftellt hatte, erklärte 
er mir jofort, die Annexion Hannovers ſei eine unumſtößlich geworben 
Sade; mit dem König Georg und dem Minifter Platen könne man 
nicht mehr unterhandeln; er werde dem Letzteren antworten, wenn 
die Sache fertig ſei. Nach der geographiſchen Lage und der bi 
herigen Haltung Hannovers könne Breußen daſſelbe nicht länger in 
jelbftändiger Unabhängigkeit in feinem Rücken dulden, und die Bolitit 
des Königs, die den Beitrebungen Preußens Immer feindfelig geweſen, 
habe erwiefen, daß Hannover niemals ein zuverläßiger Nachbar 
geweſen fei. Ich enigegnete, daß Hannover feine preußenfeindliche 
Haltung beobachtete, ſondern nur feine materiellen Intereſſen, ſeine 
Selbftändigfett und Intereffe gewahrt habe, es habe nicht zum Kriege ge 
veizt, nicht, wie viele im Lande verlangt, gerüſtet — hier unterbrad 
mich Graf Bismard: „das hätte much nichts genlitt, wir wären 
nur früher eingefchritten” — da es feine befondern Verpflichtungen 
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gegen - Preußen oder Defterreich bis zum Ausbruche des Krieges übers 


nommen, fich nur ftreng bis an daß Ende an die Bundesgefeße gehalten 
habe, jo jet e8 eben da, wo es Verpflichtungen gehabt, auch zuverläßig ge⸗ 
weſen, und habe damit eine Garantie für feine Treue und Zuverläßigkeit 
auch für die Zufunft und für einen mit Preußen abzufchließenden Bünd⸗ 
niöpertrag gegeben. Graf Bismard nahm dieß gar nicht in Abrede, 
bemerkte aber: der Bund fet ein Stück Papter geweſen, welches nur 
dazır gedient habe, daß die deutichen Fürften ſich beitändig den Be⸗ 


ftrebungen Preußens widerſetzt und gegen diefelben intriguiert hätten. 


Die Gefinnungen der hannoverfchen Regierung feien noch in den 
legten Verhandlungen und militäriſchen Maßregeln, worin fte ſich durch 
aus ſchwankend und ſchwach gezeigt, als unzuverläßig documenttert. 
Gegen die Erwiderung, daß aus jolchen, bei der gefährlichen Sachlage 
und den verſchiedenen Anfichten im Lande erflärlihen Schwan: 
fungen, wenn Damit feine Verpflichtungen verlegt würden, doc) kein Vor» 
wurf des Unrechtes und fein Recht der Vernichtung gegen Hannover 
erhoben werden könne, jagte Graf Bismard: „Es handelte‘ fich 
bei diefem Kampfe um die Erijtenz, um die Heiligiten Intereffen 
Preußens, und wo es fih um die Eriftenz Preußenshans 
belt, fenneich fein Recht!" Ich fagte, ich könne und wolle 
nicht glauben, daß Graf Bismarck durch ein folches Vorgehen die Grund- 
lage der conjervativen Politik, auf der er feine bisherige Politik aufgebaut, 
untergraben werde. Kein Conſervativer in Preußen würde nod) die Sätze 
eines Stahl und Gerlad), die PBrincipien des göttlichen und confer- 
dativen Rechts, ausfprechen dürfen, Immer würden die Hannoderaner 
ihnen antworten: Ihr habt fein Recht mehr fo zu Iprechen, und die 
conjervative Partei würde in dem fortdauernden Kampfe gegen 
Demokratie und Revolution allen Boden verloren haben. Graf 
Bismarck antwortete: „Wo es fih um die Eriftenz 
Preußen? Handelt, alliiereih mid mit der Revo—⸗— 
Lution und woid Hülfe finde” 

Auf die Bemerkung, daß Sr. Majeltät von Verſtändigungs⸗ 
versuchen, von denen Graf Bismard dem Grafen Münfter gejagt 
Haben folle, nichts befannt jei, daß ber König, wenn er feine Dynaftie 
Damit retten könne, gern jeine Krone zu Guniten des Kronprinzen 
niederlegen würde, daß ihm aber bis dahin — abgejehen in der 
Yegten Zeit von einem fürftlichen Verwandten als guter Rat — ein 
ſolches Anfinnen als von der preußijchen Regierung kommend gar 
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nicht gemacht worden fet, entgegnete Graf Biamard, das et 


richtig, der Graf Münfter müße ihn falſch veritanden Haben, bie 
Abdankung jei von ber preußiſchen Regierung nicht angeraten, könne 
auch nichts Helfen; in Nikolsburg jet es vielleicht noch Zeit geweſen, 
jeßt jet es zu fpät. Heberall jeien Die Schwierigfeiten 
mit jedem Könige von Hannover fürdtie preußiicde 
Action zu groß, wie ſchon das Beiſpiel Sadjens 
lehre, wo ein wahrſcheinlich unhaltbarer Zuſtand 
hergeſtellt werde, und jet daher die Annexion das 
einzige Mittel, darüber hinwegzukomen. Ich— 
äußerte meine Anficht, daß ein Bundesverhältnis, wobei ja Hannover 
Opfer bringen, und die militäriihe und diplomatiſche Action in 
Preußen? Hände zufammengefaßt fein wiirde, nicht nur in Deutid- 
lands, fondern auch in Preußen? Interefle der einzige Heil ver 
Iprechende Ausgang aus der gegenwärtigen Sachlage je. Des 
hannoverjche Volt, das ebenjo wie jeine Regierung bis zuletzt tren 
am Bunde gehalten, auch ſeinerſeits, mit Ausnahme einiger Demo 
fraten, an deren Sympathien Preußen wenig gelegen ſein fünne, 
treu an feinem Königshauſe hänge, biete dem neuen Bunde Garantie; 
Dagegen werde die Annerton Preußen in einen unheilvollen Weg 
treiben, und das hannoverſche Volk in bie gröfte Verzweiflung, in 
die furchtbarften Gewißenszweifel und in einen Kampf des, went 
auch nicht revolutionären, doch moraliichen Widerftandes drängen, 
bon deſſen Bedeutung der zehnjährige Widerftand, der Hannover 
der franzöftichen Herrichaft am Anfange diejes Jahrhunderts entgegen 
geiegt, ein Vorbild gebe. Graf Biſsmarck erwiderte, er verkenne 
diefe Schwierigkeit nicht, er achte die Treue und Zähigkeit des har 
noverichen Volkes, das er kenne, er habe Sympathie fiir dafjelbe, « 
bedauere, daß ein folcher Widerftand, ben er auch vorausgejche, 
Statt finden müße, indejlen werde das mit einer Generation zu 
Ende fein. 

Ich fragte nochmals, ob Graf Bismarck wirklich Die Abſicht 
habe, auf feine Verhandlungen einzugehen und die verjprochene Ant 
wort nicht zu geben, und bemerkte, als Graf Bigmard ſich nicht 
mehr erinnern zu fünnen meinte, daß er eine Antwort verfprocen 
habe, — der Adjutant meines Königs habe mir noch vor einigen Tagen 
diejes bezeugt und den Vorgang erzählt, worauf Graf Bigmard 
erwiderte, er werde dem Grafen Blaten perjünlich antworten, und 





419 


bitte mich, demjelben diefed zu jagen. Darauf entgegnete ich, da 
ih mit dem Grafen Platen nicht auf jo intimem Fuße ftänbe, 
um bie perfönlichen Beziehungen der beiden Herren vermitteln zu 
fönnen; der überbrachte Brief jet ein offtcielleg Schreiben des Minifters 
meines Königs mit der Bitte um Mitteilung der Friedenzbedingungen 
an den Minifter des Königs von Preußen geweſen; diefer habe da3- 
felbe angenommen und zu beantworten verfprochen, und nun ſei ich 
eben mit dem Auftrage gekommen, den Herrn Grafen zu fragen, ob 
und wann er fein Wort löſen wolle; Graf Bisſsmarck erwiderte: 
„ec werde antworten.“ 
4. Graf Vitzthum von Eckſtädt an Herrn von Beuft, 
dd, London, 21. Anguft 1866. 

(Graf Vitzthum von Edftädbt London, Gaftein und Sadowa, ©. 325). 

Der Herzog von Cambridge ift nad) langem Bedenken gejtern 
iiber Paris und Straßburg nach Regensburg abgereift, wo eine 
Bufammenkunft mit dem König von Hannover ftattfinden fol. 

ie mir S. K. Hoheit vorgeſtern anvertraut, beabfichtigte er 
den König [Georg] zur Abdication zu Gunften des Krone 
pringzen zu bewegen. Ich erlaubte mir anheimzugeben, fi) auf der 
Durchreiſe in Paris vorerft Gewisheit dariiber zu verfchaffen, ob ein 
folcher Act noch Ausficht habe, etwas zu ändern. Wie ich höre, hat 
fi) der Herzog noch vor feiner Abreife vom Gegenteil überzeugt. 
Seine Briefe an den König und Kronprinzen von 
Preußen find unbeantwortet geblieben... 


5. Aus der Rede des TFürften Bismarck gehalten im 
Neichitage des Norddeutjchen Bundes am 11, Merz 1867. 
Mach dem ſtenographiſchen Bericht.) 

Die von dem Grafen Bismard am 28. Juli 1866 verfprochene, 
von dem Frhrn. von Hodenberg am 15. Auguſt eingemahnte Ants 
wort auf dad Schreiben des Grafen Platen iſt niemals erfolgt. 
Dagegen fagte Graf Bismard am 11. Merz 1867 im Reichstag des 
Norddeutſchen Bundes, ala es fi) um das undefugte Erbrechen eines 
Briefe des Königs Georg durch den preußiichen Gouverneur bon 
Boigts⸗Rhetz handelte, Folgendes :] 

... Daß es nicht in unfern Gewohnheiten Liegt [nemlich fremde 
Stegel zu erbrechen], das zeigt am beiten der fortgeſetzte Aufenthalt 
der Königin Marie auf der Marienburg, ungeachtet der fort- 
geſetzten Weigerungihres Herrn Gemahled, Frieden 
mit uns zu |hließen... 
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6. Rede des Könige Wilhelm I, von Preußen an eine 
hauuoverfche Deputation,!) 17, Auguſt 1866. 
(AHegidi und Klauhold, Die Krifis des Jahres 1866, ©. 33688.) 

Ich fehe Sie gern hier, meine Herren, denn ich fann ed nut 
ahten und anerfennen, wenn deutfhe Männer mit 
Treue fefthbalten an der Dynaftie, deren Verbindung 
mit ihnen Jahrhunderte lang beftanden und die Früdte 
der gegenfeitigen Anhänglichkeit und Hingebung gereift hat. Ich 
wiirde die Hannoveraner minder fchäßen, wenn fie feinen Schritt 
bei mir getan Hätten, welcher das innige Feſthalten an ihrem ange 
ftammten, mir nahe verwandten Negentenhaus betätigte. Dadurd 
fehe ich mid) veranlaßt, Ihnen ausführlih die Gründe darzulegen, 
welche wahrlich gegen meine urjprüngliche Abſicht und nad) wieder 
holten fchweren Kämpfen mit meinem Wunfche: die Selbftändigteit 
meiner früheren Genoßen im Deutſchen Bunde fortbeitehen zu laßen, 
zu dem jeßt bereit3 in der Ausführung begriffenen und fomit uns 
widerrufliden Beſchluß genötigt haben: Annerionen vorzu⸗ 
nehmen. 

Bereit? bei dem Eintreten in meine jeßige Stellung habe id 
e3 ausgeſprochen, daß meine zum Heile Preußens und Deutichlands 
gehegten Abfichten dahin gerichtet feien, feine andern als mora- 
liihe Eroberungen zur Ausführung zu bringen; es tft dieſes 
Wort vielfach belächelt, beipättelt, ja gehöhnt worden, und doch er 
teile ich Ihnen noch heute die fefte Verficherung, daß meine Pläne 
darüber nie Hinausgegangen find, und daß — wenn ich als 7% 
jähriger Mann zu gewalttätigen Eroberungen übergehe — 
ich dieß nur tue gezwungen durch die Macht der Verhältnifie, 
durh die unabläßigen Anfeindungen meiner angeblida 
Bundesgenoßen und durch die Pflichten gegen das meint 
Führung anvertraute Preußen. 

Schon bei Bildung des Deutichen Bundes murde bon der 
jenigen Staten, welche durch Preußens ſchon damals erfennbaren 
geitigen Aufſchwung Gefahren fir die Erhaltung ihres Einflupe 
befürchteten, dafiir Sorge getragen, daß das Bundesgebiet Preußens 
durch jelbftändige Staten getrennt bleibe. Diefe Lage wurde ſeit 

!) Die Deputation beitand aus dem Statöminifter a. D. v. Münch— 


haufen, den Vicepräfidenten des Oberappellations-⸗Gerichts v. S hleppe- 
grell und dem Schagrat v. Röſſing. 
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dem Beftehen des Bundes durch fortwährend erneuerte Anfeindungen, 
vorzugsweiſe genährt durch Hfterreichiichen Einfluß, durch Erfaufen 
der deutichen, der franzöftichen, der englichen Preſſe benugt, um bei 
biefen Staten jtete Beforgniffe vor Preußens Uebergriffen und Er- 
oberungögelüften anzuregen und wach zu erhalten und den, drei 
preußiiche Regierungen Hindurch mit Eifer, aber unter Achtung aller 
Rechte fortgefegten Bemühungen, dem Deutichen Bunde Einigkeit 
und Aufihwung in materiellen und geiftigen Intereſſen einzuflößen, 
beharrlichen Widerftand entgegenzufeßen. . Diefe Beſtrebungen find 
nit ohne Erfolg geblieben, fie haben zu einer, fat nur während 
der Regierung des Königs Ernſt Auguft innigeren Beziehung Plat 
machenden unfreundlichen Stellung Hannover zu Preußen geführt, 
welche während der politiihen Complicationen der legten Jahre 
häufig in eine feindfelige übergegangen fft, ohne daß dazu von 
preußifcher Seite Veranlaßung gegeben wäre. 

So ftanden die Sachen, als Meine Stellung in Holftein durch 
Defterreich immer und immer wieder angegriffen und geitört wurde 
bis au einem Grad, welchen Preußen zu ertragen nicht länger im 
Stande war. Bevor ich mich jedoch zum äußerſten zu entjchließen 
gezwungen wurde, gelang es, die Gefahr noch einmal durd) Ab⸗ 
Ihliegung des Gafteiner Vertragd nicht zu bejeitigen, jondern nur 
binauszufchteben, denn während der Wirkſamkeit diejes Vertrags fiel 
eine Hille nad) der andern, welche die Abficht Defterreich® bis dahin 
verjchletert hatte, den längft al® drohend und ſtets mehr und mehr 
für unvermeidlich erachteten Kampf mit Preußen nunmehr tatfächlich 
zu beginnen — den Kampf um den überwiegenden Ein= 
fluß .in Deutfhland. Diefer Einfluß tft Preußens 
Lebenzelement den Sampf um denfelben niht ans 
nehmen, hieß Preußens Eriftenz opfern — die holſteiniſche 
Frage war damit in den Hintergrund gedrängt. 

Zur Durdführung dieſes großen Kampfes bedurfte es zweier 
Grundlagen: 1) der Ueberzeugung von der Geredhtigfeit der preu⸗ 
ßiſchen Anfprüche, welche allein den Schuß des Höchſten durch Ver: 
leihung des in feiner Hand liegenden Kriegsglücks Hoffen laßen 
fonnte; 2) des Snftruments, womit derjelbe geführt werden mußte, 
der preußtichen Armee. 

Daß das Inftrument tiüchtig jet, darüber war ich nicht im 
Zweifel, denn mein ganzes Leben war der Entwidlung der preu⸗ 
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Bilchen Armee gewidmet geweſen, und ich durfte mir ein Urteil über 
deren Leiſtungsfähigkeit zutrauen. Daß Preußens Forde: 
rungen gerecht feien, ſchien mir dadurch ermwieien, 
dab Breußen ohnederen Erfüllung nicht fortbeftehen 
und ſich gedeihlich entwideln könne, und jo entihloß id 
mid fchweren und fchwerften Herzend zum enticheidenden Kampf, 
deſſen Ausgang Gott anheimitellend. Und die von mir in folder 
Ausdehnung nicht vorgeahnten, felten oder nie in der Gefchichte da 
gemwejenen Ergebnijfe eines Exiſtenzkampfs zweier mächtiger Staten 
in fo kurzer Zeit find eine fihtbare Fügung der Vorſehung, 
ohne die auch die gejchultefte Armee ſolche Reſultate nicht er 
fampfen fann. 

Die Stellung der Regierung Ihres Landes vor und während 
der Entwidlung diefer Ereignifjfe iſt Ihnen befannt, das Votum 
pom 14. Juni, welches jeder Begründung durd) das Bundesrecht 
entbehrte, das nur eine Execution kennt — eine Erecution, 
welcher Ih — fall? Sie beijhloßen wäre — Mid zwar 
nicht hätte fügen. können, welche aber doch den Bundezbrud 
im preußenfeindlichen Sinne für Hannover minder offenbar gemacht 
haben würde — Sie fennen die Exiſtenz gepflogener Neutralitätsvers 
Handlungen, meine wiederholte vergebliche Aufforderung zum Nord 
bündnis in der Nacht vom 14. Sunt, den Zug der hannoverſchen 
Armee mit ihrem Rönige, die Kataftrophe von Langenſalza, bei welder 
ich mich zwar nicht al Sieger hinftelle, welche aber in ihren Folgen 
zur Vernichtung der hannoverſchen Armee geführt Hat. 

Auch nad) den überrafchend großen Erfolgen, welche mir freie 
Hand in den von mir zu treffenden Beſtimmungen verjchafft haben, 
würde es weder einer Adreffe noch einer Deputation bedurft hab, 
um mir den Ernit des Schrittes Har zu machen, welchen Sie ver 
mieden zu jehen wünſchen. Dennoch wiederhole ich Ihnen meinen 
Dank, daß man fi freimütig ausgeiproden Hat; ja, 
es ift mir dieß lieber als dag Gegenteil, weil es für bie 
Zukunft reellere Verhältniffe prognofticiert. Und dennoch hat die 
reiflichite, wegen meiner verwandtichaftlichen Verhältniſſe zum Ya 
Hannover fchmerzlichfte Brüfung mich zu dem Beſchluß der Annerion 
fommen laßen, als einer Pflicht: mein Preußen für die von 
ihm gebrachten ſchweren Opfer zu entijhädigen, md 
die wahrjcheinliche Wiederkehr der durd) die unfreundliche Stellung 
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Hamovers auch in Zulunft zu bejorgenden Gefahren zu befeitigen. 
Ich Hoffe, daß gegenfeitiges Vertrauen dereinft zur Zufriebenheit 
führen wird. 


7. Verſuch ded Grafen Biämard, die Annerion Hannovers 
zn rechtfertigen. 
Aus der Rede Bismarcks in der Situng des Nord- 
deutihen Reichſtags vom 11. Merz 1867. 
G. SäultHefs, Guropälfcer Geſchichtskalender 1887, ©. 77 ff.) 

... Daß die Sade jo gefommen fit, kann niemand mehr 
wie ich bedauern. Ich Habe ſchon vorhin angedeutet, daß Jahr⸗ 
‚hunderte lange Erinnerungen und Traditionen die hamover'ſche 
Armee mit der preußiſchen verknüpften, die Hannover’iche Politik 
mit der preußiſchen. Es war die Gruppierung des flebenjährigen 
Krieges eine vollkommen natürliche, die in unfer aller Erinnerung 
lebt. Seit einigen Jahren hat fih Hannover von diefer natürlichen 
Berbindung Ioögerißen; ich habe feine Miniſter — der Graf Platen 
wird mir dieß bezeugen — mit den Worten gewarnt: wenn Sie 
Preußens Ehrgeiz fürchten, können Ste ihn nicht wirkſamer ent» 
waffnen als dadurd, daß Sie jeine treuen YBundesgenoßen find. 
Einem Bundesgenogen nad) dem fiegreichiten Sriege, iſt fein Fürſt 
des Haufes Hohenzollern im Stande, ein Har zu frümmen. Wenn 
Sie fih) aber mit unferen Feinden Iiieren, obſchon Ste diefelben 
Sntereffen mit und haben, wenn Sie zwiſchen Hamburg, Minden 
und Köln einen Stat fchaffen, von dem wir befürchten müßen, daß 
er jede Verlegenheit Preußens nad) außen benubt, jede Front, die 
wir nah dem Süden maden, um uns, ich will nicht fagen, ben 
Dolch oder die Waffe in den Rüden zu rennen, ein folder Stat 
ann mit unſerm Willen nicht beftehen, feine Fortertitenz wäre uns 
verträglich mit der Preußens; und derjenige preußiiche Miniſter, 
ber die erfte Gelegenheit, die ſich zur Beſeitigung eine folchen 
Hannovers darbietet, verfäumt hätte, verrät fein Land, verrät Deutſch⸗ 
Iand! (Stürmijches, anhaltende Bravo.) Sie hätten uns Diele 
Gelegenheit nicht geben, diefe Verpflichtung nicht auferlegen müßen. 
Wir haben lange unterhandelt, vielleicht zu lange liber ein Bündnis 
mit Hannover, wir haben noch bei Langenſalza unterhandelt. Wo⸗ 
ran fcheiterten dieſe Unterhandlungen mit Hannover? An der Ab» 
neigung St. Mai. des Königs Georg, Garantien dafiir zu geben, 
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daß die hannover'ſche Armee fi) auf nur ein Jahr lang der Feind» 
feligfetten gegen uns enthalten möge. Wir haben das Bilndnid an: 
geboten von dem Wugenblide an, wo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausſahen. Wir. find bingehalten worden mit Tergiver: 
- jationen. Man hat uns in amtlich mitgeteilten Noten einen Neu 
tralttäts-Vertrag veriprochen, während deſſen aber fortgefahren, 
heimlih zu waffnen; man ließ Munition, Waffen nad) Stade 
Tchleppen, um dort eine feite Bofttton zu nehmen, um dort mit dem 
Gablenz’Ihen Corps, mit denjenigen Streitkräften, die das Hans 
Nuguftenburg in Holjtein würde mobil machen können, und beren 
Waffen wir dann in Hamburg gefunden haben, eine Diverfion gegen 
und im Rüden gemeinfchaftlich mit Oefterreih zu machen. Dieſer 
Gefahr kann fi) Preußen nicht zum zweiten Male ausfegen. Wir 
haben die Verhandlungen hinausgezogen in der Hoffnung, Hannover 
würde fich befinnen. Es hat und widerftrebt, gegen diefen befreun⸗ 
deten und benachbarten Stamm, der mit und denjelben Dialeft 
Ipricht, in deſſen Adern unſer Blut fließt, den Degen zu ziehen. 
Um das zu vermeiden, haben wir rechtzeitig — wenn ich nicht irre, 
war e8 am 9. oder 11. oder kurz darauf — in Hannover amtlid 
Folgendes kundgegeben: „Stimmt Hannover fiir den öſterreichiſchen 
Antrag, der am 14. Juni in Frankfurt votiert werden foll, jo 
werden wir dieß als eine Kriegserklärung betrachten und darnach ver⸗ 
fahren.” Man war vollftändig gewarnt, hatte aber Vertrauen auf 
800000 Mann Bfterreichticher Truppen, fo war nemlich die Ziffer 
durd) den Prinzen Solmd angegeben, der feinem hohen Verwandter 
damit einen fchlechten Dienft erwieſen, als er ſchwankte zwiſchen 
Preußen und Oefterreich, ihn in dag andere Lager biniiberzuziehen. 
Meine Herren! Im folchen Angelegenheiten kann diefe Art von ge 
mätliher Auffaßung, an die man fi) in Deutichland in 
fünfzigjährigem Frieden gewöhnt hat, nit Platz greifen. 
Es wurde mir don mehreren Seiten nad) dem Kriege von manden 
deutſchen Staten in einer Weiſe entgegengefommen, die etwa jagen 
wollte: Nun ift alles wieder beim Alten, wir haben in Hannover 
nur mit fcharfen Patronen Manöver gemacht, wir wollen und 
auf die alten Stühle jeßen, und Ihr merdet nicht böfe fein. Pan 
bat fich über den Ernſt der Sache geteuſcht; ob in demjenigen 
Düntel, mit dem Gott öfter die Fürften ſchlägt, ob im derjenigen 
Unkenntnis der Diplomaten und Minifter, in der viele ſich über bie 








425 


Realitäten dieſes Lebens befinden, laße ich dahingeſtellt. Man Hat 
Krieg gewollt mit offenen Augen, man war entſchloßen, 
preußifhe Provinzen zu nehmen, wenn man geliegt 
bätte: darnach hat man fein Recht, fih nachher zu wundern, 
Daß der Krieg die ernten Folgen hatte, die er nun gehabt hat, und 
nun und gegenilber einen Ton der lage über Diele Folgen anzu⸗ 
fchlagen. Meine Herren! Wenn: das Blut, wenn die Freiheit von 
Preußen aufs Spiel geitellt wird, wenn das ganze Königreich, wie 
e3 war, mit feiner glorreichen Krone als Einſatz tand, wenn die 
Kroaten unfer Land mit ihren Plünderungen bes 
Drobten, wenn die Fremdherrſchaft, ih weiß nicht, 
auf wie lange und bevorftand, wenn man und in der Ge 
fahr einen Stich in die Seite. gibt, dann foll man fi) hernach 
nicht auf den Standpunft der Senttmentalität ftellen und 
. Über ſchlechte Behandlung Hagen. Glaubt man das zu fünnen, fo: 
tt e8 eine Unkenntnis der Dinge, an der jeder Stat und jede Krone: 
zu Grunde gehen muß, welche mit diefer Unkenntnis geichlagen ift. 


[Die hier vorgetragenen Behauptungen find teils beweislos und 
ſtets unbewiejen geblieben, wie die Angabe, Hannover habe preußtiche 
Provinzen nehmen wollen, teils ergibt fi) ihre Entftelung oder 
directe MWahrheitstwidrigfeit aus den übrigen Actenſtücken dieſes 
Buches, insbeſondere, was die preußifch-hannoverichen Verhandlungen 
angeht, aus Nr. 1 und 8 dieſes Kapitels] 


8. Proteſt des Königd Georg V., 233. September 1866. 
G. SäultHefs, Guropälfcher Geſchichtsralender 1866, ©. 29397.) 

Wir Georg V. von Gottes Gnaden König von 

Hannover, föniglider Prinz von Großbritannien 

und Irland x. x. 

Am 15. Juni d. 3. Hat Se. Maj. der König von Preußen, 
Unfer leiblicher Vetter und bis dahin Unſer Verbündeter, Unſer 
Königreich mit Verlegung der legitimften und heiligſten Rechte feind- 
lich überfallen laßen. Das Verhalten Unferer Regierung während 
des Conflicts, der zu Unferm tiefen Bedauern zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen ausgebrochen war, konnte feinen Grund für ein jo 
ungerechtes Vorgehen darbieten. Im Gegenteil, von dem aufrich⸗ 
tigiten und fehnlichiten Verlangen befeelt, die entftandenen Zerwürf⸗ 
niſſe zwiſchen den beiden mächtigften Gliedern des Deutichen Bundes 
beigelegt zu ſehen, und beitrebt, das Unglück zu verhüten, das auf 
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einem Krieg zwiſchen Deutichen hervorgehen mußte, hat Unſere Re 
gierung alles, was in ihren Kräften ftand, getan, um in freund» 
lihen Beziehungen ſowol zu Preußen ald zu Oeſterreich und jo im 
Stande zu bleiben, in der Bundesperfammlung in einem Geilt des 
Friedens und der Verfühnung zu wirken. 

Da die preußtjche Regierung gegen Uns ben Wunſch ausgedrückt 
hatte, Uns in einem eventuellen Krieg neutral zu jehen, haben Wir 
dieſem Wunſche nachgegeben; nur haben Wir in Berlin erflären 
laßen, daß die befonderen Beitimmungen diejer Neutralität erft in 
dem Fall der tatfächlichen Auflöfung des Deutfchen Bundes geregelt 
werden könnten. Unſer Beitritt zu dem Vorichlag Preußens war 
vollfommen in Webereinitimmung mit den Umftänden, da das Burns 
desrecht, indem es den Bundeömitgliedern den Krieg unter fich ver⸗ 
bot, ihnen folgerichtig auch unterjagte, an einem Krieg teilzunehmen, 
der troß jenes Verbot zwiſchen zwei Bundesregierungen ausbrechen 
würde. Zur Begründung der feindjeligen Handlungen, deren Preußen 
fih gegen Unfer Königreich jchuldig gemacht, Hat man kürzlich in 
Berlin behauptet, daß Wir während der erwähnten Neutralitätöper- 
bandlungen gegen das Wiener Cabinet die Verpflichtung übernommen 
hätten, Unfere Truppen gemeinfam mit dem in Holitein jtehenden 
öſterreichiſchen Corp operieren zu laßen. Diefe Behauptung ift 
volljtändig falſch. Unſere Regierung hielt fi) für gebunden durch 
die Verficherung, Neutralität beobachten zu wollen für den Fall der 
Auflöjung des Bundesvertrags, und nur in dem Fall, daß Unfer 
Land duch Preußen angegriffen worden wäre, hätten Wir die Hülfe 
angenommen, die Se. Maj. der Kaiſer von Oeſterreich Uns anbieten 
ließ. Aber voll Vertrauen in die Loyalität der preußiſchen Regie⸗ 
rung, ließen Wir Seiner kaiſerlichen Majeſtät antworten, daß Wir 
diejer Hülfe nicht zu bedürfen glaubten. In Folge deffen bat jenes 
öſterreichiſche Truppencorps, welches Holitein befegt gehalten, Unſer 
Land durchzogen ohne Aufenthalt und auf dem Türzeften Weg, um 
fih nah dem Süden Deutichlands zu begeben. Um diejelbe Zeit 
haben Wir dem preußiichen Armeecorps, welches unter Befehl des 

⸗* Generallieutenants v. Manteuffel ſtand, geſtattet, Unſer Gebiet zu 
paſſieren, um nach Minden zu gelangen. Unſer Verhalten hat unter 
xen Umſtänden den Grundſätzen der ſtrengſten Neutralität ent⸗ 
ſprochen. Wir waren weit entfernt, damals zu gewärtigen, daß der 
König von Preußen wenige Tage ſpäter daſſelbe Armeecorps dazu 
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benüßen werde, um fich Unſeres Landes zu bemächtigen. Unſere 
Armee befand fi) auf dem vollftändigen Friedensfuß, da Wir uns 
auf die Und zugefiherte Neutralität verließen und deren Negocias 
tionen, obwol vertagt, doch wieder zu gelegener Zeit aufgenommen 
werben follten, nemlich in Betreff der fpeciellen Bedingungen ihrer 
Ausführung, den ausdrüdlichen und wiederholten Erklärungen gemäß, 
welche Unjer Minifter des Auswärtigen, Graf Platen-Hallermund, 
in diefer Angelegenheit dem preußifchen Minifter Prinzen Yienburg 
gemacht hatte. Unſere Regierung hatte daher feine Pferde auffaufen 
Yaßen, noch hatte fie die geringfte Maßregel getroffen, welcher man 
den Character einer militäriſchen Rüſtung beilegen konnte. Alle, 
was die preußijchen Blätter jeit kurzem über die angeblichen Rüſtungen 
in Hannover mitgeteilt haben, tft durchaus unbegründet und hat nur 
dazu dienen follen, die öffentliche Meinung irrezuführen und jene 
unqualificierbaren Gewaltacte zu entichuldigen, welche gegen Uns, 
Unser Königreich und Unfere Untertanen verübt worden. Stets von 
demjelben Geifte der Mäßigung, der Verjühnlichfeit und Unpartei⸗ 
lichkeit bejeelt, haben Wir Unſerem Bundesgefandten den Auftrag 
erteilt, fih gegen die öſterreichiſche Propofition vom 14. Juni 
auszusprechen, injoweit diefe den Zweck Hatte, den Deutfchen Bund 
gegen Preußen Partei nehmen zu laßen, und nur infoweit für die 
beantragte Mobilmachung zu ftimmen, als dieje nicht gegen die 
legtere Macht gerichtet war und lediglich die Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Sicherheit auf dem Bundesgebiet bezweckte. Die Aus⸗ 
führungen und Belege (les alldgations), welche die preußtichen Or⸗ 
gane in jüngfter Zeit gegen Unſere dießbezügliche Politik vorbrachten, 
entbehren gleicher Weile jeder Begründung. Die Haltung, welche 
Unfere Regierung feit Beginn des Conflict eingenommen, ließ Uns 
daher Hoffen, daß Unſere getreuen lintertanen von einem Krieg un- 
berührt bleiben dürften, der von Tag zu Tag drohender zu werden 
ſchien. 

Aber wie groß war Unſere ſchmerzliche Ueberraſchung, als das 
Berliner Cabinet am 15. Juni d. J. ſich den Anſchein gab, als 
hätte es alle Antecedentien der Frage vergeßen, und Unſerer Regie⸗ 
rung eine Sommation vorlegen ließ, die keineswegs den Zweck hatte, 
und zur definitiven und gegenfeitigen Feſtſetzung der Bedingungen 
der Neutralität, die Uns angeboten worden und die Wir im Princip 
acceptiert hatten, aufzufordern, fondern Uns zu beivegen, Uns ge 
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wiſſer weſentlicher Prärogative Unſerer Souveränetät zu Gunſten 
Preußens, ferner eines Teils der Unabhängigkeit Unſeres Königs 
reiches und vieler legitimer Rechte Unſerer Untertanen zu begeben, 
obwol Unſere Souveränetät und die Unabhängigkeit Unſeres König— 
reichs von ganz Europa anerkannt und garantiert worden waren! 
Man ließ Uns nur einen Tag Bedenkzeit, um Unſeren Entſchluß zu 
faßen, und man bedrohte Uns mit Krieg für den Fall, daß wir 
Uns weigern ſollten, Uns dem Willen Preußens zu unterwerfen. 
Nachdem Wir Unſere Miniſter vernommen, faßten Wir auf ihren 
einmütigen und Unſerer eigenen Anſchauungsweiſe entſprechenden 
Nat den Entſchluß, dem Geſandten des Königs von Preußen er- 
Hären zu laßen, daß die Propofitionen, die Uns eben vorgelegt 
worden waren, unannehmbar jeien; daß jedoch Unfere Regierung, in 
der umerjchütterlichen Heberzeugung, daß das Bundesrecht jeden 
Krieg zwiſchen Bundesgliedern verbiete, feine militärifche Maßnahme 
ergreifen werde gegenüber der verbündeten preußifchen Regierung, 
injolange die Grenzen Hannover nicht angegriffen würden, und 
daß fte die Hoffnung nicht aufgebe, daß die freundnachbarlichen Be— 


ziehungen, welche bi dahin zwiſchen den beiden Regierungen be— 


ftanden Hatten, auch fortan aufrecht erhalten blieben. Nachdem 
Unfer Entihluß dem Gefandten Preußens mitgeteilt worden, ant⸗ 
wortete diejer mit einer Kriegserklärung, gegen welche Unſer Minifter 
des Auswärtigen unverzüglich Proteft einlegte. Dieß geſchah um 
Mitternacht in der Nacht vom 15. auf den 16. Junid. I. Um fünf 
Uhr Nachmittags deffelben Tages, nemlich des 15. Suni, befand fich 
das Armeecorps des General3 von Manteuffel in der Umgebung 
von Harburg und nahm dajelbft eine feindliche Stellung noch vor 
der Kriegserflärung an. 

Mir überweiſen dem Urteil aller Rechtichaffenen dieſes Vor⸗ 
gehen der preußiichen Regierung, welche Unſer Vertrauen teufchte, 
indem fie Uns die Erlaubnis entlodte, ihre Truppen durch Unfer 
Gebiet marjchteren zu laßen, mit der geheimen Abficht, daſſelbe mit 
Gewalt an fich zu bringen. Wir überweifen dem Unwillen der civis 
liſierten Welt diefen Angriff, verübt im vollen Frieden gegen das 
Land eines befreundeten, verwandten und verbündeten Yürften, und 
Mir find überzeugt, daß die ganze Welt mit Uns dieſe ſchmähliche 
Verlegung der öffentlichen Moral, des Völker- und Vertragsrechtes 
und der Sitten der in jtatlicher Ordnung lebenden Nationen ver= 


sa 








429 


dammen wird. Mir find zugleich überzeugt, alle Unpartetiichen 
werden Unſere Anfiht teilen, daß die preußiſche Regierung ſchon 
geraume Zeit den vorgefaßten und wolbedachten Plan Hegte, ſich 
Unjeres Landes zu bemäcdhtigen; daß der Vorſchlag, neutral zu 
bleiben, der Uns gemacht wurde, nur den Ziwed Hatte, Und in 
falihe Sicherheit zu wiegen; daß das Berliner Cabinet Uns abjicht> 
lich erniedrigende Alltancebedingungen ftellte, wol wißend, daß Wir 
Diefelben nicht annehmen fünnten, und daß es Uns fchließlih — 
welche Haltung Wir auch immer eingenommen hätten — ſehr jchiwer, 
wenn nicht unmöglich geworden wäre, Uns den Gewalttätigfeiten 
Der preußilchen Regierung zu entziehen. 

Bei der Unmöglichkeit, in der ſich Unfere Armee befand, der 
Invaſion der preußijchen Macht, welche in Unfer Land — deſſen 
Grenzen fie jeit mehreren Tagen bejeßt gehalten — von allen 
Seiten hereinbrad, nahdrüdlichen Widerftand zu leiften, zogen Wir 
Unfere Truppen bei Göttingen zujammen, um fie unverzüglich dem 
preußijchen Machtbereich zu entrüden. In der Nähe von Eiſenach 
angelangt, traten Wir in Unterhandlung wegen einer Waffenruhe, 
die Und angeboten und dann von beiden Teilen verabredet worden 
war. Allein ehe diejelbe roch abgelaufen war, fahen fich Uniere 
Truppen von der preußiichen Armee angegriffen in Folge eines Bes 
fehls, welchen dieje vom General Vogel von Faldenftein erhalten 
hatte. Es war dieß eine zweite flagrante Verlegung aller Rechte 
und Gebräuche, welche bei civiliſierten Völkern beftehen. 

Obwol ſich Unſere Armee auf dem Friedenzfuß befand und 
ihre Kräfte in Folge von Strapazen, Entbehrungen und forderten 
Märchen, denen fie fi) während mehr als acht Tagen unterziehen 
mußte, jehr erſchöpft waren, errang ſie dennoch bei Langenſalza einen 
glänzenden Sieg über die Preußen. 

Am nächſten Morgen jahen Wir. fte unglüclicher Weile von 
einer dreifach überlegenen Macht umzingelt, und da Wir auf feine 
Hülfe Hoffen konnten, entichloßen Wir Uns, eine Capitulation anzu⸗ 
nehmen, um nicht unnüger Weile das Blut Unferer tapferen Soldaten 
zu vergießen. 

Sobald der Krieg zwilchen Oefterreich und Preußen feinem Ende 
zuzugehen jchien, begaben Wir ung nad) Wien, wo die Friedens⸗ 
verhandlungen foeben eröffnet wurden, und richteten an Se. Majeſtät 
ben König von Preußen, der ſich in Nikolsburg befand, ein Schreiben, 
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in welchem Wir ihm Unfern aufrichtigen Wunfch ausdrückten, Unferer- 
fett3 in Friedensverhandlungen mit ihm zu treten. Gegen alle Ge 
bräuche, welche zwiſchen Souveränen bejtehen, wurde Unſer Schreiben 
von Str. Mafeftät dem Könige von Preußen nicht angenommen. 
Trotzdem verjuchten Wir, Uns die Erhaltung Unſeres Königreichs 
durch alle Mittel, die in Unferer Macht ftanden, zu ſichern. Wir 
waren fogar geneigt, Uns Unſerer königlichen Rechte zu Gunften 
Unferes vielgeliebten Sohnes und Kronerben, Sr. Königl. Hoheit 
des Prinzen Ernſt Auguft, fir den Fall zu begeben, daß Preußen 
ihn unverzüglich in den Befig der Krone des Königreichs Hannover 
feßen würde. | 

Andererjeit3 ließen Unſere treuen Untertanen, bie mutig der 
harten, willfürlihen und deſpotiſchen Herrichaft, welche ihnen die 
preußifche Verwaltung auferlegt Hatte, Wiberftand leiſteten, feine 
Gelegenheit vorübergehen zur Kundgebung ihres heißen Wunſches, 
unter einer Dynaftie zu verbleiben, welche ihnen teuer tft, die mit 
ihnen jeit taufend Jahren das Schidjal des Landes teilt und die 
alle Anftrengungen gemacht hat, deflen Gedeihen zu fichern und deſſen 
Molfahrt zu befeitigen. 

Vergebliche Anftrengungen! Se. Majeftät der König von 
Preußen bat, nachdem er Unſer Königreich auf eine heimtückiſche 
Weiſe occupiert hatte, geglaubt, von demjelben definitiv Beſitz ergreifen 
zu können und bat e& am 20. September d. 3. als feinen Staten 
einverleibt erklärt. Der einzige Grund, welchen bie preußiiche Regie 
rung zur Rechtfertigung diefes in den Annalen der Geſchichte Deutſch⸗ 
lands unerhörten Actes der Willfür anführt, tft derjenige, welchen fie 
in dem Rechte der Eroberung zu finden glaubt. Aber da3 Recht 
der Eroberung jest einen Krieg nach den Principien des Völkerrechts 
voraus. Allein e3 gab niemals zwiſchen Uns und dem König von 
Preußen einen folchen Krieg. Er komnte auch, wie wir es fchon 
oben gejagt, nach den Grundgejeten des Deutjchen Bundes gar nicht 
jtatthaben und hätte moraliſch unmöglich fein jollen von Seiten eine 
nahen Verwandten, eined befreundeten Souveräns, eines deutſchen 
Fürſten. Wir befanden Uns daher einfah und klar in dem Tall 
einer rechtmäßigen Verteldigung gegen einen Angriff, den nichts recht⸗ 
fertigte und den Wir nicht hervorgerufen haben. 

Angeſichts der angeführten Tatjachen proteftieren Wir laut und 
feierlich gegen die nicht zu rechtfertigende Invaſion in Unfer Land 
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die fi) die Armeecorp3 des Königs von Preußen am 15. Juni und 
den folgenden Tagen erlaubt haben; gegen die Occupation Unferes 
Königreich durch diefe Truppen; gegen die Uſurpation Unſerer Rechte 
und PVrärogative, welche die Agenten Preußens verübt Haben und 
noch weiter verüben könnten; gegen die Beichädigungen an Unjerem 
Eigentum, Unferen Einkünften und Gütern jeglicher Natur, welche 
Mir und Unjer tönigliches Haus von Preußen erlitten und noch 
weiter erleiden würden; gegen die Beraubung, welche der hans 
noverſche Statsihat unter der preußiihen Verwaltung erfahren 
und noch ferner erfahren würde; gegen die Verfolgungen, Ver⸗ 
Infte und Benacteiligungen, denen Unſere treuen Untertanen in 
Folge der ungerechten und ungejeglichen Acte der Verwaltung des 
Königs von Preußen ausgeſetzt waren oder in der Folge werden 
könnten; gegen die Hindernijfe, welche die genannte Verwaltung auf 
brutale Weife den Sundgebungen Unſerer vielgeliebten Untertanen filr 
die Erhaltung Unferer Dynaſtie und der Unabhängigkeit Hannovers 
in den Weg gelegt hat, während fie durch die unlauterften Kunſt⸗ 
griffe Kundgebungen im entgegengejegten Sinne hervorgerufen und: 
begänftigt hat; gegen den böſen Willen des Königs von Preußen, 
melcher die Schritte zurückgewieſen Hat, die Wir bei ihm oder feiner 
Regierung gemacht oder zu machen befohlen, um den Frieden zwiſchen 
Uns berzuftelen. Schließlich proteftieren Wir vor allem Angefichtg 
der ganzen Welt gegen die Befigergretfung Unjeres Königreich! und 
deffen Einverleibung in Preußen, welche ald endgültig vollzogen den 
20. September diejes Jahres angekündigt wurde, ſowie gegen alle 
Folgen diefes Acts, indem Wir erflären, daß dieje Einverleibung 
oder Annerion eine unmwilrdige Ujurpation, ein verbrecheriicher und 
verabjcheungswürdiger Raub, eine flagrante Verlegung der europäiſchen 
Verträge, aller Grundſätze des Völkerrechts und der Unverletzlichkeit 
der Staten und Kronen tft. 

Dieje feierliche Erflärung, die Wir auch für Unſere gefeßlichen 
Nachfolger ablegen, hat vorzugsweiſe den Zweck, jeden Angriff auf 
die Souveränetätsrechte abzumehren, die Uns kraft des Erbfolgerechts 
gebiihren und die von allen Mächten Europas fanctioniert und 
garantiert wurden. Wir rufen die Unterftügung aller Mächte an, 
welche Unfere Souveränetät und die Unabhängigkeit Unſeres Könige 
reichs anerkannt haben, in der Ueberzeugung, daß dieſe niemals 
Macht vor Recht gehen laßen werden, da ein derartiges Princip, 
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heute von Preußen angewendet, in Zukunft die Exiſtenz aller Mo⸗ 
narchien und aller legitimen Staten der Welt bedrohen könnte. 
Mir erklären Ichießlih, daB Wir niemald auf die Souveränetäts—⸗ 
rechte über Unſer Land verzichten werden, und daß Wir ftet3 filr 
ungejeglich, null und nichtig alle jene Acte anſehen werden, welche 
die preußiſche Regierung oder ihre Agenten dajelbit vollzogen haben 
oder noch vollziehen werden in Folge der Ujurpation, deren Ver⸗ 
antwortlichfeit Wir auf denjenigen zurückwerfen, der ihr Urheber 
iſt. Mögen fich alle diejenigen, die dabei beteiligt fein könnten, 
davon für benachrichtigt Halten. Wir fehen den künftigen Ereig- 
nijjen mit vollen Vertrauen in die Gerechtigkeit Unferer Sache ent- 
gegen und jind von ber feiten Hoffnung befeelt, daß bie göttliche 
Vorſehung nicht ſäumen wird, den atgliftigen Anfchlägen, Ungerech⸗ 
tigfeiten und Gewaltacten ein Ziel zu jeßen, deren Opfer mit Uns 
und Unſeren tapferen Hannoveranern noch jo viele Staten und jo 
viele Völker geworden find. 

Hietzing bei Wien, 23. September. 

(ge3.) Georg Rex. 
(gegengez.) Graf Platen-Hallermund. 

[Die Verkündigung der Annerion erfolgte in Hannover am 6. 
Dct. 1866, Wroclamation Sr. Majeſtät des Königs von Preußen 
und Allerhöchites Patent defjelben, waren mutatis mutandis gleich» 
lautend mit den in Kap. 6, Nr. 11, B. und O. mitgeteilten Actenſtücken, 


auf die deshalb auch in diefem Zuſammenhange ausdriüdlich vers 
-wiejen wird. ] 


8. Eidedentbindung der Civildiener, 
(Aegidi und KLlauholbb, a. a. O 6. 388). 


Nachdem in Ausführung des durch die hannoverſche Geſetz⸗ 
ſammlung verkündeten Geſetzes vom 20. v. Mts., die Vereinigung 
des Königreichs Hannover mit der preußiſchen Monarchie betreffend, 
Se. Majeſtät der König Wilhelm von Preußen laut Allerhöchſten 
Patents vom 3. d. Mts. dag Land und defjen Regierung in Befit 
genommen haben, tft an alle Angehörige des Königreichs das Gebot 
ergangen, Se. Majeität den König von Preußen nunmehr für ihren 
König und Landesherrn zu ertermen, und Allerhöchſtdeſſen Gejegen, 
Verordnungen und Befehlen gehorjam nachzuleben. 

In Tandezpäterlicher Erwägung der peinlichen, die Gewißen 
beängjtigenden Lage, in welche hierdurch viele der getreueften Unter: 
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tanen geraten, haben Se. Majeſtät König Georg V. im voraus 
gerubt, unter Verwahrung Allerhöchſt Ihrer Rechte, 

alle Untertanen im Königreiche und inZbejondere alle im könig⸗ 

lichen Civil⸗Dienſte, im geiftlichen und Lehr-Amte Angeftellten 

von den im lntertanensVerbande ober im Dienft und Amt 
begründeten, durch Yuldigung oder Dienfteld befräftigten Ver- 
pflihtungen gegen Allerhöchſt Sie und Ihre jucceffionzberechtigten 

Nachfolger für den nunmehr eingetretenen Fall eines Wider: 

ſtreits diefer Verpflichtungen mit den Anforderungen, welche von 

Seiten Sr. Majeltät des Königs von Preußen geftellt werden, 

inſoweit allergnädigft zu entbinden, als die Erfilllung jolcher 

Anforderungen mit der Einhaltung diejer Verpflichtungen unver: 

einbar tft, 
unter Vorbehalt jedodh eines MWiederauflebenz der 
letzteren auf die Zeit, wo Se. Majeftät der König 
‚Georg V. oder einer Ihrer ſucceſſionsberechtigten 

Nahfolger zur Ausübung der Regierung im Rönig- 
reiche wieder gelangen würde. 

Indem wir dieß zur Öffentlichen Kunde bringen und ung freuen, 
manchem geängitigten Gewißen damit Beruhigung gewähren zu 
‚Lönnen, glauben wir insbeſondere auch der Hoffnung uns überlaßen zu 
dürfen, daß die königlichen Civil-Diener danach nicht anftehen werden, 
ihren Dienft im Namen Sr. Majejtät des Königs von Preußen fort 
zuführen. 

In fchweren. Tagen, wie die gegenwärtigen, bat jeder in 
‚erhöhten Maße die Pflicht, mit der Gabe, die ihm verliehen ift, dem 
Baterlande jelbft gegen perfönliche Neigung zu dienen und je nad) 
ſeiner Stellung dazu mitzuwirten, daß Recht und Gemeinwol auch 
in der neuen Ordnung, in die Gottes unerforjchlicher Ratſchluß uns 
‚gejtellt, gedeihen und wachſen. 

Möge Gott der Herr den reichen Segen, den feine Gnade biöher 
:unferm Lande geichentt bat, demjelben ferner bewahren. 

Möge er Sr. Majeftät dem Könige Georg V. und Seinen 
.Löniglichen Haufe Troft und Freudigkeit verleihen, auch in dem harten 
‚Unglüd, das ſie jegt betroffen Hat! 

Hannover, den 6. October 1866. 

Die GeneralsSecretäre der Egl. Departements⸗Miniſterien: 

gez. vd. Seebad. Heinrich. Brüel. Frande Hartmann, 
28 
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10, En der Offieiere ꝛe. 


Belanntmachung des General⸗Gonvernenrs von Hannover vom 
23. November 1866, betreffend die Officiere der ehemaligen 
Hannoverfchen Armee. 


Onnoflopp, Das preußifhe Verfahren in ber VBermögenzfache des Königs 
bon Hannover, Wien 1869, ©. 238). 


Mit Bezugnahme auf die vorftehend publicierte Allerhöchſte 
Gabinet3-Orbre*) fordere id) nunmehr diejenigen Offictere der vor: 
maligen königlich hannoverſchen Armee, welche in die Armee Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen einzutreten wünſchen, hierdurch 
auf, fich jchriftlich biS zum 1. Sanuar 1867 bei dem General 
commanbo des 10. Armee-Corps, in Hannover, zu melden, und 
bemerfe zugleich, daß von denjenigen Officteren, welche ſich bis dahin 
nicht gemeldet haben, dießjeit$ angenommen werden wird, daß fie 
nicht beabfichtigen, in ben königlich preußtichen Dienft überzutreten. 

Die Entbindung von ihren bisherigen Verpflichtungen nad» 
zufuchen und zu erwirfen, muß den betreffenden Officteren überlaßen 
bleiben. — Eine Beichleunigung diefer Angelegenheit wird fich umſo⸗ 
mehr empfehlen, als dadurch die beabfichtigte jofortige Placierung 
der jetzt beurlaubten Dffictere ermögliht wird, während die 
Zahlungen, welde auf Grund der Capitulation von 
Bangenjalza [Vgl. den Wortlaut derfelben S. 203—4] bisher 
gewährt wurden, nicht über den 1. Januar & 3. hin 
aus in Ausſicht geftellt werden fünnen. 

Hannover, den 23. November 1866. 

Der General-Gouverneur bon Hannover und commandierende General 
des 10. Armee⸗Corps. 
(ge3.) General-Lieutenant von Voigts⸗Rhetz. 


B, 
Gabinet3:Ordre Sr. Majeftät des Königs von Hannover, 
24. Dec. 1866. 
(Onno Rlopp, Das preußifche Verfahren ıc. S. 29). 
Mein lieber General-Lieutenant von Arentsfchildt! 
Durch denjenigen Vortrag, welchen die Oberften von Stolgens 
berg, von Geyjo und Gordemann Mir am heutigen Tage über bie 





1) Der Inhalt dieſer preußifchen Cabinets⸗Ordre ergibt fih aus vor⸗ 
liegender Bekanntmachung. 
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Berhältniffe Meiner Armee gehalten haben, filhle Ich Mich nicht be- 
wogen, Meine Armee des Yahneneldes zu entbinden, weil die Ver- 
hältniffe derjenigen Meiner Officiere und Unteroffictere, welche nicht in 
die preußifche oder andere Kriegsdienſte treten wollen, in einer der 
Billigkeit und dem Rechte gemäßen Weiſe nicht geordnet worden find. 

Dagegen verfüge ich hierdurch, Daß alle diejenigen Meiner Officiere, 
Armee-Beamten, Unteroffictere, Corporale, Muſiker und Soldaten, 
welche ihre Entlaßung wegen ihrer Verhältniffe zu haben wünſchen, 
diefelbe erhalten ſollen. 

Ich will daher, daß Ste in geeigneter Weiſe befannt machen : 

1. Jeder Officter und Armee - Beamte, welcher Ihnen fein 
Abſchieds⸗Geſuch einreicht, fol den Abſchied von Ihnen in Meinem 
Auftrage ausgefertigt erhalten. 

2. Diejenigen Unterofficiere, Corporale, Muſiker und Soldaten, 
welche ihren Abjchted zu haben wünſchen, Können Sie ebenfalls in 
Meinem Auftrage entlaßen. 

Sie haben Mir durch Meinen General-Adjutanten am 15. Ja⸗ 
nuar 1867 ein Namens⸗Verzeichnis aller derjenigen Individuen ein- 
zureichen, welchen Sie den Abſchied oder die Entlaßung ertetlt haben. 

Den Modus der Verabfchtedung überlaße Ich Ihnen. 

Ich verbleibe 
. Mein lieber General-Lieutenant 
Ihr freundlich wolgeneigter 
(unter) Georg Rex. 
Die Allerhöchfteigenhändige Unterſchrift Sr. Majeftät des Königs 
wird hierdurch von mir beicheinigt. (unters) Dammerß, 
Oberft und General-Adfutant. 
C. 
Amtlicher Hanuoverfcher Bericht Über deu Gergang. 
Dslar Mebing, Memoiren zur Zeitgeſchichte, U. ©. 370 ff.) 

Sn öffentlichen Blättern find über bie Allerhöchſte Entichließung 
St. Majeftät des Königs, nad) welcher jeder Officter der hannover» 
fchen Armee, welcher wegen feiner Verhältniffe den Abſchied zu haben 
wünſcht, denſelben erhalten, und ebenjo jeder Armeeangehörige auf feinen 
Wunſch entlaßen werden foll, völlig irrige Angaben verbreitet. Es 
iſt angegeben worden, die in Hietzing anweſende Deputation, beftehend 
aus den Oberften von Geyjo, Cordemann und von Stolzenberg, habe 
durch energiſche Vorftellungen jene Entichließung Seiner Majeſtät 
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erreicht, gegen den Widerftand des Grafen Platen, des Regierungs⸗ 
rats Meding, des Dr. Klopp und der Officiere Rittmeifter Volger 
und Hauptmann von Düring. 

Der wahre Sachverhalt ift folgender: 

Se. Majeſtät der König, durchdrungen von der unanfechtbaren 
Rechtsbeftändigkeit der in der Kapitulation von Langenfalza für die 
hannoverjche Armee ftipulierten Bedingungen, bat dem General- 
Lieutenant von Arentsſchildt unter Beirat einer Commiſſion befohlen, 
mit allen Nechtömitteln zunächſt die Aufrechterhaltung der Capitu- 
lationsbedingungen zu verfuchen. 

Als es zweifelhaft wurde, ob die auf andern Gebieten bereits 
aufgchobene Gapitulation von Langenſalza in Bezug auf die Compe⸗ 
tenzen ber DOfficiere und Unterofficiere gehalten werden wirde, mar 
Se, Majeftät der König, Allerhöchſt welcher bei der Behandlung 
diefer ganzen Trage lediglich und ausſchließlich von der Rüdficht 
auf dad Mol feiner Armee geleitet wurde, jogleich entichloßen, jeden 
Officier und Unterofflcier durch Erteilung des Abfchiedes aus allem 
Gewißenszwange zu befreien und ihnen die freie Entichließung zu 
gejtatten, ihre Zukunft ihren Verhältniffen gemäß zu wählen. 

Da es jedoch fehr im Intereſſe der Armee lag, vor allem den- 
jenigen Officieren und Unterofficieren, welche nicht in preußifche 
Dienfte treten wollten, ihre Competenzen zu fichern, jo war Seine 
Mtajeität der König auch bereit, eine generelle Eidesentbindung ber 
Armee auszujprechen, wenn Preußen fi) bündig verpflichten wollte, 
auf die Entichließungen der Offictere und Unterofficiere keinerlei 
Zwang auszuüben und denjenigen, welche nicht in preußiiche Dienfte 
treten würden, ihre vollen Competenzen bi? an ihr Lebensende als 
Penſion zu belaßen und ficherzuftellen. 

Auf dieſer Grundlage allein erhielt der General-Lieutenant 
von Arentäjchildt und die Commiſſion die Autortjation zu Verband» 
lungen und zwar nad) jehr genau bejtimmter Inftruction. 

Die Commiſſion ſchickte den General von dem Kneſebeck nad 
Dieging zu Sr. Majeftät, um fi) eine allgemeine Vollmacht zu Ver⸗ 
handlungen mit Preußen zu erbitten, wobei es fich nach den Er⸗ 
Härungen des Generals von dem Kneſebeck herauzitellte, daß es bie 
Abſicht der Commiſſion war, tmejentlich auch über den Webertritt der 
hannoverſchen DOffictere in die preußiſche Armee zu verhandeln. 

Se, Majejtät der König erteilte diefe Vollmacht nicht, weil 
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Allerhöchſtderſelbe zum Webertritt feiner Officiere in den preußifchen 
Dienft keinerlei Autortfation oder Aufmunterung geben wollte, viel- 
mehr die generelle Eidesentbindung ganz ausfchlieglih nur dann 
auszusprechen entſchloßen war, wenn allen Officteren, die nicht über- 
treten würden, die vollen Competenzen ohne Bedingung als Benfton 
gefichert werden würden. Der König erllärte dieß dem General 
von dem Kneſebeck auf das Beitimmtefte, verbot alle Verhandlungen 
über den Uebertritt in den preußiſchen Dienft und endete dem General 
von Arentsſchildt den gemeßenen Befehl, fich lediglich an die früher 
erhaltene Suftruction zu halten. 

Nach den in Berlin gepflogenen Verhandlungen machte der preußifche 
Generalgouverneur eine königl. preußiiche Verordnung überdie Grund- 
füße befannt, nad) welchen die preußijche Regierung die Verhältniife 
der hannoverfchen Armee zu behandeln unwiderruflich entichloßen ſei. 

Unmittelbar darauf erſchienen bei Sr. Majeftät die Oberften 
von Geyfo, von Stolzenberg und Cordemann, um im Auftrage des 
GeneralsLieutenantd von Arentsfchildt und der Commiſſion Bericht 
zu erftatten und Sr. Majeſtät Entichließungen einzuholen. 

Aus dem Vortrage der deputierten drei Oberften ergab fi, daß 
die Sommiffion in Berlin in erfter Neihe über den Webertritt 
bannoverfcher Officiere verhandelt Hatte, und Se. Majeltät ſprach 
darüber unverhohlen Allerhöchſtſein Befremden und Misfallen aus. 
Obwol nun aud) aus der Bekanntmachung des preußilchen General- 
gouverneurd Mar hervorgieng, daß feine einzige der von Seiner 
Majeſtät geftellten Bedingungen auch nur annähernd erfüllt jet, 
beantragten die Deputierten dennoch auf das Dringendite die generelle 
Eidesentbindung mit der Erklärung, daß dieß der allgemeine Wunſch 
der Armee ſei. Se. Majeität der König konnte aber, nach den von 
Allerhöchſtdenſelben ftreng feitgehaltenen Grundjäßen, nunmehr, — 
nachdem die Kapitulation von Langenjalzga unwiderruflich aufgehoben 
und feine Bedingung zu Gunften der Nichtübertretenden erfüllt war 
— nichts anderes tun, als die generelle Eidesentbindung beftimmt 
abzulehnen und ben von Allerhöchitdenfelben für einen jolchen äußerften 
Fall längft vorgefehenen Schritt der Erteilung des Abſchiedes an 
jeden, der entlaßen zu werden wünfchte, zu befehlen. Dieß geſchah 
unter Beiftimmung Sr. Königl. Hoheit des Kronprinzen, Höchftweldher 
im Intereſſe der Armee den dringenden Wunſch ausſprach, daß eine 
allgemeine Eibegentbindung nicht erfolgen möge. 
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Den Bitten der Commiffionsdeputierten um generelle Eides⸗ 
entbindung ſchloß fih der Generaladjutant Oberſt Dammerd an, 
während der Regierungsrat Meding, der Rittmeiſter Volger und der 
Hauptmann von Düring auf dad Entjchiedenfte die Maßregel ver: 
teidigten, welche von Sr. Majeität dem Könige bereit3 vorgeſehen 
war und nunmehr auch befohlen wurde. 

Der Statöminiiter Graf Platen, welcher zur Zeit bei feiner 
Fantilie in Holftein verweilte, und der Archivrat Klopp, welcher 
lediglich wegen der Geſchichtsvorträge bei Sr. Königl. Hoheit dem 
Kronprinzen in Hietzing iſt und mit der fraglichen Angelegenheit gar 
nichts zu tun hat, waren bei diefer Verhandlung gar nicht anweſend. 

Se. Majeſtät erließ hierauf das unten angeführte Allerhöchſte 
SHandichreiben an den General-Lieutenant von Arentsſchildt, aus deſſen 
nicht publiciertem Eingange die Gründe der Allerhöchiten Entfchließung 
fich ergeben, und aus welchem Kar hervorgeht, daß der Webertritt 
hannoverſcher Dffictere in den preußifchen Dienft nicht der Wunſch 
Sr. Majeftät fein Tann. 

Dieß ift der wahrheitsgemäße Hergang der Sache. Aus dem: 
jelben ergibt fih, daß alle über die Angelegenheit in Hffentlichen 
Blättern erichienenen Berichte tendenziöje Entftellungen der Wahr: 
beit find. Genehmigt 

G. R. 
(gez.) A. v. Düring, (gez.) Volger, 
Hauptmann. Rittmeiſter. 


11, Erklärung von 113 Mitgliedern der haäannoverſchen 


Ritterfchaften vom 7. November 1866. 
8. fFreiberr von Hodenberg, Sechs Briefe Über bie Gewißens⸗ unb Begriffe 
Berivirrung in ber Politik, Kirche und Wißenſchaft der Gegenwart, Erlangen 1867, 
DL Heft ©. 108—104). 


Nachdem unter Nichtbeachtung der Nechte des angeftammten 
Königshauſes und des Landes und gegen deſſen dringende Wünſche 
zu ihren tiefften Schmerze die Cinverleibung des Königreichs 
Hannover auögefprochen tit und jet die Ausführung derjelben bevor: 
jteht, welcher da3 Land, durch die Macht genötigt, ſich bet genligender 
Mahrung feiner Rechte und Intereffen wird beugen müßen, jo glauben 
die Unterzeichneten, ausgehend von dem unbezweifelbaren Rechtsſatze, 
daß mit der Eroberung des Landes keineswegs das gejamte öffentliche 
Hecht defjelben hinfällig geworden, und fich ſtützend auf dag königliche 
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Wort der tunlichften Schonung des Beſtehenden und der verheißenen 
Beratung als unabweisbare Nechtöforderung außiprechen zu müßen: 

Daß in dem Hffentlichen Ntechtszuftande des Bandes nichts weiteres 
‚geändert werde, als was fich als eine unvermeidliche Folge der Annerion 
darſtellt, und daß auch die Hiernach nötigen Veränderungen nicht anders 
als unter Mitwirkung einer wahren Vertretung des Bandes gejcheben. 

Als zu einer ſolchen Vertretung berechtigtes Organ vermögen 
fie teinesfalls eine Verſammlung einfeitig nach Auswahl der königl. 
preuß. Regierung zu berufender Perſonen zu erkennen, vielmehr 
betrachten fie als ſolche Organe die allgemeine Stände⸗Verſammlung 
und die beitehenden Provinzial⸗Landſchaften. 

Sie find zugleich der Anficht, daß, nachdem die königl. preuß. 
Regierung bereits mit einzelnen weſentlichen organtfatortichen Einrich⸗ 
dungen (Bereifung der Juftizfachen und der Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und Zoll» 
Verwaltung an die Minifterien zu Berlin) einſeitig vorgejchritten tft, 
bie möglichfte Beichleunigung der Berufung einer Landes-Vertretung 
zum Zwecke der Mitwirkung auch unter befonderer Rüdficht auf die Er» 
Haltung der Ruhe des Landes und die Gewinnung einiger Zufrieden» 
heit mit der Art der Meberleitung ein dringendes Bedürfnis fit. 

Ste beauftragen ihren Vorfitenden, diefe Erklärung der Oeffent⸗ 
dichfeit zu übergeben. 


12. Die Königin von Hannover wird gezivungen, Die 
Marienburg‘) zn verlaßen. 
A. 
Schreiben des Königs Wilhelm von Prenfen an bie Königin 


Marie von Hannover, 25. Mai 1867. 
(E Oskar Mebing, Memoiren gur Zeitgeichichte, 11, S. 299). 


Berlin, 25. Mat 1867. 
Ew. Majeftät 
haben durch den Umſchwung, den die Macht der Verhältniffe ſeit 
einem Jahre Über viele Staten herbeigeführt hat, jet Ihren Aufs 
enthalt in meinen Landen, während Ihr Königlicher Gemahl außer: 
halb derjelben ſich aufhält. Derjelbe Hat die notoriſch eingetretene 


1) Die Martenburg bei Nordftenımen iſt Privatbefig Ihrer Majeſtät 
der Königin Marie von Hannover, von ihr erbaut und benannt. Auf 
dieſe ihre Burg hatte ſich die Königin nach den friegerifchen Ereigniſſen des 
Sommers zurüdgezogen. 
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Umgeftaltung der Machtverhältniffe bisher nicht anerkannt, und hat 
feine Schritte getan, um perſönlich friedliche Be> 
ziehungen anzufnüpfen, ſodaß wir una nod als im 
Kriegszuftande befindlih gegenüberftehen Der 
König Georg beichranft fich aber nicht bloß darauf, die factiichen 
Berhältniffe nicht anzuerkennen, jondern er unterhält auch mit dem 
Bande Hannover Verbindungen, die auf die Wiederheritellung feiner 
frühern Beziehungen zu demfelben abzielen. Es liegt in der Natur 
der Umftände, daß Ew. Majeität Aufenthalt auf Ihrem Schloße der 
Marienburg der Mittelpunkt zur Augbreitung dieſer Verbindungen 
geworden fit. 

Es bedarf fir Ew. Majeftät feiner Auseinanderſetzung, dab id 
al3 Souverän des Landes Hannover folchen Vorkommniſſen gegen 
iiber mich nicht paſſiv verhalten darf, und meine Regierung alle 
Mapregeln pflichtmäßig ergreifen muB, um denjelben entgegenzutreten. 
Eine Folge diefer Maßregeln tft vor kurzem die Arretierung eine 
geheimen Emiſſärs gewejen, bei dem das in der Anlage befindliche 
Schreiben an Ew. Majeftät vorgefunden wurde, welches ich genan 
in dem Zuftande, in welchem es aufgefunden ward, Ihnen hiermit 
zu überjenden die Ehre habe, ſowie ein großes Packet, welches einen 
Teppich enthalten jol. Em. Majeität können fi) überzeugt halten, 
daß mir die Ausführungen von Daßregeln, die mir meine Regenten- 
pflidten auch gegenüber der Marienburg auferlegen, ungemein 
peinlich find, und die, wenn fie auch gegen Ihre Allerhöchite Perjon 
mit der Rückſicht ausgeübt werden, die ich Ihnen fchulde, Doch nie 
mals ohne unangenehme Rückwirkungen auf Ste bleiben Türmen. 
Diejem fir uns gegenfeitig gleich peinlichen Verhältnis würde fofort 
ein Ziel gefebt fein, wern Ew. Majeſtät ſich entichlößen, außerhalb 
meiner Staten Ihren Aufenthalt zu nehmen, wobei Ihr unbeftrittenes 
Privateigentum ungefährbet bleiben würde. Sollten Ew. Majeftät 
fich zu einem folchen MWechfel des Aufenthalts nicht entfchließen, fo 
würde ich mid) veranlaßt fehen müßen, Ihnen als erhabenem Gaft 
in meinen Staten den Hof-Ehren-Dienſt zuzuweiſen, der einer 
Königin gebührt. 

Ich verbleibe Em. Majeität 
meiner hochverehrten Coufine 
treu ergebener Vetter und Bruder 
(gez.) Wilhelm. 
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B. 


Broteft ber Königin. 
DstlarMebing, a. a. O. 1, ©. 820) 


Idhre Majeftät die Königin von Hannover verläßt, in Ueber» 
einſtimmung mit dem Willen Sr. Majeftät des Königs, Allerhöchſt⸗ 
ihres Gemahls, das Königreih Hannover, weil Allerhöchitdiefelbe 
fih der Anordnung Sr. Majeſtät des Königs von Preußen nicht zu 
zu unterwerfen vermag, wonad) auf der Marienburg, dem Privat» 
befittume Ihrer Majeftät, die königlich preußiiche Flagge aufgezogen, 
ein Ehrenhofdienſt und eine Hofhaltung nad) preußilchen Formen 
für Allerhöchftifre Majeſtät eingerichtet und der bisherige Hofftat und 
die Umgebung Shrer Majeftät aus Allerhödjftihrer Burg und dem 
Rönigreich Hannover ausgewieſen werden jollte. 

Bon Ihrer Mafejtät der Königin ift Unterzeichneter beauftragt, 
mit diefer Grflärung im Namen Ihrer Majeftät einen feierlichen 
Proteſt gegen die vorbezeichneten, gegen den Willen Allerhöchſtihrer 
Majeſtät getroffenen Maßregeln, welche einer gewaltiamen Aus— 
weiſung gleichzuachten find, zu verbinden und daneben Allerhöcjits- 
derjelben alle Rechte zu rejerpieren. 

Martenburg, 23. Juli 1867. 

(ge3.) Straf Linfingen. 


13. Vertrag über die Vermögendverhältniffe Sr. Majeftät 


des Königs Georg V., 29. September 1867. 
(Duno Klopp, Daß preußlihe Verfahren in ber Vermögensfadhe dei Königs von 
Hannover, Wien 1869, 6. 50—55.) 


Se. Majeſtät der König Georg V. und Se. Majeſtät der‘ 
König von Preußen haben behufs Verhandlungen über ein Arran- 
gement in Betreff der Vermögensverhältniſſe Sr. Majeität des 
Könige Georg V. zu Bevollmächtigten ernannt: Se. Majeftät 
der König Georg V. den Statsminifter a. D. Windthorſt und Se. 
Majeität der König von Preußen Allerhöchſt Ihren Geheimen 
Legationgrat König und Allerhöchſt Ihren Geheimen Oberfinangrat: 
Wollny, welche nad) Auswechjelung ihrer in guter Form befundenen- 
Vollmachten unter Vorbehalt der Natificatton ihrer erhabenen Voll» 
machtgeber den nachjtehenden Vertrag verabredet haben. 


81. 
Str. Mafeität dem König Georg V. verbleibt: 
1. das Schloß zu Herrenhaufen nebſt Zubehör ; 
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2. die Domaine Calenberg, leßtere gegen angemeßened Aequi⸗ 
valent, jedoch bleiben dieje Vermögensobfecte ſo lange in 
preußifcher Verwaltung, bis Se. Majeftät der König 
Georg V. auf die hannoverſche Königskrone 
für Sih und Seine Erben außdrüdlid ver, 
zichtet. 

82. 

Sr. Majeſtät dem Könige Georg V. verbleibt das in engliſchen 
Z procentigen Stocks angelegte Kapital von 600,000 2. Strl. nebſt 
ſämtlichen Zinſen. 

88. 

Alle übrigen königlichen Schlößer, Gärten und zur Hofhaltung 
heitimmten Gebäude, ſowie alle fonftige, auch das zum Privateigen⸗ 
tum Sr. Majeſtät des Königs Georg'V. und zum Fideicommiſsver⸗ 
mögen de3 Königlichen Hannoverſchen Haujes gehörige Grundeigen- 
tum unterliegt der Dispofttion der Krone Preußen. 

84. 

Zur Ausgleichung der durch den Ertrag der Vermögensobjecte 
im 8 1 und 2 nicht gedeckten Einnahmen, welche Se. Majeſtät der 
König Georg V. bisher aus den Domatnen und Forſten, ſowie aus 
den oberlehnäherrlichen Nechten, den heimgefallenen Lehnen und dem 
Lehnsallodificationsfonds bezogen haben, ingleihen ale Erſatz für 
die Schlößer, Gärten und alles fonftige Grundeigentum wird die 
Krone Preußen Sr. Majeftät dem Könige Georg V. die Summe 
von Elf Millionen Talern Courant in 4'/, procentigen preußiſchen 
Statöpapieren nah dem Nennwert, und fünf Millionen Taler 
Courant baar gewähren. 

Da von Seiten der Krone Preußen behufs Sicherftellung diefer 
Ausgleihungsfumme bejondere Anordnungen nötig befunden find, 
über welche ein Einverftändnis noch nicht hat erzielt werden können, 
jo ſollen zwiſchen Organen, welche bie Krone Preußen bezeichnen 
wird, und den Intereſſenten unverzüglich Verhandlungen darüber er 
Dffnet werden, wie die Sicherftellung der Elf Millionen Taler in 
Wertpapieren und der fünf Millionen baar, der letzteren ſowol in 
dem Betrage, welchen die Krone Preußen nach den im 8 9 geitat- 
teten Anrechnungen zu gewähren hat, ala auch in dem Betrage, 
deſſen Anrechnung Sr. Majeftät dem Könige Georg V. vorbehalten 
iſt, bewirkt werden fol. 
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Bis diefe Verhandlungen zu einer definitiven Vereinbarung ge⸗ 
führt haben werden, jollen die von der Krone Preußen zu gewähs 
renden Wertpapiere und baaren Gelder in ber Hand der Krone 
Preußen deponiert bleiben, die baaren Gelder jedoch in Stats⸗ oder 
Jonftigen fichern Papieren nach beiderjeitigem Einvernehmen zingbar 
angelegt und die von dem gejamten Depofitum aufkommenden 
Zinſen in balbjährlihen Raten St. Majeftät dem König Georg V. 
ausgezahlt werden. 


85. 

Die ſämtlichen Mitglieder des hannöverſchen Königshauſes 
bleiben von der Einkommenſteuer befreit, desgleichen von der Ge⸗ 
bãudeſteuer, ſoweit fie dieß nach der früheren Geſetzgebung waren. 

6 


8 6. 

Se. Majeftät der König von Preußen übernimmt: 

1. die Zahlung der nad) dem anliegenden Verzeichnis auf der 
Krontaffe, dem Lehnfonds und Lehnsallodificationsfonds 
rubenden Penſionen, Renten und fonftigen Bewilligungen, 
ſoweit ſolche durch fchriftliche Zuſicherungen nachgetvieien 
werden können vom 1. Juli 1866 an, desgleichen | 

2. die Zahlung derjenigen nach den Beitimmungen des hannö⸗ 
verichen Geſetzes vom 24. Juni 1858 über die Verhältniffe 
der Töniglichen Diener zu bemeßenden Benfionen und Wartes 
gelder, welche Se. Mafeftät der König Georg V. an Seine 
in der Anlage aufgeführten Diener bereit3 bewilligt Hat 
oder bis zur Neugeftaltung Allerhöchftieines Hofitates noch 
bewilligen wird. Se. Majeftät der König von Preußen 
behält fich jedoch vor, die Verſorgung diefer Diener in der 
Art eintreten zu laßen, daß dieſelben zu Dienftleiftungen, 
welche ihren bisherigen Dienftverhältniffen entiprechen, wies 
der verwendet werden, in welchem Falle rüdfichtlich des 
gänzlichen oder teilweilen Wegfalls der Benfionen und Wartes 
gelder die Beftimmungen des allegierten hannöverſchen Gejeßes 
vom 24. Juni 1858 zur Anwendung kommen. Cine Wies 
derverwendung im königlich preußifchen Dienft wird jedoch 
bei den beiden eriten Beamten des Hausminifteriums und 
dem Perſonal des adelichen Hofitates, ingleichen bei den perſön⸗ 
Iichen Dienern der königlichen Familie nur injofern eintreten, 
als diefe Beamten und Diener damit einverjtanden find. 
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Se. Mafeftät der König von Preußen übernimmt außerdem 
die Zahlung der auf den Penſionsfonds und die Concertkaſſe de 
Hoftheaters zu Hannover angetviejenen, ſowie auch der flir den Fall 
der Dienftunfähigkett einzelner Perſonen daraus zugeficherten Pen⸗ 
fionen, welche durch fchriftliche Eröffnungen der zuftändigen Be 
hörden oder durch Contracte nachgewieſen werden können, wogegen 
die bezeichneten beiden Fonds unter Aufrechthaltung ihrer bisherigen 
Zweckbeſtimmungen an die Srone Preußen übergehen. 

87. 

Sr. Majeftät dem König Georg V. verbleibt: 

1. das Batronatzredt in der von Sr. Majeftät erbauten 
Chriftusfirche zu Hannover nebft Kirchenftühlen in derjelben; 

2. die Dispofition über die Flürftengrüfte in den Schloßfirchen 
zu Hannover, Celle und Herzberg; 

3. der gejamte bewegliche lebende oder lebloſe Inhalt ſämtlicher 
Schlößer, Gärten und zur Hofhaltung bejtimmten Gebäude, 
namentlich alfo auch derjenigen Schlößer, Gärten und zur 
Hofhaltung beftimmten Gebäude, welche Allerhöchſtdemſelben 
nicht vorbehalten find, ſoweit dieſer Inhalt nicht unbeftrittenet 
Stat3eigentum fit. 

Zu diefen Sr. Majeftät dem Könige Georg V. vers 
bleibenden Objecten gehören: ” 

a) die in der Anlage 3 ad. 1—12 verzeichneten Samm⸗ 
lungen; 

b) alle zur Hofhaltung beftimmten Inventarien und Amen 
blement3 mit alleiniger Ausnahme der Inventarien de 
Hoftheaters in Hannover; 

c) das Silbergerät (die jog. Silberfammer) mit dem Silber- 
fapitale; 

d) der geſamte Juwelenſchatz; 

e) alle auf das königliche Haus und die demfelben verblei⸗ 
benden Beſitztimer bezüglichen Documente und Acten, 
deren Ausſcheidung durch beiderfeits zu ernennende Des 
vollmächtigte bewirkt werben foll. 

Sr. Majejtät dem Könige Georg V. verbleiben ferner: 

4. das mit Sr. Hoheit dem Herzoge von Braunfchtweig gemein⸗ 
ſchaftliche Altfürſtlich BraunfchweigsLineburgtihe Allodium; 

5. da im 8 12 des köoniglich hannoverſchen Geſetzes vom 24. 
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Merz 1857, betreffend die Einführung eines neuen Finanz- 
Capitels der Landesverfaßung erwähnte Vermögen ver 
königlichen Schatullfajfe und der zugehörigen fogenannten 
Heinen engliſchen Kaffe; 

6. das koönigliche Ernſt⸗Auguſt⸗Fideicommiſs, beftehend aus 
Kapitalien, Jumelen, Silbergerät, Runftwerken u. |. w.; 

7. alle von Sr. Majeltät dem Könige Georg V. vor und nad) 
Seiner Tronbefteigung aus Seinen PBrivatmitteln (einfchließ- 
ih der jährlichen Bedarfsfumme) erworbenen beweg⸗ 
lichen Gegenftände, jowie die Baarbeftände und Wertpapiere 
Allerhöchftieiner Hand- A Schatullkaſſe. 


Ihrer Majeſtät der aömir Marie und Ihren Königlichen 
Hoheiten dem Kronprinzen Ernft Auguft und den Prinzeifinnen 
Friederike und Marie verbleibt jelbftverjtändlih Ihr gefamtez 
Privatvermögen, welches, abgejehen von der zum Privatvermögen 
Ihrer Majeſtät der Königin gehörigen Marienburg ſamt Zubehör, 
nur in beweglichen Gegenftänden und Kapitalien befteht. 

8 9. 

Innerhalb vier Wochen nad) der NRatification diefes Vertrages 
wird der Beſchlag aufgehoben, welchen die königlich preußiiche Res 
gierung auf einen Teil der im vorjtehenden erwähnten Vermögens⸗ 
objecte gelegt hat, dagegen werden gleichzeitig alle Obligationen und 
baaren Gelder zurüdgegeben werden, welche aus hannöverſchen 
Kaffen und Bonds, insbeſondere aus dem Domantalablöfungs» und 
Veräußerungsfonds, dem Kapitalienfonds, dem Reſervefonds, der 
Klausthaler Zehentkafje, ſowie aus den Lehns⸗ und Vehnsallodifica- 
tionsfonds weggeführt worden find. Dabei bleibt vorbehalten, bie 
baar weggeführten und die in London gegen Rüdgabe der Obligas 
tionen erhobenen baaren Gelder auf die Sr. Majeftät dem Könige 
Georg V. nad) 8 4 zu zahlende Summe von fünf Millionen in 
Anrechnung zu bringen. 

Se. Majeſtät der König Georg V. übernimmt die Vertretung 
der preußiſchen Statskaſſe gegen alle Aniprüche, welche von Depo- 
nenten weggeführter Papiere aus dem Grunde, daß diefelben bisher 
nicht haben zurüdgegeben werden können, erhoben werben möchten. 

8 10. 
Als der Zeitpunkt, mit welchem die in dieſem Vertrage verabrebeten 
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vermögensrechtlichen Beitimmungen zur Ausführung gebracht werben 
ſollen, wird der 1. Juli 1866 feftgefeßt. 

Demzufolge werden Sr. Majeftät dem Könige Georg V. bis 
zu diefem Zeitpunkte alle Einnahmen verbleiben, welche Allerhöchſt 
diefelben aus den Domainen und Forften, ſowie aus den Lehns⸗ 
und Lehnsallodificattongfonds zu beziehen Hatten. Andererſeits wer- 
den Allerhöchitdemjelben alle Ausgaben zur Laft fallen, welche aus 
diefen Einnahmen zu beftreiten waren, während vom 1. Juli 1866 
ab die Krone Preußen diefe Ausgaben ebenfo zur beftreiten Hat, wie 
ihr bdiefelben nad) Maßgabe diejes Vertrages für die Folge zur 
Laſt fallen. 

Bon dem eben gedachten Zeitpunfte ab ftehen Sr. Majeſtät 
dem Könige Georg V. die Zinien des im 8 4 erwähnten Kapitals 
der Elf Millionen Thaler zu, ſowie Zinfen zu 3 Brocent jährlid 
bon den ebendajelbit erwähnten fünf Millionen Talern. 

Dagegen gebühren der Krone Preußen afle Zinfen, welche auf 
die im $ 9 erwähnten, nad) England weggeführten Obligationen 
bon ben Beamten oder Beauftragten Sr. Majeſtät des Königs 
Georg V. etwa erhoben, nicht minder die Einnahmen, welche aus 
der zinöbaren Anlegung der ebendafelbft erwähnten, nad) England 
weggeführten, Baarbeftände etwa erwachſen find. 

Eine Abrehnung über die hiernach von dem einen oder dem 
anderen Teile heraugzuzahlenden Beträge ſoll jpäteftend unmittelbar 
nad) der Natification des Vertrages durch Bevollmächtigte bewirkt 
und die Zahlung diefer Beträge dann fofort geleiftet werden. 

8 11. 

Die in den 88 1, 2 und 4 benannten Gegenftände find und 
verbleiben integrierende Beitandteile des underäußerlichen Fideicom⸗ 
miffeg des Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Gejamthaujes, welchen 
fie bisher angehört haben. 

Die ſämtlichen Rechtsverhältniffe dieſes Fideicommiſſes bleiben 
auch in Beziehung auf die in den bezeichneten 88 benannten Gegen⸗ 
ftände in Kraft. Insbeſondere erfolgt die Succeifton in daſſelbe 
unverändert nad) dem Grundfaße der Unteilbarkeit und Primogenttur 
und in Gemäßheit ber in dem Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Geſamt⸗ 
Haufe beftehenden, im 4. Capitel, 88 1—D des Hausgeſetzes vom 
19. November 1836, feitgejeßten Succeſſionsordnung. 

Ebenſo bleiben die oben im 8 7 aufgeführten Vermögensobjecte, 
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foweit fie einem Fideicommiſs⸗Verbande unterftehen, den darauf bes 
züglichen Beitimmungen ber betreffenden Fideicommiſſe unterworfen. 
8 12. 
Diefer Vertrag ſoll ratifictert und die Ratificationen werden 
binnen vier Wochen zu Berlin umgewechjelt werben. 
So geihehen Berlin, den 29. September 1867. 
(gez.) Windthorft. (ge3.) Bernhard König. 
(L. 8.) (L. 8.) 
(ge3.) Rudolph Wollny. 
(L. 8.) 


[König Georg V. Hatte fih nach der Capitulation von Langen⸗ 
falza mit dem Sronprinzen Ernſt Auguft nah dem altenburgifchen 
Schloße Fröhliche Wiederfunft und von dort nah Wien 
begeben. Ende Auguft bezog er in dem unfern dieſer Stadt 
gelegenen Hietzing die Vila Braunſchweig. Die Königin mar 
nad) der preußiichen Occupation der Reſidenzſtadt Hannover nad 
der Martenburg bei Norditemmen übergefiebelt, wo fie blieb 
bis fie im Juli 1867 von dort vertrieben wurde. Ste bega 

ch nun ebenfalls nah SHieking, wo der Kaiſer der Züntglichen 
lie das jogen. Katlerftödl am Parke von Schönbrunn zur Ver⸗ 
fügung ſtellte. Im Iahre 1870 ließ fich der König im Lothringer 
Haufe zu Benzing bei Wien eine eigene Reſidenz in Stand feßen 
während er die Sommermonate in der Billa Nedtenbacher (auch 
Thun genannt) bi Gmunden in Oberfterreih zugubringen 
pflegte. Vom Jahre 1874 an nötigte ihn fein leidender Zuſtand, 
das mildere Klima Frankreichs aufzujuchen, wo er im Sommer bie 
Bäder von Barrdges, im Herbite diejenigen von Biarrig ge 
brauchte und den Winter in Paris verbradte. Hier erlag er 
feinen Leiden am 12. Juni 1878. Vergl. Onno Klopp, König, 
Georg V., Hannover 1878.] 


14. Notificationsfchreiben und Nechtöveriwahrung des 
Herzogs Ernft Anguft von Enmberlaud und zu Braun⸗ 
fchweig und Lüneburg gerichtet „an des Königs von 


Preufßzen Majeftät‘“, 11. Zuli 1878. 
(Metenftüde zur Frage der Erbfolge im Herzogtum Braunfchweig, Hannover 1885, ©. 
61—82.) 


Durchlauchtigſter Großmächtigſter Fürſt, freundlich Lieber Bru⸗ 
der und Vetter. Mit tief betrübtem Herzen erfülle ich die traurige 
Pflicht, Euerer Majeſtät die Anzeige zu machen, daß es Gott in 
ſeinem unerforſchlichen Ratſchluße gefallen hat, Meinen vielgeliebten 
Vater, Se. Majeſtät Georg V., König von Hannover, Königlichen 
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Prinzen von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland, 
Herzog zu Braunjchweig und Liineburg 2c. zu Paris am 12. Juni 
dieſes Iahres nad) längeren Leiden aus diefem Leben abzurufen. 

In Folge dieſes Mih und Mein Haus tieferfchütternden To⸗ 
desfalles find alle Rechte, Prärogative und Titel, welche dem 
Könige, Meinem Vater, überhaupt und insbefondere in Beziehung 
‚auf da Königreich Hannover zuftanden, kraft der in Meinem Haufe 
beſtehenden Erbfolgeordnung auf Mich übergegangen. 

Ale diefe Rechte, Prärogative und Titel Halte Ich voll und 
‚ganz aufrecht. 

Da jedoch der Ausübung derjelben in Beziehung auf da$ 
Königreich) Hannover tatfächliche für Mich jelbftverftändlich nicht rechts⸗ 
verbindliche Hinderniffe entgegenftehen, fo habe Ich beichloßen, fir 
die Dauer dieſer Hinderniffe, den Titel „Herzog von Cumberland, 
Herzog zu Braunfhweig und Lüneburg" mit dem Prädicate 
„Königliche Hoheit” zu führen. 

Indem Ih auch Hiervon Mitteilung mache, wird es einer be 
jonderen Erwähnung nicht bedürfen, daß Meine und Meines in 
voller Selbitändigfeitt verharrenden Haufes Geſamtrechte durch den 
zeitweiligen Nichtgebrauch der dieſelben bezeichnenden Titel umd 
Würden in keinerlei Weile aufgehoben oder eingejchräntt werde 
fönnen. 





Ich verbleibe Euerer Majeſtät 
freundwilliger Bruder und Vetter 
(gez.) Ernft Auguſt. 
Gmunden, den 11. Juli 1878. 








Behntes Kapitel. 
Die Annerion Schleswig-Bolfteins. 





1, Vertrag zwifchen Preußen und Oldenburg, betr. den 
Verzicht der jüngeren Linie des Gottorp’fchen Hauſes auf 


Die Elbherzogtümer, dd. Berlin, 27. September 1866. 
(A egidbi und Qlauhold, Die Krifis des Jahres 1866, ©. 480--81). 


Art. 1. Se. K. Hoheit der Großherzog von Oldenburg, indem 
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Sie in Folge der Verträge zu Wien den 30. Oct. 1864 und zu 
Prag den 23. Aug. 1866 Se. Majeſtät den König von Preußen als 
alleinigen rechtmäßigen Souverän und Landesherrn der Herzogtümer 
Schleswig und Holitein anerkennen, verzichten fir Sih und als 
Repräſentant der im Großherzogtum Oldenburg regierenden füngern 
Linie des ſchleswig-holſtein-gottorp'ſchen Haufe auf alle Rechte und 
Anſprüche in Betreff der Erbfolge und Souveränetät in den Herzog- 
tümern Schleswig und Holftein, welche von Ihnen und Ihrem Haufe, 
ſei e8 aus eigenem Rechte, jet e8 in Folge der durch Se. Majeſtät 
den Kaiſer Mlerander 11. von Ruſsland geichehenen Webertragung 
der Rechte und Anſprüche der älteren gottorpifchen Linte bisher 
erhoben und bei dem frühern Deutihen Bunde geltend gemacht und 
vertreten worden find, zu Gunften Sr. Majeftät des Königs von 
Preußen und Allerhöchitdeffen Nachfolgern für jett und für alle Zeiten. 

Art. 2. Se. Majeftät der König von Preußen verpflichten 
Sich dagegen für Sich und Allerhöchſtihre Nachfolger zu folgenden 
Gegenleiftungen: 1. Zum Zwecke einer angemeßenen Arrondierung 
des Fürftentums Lübeck cediert Se. Majeftät der König Sr. K. Hoheit 
dem Großherzoge das Holfteinifche Amt Ahrensböck, ſowie die lübi- 
ſchen Diftricte und die Statöhoheit über den Dickſee mit Einjchluß 
der auf demfelben haftenden Domanialgerechtſame. 2. Se. Majeität 
der König jagt Sr. K. Hoheit dem Großherzoge die Aufrechterhals 
tung der den herzogl. fchleswigsholfteinsgottorp’fchen Fideicommiſs⸗ 
gütern — fowol den ältern, wie den jüngern — zuftehenden Privi⸗ 
Iegien in ihrem gegenwärtigen Umfange in der Weiſe zu, daß Dies 
jelben nur gegen eine angemeßene Entichädigung aufgehoben werden 
follen. Die beiden hohen contrahierenden Zeile find dabei ein⸗ 
verftanden, daß die, diefen Fldeicommijsgütern nach den Verträgen 
vom 22. April 1767 und 1. Juni 1773, ſowie nad) der Ver⸗ 
einbarung vom 1. December 1843 zuftehende Steuerfreiheit ſich aud) 
auf die fogenannte Halbprocentfteuer, und zwar ſowol für die hohe 
Fideicommiſsherrſchaft ſelbſt, als für die Gutsuntergehörigen, erftredt. 
3. Se. Majeftät der König zahlt außerdem Sr. K. Hoheit dem 
Großherzog von Oldenburg eine Summe von Einer Million preußi- 
fcher Taler, welche, vom Tage der Ratification diejes Vertrag? an 
gerechnet, innerhalb 6 Monaten zu erlegen find. Der Zahlungs» 
modus und die Effecten, in welchen dieſe Summe überwieſen wer⸗ 
den fol, wird noch näher feitgeitellt werden. 

29 
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Art. 3. Vorſtehender Vertrag ſoll ratificdert und bie Ratifica- 
tionen ſollen binmen 3 Wochen nach der Unterzeichnung in Berlin 
ausgewechjelt werden 2c. 


2. Herzog Friedrich verwahrt das Recht und entbindet 
Die Schledwig-Holfteiner Der gegen ihn eingegangenen Ver: 
pflichtungen, 2. Jannar 1867, 

(Aeg id i und Klauhold, Das Statsarchiv, XI, 1867, &, 15). 
Schleswig⸗Holſteiner! 

Während einer ernſten und wechſelvollen Zeit haben wir in 
feſter Gemeinſchaft ein großes Ziel erſtrebt. 

Es galt, eine nationale Pflicht zu erfüllen, die Herzogtümer von 

der Fremdherrſchaft zu befreien und die von unſeren Vorfahren 
geſetzten Grenzen Deutſchlands zu retten. Wir preiſen Gott, daß 
er unſere Beitrebungen ſegnete. Mochten wir auch verhindert werden, 
zum zweiten Male mit den Waffen für unfere Freiheit einzutreten, 
jo war es doch unfer erfter ruhmreicher Befreiungskampf, Euer 
feiter Widerftand in bangen und trüben Jahren, e8 war Mein 
Recht, melde den Waffen Oefterreihd und Preußens die Bahn 
brachen und unferer alten Vofung: Frei von Dänemark! den end» 
lichen Steg errangen. 

Wir konnten unfere nationale Pflicht dadurch erfüllen, daß mir 
für das Necht des Landes auf Selbftändigteit eintraten. Ihr wißt 
e8, daß nicht perfünlicher Ehrgeiz, jondern nur das Bewußtſein 
Meiner Pflicht Mein Handeln beitimmt hat. Die freihettliche Ent- 
widelung de Landes war gefichert durch eine Verfaßung, an die 
fi filr ung teuere Erinnerungen Inüpften. Ihr waret einig mit 
Mir darin, daß Schleswig-Holftein allen Anforderungen genligen 
müße, welche die bundesftatliche Einigung Deutſchlands an und 
ftellen mochte. Ja ſelbſt als es ſich darum Hamdelte, Schleswig 
Holftein in ein einfeitiges Verhältnis zu Preußen, ala der Vormacht 
in Norddeutſchland, zu bringen, habe Ich, Eurer Zuftimmung gewis, 
dem Könige von Preußen ſchon tm erjten Donate des Krieges gegen 
Dünemarf aus freten Stilden Anerbietungen gemacht, welche damals 
zu einer vollfommenen Verftändigung zwiſchen dem Könige und Mir 
führten. ri 

Ein blutiger Kampf hat die Verfaßung Deutſchlands gefprengt 
und, obgleich wir nicht in Waffen ftanden, obgleich die Innere Selb- 
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ftändigfeit Schleswig⸗Holſteins mit den neuen Formen, die man für 
Norddeutſchland zu Ichaffen fucht, verträglich ift, unfer Landesrecht 
niedergeworfen. 

Ich kann das Unrecht, welches den Herzog- 
tümern widerfährt, nicht befördern. Ich werde 
daher Mein und des Landes Recht verwahren. Und 
wenn Nordſchleswig der dem Auslande verheißene Kaufpreis iſt, 
um an uns ein Unrecht begehen zu dürfen, ſo will Ich wenigſtens 
das Recht der Nordſchleswiger, bei Schleswig⸗Holſtein zu bleiben, 
und das Recht Deutſchlands auf Nordſchleswig aufrecht erhalten. 

Aber ich bin außer Stande, das Landesrecht gegenwärtig mit 
Wirkſamkeit zu verteidigen oder Euch gegen die Gefahren, mit welchen 
die Gewalt jedes tatſächliche Eintreten für daſſelbe bedroht, zu 
ſchützen. Ich darf daher die Gewißen nicht beichiweren und gebe 
Euch hiermit alle Verpflichtungen zurüd, welche Ihr einzeln oder in 
Gemeinſchaft durch Eide, Gelöbniſſe oder Huldigungen gegen Meine 
Perſon übernommen habt. 

Ih kann Euch daher auch nicht zu einem beitimmten Handeln 
auffordern, und es bedarf deilen nicht. In langen Kämpfen Habt 
Ihr ftet? die Ehre des Landes aufrecht erhalten. Die Pflichten 
gegen Deutſchland und Schleswig-Holftein werden auch in Zulunft 
der Leititern Eures Handeln? bleiben. | 

Schleswig-Holfteiner! Was auch die Zukunft bringen möge, 
wir dürfen auf die Vergangenheit mit dem Bewußtſein zurückblicken, 
einen guten Kampf gefümpft zu haben. Trotz aller Berlodungen 
habt Ihr den alten Ruhm der Holftentreue rein erhalten. Euere 
Freue und Liebe machten Mir die Prüfungen dieſer Jahre leicht. 
Die Zeit und die Wandlungen derjelben werden das Band ber Liebe 
und bes Vertrauens, welches zwiſchen uns befteht, nicht Iodern. Fiir 
alle Zeiten werde Ih mit dem Glüde und Ungliid Schleswig⸗ 
Holjteind mit allen Faſern Deines Herzens verwachlen bleiben. 

Gott behüte Euch! Gott fegne unfer teures Vaterland | 

Baden, den 2. Januar 1867. 

Friedrich, 
Herzog von Schleswig⸗Holſtein. 

[Die Berfündigung des Annexions-Patents 
vom 12. Januar 1867, welches, ebenfo wie. die PBroclamation 


gleiches Datums, im MWejentlichen den Kap. 6, Nr. 11 B. und C, mite 
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geteilten entſprechenden officiellen preußiichen Kundgebungen in deu 
übrigen anmectterten Ländern conform tft, erfolgte in den Elb⸗ 
berzogtiimern am 24. Januar 1867. Vgl. H. Schulthef3, Europ. 
Geſchichtskalender 1867, ©. 41. 

Herzog Friedrich ftarb am 14. Januar 1880, nachdem 
Kaiſer und König Wilhelm 1. von Preußen die Genehmigung der 
Berlobung feines Enkels, des Prinzen Wilhelm, jebigen Kaiſers und 
Königs Wilhelm 11., mit der älteften Tocheer de Herzogs von dem 
Berzicht des Letzteren abhängig gemacht und diefer in Folge deſſen 
zu diefem Verzicht fich bereit erklärt Hatte. Des Herzogs einziger 
Sohn und Erbe war der der nunmehrige Herzog Ernit Günther. 
Außerdem lebte von den Agnaten des auguitenburgtichen Hauſes nur 
noch der Bruder des Herzogs Friedrich Prinz Chrijtian um 
und zwei minderjährige Söhne deijelben.] 


3 Verzicht des Herzogd TFriedrih und Der übrigen 
anguftenburgifchen Agnaten auf die Elbherzogtiimer. 
Schreiben de3 Herzogs Ernſt Günther und dei 
Prinzen Ehriftianvon Shleswig:-Holftein-Sonder: 
burg-Auguſtenburg an den deutſchen Kaifer und 
König von Preußen Wilhelm |, 18 Mai 1884. 
(Ernft Delbrüd, Schultheſo Europäticher Gefchichtslalender 1885, &. 6469). 

Bevor Ew. Majeſtät die Genehmigung zur Verlobung Ihres 
Enkels, des Prinzen Wilhelm Königliche Hoheit mit der Wrinzeffin 
Victoria Auguste zu Schleswig-Holftein erteilten, ſprachen Allerhöchſt⸗ 
diefelben den Wunſch aus, „es möchte der Vater der Prinzeffin, ber 
Herzog Friedrich zu Schleswig-Holjtein, mit Rüdficht auf die früheren 
in den Herzogtiimern ftattgehabten Ereigniſſe, nunmehr bemüht fein, 
feine Stellung und die feines Haufes zu der preußifchen Krone in 
folder Weile zu klären und zu befeftigen, daß nach Feiner Seite Bin 
eine Trübung tegend welcher Verhältniſſe werde ftattfinden können.“ 

Der Herzog Friedrich war bereit, diejem Wunſche zu entiprechen, 
und legte in einem für Seine Tatjerliche Hoheit den Kronprinzen 
beitimmten Schreiben folgende Erklärung nieder: „Würde Schleswig: 
Holitein, wie vor 16 Jahren, unter fremder Herrichaft ftehn und 
. nicht im Laufe der Creigniffe an Preußen und dadurch an Deuiſch⸗ 
land gekommen fein, jo würde nichts mich davon abhalten, mit allen 
erlaubten Mitteln die Losreigung deffelben und die Bereinigung 
deſſelben mit Deutichland zu erjtreben. Das Land gehört aber jekt 
oölferrechtlih anerkannt und in feiter Verbindung, als ein Teil 
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Preußens, zum Deutichen Reich, und die Machtitelung Sr. Majeftät 
des Kaiſers und Königs fichert diefe Zuſammengehörigkeit. Was 
ich darüber Hinaus .erftrebte, Habe ich immer dem natlonalen Ge- 
danken untergeordnet. Um jo weniger wirde ich in Zukunft, wo 
ung, wie wir hoffen, noch ein. innigeres Familienband als bisher 
verfniipfen wird, e8 vor meinem Gewißen rechtfertigen fünnen, das 
damals nicht Erreichte unter Gefährdung des Woles und der Ruhe 
Preußen? und des Deutichen Reichs und in Gegnerfchaft zu dem- 
felben zu erjtreben.” 

Bald nachdem er diefe Erklärung abgegeben und noch bevor er 
dieſelbe an Euere Majeſtät Allerhöchftielbit Hatte gelangen laßen, 
wurde der Herzog aus dem Leben abgerufen, und derſelbe ließ ſomit 
die Angelegenheit formell unerledigt zurück. Ew. Majeſtät iprachen 
indes vor der Vermählung Sr. königlichen Hoheit des Prinzen 
Wilhelm, im Htnblid auf den Allerhöchitdenjelben bekannt gemorbenen 
Inhalt der von dem dahin gefchtedenren Herzog Friedrich abgegebenen 
Erklärung, die Erwartung aus, daß ich, der Herzog Ernft Günther, 
nach erreichter Mündigfeit, und ich, der Prinz Chriftian, als nächſter 
Agnat, die vorjtehende Erklärung des vereiwigten Herzogs, unſeres 
Herrn Vater? und Bruders, zu der unjrigen machen würden. Da der 
Zeitpunkt meiner, des Herzogs Ernft Günther, Mündigkeit nahe bevor⸗ 
fteht, fo erachten wir den Augenblid für gekommen, in welchem wir 
der Erwartung Ew. Majeſtät zu entiprechen haben, und wir machen 
demgemäß die von unjerem in Gott ruhenden Vater und Bruder 
abgegebene Erflärung biermit zu der unfrigen, bdergeftalt, daß Em. 
Majeſtät diefe Erklärung als auch von und abgegeben erachten und an= 
nehmen wollen. Wir erkennen damit, und zwar ich, der Herzog 
Ernft Günther, als Nachfolger meines verewigten Herrn Vaters in 
allen feinen Rechten, und ich, der Prinz Chriftian, als zeitiger Vor⸗ 
mund des Herzogs Ernft Günther und zugleich ala der nächite Agnat 
im herzoglichen Haufe, für uns felbft und für unfere Erben die 
ſtats⸗ und völferrechtliche Zugehörigkeit Schleswig-Holiteing zum preu⸗ 
Biichen State unter Verzichtleiftung auf alle von dem Hauſe Schles- 
wigsHolitein-Auguftenburg früher auf die Herzogtümer Schleswig: 
Holftein geltend gemachten Rechte zu Gunften Sr. Majeität des 
Kaiſers, Königs von Preußen und Allerhöchſtdeſſen Nachfolgern 
gern und willig an, indem wir damit der Verwirklichung des natio⸗ 
nalen Gedankens: der ungeteilten und untrennbaren Zuſamengehörig⸗ 
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feit der Herzogtümer mit Deutichland, welche unjer Haus auch bei 
der Verfolgung feiner eigenen Rechte ftet3 für das erite und höchſte 
Ziel erachtet hat, am beiten zu dienen glauben. 

Der zur Verwirklichung dieſes Gedankens einft däniſcher Ver⸗ 
gewaltigung gegenüber von dem Herzog Friedrich und früher ſchon 
von dem herzoglichen Hauſe geleiſtete Widerſtand, ſowie die Vers 
teidigung ſeiner Rechtsſtellung in den Herzogtümern, Beſtrebungen, 
welche mit der Vereinigung derſelben mit Preußen ihren endgültigen 
Abſchluß gefunden haben, ſind für das herzogliche Haus die Urſache 
großer vermögensrechtlicher Verluſte geworden. Es darf daran er⸗ 
innert werden, daß der Herzog Chriſtian Auguſt zu Schleswig⸗ 
Holſtein durch die Zwangslage, in welche er von der däniſchen Re⸗ 
gierung verſetzt war, im Jahre 1852 genötigt wurde, den alten 
Familiengütern des herzoglichen Hauſes auf dem Feſtland Schleswigs 
und auf der Inſel Alſen gegen eine dem wahren Wert dieſer Be 
figungen nicht entiprechende „Widerlage” zu entjagen, und daß ferner 
die Dabei notwendig gewordene anderweite Anlegung der als Wider: 
lage erhaltenen Entſchädigungsgelder im Laufe der Zeit zu nod 
weiteren Berluften geführt hat. 
| Aus diefem geichtchtlichen Verlaufe der Dinge glauben wir bie 

Berechtigung entnehmen zu dürfen, Ew. Majeſtät mit der ehrfurchts⸗ 
vollen Bitte zu nahen: daß die Krone Preußen geneigen möge, mit 
dem herzoglichen Haufe zur Vergütung jeiner, durch die politiichen 
Ereigniſſe erlittenen Vermögensverlufte ein ähnliches Abkommen zu 
treffen, wie diejelbe ein folches in früheren Fällen mit anderen 
Fürſtenhäuſern getroffen hat. 

[Die in Folge diefer Verzichtsleiſtung von Preußen durch daß 
Geſetz vom 1. April 1885 bewillige „Schadloshaltung des 
herzoglich ſchleswig-holſteiniſchen Hauſes“ beitand aus 
1. dem Schloße Auguſtenburg auf Alſen; 2. dem Verzicht auf die 
Rechte des States an dem Stadtſchloß zu Sonderburg, insbeſondere 
an der in demſelben belegenen Kapelle nebſt der fürſtlichen Familien⸗ 
gruft; 3. einer vom 1. April 1885 ab vierteljährlich im voraus 
zu zahlenden Jahresrente von 300,000 Mark. Vgl. Ernft Del- 
brüd, Schultheſs' Geichichtsfalender 1885, ©. 64.] 
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Elftes Kapitel. 
Das Ergebnis der preußiihen Umwälzung Deutſch⸗ 
lands unter franzöſiſch⸗napoleoniſchem 
Geſichtspunkt. | 


1. Preufifche offieiöſe Darftellung. 
(Norbbeutfhe Allgemeine Zeitung, Auguft 1866.) 

Bor den Greignifjen der legten Monate hatte Frankreich in 
Dem Deutschen Bunde einen Gegner, der gegenwärtig durch das Aus⸗ 
Scheiben Defterreich® um dreizehn Millionen Einwohner und faft vier⸗ 
tauſend Quadratmeilen ſchwächer geworden iſt. Dieſe Tatiache 
iſt in ihrer Einfachheit ſo logiſch, ſo unwiderlegbar, daß wir 
nicht glauben können, daß irgend eine Interpretation herauszubringen 
vermöge, Frankreich werde in dieſen Aenderungen in Deutſchland 
eine Gefährdung erblicken können. Man muß es im Gegenteil für eine 
den franzöftichen Interefien durchaus angemeßene Politik betrachten, 
daß dieſelbe den Ereignifien ihren Gang ließ, aus denen durch bie 
BZerreißung des Bundes jener Vorteil entfprungen iſt. Und die 
unmiderftehliche Einfachheit dieſes Gedankens wird ficher Im fran- 
zöfiſchen Volke durchgreifen. 


2. Franzöſiſche Darftellung. 
Aus dem Circular des Marquis de La Balette‘), an 
die diplomatiſchen Agenten des Kaiſers, d.d. Paris, 
16. September 1866. 


(Moniteur Universel, 17 septembre 1866,) 

, Um die Unficherheit zu zerftreuen und die Gemüter zu bes 
ruhigen, muß man die Vergangenheit, jo wie fie war, die Zukunft, 
jo wie fie fich darftellt, in ihrer Geſamtheit ind Auge faßen. 

Was jehen wir in der Vergangenheit? Nach 1815 einigte 
die Heilige Alliance alle Völker vom Ural bis zum Nheine gegen 
Frankreich. Der Deutſche Bund umfaßte, mit Preußen und Oeſter⸗ 
reich, 80 Millionen Einwohner; er erftredte fi don Luxemburg 
His Trieft, von der Oſtſee bis nah Trient und umſchloß und mit 
einem eifernen Gürtel, den 5 Bundesfeitungen jtügten; unſere 
ſtrategiſche Bofttton war durch die geſchickteſten Gebietsverteilungen 


4) Der Marquis de La Valette verſah nach dem Rücktritt Drouyn de 
Lhuys' das franzöfifche Minifterium des Aeußern. 
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gefnebelt. Die geringfte Schwierigkeit, die wir mit Holland oder 
mit Preußen an der Mofel, mit Deutſchland am Rheine, mit Oeſter⸗ 
reih in Tirol oder Friaul haben konnten, hatte zur Folge, daß 
fich die vereinigte Gejamtlraft des Bundes gegen uns erhob. Da 
Öfterreichtiche Deutfchland, unliberwindlih an der Etſch, konnte ge 
gebenes Falles bi? an die Alpen vordringen. Das preußiſche 
Deutichland Hatte am Rheine die Vorhut aller der Hleineren Staten, 
die unaufhörlid von der Sehnſucht nad politiicher Veränderung 
erregt und geneigt waren, Frankreich als den Feind ihres Daſeins 
und ihrer Wünſche zu betrachten. 

Nimmt man Spanien aus, jo hatten wir feine Möglichkeit 
einer Alliance auf dem Continent . .. Der lange erhaltene Friede 
bat zwar die Gefahren biefer Gebietöorganifationen und dieſer 
Alltancen in Vergeßenheit geraten laßen können, benn fie erfcheinen 
nur furchtbar bei Ausbruch eines Krieges. ber Frankreich hat 
dieſe fragwürdige Sicherheit gar oft um den Preis des Verzicht 
auf jeine Weltitellung erkauft. Es iſt unbeftreitbar, daß es faft 40 
Sabre lang fich der drohenden Coalition der drei nordilchen Höfe 
gegenüber befand, die durch die Erinnerung gemeinjchaftliher Nieder⸗ 
lagen und Siege, dur übereinftimmende Regierungs— 
Principien, durch feierliche Verträge und durch das Mistrauen 
gegen unſer liberales und civiliſatoriſches Verfahren geeint waren. 

Prüfen wir jet die Zukunft des umgeftalteten Guropa, 
welche Garantien bietet fie Frankreich und dem Weltfrieden? Die 
Coalition der drei nordiſchen Höfe ist gebrochen. Da neue 
Brincip, weldes Europa regiert, iſt dasjenige der Freiheit 
der Alltancen. Alle Großmächte, die einen wie die andern, 
find ihrer vollen Unabhängigfett, der unbeichränkten Entwide 
‚lung ihrer Geſchicke zurückgegeben. ... 

Es wäre eine ſeltſame Reaction der Vergangenheit auf die Zu⸗ 
kunft, wollte die öffentliche Meinung nicht Verbündete, ſondern 
Feinde Frankreichs in dieſen Völkern ſehen, die von einer uns 
feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem neuen Leben 
berufen, gelenkt von Principien, welche die unſrigen 
ſind, durch jene Geſinnung des Fortſchritts belebt werden, welche 
das friedliche Band der modernen Geſellſchaften bildet... . 

Die Politit muß fich über enge und kleinliche Vorurteile eines 
vergangenen Zeitalter erheben. Der Katjer glaubt nicht, daß bie 
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Größe eines Landes von der Schwächung feiner Nachbarvölfer ab⸗ 
hänge, und erblidt das wahre Gleichgewicht nur in den befriebigten 
Wünſchen der Nationen Europad. Er gehorcht in diefer Beziehung 
den alten Weberzeugungen und Weberlieferungen feines Stammes. 
Napoleon 1. hatte die Veränderungen vorausgeſehen, die ſich 
heute auf dem europätichen Continent vollziehen. Er hatte die 
Keime der neuen Nationalitäten gelegt, auf der Halb» 
infel, indem er das Königreich Italien ſchuf, in Deutfchland, indem 
er 253 [!] unabhängige [!] Staten verjchwinden ließ... . 
Immerhin gibt es in der Erregung, welche fich des Landes 
bemächtigt hat, ein berechtigtes Gefühl, das anzuerkennen und Klar» 
auftellen tft. Die Ergebnifje des legten Krieges enthalten eine ernſte 
Lehre, die der Ehre unjerer Waffen nicht? gefoftet Hat; fie weiſen 
uns auf Die Notwendigkeit hin, zur Verteidigung unferes Ge⸗ 
biete ohne Verzug unſere militäriſche Organiſation 
zu vervollkommnen. Die Nation wird nicht ermangeln, dieſe 


Pflicht zu erfüllen ꝛc. 

[Der Kern diejer phrafenhaften Girculardepejche, mit der Napoleoır 
1, ſich und die Welt über feine erlittenen Häglichen Niederlagen zur 
teufchen juchte, läßt fich bezeichnen ald das Triumphgeſchrei 
des revolutionären franzöfiihen Cäſarismus über 
die von Preußen vollzogene Vernichtung der euro— 
päiſchen Rechtbordnung und ihre Erjegung durch die „reis 
heit der Alliancen”, d. 5. durch den Opportuntsmus und die force 
majeure. Dieß Triumphgejchrei war infofern berechtigt, als nun⸗ 
mehr das alte Deutjchland, welches jene Rechtsordnung zerftört 
hatte, und das übrige Europa, welches die Zeritörung hatte geſchehen 
laßen, auf demjelben Boden der rein tatfächlichen Gewalt ftanden wie 
das revolutionäre Frankreich auch. Was das aber in Wirklichkeit 
für Franfreih und ganz Europa zu bedeuten hatte, das mußte bie 
triumpbhierende te elbit ſchon mit der fchließlichen, allenm 
rem Friedens⸗ und Civiliſationsgerede ins Geſicht jchlagenden 
ahnung zur Vervollkomnung der franzöftichen Militärmacht zu ers 
fernen geben, diejem eriten Eintreten in die durch den preußiichen 
Rechtsbruch eröffnete internationale Riftungsconcurrenz, 
die in dein inzwiſchen verfloßenen Menſchenalter fih mit unaufhalt- 
famer Folgerichtigfeit zum allgemein anerfannten Fluch der euros 
pätichen Völker gejteigert hat. Noch deutlicher aber jollte über die 
. Tragweite des an Stelle der Rechtsordnung von 1815 getretener 
Nechtes der ftärkeren Fauſt“ Napoleon 11. perjünlih vier Jahre 

fpäter bet Sedan belehrt mwerden.] 





Anhang nn vierten Abſchnitt. 
Der Beptilienfonds. 


1. Zur Vorgefchichte der Befchlagnahme des Fünigl. 


bannoverjchen Hausvermögens. 
Geinrich Wuttke, Die deutfhhen Zeitfcäriften unb bie Entftehung ber öffentlichen 
Meinung. Ein Beitrag zur Gefchichte bes Zeitungsweſens. Dritte Aufl. Leipzig 1978, 
©. 294-298). 


Preußen hatte dem Könige von Hannover und dem SHurfürften 
bon Heſſen den Krieg erklärt und Leinen Frieden mit ihnen gejchloßen. 
König Wilhelm hatte feinen Vetter Georg den Welfen aus feinem 
Lande im Juni 1866 vertrieben und Ende Juli den Brief nicht 
angenommen, in welchem Georg um Frieden anſuchte. Der Hann 
verihe Adjutant, der ihn überreichen jollte, wurde zurückgewieſen. 
Der Kriegsſtand kam folglich zu Teinem Ende. Zwiſchen Krieg⸗ 
führenden werden belanntlich auch einzelne, nur bejondere Verhält⸗ 
nifje anlangende Abkommen getroffen, ohne daß darin ein Friedens 
ſchluß läge. Zwiſchen den Königen Wilhelm und Georg murben 
num zwei ſolche Verträge vereinbart. Der eine, bevor Georg ım 
Frieden bat, als bei Langenſalza das hannoverſche Heer nach einem 
Siege über die Preußen die Waffen ftredte. Diefer enthielt die 
Beitimmung: „Str. Majeſtät (Georg) Privatvermögen bleibt zu 
Allerhöchſtdeſſen Verfügung“ [S. ©. 203], jegte mithin für dieſes ein 
Ausnahmsverhältnis feit und entzog es preußiicher Ber: 
fügung. Trogdem wurde preußticherjeit® auf die aus Hannover 
fommenden Erträge aus demjelben und jogar auf Die in der eng 
lichen Bank Iiegenden Stocks des Königs von Hannover Beſchlag 
gelegt. Als Grund dafür diente, daß no) vor der preußifchen 
Befitergreifung von Hannover der König mit Zuſtimmung 
aller hannoverjchen Miniſter am 15. Juni 19 Millionen Taler, die 
zum bei weiten größeren Teile Statögelder ivaren, nad London 
geborgen hatte, die demnach die Preußen, als fie Hannover befegten, 
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nicht hatten mit wegnehmen können, auf die fie aber doch die Hand 
legen wollten. Durch Bennigjen und Miquel erhielten fie ein Vers 
zeichnis der geflüichteten Wertpapiere, und fie forderten deren Ab⸗ 
fieferung. Bei dem Webereinfommen von Langenfalza war dieſer 
Anſpruch nicht erhoben worden, folglich hätte man denken ſollen, die 
in Langenjalza getroffenen Abmachungen könnten auch von ihm nicht 
berührt werden. Der weggenommene PBrivatbefig Königs Georg ijt 
welfiſches Hausvermögen und kann einſt Erbe der engliſchen Königs» 
familie werden. Die engliihe Regierung mengte fi) deshalb ver- 
mittelnd ein. Als Vorbedingung von Verhandlungen ftellte Preußen 
die Forderung, daß König Georg die Einverleibung des ehemaligen 
Königreih® Hannover in die preußiſche Monarchie anerfenne — mit 
ihrer Annahme wäre der Frieden erfolgt. Von Georg wurde jedoch 
dieje Vorbedingung ausdrüdlich „abgelehnt“, wie er denn iiberhaupt 
bei jeder Gelegenheit fein Recht auf feine Krone verwahrte. Preußen 
ließ darauf dieje feine Vorbedingung ‚fallen und fegte die Verbands 
lungen fort, die zu einem am 29, September 1867 vollzogenen 
„Bertrage” über die Vermögensverhältniſſe Sr. Mafeftät des 
Königs Georg V.“ führten [Siehe denſelben Abſchnitt IV, Kap. 9 
Nr. 13], zu einem Vertrage aljo, welcher das Kriegsverhältnis nicht 
abjtellte, fondern etwas bejonderes betraf. Georg fol von vornherein 
nicht geglaubt Haben, daB die in ihm enthaltenen Abmachungen 
preußiſcherſeits gehalten werden würden, indes aus Rückſicht auf das 
Verlangen feiner engliichen VBerwandtichaft zur Einwilligung fich 
veritanden haben. Er gab feine Unterfchrift unter dem Drude der 
Drohung (ſo hat Fürft Bismarck in einer Landtagsrede erzählt), 
daß, wenn der Abſchluß nicht vor dem 30. September 1867 erfolgte, 
mit weldem Tage Wilhelms Dictatur über Hannover aufhören jollte, 
die Angelegenheit an den preußiichen Zandtag gebracht und deſſen 
Zuftimmung eingeholt werden müße. Diejer zweite Vertrag bejagte: 
Georg gibt die nach) London geretieten 19 Deillionen an Preußen 
und tritt demjelben fein Grundeigentum in Hannover ab, mit Auss 
nahme einiger VDertlichkeiten, deren Verwaltung aber bei Preußen 
bleibt, „bis er auf die hannoverſche Königskrone für fih und feine 
Erben ausdrücklich verzichtet” (mas demnach durch Dielen Vertrag 
nicht geichab, ſodaß der Kriegszuſtand fortdauerte), Preußen dagegen 
geftand zu, daß der gelamte Inhalt der abgetretenen Beſitztümer, die 
Silberlammer, der Juwelenſchatz uſw. Georg „verbleibe”, übernahm 
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bie Entrihtung der von ihm ausgeſetzten Penfionen und vers 
pflichtete fih, 16 Millionen auszuzahlen. Indeſſen ſollte jo lange 
Preußen nicht verpflichtet fein, Diefe Millionen auszuhändigen, jondern 
nur zu verzinfen, bis Verhandlungen zum Abſchluß gediehen jeien 
über Anordnungen „behufs Sicherftellung diefer Ausgleichsiumme” 
und iiber den Betrag gewifjer Anrechnungen. Zum Verſtändnis 
dieſes Zuſatzes gehört, daß es fih um ein Hausvermögen, an bem 
bie englifche Königsfamilie eine Anmwartichaft hat, handelte, und daß 
die Unterzeichnung des Vertrags auf preußiſches Verlangen raſch, 
bevor noch über die Sicherftellung ein Einvernehmen erfolgt war, 
zu Stande fommen mußte, damit der preußifche Landtag in da$ 
Abkommen nicht Hineinzureden habe. Das Uebereinkommen war aus 
driücllich eine bloße Abmachung Über Vermögensverhältniffe, ken 
Vertrag, der Statöfragen entfcheiben follte. Weber die Verwendung | 
des Geldes Hatte Preußen fich feinen Vorbehalt ausbedungen. 

Der König Georg erfüllte feine Verpflichtung, lieferte im No 
vember die 19 Millionen an Preußen ab. 

Preußen erfüllte feine Verpflichtungen nicht in allen Stüden. 
Die Silberkammer, in deren Beſitz es fich nicht. befand,) gab & 
nad) gemachter Eröffnung über ihren Verbleib an König Georg. 
Um über die Hauptjache hinwegzukommen, bediente nun das Mintite 
rium fi) des Landtages. Diefem legte es den Vertrag zır Ge 
nehmigung mit dem Bemerken vor, daß die Regierung „bis zum 
1. October an eine Mitwirkung des Landtages nicht gebunden war“, 
und äußerte fich in der ſtändiſchen Verhandlung, „daß es nicht die 
Abficht fei, die freie Dispofition über das Abfindungskapital bem 
Könige Georg einzuräumen, e& fei vielmehr die beftimmte Abſicht, 
die Mitwirkung der preußifchen Negterung bei der Verwaltung de 
Kapital zu fichern.” Und doch ftand davon im VBertrage 
fein MWörtlein. 

Nachdem König Georg. alles im Bertrage libernommene ge 
wißenhaft geletjtet und Preußen feine Gegenleiftung — ungefähr neun 
zehn Millionen Taler — in Empfang genommen, 
erklärte Mintiter von der Heydt in den ftändiichen Verhandlungen 


ı) Sie war im Schloße eingemauert und ungeachtet viele tauſend 
Taler für Angabe des Verſteckes geboten worden fein ſouen, hat keiner 
von den vielen Mitwißern den Ort verraten. 














461 


bes 18. Februard 1868: „wenn König Georg eine Stellung eins 
nimmt, die mit Geiſte und Sinne des Vertrages durchaus in Widers 
Spruch fteht, jo wird zunächſt die Negierung allerdings verpflichtet 
fein, da8 Vermögen des Könige Georg bon neuem mit Sequeiter 
zu belegen und feinen Taler von der Nente zu geben, bis auch der 
andere Teil ebenfo ehrlich wie wir (!) den Vertrag zu halten ents 
Ichloßen tft.” Alſo der „Geiſt“ des Vertrages, der in feinem Wort- 
laut niht audgeiprodhen, fir Anderödenfende nirgends her- 
audzulefen war, jollte das Recht dazu geben. König Georg rüftete, 
«3 ift wahr, aber es iſt ebenjo wahr, daß er jchon lange vor dem 
Bertrage gerüftet hatte, daß im preußiſchen Minifterium dieß fehr 
wol befannt war, und daß e3 in dieſer Beziehung bei dem Abſchluß 
des Vertrages fich nicht ausbedungen und feinen Vorbehalt gemacht 
Hatte. Der frühere hannoverſche Minifter Windthorft [dev den Vers 
mögensvertrag Namen? des Königs verhandelt Hatte] hat im 
preußiichen Landtage jpäter angegeben, daß während der Verhand- 
lungen von hannoverſchen Rüſtungen wol die Rede geweſen, aber 
feine Beihräntung König Georg auferlegt worden je. Ohne bie 
empfangenen 19 Millionen herauszugeben, legte König Wilhelm am 
2. Merz zum zweiten Male auf das ganze in feinem Machtbereiche 
befindliche Privatvermögen König Georgs Beichlag, „nah Kriegs» 
recht” ſagte Zismard. War doch fein Friede gejchloßen. 


2. Preußiſches Geſetz betr. Den Vermögendvertrag mit 
Sr. Majeftät dem Könige Georg V. 28. Yebruar 1868, 
(Kgl. Preußiicher Statsanzeiger vom 8. Merz 1868). 

Die Beitreitung der an den König Georg mit 16 Millionen 
Talern und an den Herzog von Nakau mit 8,892.110 Talern 
1 Sgr. 6 Pf. gewährten Ausgleichſsſumme aus dem durch dag Ges 
fe vom 28. September 1866, betreffend den außerordentlichen Geld⸗ 
bedarf der Militär» und Marineverwaltung und die Dotierung bes 
Statsſchatzes (Geſetzſammlung ©. 607), eröffneten Credit wird auf 
Grundlage der Verträge vom 18. und vom 29. September 1867 
genehmigt, vorbehaltlich der Zuſtimmung des Landtages zu den im 
8 4 des mit dem König Georg abgejchloßenen Vertrages vorgejehenen 
befonderen Anordnungen und definitiven Vereinbarungen. 





r 
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3. Kgl. preufgifche Verordnung‘) betreffend die Veſchlag⸗ 
nahme des Vermögens des Königs Georgs V., 2. Merz 1868, 


(Rgl. Preußiſcher Statäangeiger vom 8. Merz 1868 — biefelbe Nummer, in welcher das 
unter Nr. 3 mitgeteilte Gefeß publiciert wurbe.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. ver⸗ 
ordnen auf den Antrag Unſeres Statsmintjteriums, auf Grund de 
Artikels 63 der Verfaßungsurfunde vom 31. Januar 1850, was 
folgt: Ä 
8 1. Sämtlihe nicht dem State Preußen verbliebene Wert- 
objecte, welche der Vertrag über die Vermögensverhältniſſe des 
Könige Georg vom 29. September 1867 zum Gegenftande hat, nebft 
den noch in Händen der preußiichen Statsregierung befindlichen 
Aufkünften davon, insbeſondere den fälligen, bisher nicht berichtigten, 
ſowie den fünftig fällig werdenden Zinfen, werben hierdurch mit 
Beichlag belegt, imgleichen das Hierunter nicht mitbegriffene, inner 
halb des preußiichen Statögebietes befindliche Vermögen des Königs 
Georg, und zwar ohne Unterjchled, ob über die hier bezeichneten 
Objecte feit dem 29. September 1867 bereit? Verfügungen be 
Königs Georg, namentlich) Veräußerungen oder Ceifionen an Dritte 
ftattgefunden haben, oder nicht. 

82. Die im 8 1 gedachten Gegenftände der Beichlagnahme, 
jo weit fie fich ıticht bereit auf Grund des Vertrages vom 29. Sep 
tember 1867 in preußiſcher Verwaltung befinden, find von den bamit 
zu beauftragenden Behörden in Beil und Verwaltung zu nehmen. 
In Ausübung der Eigentumsrechte an biefen Objecten wird ber 
König Georg durch Die vermwaltenden Behörden mit voller rechtlicher 
Wirkung vertreten. Ausftehende Forderungen find bei Eintritt ber 
Fälligkeit durch die verwaltenden Behörden einzuziehen. Aus den 
in DBeichlag genommenen Obfecten und Revenüen find, mit Aus 
Ichließung der Rechnungslegung an den König Georg, die Koften ber 
Beichlagnahme und der Verwaltung, ſowie die Maßregeln zur Weber 
wahung und Abwehr der gegen Preußen gerichteten Unternehmungen 
des Königs Georg und jeiner Agenten zu beftreiten. Werbleibende 
Ueberſchüße find dem Vermögensbeſtande zuzuführen." 

8 3. Verfügungen des Königs Georg über die der Beſchlag⸗ 
nahme unterliegenden Gegenjtände, insbejondere Veräußerungen und 


1) Der preußiihe Landtag war am 29. Februar 1868 geſchloßen 
worden. 
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Ceſſionen, find ohne rechtliche Wirkſamkeit. Zahlungen, welche der 
Beſchlagnahme zuwider erfolgen, find als nicht geichehen, und 
Compenſationsrechte auf Grund folder Handlungen, welche nad) 
Publication diefer Verordnung vorgenommen werden, ala nicht ent» 
ftanden zu eradhten. Die Ablieferung von Gegenftänden, welche der 
Beichlagnahme unterworfen find, an den König Georg oder nad) deffen 
Anweifung zieht die Verbindlichkeit zur vollen Erſatzleiſtung nad) fich. 

8 4. Die Wieberaufhebung der Beichlagnahme bleibt königlicher 
Verordnung vorbehalten. 

8 5 Die Ausführung der gegenwärtigen Verordnung, welche 
mit dem heutigen Tage in Kraft tritt, wird dem Finanzminifter 
übertragen. 

[An demfelben 3. Merz beichloß der preußiiche Statögericht3> 
hof, den kgl. hannoverſchen Miniiter des Auswärtigen Grafen Platen- 
in Anklagezuſtand zu verlegen wegen Hochverrats, den derſelbe „als 
töniglich preußiicher Untertan” — er hatte das Königreich) Hannover 
am 21. Juni 1866 mit jeinem Könige verlaßen und war nicht wieber 
dahin zurüdgefehrt! — dadurch begangen haben jollte, daß er in 
den Jahren 1867—68 im Auslande bie Losreißung der preußiichen 
Provinz Hannover von dem Gebiete des preußiichen States verab⸗ 
redet habe. Da ber Graf die Sompetenz des preußiichen Gerichts» 
hofs natürlich nicht anerkannte, jo erfolgte am 8. Juli 1868 feine 
Berurteilung in contumaciam zu einer Zuchthausſtrafe von 15 Jahren 
und zu 10 Jahren polizeilicher Aufſicht. Aehnlich begründete Ver⸗ 
urtellungen waren jchon am 8. April 1868 gegen 8 hannoverſche 
Dffictere ergangen. (Vgl. Der Berliner Hochverratöprocei3 gegen 
den kgl. hannoverichen Statsminifter Grafen Abolf von PBlaten zu 
ae Mit den ftatsrechtlichen Gutachten der Herren St.⸗R. 

achariae und RR. Neumann, Minden 1868).] 


4. Aus dem zur Begründung vorfichender Verordnung 
Beftimmten Bericht des preußiſchen Statsminifteriumg an 
den König, 2. Merz 1868. 
(Onno Klopp, Das preußifche Verfahren ꝛe, S. 121—22.) 

... Der König Georg hat auh nad) dem völligen Abſchluß 
des Vertrages und dem dießſeits gemachten Anfang zur Ausführung 
deſſelben nicht unterlaßen, die Feindſeligkeiten fortzujegen, auß Unters 
tanen Ew. Königlichen Majeſtät, welche durch feine Agenten anges 
worben und zum Teil zur Dejertion verleitet worden find, Truppen 
förper zu bilden, welche unter der ausgeſprochenen Abficht, fie bei 
nächſter günftiger Gelegenheit zu feindlichen Handlungen gegen 


464 


‚Preußen behufs Logreigung einer Provinz des States zu verwenden, 
militäriſch organifiert, mit Offizieren und Unteroffizieren verfehen 
worden find, und für den Lünftigen Dienft gegen das eigene Vaters 
land auf fremdem Boden militäriſch eingelibt werden. Der dienft- 
Tiche Verkehr zwiichen diefen Truppenteilen und der bei dem König 
Georg in Hietzing befindlichen Hofdienerichaft, die Erteilung von 
Ordres und die Ueberſendung von Geldmitteln zur Beſoldung der 
Truppen von dort aus tft amtlich feftgeltellt worden. Der König 
-Georg ſelbſt Hat in öffentlichen, zur Notorietät gelangten Aeuße⸗ 
rungen [gemeint tft die unter Nr. 5 mitgeteilte Anfprache des Könige] 
fi zu den feindlichen Beftrebungen gegen den preußtichen Stat, 
welche von feiner Dienerfchaft ind Werk gefett find, befannt, zur 
Fortſetzung derjelben aufgemuntert und die Treue von Untertanen 
Ew. Königlichen Majeftät zu erfchüttern verfudt... . . . 

Der König Georg hat durch feine Handlungen deutlich zu er⸗ 
fennen gegeben, daß er fich ala im Kriegszuſtande gegen Ew. Ma- 
jejtät befindlic) angejehen wißen wolle. Mit diefem Verhältnis ift 
es unverträglich, daß ihm von Preußen die Mittel zur Kriegsfüh⸗ 
rung gegen Preußen gewährt werden... . . 


.5. Anſprache des Königs Georg V. an die zur Feier feiner 
filbernen Hochzeit bei ihm erfchienenen Hannoveraner, 18. 


Februar 1868, 
VGnno Klopp, Das preußiſche Verfahren in ber Vermögensſache des Königs bon Haus 
nober, Wien 1869, &. 105106.) 


Noch einmal danke ich Euch, geliebte Landestfinder, in meiner 
‚Königin und meinem Namen, daß Ihr den weiten Weg von ber 
Heimat nach hier nicht gefcheut, um Euere Teilnahme und Winde 
zu unjerem filbernen Hochzeitöfefte und darzubringen. Dur Euer 
‚Kommen Habt Ihr Balfam des Troftes in unfere wunden Herzen 
geträufelt. Euere Anweſenheit bier am heutigen Tage hat uns bie 
Fremde zur Heimat gemacht. Euer Kommen tft der Ausdrud Eurer 
innigen Liebe und unerjehütterlihen Treue, der Spiegel der Treue 
und Liebe, die mein ganzes Volk fir mich und mein Königshaus be 
feelt, die eben, weil fie jo wahr, fo tief getwurzelt, unvertilgbar und 
Daher immer fteigernd ſich bewährt, je mehr feine Treue Urſache der 
Verfolgung von Seiten des Feindes wird, der dad Land jegt unter 
feiner Yremdherrichaft hält. Ja diefe Treue meiner Hannoveraner 
iſt unvergleihlih und dient allen anderen Völkern zum Vorbilde. 
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Sie beruht in dem heiligen Bande, welches von Urzeiten an dad 
Volk der welfifchen Lande mit feinem ihm ur⸗ und ſtammeswüchſigen 
Fürſtenhauſe verwoben, und welches in der PBerjon feines Herrichers 
wie jeßt in mir feine Selbftändigfeit und Unabhängigkeit identiftciert 
weiß. Gleich wie mein biederes Volt mir gegenwärtig, jo bat jchon 
in früheren ähnlichen Zeiten, wo fremder Ehrgeiz und fremde Willkür 
den Welfen ihr Volk und ihre Lande rauben wollte, das Volk mit 
gleicher unerfchütterlicher Treue und Feſtigkeit feinem Herricher und 
defjen Haufe angehangen, jo Heinrich dem Löwen, fo meinem in 
Gott ruhenden Großvater, König Georg Il. Wie Gott beiden ihre 
Stammlande, leßterem nad) zehnjähriger Frenidherrichaft, wiedergab, 
wird der Herr auch mir mein Reich und mein Volk wieder verleihen. _ 
Bauen wir mithin, geitärkt durch die in unferer Landesgeichichte fo 
troftreichen Beiſpiele, mit unerfchütterlicher Zuverfiht auf die allwal⸗ 
tende und nie endende Gerechtigkeit des dreieinigen Gottes! Crflehen 
wir ohne Unterlaß von ihm und ftimmen wir ein in ben heißen 
Wunſch auf die baldige Wiederberftellung unferes geliebten hannd- 
verihen Vaterlandes, meines Welfenreiches und Trones und meiner 
Rückkehr zu meinem von mir jo über alles geliebten, mir fo bei- 
ipiellos treu bewährten Wolfe, als König in alter Selbitändigteit 
und Unabhängigkeit. Hannover Hoc! 


6. Die WelfensLegion. 
G. &pbel, Die Begrünbung bes Deutſchen Reiches VL, ©. 175-177.) 

In Hannover war durch die Ausficht auf einen preußiichsfran- 
zöſiſchen Krieg [während des preußtichsfranzöftichen Streites um Luxem⸗ 
burg, Frühjahr 1867] die Aufregung der complottierenden Offiziere groß 
geweſen. Sie erzählten den Soldaten und Bauern die glänzendften 
Märchen, wie gleich nach dem Ausbruche des Kriegs König Georg 
in Holland erfcheinen, alle Getreuen um fi jammeln, und dann, 
durch franzöftiche Heerfchaaren unterftiitt, die Preußen aus dem 
Lande jagen und das Welfenreih in alter Herrlichkeit wieder ber: 
ftellen wilrde. Cine anfehenliche Zahl junger Burſche ließ fich ver- 
Aoden und wartete nun mit Ungeduld auf den Nuf des Königs, nach 
Holland überzutreten. In Hieting hoffte man, wenn ber Sturm erir. 
Iosgienge, wiirde man auf 20000 Auswanderer rechnen, und ſomit 
dem Kaiſer ein ganz anfehenliches Hülfscorps zuführen können, für 
welches man einftweilen rote Uniformen und Chaffepotgewehre it 
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Beſtellung gab. Indeſſen wuchs in Hannover die Spannung; die 
Offtziere meldeten, die Leute ſeien nicht lange mehr zurückzuhalten, 
und auch das Geheimnis vor den preußiſchen Behörden auf die 
Dauer nicht zu bewahren. Einige Offiziere kamen nach Paris, um 
ſich üuber den Stand der Sache zur erkundigen, und erhielten von dem 
politiichen Agenten des Königs, Regierungsrat Mebing, die Verfihe 
rung, daB der Ausbruch des Krieges ganz nahe ſei. Nach ihrer 
Rückkehr, Ende April [1867], fragten fie telegraphiſch an, ob die 
politifche Sttuation noch diefelbe jel, und Meding war fo fchleht 
unterrichtet oder jo unachtſam, daß er bejahend antwortete, obgleidh, 
wie wir jahen, damals die Conferenz und der Friede Schon fo gut 
wie gefihert war. Darauf gaben in Hannover die Flihrer der Vers 
ſchwörung das Signal, und in den erften Tagen de3 Mat 
[1867] traten ungefähr 700 waffenfähige Mannfchaften über die 
Grenze und jammelten fih in Arnheim als eine welfiſche Legion. 
Acht Tage ſpäter war in London der europäiſche Friede gefchloßen, 
und nun war in Hießing der Schreden groß, wie bei den befchräntten 
Geldmitteln des Königs die armen Menſchen, die man ſo leichtfertig 
aus ihren heimiſchen Verhältniſſen herausgerißen hatte, vor dem 
Hungerdtode zu bewahren feien. In Holland war, bet den kräftigen 
Proteften der preußiichen Regierung, ihres Bleibens nicht Lange; 
man führte fie zunächſt in. Die Schweiz, und als auch bier der 
preußiiche Gejandte vorftellig wurde, im Januar 1868 nach Frank 
reih. Hier wurden fie als politiiche Flüchtlinge: gaſtlich aufge 
nommen. Die Regterung internierte fie weit von den Grenzen: hin 
weg, gejtattete, daß fie in Heine Trupps nach althannoverſchen Re 
gimentern verteilt und in verſchiedene Ortichaften gewieſen wurden, 
wo fie unter ihren Offizieren täglid), aber ohne Waffen erercierten. 
- [Diele beiläufig ſehr einfeitige preußtiche Darftellung der Ent 
ſteun ber Welfenlegion (Vergl. ©. 479) hbeweiſt, daß dieſelbe Lange vor 
en Beginne der Verhandlung des Vermögenspertrags vom 29. Sept. 
1867 beftand, und daß die preußiſche Regierung durch ihr Vor⸗ 
handenſein an Verhandlung und Abſchluß dieſes Vertrags ſich ebenjo 
wenig verhindert fah, wie durch den Umftand, daß fie ſchon feit dem 
15. Mai 1867 die „hochverräteriiche" Tätigkeit der ſonderbarer 
Weile erft am 8. April. 1868 abgeurteilten haunoverichen Offiziere 
(S. oben ©. 463) genau kannte (Qgl. Onn oKlopp, Das preußiide 
Verfahren 2c., S. 134), und daß König Georg ſchon damals dieſelbe kräf⸗ 
tige Sprache des öffentlichen Proteftes gegen bie preußiſche Annerion 
geführt hatte und führte (Vgl. Abſchnitt IV, Kap. 9, Nr. 8) wie in 
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der ihm jebt zum befondern Verbrechen angerechneten Anſprache an 
feine Hietzinger Gäfte vom 18. Februar 1868.] ’ 


7. Die Beftätigung der Versrdnung vom 2. Merz 1868 
betreffend Beichlaguahme des königl. hannoverſchen Vers 
mögen? durch den preußziſchen Landtag, 
welcher am 4. November 1868 wieder zujammengetreten war, erfolgte 

Yan. und Yebr. 1869. Zugleich wurde mit dem Landtage ein neueß 
„Geſetz betreffend eine Abänderung der Beichlagnahme-Verordnung 
vom 2. Merz 1868* vereinbart und am 15. Februar 1869 publictert, 
welches folgende Beitimmung enthielt: 

„Die Wiederaufhehbung der durch die Verordnung vom 2. Merz 
1868 ausgeſprochenen Beſchlagnahme des Vermögen? des Königs 
Deorg fann dritten gutgläubigen Erwerbern und Gelfionären G 2 
ber Verordnung vom 2. Merz 1868) gegenüber durch königliche An⸗ 
ordnung, in allen übrigen Fällen nur durch Geſetz erfolgen.“ 

Gleichzeitig beriet und verabjchtedete der Landtag die Vorlage 
betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Kurfürften von Heffen.] 


8, Dad Verhalten de3 Sinrfürften von Heflen, auf welches 
Die Beſchlagnahme des Furfürftlich heſſiſchen Haus⸗Fidei⸗ 
eommiſs⸗Vermögens zu ftiien verſucht wurde. 

[Der Stettiner Vertrag (Vol. S. 377) characterifiert ſich 
durch ſeine Vorgeſchichte und ſeinen Inhalt als ein das politiſche 
Gebiet ausdrücklich ausſchließendes bloßes Vermögens⸗Arrangement. 
In demſelben iſt ebenſowenig ein Verzicht enthalten wie in der 
Eidesentbindungsurkunde, deren Erlaß preußiſcherſeits zur Bedingung 
der Freilaßung des Kurfürſten aus der Kriegsgefangenſchaft ge⸗ 
macht worden war. Im Gegenteil enthielt die letztere einen aus⸗ 
drücklichen Vorbehalt der Regierungsrechte des Kurfürſten. Wenn der⸗ 
elbe daher auch in der Folgezeit wiederholt zu erkennen gab, daß er an 

eſen Rechten unverbrüchlich feſthalte, ſo ſetzte er ſich damit keines⸗ 
wegs in Widerſpruch mit jenem Vermögensvertrag, der ihm ja auch 
gar nicht einmal preußiſche Statsgelder zugeführt, ſondern nur den 
Genuß ſeines bisherigen Familien⸗- und Privateigentums, und noch 
dazu in ſtark beſchränkter Weiſe, zugeſichert hatte. 

In der Tat hat dann auch der Kurfürſt von ſeiner ſorgfältig 
ewahrten Befugnis, fein und ſeines Landes unverſehrt erhaltenes 
Recht geltend zu machen, jehr bald Gebraud) gemacht. Sp erließ 
er am 6. Januar 1868 ein Dankichreiben an heifiiche Frauen und 
Jungfrauen, die ihm einen mit dem heiftichen Wappen befticdten 
Teppich überfandt hatten. In diefem Schreiben ſprach er Die Zuver⸗ 
ficht aus, „daß die gewaltſame Trennung von meiner Heimat und 
meinem Bolt nicht von langer Dauer fein, die Zeit der Prüfung 
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bald ein Ende gewinnen und Heſſens Schild und Wappen wieder 
werde aufgerichtet werden.” In Folge deſſen mußte der Geh. Re 
gierungsrat Koch zu Kaflel im Auftrage des Oberpräfidenten von 
Möller dafeldit dem in der Umgebung des Kurfürſten befindlichen 
Brofeffor Vernice am 29. Februar 1869 mitteilen, dab die pres 
Biiche Regierung entichloßen jei, „das gejamte in Preußen befindliche 
Vermögen des Kurfürſten Königl. Hoheit alsbald der Sequeitration 
zu unterwerfen, injofern der Kurfürft Königl. Hoheit weitere Kund⸗ 
gebungen in diefem Sinne erlaßen ſollte.“ (S. das Schreiben de 
Kurfürften vom 6. Januar 1868 und den Brief Kochs in „Proteſt 
und rechtliche Verwahrung St. Kal. H. des Kurfüriten Friedrich 
Wilhelm 1. von Heflen gegen dag am 15. Februar 1869 von der 
königl. preußifchen Regierung publicterte jogenannte Geſetz über die 
Beichlagnahme des Vermögens des ehemaligen Kurfürſten von Heſſen', 
Prag 1869, Beilagen ©. X und XI.) 

‚Diefer Drohung ließ der Kurfürft in einem Schreiben feines 
Cabinetsrates Schimmelpfeng an: den preußiihen Miniſterprä⸗ 
fidenten Grafen Bismard vom 9. Merz 1868 die Erklärung enb 
gegenitellen, daß Se. Kgl. Hoheit fi durch nichts behindern Taken 
werde, „freitvillige Huldigungen treu gebliebener Untertanen, inſon⸗ 
derheit, wenn biejelben weit entfernt find, mit deren tatjächlicher 
Unterworfenbeit unter die preußifche Krone in ſtrafrechtlichen Conflict 
zu geraten, entgegen zu nehmen oder Allerhöchſtihrerſeits wie und 
wo immer offen uögulpreden und kundzutun, daß da3 Band 
zwiichen dem angeftanımten Lande und feinem legitimen Herrider- 


hauſe noch nicht zerrißen, die Hoffnung, in daß väterliche Erbe zw 


rüchzukehren, noch nicht erloſchen ift." „Es iſt dieß“ — hieß es in dem 
angeführten Schreiben weiter — „gewis die geringite und jelbftver- 
jtändlichite Conſequenz, die daraus gezogen werden muB, daß Se 





Kgl. Hoheit ausprüclich, ſelbſt zur Zeit der Stettiner Gefangenſchaft, 


es abgelehnt haben, den gewünſchten Verzicht auf Aller a 
Fürſtenrechte zu leiften.” (Die Verhandlungen ber beiden Häuſer 
des Landtages über die Geſetzesvorlagen betreffend die Beichlagnahm 
bes Vermögens des Königs Georg und des ehemaligen ten 
von Hejien, Berlin 1869, ©. 32 ff). 

Im Merz 1868 war fodann eine anonyme Proclamation an 
die Kurheſſen non Leipzig aus durch anonyme Poſtſendungen in 
großen Maffen im Kurfürftentum verbreitet worden, in ie 
„der zweite Act des großen Traueripiels, welches die Politik 
marcks herauf beſchworen,“ angekündigt und „Gottes Nahe über bie 
Zyrannei des Boruſſentums“ Berabgerufen wurde. Der Verbreitung 
dieſes Schriftiticds verbächtig war der damalige Hofiecretär bei 
Kurfüriten Karl Preſer und wurde deshalb wegen hochverräteriſchet 
Unternehmung, Chrfurchtsverlegung gegen ben König ꝛc. von bem 
kgl. Statögerichtshof zu Berlin in contumaciam zu mehrjährige 
Zuchthausſtrafe verurteilt. Es konnte aber felbjt vor dieſem Ge⸗ 
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richtshof nicht einmal wahrſcheinlich gemacht werden, daß die frag⸗ 
liche PBroclamation mit Wißen des Kurfürften erlaßen fei; weshalb 
dann auch von der zur Beratung des Beichlagnahmegejeges nieders 
geſetzten Commiſſion des Abgeordnetenhaujes „auf diefe Sache fein 
Gewicht gelegt wurde.” (Die Verhandlungen 20. S. 36.) 

Als „volftändige Losſagung des Kurfüriten von dem mit der 
Krone Preußen abgeichloßenen Bertrage” — To driüdte ſich Bismarck 
in der Commiffton des Abgeordnetenhaufes aus (Verhandlungen ꝛc. 
©. 44) — und deshalb als hauptſächlichſte Rechtfertigung der Bes 
ſchlagnahme des Zurfürftlichen Vermögens wurde endlich bezeichnet 
die im September 1868 veröffentlichte „Denkſchrift Sr. Königlichen 
Hoheit des Kurfürften Friedrich Wilhelm 1. von Heflen, betreffend 
die Aufldfung des Deutichen Bundes und die Ujurpation des Kurs 
fürrftentums durch die Krone Preußen im Jahre 1866.” Daß diele 
in den vorftehenden Kapiteln dieſes Buches wiederholt angeführte 
Dentichrift lediglich die rechtliche und moraliihe Verteidigung. 
der Haltung des Kurfürften während der 1866er Kriſis gegen die 
Vorwürfe und Vorfpiegelungen der Gegner, fowie die Klar⸗ 
legung feiner Rechtsſtellung gegenüber den auf die Tat- 
ſache der Annexion und jpätere rechtliche Vorgänge geftüikten Mis- 
Deutungen, bezwedte, ergibt jchon ihr Inhalt vom erften bis zum 
legten Buchftaben. Daſſelbe wurde überdieß auch in folgendem, 
unterm 22. September 1868 an das fgl. preußiiche Miniftertum der 
auswärtigen Angelegenheiten gerichtetem Schreiben des kurfürſtlichen 
Cabinetörates Schimmelpfeng (Die Verhandlungen 20. S. 37—38) 
deutlichit außgeiprochen : 

„Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Heſſen hat fich ver⸗ 
anlaßt gejehen, durch eine Denkichrift über „Die Auflöfung des 
Deutihen Bundes und die Ujurpation des Kurfürftentums durch 
die Krone Preußen” diejenige Stellug zu klarem Ausdrud zu 
dringen, welche Allerhöchitdielelben zu ben Ereigniſſen des Jahres 
1866 und den dadurch geichaffenen Zuftänden einnehmen. 

Gerichtet in erfter Reihe an die Fürften und freien Städte 
Deutichlands, die bisherigen Bundesgenoßen, jowie an alle euro⸗ 
päiſchen Souveräne, jowie an alle diejenigen, welche einer gerechten 
und wahrheitsmäßigen Beurteilung des Gejchehenen fi) nicht ver⸗ 
Ken halten, {ol diefe Denfichrift Se. Königl. Hoheit gegen die 
chweren Beichuldigungen, welche die königlich preußiiche Regierung 
fort und fort gegen Allerhöchitdiefelben zur Rechtfertigung des gegen 
Kurheſſen eingehaltenen Verfahren? erhebt, verwahren und den Nad)- 
weis liefern, daß von Seiten Sr. Königl. Hoheit in dem ganzen 
Verlaufe der Dinge auch nicht ein Schritt geichehen iſt, der als 
ein Act der vorgeiworfenen offenen oder verdedten Feindichaft gegen 
Preußen, der Teilnahme an einer Verletung des Bundespertrages 
oder eines, beklagenswerter Verblendung Schuld gegebenen Wider 
ftandes gegen eine ben gerechten Forderungen be deutſchen Volkes 
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entiprechende Reform betrachtet werben könnte, daß vielmehr nur in 
birecteftem Wideripruche mit allen völferrechtlichen Grundjäßen dad 
deshalb auch jedes zghnte en Beſtandes entbehrende Vorgehen 
Preußens hat Platz greifen können, durch welches das Kurfürſtentum 
erg one tatjächlich aus der Reihe jouveräner Staten 
ausgeſchieden iſt 
ieſer Tatſache einer rechtswidrigen Uſurpation der Seiner 
d hhenden legitimen Rechte und einer Vernichtung 
un nit underten beftehenden und durch europäiſche Verträge 
geratene Gelbkänbigte des furbefftichen Landes den unzweidens 
tigften Proteftentgegenzuftellen und die Unverbrüchlichkeit, mit welder 
Se. Königl. Hoheit, in immer erfennbarer werdender Webereinftims 
— des heſſtiſchen Volkes, an Allerhöchſtihren Rechten und der 
offnung auf deren Wi eberherftellung fefthält, zu bezeugen, tft die 
ufgabe der benannten Kundgebung, mit welcher hervorzutreten Se. 
Su Hoheit um fo weniger nod) länger verfäumen Zonnten, als 
nicht unabfihtlih eine Darftellung verbreitet wird, wonach Aller 
höchſtdieſelben auf Allerhöchftihre landesherrlichen Rechte verzichtet, 
beziw. von der Krone Breußen dafür fih hätten abfinden laßen. 

„Dem königlichen Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
üt der ganz ergebenit Interzehcönete pon Sr. Königl. Hoheit dem 

ften, feinem allergnädigiten Herrn, beauftragt, dieſe Denk⸗ 
tchrift mit dem Erſuchen zu überreichen, ſolche Sr. Majeftät dem 
Könige zur Kenntnisnahme vorlegen zu tollen. 

„Indem fich derjelbe demgemäß beehrt, anliegend mehrere Exems 
plare zu überſenden, wolle das königliche Miniſterium der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten ihm geitatten, auch diefen Anlaß zur erneuerten 
Berfiherung feiner außgezeichnetften Sohadkung zu benutzen. 

Horzomwig, den 22. Septem 
ei Er: F melpfeng 


tunſ tt —5— Gabinetörat.*] 


9. Geſetz, betreffend die Beichlaguahme des Vermögend 


des ehemaligen Kurfürften von SHeffen 
vom 15. Februar 1869, 
(Befeg- Sammlung für die kal. preuß. Gtaten 1869, Nr. 15, ©. 821.) 

8 1. Sämtliche, nad) Maßgabe des Vertrages vom 17. Seps 
tember 1866 dem ehemaligen Kurfürſten Friedrich Wilhelm von 
Helen belaßene Nutznießungs⸗ und Yorberungsrechte, nebit den bereits 
fälligen, noch nicht abgeführten, jowie den künftig fälligen Hebungen 
aus ſolchen werden hierdurch) mit Beſchlag belegt, ingleichen dad 
gefamte, bierunter nicht mitbegriffene Vermögen des Kurfürſten, und 
zwar ohne Unterjchied, ob über die hier bezeichneten Objecte feit dem 
17. September 1866 bereit Berfiigungen des Kurfürſten, nament⸗ 
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lich Veränßerungen oder Ceſſionen an Dritte, ſtattgefunden haben 
oder nicht. 

F 2. Die nach 8 1 der Beſchlagnahme unterliegenden Gegen⸗ 
ſtände, ſoweit ſie ſich nicht bereits in preußiſcher Verwaltung befinden, 
find von den damit zu beauftragenden Behörden in Beſttz und Ver⸗ 
Waltung zu nehmen. 

In Ausübung der Eigentums⸗ und der Nutzungsrechte an dieſen 
Objecten wird der Kurfürſt durch die verwaltenden Behörden mit 
voller rechtlicher Wirkung vertreten. Ausſtehende Forderungen ſind 
bei Eintritt der Fälligkeit durch die verwaltenden Behörden einzu⸗ 
ziehen. 

Aus den in Beſchlag genommenen Objecten und Revenuen find 
mit Ausfchliegung der Rechnungslegung an den Kurfürften, die 
Koften der Beichlagnahme und der Verwaltung, fowie der Maßregeln 
zur Ueberwachung und Abwehr der gegen Preußen gerichteten Unter» 
nehmungen des Kurfürſten und feiner Agenten zu beftreiten. Ver⸗ 
bleibende Ueberſchüße find einem bejonderen Depofitum zuzuführen. 

8 3. Berfügungen des Kurflirften iiber die der Beſchlagnahme 
umterliegenden Gegenftände, insbeſondere Beräußerungen und Ceſſionen, 
find ohne rechtliche Wirkſamkeit. 

Zahlungen, welche der Beſchlagnahme zumider erfolgen, find als 
nicht geichehen, und Compenſationsrechte auf Grund folder Hand» 
Jungen, welche nad) Publication dieſes Gejees porgenommen werben, 
als nicht entftanden zu erachten. Die Ablieferung von Gegenfländen, 
welche der VBeichlagnahme unterworfen find, an den Kurfürſten oder 
sah deſſen Anweiſung zieht die Verbindlichkeit ur vollen Erſatz⸗ 
leiſtung nach fid. 
84 Die Wieberaufbebung der Beihlagnahme kanm dritten 
gutgläubigen Erwerbern und Ceſſionaren ($ 3) gegenüber durch 
königliche Anordnung, in allen iibrigen Fällen nur durch Geſetz 


erfolgen. 


85 Die Ausführung bed gegenwärtigen Geſetzes, welches mit 
bem Tage ber Publication in Kraft tritt, wird dem Finanzminiſter 
übertragen. 
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10. Motive des Geſetzentwurfs, betreffend die Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögen? des ehemaligen Snrfürften 


von Heffen. Ä 
(Brotefti und rechiliche Verwahrung Gr. ſt. H. des Kurfürſten Friedrich Wilhelm L bon 
Heſſen gegen das am 15. Februar 1869 von ber kgl. preuß. Regierung publicierte fogen, 
„Geſetz über die Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen Kurfürſten von Heſſen“. 
Prag, H. Carl J. Satow 1869, Beilagen S. U—II). 


Bereits vor einiger Zeit war durch die öffentlichen Blätter eine 
zur Verjendung an die europätichen. Höfe beftimmte Denkichrift des 
ehemaligen Kurfürften von Heſſen angekündigt worden, welche ſeit⸗ 
dem in einer deutichen und einer franzöfiichen Ausgabe erjchienen ift. 
Vermittelit einer Eingabe dd. Horzowit den 22. September d. 3, 
bat der darin als kurfürſtlich Heifticher Cabinetsrat unterzeichnete 
p. p. Schtmmelpfeng im Auftrage des Kurfürften dem Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten einige Exemplare dieſer Denkſchrift 
mit dem Antrage überreicht, diejelbe Sr. Majeſtät dem Könige zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Nach amtlichen Berichten tft auch die 
Berjendung an andere Höfe und Regierungen bereits erfolgt, md 
wie fi) aus einem Berichte des Gejandten in Oldenburg ergibt, hat 
der Kurfürft ſelbſt die Denkichrift an Se. Königl. Hoheit den Groß⸗ 
Herzog von Oldenburg direct überjendet. — Das wefentlide 
Material der Denkſchrift, welche in Exemplaren beider Au 
gaben zur Einficht vorgelegt werben wird, bilden neben den 
gehäßigiten Ausfällen auf Preußen und deſſen Re 
gierung Majeftätsbeleidigungen,Verleumdungenumn 
Beleidigungen preußifher Behörden und Beamten, 
fowie Schmähungen gegen Stateinrihtungen: it 
jeinen legten Zweden tft dag Elaborat auf hoch⸗- und 
landesverräterifhe Unternehmungen gerichtet. Einen 
derartigen Vorgehen gegenüber tft ein tatſächliches Einfchreiten al 
mnerläßlih und die Ergreifung einer analogen Maßregel, wie fi 
durch die Verordnung vom 2. Merz d. 3. gegen den König Georg in Ar 
wendung gebracht worden fit, ald begründet zu erachten. — Sein 
Königl. Hoheit der Kurfürft Hat durch die preußiſcherſeits ala unab⸗ 
änderliche Vorausſetzung der Vollziehung des Vertrages vom 17. St 
tember 1866 bezeichnete Eidesentbindung jeiner ehemaligen 
Untertanen, Offictere und Beamten zu der Erwartung bered» 
tigt, daß er fi Der neuen Ordnung der Dinge fügen 
würde. Sodann aber tft bereitö im Februar dieſes Jahres von 
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einer andermweitigen öffentlichen Kundgebung des Kurfürften Veran 
laßung genommen worden, Se. Königl. Hoheit durch Vermittelung 
des Oberpräfidenten zu Kaſſel ausdprüdlih zu verwarnen, fi) 
nicht auf feindjelige Demonftrationen oder Unternehmungen gegen. 
Preußen einzulaßen, widrigenfall3 die Statöregierung einen Act der 
Gejeßgebung behufs Sequeftrierung feines bdießfeitigen Vermögens 
bei dem Landtage beantragen würde. Während es Anfänglid 
den Anſchein hatte, daß dieje Verwarnung von Er= 
folg jein würde, indem der Rurfürft auf Verhands 
lungen zur Ausgleichung der über einzelne Beitimmungen des Vers 
trage vom 17. September 1866 berporgetretenen Meinungs» 
verſchiedenheiten eingegangen fit, und jelbft noch bei Abbruch 
derjelben die. Abfiht Hat zu erfenmen geben laßen, die Der» 
folgung feiner vermeintlichen Anjprüche im Rechtswege zu fuchen, 
hat Se. Königl. Hoheit in mutmaßliher Berehnung der 
europäiſchen Gonitellation fich ſeitdem auf einen völlig ver» 
änderten Standpunft geitellt, die früher getanen Schritte, in welchen 
das Einverftändnis mit der gegenwärtigen Geftal> 
tung der Verhältniſſe zu finden war, als unverbindlid) 
und unwirkſam erklärt, und fich offen unter Anrufung der „tat 
fräftigen Sympathien” ausmwärtiger Mächte als einen Yeind 
der beftehenden ftatlichen Ordnung proclamiert, an deren Umſturz er 
nur zur Zeit durch die zwingende Macht äußerer Verhältnijje ge> 
hindert jet. Mit der hiernach von ihm eingenommenen Haltung iſt 
es unverträglih, daß Preußen ihm durch fernere Werabfolgung 
reicher Einkommensbezüge felbit die Mittel zur Verfolgung des 
Endziels feiner Pläne in die Hande gebe; vielmehr erfcheint es als 
ein Act ftatlihder Notwehr geboten, die dem KHurfürften in 
Ausficht gejtellte Maßregel des Sequefterd nunmehr in Ausführung 
zu bringen. — Aus dieſen Erwägungen iſt der vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf hervorgegangen, welcher in allen mwejentlichen Beſtimmungen 
ih dem Inhalte der Verorbnung, betreffend die Beſchlagnahme bez 
Vermögens des Königs Georg vom 2. März d. 3. anjchließt und 
bon der Faßung der leteren nur in ſoweit abweicht, als dieß durch 
Die Natur der dem Kurfürften vertragsmäßig eingeräumten Vorteile, 
welche in Nutznießungsrechten und Hebungen beitehen, bedingt wird. 
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11. Aeußteruugen des Minifterpräfidenten Grafen 
BiSmard in der Beichlagnahme : Commiffion des preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhauſes. 


(Die Verhandlungen der beiden Häuſer des Landtages Über bie Geſetzes⸗Vorlagen betreffend 
bie Beſchlagnabme des Vermögens des Königs Georg und bes ehemaligen Kurfürſten von 
Heften, Berlin 1869, Fr. Kortlampf, ©. 486—44.) 


Die königl. Statöregierung ſei überzeugt, daß die depoſſedierten 
Fürften ihre Mittel zu Agitationen durch die ausländiſche und ins 
Jändifche Preſſe verwendeten, die in der Tat nicht ohne Gefahr” für 
die Erhaltung und Sicherung des Friedens und die ruhige Forts 
entwidelung des Norddeutichen Bundes wären. Diefe Agttationen 
hätten immer in denjelben Verhältniffen zugenommen, in welchen 
die jetzt ja glücklich befeitigten und verſchwundenen Kriegsbefürchtungen 
in Europa fi) vermehrt und vergrößert hätten... . 

Solchen Vorkommniſſen gegenüber jet es lediglich ein Act polt 
tiicher Notwehr, wenn die preußiiche Regierung dem Könige Georg 
wie dem Kurfürften die ihnen durdy die Dotationen, reſp. Abfin⸗ 
dungen gewährten Mittel zu entziehen juche, welche dieſe Lediglich 
Dazu verwendeten, um die Yadel des Krieges und zwar womöglich 
eined europätichen Krieges anzufachen. — Die Statöregierung würde 
«3 nicht verantworten können, einem derartigen Treiben, das den 
Frieden Europas entichteden geführde, untätig zuzufehen, und glaube 
‚allerdings der Zuſtimmung der Landesvertretung gewis fein zu können, 
‚ wenn fie den Verſuch mache, durch die vorgeichlagene Vermögensbe⸗ 
Ichlagnahme das gemeinfame Intereffe des Landes zu wahren, zumal 
ein jolches Vorgehen ſich nicht nur politiich, Tondern auch juridiſch 
rechtfertigen Iaße, denn das Verfahren des Kurfürften enthalte ganz 
entichteden einen Bruch des von demjelben mit der Krone Preußen 
abgeichloßenen Vertrages, und der Kurfürſt nehme heute offenbar 
die Attributionen eines Triegführenden Souveräns in Anfpruch, der 
noch nicht Frieden mit ung gefchloßen habe. 

Mie dringend die Notwendigkeit fei, gegen jene Agitationen 
Repreſſalien zu ergreifen, da8 werde am beiten aus der Tatjadie 
hervorgehen, die hierdurch conftatiert werde, der Tatfache nemllid), 
daß eine Art dauernden Comitss beſtehe, welches den Zweck vers 
folge, die Feinde Preußens zu vereinigen und gemeinſchaftliche Agi⸗ 
tationen gegen Preußen vorzubereiten. In diefem Comits arbeiteten 
Hand in Hand Vertreter des Welfentums und Beauftragte des 
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Kurfürſten von Heſſen mit einem großdeutſchen Demokraten, ſo daß 
daſſelbe eine Vereinigung aller, Preußen und dem Norddeutſchen 
Bunde feindlichen Elemente enthalte. — Wenn man num erwäge, 
über welche Summen die bepoflebierten Filrften von Hannover und 
Heſſen verfüigen würden, und in Betracht ziehe, daß fie diefe Gelder, 
fobald durch irgend welche Urfachen der europätiche Frieden bedroht 
werde, zu gemeinjchaftlichen Operationen verwenden Fünnten, um 
die Meinung des Auslandes gegen und aufzuregen und über die 
Stimmung in Deutſchland felbit zu teufchen, jo werde man fich der 
Folgerung nicht entziehen können, daß die Notwendigkeit vorliege, 
wenigſtens diejenigen Mittel mit Beichlag zu belegen, welche ben 
gedadhten Hohen Herren noch durch die Revenüen ihrer in Preußen 
befindlichen Vermögens⸗Objecte zuftänden. 

Der Frage, ob bei directer und activer Beteiligung an gewalts 
tätigen Unternehmungen gegen den preußtichen Stat nicht bis zur 
vollen Confiscation der Subftanz gefchritten werden könne, wolle er 
Hier ald noch nicht vorliegend nicht näher treten. 


12. Aus deu Verhandlungen des preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſes über die Beſchlagnahme⸗Geſetze, 
29. und 30. Jannar 1869. 

(Die Verhandlungen ber beiden Häuſer des Landtags x. S. 187 und 145 ff). 

Abg. v. Mallindrodt.... Ich laße mir in den Begriff 
Der Notwehr nicht das hinein interpretieren, was der Herr Minifters 
Präſident geftern als Notwehr bezeichnete; ich halte mich an meiner 
‚guten, alten, deutjhen Sprache und weile darauf hin, daß Notwehr 
eine Not vorausjegt, gegen die man fih zu wehren bat, mag das 
eine Not im Privatleben fein, oder mag es eine Not fein im politis 
chen Geben. Ich habe bis jest in allen den Verhandlungen feine 
andere Not wahrnehmen können, ald eine Not um gute Gründe zur 
Begründung der Maßregel, um die es ſich Handel. (Sehr wahr! 
ſehr richtig! im Centrum). 

Der Schritt, der Ihnen heute vorgejchlagen ijt, iſt in meinen 
Augen nicht? mehr als ein Act der Gewalt, — es iſt vielleicht auch 
ein Act der Revanche; es iſt jedesfalls nad meiner Ueberzeugung 
— und darin ftimme ich mit dem Abgeordneten Walded überein — 
ein Act von revolutionärem Character. Darin aber weiche ich von 
dem Abgeordneten Walded ab, daß ich nie und nimmer gejonnen 
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bin, folche Acte meinerfeit3 mitzutun, am allerwenigften, wenn ber 
einzige Gewinn, der aus einem jolchen Act erwartet werden Tann, 
darin beiteht, daß zu der halben Million, die Sie geitern zur Dis⸗ 
pofttion der Regierung geitellt haben, noch 300,000 Taler hinzu⸗ 
gefüigt werden, jo daß an Stelle des bisherigen geheimen Dispoſi⸗ 
tions⸗Fonds bon 40 oder 80,000 Talern ein geheimer Dispofitiong- 
Fonds von, einer halben bis zu einer ganzen Million entiteht, der, 
er mag im Inlande zur Verwendung kommen oder im Auslande, 
wejentlich und unausbleiblih eine Beförderung der Demoralifation 
in ſich jchließt (ehr wahr! im Gentrum); denn es tft unvermeidlich, 
daß das Syſtem des Spionierend und die Corruption der öffentlichen 
Organe dadurh an Umfang wächſt. 

Minifter-Bräfident Graf v. Bismard... Ueber 
juriftifche Zwirnsfäden wird die fünigl. Regierung nicht ftolpern in 
der Ausübung ihrer- Pflicht, für den Frieden des States zu 
lorgen. ... 

Ueberall wo Fäulnis ift, ftellt fih ein Beben ein, 
weldhes man niht mit reinen Glacé6handſchuhen an» 
faßen fann. Diefer Tatſache gegenüber fprechen Ste doch nicht 
bon Spionierwefen! Ich bin nicht zum Spion geboren, meiner 
ganzen Natur nach; aber ich glaube, wir verdienen Ihren Dank, wenn 
wir und dazu hergeben, bösartige Reptilien zu verfolgen 
bi3 in ihre Höhlen hinein, um zu beobachten, was fie 
treiben. Damit ift nicht gejagt, daß mir eine Halbe Million ge» 
heimer Fonds brauchen können; ich hätte Leine Verwendung dafür 
und möchte die Verantwortung für ſolche Summen nicht übernehmen. 
Es werden ſich andere Verwendungen finden, die Ihre nachträgliche 
Genehmigung und Zuftimmung finden werden. Auf dem heifiichen 
Hofvermögen haften, wie man jagt, Verpflichtungen dem Lande 
gegenüber, Baupflichten, die übernommen worden find. Es wirb- 
eine Ehrenpflicht der Regierung fein, wenn fie in dem Befit des 
Fonds tft, ſolche Schulden zu tilgen, aber machen Sie und aus dem. 
bedauerlichen Zwange, daß wir Gelder auch zu andern Ziweden vers 
wenden müßen Teinen Vorwurf; probieren Sie jelbit erft, ob 
Sie Beh anfaßen können, ohne ſich zu bejudeln. 
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13. Proteft König Georg? V. an König Wilhelm von 
Breußen '). 


Duno Klopp, Das preußifche Verfahren in ber Bermögensfadhe des Königs von 
Hannover, ©. 212—216). 


Durchlauch tigſter Großmächtigſter Fürft, freundlid 
lieber Bruder und Vetter. 

Ew. Majeſtät ſind, auf den Vorſchlag der Vermittelung von 
Seiten der Regierung Ihrer Majeftät der Königin von England, 
zu Anfang des Jahres 1867, mit Mir in Verhandlung getreten 
zu dem Zwecke eines Vertrages liber dad Vermögen Meines Haufe. 

Bevor Ich auf diefen Vorichlag der engliichen Negierung ein» 
gieng, habe Ich die Erklärung abgegeben, daß Ich nur über das 
Dermögen Meines Hauſes unterhandeln würde, nicht Über Mein 
politiiches Recht. 

Deſſen ungeachtet ließen Ew. Majeftät Mir einen Entwurf 
vorlegen, der in feinem erften Punkte die Anerkennung ber Einver- 
leibung Meines Königreichs in Preußen verlangte. 

Ich babe diefen Entwurf abgelehnt, und Ew. Majeftät haben 
darauf dieſes Anfinnen bes PVerzichtes auf Deine Krone zurück⸗ 
gezogen. 

Es erfolgte dann im Anfange Septembers 1867 das Ultimatum 
Ewr. Majeſtät in der Vermögensſache. 

Ich habe daſſelbe angenommen. 

Allein nach der Annahme Meinerſeits traten Ew. Majeſtät von 
dem Ultimatum zurück und ließen Mir, unter dem Vorwande der 
Sicherſtellung des Familien⸗Fideicommiſſes im Geſamthauſe Braun⸗ 
Tchweig>Lilneburg, neue Bedingungen vorlegen. 

Auch auf diefe neuen Bebingungen bin Ich foweit eingegangen, 
daß am 29. September 1867 ber Vertrag zum Abſchluß kam. 

Der Vertrag ift abgeichloßen zwiſchen Ew. Majeſtät und Mir. 
Weber in dem Vertrage felbft, noch in ben Vorverhandlungen bes 
findet fih ein Wort, noch eine Andeutung, daß der Vertrag ab» 


1) König Georg hatte bereit3 unter dem 8. April 1868 gegen bie 
Beihlagnahme= Verordnung vom 2. Merz 1868 bei den Souveränen 
Europas mit Ausnahme des Königs von Preußen proteftiert (O. Klopp 
a. a. O. ©. 146-150). Gegen das Beſchlagnahme⸗Geſetz vom 15. Fe 
bruar 1869 wiederholte er feinen Proteft und richtete denfelben durch 
obiges Actenftüct auch an den König von Preußen. 
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hängig jet von fremder Zuſtimmung. Nur von Ew. Mafeftät, von 
der Krone Preußen Habe Ich zu verlangen und zu fordern, daß 
Em. Mafeftät der Unterſchrift Ihres Namens unter dieſem Vertrage 
gerecht werden. 

Ich von Meiner Seite habe dieſen Vermögensvertrag vom 29. 
September 1867 fofort erfüllt. Ich Habe die Wertpapiere zum Bes 
trage von faſt neunzehn Millionen Talern, welche Ich bei der Ins 
vaſion Meines Königreichs durch die Truppen Ewr. Majeftät nad) 
England gerettet hatte, zurüdfommen und im November 1867 den 
Bevollmächtigten Ewr. Majeftät ausliefern laßen. 

Ew. Majeſtät dagegen haben den Vertrag bisher nicht erfüllt, 
jondern andere Wege eingefchlagen. 

Ew. Majeſtät haben zuerft, im Beginne des Jahres 1868, den 

zwiſchen Ewr. Mafeftät und Mir, ohne Vorbehalt, abgefchloßenen 
Vertrag der Zuftimmung des preußiichen Landtages unterbreiten 
laßen. 
Em. Majeſtät Selbit haben dabei dem Landtage erklärt, daß 
Ew. Majeität zur Cinholung feiner Zuftimmung zu dem Vertrage 
nicht verpflichtet feten. Defien ungeachtet haben Em. Majeftät dieje 
Genehmigung gelucht und haben diejelbe erhalten mit einer die Aus⸗ 
führung für Ew. Majeſtät ſehr erſchwerenden Bedingung. 

Die Genehmigung oder Nichtgenehmigung des Vertrages durch 
den preußiſchen Landtag iſt eine Angelegenheit, welche Mir gegen⸗ 
Über die aus dieſem Vertrage fließenden Verpflichtungen Ewr. Ma⸗ 
jeſtät nicht alteriert. 

Ew. Majeſtät haben dann, nachdem die Kammern eben erſt die 
Genehmigung zu dem Vermögensvertrage erteilt hatten, und ohne daß 
irgend eine Aenderung der Verhältniffe eingetreten war, zugleich) mit 
ber Publication diefer Genehmigung, die — Ich wiederhole es — 
Ihre Berpflichtungen gegen Mich intact läßt, am 2/3. Merz 
1868, eine Verordnung erlaßen, die dad gejamte Vermögen Meines 
Haufes mit Beichlag belegt. 

Gegen dieje Verordnung habe Ich durch Meine Bevollmächtigten 
in Hannover Proteft eingelegt. Ob diefer Proteft zu Ewr. Majeftät 
Kenntnis gelangt, iſt Mir unbelannt geblieben. 

Dieje Verordnung gegen Mich ſtützt fi nemlich auf Anklagen, 
die, auch wenn fle begründet wären, gegen Mich deshalb nicht geltend 
gemacht werden könnten, weilder Vermögendvertrag vom 29. September 
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1867 Mir keine Verpflichtungen auferlegt, denen Ich durch die Mir. 
angeichuldigten Tatjachen zuwider gehandelt hätte. 

Allein dieſe Anklagen find jogar unbegründet und unmwahr. 
Die Hannoveraner, die fi) dem preußiichen Militärdienfte entzogen, 
haben dieß getan ohne Mein VBorwißen und ohne Meine Einwirkung. 
Ste fuchten zuerft Zuflucht in Holland, dann in der Schweiz. In 
beiden Ländern vermochte es der preußifche Einfluß, ihnen den Auf⸗ 
enthalt unmöglich zu machen. Sie begaben ſich dann nad) Frankreich, 
deſſen gaftlicher Boden ihnen denfelben Schuß gewährte wie anderen 
politiſchen Flüchtlingen. Dieje Flüchtlinge haben die Räte Ewr. Majeſtät 
als eine „Legion“ bezeichnet. Es ift aber unmöglich, in Friedenszeit 
anf dem Boden einer andern Macht eine „Legion“ mit feindſeligen 
Zwecken gegen eine dritte Macht zu bilden. Die Räte Ewr. Majeität 
haben fogar gegenüber dieſer vermeintlichen „Legton* von dem Rechte 
der Notwehr geſprochen. Allein wie follte eine Anzahl von 700 bis 
800 noch dazu ganz unbewwaffneten Flüchtlingen die Sicherheit eines 
States wie Preußen gefährden können ! 

Nur fo viel iſt richtig, daß Ich diefe polittichen Flüchtlinge- 
micht hülflos gelaßen Habe. 

Die andere Anklage ſprach von Aufforderungen Meinerſeits zu 
Teindieligfeiten gegen den preußiſchen Stat. Die Anklage bezog ſich 
auf eine Nebe, in welcher Ich bei einem Feſte Meiner Familie, in 
dem Kreiße der Meinigen und der von Mir geladenen Gäfte, Mein 
Bertrauen auf Gott und Mein Recht ausgeſprochen hatte. Die. 
kann und wird Mir niemand wehren, und fo wie es damals nicht 
das erite Mal geweſen tft, daß Ich es getan, jo wird eg auch nicht 
das lebte Dial fein. 

Die Tatjachen, auf welche die Rute Ewr. Majeſtät in dem Be⸗ 
richte vom 2. Merz 1868 ihre Anklagen gegen Mich ſtützen, waren 
Ewr. Majeſtät teils bekannt vor dem 29. September 1867. Dieſe 
Kunde hat damals Ew. Majeſtät nicht gehindert, den Vermögens⸗ 
vertrag bedingungslos abzuſchließen und durch Ihre Ratification perfect 
zu machen. Teils waren ſie Ewr. Majeſtät bekannt geworden vor der 
erfolgten Genehmigung des preußiſchen Landtages. Dieſe Kunde 
hat Ew. Majeſtät nicht abgehalten, die für Ew. Majeſtät — Ich 
wieberhole e8 — nad). der Erflärung Ihrer eigenen Räte nicht er> 
forderliche und für Mich völlig bedeutungsloſe Genehmigung Ihres 
Bandtages zu dem Vertrage zu verlangen. 
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Jeedoch verſperrte die Verordnung vom 2, Merz 1868 Ewr. Ma 

jeſtät noch nicht den Weg, nach eigenem Ermeßen wenigfteng zurüd⸗ 
zufehren zu der Erfüllung des Vertrages, der von Meiner Geite ſo 
erfüllt ift, wie Ich ihn unterzeichnet habe, 

Allein Ew. Majeltät find dann weiter gegangen. 

Ew. Majeität haben ungeachtet defjen, daß Ew. Majeftät an 
die Beichlüße des preußifchen Landtages in der Angelegenheit dieſes 
Vertrages überhaupt nicht gebunden waren, vermöge eines Beſchlußes 
beffelben Landtages über die Verordnung vom 2. Merz 1868, dieſen 
Meg fich nicht bloß tatjächlich veriperrt, ſondern Ew. Majeſtät haben 
auch ihn fich veriperren wollen. 

Denn der erite Rat der Krone Ewr. Majeftät bat im Sime 
Derjenigen geredet, welche die Aufhebung der Beſchlagnahme Meines 
Hausvermögens abhängig zu machen verjuchten von dem Beſchluße 
bes preußiichen Landtages. Der Graf Bismard Hat fich abermals 
‚dafür berufen auf die früheren Anklagen, die — Sch wiederhole & 
— auh wenn fie wahr wären, mit dem Vermögensvertrage nicht 
in Beziehung gebracht werden könnten. Er Hat neue unwahre Ans 
ſchuldigungen hinzugefügt, namentlich diejenige eines aus drei oder 
‚bier Mitgliedern beftehenden preußenfeindlichen Comitos in Hieking, 
und diejenige der Anwerbung von Polen in der Schweiz. Ein 
ſolches Comits hat nie beitanden, und ebenjo wenig bat ein Ver 
ſuch derartiger Anwerbungen ftattgefunden. 


Graf Bismard hat fih nicht darauf bejchräntt, diefe unmwahren 
Anklagen vorzubringen. Er bat die Wirkung derjelben zu verftärken 
geſucht durch Beleidigungen, welche die gerechte Entrüftung von 
‚Europa heraußgefordert haben. 

Sch will annehmen, daß Ew. Mafeftät dieſes Verfahren des 
‚erften Rates Ihrer Krone nicht gebilligt haben. Allein Sch muß 
Mein Bedauern darliber ausfprechen, daß eine ſolche Misbilligung 
‚zu Meiner Kenntnis nicht gelommen tft. 

Ew. Majeftät haben diefen Gejegentwurf des Landtages über 
die Beichlagnahme Meines Hausvermögens fanctioniert. 

Ew. Majeftät haben dadurh Sich den Weg erjchwert, auf 
welchem die Rückkehr zu der Erfillung der von Ewr. Majeſtät über 
nommenen Vertragäpflichten noch möglich war. Denn Ew. Majeftät 
haben die Erfüllung der von Ihnen, ohne jedwede Bedingung, über 
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nommenen Pertragöpflichten abhängig gemaht von einem fremden 
Willen. 

Darum erhbebe Ich jest perjönlich feierlichen Proteft und zwar 
hei Ewr. Majeſtät Selbit, wie gegen die Verordnung Ewr. Majeftät 
vom 2. Merz 1868 zur Beichlagnahme Meines Hausvermögens, 
ſo gegen dad Geſetz vom 15. Februar 1869, welches die Aufhebung: 
diefer Verordnung abhängig macht von der Zuftimmung des preu- 
Bilchen Landtages. 

Mit Ewr. Majeftät allein, mit der Krone Preußen, habe Ich 
den VBermögendvertrag vom 29. September 1867 abgeichloßen, 
beiderjeit3 ohne andere Bedingung noch Vorbehalt, als die der Ver: 
trag jelber in fich jchließt. Nur von Ewr. Majeſtät, von der Krone 
Preußen, verlange und fordere Ich die Erfüllung diejes Vertrages, 
wie Ich denfelben erfüllt habe. 

Ich verbleibe 


Hieging bei Wien, den Ew. Majeſtät 
30. Merz 1869. freundwilliger Bruder und Vetter 
Sr. Majeſtät (gez.) Georg Rex. 


dem Könige von Preußen. 


14. Aus dem Proteft des Kurfürften von Heflen gegen 


die Beſchlagnahme ſeines Vermögens. 
Proteſt und rechtliche Verwahrung Sr. Koönigl. Hoheit des Kurfürſten Friedrich Wil⸗ 
beim 1. zc. ©. 8 ff.) 


... Das öffentliche Urteil der ganzen civilifterten Welt ift in- 
zwiſchen über dieje Angelegenheit zum übereinftimmenden Abſchluß 
gelangt, und jo wird es genügen, bier nochmals einfach feitzuftellen, 
Daß feine einzige der von der preußiſchen Regierung 
zu dffentliden Anktlagen gegen Seine Röniglide 
Hoheit ausgenukßten und ſchließlich genen offenbares 
Wißen aufrehterhaltenen Angaben aud nur einen 
Schimmer von Wahrheit für fi hat, daß vielmehr die- 
Telben in allen Einzelnheiten plumpe Unmwahrheiten enthalten, denen 
gegenüber man nur zweifelhaft fein kann, ob ed mehr Verwunderung 
‚erregen müße, daß fie ein erfter Mintfter an officieller Stelle fich zu 
Nugen machen Eonnte, oder daß ein jolcher Act nad) längſt erfolgter 
‚Aufllärung der zweifellos zu Grunde Tiegenden Myſtification bei 
dem allgemeinen Unwillen Europas irgend welche Misbilligung an 
Der Stelle, von wo aus man eine folde mit Redt 
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Hätte erwarten dürfen, nicht gefunden hat. Noch immer 
vielmehr bekennt fi) die preußijche Negierung zu den über eine 
gegen ihre Eriftenz gerichtete Coalitton Seiner Königlichen Hoheit 
mit Seiner Majeſtät dem Könige von Hannover, Über das Gomits 
mit dem heſſiſchen Beiſitzer, über die Beſtechung unzähliger Blätter, 
über die Verbreitung von preußenfeindlichen und allarmierenden 
Nachrichten ufw. ihr zugetragenen Lügen, und ſelbſt dem Verſuche 
des erften Beamten der königlichen Regierung, den Mängeln der 
Beichuldigungen diefer Art durch pofitiv faliche, auf Erregung von. 
Hab und Beratung abzwedende Angaben über völlig nicht zur 


Sadje gehörige einftige Negierungshandlungen Seiner Königlichen 


Hoheit zu Hülfe zu kommen, find ftatt eines loyalen Widerrufs, in 
Organen, welche der preußiichen Negterung ſehr nahe ftehen, mit 
fediter Stirn nur weitere Erfindungen hinzugefügt. 

Was aber immer unerwieſener und unwahrer Maßen vorge 


bracht worden, Zonnte nur den Zweck Haben, die Ieichtbegreifli 


Animofttät der mit der Prüfung und beziehungsweife Sanctionierung 
des Geſetzentwurfes betrauten Commiſſionen und hohen Häuſer zu 
dem gegen Seine Königliche Hoheit beabfichtigten Gemwaltichritt zu 
inftigieren und die Augen von dem Geſichtspunkt abzuziehen, welcher 
allein von etwelcher Erheblichkeit hätte fein können, der Frage 
nemlih: ob Seiten? Seiner Königlichen Hoheit innerhalb 
Seiner durhPVertraggeregelten Stellungzu Preu- 
Ben irgend etwas vorlag, was die Jenſeite zu einer Verlegung 
feterlihit übernommener Verpflichtungen berechtigen konnte. 

Mußte diefe Frage, wie es feinen Augenblid zu bezweifeln 
ftebt, verneint werden, fo war es auch mehr als eine bloße Ab- 
furdität, plöglich auf das freilich mit Hülfe einer gefügigen Landes⸗ 
veriretung zu allem zu misbrauchende Recht der „ftatlichen 
Notwehr" zurüdzugreifen und die Welt glauben machen zu 
wollen, daß, wenn man den Vertrag vom 17. September 1866 ohne 
Gefährdung der preußifchen Monarchie abſchließen konnte, und 
zwar unter Umftänben abſchließen, die die jeßt incriminterte Hand 
lungsweiſe mit volliter Sicherheit vorausfehen ließen, man in ber 
ehrlichen Fortfegung feiner Ausführung nun plöglid aus Rüd 
fichten eigener Sicherheit behindert jet, und daß die Sorge für Er 
haltung des Friedens eine jo exorbitante Maßregel gegen den feine 
Sandes und feiner Krone beraubten Gegner gebieterifch erhetiche! 
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Zum Weberfluß fol übrigen? Hier ausdrücklich noch bie ent- 
fchtedenfte Verwahrung dagegen eingelegt werden, daß mer immer 
ſich unterfange, der das Licht des Tages in Feiner Weife ſcheuenden, 
auf die MWiederheritelung des gefamten deutichen PVaterlandes und 
. jeiner einftigen Glieder gerichteten Wünfche halber den deutſchen, 
freilich nicht preußiſch-deutſchen Patriotismus Seiner 
Königlichen Hoheit einer Verdächtigung zu unterziehen, vor allem 
daß dieß geſchehe von demjenigen, deſſen Name in dieſer Richtung 
nicht durch unehrliche Interpretationskünſte ſeiner Gegner oder 
mittelſt Spionage erzielte Lügenberichte, ſondern durch offenkundige 
Tatſachen vor aller Welt in buchſtäblichſtem Sinne ſeiner eigenen 
gegen Dritte geſchleuderten Beſchuldigungen gekennzeichnet iſt. 

Klingt es dieſer Tatſache gegenüber nicht geradezu wie eine 
Verhöhnung des geſunden Menſchenverſtandes, wenn es dem preu⸗ 
ßiſchen Miniſterpräſidenten gefallen hat, ein Stück ſittlicher Ent⸗ 
rüſtung darüber zur Schau zu tragen, daß Europa um der „Hoff- 
nungen und Beftrebungen” derer willen, weldhe Preußen 
im Sahre 1866 zum Opfer gefallen find, nicht zur Ruhe zu kommen 
vermöge, daß es in der Macht diefer Gegner Preußens liege, das 
gegenfeitige Vertrauen, deſſen Europa bedarf, zu ftören, feinen Glauben 
an den Frieden, feine WVerbeßerung der Zuftände in Handel und 
Wandel, feine Belebung des Verkehrs und der Wolfahrt auflommen 
zu laßen? Sa freilich, das Vertrauen Europa’3 ift geitört, der 
Glaube an den Frieden vermag nicht aufzukommen, Handel und 
Wandel Tiegen darnieder, — diefe Klage tft nur allzu begründet. _ 
Aber wer ift e8, dem die Verantwortlichkeit dafür zur Laft fällt? 
Her ander als eben daſſelbe Preußen, welches, wie e8 vor drei 
Sahren nicht zuriidichrat, die Tadel des Bruderfrieges zu entzüinden, 
fo niemanden darüber zu teufchen vermag und fich oft und offen 
genug jelbft dazu befannt Hat, daß was das Jahr 1866 ihm errun- 
gen, nicht genug ſei, und früher oder fpäter diejes Werk wieder auf- 
genommen werben mliße, um es zur Vollendung zu führen? .... 

Seine Königliche Hoheit entbehrt jedes Mitteld, da wo das 
Recht mit Füßen getreten wird, Allerhöchitfein. Vermögen zu ſchützen; 
Ihm bleibt nur übrig, auch diefen Gewaltact des preußiichen 
Gouvernements dem erleuchteten Urteil der im völferrechtlichen Ver⸗ 
bande ftehenden Regierungen in wahrheitögemäßer Darjtelung zu 
unterziehen und abermaligen Broteft gegen den empören— 
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den Treue- und Vertragsbruch fowie gegen die Art 
und Weife einzulegen, in welder man auch bei dieſer 
Gelegenheit die öffentliche Meinung irrezuführen 
geſucht hat. 

Seine Königliche Hoheit hält Sich zu dieſem Proteſt inſonder⸗ 
heit um deswillen berechtigt und verpflichtet, als die ſchließlichen 
Erflärungen des preußifchen Minifterpräfidenten, „er lege auf alle 
andere Material nicht viel Wert,” „er halte fih an die amtlide 
und mit Wißen Seiner Königlichen Hoheit gejchriebene Aufforderung 
an die fremden Regierungen“, daran, daß „wenn der König Georg 
militäriich aufgetreten, der Kurfürft das Analoge auf dDtplomatt 
dem Gebiete getan” habe, es in unumwundenfter Form be 
funden, daß die königliche Regierung, nachdem fie mit ganz anderem 
Material das Gewißen ihrer Landesvertretung zu beſchwichtigen ge 
wußt, ſchließlich doch als den offictellen, weil mindeltens 
nicht abjolut nidhtigen Beweggrund ihrer Mapnahmen 
die Ueberreihung der Denkſchrift an die europätjchen Höfe 
angeſehen wißen will. 

Es liegt in dieſer Begründung nicht nur die Prätention, dem 
Ichuldlofen Opfer unerhörter Vorgänge den den Verhältniifen nad 
allein wirffamen Weg Ioyaler Selbftvertetdigung abjchneiden, ja 
dejjen Betreten zum Verbrechen ftempeln zu dürfen, fondern auch der 
jtilichweigende Vorwurf an die zu gerechter Beurteilung des Ge 
Ichehenen aufgerufenen Souveratne, durch freundliche Aufnahme der 


an dieſe gerichteten Appellation, wenn fie diefelbe nicht gar, wir 


anderweit deutlichit infinuirt ward, durch ihre Zriegerifchen Dispe 
jitionen gegen Preußen hervorgerufen und begünftigt, doch minde 
ſtens einen der Unfehlbarkett diefer Negterung gegenüber höchſt w 
zuläßigen Act begangen zu haben. 

Damit aber jeßt diefer einzelne Stat fi) nicht nur über jet 


Gefühl fir Recht und Billigkeit, er feßt ſich aud) in rückfichtglofete 


Weile über die Achtung vor dem Urteil der übrigen hohen Regie 
rungen hinaus und nimmt unverhohlen eine jo abiprechende mi 
herausfordernde Stellung in dem europäiſchen Völkerverein ein, bei 
Seine Königliche Hoheit nicht zweifeln zu Dürfen glaubt, es weh 
bieje Angelegenheit auch im Hinblick hierauf nicht verfehlen können 
dag Intereſſe und die Aufmerkſamkeit der höchſten und Hohen Re 


gierungen auf fich zu ziehen. | 
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15. Aus der „lesten Willenserklärung“ des Kurfürften, 
dd. 22. Mai 1872, 

(Promemoria betreffend die Auseinanderſetzung über das in Gemäßheit des Gefeged vom 
15. Februar 1869 fequeftrierte Vermögen Sr. Königlichen Hoheit des höchftfeligen Kurfürften 
Sriedrih Wilhelm 1. von Heſſen, Kaſſel 1875, ©. 11.) 

8 1. Im Angefichte Unferes in Gottes Hand ftehenden Todes 
wollen Wir es hier nochmal® bezeugen, daß Wir niemals eine 
Seindfeligfeit gegen Praußen auch nur im Entfernteften vor der im 
Sahre 1866 gejchehenen Annerion im Schilde geführt Haben, nod) 
auch nachher anderd als frei und Öffentlich Durch das Wort gerechter 
Klage auf den Uns durd) Gottes Gnade zuftehenden unveräußerlichen 
echten beharrt haben ... 


16. Die Verwendung des Reptilienfonds. 


[Niemald iſt eine anmaßende Heberhebung rascher und graujamer 
von der geihichtlichen Nemefid geahndet worden ala Die oben (unter 
Nr. 12) mitgeteilten Schmähungen des Grafen Bismard gegen dies 
jenigen Hannoveraner und Heflen, welche ihren vergewaltigten Fürften 
die Treue auch im Eril, im „Elend“, gehalten haben: nicht an ihnen 
it das „Neptilien":Brandmal haften geblieben, fondern an dem 
friechendem Gewürm, welches der fiegreiche Statgmann zu ihrer 
Ueberwahung und Bekämpfung erfaufte, und die Verwendung der 
ihren rechtmäßigen Eigentümern entfremdeten Gelder, auß denen dieſe 
und andere dunfele Gejchäfte beitritten wurden, lebt in der Gejchichte 
fort unter dem ſchmählichen Namen des „Reptilienfonds“. 

Nach den Beichlagnahme-Gejegen vom 2. Merz 1868 bezm. 
15. Februar 1869 war die Verwendung der betroffenen fürjtlichen 
Vermögen von Hannover und Heſſen darauf beichräntt, daß den 
fraglichen Vermögensobjecten beziv. deren Revenuen die Koften zu 
entnehmen ſeien für 

1) die Beſchlagnahme; 

2) die VBermögens-VBerwaltung; 

3) die Maßregeln 

a) zur Ueberwachung und 

b) zur Abwehr der gegen Preußen gerichteten Unter⸗ 
nehmungen de Kurfürften und bes Königs Georg 
jowie deren Agenten. 

Alles was nicht unter diefe geieglichen Verwendungsziwede fiel, 
Sollte den Eigentümern verbleiben und deshalb dem Vermögensbeſtand 
bezw. einem bejondern Depofitum zugefilhrt werden, um nad) einftiger 
Aufhebung des Sequeſters den Berechtigten wieder ausgeliefert zu 
werden. Dieſe Verpflichtung erkannten auch noch die Motive des 
Geſetzes betr. Aufhebung der Beichlagnahme. des f£urfürftlichen Ver⸗ 
mögens vom 26. Juli 1875 ausdrüdlich mit den Worten an: „Nach— 
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dem Se. Königl. Hoheit der Kurfürſt am 6. Januar d. 3. [1875] 
verftorben ift, fehlt e8 für die Fortjegung der Beichlagnahme an 
einem zureichenden Grunde, und find daher die der Beſchlagnahme 
unterworfenen Gegenstände, ſoweit über diejelben nicht nad 


Maßgabe des gedaächten Gejeges verfügt worden if, 


den Berechtigten auszuhändigen.” 

Die Verwendungszwecde ſelbſt waren, abgeſehen von den ber- 
gleichsweiſe geringfügigen Koften der Beichlagnahme und Verwaltung, 
gejeglich eingejchränft auf Die Bejtreitung der Maßregeln zur Ueber: 
wahung und Abwehr der gegen Preußen gerichteten Unter: 
nehbmungen ber beiden enttronten Fürften. Ueberwachung um 
Abwehr, mithin auch die Verwendung von Geldern fiir beide Zwede 
waren alfo von dem Gejeßgeber als ftatthaft nur gedacht, wenn und 
infoweit Unternehmungen der vertriebenen Fürften und ihrer Agenten 
gegen Preußen tatfählich vorlagen. Diefer Sinn der betreffenden 
Geſetzesſtellen geht ſchon aus ihrem Wortlaut, jeder Mizdeutung un 
fähig, hervor, tft aber zum Ueberfluße auch noch bei der Commiſſions⸗ 
beratung des den König Georg betreffenden Geſetzes im preußiſchen 
- Herrenhaufe am 10. Febr. 1869 durch den Regierungscommiſſar 
Geh. Rat Wollny ausdrüdlich hervorgehoben worden in den Worten: 
„Mabregeln zur Abwehr und Leberwahung müßen ohne Zweifel 
mit Unternehmungen des Königs Georg und feiner Agenten in 
CaufalsBerbindung ftehen.” Ohne Unternehmungen der Depofie 
dierten gab es aljo auch feine gejeglich zuläßigen Verwendungen aus 


dem Neptilienfonds, ſoweit fie nicht die Verwaltung deffelben be 
trafen. An diefem einfachen und klaren Sinn des Geſetzes vermag | 


ſich auch der findigite Caſuiſt nicht vorbei zu drüden. 

Gleihwol hörte man ſchon jehr bald von Verwendungen aus 
dem Reptilienfonds, die dem Sinn und Wortlaut des Geſetzes nicht 
weniger als en Insbeſondere wurde behauptet und als 
gemein geglaubt, da 
Preſſe des Ins und Auslandes, namentlich des lebteren, die Mittel 
des Fonds benußt würden einerjeit3 zur Verbeßerung der Stimmung 
in den annectierten Bändern durch dort aufgeführte Nutz⸗ und Luxus⸗ 
dauten, Bewilligung von Vorſchüßen an „notleidende” Landwirte x, 
Beitreitung von Wahlagitationskoſten, Belohnung befonders braud; 


barer Werkzeuge der Bismardichen Politik 2c., und andererfeits zu 


Befämpfung und Niederhaltung derjenigen Richtungen und Parteien 
in Preußen und dem Reiche, welche Fürſt Bismard abmechielnd 
mit dem Banne der Reichs⸗ und Statöfeindfchaft zu belegen fir 


angemeßen erachtet. Das Geftändnis, daß der Keptilienfonds ine 


beſondere ſehr ſtark beim Culturkampfe gegen die preußiichen Kath 
liken engagiert geweſen fei, haben fich die preußiichen Minifter Graf 
Eulenburg 1. und v. Camphauſen in den Sikungen des preußiichen 
Abgeordnnetenhaufes vom 22. Febr. 1875 und 6. Dec. 1877 in gan 


unmisverſtändlicher Form entichlüpfen laßen. Bekannt wurde auhidhen 


neben einer großartigen „Beeinflußung“ de | 
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Jehr frühzeitig, daß die Einkünfte des Fonds, welche fich bei dem 
früheren höhern Zinsfuße und während der Sequeftration des kur⸗ 
fürſtlich heſſiſchen Vermögen? auf mindeftend 3, Millionen 
Mark im Sabre belaufen haben, die aber auch jpäter noch immer 
weit über eine Million jährlich ergaben, von Jahr zu Jahr bis auf 
den leßten Heller verbraucht würden, was bereit3 im Jahre 1869 
eine amtliche Mitteilung des Statsfecretärd Homeyer an dag preit= 
Biiche Abgeordnetenhaus beſtätigte. Ab und zu je die Jahres 
rechnungen jogar mit einem Deftcit abgeſchloßen haben; fo 3. 3. tm 
Jahre 1872, wo, wie der Abg. Richter in der Sitzung des Abge⸗ 
orbnetenhaufes vom 5. Dec. 1877, ohne Widerſpruch zu finden, be⸗ 
Hauptete, 100,000 Taler mehr ausgegeben als eingenommen wurden. 

Diefelbe Rolle wie bei dem Culturfampf hat der Fonds Ipäter 
bei Befämpfung und Weberwahung der Socialdemokratie gefpielt. 
So erzählte die „Wejerzeitung” (Ende Merz 1891) von dem fürfts 
lichen Luxus, den der befannte Berliner Poltzeidirector Stieber in 
ben febenziger Iahren bei feinen zur „Ueberwachung der Socials 
Demokratie" unternommenen Schweizerreifen und ſonſt auf Koften 
des Fonds entfaltet Habe. Ebenſo fpielte der Fonds bei der Beis 
Jegung des Eulturfampfes eine Rolle: aus demſelben wurde dem 
Cardinal Melcherd für feine Refignation auf den erzbifchöflichen 
Stuhl von Köln eine „Dotation“ bewilligt (Vgl. Sitzungsbericht des 
preuß. Abgeordnetenhaufes vom 31. Merz 1892). 

Auch ſonſt wurden allmählich die twunberbarfben Berwendungen 
dieſer Gelder in authentiicher Weile bekannt. So tit der Aufivand der 
Zoftipieligen Wahlagitation, welche die chriftlich-jociale (anttjemitiiche) 
„Berliner Bewegung” im Herbite 1881 entfaltete, ebenjo wie ein großer 
Zeil der Koften des glänzenden Fackelzuges, der dem Fürften Bismarck 
zu feinem 70. Geburtstage (1885) gebracht wurde, widerjpruch3los dem 
Neptilienfonds zugefchrieben worden. Beſonderes Aufſehen erregte 
ferner die im Merz 1891 zuerit im „Wiener Tagblatt” veröffent> 
Lichte, bald auch von den Offictöfen zugegebene Nachricht, daß Kailer 
Wilhelm J auf Antrag des Fürjten Bismard die Schulden des Schwieger- 
vaterd des preußiichen Statsminiſters v. Bötticher im Betrage von 
350,000 Mark aus dem Reptilienfonds habe bezahlen lagen. Fait noch 
ſenſationeller aber wirkte folgende Mitteilung, welche die „Köln. Ztg. 
‚ebenfall3 im Merz 1891 über die bei Verwaltung des Fonds gelihte Praxis 
machte, und welche von dem bamaligen Reichskanzler und preußijchen Mi⸗ 
niſterpräſidenten v. Caprivi in der Situng des preußiſchen Abgeordnetens 
hauſes vom 29. April 1891 ausdrücklich betätigt wurde: „Sobald alle 
Koſten der Verwaltung und Beſchlagnahme gededt find, überweift der 
Finanzminiſter den ganzen Reſt der Gejamteinkünftedem preus 
Bilden Mintfterpräfidenten, dem allein die Beitimmung der 
Verwendung der Einkünfte zufällt, und der auch allein die Verantwor⸗ 
tung für die richtige, der Beſchlagnahme entiprecdende Verwendung 
‚zu übernehmen und zu tragen hat. Alljährlich legt er perjönlich dem 


! 
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Könige Rechnung über dieſe Verwendung der Einkünfte, und all» 
jährlich erbittet er fih vom Könige eine Allerhöchſte Gabinets- 
ordre, weldhe die nahgewiejene Verwendung gut 
* ißt. Sobald dieſe Ordre ergangen iſt, werden ſofort alle 

elege der Rechnungslegung verbrannt, nur dieſe Ordre 
wird zu den Acten genommen, und ſo allein iſt es möglich, daß die 
einzelnen Aufvendungen nach Ziel und Herkommen 
durchaus geheim bleiben können.“ Dieſe Mitteilung machte 
deshalb das peinlichſte Aufſehen, weil ſich ſelbſt der durch einen 
2djährigen nationalen Götzendienſt verdummteſte Verjtand immer noch 


zu jagen vermochte, daß man feine Acten verbrenne, welche gejeklid | 


und moraliſch erlaubte Handlungen belegen. 

Die verhängnispollite Wirkung hat jedoch der Repttlienfonds zweifeld- 
ohne durch die mit feinen Mitteln ausgeübte Beeinflußung und 
Ausfaufung der Preſſe und die auf diefem Wege erreichte or: 
ruption der öffentlihen Meinung erzielt. Es Liegt in der Natur 
der Sade, daß von diefem Corruptionsſyſtem nur ſehr weniges in 
authentiicher Yorm befannt wurde, und von dieſem Wenigen Tann 
bier auch nur wieder weniges erwähnt werden. Dieß aber iſt uw 
erläßlih, um zu zeigen, in welcher geſetzwidrigen Weile die Aera 
Bismard auch auf dem Gebiet der Prejje mit dem Privateigentum 
der depofjedierten Fürften umgieng, und welche moralifchen Zerftörungen 
fie damit in weiteſten Kreißen anrichtete. 

Am 21. November 1872 conjtatierte der Abg. Richter im 
preußiichen Abgeordnetenhauſe ohne Widerſpruch zu finden, daß ein 
Beamter des officiöſen Prejäbureaug eine Berliner Zeitung um 
mehrere Hunderttaufende „aus dem welfiſch-heſſiſchen Gelde“ gekauft 


habe. „Ebenſo tie hier in Berlin”, fuhr derjelbe Abgeordnete in 


derjelben Sitzung fort, „hört man bald aus diefer Stadt in ber 
Provinz, bald in einer außerpreußilchen Stadt, daß eine neue Zei⸗ 
tung entftanden fei. Niemand weiß, wer hat fie gegründet, woher 
fommen die Mittel, woher fommen die Redacteure? Man weiß nur, 
der Polizeipräftdent, der Negierungspräfident, oder, wenn es fich um 


das Ausland handelt, der preußifche Geſandte intereffiert fich für | 


das neue Unternehmen. Ebenſo fteht man, daß fi Umwandlungen 
vorhandener Blätter vollziehen. Das große Publikum Hat über: 
haupt gar feine Ahnung, in welch colofjalem Maßftabe die officiöie 


Preſſe in den legten Jahren zugenommen hat.” Ebenfalls im 


preußiſchen Abgeordnetenhauſe Zlagte der Abg. Windthorit m 
3. Deceniber 1873 darüber, daß fi) „die Einwirkung des Brei 
reptilienfond® bereit? auch außerhalb Deutjchlands bemerkbar made‘, 
und zwar „ganz bejonders in Wien“, aber aud) in England, Frank 
reich und Italien; in London fei der Verjuch, „neben der Geſandt⸗ 
ſchaft ein litterartiches Prefsreptilienbüreau zu etablieren”, fehlge 
ſchlagen, dafür habe man aber „hier in Berlin für alle dieje Länder 
ein beſonderes Prejsreptilienbureau eingerichtet”. „Es ift in Deutſch⸗ 


— 
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fand nahezu daran, „daß das Prejögeiverbe in der Hand Der Re— 
gierung monopolifiert wird.” - In demfelben Sinne äußerte jich am 
20. Januar 1874 der Abg. Richter im Abgeordnetenhaufe. Nach⸗ 
dem er die „Norbd. Allg. Ztg.“ und verichiedene andere Ablage- 
rungen des Eentralpreſsbureaus als Producte des Reptilienfonds 
gekennzeichnet Hatte, ſagte er: „Alle dieſe Verhältniſſe, alle dieſe 

Einrichtungen, alle dieſe Bureaux ſtehen im innigſten Zuſammen— 
hange mit einander, und fie alle bilden einträchtig ein ganzes Halle⸗ 
lujachor zu Lob und Preis derjenigen Miniiter, welche die Schlüßel 
zu diefem Fonds befigen.” Und wiederum im preußiichen Abge⸗— 
“ ordnetenhaufe erklärte derjelbe Abgeordnete am 5. December 1877: 
„sc behaupte, diefer Fonds wird vorzüglich, ſoweit mir nicht das 
Gegenteil bewieſen wird, verimendet zum Kauf und zur Beſtechung der 
Preſſe und der Telegraphenbureaur. Er wird verwendet, um unter dem 
Schein von unbefangenen Stimmen aus dem Publikum die üöffent- 
liche Meinung im Lande irre zu führen durch Verbreitung mini» 
jterieller Auffaßungen.“ 

Eine hervorragende Stelle unter den Zeugen gegen die jour— 
naliftiiche Miswirtſchaft des Reptilienfonds nimmt auch der treff- 
fihe Monograph des Zeitungsweſens, Profeſſor Heinrich Wuttfe 
in Leipzig (F 1876) ein. „Es ließ ſich vorausſetzen“ — ſchrieb derſelbe 
im Jahr 1875 — „daß in Schleswig-Holſtein, Hannover und Kurheſſen 
die frühere unabhängige Preſſe durch eine abhängige verdrängt und 
erſetzt werden würde. Es iſt fo ziemlich erfolgt... Ueber die 
eroberten Reichslande jenkte fih eine Wolfe von Preisagenten und 
Lohnjchreibern aus Berlin, wie Raſch angibt, reich verjehen mit 
Geldmitteln aus dem Reprilienfonds .... Soviel fann ih auf 
Grund meiner Vorlagen verfichern, daß große Zeitungen, wie die 
Allgemeine in Augsburg, die Kölner, die MWeferzeitung uſw., unter 
ihren ftändigen Mitarbeitern nicht etwa einen, fondern mehrere 
Haben, welche unmittelbar oder: mittelbar zum Preſsbureau gehören. 
Und nun wißen meine Lejer, was davon zu halten ift, wenn ges 
legentlih von Herausgebern auf dad Beftimmtelte erklärt wird, fie 
ftünden in feinem Zuſamenhange mit dem Prejshureau, wenn fie 
auf Vorhalte mit „Verleumdern” um fi) werfen, wenn fie äußere 
Beweiſe fordern, wo doch in den vielen bon ihrer Zeitung mitge> 
teilten Auflägen die deutlichen Beweiſe vorliegen für jeden, dem die: 
Augen über das heutige Treiben geöffnet find. Ein der Verhält- 
niſſe Fehr wol fundiger Schriftfteller jchrieb mir fürzlih: „„Ich wüßte: 
wenige deutjche Zeitungen, in denen nicht ein Schlammbabder ſitzt““ .. . 
In auswärtigen Hauptftädten haben mit den Geſandtſchaften zu— 
fammenhängende oder bet ihnen angeftellte Männer fchriftftelleriich 
nah Vorſchrift gearbeitt. Man wollte 3. B. wißen, daß Herrn 
Rudolf Lindau behufs Beeinflußung der Pariler Blätter 50,000: 
Taler zu Gebote ftünden. Die Gerichtsverhandlungen im Sahre 
1874 gegen den vormaligen Botichafter in Paris, Grafen Arnim, haben- 
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offenkundig gemacht, daß derjelbe in Verbindung mit Parifer, Brüſſe⸗ 
ler und Wiener Zeitungen fid) befand und mit vermittelnden Sch 

ftellern verfehrte. Gleiches läßt fih von andern Gefandten voraus 
fegen. Aus jenen Verhandlungen war dad Beitehen einer Art von 
Prejsbureau in Paris zu entnehmen... Dienfle von Zeitungs⸗ 
jchreibern belohnen, hieß in der Redewendung des gedachten Diplo: 
maten: Förderung der Preſſe. Es Fam nemlich ein Brief Arnims 
zum Voricheine, in welchem er fih, als er Zahlungen auf fi) nahm, 
folgenderniaßen ausgedrüdt hatte: „„Jetzt kann ich für eine Beße— 
rung des deutjhen Zeitungsweſens () nicht fo viel tuen, 
wie ich) wol möchte““. Das Sundengelb nannte der Empfänger 
„„Souvenir““. (Heinrih Wuttke, Die deutjchen Zeitfchriften und 
bie sautftehung der öffentlichen Meinung, 3. Auflage, Leipzig 1875, 


Allen diefen Anklagen und Nachweiien, die fi) im Laufe der 
Jahre um nicht? verminderten, fetten die Vertreter der preußiichen 
Regierung nur Schweigen, ausmeichende Antworten, oder wenn e& 
irgend möglid) war — Preſsproceſſe entgegen. Cine Widerlegung 
hatten fie nicht, und jo lange Bismard regierte, war auch) an feine 
Aenderung des Zuftandes zu denken, von welchem der ſchon genannte 
Wuttke folgendes, der Wirklichkeit genau entiprechendes überfichtliches 
Bild entwirft: „Zieht man die fittliche Seite (was allerdings nie 
‘geichehen jollte) nicht in Betracht, jo wird man faum in Abrede 
jtellen fönnen, daß die Aufgabe, eine bejtimmte öffentliche Meinung 
zu machen, meijterhaft ausgeführt wurde, und daß die Vorkämpfer 
Preußens in der Preſſe jo wirkſame und fo fchneidige Werkzeuge 
waren, als fich nur denfen läßt. Der Neolusichlaud tft in Berlin. 
Die dort losgelaßenen Winde blajen mit Macht über Deutfchland 
Hin und darüber hinaus. Wie die Floden eines Schneegeftöberd 
fallen die Leitartifel, bis fie eine weiße Dede gebildet haben. Falſche 
Angaben jchwirren durch die Luft, daß Satanad feine Luft daran 
haben kann. Sit eine Lojung vorhanden, fo wird von den Trabanten 
gleichzeitig eingejegt, und von vielen Seiten fchallt mit einem Male 
das Nemliche, und diejes wird hernach in verfchiedenen Tonarten abges 
fpielt. Sie biegen und drehen die Sachen, auf die es anfommt, bis 
fie geſchmeidig werden, fie wenden fie jo lange, bis das Licht nur 
auf gewifle Punkte fällt,. der ganze übrige Körper im Dunkel bleibt. 
Da wird vorgegeben, geleugnet, zulammengelogen und gar ſtark in 
paterländifcher Entrültung geſchauſpielert. So ift’3 gejchehen. Mans 
hen Aufſatz aus diefer Schmiede habe ich in Bewunderung des Ges 
ſchicks und der Feinheit wiederholt durchgelefen. Es tit wahrhaftig 
ein ſchweres Stück Arbeit, krauſes glatt, widerwärtiges mundgeredt 
zu machen, Unterdrüdungsmaßregeln zu erhebenden Fortichritten zu 
geitalten. Die Sophiitit hat es indes in Statsfachen wunderbar 
weit gebracht ... Auch aufs Hetzen verftanden fich diefe „Batrioten” 
in Taum dageweiener Weile. Wo Preußens Vorteil in Frage kam, 
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hatte jeder Unrecht, der fich nicht beicheiden und nachgiebig fügte. 
Sie ftempelten es fat zum Verbrechen, einen andern Standpunkt 
einzunehmen, denn wer nicht Preußens Willen tut, der ift ein fchlechter 
Menſch. Immer im.Angriff, immer anjchlagend, ftellten fie fich iiber- 
dieß an, als ob fie fich in Notwehr befänden, als geſchähe Preußen d. h. 
dem deutichen Volke Wehe. Treffend jchilderte die Wiener „Tages⸗ 
preſſe“ dieß Treiben mit folgenden Worten: Der deutiche Michel 
wird fo lange gefigelt, bis er fich wie ein betruntener Matrofe ges 
behrdet und Rache dafür verlangt, daß er dem Andern eine Obrfeige 
gegeben Hat." (9. Wuttke, a. a. O. ©. 316). 

Mit der Zeit hat fich freilich auch dieß biöher unerhörte Cor⸗ 
ruptionsſyſtem überleben müßen und hat jeinem Urheber weit mehr 
Schaden ald Nuten gebradt. Fürſt Bismard felbft ſprach bald 
genug mit unſäglicher Geringihägung von feinen Preſsknechten als 
von jeinen „Saubirten” oder von der „Meute“, die je nach dem „auf 
der ganzen Linie Ioßzulaßen“ oder „zurüdzupfeifen” jei, ja eg wurde 
ihm jogar der melancholiiche Ausſpruch nachgeſagt: „Denken Sie 
denn, daß anftändige Leute für mich fchreiben mögen?” (Guido 
Weiß, Die Wage 1873, ©. 38.) Tatſache ift jedesfalls, dab es 
am Ende feiner Laufbahn nichts verachteteres in Deutfchland - gab 
al? das von ihm aus den Krippen des Reptilienfonds großgefutterte 
Brefsgefindel, dem er es nicht zum kleinſten Teile zuzufchreiben 
Hatte, daß Ichließlih „nichts mehr gelang”, deifen Eriftenz und 
Wirkſamkeit aber aud) einen Hauptteil der Schuld trägt an ber 
Abſtumpfung des Volksgewißens, an der Ertötung des Gefühle 
für Recht und Unrecht, an dem rohen Götzendienſte des Geldes, der 
Macht, des Erfolg und der brutalen Verachtung aller fittlichen 
Mächte, kurz an dem erjchredenden Niedergange des gejamten Innern 
Volkslebens, wie er fich als das Ergebnis der Aera Bismard darftellt. 

Ein weiteres dunkles Blatt in der Gelchichte des Reptilienfonds 
bildet diejenige Berwendung, die derjelbe in den annectierten 
Bändern außerhalb der Preſſe fand. 

Am 6. Januar 1875 ftarb der Kurfürft von Helfen. Die kgl. 
preußifche Regierung hatte damals die Agnaten des Kurhauſes durch 
Verſprechungen von „Abfindungen” aus dem jequeitrierten Vermögen, 
will jagen aus dem eigeniten Eigentum dieſes Haufe jelbit, teils 
bereit3 außgefauft, teild hoffte fie — und zwar, wie fi) fpäter 
heraudgeitellt hat, mit gutem Grund — diefelben auf dieſelbe billige 
Weile noch auskaufen zu können. Deshalb fand fie in diefem Falle 
— ſehr abweichend von dem jpätern hannoverjchen — dab es für 
Fortjegung der Beichlagnahme an einem „zureichenden Grund“ fehle, 
amd ließ fi) von ihrem Landtage die Aushändigung des ſeque— 
Strierten Vermögens an „den Berechtigten“ bewilligen, der nach ihrer 
Anficht natürlich niemand anders als fie felbit beziv. der preußiiche 
Fiskus war. Bei diefer Gelegenheit ergab jich nun zum erfter Male e 
fiherer Anhaltspunkt für die Beurteilung des mit den Revenuen des 
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Neptilienfonds beliebten Verfahrens. Es murde jetzt nemlich zum 
erften Male in amtlicher Form bekannt, daß die preußiiche Regierung 
jämtliche, jeit der Beichlagnahme (1869-1875) in ihre Hände ges 
fallene Revenuen des furfürftlichen Vermögens, welche, abziiglic) der‘ 
Sequeſtrations- und Verwaltungskoſten, auf mindeitend 7 Deillionen. 
Mark zu veranichlagen find, verausgabt hatte. 

Diefe 7 Millionen Marf waren das perſönliche Eigen 
tum de3 Rurfürften als Nutznießers ſeines Familienfideicommiſſes 
geweſen, fie fielen aljo nad) feinem Tode feinen Kindern, den Prinzen 
und Brinzeifinnen von Hanau zu, und zwar aud) nach dem preußi- 
ichen Recht des Beſchlagnahmegeſetzes inſoweit, als fie nicht von der 
preußifchen Regierung verbraucht waren zur „Ueberwachung und Ab» 
wehr der gegen Preußen gerichteten Unternehmungen des Kurfüriten 
und feiner Agenten.” Nun hat aber niemand dem Kurfürjten jemals- 
eine andere „Unternehmung“ gegen Preußen nachzumeijen vermodt 
als die befannte, in diefem Buche bereit ausreichend gewürdigte „Denk⸗ 
ſchrift“. Die preußiiche Widerlegung bderfelben tft bis auf dieſen 
Tag ausgeblieben, die preußiiche Vergeltung folgte dagegen umgehend 
in Geftalt des Beichlagnahmegejeßes, welches dem Kurfürften neben 
feinem Lande auch nody fein Geld nahm. Es fiel alſo die Dents 
fchrift noch) vor die Beichlagnahme. Nach derjelben hat auch die 
auögedehntefte Spionage, an der es in Prag und Horzowik aller: 
dings ebenfomwenig fehlte wie in Wien und Hieking, dem Kurfürſten, 
welcher ruhig auf feinem in ber Denfichrift vor aller Welt be 
ründeten Rechtsſtandpunkte ftehen blieb, eine „Unternehmung gegen 

reußen“ nicht mehr nachweifen können. Nach dem preußilch-fran- 
zöfiichen Kriege von 1870/71 hätte ihm auch, wie jedermann aner⸗ 
fennt, jede Gelegenheit zu einer folchen „Unternehmung“ jelbit dann 
gefehlt, wenn er, was nicht der Fall war, dazu geneigt geweſen 
wäre. Ohne „Unternehmungen“ des Kurfürften durften aber aus 
dem jequeftrierten kurfürſtlichen Hausvermögen feine Maßregeln zur 
Abwehr“ und „Ueberwachung”“ bezahlt werden. Das ftand unzwei⸗ 
Deutig in dem Beichlagnahmegefeg und war von dem Vertreter ber 
preußiſchen Regierung, dem Geh. Rat Wollny, obendrein, wie mir 
ſchon hörten, als ratio defjelben auch noch ausdrüdlih anerkannt 
worden. Dennoch hatte die preußiiche Regierung den gejanıten Ber 
trag jener 7 Millionen verausgabt, einschließlich jogar der nicht un» 
erheblichen Summen 3. B. aus dem Erlös von Zinscoupons des kur⸗ 
fürftlichen Hausfchages, welche à conto des Nutznießungsrechtes des 
Kurfürften noch nad) dem Tode dejjelben vereinnahmt worden waren. 

Das ftellte ſich ſchon auf die erſte Anfrage der Fürftl. Hanau⸗ 
ſchen Yamilie nach dem Verbleib des Geldes heraus. Diejelbe er- 
hielt von ihrem beſchlagnahmt geweſenen väterlichen Erbe nur einige 
Mobilien 2c. aus den gleichfalls unter Sequefter geftandenen Schlößern 
der Provinz Hanau, dagegen von den fällig gewordenen 7 Millis 
onen bares Geldes auch nicht einen roten Heller, da diefelben, wie 
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Ichon gejagt, von der preußiichen Negierung bis auf den letzten Reſt 
verauögabt worden waren. Dieſer Ausfunft hat eine in dem als⸗ 
Bald zu ermwähnenden Proceſs der Fürltin Iſenburg gegen den preußi> 
ſchen Fiscus abgegebene amtliche Erklärung des preußiichen Finanz⸗ 
erben Bitter vom 27. Merz 1882 die nacjitehende claſſiſche Form 
verliehen: 
„Die durch das Gele angeordnete Sequeitration ift nad) dem 
Ableben des Kurfürſten are Wilhelm van Helfen durch 
dad Gele vom 26. Juli 1 (8.5. ©. 583) wieder 
aufgehoben, und it Das Senueftriert Vermögen, Tomweit über 
dafjelbe nicht nad) Maßgabe des Gejetes vom 15. Febr. 1869 
verfügt worden ilt, den Erben des Kurfürſten herausgegeben.“ 
Da die Erben des Kurfürften, wie ſchon gelagt, aus dem 
Tequeitrierten Nachlaß deſſelben nicht? anderes erhalten Hatten als 
einige Waffen, Bilder, Möbel 2c., jo beiagte diefe Erklärung mit- 
bin, daß die fraglihen 7 Millionen bares Geldes von der 
Zgl. preußiichen Regierung aufgebraucht worden feien, angeblich zur 
Ueberwachung und Abwehr von Unternehmungen de3 Rurfürften, die 
tatfächlih und nachweisbar auch im Sinne des preußtichen Beichlag- 
nahmegejeges ſeit Erlaß deſſelben nicht mehr ftattgefunden hatten. 
Bon dem preußiſchen Statsminiſterium mit thren Anfprüchen 
an den fequeftriert geweſenen Nachlaß ihres Waters zurückgewieſen, 
nahmen einzelne Kinder des Kurfürften die Hilfe des Königs Wil: 
Helm I. in Anſpruch, nicht als eine Gnade, fondern zum Schuß 
ihres gefräntten Eigentumörechte®. Der König aber verwies Die 
Petenten an jeine Gerichte, aljo auf den Rechtsweg. Diejen befchritt 
nunmehr die ältefte Tochter des Aurfürften, die Yürftin Augufte zu 
Iſenburg⸗Büdingen⸗Wächtersbach, indem fie nach verichiedenen ver⸗ 
geblichen Verfuchen, die Sache in waifel anhängig zu machen, am 
1. Merz 1882 bei dem Landgericht 1. zu Berlin gegen den End lich 
preußiſchen Fiscus die Klageforderung anbracdhte: 1) ihr über fat» 
liche Einnahmen des fequeftriert gewejenen Vermögens ihres Waters 
Rechnung zu legen und 2) ihr den auf fie entfallenden neunten Teil 
diefer Einnahmen, abzüglich des entiprechenden Teiles der Beſchlag⸗ 
nahmes, Berwaltungs-, Ueberwachungs⸗ und Abwehrkoſten, auszu⸗ 
A ak bezw. zu erjtatten. Als erjtattungspflichtig bezeichnete die 
rau Klägerin, unter Anbietung des Beweiſes, inSbejondere die von 
der fönigl. preußifchen Regierung aus dem fequeftrierten Vermögen 
des Rurfürften zu folgenden geſetzwidrigen Zwecken verwandten 
Summen: 
1) zur Reftaurierung des Marburger Schloßes; 
2) gut Zuſchaffung von Kunſtgegenſtänden für das Muſeum zu 


3) zum Bau der neuen Bildergallerie zu Kajiel; 
4) zum Bau eines Reitaurationdgebäudes in der Aue zu Kaſſel; 
5) zum Bau eines Muſikpavillons ebenda; 


494 


6) zur Pflafterung der holländifchen Straße und des Trottoirs 
in der Wilhelmshöher Allee zu Kaſſel; 

T) zur Beitreitung derjenigen Laſten und Verwaltungskoſten, 
welche nach 8 4 des Stettiner-Vertragd und der Declaration 
vom 8. Nov. 1866 der Krone Preußens oblagen. 

Die kgl. preußifche Regierung verjtummte gegenüber dieſer 
Anklage. Sie hat es nie und in feinem Falle in Abrede geftellt, 
daß bie von der Fürſtin bezeichneten Bauten 2c. in der Tat aus dem 
von ihr beichlagnahmten Vermögen des Kurfüriten beftritten feien; 
wol aber hat fie alöbald die unbequeme Klage befeitigt. Der Yinanz- 
minifter Bitter erhob durch die von und bereit3 erwähnte Erflä- 
rung von 27. Merz 1882, mit der Behauptung, das Beichlagnahme- 
Gele vom 15. Febr. 1869 ſei „eine auf einem Hoheitsreht des 
State8 beruhende Maßregel, wegen deren Durchführung eine Ver⸗ 
antiwortung vor den Gerichten nicht gefordert werden fünne”, gegen 
die Klage der Fürftin Iſienburg den Competenzconflict, und der 
Competenzgericht3hof beeilte jih, dem Antrage des Mintiters Folge 
zu geben. Damit waren und blieben die 7 Millionen der fürft- 
lihen Samilie Hanau für ihre rechtmäßigen Eigentümer verſchwunden. 
Der Rechtsweg, auf welden die Kinder des Kurfürften zur Er⸗ 
langung ihres väterlichen Erbes durch den König jelbft verwieſen 
worden, wurde ihnen durch Die Regierung diejes felben Königs ſo⸗ 
fort abgeichnitten. Und dabei iſt es auch geblteben, obwol der von 
einem Teile der furfürftlichen Erben in diefem Stadium der Sadıye 
angerufene preußiiche Landtag — das Herrenhaus in Commiifion 
und Plenum, das Abgeordnetenhaus freilich nur in der Commiſſion 
— während der Jahre 1883 und 84 fich mit der Angelegenheit be= 
faßten und dem bejcheidenen Wunjche Auzdrud gaben, die Regierung 
möge ſichs noch einmal überlegen, ob fie wirklich überall gejetlich 
gehandelt habe, und womöglich irgend etwas tuen, was al? „aus⸗ 
gleichende Gerechtigkeit” angejehen werden könne. (Ueber die vorftehend 
angeführten Rechtöverhältnijje, Vorgänge und Eitate vgl.: 1) Prome- 
moria betreffend Auseinanderfegung über das in Gemäßheit des 
Gefeged vom 15. Februar 1869 fequeftrierte Vermögen St. Kal. 
Hoheit des höchſtſeligen Kurfürften Friedrich Wilhelm 1. von Heſſen, 
Kaſſel 1875, Drud von Dietrih und Miller; 2) Actenitüde aus 
dem Proceſs der Allodialerben mweiland Sr. Königlichen Hoheit des 
Kurfürſten von Helfen gegen den preußiichen Fiscus wegen des 
fequeftrierten Vermögens. Als Manuſcript gedrudt, Melſungen (1883). 
3) Die Verhandlungen de preußiichen Landtags von 1883 und 
1884; 4). Dr. Heinrih Dernburg, Rechtsgutachten bezüglich 
der Anfprüche der Allodialerben des Kurfürften Friedrich Wilhelm 
bon Heſſen gegen den preußiichen Fiscus, Berlin 1893, Drud von 
Gebrüder Grunert). 

Aehnliches wie über die Verwendung des kurfürſtlich heſſiſchen 
verlautete auch ilber diejenige de® föniglih hannoverſchen 
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Vermögens. Auch deſſen Revenuen follten völlig verbraucht ein, 
und zwar gröften Teild zu ebenjo geſetzwidrigen Zwecken wie die 
Nevenuen des heſſiſchen. Und das Vebtere konnte ja auch gar nicht 
ander fein, da feit Auflöfung der jehr gegen den Wunſch des 
Königs Georg zu Stande gelommenen Welfenlegion, welche bekannt» 
lich noch vor dem Ausbruh des preußilch-franzöflichen Serieges er= 
[o gte, und vollends feit Errichtung des neudeutſchen Reiches auch 
em igl. Hofe zu Hietzing nichts mehr nachgewieſen werden konnte 
was auch nur entfernt einer „Unternehmung“ gegen Preußen ähnlich 
Ich. Man hörte — zum Teil auch im preußiichen Abgeordnnetenhaufe —, 
aß aus diefem Fonds Kajernen, in Norderney Deiche gebaut ſeien, 
daß für Liineburg, Osnabrüd, Hannover, Hildesheim und Göttingen 
Zuſchüße zu Theater, Mufeums- und Nathausbauten in der Höhe 
pon etwa einer halben Million geleiftet ſeien (Der MWelfenfonds, 
actenmäßige Darftelung, Hannover 1891, ©. 103), daß bie Res 
gierung den Bau von Chauffeen, Kirchen und Imftituten mit diefem 
Gelde beitritten habe (Erklärung des Reichskanzlers und Minifter- 
präfidenten v. Caprivi in der Situng des preußiichen Abgeordneten 
haufes vom 29. April 1891), daß der Fonds „für Wahlen in der 
Provinz Hannover” verwendet jet (Rede des Abg. Richter in derjelben 
Sitzung). Bei Aufhebung der Sequeftration erfuhr man endlich, 
baß der Fonds mit den Baubkoſten der Garniſonskirche in der Stadt 
Hannover, mit den „Penfionen” der hannoverſchen Nenegaten Oscar 
Meding, v. Holle u. a., auch mit der Dotation des Cardinals Mel⸗ 
cher noch fortlaufend belaſtet ſei. Tatſächlich hat auch der Herzog. 
von Sumberland bei Aufhebung der Beichlagnahme von den während 
derjelben aufgelaufenen Zinſen ebenjo wenig einen Pfennig zurück⸗ 
erhalten wie die Allodialerben des Kurfürſten. Der Verbraud) des 
MWelfenfonds tft jedoch nie in fo zuverläßiger und 3. T. amtlicher 
Form bekannt geworden, wie derjenige des beffifchen es durch Ein- 
verleibung deſſelben in den preußiſchen Fiscus und den Proceſs der 
Fürſtin Iſenburg wurde. Dagegen lag ſeit dem Jahre 1878 hin⸗ 
ſichtlich des das hannoverſche Vermögen betreffenden Beſchlagnahme⸗ 
geſetzes eine andere offenkundige Anomalie vor. 

Am 12. Juni des genannten Jahres ſchied König Georg V. 
aus dem Leben, und mit diefem Ereignis mußte natürlich ſchon in 
formeller Hinſicht ein Geſetz unverbindlich werden, welches nicht nur 

feiner Ueberſchrift bezeichnet war als „betreffend die VBeichlagnahme 
des Vermögen? des Königs Georg”, fondern welches aud in allen 
feinen Einzelbeftimmungen ſich ausſchließlich gegen den König Georg. 
richtete, der Erben dejjelben aber mit feinen Worte Erwähnung tat. 
In dem ganz gleichen Falle nad) dem Tode des Kurfürften kam, 
wie jchon erwähnt wurde, Die preußiiche Negierung ſofort zu ber 
Erkenntnis, daß es jest „für die Fortjegung der Beſchlagnahme an 
einem aureichenden Grund fehle”, freilich nur deshalb, weil damals 
ſchon der nächfte Agnat des Kurhaufes, im Widerſpruch mit den 
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Gejegen feines Hauſes und Landes, den Rechtsanſpruch nicht nur 
auf die Krone, fondern auch auf dad Haudvermögen zu Gunſten 
Preußens aufgegeben hatte und der gleiche Verzicht auch von den 
übrigen Agnaten erwartet werden fonntee Nach dem Tode des 
Königd Georg dagegen, deifen Sohn fich als der treue Rechtsnach⸗ 
tolger jeines Vater erwies, behielt die preußiiche Regierung das 
königl. hannoverihe Vermögen noch 14 Jahre lang in ihrer Hand. 
Und zwar geichah dieß, obgleich das lediglich die Perjon des Königs 
‚Georg betreffende Beichlagnahmegeleg jett als erlofchen und die 
ſtillſchweigende Uebertragung dejjelben auf den Herzog von Cumber⸗ 
land als eine juriitiiche Unmöglichkeit betrachtet werden mußte; ob⸗ 
gleich der Herzog wiederholt offen erklärt hatte, eö jet feine Abſicht 
nicht und fei es nie geweien, feine Rechte in einer den Frieden des 
Deutfhen Reiches ftörenden Weife zur Geltung zu bringen, und 
obgleich tatjächlic) niemald das Allergeringite über Unternehmungen 
des Herzogs gegen Preußen verlautete. 

Nur einmal, und zwar offenbar unter dem moraliihen Drud, 
welchen die Enthüllungen des Iſenburg'ſchen Proceſſes auf die Öffent> 
lie Dteinung ausgeübt hatten, hat Fürft Bismarck eine fumma= 
rüihe Verteidigung der im VBorftehenden gejhilderten 
gejegmwidrigen Verwendungen ded Reptilienfond 
gewagt. Es geichah dieß in der Reichstagsſitzung vom 9. Mai 1884, 
und auch fein Nachfolger v. Caprivi hat fi) die dort vorgebrachte 
Argumentation ſpäter in der Situng des preußiichen Abgeordneten 
hauſes vom 29. April 1891 im Welentlichen angeeignet. Fürft Bis⸗ 
‚mard ftellte hier die Sache fo dar, als ob die Gejeke vom 15. Febr. 
1869 ihn ermächtigt hätten, die beichlagnahmten Gelder der ent= 
tronten Fürften zu verbrauchen „zum Schuß des gegenwärtigen Zus= 
Itandes”, was er dann wieder gleichbedeutend fand einerjeit3 mit 
„Erhaltung des europätichen Friedens”, mit SHeritellung einer 
„möglichſt Starten Rüſtung“ und der „möglichiten Einigkeit“ im 
Innern; andererjeitö aber mit der „Befriedigung der Wünſche Der 
Untertanen der frühern Herricher der amnectierten Länder.” Hier 
zerriß alfo der Fürſt vor verfammeltem Reichstage hot! faltblütig, 
So au jagen mit den Sporen feiner Reiterjtiefeln, alle ‚juriftiichen Ziwirn3- 
fäden“, mit denen die Beichlagnahmegefege das Eigentum der Des 
poſſedierten noch halbwegs geſchützt Hatten, und es liegt auf der Hand, 
daß fich unter dieje feine Auslegung jener Gejege alle, aber aud) 
alle, ihm nur je in den Sinn kommenden Verwendungdarten der be- 
ichlagnahmten Fonds mit der gröften Bequemlichkeit unterbringen 
ließen. Selbftverftändlic) konnte eine ſolche wüſte Auslegung der 
Beſchlagnahmegeſetze in rechtlicher Hinfiht gar nicht® beweiſen. In 
Verbindung aber mit der Gleichgültigkeit, welche ihr der Reichstag 
entgegenbrachte, beleuchtete fie auch an ihrem Tetle die namenloje 
rechtliche und fittlihe Verwüſtung, welche der Reptilienfonds im 
neuen deutſchen Reiche angerichtet hatte, 
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Im Sabre 1892 Hat endlich der Kaiſer und König Wilhelm 11. 
Diefe Duelle des Verderbens gejchloßen, indem er aus freier Ente 
Ichließung die Beichlagnahme des kgl. hannoverſchen Vermögens auf- 
hob. Wenn er bald darauf dem zeitigen Landesdirector von Hans 
nover, dejlen VBermittelung er fich in dieſer Angelegenheit vornehmlich be= 
dient Hatte, fein Bildnis ſchenkte mit der Unterſchrift „Neht muß 
doch Recht bleiben”, fo darf darin auch von feiner Seite eine 


nnachdrüdliche Verurteilung der bisherigen Reptilienwirtſchaft erblict 
‚werden. ] 


17. Gejet betreffend die Wiederaufhebung der Befchlags 
nahme des Vermögen? des ehemaligen Surfürften von . 
Helfen. Vom 236, Juli 1875. 
(Gefeg- Sammlung für die Töniglichen preußifchen Staten 1875, Seite 588). 
Einziger Paragraph. 

Die durd) dad Gele vom 15. Februar 1869, betreffend bie 
Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen Kurfürften von Heſſen 
(Gele. Sammlımg ©. 321), auf dag Vermögen des ehemaligen Kurs 
fürften Friedrich Wilhelm von Heſſen gelegte Beſchlagnahme wird 
Hierdurch aufgehoben. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminifter übers 
Tragen. 


418. Schreiben Sr. Königlichen Hoheit des Herzogs von 
Eumberland an Se. Majeftät den deutſchen Kaifer und 
König Wilhelm IL. von Preußen, 10, Merz 1892, 
¶( Deutſcher Reichsanzeiger und kal. preußiſcher Statsanzeiger vom 12. Merz 1892.) 
Durchlauchtigſter Großmächtigſter Kaiſer und König, 
freundlich lieber Vetter und Bruder! 

Da Ich Grund habe anzunehmen, daß es den Allerhöchſteigenen 
Wünſchen Eurer Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät entſpricht, eine 
gütliche Einigung der Differenzen herbeigeführt zu ſehen, welche wegen 
Ausführung des Vertrages obſchweben, der unterm 29. Sept. 1867 
über die Vermögensverhältniffe Meines in Gott ruhenden Vaters 
Majeſtät, ziwijchen diefem und des Hochieligen Könige Wilhelm von 
‚Preußen, nachmaligen deutſchen Kaiſers Wilhelm 1. Majeftät abge- 
ſchloßen tft, nehme Ich feinen Anftand, an Eure Majeftät die freund- 
liche Bitte zu richten, Diefe Angelegenheit Allerhöchitielbft einer wol⸗ 
wollenden Prüfung unterziehen zu wollen. 

Gern benuge ich dieſe Gelegenheit, wie Ich ſchon früher erklärt, 
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fo jet wiederholt zu erklären, daß jedes den Frieden des deuticher 
Reichs und der ihm angehörenden Staten ftörende oder bedrohende 
Unternehmen Meinen Abfichten fern Liegt; als deutfcher Fürſt Liebe 
Ich Mein deutiches Vaterland treu und aufrichtig, und nie würde 
Ich — das verfichere Ih Eurer Kaiſerlichen und Königlichen Ma- 
jeität ausdrücklich — wißentlich veranlaßen oder gut heißen, dab 
mit den zu Meiner Verfügung ftehenden Mitteln, mögen ſie Mir 
ſchon zuſtehen, oder erft in Erfüllung des vorgedachten Vertrages: 
zufließen, feindliche Unternehmungen gegen Eure Majeſtät oder gegen. 
ben preußiſchen Stat direct oder indirect angeftiftet oder gefürbert 
werden. 

Um jo vertrauensvoller glaube Ih Mich der Hoffnung hin- 
geben zu dilrfen, daß Eure Majeftät Allerhöchſtſich nicht Länger be 
hindert erachten werden, den oben gedachten Vertrag zur Ausfilhrung 
bringen zu laßen. 

Mit der PVerfiherung der vollfommenften Hochachtung und 
Freundſchaft verbleibe Ich 

Eurer Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät 
freundiilliger Vetter und Bruder 
(gez.) Ernft Auguft. 
Rothringerhaus Wien-Penzing, den 10. Merz 1892. . 
An des deutihen Kaifer und Königs von Preußen Majeſtüt. 


19. Geſetz, betreffend die Aufhebung der durch die Ver 
ordnung vom 2. Merz 1868 verhängten Befchlaguahme 
des Vermögen? ded Königs Georg, vom 10, April 1892. 

(Sefeg-Sanımlung für die Königlichen preußiſchen Staten 1892, Seite 79.) 

Artifell. Die durch Verordnung vom 2. Merz 1868 (Ge 
jeg- Sammlung ©. 166) über das Vermögen bes Königs Georg 
verhängte Beichlagnahme wird aufgehoben. 

Artifel ll. Mit Ausführung dieſes Geſetzes wird der Fi⸗ 
nanzminiſter beauftragt. 











Fünfter Abſchniktk. 


Dentihe Zengniffe über die Benolution des 
Jahres 1866. 





1. Küudigungs⸗Erklärung des NeichIgrafen Clemens von 
Weftphalen Cr 4. Oft. 1885) an das hohe Herren-Hand 
Der preußziſchen Monarchie, dd. Haus Laer, 

28. Juli 1866. 


(Graf von Weſtphalen, Meine Stellung zur Politik Biſsmarck“, Mainz 1868, 
2. Aufl. ©, 5.) 


Hohes Haug! Meinen alleruntertänigften Homagtal-Eid 
hatte ih Sr. Majeftät dem Könige von Preußen als deutihem 
Bundesfürften geſchworen; fonnte und durfte auch als 
Deuticher, Höchſt ihm nur in diejer feiner Eigenjchaft, als einem 
Fürftlihden Mitgliede des, zur bauernden Einigung 
Deutihlands unkündbar gejchloßenen, durch die heiligſten Ver⸗ 
träge beſchworenen, die bilndigiten Eide befräftigten, mit 
dem Blute auch meines Vaters beftegelten StatensBunde?, 
einen Eid der Hulbigung und Untertanen-Treue leiſten. 

Mit dem Bundesbruche, und nad der von Sr. Mafeftät 
Negterung auf das unzweideutigſte abgegebenen Erklärung: die dem 
beutijchen Volle von Gott gejebte Obrigkeit als einen nur noch 
„\ogenannten” Bundestag, zu Recht beftehend niht mehr 
anerfennenzu wollen, — mit dem Hinfall alio jener 
unerläßlihen Bedingung meines, Sr. Mafeftät dem Könige bon 
Preußen geleijteten HomagialsEides, muß ich nach den unbeugjamen 
Gejeten einer unwandelbaren Rechts⸗Logik, auch dieſen jelbit 
für hinfällig geworden erachten, kann daher an den Be⸗ 
ratungen des Hohen Hauſes ferner mich nicht mehr beteiligen wollen, 
und bitte von dieſer meiner Erklärung actenmäßig Kenntnis zu 


nehmen. 
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2. Graf Cajus zu Stolberg: Stolberg, Majvratäherr auf 
Brauna im Kgr. Sachſen CH 7. Apr. 1874), an einen 
preupifchen Waffengefährten von Ligny und Belle⸗Alliancen). 
(Nah einer der im Jahre 1866 vielfach verbreiteten Abfchriften.) 

Mein lieber alter Freund! 

So tief ih unter dem ſchweren Gericht, welches Gottes ſtra⸗ 
fende Hand über mein deutiches Vaterland und über das väterlich 
regierte Land, welches ich bewohne, verhängt hat, gebeugt bin und 
mic) tet? aufraffen muß, ihn — der da ftraft und heilt, und dann, 
wenn feine Züchtigung an denen, die er lieb hat, ihre Beitimmung 
erreicht hat, die Zuchtrute wegwirft — um ruhige Faßung und zu⸗ 
verfichtliches Vertrauen zu bitten; fo kann ich doch es mir nicht 
erlaßen, Dein Schreiben von Berlin zu beantworten. An Deiner 
Auffaßung der Ereigniſſe jehe ich eine jchmerzliche Rechtfertigung 
meines fett Jahren feititehenden Urteils über die „Neue Preußiſche 
Zeitung”. Unter dem Einfluß diefes einſt wenigſtens im Ganzen 
achtbaren, bis Herbit 1850 ſehr ausgezeichneten Blattes iſt, wie mir 
Icheint, eine große Maforität der vormals confervativen Partei in 
Preußen in blinden intellectuellen und moraliſchen Serviliamus gegen 
den Mann eingewiegt worden, welcher, ſeitdem ein filrchterlicher 
Misgriff ihn an den Bundestag brachte, dort wie in Parts, Peters⸗ 
burg, Biarrig x. an Deutſchlands Untergang arbeitete und vielleicht 
dem Ziel feines ehrgeizigen Strebens nahe zu fein glauben mag und 
jedesfal3 den Untergang des monarchiſchen Preußens d. h. Preu⸗ 
ßens überhaupt (welches ohne die Dynaftie auseinander fällt) be— 
Tchleunigt hat. 

Ich glaube nad) Gottes Wort, daß die Regierungen von Gott 
zum Schuß der Guten, zur Strafe der Böſen beitimmt find, nicht 
dazu, um fortgeleßt der Herrſchſucht ihrer Negenten oder Minifter 


und dem Finftlich geftachelten Diinfel einer nation prussienne zu 


Gefallen die eignen Untertanen und Bewohner des deutichen Waters 
landes je nad) Belieben mit Krieg zu bedrohen, mit Srieg zu übers 
ziehen und ihre gröften Güter Hinzuopfern. 

Ich huldige nicht der jcheußlichen Irrlehre, als umfaßten 
Gottes Gebote nicht die Gebtete der Bolitif, der Diplomatie unb 


1) Der Brief dieſes Enkels des GrafenFriedrich Leopold zu Stolberg: 


Stolberg wurde im Nachſommer 1866, während der preußifchen Occupation 
Sachſens, vor den Friedensfchlüßen verfaßt. 
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des Kriegs, und als hätten dieje fein höheres Gebot als patriotifchen 
Egoismus und Dünkel. Dem Könige von Preußen gilt nicht weniger 
als und das 2., 4., 5., 7., 8. und 10. Gebot. Es überjchreitet 
weit mein Faßungsvermögen, von Dir, mein lieber alter Freund, 
bie Ichönen milden Mahnungen unjeres teuren Gerlach, des Rund⸗ 
ſchauers der „Kreuzzeitung“, als „krankhafte Gerechtigkeitsliebe“ bes 
zeichnet zu ſehen, die Mahnung, nicht ohne Berechtigung einen in 
jeder Beziehung gräßlichen, unter lügenhaft herangezogenen Vor⸗ 
wänden herbeigeführten Krieg anzufangen im Bunde mit der ſcheuß⸗ 
lichſten Revolution. 

Eine gewißenhafte Nechtsbehörde wird nicht ohme Die ent- 
ſchiedenſte Notwendigkeit einen des Todes Tchuldigen Verbrecher zum 
Tode verurteilen, ein gemißenhafter Landesherr ohne joldhe ein 
Todesurteil nicht unterzeichnen. Hier handelt es ſich um entjek- 
liches Elend, um des Vaterlandes durch Preußen ſchmählich herbei⸗ 
geführten Untergang und den Tod vieler Tauſende. Man erzählt, 
daß in füideuropätichen Ländern Ichlechte Katholiken Gott oder feine 
Heiligen um Hülfe bitten, wenn fie ein Verbrechen ausführen wollen, 
und tadelt ſolchen Misbrauch des Namen Gottes mit Recht. Was 
bedeutet es aber, ein Volt zum Gebet auffordern, damit Gott zu 
einem Sriege Sieg verleihe, wie dem von Bismard ſeit Jahren (auch) 
während des Bilndniffes, zu welchem Defterreich fi) unvorfichtig 
berbeilteß) herbei geführten und endlich unter fortgejeßten Vorwänden 
eröffneten Krieg? Das iſt furchtbarer Mishraud) des Namen? 
Gottes, der Sein nicht ſpotten läßt, und ich finde es ſtark, in dem 
für das angefochtene Necht traurigen Stege der Preußen ein Bes 
fenntnts Gottes zur Sache Bismarck's und Wilhelm's 1. zu finden. 
Preußens böfer Dämon Friedrih 11, Napoleon 1. und IN. und 
andere Geißeln Gottes können dergleichen in Menge aufwelien. Die 
in der „Neuen Preußiſchen Zeitung” beliebten Anfpielungen auf den 
„Alma⸗Courier“ und auf die angebliche Neußerung des Fürſten Yeliz 
Schwarzenberg von dem Undank, über den die Welt ftaunen werde, 
find für die Freumde Oeſterreichs beſchämend, wilrden aber eine folche 
Menge von Gegenbeichuldigungen preußticher Buhlichaften mit 
Tchlechten Parteien nahe legen, daß ich damit nicht anfangen till 
gegenüber dem fchon als bdeutfcher Bundesfürſt mit Neu-Stalien 
Berbilndeten . . . 

Uebrigens jollte Preußen nie von Undank Defterreich gegenüber 
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fpredjen. Friedrich 11. wäre hingerichtet worden, wenn nicht Karl VL 
es gehindert hätte; Napoleon 1. bot dem Katjer Franz Schleflen an; 
Kaifer Franz Joſeph würde 1850 Preußen unjchädlich gemacht haben, 
wenn nicht des Kaiſers deutfches Herz ihn beitimmt Hätte, den 
Frieden von Olmütz zu ſchenken; Napoleon 111. bot bei Villa franca 
die Lombardei an, wenn biejer ihm freie Hand gegen Preußens 
Rheinlande laße. Das geihah 1859, als Bismard in Frankfurt 
durch alle Mittel der Intrigue und der ſchamloſeſten Verleugnung 
jedes Sinned für Recht und Ehre einen Bundesbeichluß, Oeſterreich 
zu helfen, verhindert hatte, während preußiſche Armeen die einzelnen 
deutſchen Fürſten Hinderten, Oejfterreich beizuftehen. Neuerlich hat 
Preußen aufgebracht, Defterreich habe 1859 Preußens Hilfe abge 
lehnt; meine Angaben find aber wahr und molbegründet (Erzherzog 
Albrecht und Fürſt Windiſchgrätzſ. Wenn ich nun den Statsmann, 
welcher feit 1851 ohne Achtung des Rechts, der Wahrheit, der Ver: 
pflichtung gegen ftatliche Ordnung und bejtehende Bündniſſe, ohne 
allen deutichen Sinn, jede gute Form der Verhandlung mit deutichen 
Fürſten misachtend, nad) Vermögen auf den Untergang des Deut 
ſchen Bundes und der Macht Hinarbeitete, welche ſeit Jahrhunderten 
Deutjchland gegen feine innern und äußern Feinde, Tiirken, Dänen, 
Schweden nnd Franzofen vertreten mußte, und ungeachtet vieler 
verräterifcher Bündniſſe deutfcher Fürften, im Ganzen verteidigt hat 
und noch zu verteidigen jtrebt, — den Statömann, welcher in feiner 
Feindſchaft gegen Oeſterreich, in feiner Gier nad) deutichen Bändern 
mit jedem Feind Oeſterreichs und der Ordnung intrigutert, jo be 
urteile, wie ich den Grafen Bismard beurteile, jo liegt darin feine 
BVerläfterung. 

Während Preußen im nähern Bündnis mit Oeſterreich ftand, 
zu welchem der Kaiſer, ungeachtet aller Widermwärtigfeiten Bismarcks, 
ich ſage jeßt: Leider, durch feine deutſche Gefinnung fich Hatte be 
wegen laben, drängte Bismard die andern deutichen Mächte zur 
Anerkennung Neu⸗Italiens; ſchon vor dem Abſchluß des Gajfteiner 
Vertrags leitete Bismard nähere Verbindungen mit Neu⸗Italien ein, 
berubigte diefen feinen Spteßgefellen über die Bedeutung, welche für 
ihn der Vertrag habe ꝛc. x. In Baden ermutigte er ftet3 die anti» 
riftliche Partei, um fich einen Feuerbrand dadurch zu erhalten; in 
Hannover brauchte er den Nationalverein der Bennigfenzc.... Fried⸗ 
rich 11. und feine Organe haben ähnliches getan, auch in Paris if 
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23 mehrmald Praxis geweien; und der piemontefliche Cavour hat 
damit Erfolge erzielt, die dem preußiichen Cavour gefallen haben 
mögen. Ein Minijter eines legitimen deutſchen Fürſten, welcher heut 
zu Tage dergleichen tut, kann augenblicliche Erfolge Haben, ftürzt 
aber gewis die Dynaftte, der er dient. — Der von mir gebrauchte 
Ausdrud „bewußte Ligen“ tit dir anſtößig. Nach Friedrich's 11. 
Vorgang von 1756 beichuldigte Bismarck Oefterreich und das Kleine 
Sachſen aggreſſiver Abfichten gegen Preußen und behauptete, um die 
Beihuldigung zu begründen, vom Zaun gerißen und wieder und 
immer wieder, Oeſterreich, Sachſen und Württemberg Hätten vor 
Preußen gegen Preußen gerilftet. Den frechen Unfinn diejer Bes 
jhuldigung gegen das verarmte Defterreich, deſſen Katjer zur Aus⸗ 
führung der woltätigen Verfaßungsverordnungen vom 20. September 
voriges Jahres [1865] noch überdieß bes Friedens dringend be 
durfte, Übergehe id. Bismard wendete demnächſt feine Lüge dahin, 
Oeſterreich die Abitellung feiner Rüftungen gegen feinen italieniſchen 
Spießgefellen anzufinnen. In einem Heinen Sande wie Sachſen 
Tann nicht gerüftet werden, ohne daß ein auf dem Lande wohnender 
Gutäbefiger, der Kriegsreſerviſten als Knechte oder ſonſt im Dienfte 
hat, weiß, was in feinen Dörfern vorgeht; auch bin ich in Dresden 
befannt. Schon im Merz erhob Bismard die Beichuldigung gegen 
Sadjen mit gewohnter Impertinenz; das Gegenteil ward nachge- 
wiejen. Erit im Mat, da Preußen unter lügenhaft begründeten 
Borwänden die Grenze bejeßte, rüſtete Sachfen, dringend dazu ges 
nötigt, um jeine Armee und das Kriegämaterial vor dem raubgies 
rigen Nachbar retten zu können. Niemand wird glauben, daß Bis⸗ 
mard dieß nicht gewußt hätte; aber Sachſen, welches ſchon Fried» 
rich 11... für Preußen beflimmt, wollte er terrorifieren oder, wenn 
dieß nicht gelang, als ſchuldig gegen Preußen erfcheinen laßen, um 
«3 demnächſt zu nehmen. Criteres iſt an der Gewißenhaftigfeit des 
Königs und der Treue feiner Diener geichettert; die Stände haben 
einitimmig die Mittel bewilligt, deren e3 bedurfte, um mit Ehren 
zu reiten, was zu reiten war; und wenn das Land das Unglüd 
Haben jollte, einer Negierung entrißen zu werden, welche väterlich 
herricht, wie man es in Preußen nicht kennt, und in einen Militärs 
ftat einverleibt zu werben, der am Rande der Revolution fteht, fo 
geht ed mit Ehren unter und, wie ich Hoffe, nicht für immer. Einſt⸗ 
weilen hat die Eleine Armee ihrem König und Vaterland Ehre ges 
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macht, und die Gebliebenen find für König und Vaterland gefallen, 
nicht für Bismard und Neu⸗Italien. Einſtweilen dient die preußiſche 
Bedrüdung dazu, die Anhänglichkeit an die Dynaftie zu erwärmen, 
Die preußiichen Ioyalen Blätter rigen mit Liberaler Entrilftung, daf 
dag den Griffen des Adlers entrißene Landesvermögen vom Könige 
ind Ausland genommen worden ſei; in Sachſen bat man andre 
Begriffe über Rechten und Pflichten des Königs. Ä 

Nicht daß Deutiche gegen Deutiche kämpfen, tft das namenlde 
Unglüd, die Schmach diejes Krieges; fondern daß bie Macht, welde 
leider in früherer Zeit anf Hinlänglich befanntem Wege einen große 
Teil der Bewohner Deutfchlands unter ihre Herrichaft gebracht hat, 
alle Kräfte, welche fie aufzubteten vermag, das Mark ihrer Bevöl⸗ 
ferung daran fegt, um in Vereinigung mit Neu-Stalien, unter Zu 
ztehung der Revolutionäre aller Länder (Koſſuths, Klapkas, Türrs alt 
Waffenbrüder in König Wilhelm's Hauptquartier, von welchen jetzt 
bie in preußiſche Gefangenichaft geratenen Ungarn bearbeitet werden; 
Geribaldis und Söhne, des Hannoveraner Bennigien, des Badenſers 
Roggenbach, der obſcuren ſächſiſchen 1848er 2c.) die wirkliche Schutz⸗ 
macht Deutichlands zu zerftören und die andern Mächte unter preis 
Biiche Botmäßigkeit zu bringen. Beim Einrücken erflärten Prinz 
Friedrich Karl, General Faldenftein, General Beyer: „Krieg Euren 
Negterungen, nicht Euch, den lieben heſſiſchen Brüdern“ 2c., nachher 
behandelten fie uns wie Friedrich 11. Sachlen vor 110 Iahren, was 
telpitredend die Officöfen und die ‚Neue Preuß. Zeitung” ganz 
anders angeben. 

Ohne mitder Bolitif des Miniſters Beuſt jeder Zeit einverftanden 
geweſen zu fein, finde ich es jeßt nicht an ber Zeit, beren fehler 
hervorzuheben. Mit Entichtedenheit und Geift Hit Beuft 1850 dem 
preußiichen UnionSproject und den jeitdem in verichtebenen Geftalten 
anternommenen Attentaten der nordiihen Großmacht auf den Deut 
ſchen Bund und deijen Glieder, ſowie den Anmakungen der Mintfter 
außerdeutſcher Mächte gegen den Bund entgegen getreten. Die in 
ber Berliner officidien Zeitung und dem Junkermoniteur oft 
wiederholten Verdächtigungen, als Hätte Beuſt franzöſiſche Politik 
getrieben, gehören zu den Verleumdungen, in welchen die Organe 
des Mannes, der ſeit 15 Jahren nicht nur in Frankfurt und Berlin, 
ſondern in Paris, Biarritz, Petersburg und Florenz an Deutſchlands 
Untergang arbeitet, nie ermüden. Vorzüglich iſt Herr v. Beuſt als 
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fächftiger Mintfter zum Sündenbock erforen, um auf Sachſen eine 
Schuld an dem feit Jahren erftrebten Kriege zu wälzen. Wenn aber 
and) alle Verleumbungen der „Nordd. Allg. Ztg.“ gegen Beuft 
Srund hätten, wäre es doch nicht Sache eines preußifchen Junkers 
und Officer, an dem im Dienit feines rechtlos durch gemwalttätige 
Uebermacht vertriebenen Königs Abweſenden Rache zu üben. Die 
„N. Pr. Ztg.“ behandelt die Sache mit Lüge und gemeinem Spott, 
wie fie zu tun pflegt, um einen unangenehmen Skandal zu verdeden. 
Ich brauche aber nicht zu verdeden, was hier geichehen ij‘). Drei 
preußiſche Offictere find mit vier Unterofficieren und Gemeinen ars 
getrunfen Hingegangen, haben in Beuft’3 Villa die Fenſter, Türen 
und Wände eingejchlagen, Spiegel, Schränfe und Schreibtifch der 
Frau v. Beuft zertrümmert und erbrochen, und hat nach dieſem gegen 
einen Abweſenden vollbrachten Bubenſtück einer von ihnen, ein Herr 
v. Treskow der Frau dv. Beuft feine Karte geihidt. Hätten fieben 
der Berliner Bummler, deren man 3000 nach Dresden gefchidt Hatte 
und bei Dresdener Bürgern einquartieren wollte, daS getan, fo wäre 
es nicht der Rede wert; wenn aber Offictere einer deutjchen Armee 
dergleichen verüben und die Zeitung, welche die preußtichen Junker 
für das zweite rejp. für ihr einziges Evangelium halten, das „char⸗ 
mant“ findet, dann... Als Friedrich 11. einen ihm dienenden 
märkiſchen Edelmann befahl, des abmwejenden Grafen Brühl Schloß 
Pforten zu verbrennen, erklärte diefer: er habe fich nicht ala Mord- 
brenner verpflichtet. Friedrich 11. trug es einem Quintus Icilius 
auf, den er mehrfach zu dergleichen. ... verwendet hat. Gottlob! werben 
auch jest viele Offictere in der preußijchen Armee wie jener märtifche 
Edelmann denken, und vernehme ich, daß aud) nach der für Preußen 
flegreichen: traurigen Schlacht [Königgrätz) bei altpreußiſchen Regi⸗ 
mentern der Krieg unbeliebt und widerwärtig geblieben ſei, was ich 
ihnen hoch anrechne und mich hoffen läßt, daß auch im Land an⸗ 
geſehene Männer gegen den Bismarck'ſchen Cavourismus entſchieden 
auftreten und nicht einem Teil der liberalen Oppoſition es über⸗ 
laßen werden, das Volt gegen das verbrecheriſche Spiel mit ſeinen 
höchſten geiſtigen und materiellen Gütern zu vertreten. Du irrſt 
Dich in der Vorausſetzung, daß ich die „N. Pr. Ztg.“ nicht mehr 
kenne; im Mai ſuchte ich des Rundſchauers in andern Zeitungen 


1) Bgl. ©. 209-210. 


506 


auszugsweiſe mitgeteilte, trefflihe Friedensermahnungen darin, und 
jest jehe ich wol nad) den WVerzeichnijfen der Verwundeten und Ge 
bliebenen. Aber fie ift mir entweder durch ihre maßlofen Prahlereien 
oder durch ihre heuchlerifche, gleißnertiche Vertretung des Verbrechens 
widerwärtig oder höchſt langweilig. Vor dem Ausbruch des Krieges 
predigte fie im Gefolge von Bismard’3 Blättern mit verleumderiſchen 
Berichten aus Defterreih den Religionskrieg, fie verbreitete falſch 
geihmiedete Armeebefehle Benedeks; mußte doch jedes Mittel ange 
wendet werden, um gegen Oefterreich und die bundestreuen Fürſten 
zu erbittern. Das hatte die Folge, daß beim Einriiden in Böhmen 
preußiihe Soldaten mehrfah Kirchen fchändeten, Cruzifixe und 
Heiligenbilder zertrümmerten, fatholifche Priefter mishandelten,. wie 
zurüdgefehrte proteftantiiche Spannbauern berichtet haben. Davon 
weiß die „N. Pr. Ztg.“ vielleicht nichts zu Herichten, erzählt aber, 
daß in Trautenau in Böhmen preußiiche Soldaten vergiftet worden. 
jeien; ob fie diefe Unwahrheit ſpäter berichtigt und der Wahrheit 
gemäß angegeben hat, daß die Leute, Brantwein fuchend, Petroleum 
gefunden und von deſſen Genuß übel geworden find, weiß ich nidt. 
Ste iſt entrüftet Über den. Wideritand der Trautenauer; in unſerer 
Sugend fanden wir den weit energiicheren Widerjtand der Spanier 
gegen die Sranzofen vortreffiih. Die einen waren Franzojen, die 
andern find Preußen! 

Was geichehen konnte, um die Dejterreicher gegen die Preußen 
zu erbittern, hat Bismard feit 15 Iahren getan, und der Einbrud 
jelbit in die des Friedens fo bebürftigen Länder, nad) ber ſchnödeſten 
Erwiderung der möglichften Friedensverſuche des Kaiſers, mußte 
wahrhaft erbittern. 

Wäre Bismarck ein Statsmann, er müßte das eminente In⸗ 
tereſſe erkennen, welches Preußen daran hat, daß die andern Staten, 
insbeſondere die deutſchen Bundesſtaten und vor allem Oeſterreichs 
innere Zuſtände ſich befeſtigen. Es kann ihm nicht entgangen ſein, 
wie wichtig die Entfaltung der, durch das kaiſerliche Manifeſt vom 
20. September voriges Jahres angebahnten Verfaßungszuſtände der 
einzelnen Kronlande zunächſt für den Kaiſerſtat, mittelbar für die 
Beruhigung Europas war. Dafür läßt aber der beengte Partikularis⸗ 
dem rechtlofen Manne feinen Sinn; im Gegenteil: das dringende 
Friedensbedürfnis des durch die Feinde des europäiſchen Friedens, 
— das revolutionäre Frankreich, NeusItalien und Preußen (bie 
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‚drei Proteitierenden gegen die Verträge von 1815) — immer wieder 


an feiner Feitigung gehinderten Oefterreichd tit ihm ein Antrieb mehr 
zu fortwährenden Intriguen mit den Feinden Oeſterreichs, zu immer 


fich mwiederholenden Chicanen, zu einen Gift in den diplomatiichen 


Berhandlungen, welches nur zum böfeften Bruch führen konnte. 
Schon vor Jahren wurden diterreichtiche Deierteurs in Yamarmora’3 
Gefolge am. Berliner Hof fetiert; jet werden die zum Weberlaufen 


verführten Staliener in des Kaiſers Heer, troß ihres Eides, Garibalbt 


zugeführt, die Friegögefangenen Ungarn durch rebelliiche Emigranten 


‘bearbeitet, um fie unter den in's preußifche Hauptquartier beſchie⸗ 
‘Denen Führern der ungariichen Gmigration gegen den Kaiſer zu 


führen. 
Ich erfenne jetzt das Preußentum wieder, wie ich es als Knabe 


tennen lernte, da Preußen fiir feinen Verrat die weſtfäliſchen Bis⸗ 


tümer und Hannover von Frankreich erhielt... . 


Wie es jcheint und wie auch die „N. Pr. Big.” ſich rühmt, 
haben ja die frühern Kammeropponenten Bismard’3 zum Lohn für 
allen Verrat an Deutfchland, einjchließlic des Parlamentöprofectz, 
ihm feine frühere Schuld vergeben, oder vielmehr fie zählen ihn mit 
vollem Recht zu den Ihren, um ihn als Königsführer und Sturm 
Hot auszunugen. Wie weit Gott jett Preußen oder die Revolution 
von oben, um und zu züchtigen, brauchen wird, fteht bet ihm; aber 
einem verjtändigen preußiichen Stat3manne muß vor der Stellung 
grauen, in welche Preußen gebracht worden tft, wenn er auch nicht 


an Gottes Gerechtigkeit glaubte. — Ich glaube an diefe, und hoffe 


auf Gottes Barmberzigkeit für mich, für die Meinen, für ung alle 
und für mein armes deutſches Vaterland. 
“ Dein alter Kriegsgefährte bet Ligny und Belle- Alliance 


3. Heinrich W. J. Thierſch über die Ereigniffe des 
Jahres 1866, 
(Dr. Paul Wigand, Heinrih W. J. Thierfch3 Leben, Bafel 1888. S. 409-414). 
Minchen, den 31. Auguſt 1866. 
Sie haben die Güte gehabt, mir ein als Manujcript gedrucktes 


Rundſchreiben unſeres gemeinfamen Freundes, des Herrn Dr. Fried⸗ 
sid Fabri,) datiert Barmen den 1. Auguft 1866, mitzuteilen und 


1) Dr. Friedrich Fabri war damals Miffionsinfpector. in Bars 
men, feit 1889 ord. Honprarprofeffor zu Bonn. 
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mic aufgefordert, Ihnen meine Meinung über den Inhalt deſſelben 
zu äußern. 

Unfer Freund Fabri bemüht fi), ein auf die Tatjachen gegrün⸗ 
detes und mit den Grunbfäßen der Lehre Chriſti übereinftimmendes 
Urteil über den deutſchen Bruderkrieg, deſſen Zeugen wir ſoeben 
geweien find, feitzuftellen. Sein Bericht über die Tatjachen, wiewol 
er einige Hauptpunkte nicht hervorhebt, zeichnet fich Doch in dem, 
was er enthält, vor andern Daritellungen, die wir aus Preußen zu 
vernehmen befommen, durch Unbefangenheit aus, und in feiner de 
urtellung tft eine gewiſſe Mäßigung und ein Streben nad) Gered- 
tigkeit anzuerkennen. Aber ich kann es nicht verfchtveigen, daß fid 
zugleich ein Mangel an Schärfe der Unterjcheidung zwiſchen Guten 
und Böſem und eine Neigung, das Verwerfliche zu verhüllen, in dem 
ganzen Aundfchreiben fpüren läßt. Ich verfuche, dieſes mein Urteil 
das im erſten Augenblidlich vielleicht zu Hart fcheint, zu begründen. 

Die große Verſchiedenheit zwiſchen dem Urteil gläubiger Chriften 
in Nord» und Süddeutſchland über die Ereigniſſe führt unfer Freund 
darauf zurüd, daß dort zu wenig, hier zu viel Gebrauch von ber 
Offenbarung Sohannt? gemacht werde. Diefe Auffaßung muß id 
gänzlich ablehnen; in unjerer Streitfrage handelt es fih, wie mir 
fcheint, nicht um die richtige Anwendung der Apofalypfe, ſondern 
der Gebote Gottes und der einfachen, unzmweifelhaften Grundjäge 
der ganzen chriftlichen Lebensordnung. Wenn Diener Chrifti & 
unternehmen, fich Über Tatjachen der Gegenwart, die noch im Fluße 
find, und deren rechtlicher und fittliher Character noch in Frage 
geftellt werden kann, billigend oder entichuldigend auszuſprechen, jo 
gewähren fte dadurch den noch im Handeln begriffenen Perſönlich⸗ 
feiten eine Ermutigung, wodurd fie ſelbſt einen Teil der Verant⸗ 
wortung für dieſe Taten vor dem Richterftuhl Chriſti auf fich nehmen. 
Bor diefem müßen wir alle offenbar werden, um nach dem Worte 
Chrifti unfer Urteil zu empfangen. Wenn dieſes gegen ung ausfällt, 
fo werden wir nicht an einen andern und höhern Weltrichter als 
Chriſtus appellieren Tönnen, eben jo wenig wird jemand verlangen 
fönnen, daß der Herr jeine Werke nicht nach) den Geboten Gottes, 
fondern nach den bei den Statsmännern und Lenkern der Weltreiche 
üblichen Grundſätzen (etwa nad Macchiavellis Buch, „vom Fürften”), 
oder nach einer vermeintlichen politiichen und geichichtlichen Not⸗ 
wendigkeit beurteilen möge. 
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Das milde Urteil unferes Freundes über die preußiſche Politik 
beruht auf dem Sate, daß ein Krieg zwilchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich zur Löjung der deutichen Frage unvermeidlich geweſen ei. 
Er nennt es „das Verdienſt Bismards, daß er Diele gejchichtliche 
Notwendigkeit erfannt und nad) dieler Ueberzeugung mit rückſichts⸗ 
Iojer Energie gehandelt hat.” Er leugnet es nicht, daß Graf Bis⸗ 
mard „den Krieg gewollt, dieß auch ſchon ſeit Jahren oftmals offen 
ausgeſprochen hat, während der König nur jehr ſchwer fich zu dem⸗ 
ſelben entichloß.” | 

Ich beitreite die vorausgeſetzte Notwendigkeit eine® Bruder⸗ 
Trieged zur Herjtellung einer einheitlichen Stat3ordnung in Deutſch⸗ 
Iand. Der Wunſch nad) einer ſolchen, worin wir alle überein⸗ 
ftimmen, ift gerecht, und die Anſicht, daß nicht das alternde Oefter- 
reich, ſondern das lebenskräftigere Preußen an die Spige zu treten 
berufen jet, tft niemand zu verargen. Aber es ftanden andere und 
beßere Wege für ein folches Ziel offen. Man Zonnte durch eine 
gejegliche, volfstiimliche, die Freiheit verbilrgende Politik im Innern 
das DVertrauen und die Liebe der andern beutichen Stämme ge- 
winnen. Wie die große Erweiterung Preußens im Jahre 1814 ihm 
als Lohn für feine Leitungen im Befreiungskriege zu Teil wurde, 
jo hätte es durch Ähnliche Aufopferungen für die deutiche Sache in 
einem neuen Kampfe gegen den auswärtigen Feind die unbeftrittene 
Hegemonie iiber alle Mittel» und Kleinitaten fi) erworben, und 
zwar ohne Bruderfrieg. Die Gelegenheit war 1859 gegeben, und 
nachdem man fie damals nicht benubt hatte, konnte man doch mit 
Sicherheit auf eine Wiederkehr derfelben rechnen. Nicht durch eine 
Notwendigkeit des Schidjals, wie fie unjer Freund anzunehmen 
ſcheint, ſondern durch eigene Wahl wurde der preußiiche Miinifter 
auf einen andern Weg gewieſen. Er hat den Srieg mit Oeſter⸗ 
reich gewollt, wie Fabri jelbit einräumt, — ſetzen wir Hinzu, was 
in diefem Zugeftändnis enthalten ift: er hat diejen Krieg ſeit wenig» 
ftend 4 Jahren vorbereitet, er hat endlich den Ausbruch herbei- 
geführt, er hat das wiberftrebende Gewißen des Königs überwältigt. 
Zwar erit die Zukunft wird Klarheit darüber bringen, ob Oeſter⸗ 
reich wirklich in einem für Preußen gefahrdrohenden Maße gerüftet 
Hatte. Es Hatte ſchon den andern Feind, Italien, auf dem Halſe, 
und uns tft es unglaublih, daß man ohne mächtige Alliierte auch 
noch den nordiſchen Feind zu gleicher Zeit herausfordern wollte, 
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Doc geſetzt, es beftand fett dem 14. Juni eine Gefahr für Preußen, 
überfallen zu werben, fo war diefe nur die natürliche Folge ber 
ganzen vorangehenden Haltung der preußiichen Politik. Die Abſicht, 
feine Neform des Bundes zu bewilligen, jondern ihn bei erfter Ge 
legenheit zu ſprengen und Defterreich aus Deutjchland auszuſchließen, 
war fein Geheimnis. Ganz Deutichland hielt den Bruderkrieg für 
verwerflich, fir moraliſch unmöglich, Die Hffentliche Meinung in 
Preußen ſelbſt ſchauderte Davor zurüd. — Einer war es, der allein 
unter allen die Sache auf fein Gewißen nahm. Unſer Freund jcheint 
die Kühnheit des Mannes zu loben, doc Tann er auch wieder im 
Hinblick auf feine Politik im Innern jene „Rückſichtsloſigkeit gegen 
die moraliſchen Factoren des Volkslebens“ nicht billigen. Beßer 
wäre es, ftatt fich in ſolche Widerjprüche zu verwickeln, es entſchieden 
auszuſprechen: nur ein Statsmann, dem die Geſetze des eigenen 
Landes, die Rechte und Freiheiten des Volkes nicht heilig waren, 
fonnte ſich zu einem ſolchen Verfahren gegen die andern Bunde 
glieder, Fürften- und Volksſtämme entjchließen. 

Ich finde es beflagenswert und ſchwer zu verantivorten, daR 
ein rechtmäßig berufener Verkündiger der Lehre Chrifti dieſes Ver⸗ 
fahren ohne Gleichen, wogegen das Gewißen bes ganzen Volkes fid 
fträubte, zu entſchuldigen und die „rückſichtsloſe Energie 
die auf diejem Wege beiviejen wurde, al ein Verdienft zu bezeichnen 
fih getraut. 

Erinnern wir und an den großen Wendepunkt der preußtichen 
Politik, bei welchem fie. diefen Weg betrat, um eine weſentliche Lücke 
in Fabri's Bericht auszufüllen. AS Napoleon I. geſtürzt und da- 
burch dem Zeitalter der franzöftihen Eroberungspolitik ein Ziel 
gelegt wurde, verfiindigten die Fürſten der heiligen Alliance ein neue 
Syſtem . der europätichen Statenordnung. Nicht mehr die wilde 
Kraft jollte vorherrfchen und die Entſcheidung geben, ſondern das 
Recht follte gelten, und auch die ſchwächeren Staten jollten den 
Schuß der großen Mächte genießen. Die Ausführung war jehr 
mangelhaft, aber die Grundjäge waren gut. Während dieſes Syſtem 
in andern Ländern früher dahinftel, wie in Frankreich, hatte es fi 
in Deutſchland tm Wejentlichen bi? 1864 erhalten. Preußen und 
Defterreich jchritten zum Krieg gegen Dänemark. Das deutide 
Volk freute ſich ihres Entfchlußes, denn man glaubte, fie jchritten 
als Rechtshelfer fiir Schlewiga-Holftein ein. Aber kaum war Dine- 
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mark beſiegt, jo ſchwand dieſer Schein, indem Preußen und Oeſter⸗ 
reich durch den Wiener Vertrag ſich die Herzogtimer von dem däni⸗ 
ſchen Könige abtreten ließen. Sie erklärten dadurch, daß er der 
rechtmäßige Herr von Schleswig⸗-Holſtein geweſen, ſie characteri⸗ 
ſierten ihr eigenes Werk als eine, auf keinen Rechtsgrund ſich 
ftligende Gewalttat gegen den Schwachen. Ste gründeten ihren Ans 
ſpruch, über Schleswig - Holitein zu verfügen, auf das vermeintliche 
Eroberungsrecht (eigentlih Unreht). Damit war nicht allein der 
Deutihe Bund, fondern das Syitem der Legitimität überhaupt ab» 
getan und der Anbruch einer neuen Periode napoleoniſcher Gewalt⸗ 
tätigfeit verfiindigt. Oefterreih verjuchte nach einigem Schwanten: 
feinen Fuß aus der Schlinge zu ziehen und auf den Weg des 
Rechtes zurüdzufehren, aber es war zu jpät. Der Lenker des preußi= 
ſchen States war entichloßen, auf dem neu betretenen Pfade vor⸗ 
wärts zu jchreiten, und auf diefelbe Weije, wie man Dänemark und 
Schleswig: Holjtein behandelt hatte, gegen die twiderftrebenden, an 
das Bundesrecht fich anklammernden deutſchen Mächte aufzutreten. 

- Wären diefe Tatſachen unſerm Freunde gegenwärtig geweſen, 
fo wirde-er die Stimmung der jübdentichen Brüder, welche er von 
„polittichen Fanatismus“ angeitedt nennt, gerechter beurteilen. Mar 
kann von der Politik der conftitutionellen Staten, welche fich Oeſter⸗ 
reich anfchloßen, jagen, daß fie nicht Hug war, denn wir Hatten für 
den Fall, daß Oeſterreich und feine Verbündeten flegten, feine 
Garantien dafür, daß eine beßere Geftaltung Deutſchlands bie Frucht 
des Sieges fein würde. Man wagte fich ohne ein poſitives Pro⸗ 
gramm in den Kampf. So viel vermochte dad Rechtsſsgefühl— 
und der Unwille über die bon der Gegenfeite ausgehende Zer⸗ 
ftörung des Bundesrecht. Wir wollten nicht, daß unſere Fürften 
behandelt würden wie Herzog Yriedrih, unjere Stände wie die 
Stände von Itzehoe, und unfer Volk wie das Volt von Schleswig 
Holſtein. Da Defterreih auf die Seite des Rechts zuriidgetreten 
war, hielt man felbjt ein Uebergewicht Oeſterreichs für ein geringeres 
Uebel als den allgemeinen Steg des preußtichen Militairdespotis⸗ 
mus. Unter vielen Millionen Seelen, die gegen Preußen aufgebracht 
waren, mochten auch wol von Fanatismus erfüllte fein, aber der 
Hauptgrund der Aufregung gegen Bigmard war und tft, bei unjeren 
Fürften, unfern Vollövertretungen und in der gefamten öffentlichen 
Meinung, das beleidigte Rechtsgefühl und der Unwille über den 
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auf deutichen Boden verpflanzten und gegen die durch heilige Bande 
verknüpften Fürften» und Volksſtämme vorjchreitenden Bonapartismus. 

In den jpäteren Schritten Preußen?, bis auf den heutigen Tag, 
ſehen wir die Conjequenzen de3 angenommenen, neuen, undeutfchen 
Principe. AS Garibaldi im Jahre 1860 die neapolitaniſchen 
Dfficiere, welche ihren König verraten hatten und zur. Revolution 
übergiengen, als „Herven“ begrüßte, konnte fein deutfches Gemilt 
ſolches ohne Unwillen vernehmen. Jetzt find die Dinge in Deuiſch⸗ 
land auf derjelben Stelle angefommen, und die preußiſchen Stats⸗ 
männer werden, jelbjt wenn fie es nicht wollen, dahin getrieben, in 
den übermältigten deutfchen Landen treulofe Menfchen zu loben und 
emporzuheben, — Anhänglichfeit an den rechtmäßigen Fürſten zu bes 
trafen. Was tft aus jenem Königtum Friedrih Wilhelmd 111 
‚und 1V. geworden, welches während zweier Menjchenalter lauter als 
alle andern Mächte der Erde den Anſpruch erhob, ein chriftliches 
Statsweſen gegründet zu haben und das chriftlich-germaniiche Prin⸗ 
cip zu vertreten! — | 

Unjer Freund Fabri jagt: „In den Mitteln fei diejer Stats⸗ 
mann nicht wähleriſch geweſen“, und er habe gewiſſe Elemente ix 
einer „teilmeife bedenklichen Art” zu Bundesgenoßen aufgerufen. Ih 
frage, darf ein Mann, in dem die Furcht Gotte® wohnt, und ber 
bei der Rüge des Unrechts feine Furcht. vor den Menfchen Termen 
fol, Hilfsmittel und Bündniſſe, Die offenbar fein eigenes Gewißen 
verurteilt, mit jo fjchonenden und entjchuldigenden Ausdrücken bes 
zeihnen? Ein Staismann aljo, welcher, um feine Sache por Gott 
und den Menichen rein zu erhalten, Künſte der Unmwahrheit und 
Bündnifje mit revolutionären Menſchen verjchmähte, würde von 
unſerm Freunde nicht bewundert, geliebt und geehrt, jondern als 
„wähleriſch“ bezeichnet werden. Von diefer Abſchwächung des ſitt⸗ 
Jichen Urteil fcheint mir nur noch ein Schritt bis dahin zu fein, 
wo Licht Finſternis und Finſternis Licht genannt wird. Iſt e8 
wahr, was Fabri jagt, daß Graf Bismard „dem Evangelio perjüns 
lich nicht ferne fteht“, um jo ſchlimmer fir Graf Bismard. Beßer 
wäre es, das Evangelium nicht fennen, als es kennen und nicht nad 
ben Vorſchriften des Evangeliums tun. 

Vielleicht mwilrde fih unferm Fremde im Laufe der Zeit bie 
Wahrnehmung aufdrängen, daß das Bündnis dieſer Polilik mit den 
Nevolutionären in Stalien, in Ungarn und in Deutichland ſelbſt 
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nichts zufäliges und nebenjächliches if. Es befteht eine Geiſtes⸗ 
verwandtichaft zwiſchen der Revolution von oben und der Revolution 
von unten. Ihr Gemeinjames liegt in der Rückſichtsloſigkeit gegen 


göttliche und menfchliche Geſetze, wenn es gilt, übermiütige Pläne 


durchzuführen; die franzöftihe Geſchichte ift die Erläuterung hierzu. 
Napoleon J., wiewol Anfang? von den Republikanern verabichent, 
wurde der Abgott für viele durchaus renolutionäre Männer. Sie 
bemunderten an ihm die in großartigem Maßſtabe durchgeführte 
Geſetzloſigkeit, die fle jelbjt nur in Eleinem Kreiße auszuüben ver- 
modten. Die Sympathien, die ſich bei uns für ben preußiſchen 
Prenter-Minifter regen, find gröiten Teils derfelben Art. 

Unfer Freund Fabri jagt nichts davon, daß das angekündigte 
Parlament durch allgemeines Stimmrecht zu Stande kommen foll. 
Gerade das bedenklichite Moment in der Neichöverfaßung von 1849 
wird acceptiert. Wer ein Verftändnis für die gefchichtlichen, durch 
dad Chriftentum bejtätigten Grundlagen des Statslebens Hat, wird 
über den Character und die Tragweite einer folchen Maßregel nicht 
in Zweifel fein. Sie ift eine der bezeichnenditen Taten der neuen 
preußiſchen Politik, und wir brauchen nicht zu jagen, welches Mufter 
hierdurch nachgeahmt, welche Principien und melde Mächte zu 
Hülfe gerufen werden. — Unfer Freund findet e8 nicht unwahr⸗ 
Tcheinlih, daß Graf Bismard forthin, „eine den Volfsfretheiten nicht 
feindliche Regierungsweiſe einhalten und dadurch verfühnlich wirken 
werde.” 3 tft nicht leicht, diefe Hoffnung zu teilen, wenn man fteht, 
wie jeit zwei Jahren das Volt in den Herzogtümern, in dieſem 
Augenblide da3 Volk von Hannover und Heffen, gleich einer Schar 
von Heloten behandelt, über jeine Wünjche nicht einmal gehört und 
feiner Verfaßung und Gejeße beraubt wird. Ich kann unfere ſüd⸗ 
deutſchen Liberalen nicht begreifen, welche zum Eintritt in den neuen 
norddeutichen Bund drangen. Sie wollen die Früchte des großen 
Unrechts mitgenießen, aber tie iſt dieß möglich, ohne daß fie dadurch 
zugleich in die Mitichuld eintreten? Es fcheint mir eine verhängnis⸗ 
volle Teuſchung, wenn man neben einer fo entfalteten und in jolchen 
Händen befindlichen Militärgewalt auf den Beitand gejeglicher Frei⸗ 
heiten rechnet. Die gewalttätige Politik wird ſchwerlich eine vorüber⸗ 
gehende Gricheinung fein. In den neu unterworfenen Ländern 
werden gerade die edeliten, Ionaliten und unabhängigiten Charactere 
der neuen Gewalt wiberftreben, und eine fortwährende Spannung, 
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bei der fein Rechtsleben gedeihen kann, wird, fo fürchte ich, Die Folge 
jein. Die Bejeitigung der fürftlichen Familien von Schleswig-Holftein, 
Hannover, Helfen und Naffau wird eine nicht zu heilende Wunde 
in dem neuen Statskörper zuriidlaßen. 

Preußen fteht, vermöge der Erfolge feiner Waffen, Furcht ges 
bietend da, und unter dem Schuße des preußiichen Adlers Kann der 
Deutjche den fremden Nationen, die ihn bisher verachteten, wieder 
mit Selbitgefühl gegenüber ftehen.. In noch höherem Maße, fo 
ſagt man, wird dieß der Fall fein, wenn auch die ſüddeutſchen 
Staten ihre Heeresmacht und ihre Vertretung gegen das Aus⸗ 
land an Breußen übergeben. So jei das erjehnte große Ziel der 
deutjchen Einheit ganz nahe gerüdt. Das Ziel tft groß, aber ber 
Preis ift zu teuer. Neben vielen Schwächen hat das deutiche Volk 
eine edle, auszeichnende Eigenſchaft: Sinn für das Recht, und Fähig⸗ 
feit zur Aufopferung für daſſelbe. Sol dieſes Rechtsgefühl erftidt, 
ſollen zugleich die beitehenden Garantien der Freiheit einer despo⸗ 
tiichen Gentralgewalt zum Opfer gebracht werden, jo tft dieß Opfer 
zu groß. Was alle großen Patrioten Deutjchlands erſehnt Haben, 
ift ein veredeltes Nachbild des alten Reichs deuticher Nation, nicht 
eine Copie des bonapartiihen Kaiſertums. 

Unfer Freund Fabri fcheint die Hoffnung derer zu teilen, welche 
auf dem von Preußen betretenen Wege Größe und Glüd des ge— 
meinfamen Vaterlandes erwarten. Bis jetzt fit die Einheit nicht da, 
ſondern eine ſchroffe Dreitetlung des Waterlandes tft an die Stelle 
ber früheren unvollkommenen Einheit getreten. Die mühevolle 
Arbeit eine® Jahrhunderts für die Verftändigung, Annäherung und 
gegenfeitige Achtung zwiſchen Nord» und Siüddeutfchland, zwiſchen 
Proteftanten und Katholiken, tft, wie die reifende Saat dieſes Som= 
merd, durch den unnötigen Bruderfrieg zertreten. Doch gejegt, mit 
den jetzt ergriffenen Mitteln würde und das Haus der Einheit auf- 
gerichtet, jo wiirde doch Eines nicht darin wohnen, nemlich der gött- 
liche Segen. Denn „mwehe dem, der fein Haus mit Blutſchulden 
bauet”. 

Ein Ereignis der neuern Gedichte hat traurige Aehnlichket 
mit dem, was jegt gefchieht, und auch damals gab es Getftliche, 
welche die Tat rechtfertigten, ich meine die Teilung Polens. Ich 
fürchte, ähnlich werden die Folgen, ähnlich wird auch das Urteil der | 
Nachwelt fein. 
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Blicken wir höher empor auf daß göttliche Walten, deſſen Werkzeuge 
bie fterblichen Menſchen find. Gott führt feine Züchtigungen und Gerichte 
auch durch ſolche Menſchen aus, ja gerade durch ſolche, die nicht mit Seinem 
Sinn ausgerüftet find und Seine Gebote nicht halten; wir find mit 
Defterreich unterlegen, und wir wollen es fühlen und befennen, daß 
Defterreihh als Stat und Volk diefe Züchtigung wol verdient hat, 
denn viel tft in Oefterreich, und viel bei feinen Bundesgenoßen zu 
finden, was den göttlichen Unmwillen herausfordern muß. Wir wollen 
zu Gott, der ſolche Strafe über uns gejandt hat, jagen: Herr, du 
bift gerecht! aber niemand follte verlangen, daß mir daffelbe zu dem 
Manne jagen, den Gott als eine Zuchtrute wider und gebraucht. — 
Furcht gebietend fteht das neue Abbild des napoleoniſchen Militär- 
ſtates da, aber dadurch tft ihm glückliche Zukunft und langwährender 
Beitand nicht verbürgt. Wie endete Napoleon? 

„Auch Patroflus erlag, der doch viel tapfrer ald du war.“ 


4. Der preufifche Appellationspräfident Ludwig von 
Gerlach über die Ergebniffe des Krieges. 
1. 


(Die Annerionen und der Norbbeutfche Bund, September 1866. Vom Verfaßer ber 
NRunbfchauen, Berlin 1866, S. 35—28). 


Annerionen — Beſitznahme fremder Länder ohne Abtretung 
— find, feit der erfte Napoleon fie im Großen vollzog, alio jeit 
1813, in Deutfchland nicht vorgelommen. In Italien dagegen iſt 
mwefentlich aus Annerionen das dortige neue Königreich vor unfern 
Augen entftanden. Unſere confervative Partei und ihre Organe 
fonnten feit 1860 nicht fchneidende Worte genug finden, um dieſe 
Annerionen und ihre Urheber zu verurteilen. Bis zum Webermaß 
gaben aus der Mitte der Partei Sympathien fi fund für den ver- 
triebenen König von Neapel. Im Frühjahr diefes Jahres verftummte 
plöglich dieſe ſtürmiſche Sprache. Jetzt, nachdem die preußiſchen 
Annerionen verkündet find, hat ein preußiicher Patriot in der „Kreuz⸗ 
zeitung” jenen Ton wieder aufgenommen. Es graut ihm vor der 
Sleichftellung mit dem „König Chrenmann”, mit Cavour und Gas 
ribaldi. „Treubruch, Empörung, Beftehung”, wirft er Cavour und 
dem Königreiche Italien vor, — „jeder der Revolution geleiftete 
Dienft und jede Schöpfung der Revolution fei ein Dienft und Wert 
der Lüge, — Brigandage, Aufruhr, Raub, finanzieller Ruin, vor 
allem tiefe Entfittlichung und Abfall von jedem Glauben herriche im 
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Innern des Königreichs Italien”; ganz etwas anderes aber, das 
Gegenteil von dem allen, ſeien die preußiichen Annerionen. Allein 
wenige Tage darauf erhielt der Patriot feine Rüge von dem preu- 
Biichen Statsanzeiger. Dieſes „amtlihe Organ” ift der Diſtinction 
zwiichen Preußen und Italien nicht günftig, die der Patriot macht. 
Seine Aeußerungen, jagt der StatSanzeiger, entſprechen nicht den 
biltoriichen Tatſachen, — er misachte das berechtigte Streben der 
Bewohner Staliend nach nationaler Einheit und zeige fein Verftänd- 
nis für die culturgefchichtlihe Bedeutung der Neugeitaltung 
Italiens. Beſonders wird die Behauptung des „Abfall von jedem 
Glauben” zurückgewieſen. „Italien“ — heißt es weiter — „fei im 
Krieg ein treuer und wichtiger Verbündeter Preußen? gewejen; fo 
dürfe daher ein preußiſches Blatt nicht ſprechen“. 

Schon einmal hat Preußen fi) bedeutend vergrößert durch Die 
Annerion Hannovers 1806, mit Zuftimmung des damaligen Napoleon. 
Hannover gieng dann, 1807, durch Abtretung an König Jerome 
über, den Vater des jetigen Prinzen Napoleon. Frankfurt gehörte 
zu jener Zeit dem Fürften Primas des Nheinbundes, deſſen Protector 
Napoleon war. 

Man hat auf dad Recht der Eroberung fih berufen. Dieles 
Recht hängt jedoch ab von der Veranlaßung und Beichaffenheit des 
Krieges, der der Eroberung voran geht. Der Begriff des Nechtz 
jelbit bringt es mit fich, daß die bloße Gewalt fein Recht begründet. 
In einem Falle wird das Recht des Eroberer hinausgehen dürfen 
über den Zwed der Entihädigung und der Sicherftellung für die Zus 
kunft. Das Moment ftrafender Gerechtigkeit würde, fo meit eg 
überhaupt Anwendung fände, doch forgfältig getrennt bleiben müßen 
bon jedem meiter greifenden Vorteil oder Gewinn für den Strafenden. 

Auch Napoleon 111. hat nicht ohne weiteres erobert. Nachdem 
er Frankreich ſich unterworfen, hat er es fich zufprechen laßen durch 
das allgemeine Stimmredt. Dieſes Inftrument verfagt erfahrungs- 
mäßig niemals, wenn die Macht dahinter fteht und gehörig gebraucht 
wird. Als Princip fol es jest in Nordichleswig eine neue Sanction 
erhalten, und, wie es jcheint, überhaupt an die Stelle der „gehaßten“ 
Verträge von 1815 treten. Würde das Princip conjequent Durchs 
geführt, jo würden fünftig nur noch diejenigen Dynaftien, — viel- 
leicht nur Die einzelnen Herricher, — als legitim gelten können, welche 
dieſes Examen beitanden hätten. 
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In den annectierten Pändern wird es Preußen obliegen, das 
Gewißen derer zu befriedigen, die in treuer Pietät ihren bisherigen 
Landesherrn ergeben find, und dann ihr Vertrauen und ihre Ans 
hänglichkeit zu gewinnen. 

Die bloße Befitnahme entbindet nicht von folder Treue, 
Sonft wäre die Treue nichts, gerade wenn fie am nötigften ift. 
Napoleon hätte dann im Juli 1807 nur noch Memel zu bejeßen 
brauchen, um dur ein Wort die untreuen Preußen in treue zu 
verwandeln und die treuen, deren es — Gott jei Dank — unzählige 
gab, in untreue. Solche für jeden Stat — namentlich für Preußen 
jelbjt — grundverderbliche Lehren darf Preußen nicht begünitigen. 

Dagegen werden diejenigen an Preußen fi andrängen, die 
ſchon bisher ihre Landeöherrn los zu werden oder zu nullificieren 
verjucht oder gewünjcht haben. Es wird eine unumgängliche, aber 
jehr Schwere Aufgabe für Preußen fein, ſolche Alltancen zurüdzumeijen. 
Zeute diefer Art pflegen jehr dreiit zu ſein. Es iſt jedoch ein 
dringendes Bedürfnis auch der alten preußlichen Landesteile, daß 
dieſe Aufgabe gelöjt werde. Die Treue tft in allen Beziehungen 
treu, und die lintreue in allen untren. Der revolutionäre NRadi- 
calismus der ganzen Welt hat nur Eine Wurzel und trägt nur Einer- 
lei Frucht. 

„Lehre fie wie Chrilten ihres Eides gedenken“, jo beten mir 
fonntäglid in der Kirche. Halten wir jedes Gewiken in Ehren, 
dem der Herr, den wir anrufen in diefem Gebet, Gnade gibt feines 
Eides zu gedenken. 

In dem blutenden Herzen der Treue iſt der ur- 
alte Kern der deutſchen Nationalität zu finden, nit 
in den hohlen Phrafen: Realpolitit der Tatfahen — welthiftortiche 
Notwendigkeiten — fich erfüllende Geſchicke, und dergleihen. Solde 
Phrajen umſchwirrten uns, als wir heutige Greife Jünglinge waren, 
pon dem bonapartifhen Paris aus, während Preußen im Stillen 
fih rültete zu den Freiheitskriegen. 


2. 
¶ Deutſchland um Neujahr 1870. Vom Verfaßer ber Rundſchauen, Berlin 1870, &. 18—19). 
Die Heinen Staten find, wenn ſie in dem rechten Verhältniſſe 
zu den großen ftehen, fein Uebel, fondern ein ſchöner Schmud und 
ein Bildungsmoment Deutſchlands. Wer die Kleinſtaten verfpottet, 
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deffen Spott trifft auch Nom in feiner Jugendblüte, Athen und 
Sparta. Bei Salamis muß er für Xerxes Partei nehmen. Wahr: 
icheinlich gab es ſolche Spötter am Hofe des Xerxes. Endlich 1866 
zerriß auch jenes letzte Band der Einheit Deutſchlands unter dem 
Beifall derer, die ſich vorzugsweiſe deutſche Patrioten nennen, umd 
nur ein Nord deutſcher Bund gieng 1866 hervor aus den Siegen, 
welche deutſches Blut verbiindet mit Garibaldi's Könige errungen 
hatte über deutsches Blut und aus der Depofjedierung uralter deut⸗ 
cher Fürftenhäufer. 

An grelliten jedoch tritt jegt, fett 1866, die Kraftlofigfeit der 
deutichen Nationalität darin hervor, daß in Deutjchland Schmerz 
und Trauer über die Verlufte und den Zuſtand von Deutichland nur 
jehr Schwach fi fund gibt, — faft gar nicht in den alten Provinzen 
Preußens. Verloren tjt jeitdem die deutjche Herrichaft in Italien 
und Ungarn; gefährdet ift fie in Böhmen und Galizien. 
Verloren find die deutichen Herzogtümer Luremburg — mit feiner 
Feſtung — und Limburg. Deutjchland grenzt nicht mehr an das 
Adriatifhe Meer. Abgejchnitten vom übrigen Deutichland iſt 
Oeſterreich, das Oeſterreich, deſſen Waffen feit Jahrhunderten 
Deutichland jo oft verteidigt haben gegen Türken und Franzoſen, 
— gegen diefe noch 1813—1815 in ſchönem Bunde mit Preußen — 
und abgeſchnitten mit Oeſterreich die grüfte deutſche Hauptitadbt und 
der glänzendfte deutjche Tron. Verloren ift namentlic) das Helden 
land Deutſchlandd, Tyrol. Andreas Hofer, fein Grab und feine 
Erinnerungen gehören Deutichland nicht mehr an. in deutſches 
Fürſtenhaus hat zwar den ruſſiſchen Iron inne. Aber unter diefem 
Hauje wird in den unter ruſſiſchem Scepter von Deutichen regierten 
Dftjee- Provinzen die deutjche Sprache und Nationalität vertilgt, und 
Deutichland ſchweigt. Dagegen jol Schleewig — will aber gröſtes 
Teiles nicht — deutſch fein. 


5. U. 5 C. Vilmars Losfagung von den um des politis 
ſchen Erfolges willen da3 göttliche Geſetz verleugnenden 
<heologen, dd. Marburg 1. November 1866. 


(A. #. E. Bilmar, Baftoralstheologifche Blätter, Stuttgart, XIL, Juli bis December 
1886, ©. 819). 


Die Baftoralstheologijhen Blätter werden hiermit geihloßen. 
Mollte ich fie fortführen, jo wiirde ich alsbald innerhalb derjelben 
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zu der fehr eingehenden Erklärung genötigt werden, daß ich jede 
Verbindung mit denen, welde ji für Chriiten, fogar 
für Hirten der Herde Chrifti außgeben, aber in jünge 
fter Zeit die [hreiende Verlegung ber Zweitafelgebote 
Gottes für unerheblich erflären, nicht allein aufbebe, 
fondern für immer durchſchneide. 


6. Hermann von Mallindrodt, der Führer der fpätern 
Centrum3partei, über das Jahr 18366, 

(Sigung bed Norbbeutichen Reichſtages vom 12. Merz 1867; Stenograpbiſcher Bericht.) 

...93 halte an dem alten Sat: „justitia fundamentum reg- 
norum*; an der Wiege des Norddeutſchen Bundes habe 
ih aber die Juftitia nicht zu finden vermodt. Ich 
werde mich aufrichtig freuen, wenn es irgendwem gelingen wollte, 
mich vom Irrtum zu überzeugen; bis dahin bleibe ich jedoch der 
Meinung, daß nur das Princip der Zweckmäßigkeit und der Satz, 
daß derjenige, der den Zweck will, es nicht fo gar genau mit den 
Mitteln nehmen muß, in der leitenden Politik des preußiſchen States 
feinen Ausdrud gefunden hat. Die Belege dazu liegen nahe. In 
Schleswig-Holftein begann der Krieg zur Befreiung des Landes 
von unberechtigter Herrichaft des däntichen Könige. In London 
wurde das Recht des Herzogs von Auguftenburg behauptet; als der 
Herzog Bedenken trug, den dießjeitigen Zumutungen vollitändig zu 
entjprechen, bejtritt man deijen ganzes Recht, aber man hütete fich 
wol, die dann einzig berechtigten Inftanzen: das Volk und den Bund 
zu Worte fommen zu laßen. Ohne Krieg, ohne irgend welches Vers 
Tchulden von Seiten des Landes eignete Preußen fi) das Land zu, 
nahm ihm feine Selbftändigfeit und leitete das Recht Hierzu von dem 
Nichtrechte des Königs von Dänemark ab. Ih halte das für 
ſchlimmer al? nadte Eroberung, denn der DBefreier hat 
fih in den Vergewaltiger umgewandelt. Werfe ich ſodann den Blid 
auf den deutjchen Krieg, jo ſehe ich auf der einen Seite allerdings 
glänzenden Sieg und die Verftärkung preußiſcher Macht; allein die 
Sade hat auch eine andere Seite, und die zeigt die Zerreißung 
des einzigen, wenn auch ſchwachen Bandes, weldes 
die gefamte deutſche Nation umſchloß, und während deſſen 
Beitandes Deutichland fich einer langen, früheren Zeiten unbefannten 
Periode des Friedens zu erfreuen hatte Sch jehe da die Abs 
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iprengung dfterreihifherundntederländifher Bundes— 
länder, ich jehe die Enttronung dreier Fürjten, Die Con— 
fiscation der freien Stadt Frankfurt und, mehr oder 
minder, die tatfählihe Mediatifterung der übrigen 
Fürſten, — und das alles ohne gerehten Anlaß. MWreußen‘ 
war nicht gebrängt zum Kriege. Seit Jahren war feine Politik 
unzweifelhaft beflißen, jede Lebenstätigkeit des Deutfchen Bundes im 
Keime zu erftiden, um dadurch in den Augen der Nation die Be— 
deutung de Bundes um fo ficherer zu untergraben. Es war Preu⸗ 
Ben nicht in der Defenfive gegen den Bund, jondern umgefehrt, der 
Bund und Oefterreich waren in der Defenfive gegen daß unbered)- 
tigte und eigenmächtige Vorgehen Preußen? in den Herzogtümern. 
Bor dem Kriege herrſchte nicht nur in den europäiſchen Ländern, 
iondern auch in Breußen ſelbſt von der Saar bis nad) der Memel, 
und von der Hütte bis zum Palaſt die Ueberzeugung vor, daß die 
Aggreiftion und das Unrecht auf preußijcher Seite fei. 

Die glänzenden Waffenerfolge haben die Stimmungen allerdings 
weſentlich umgeftaltet, jo wejentlich, daß manche früher heftige Gegner 
der preußiichen Politik jetzt nur noch da zu fein fcheinen, um deren 
Triumphwagen zu ſchmücken; und es iſt wahr, daß die Veränderung 
der Stimmung felbit über unfere Grenzen hinaus ziemlich tief in 
die ehemals feindlichen Länder hinein reiht. Allein das beftimmt 
mich nicht und bringt mich nicht dahin, auch dem Erfolge Weihrauch 
zu ſtreuen. Ich Halte feſt an dem Recht um der ewigen Gerechtigkeit 
willen; ich folgere aus den Stegen nicht, daß der Sieger Recht hat... . 
Ich Kenne nur einen Maßftab des Rechtes, und halte feit an 
dem Glauben, daß die Geſetze der Gerechtigkeit nit bloß 
für die Brivatperfonen gegeben find, Jondern eben 
jomwol für die Diplomaten und Statßmänner..... 

Im Iahre 1815 wollte man recht eigentlich den Bundezftat, 
und man konnte ihn wollen, weil es an ebenbürtigen Gliedern nicht 
fehlte. Im Jahre 1867 will man im Grunde nichts als das 
etgentlide alte Breußen, nur mit etwa breiteren 
Schultern, etwa ftärferer Taille und einem leichten 
deutſchen Rod. Etwas weſentlich anderes ald den Einheit3- 
ftat kann man nicht wollen, fonft hätte man die Lande Hannover 
und Heflen nicht annectieren dürfen. Ih unterſcheide zwiſchen 
preußgifhem Geiſt und deutſchem Getjt. Wenn man von 


521 


deutſcher Mannigfaltigkeit, von deutjcher Freiheit Ipricht, fo find das 
Begriffe die jedermann leicht faßt. Sprit man von preußifcher 
Mannigfaltigkeit, die tit nicht da. Sprit man von preußijcher 
Treiheit, die ift von jungem Datum und hält mitunter ein Schläf- 
hen. Redet man aber von preußifher Ordnung, Disciplin, von 
preußiicher Uniform: das verfteht jedes Kind. Sch bin weit entfernt, 
nad) der einen oder nach der andern Seite einen Vorwurf zu machen; 
ich halte alle diefe Dinge für vollftändig berechtigt, den Eigentüm— 
lichkeiten und dem ganzen gefchichtlichen Entwidelungdgang ber ver- 
fchiedenen Teile Deutſchlands entiprehend. Allein: ich ziehe daraus 
den Schluß, daß eine gefunde Entwidelung die Berückſichtigung beider 
Geiftesrichtungen zur weſentlichen Worbedingung hat, und ſolche 
gleichartige Berücfichtigung tft nach meiner Auffaßung nur möglich 
in dem eigentlichen Bundezitat, dagegen in dem Einheitsſtat nicht. 
In dem Einheitsftat unter der dominierenden Leitung 
Alt-Preußens wird der preußiſche eilt fi in einer Weiſe 
geltend und fühlbar machen, daß er aus den weitlichen Landesteilen 
und vollends aus den Südlichen eine Reaction in dem inneren 
Statöleben wedt, einen Gegenſatz, welcher ine inem Militär 
regiment auf der einen Seite und aufder andern Seite 
in revolutionären Beſtrebungen Geltalt gewinnen wird; 
da Eine wie das Andere zum entfchiedenften Nachteile wirk— 
licher wahrer bürgerlicher Freiheit. Gleichwol treiben wir dem 
Einheitöftate unverkennbar entgegen. Es bat dieſe Richtung durch 
die Unnerionen einen Vorſprung gewonnen, der faum wieder zu bes 
feitigen fein wird... | 
7. Herrmann von Gauvain über die Anneriondmoral, 
(Herrmann v. Gauvain, Ohne Krieg zum Frieden, Erlangen 1869, &. 21—22, 25). 
Fürwahr diefe Annerionen, follten fie als gut und recht durch⸗ 
gebracht werden, erforderten die furchtbarfte Revolution, die völlige 
Berfehrung der religiöſen und logiich-moralifchen Welt, in der es 
fortan nicht mehr der Vater und die Mutter, fondern neuerdings 
bie Vater und der Mutter heißen müßte! Hören wir weiter: 
Deutichland erfreut fih einer ernften tiefen Bildung; Dank ihrer 
wißen wir, daß Mord, Lüge, Gitelfeit und alle Sünden und Uebel 
der Welt nur verjchtedene Konfigurationen und Modificationen ein 
und derjelben Sünde, der Selbitjucht, find. Zur Durchbringung 
der Annerionen erfand nun die publiciitiiche Gelehrſamkeit der offi⸗ 
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ciöfen Blätter den Zöftlichen Wi in das Antlitz Deutſchlands hinein, 
daß die Sittlichkeit nicht Hinanreiche an die oberfte Geltaltung, in 
welcher fih das fittliche Leben der Menſchen ausdrückt, aljo an den 
Stat, deſſen eigentliches Princip vielmehr eben die Selbftiucht jet. 
Meint man wirklich, daß das gediegene Deutfchland (vor allem aljo 
Preußen) nicht jofort verftehe: „Aha, der unmögliche Kannibalismus 
muß für die Annerionen gepredigt werden!” Glaubt man wirklich, 
daß man eine Nation wie die unfrige wieder pueril machen könne, 
um mit dem Höllenfeuer der Selbſtſucht zu kokeln? ... 

Und wie ift es doc) mit dem feften neuen Rechtsbau, den Der 
Herr Graf aufführen wollte? Natürlich feiner! Im Gegenteil, die 
allgemeine Reht3unficherheit tft die Heutige Signatur, in welcher 
eine Handvoll von Machthabern unficher nach Alliancen herumtaftet, 
um durch diefe zu fchirmen, was an Nechtöficherheit eben fehlt! 

Die Staten erliegen natürlich den Militär-Budgets, und die 
pielberufene freie Arbeit des Herrn Grafen liegt mwefentlich durch die 
Annerionen darnieder am kranken Rechtsgewißen. 

Ja mit geſchwollenen Zorneg- Adern an der Stirn lächelt man 
Srieden für Zeitgewinnung zur Rache-Stiftung, und die Menfchheit, 
die nicht mehr an das Gute glaubt, als könne es das fein, was die 
Enticheidung gibt, hat jeden feften Halt, jeden feiten Punkt verloren, 
an dem man fich beicheidet, und fo will jeder nun dem Grafen in 
Klugheit und freiem Calcül Concurrenz machen. 


8. Conftantin Grant über die Politif des Jahres 1866 
vom preußiſcheu, deutſchen und chriftlichen Standpunfte aus. 
(Sonftantin Frans, Abfertigung ber nationalliberalen Preffe, Leipzig 1873, S.57—569). 

Was mol als der eigentliche Kern der ganzen Bolitif von 
66 gelten muß? Offenbar doch nichts anderes, als daß die frühere 
rechtliche Stellung Preußen? in Deutjchland aufgegeben wurde, 
um dafür eine um fo Höhere Machtſtellung zu erreichen. Rühme 
und preife das, wen Macht vor Necht geht. Wer aber dad Recht 
noch immer iiber die Macht feßt, wird darin feinen Gewinn erbliden, 
vielmehr eine Duelle von Gefahren, melche über furz oder lang zu 
einer bitteren Entteufchung führen dürften. Zu einer noch bitterern 
vielleicht, ala die einft auf den Bajeler Frieden folgte, der doch 
zunächſt nur Vorteil gebracht zu haben fchien. Auch hat es damals 
nidt an Stimmen gefehlt, welche Preußen? Macht dadurch auf 
einmal für weit höher geftiegen erklärten, als fie bid dahin je ge 
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ftanden hätte. Und bloß materiell betrachtet, war es wirklich fo, 
nur lag der Mangel im Rechtsboden, und mit der Abſchwächung 
des Rechtsgefühls verband fich ganz natürlich die innere Demorali- 
Sation. Denn auch damals Hatte Preußen jeine rechtlihe Stellung 
in Deutihland, und damit zugleich in Europa, um zeitweiliges Ger 
winnes willen untergraben. Freilih war dieß nur in pafjiver Weile 
geicheben, indem man das alte Reichsrecht weniger zeritört als ber- 
Iaßen hatte. Soll aber das wirkliche Umftürzen des beftehenden 
Nechtes nicht noch viel mehr bedeuten? Diejes ind YWuge gefaßt, 
wird man nicht umhin können, in der Politik von 66 den gröften 
Fehler zu erbliden, der feit dem Baſeler Frieden gemacht wurde, 
Das wäre vom preußiſchen Standpunkte aus zu jagen. Bes 
trachtet man hierauf die Dinge vom deutſchen Standpunkte aus, 
jo liegt es offen vor, wie die ganze neue Ordnung auf dem inneren 
Widerſpruch beruht, daß in Wirklichkeit preußifche Interejfen und 
Ideen maßgebend gewejen waren, indejlen hinterher das Reſultat 
ein deutjches fein fol. Mit diefem inneren Widerfpruche behaftet, 
wird felbit das Gute, was die neuen Einrichtungen an und für ſich 
haben möchten, zulegt doc nur zum Unjegen ausfchlagen können. 
Und was wäre erſt vom Kriftliden Standpunkte aus zu 
fagen, deſſen die preußiichen Hochtories fich To lange gerühmt hatten? 
Ach, es Icheint wol, ihr Chriftentum tft ihnen ganz ebenjo in Pren⸗ 
Bentum aufgegangen, wie ihr Deutichtum, indem ſich ihnen die Ehre 
Gottes zur Ehre Preußens verwandelte, gerade wie die deutjche 
Einheit nur die Folie für die preußiſche Machtſtellung wurde. 
„Chriſtlich-monarchiſch-conſervativ“ hatten fie fich einft 
genannt, aber auch den Conſervatismus hat daſſelbe Schidjal 
getroffen wie die Chriftlichkeit. Er ift jo gut wie verſchwunden, und 
was in bdiefer großen Kataftrophe nod) von Monarchiſsmus 
übrig blieb, erweijt ſich hinterher zu Cäſarismus geworden. 


9 Der preußifche Kriegdminifter Graf Noon an Morik 
von Blanfeuburg, Frühjahr 1874. 


( Denkwürdigkeiten aus dem Leben bed Generalfelbmarjhals Kriegäminifters Grafen 
bon Roon, Bredlau 1892.) 


Die Erfolge von 1866 oder vielmehr die an diefe Erfolge 
gefnüpften Illuſionen von allgemeiner Verſöhnung der politifchen Ge= 
genfäge haben und da erfte Bein gejtellt, jodaß unſere 
Politik ing bedenflidhe Stolpern und Schwanten geraten 
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tft, woraus und zu erretten der Heldeniprung von 1870/71 nicht 
gedient hat; die damit verfnüpfte Beraufchung verhindert die Riide 
fehr zu gejunder Nüchternheit, und fo taumeln wir denn an 
Abgründen hin weiter. 


10 Der nat.slib. Statsrechtslehrer Bluntſchli eonftatiert auf 
Grund eines Gedanfenaustaufched mit Bismarck als Cous 
fequenz des Jahres 1366 den großpreufiichen Einheitsjtat. 
(Johann Kafpar Bluntſchli, Denktwürdiges aus meinem Veben, Nördlingen 1884). 

Die Hauptgefahr, welche diefer [der aus den Ereigniſſen von 
1866 und 1871 erwachſenen] Statsform droht, ift die, daß fie 
fhlieglih in den Einheitsſtat übergeht, in welchem die früheren 
Sonderſtaten nur die Stelle von Provinzen mit relativer Autonomie 
und teilweifer Bejonderheit erhalten. Die Gefahr tft um fo größer, 
als fie durch die natürliche Logik und durd) die wachſende 
Macht des Gejamtftates und dur das erhöhte Gemeingefühl 
herbeigeführt wird. Wenn die Wandlung nicht gewaltſam beſchleu⸗ 
nigt wird, fondern als zeitgemäße Entwidelung ericheint, jo iſt fie 
fogar Vebergang in eine vollfommenere Statsbildung, man darf fie 
daher nicht beflagen. Das Deutiche Reich tft dieſer allmählichen 
Wandlung günftiger als die amerikaniſche Union, obwol auch dieje 
feit dem letzten Bürgerfriege ftarfe Schritte in der Richtung der 
Einheit vorwärts gemadt Hat. Der Hauptgrund des Unterfchiedes 
liegt darin, daß die Macht des Deutfhen Reihe voraus 
auf die Macht des States Preußen bafiertift, und dieſer 
fo groß tft, Daß er nahezu zwei Drittteilederdeutfhen 
Bevölkerung bereit einheitlih zulammenfaßt. Es 
liegt daher weit näher, daß die Hauptmacht Preußen jich 
zum deutſchen Reihe ermweitere, und die Bevölkerung der 
verhältnismäßig ſchwachen Länderftaten es fchließlich vorziehen wird, 
in allen Beziehungen an dem Leben einer Großmadt teilzunehmen. 
Die Wandlung wird eine Weile, vielleiht während ein 
par Geſchlechter aufgehalten, wenn die Landesfürſten fich 
bemühen, die befondern Eulturbedürfniffe ihrer Länder ſorgſam und 
wolmwollend zu befriedigen und in allen Fragen der großen Politik 
treu und opferwillig ſich vom Neiche leiten laßen. Würde das 
partifularifttfche Regiment nachläßig, unfret, defpotifch werden, oder 
würde es der Reichspolitik Schwierigkeiten und Hemmniſſe bereiten, 
fo wäre fein baldiger Untergang nicht aufzuhalten. 
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11. Das Urteil der Speialdempofraten, 
Aus der Rede Wilhelm Liebknechts in der Reichsſstags— 
Situng vom 4 Mai 1880. 
(Stenographiſcher Sitzungsbericht.) 

Und nun die Herrn Conſervativen! Der Herr Abgeordnete 
von Kleiſt-Retzow liebt es ſo ſehr, ſeine Haranguen an die Soctal- 
demokratie zu richten. Ich bedauere ſehr, daß der Herr Abgeordnete 
von Kleiſt-Retzow ſich nicht an ſeine eigenen Partei-Genoßen wendet. 
Ich möchte denn doch einmal fragen, wo iſt denn auf jener Seite 
der Conſervatismus? Unter Conſervatismus verſtehe ich — und 
zwar nad) Ihrer eigenen Theorie — daß man die monarchiſchen 
Snftitutionen wahrt, daß man das Legitimitätöprincip aufrecht erhält, 
daß man für die Rechtscontinuität fümpft. Nun, meine Herrn, Ste 
haben ſich 1866 auf den Boden der Annerionspolitil 
geitelt, d.h. auf den Boden der Revolution von oben. 
Damit ift Ihnen der conjervative Boden unrettbar unter den Füßen 
weggerißen worden. Sie haben von dem Moment an, wo Sie ſich 
für die Vernichtung des Legitimitätsprincips, für das revolutionäre 
Princip der Annerionen, für dag allgemeine Stimmrecht, für bie 
Volksſouverainetät erklärt Haben, aufgehört, eine conjervative Partei 
zu fein. Man Hat auf dieſer Seite des Hauſes (zum Centrum) 
gejagt: Qui mange du Pape en meurt, — wer vom Pabſte ißt, 
der ftirbt; nun, meine Herrn, wir fagen Ihnen: Qui mange 
de la rövolutionen meurt. Sie, meine Herrn Confervativen, 
haben von der Revolution gefoftet und als conjervative Partei find 
Sie zu Grunde gegangen. 


12. Aus ©. ©. Gerviund „Denkſchrift zum Frieden. An 
das preußische Königshans“, verfaßt im Winter 1870/71. 
(8. G. Ger vinus, Hinterlaßne Schriften, Wien 1872). 

.[S. 6] Die Stimme der Geſchichte wird einft — wenn die 
Glorie dieſes Kriegeslvon 1870/71] nicht mehr blenden kann — unerbar⸗ 
mend die Taten der Annexionen bei ihrem wahren Namen nennen, und der 
Name wird, wie jchonend fie verfahre, nicht ſchonend Klingen können. 
[S. 11—12] Ueber all dieje Misftimmungen von 1866 — wird man fich 
heute tröften — jet nun der Schwamm der Taten [von 1870] hinweg: 
gegangen. Wenn man glaubt, daß er fie plöglih und völlig auß- 
Löjche, wird man fich teufchen. Was in diefen Misitimmungen von 
den Launen der Politik eigenfinniger, von Verbißenheit unverbeßer⸗ 
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licher Parteifucht, von Anwandlungen ängſtlicher Schwarzfichtigfeit 
tft; ja auch was darin von gerechtem Tadel über die Misſtände der 
innern preußiſchen Verhältniffe liegt, daS wird der Aufichwung einer 
großen Gegenwart, das wird die Heilkraft der bloßen Zeit verwiſchen. 
Mängel und Gebrechen find das 208 aller menfchlichen Dinge, fie 
können dur) Gewöhnung und PVerbeßerung, dur) Geduld und 
Tätigkeit überwunden werden. Was darin von Selbittreue und Un- 
abhängigfeitögefühl der Stämme, was darin von Anfprichen an 
gerechte Freiheit und Selbjtändigfeit, was darin von Gradheit, 
Rechtsſinn und Gewißenhaftigfeit ift, daS wird zur rechten Zeit und 
Stunde immer wieder lebendig und mit dem fteigenden Selbſtgefühle 
und Kraftbewußtiein in dem deutichen Wolfe immer lebendiger 
werden. Mer es mit Deutſchlands Gedeihen wol meint, der muß 
dag nicht fürchten, fondern Hoffen. Denn das deutiche Volk würde 
jeine natürlichſten und tiefitgelegten Inſtinkte verleugnen, in jedem 
einzeliten feiner Stämme müßte alles Mark vertrodnet fein, wenn 
es anders kommen folltee Der aber hat von deutſchem Volksweſen 
feine Kenntnis und feinen Begriff, der fich denken fann und mag, 
daß aus dem Tode der beiten deutichen Stämme das Leben des 
deutichen Volkes erjtehen werde. 

[S. 12] Plögliche Umgeftaltung gegebener Stats- und Volks⸗ 
verhältniffe, wie fie Deutfchland im Jahre 1866 betrafen, haben 
einen baltbaren Untergrund nur dann, wenn fie treu bei dem Grund- 
riße des alten Statsbaues beharren, und wenn fie in dem fichern, 
von feiner trügertjchen Klügelei beirrten Inftinkte der großen Volks⸗ 
mafje wurzeln, von der fie getragen werden müßen. Der Grund- 
riß des deutſchen Statsbaues war von jeher füde- 
raliſtiſch und nicht einheitlich; und wer für die Geſetze, die der 
Griffel der Geſchichte fchreibt, nur einigen Verftand und einige Ehr⸗ 
furcht hat, der nennt es nicht Zufall, daß alle größeren germanischen 
Statsverbände von Uranfang bündiſch geordnet waren, daß die in den gro⸗ 
Ben Strom des Weltlebens geſtellten germaniſchen Stämme einen Einheits⸗ 
ſtat nie und nirgends, außer im Altern und Ableben ertragen haben. 

[S. 14] So iſt auch in Deutſchland, wie früh oder ſpät es 
ſein möchte, und je ſpäter je entſchiedener, eine föderaliſtiſche 
Reaction gegen die unitariſche Action dieſer Tage 
unausbleiblich, ſo wenig das jetzt glaublich dünkt. 

[S. 16—17] Es iſt ein verhängnisvoller Zuſtand, wenn durch ein 


527 


Regierungsſyſtem die radicaliten und extremſten Parteien in die 
gefunden Principien vorangedrängt werben, nad) denen die Natur 
der Zeiten und der Menfchen hinneigt, in denen dag Regiment voran⸗ 
treten follte..... In der Tat aber tit durd) den Stoß ins Herz des 
Legitimismus und Monarchismus, durch den nad) einer Seite hin 
die edelſten Conſervativen in Religion und Gewißen beirrt wurden, 
zugleich nach der andern Seite den gereizten Geiftern der Beivegung 
ein lebhaft ermunterndes Zeichen gegeben. Man hatte, dieß fteht 
zu fürchten, feine Ahnung von der Bedeutung defjen, was man durch 
diefe Entfeßelung der Revolution von oben getan hat. 

[S. 22—25] Durch die Sprengung des Deutfchen Bundes im 
Sahre 1866 iſt daS deutſche Gebiet zu zwei Dritteln in einen 
allzeit angriffsfähigen Kriegsſtat umgebildet worden, 
in dem man eine ftete Bedrohung für die Ruhe des Weltteils, für 
die Steherheit der Nachbarſtaten argwöhnen fonnte, ohne ein Yeind 
bon Preußen und Deutjchland zu fein... Es iſt nicht Hug getan, 
fih dur Patriotismus blind dafür zu machen, daß die Ereigniife 
von 1866 über den ganzen Weltteil, über daS ganze Zeitalter die 
Gefahren einer Ordnung, die man im Ausſterben geglaubt hatte, 
wieder aufleben machten und zwar vergrößert in einem unverhältnis⸗ 
mäßigen Maßſtabe. Nachdem man jeit einem halben Jahrhundert 
gewünjcht, geftrebt, gehofft Hatte, den foldatifchen Ordnungen der 
friiheren Zeiten mehr und mehr zu entwachlen, die ausſaugende Laft 
der ftehenden Heere vermindert, wenn nicht weggenommen zu fehen, 
iſt bier eine permanente Kriegsmacht von fo furdtbarer 
Weberlegenheit entitanden, wie fie die Zeiten der ganzen auf 
Eroberung und Vergrößerung geitellten Militärſtaten der lebten Jahr: 
hunderte niemals, nicht entfernt gelannt haben, wie fie die Welt 
ſelbſt in der eifernen Zeit der franzöftichen Kriege nicht gejehen Hat; 
wie fie der friegögewaltige Napoleon auf der Höhe feiner Macht, 
ſelbſt als Bundesherr des ganzen Feitlandes von Europa, zu feinen 
ausschweifenditen Riejenentwilrfen gegen Ruſsland nicht einmal vorüber⸗ 
gehend zur Verfügung hatte. 

Diefe Auffaßung der Lage hätte man überjpannt gejcholten, 
wenn fie früher geäußert worden wäre; nach den Erlebniffen von 
1870 wird man fie nicht in Abrede ftellen wollen. Diefe Ereignifie 
haben dieje Krieggmacht noch neu verftärkt und notwendig mit einen 
noch außerordentlich gefteigerten Selbftgefühle erfült. Was nun 
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angendlidlih auch Die Eindrücke und Empfindungen über diele 
wunderbaren Taten und Begebenheiten bei ung und draußen feien, 
wenn Ruhe und Beſinnung wiedergefehrt, wird das Mistrauen 
und die Eiferſucht gegen und erwachen. Plan ruft ung aus 
England die beraufchenden Worte zu: Deutfchland fteht an der Spike 
ber Welt! Aber alle Höhe ifi von Neid und Argwohn bedroht. Wir 
find in unferer Machtſtellung zunächſt an Frankreichs Stelle getreten, 
aber wir werdenallen Haß, den Frankreich auf fi ge- 
zogen hatte, von nun an auf uns gezogen haben... 

Ich bemühe mich umſonſt, mir in der Selbftteufhung des Pa⸗ 
triotismus verhehlen zu wollen, daß die europätfche Welt der Um: 
geitaltung von 1870 in jo tiefem Verdachte zufehen wird, wie zu: 
nächſt Frankreich die Veränderungen von 1866 angejehen Hatte, und 
daß fie eine um fich greifende Fortbildung und Vergrößerung ber 
neuen Macht in dem Herzen de Weltteild jo wenig ertragen 
wird, wie fie je zuvor — nad) den maffigiten Lehren der Gefchichte 
— die ähnlichen Geltaltungen der Dinge, jet e8 in Deutfchland, fe 
es in Frankreich ertragen Hat... 

Die Mistrauen in feinem Entftehen zu erftiden, gibt es nur 
Ein Mittel: Deutſchland wieder zu einem wahren Bundezftat 
zu machen, deſſen Protector nicht ein abjolut gebietender Militärs 
Dictator ift, deffen ganze ftatliche Gliederung eine Friedensbürgichaft 
iit, der feine Kriegsordnung nur für feine Verteidigung bemeße, der 
nie ein Zriegerifches Unkraut jäe, dem es ein Weit fein wird, ein 
Zeitalter der Entwaffnung, eine Friedensagera einzuleiten, bie der 
ſchrecklichen Wucht der Meilitärlaften ein Ende macht, deren Erleich⸗ 
terung in Preußen immer verheißen war für die Zeit, wenn erft die 
Zujammenfaßung der deutichen Wehrkräfte erfolgt fein werde, da in 
Wahrheit fein Militärbudget von 36 Millionen, die e8 1860 betrug, 
1870 auf 60 Millionen, weit über dad Verhältnis des Bevölkerungs⸗ 
zuwachſes geitiegen war. 

Dieſen wahren Bundesſtat unverkennbar zu ſchaf— 
fen, gibt eg nur Ein Mittel: die Herſtellung der ein 
gegangenen Staten. 
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